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herausgegeben  von 

Dr.  Franz  von  Liszt,  Dr.  Georg-  Grusen, 

Geh.  JuäHz.rat,  Professor.  (ierichtsassessor  im  Preuasi.  Justizministoriuni. 

Der  H.  Band  umfasst  das  Strafrecht  der  aussereuropäischen  Kultur- 
staatjen  in  einer  bisher  nicht  annähernd  erreichten  Vollständigkeit  nebst  einem 
Nachtrag  über  die  Veränderungen  der  europäischen  Strafgesetzgebung  seit  1898. 

In  den  beiden  Bänden,  von  denen  jeder  vollkommen  in  sich  abgeschlossen 
ist,  ist  das  Strafrecht  des  gesamten  Erdballs  zur  DarstcUun;^  gebracht. 
Die  folgenden  Bände  veröffentlichen  die  rechtsvergleichende  Darstellung  selbst. 
Die  Bedeutung  des  Werkes  greift  weit  über  das  strafrechtliche  Gebiet  hinaus, 
es  ist  für  Wissenschaft,  Rechtspflege  und  Gesetzgebung  des  In-  und 
Auslandes  gleich  wichtig,  so  dass  es  für  Juristen,  Justiz-  und  Yervraltnngs- 
behttrdeu,  Bibliotheken,  Akademien,  Konsulate,  Vereine  u. s. w.  als  unent- 
behrlich bezeichnet  werden  konnte.  —  Der  erste  Band  erschien  auch  in  fran- 
zösischer Sprache  unter  dem  Titel  „La  l^gislation  pönale  comparöe'^ 

Preis  des  I.  Bandes  für  Subskribenten  auf  das  ganze  Werk  M.  80.—; 
für  Band  I  allein  M.  86. — ;  des  IL  Bandes  bei  Subskription  M.  22. — ;  einzeln 
M.  26. — .  Elegant  gebundene  Exemplare  jeden  Bandes  M.  8. —  mehr.  Die 
Bestellung  zum  Subskriptionspreise  verpflichtet  zur  Abnahme  des  ganzen 
Werkes. 
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Der  geistige  Begründer  und  bisherige  Leiter  dieser  Zeitschrift  ist  ämth 
einen  plötzlichen  Tod  seiner  Thätigkeit  entrissen.  Ein  Jahrzehnt 
lang  hat  er  seine  Arbeitskraft  der  Zeitschrift  gewidmet  nnd  ihr  Grand- 
lage, Richtung  nnd  Ansehen  gegeben.  So  ist  die  Zeitschrift  ein  Organ 
geworden,  dessen  Unentbehrlichkeit  i\ir  die  Pflege  der  internationalen 
Rechtsbeziehnngen  sich  in  seiner  Verbreitang  über  den  ganzen  Erd- 
ball ausspricht 

Die  jüngste  Zeit  hat  den  Ejreis  der  internationalistischen  Angaben 
der  Rechtspflege  in  einem  Mafse  erweitert,  gegen  welches  die  Mhere 
Entwickelung  ins  hst  Unmerkliche  zusammenschrumpft. 

Es  ist  die  Pflicht  der  Zeitschrift,  den  erweiterten  Bedürfnissen  der 
Praxis  und  den  gesteigerten  Aufgaben  der  Wissenschaft  gerecht  zu 
bleiben.  Die  Zeitschrift  soll  fortan  noch  mehr  als  bisher  ein  möglichst 
verlälflliches  Archiv  der  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Litteratur 
des  Auslandes  wie  des  Inlandes  auf  dem  Gebiet  des  internationalen 
Privat-  und  Strafireehtes  sowie  der  Rechtshülfe  sein.  Sie  soll  foner 
die  Regesten  für  die  wichtigere  Gesets^bung  des  In-  und  Auslandes 
auf  allen  Rechtsgebieten  bringen  und  bemüht  sein,  über  alle  That- 
sachen  der  intemationalistischai  Rechtsentwickelung,  wie  internationale 
Vertrttge,  Schiedssprüche,  Kongresse  und  sonstige  Bestrebungen  zu 
berichten.  Sie  wird  sich  dabei  durch  formelle  Grenzlinien  und  lediglich 
logische  Unterscheidungen  nicht  beengen  lassen.  Alle  gegensti&ndlich 
internationalistischen,  wenngleich  formell  innerstaatlichen  Materialien, 
wie  z.  B.  Staatsangehörigkeitsgesetze ,  Prisenreglements,  Prisensprüche, 
Neutralitt&tserklttrungen,  Konsulargesetze  u.  s.  w.  sollen  Berücksichtigung 
finden.  Andererseits  soll  grundsätzlich  kein  Gebiet  des  im  eigentlichen 
Sinn  internationalen  Rechtes  ausgeschlossen  sein. 

Besondere  Pflege  soll  der  wissenschaftlichen  Vertiefung  und  dem 
förderlichen  Ausbau  des  internationalen  Privat-,  Straf-  und  Prozefsrechts 
im  weitesten  Sinn  gewidmet  werden.  Dies  kann  nur  geschehen  in  enger 
Ftlhlung  mit  den  Fortschritten  der  Rechtswissenschaft  des  Auslandes. 
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Die  Entfidtang  der  nationaleQ  Kittfte  in  der  Bichtang  auf  den 
Weltverkehr  fordert  auch  von  der  JnriBpradenz  kosmopolitiBche  Er- 
weiterung. Die  willige  Berücknchtigang  der  G^eeetsgebnng  nnd  Recht- 
sprechnng  des  Auslandes  nicht  nur  theoretisch,  sondern  in  praktischer 
Bethätigong,  gehört  zu  den  Obliegenheiten  der  nationalen  Rechtspflege 
aller  Knltoistaaten.  Die  Intemationalistening  des  Rechtes  entspricht 
dem  wohlverstandenen  nationalen  Interesse  aller  fortschreitendeD  Staaten. 

Als  positiver  Internationalismns  kann  hiemach  vielleicht 
der  leitende  Gesichtspunkt  dieser  Zeitschrift  beaeichnet  werden. 

Die  Freunde  und  Mitarbeiter  der  Zeitschrift,  ohne  deren  Httlf^  die 
gestellte  Au%abe  nicht  erfldlbar  ist,  bitten  der  nunmehrige  Herausgeber 
und  die  Verleger,  auch  fernerhin  der  Zeitschrift  ihr  Wohlwollen  au 
erhalten« 

Tli.  Niemejer.  Duncker  &  Hnmbloi 


Die  Frage  der  Rttckverwoisung  vor  dorn  »ylnstitut  de 

droit  international^ 

Von  Dr.  J.  C.  BmiKftti, 

ProfeiBor  Ar  intematioiiales  Reeht  an  der  UniTerrit&t  Pütia,  ordenfllehes 

Mitglied  des  „Institat  de  droit  intematioiial«. 


BeTor  das  Institat  1898  zu  Haag  sich  veraammelte,  hatte  Bug$aHf 
der  BeriehteiBtatter  der  ersten  mit  dem  Stadium  der  Konflikte  im  Gebiet 
der  geaetageberiflchen  BeBtimmongen  des  internationalen  PrivatrechtB  be- 
trauten Kommiflsion  nachstehende  von  dem  Korreferenten  Laind  dorchw^ 
gebilligte  Besolntion  vorgelegt: 

„Das  fremdländische  Gesetz,  welches  die  lex  fori  zur  Benrtei« 
long  eines  gegebenen  Verhältnisses  ftlr  anwendbar  erklärt,   ist  nicht 
die  fremdländische  Bestimmung  (di^osUian)  des  Cüvilrechts,  sondern 
des  internationalen  Privatrechts ,  welche  der  Bestimmung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  über  die  lex  fori  entspricht**  ^). 
Die  erste  Kommission  des  InstUut  de  droU  internoHonäl^   welche 
mit    der    Untersuchung    der    Konflikte    auf  dem    Gebiet   der   gesetz- 
geberischen Dispositionen  im  internationalen  Privatrechte  beaufbagt  war, 
hat  in  der  Sitzung  zu  Haag  auf  Grund  eines  um&ssenden  Vortrages 
der  Referenten  BuMoH  und  Laind  ab  Beschlub')  die  nachstehenden 
Regeln  angestellt: 

Art  1.  Wenn  ein  Gksetageber,  der  eine  Norm  des  internationalen 
PrivatrechtB  aufstellt,  ein  fremdes  Civilgesetz  ab  von  seinen  Gerichten 
in  einer  bestimmten  Materie  direkt  anwendbar  bezeichnet,  so  darf  er 
die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  an  die  Bedingung  kndpfen,  dals 
sie  auch  von  der  fremden  Gesetzgebung,  deren  Bestandteil  das  in 
Rede  stehende  Civilgesetz  ist,  in  gleicher  Weise  vorgeschrieben  sein 
müsse. 

Art  2.  Verftignngen  des  internationalen  Privatrechts,  welche 
ohne  weiteren  Beisatz  ein  gewisses  fremdes  Gesetz  in  einer  gewissen 


1)  Rapport  pr^emtS  au  nom  de  la  comtnissüm  I  par  M.  3f.  BuMnati 
et  Lain^,  abgeomckt  im  AnntMire  de  VInttitut  de  droit  ifUematianal 
Vol.  XVIII  p.  14  ff. 

2)  Annuaire  de  VlnUitut  de  droit  international  Vol  XVII  p.  36. 
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Materie  für  anwendbar  erklären,  können  aus  keinerlei  Qrtlnden  and 
in  keinem  Fall  von  den  Riditem  als  nach  den  fremden  Regeln  des 
internationalen  PrivatrechtB  in  dieser  Materie  sich  richtend  ausgelegt 
werden. 

Art  8.  Die  Annahme  eines  dem  im  Art  1  angenommenen  sni- 
widerlanfenden  Princips  seitens  des  InstUut  de  droit  miemaUonäl 
würde  mit  den  Beschlüssen,  welche  dasselbe  in  mehreren  Fällen 
der  Anwendung  fremder  Gesetze  ge&Tst  hat,  nicht  im  Einklang 
stehen.  Buasati.    LainS. 

Über  diese  Vorschläge  wnrde  nach  einer  langen  mündlichen  Re- 
lation Bfigeatis,  welcher  den  Inhalt  des  gedmckten  RefSsrats  wieder- 
holte nnd  erläuterte,  die  Diskussion  ertfCnet  Die  Toigeschlageiien 
Thesen,  welche  aufser  den  beiden  Referenten  von  Piüety  Bugtaman/Ue 
und  Fierantoni  aufrecht  erhalten  wurden,  wurden  von  ÄlMric  Bolin^ 
WesÜake,  Hageru^  und  Brma  lebhaft  angegriffen'). 

Ich  restlmiere  in  Kürze  die  Argumente  der  Gegner  und  Vertei- 
diger der  Vorschläge: 

I.  Die  Theorie  der  Rückverweisung  wird  in-  Belgien  geübt  und 
erzielt  dort  günstige  Resultate.  In  Gemäfhheit  derselben  sind  die  in 
Bellen  domizilierenden  englischen  Unterthanen  den  belgischen  Gesetzen 
betrefis  der  Zulässigkeit  der  Ehescheidung  und  deren  Gründe  unter- 
worfen; dies  stimmt  auch  mit  ihrer  Anschauung  überein,  da  sie  als  Eng- 
länder sich  den  Gesetzen  des  Wohnortes  unterworfen  betrachten.  Die 
öffentiiche  Ordnung  Belgiens  leidet  darunter  nicht,  weil  sie  ein  Interesse 
daran  hat,  im  ganzen  Land  nur  ein  Gesetz  ftbr  alle  Familien  zuhaben. 
Die  Kompetenz  des  Nationalstaats  beruht  hier  nicht  auf  der  Thatsaehe 
des  besseren  Kennens  der  Materie,  sondern  darauf,  dafs  er  ein  grölkeres 
Interesse  ftlr  das  hat,  was  das  Wohlbefinden  der  Familien  betrifft.  Man 
mufs  diese  zwei  Kompetenzgrttnde  unterscheiden,  weil,  wenn  der  erstere 
die  Rfickverweisung  gestattet,  der  zweite  sie  nicht  zulälbt    {A.  Boli^) 

II.  In  England  haben  viele  Urteile  das  System  der  Rückverwei- 
sung adoptiert,  allein,  wie  das  bei  den  englischen  Urteilen  immer  der 
Fall  ist,  sie  sind  durch  die  besonderen  Rücksichten,  welche  von  Fall  zu 
Fall  die  Entscheidung  bestimmen,  eingegeben;  das  System  der  RUck- 
verweisung  ist  nirgend  anders  als  bei  der  Rechtsnachfolge  angewendet 
worden,  und  mit  Recht,  weil  die  Rückverweisungstheorie,  wenn  auch  in 
gewissen,  so  doch  nicht  in  allen  Fällen  gut  ist;  die  englischen  Richter, 
da  sie  kein  geschriebenes  Recht  anzuwenden  haben,  sind  befugt,  den 
Dingen  auf  den  Grund  zu  gehen ,  von  Fall  zu  Fall  die  Beweg^ünde 
der  Observanz  oder  das  Verbot  des  nationalen  Rechtes  zu  erforschen; 
dies  Erforschen  wird  sie  in  bestimmten  Fällen  zur  Anwendung  der 
Rückverweisungstheorie  ftlhren.  Wenn  z.  B.  ein  in  Frankreich  domi- 
zilierender Engländer  mit  Hinterlassung  von  Mobiliarverm0gen  in  Eng- 
land stirbt,  und  das  französische  Gesetz  bestimmen  würde,  dafs  diese 
Mobilien    nach   englischem    Gesetz    zu    beurteilen    seien:    müfste   das 


8)  AnntMire  Vol.  XVII  p.  212. 


Die  Frage  der  RückverweiBong  etc.  5 

englische  Recht  diese  RUckTerweisung  ablehnen?  Nein,  weil  das 
englische  Gtesetz,  wenn  es  bestimmt  hat,  dafs  in  Mobiliar-Snccessions- 
flLllen  das  Domizilgesetz  zur  Anwendung  zu  kommen  hat,  es  dies  gethan 
hat,  um  die  legitime  Anwartschaft  des  „de  cujus*^  und  seiner  Ver- 
wandten nicht  illusorisch  zn  machen,  ein  Gnind,  der  dasselbe  ver- 
pflichtet, sich  an  die  Einheit  der  Snccesston  zu  halten;  wenn  es  nun 
in  spede  das  ftanzösische  Gesetz  hinsichtlich  des  Successionsrechtes 
und  nicht  das  ganze  französische  Gesetz  mit  Einschlufs  der  von  ihm 
aufgestellten  Rttckverweisung  anwendet,  so  wtirde  dadurch  bezüglich 
der  in  England  befindlichen  Mobilien  die  Einheit  der  Mobiliarsuccession 
gebrochen  werden,  mit  anderen  Worten,  es  würden  die  Motive  der 
Regel  dem  Wortlaut  zulieb  geopfert  werden.  Andererseits  ist  die 
Wahl  des  fremden  Gesetzes  nicht  willkürlich,  sie  ist  bald  durch  die 
Erwfigung,  dafs  der  fremde  Gesetzgeber  besser  in  der  Lage  ist,  die 
Sache  zu  beurteilen,  bald  durch  die  Notwendigkeit,  ein  nationales  und 
öffentliches  Interesse  zu  garantieren,  geboten.     (WesUake.) 

III.  Es  ist  nicht  an  dem,  dafs  ein  der  Rttckverweisung  huldigender 
Greseta^eber  irgendwie  auf  seine  Souveränität  verzichte,  weil  er  gerade 
durch  seinen  Beschlufs,  die  international  -  rechtliche  Bestimmung  des 
fremden  Gesetzgebers  zuzulassen,  selbst  die  Regel,  welche  er  anzuwenden 
gedenkt,  erwählt;  seine  Wahl  ist  frei  und  legal,  sie  mufs  beachtet 
werden,  weil  er  durch  die  Zulassung  vollständiger  Anwendung  fremder 
Gesetze  oder  auch  der  in  ihnen  enthaltenen  Normen  des  internationalen 
Privatrechts  die  solenne  Scha£fung  der  Gemeinsamkeit  des  internationalen 
Rechts  unter  den  Nationen  begünstigt ;  während  im  Gegenteil  das  System 
der  Nicht-Rückverweisung,  indem  es  die  ausgedehnte  AnwendWkeit 
des  fremden  Gesetzes  ausschliefst,  zu  dieser  Gemeinsamkeit,  an  der  sie 
einen  Gewaltakt  begeht,  nicht  gelangen  kann.     (Hagerup^ 

IV.  Das  von  den  Referenten  aufgestellte  System,  welches  den 
Individuen  den  Genufs  der  von  der  Gesetzgebung  ihres  Vaterlandes 
adoptierten  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  entzieht,  solange 
sie  im'  Ausland  verweilen,  garantiert  deren  Rechte  und  Interessen 
weniger  als  das  System  der  Rttckverweisung;  es  entmutigt  demnach 
ihre  Neigung,  das  Vaterland  zu  verlassen,  und  schafft  so  ein  unwill- 
kommenes Hindernis  für  die  Entwicklung  der  Auswanderung.   (Brusa.) 

V.  Die  Annahme  der  Vorschläge  würde  den  Abschlufs  inter- 
nationaler Verträge  vereiteln,  namentlich  desjenigen  von  Haag  1894, 
welcher  in  der  Ehe-Materie  die  Anwendung  des  Princips  der  Rück- 
Verweisung  stataiert;  es  sei  besser,  der  Wissenschaft  die  Lösung  des 
Problems  zu  überlassen,  welche  übrigens  nicht  in  allen  Fällen  identisch 
sein  könne.    (Eagerup.) 

VI.  Endlich  sei  daran  zu  erinnern,  dafs  v,  Bar,  welcher  der 
Sitzung  in  Haag  nicht  beiwohnen  könne,  eine  Note  gesandt  habe,  in 
welcher  derselbe  die  Auslassungen  der  Referenten  beantwortet  und,  ohne 
auf  die  grundlegende  Diskussion  über  das  Problem  einzugehen,  sich 
zum  Schlüsse  dahin  äufsert:  Je  suis  d^aviSj  que  VInstitui  ferait  fausse 
rouU  en  adoptant  les  propositions  de  M,  M,  les  rapporteurs. 
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Die  Referenten  (Lamd  auch  mit  einer  Beisatsnote  snm  Refamt, 
nntersttltst  von  Pieraiüanif  Piüet  and  Bustamente)  antworteten  EoUn 
übereinstimmend,  dafs  die  öffentliche  Ordnung  mit  der  Frage 
nichts  sni  schaffen  habe,  nnd  wiederholten  alle  die  Argomente,  ans 
welchen  sieh  als  nnjoristisch  nnd  absnrd  ei^ebt,  dafs  der  belgische 
Richter,  welcher  von  seinem  Gesetze  angewiesen  ist,  flber  die  Ehe- 
scheidnngsfiihigkeit  eines  in  Belgien  domisilierenden  Engländers  nach 
englischem  Oesetse  en  nrteilen,  dann  doch  thatsilchlich  ihn  nach  bel- 
gischem Gesetz  abznnrteilen  haben  soll;  wenn  der  Geset^eber  in  Wahi^ 
heit  ein  Interesse  daran  hat,  dafs  ein  Gesetz  für  alle  Familien  gelte, 
warum  hat  er  das  nicht  gesagt?  warum  hat  er  statt  dessen  im  Familien- 
recht die  Geltung  des  Nationalgesetzes  der  Fremden  voigezogen?  und 
wenn  diese  Franzosen  oder  Deutsche  sind,  die  gleichlfidls  in  Belgien 
domizilieren,  wie  stellt  es  der  Richter  an,  um  bei  ihnen  das  belgische 
Recht  anzuwenden? 

Wesäake  wurde  entgegnet,  da(s  das  kontinentale  System  dem 
von  ihm  als  in  England  herrschend  bezeichneten  absolut  entgegengesetzt 
sei,  welches  sich,  wenn  es  wirklich  so  sei,  in  unbegrenzte  Willkür  des 
Richters  ohne  Maxime,  ohne  Sicherheit  für  die  Parteien  auflöse;  dafs 
man  übrigens  auch  in  England  Urteile  im  Sinne  der  Rückverweisung 
hinsichtlich  der  Auslegung  wirklicher  und  eigentlicher  Gesetze  und  nicht 
nur  bezüglich  Gewohnheitsprincipien  finde,  dafs  endlich  in  dem  von  ihm 
gegebenen  Beispiel,  wenn  das  englische  Gesetz  auf  die  Mobiliarsuccession 
das  DomizOsgesetz  des  ^de  cujas*^  angewendet  wissen  wollte,  dessen 
(des  de  cujus)  gesetzliche  Anwartschaft  sei,  dafs  seine  eigene  Succession 
nach  dem  fianzösischen ,  nicht  dem  englischen  Gesetze  geregelt  werde, 
und  dafs  schliefslich  die  Einheit  der  Mobiliarsuccession  (nach  WestlaJce 
Zweck  und  Rechtfertigungsgrund  der  Rückverweisung)  keineswegs  da- 
durch zerstört  werde,  dafs  die  Nachfolge  mit  Einschlufs  der  in  England 
befindlichen  Mobilien  nach  französischem  Recht  beurteilt  wird. 

Brusa  und  Hagerup  wurde  entgegnet,  dafs,  wenn  ein  Gesetz- 
geber, welcher  ein  Gesetz  als  auf  einen  bestimmten  Rechtsakt  an- 
wendbar erklären  kann  (nach  Ansicht  der  Referenten  sogar  mufs), 
sich  darauf  beschriUikt,  ein  Gesetz  zu  bezeichnen,  \^hrend  er  sich  hätte 
fragen  sollen,  welches  die  in  Wahrheit  anzuwendende  Norm  sei,  nicht 
zu  leugnen  sei,  dafs  derselbe  thatsächlich  auf  eine  ihm  zustehende  Be- 
ftignis  verzichte,  und  zwar  absichtlich  und  mit  dem  Bewufstsein,  dafs 
er  dies  thut,  verzichte;  es  ist  nicht  wahr,  dafs  er  so  handelnd  selbst 
die  Norm  wählt,  welche  er  auf  einen  besonderen  Fall  angewendet 
wissen  will,  denn  wenn  z.  B.  der  italienische  Gesetzgeber  die  Absicht 
hätte,  dafs  art,  6  Cod.  civ.  ItaL  im  Sinne  der  Rückverweisung  inter- 
pretiert werden  solle,  so  könnte  die  Norm,  nach  der  die  Rechtsfähig- 
keit eines  Ausländers  zu  beurteilen  wäre,  entweder  die  des  Domizil- 
gesetzes oder  des  Ortes,  an  welchem  er  sich  aufhält  oder  wo  eine 
Obligation  eingegangen  worden  ist,  oder  sein  Nationalgesetz  sein, 
je  nachdem  der  Staat,  welchem  er  angehört,  das  eine  oder  andere  dieser 
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Kriterien  anfttellt;  der  Zofidl  also  und  nicht  die  freie  Wahl  des  italie- 
nischen GesetBgebers  witre  entscheidend. 

£s  sei  überdies  nicht  zatreffend^  daTs  einem  im  Auslände  befind- 
lichen IndiYidanm  sein  gesamtes  heimatliches  Recht  mit  Httlfe  der 
Bttckverweisongsdoktrin  gewahrt  werden  könne;  mit  der  Bttckverweisang 
werden  die  KoniOiktsnormen  seiner  heimischen  Gesetzgebung  aof  ihn 
angewendet,  ohne  die  BttckverweiBang  die  Normen  des  materiellen 
Bechtes,  aber  beides  zugleich  —  niemals.  Bezüglich  der  Behauptung, 
die  von  den  Beferenten  bekämpfte  Doktrin  begünstige  die  förmliche 
Bethtttigung  der  Gemeinsamkeit  des  internationalen  Bedits  und  die  ent- 
gegengesetzte Maxime  verhindere  solche,  so  erklärten  Bueeati  und  LainS^ 
daTs  ihnen  hierfür  jedes  Verständnis  fehle  ^  sofiame  nicht  Brusas  Ideal 
sei,  dafs  die  Konfliktsnormen  samt  und  sonders  im  Sinne  der  Bück-> 
Verweisung  auszulegen  smen:  zu  einer  Gemeinsamkeit  in  diesem  Sinne 
würde  man  allerdings  gelangen,  aber  es  wäre  dies  eine  Gemeinsamkeit 
der  Difformität  und  weit  mehr  die  Gemeinsamkeit  der  Indiffiarenz,  ab 
die  des  Bechts.  —  Aber,  nach  Brusa,  soll  ja  die  der  Bückverweisung 
entgegentretende  Theorie  aufser  der  Störung  der  juristischen  Gemeinsam- 
keit auch  die  Freiheit  der  Auswanderung  beeinträchtigen;  hoffen  wir, 
dafs  zum  Zwecke  der  Widerlegung  dieser  Behauptung  uns  eine  klare 
Darstellung  über  den  verborgenen  Sinn  des  Gtodimkens  derselben  Auf- 
klärung bringe. 

Überraschend  war  es,  dafs  nach  zweitägiger  Diskussion  Hagerup 
erklären  mufste:  j^Je  croia  qu'ü-y-a  ä  cetU  assembUe  beauooup  de 
membres  dans  la  mime  sUuaiion  que  moi:  je  ne  vois  pas  bien  la 
porUe  exade  des  cancliisions^  qu'on  nous  propose,^  Er  sagte  in- 
dessen die  Wahrheit;  die  Schwierigkeit,  oder  besser  gesagt,  die  Ver- 
worrenheit der  Frage  und  das  geringe  Interesse,  welches  die  Sektion 
des  Instituts,  die  sich  vorzugsweise  mit  dem  öffentlichen  Bechte  be- 
schäftigt, ihr  entgegenbrachte,  die  ungenügende  Vorbereitung  einer  An- 
zahl von  Mitgliedern,  die  nach  eigenem  Geständnis  nicht  einmal  das 
gedruckte  und  vier  Monate  zuvor  verteilte  Beferat  gelesen  hatten,  be- 
wirkten, dafs  der  von  der  Mehrheit  wie  eine  Erlösung  angesehene 
Vorschlag  Annahme  fand,  welchen  Boltn^Jacquemyna  gemacht  hatte: 
die  Prüfung  des  Gegenstandes  auf  eine  andere  Sitzung  zu  verschieben: 
y^L^assemhUe  ne  paraissant  pas  encore  sufßsamment  Sclairie  par  la  dS' 
libSrationj  pour  se  prononcer  dts  cette  annü  en  pleine  connaissance  de 
cause.^  EoUn-Jacquemyns  hatte  ganz  Becht,  dafs  das  Institut  zur  Zeit 
nicht  j^suffisamment  Sclair^  jedenfalls  nicht  überzeugt  war  durch  die 
vielen  Entgegnungen  gegen  das  Beferat,  von  denen  nicht  eine  im 
Stande  war,  die  vielen  Grtlnde  der  Beferenten  gegen  die  Bückverweisung 
zu  widerlegen,  ja  nicht  einmal  ernstlich  anzugreifen. 

Doch  eine  Bemerkung  mufs  noch  über  die  Diskussion  gemacht 
werden:  Da  die  Beferenten  den  Art.  27  des  Einftlhrungsgesetzes  zum 
deutschen  Btirgerliehen  Gesetzbuch  als  Beispiel  eines  Gesetzes, 
welches  das  Princip  der  Bückverweisung  in  limitierter  Weise  an- 
nimmt,   citiert   hatten,    wurde  Sieveking   von   Clunet  veranlalst,    sich 
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ttber  Sinn  and  Absicht  dieses  Artikels  za  ttofiMim,  nnd  jener,  welcher 
bei  der  Aosarbeitang  des  Einflihningsgesetzes  mitgewirkt  hatte,  Heis 
sich  nach  einigem  Zögern  mit  der  Antwort  dahin  vernehmen :  ^H 
e^  ä^cuxord  avec  les  rappcrtmn  sur  le  fand  de  Vairi.  1  par  e%a 
propas^j  mais  ü  ne  saurait  porter  un  Udme  sur  Tori.  27:  ü  pense 
que  la  thSorie  du  renvai  n'esi  pas  exacte^  maie  ü  est  partisan  de 
Vart.  27  du  Code  Äüemand^  parce  qu^id  Von  $*e8t  pUtd  non  pas 
au  pomt  de  vue  des  principea  logiquea,  maia  exchmvemeni  ä  ceUä 
des  aohitions  pratiques,  On  dii^  que  le  principe  du  renvoi  est  une 
abdication  de  la  BouoeraineU.  Id^  au  contrairej  le  UguiUxteur  äüemumd 
prononce  VintentUm  de  la  souveraineU,  ceur  &e$t  setdemeni  au  hinifice 
de  la  loi  aUemande  et  non  des  lots  Aranghres,  que  VarL  27  est 
dcrit.  La  hi  cdlemande  ne  consacre  pas  le  princ^e  du  renvoi. 
En  Vopposant  ä  leur  proiet  les  rapporteurs  embarrasseni  fortmuent 
Vorateur,  qui  n'admet  pas  qu'on  agOe  le  principe  du  renvoi  sur 
Vexemple  concret  de  Vart.  27  du  Code  civü  ä  ses  yeux  oranger  au 
problhne,*^  £s  ist  onnütz  hierüber  zu  streiten,  and  genüge  die  Be- 
merkang,  dafs  das,  was  Sieveking  sagt,  richtig  ist,  aber  es  sei  eriaubt 
hieraas  sa  folgern,  dafs  die  Redaktionskommission  des  deatsohen  Ein* 
führangsgesetzes,  indem  sie  nach  Scha£fang  der  Art.  7,  18,  15,  17  nnd 
25  aasschliefslich  za  Gansten  des  deatschen  Gesetzes  den  anglttddichen 
Art  27  beisetzte,  sich  nicht  genügende  Rechenschaft  ttber  die  Wichtig- 
keit and  Tragweite  dessen,  was  sie  gethan,  gegeben  hat 


In  der  Sitzang  za  Neachfttel  1900^)  hat  t^.  Bar  gegen  die  an- 
verändert gebliebenen  Kommissionsbeschlttsse  nachstehende  Thesen  auf- 
gestellt: 

1.  Chaque  tribunal  doU  observer  la  loi  de  son  pays  en  ce  qui  con- 
ceme  VapplicaHon  des  his  Üra/ngbres. 

2.  Fourtant^  s*ü  n'y  a  pas  de  disposition  contraire  expressSj  le  tri- 
hu/ndt^  conform^ment  aux  principes  du  droit  international  prive^ 
doü  respecter: 

a)  la  disposition  dune  loi  ärangbrt^  qui,  en  renongant  de  Uer  ses 
nationaux  quant  au  Statut  personnd  en  pays  kranger^  veut 
que  ce  Statut  personnd  soit  determine  par  la  loi  du  domicüe 
ou  mime  par  la  loi  du  Heu  ou  VacfSj  doni  ü  est  quesHonj 
a  äS  fait. 

b)  la  ddcision  de  deux  ou  phisieurs  legislations  etranghreSy  qui, 
pourvu  qu'il  soU  certain,  qu'une  entre  eües  est  ndcessairement 
compSiente,  s'accordent  en  attribuant  la  d&nsion  dune  question 
ä  la  mSme  Ugislation. 

Er  hat  sie  folgendermafsen  begründet: 

Die  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  sind  nichts  anderes  als 
R^eln,  welche  die  Kompetenz  entweder  des  eigenen  oder  eines  fremden 

4)  Afinuaire  Vol.  XVIII  p,  35  /.  «.  145  /. 
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Rechtes  bezeichnen.  Was  die  Kompetenz  der  eigenen  Gesetze  anlangt, 
so  ist  die  Regel  des  Gesetzgebers  immer  eine  absolute  und  ist  unbe- 
streitbar, dafs  die  Soaverttnität  darunter  leiden  wtlrde,  wenn  sie  in 
diesem  Falle  zoliefse,  dafs  die  Regel  durch  eine  fremd-gesetzliche  Dis- 
position beschränkt  werde.  In  diesem  Punkte  spricht  sich  v,  Bar  voll- 
kommen im  Einverständnis  mit  den  Gegnern  der  Rttckverweisung  aus 
und  schlug  deshalb  den  Art  1  seiner  Thesen  vor.  Aber  ist  es 
vielleicht  ein  Korollarium  unserer  Souveränität,  die  Kompetenz  einer 
fremden  Gesetzgebung  auszudehnen,  welche  darauf  verzichtet  hat,  eine 
Reihe  von  Fragen,  die  in  gleichen  Fällen  unsere  Gesetzgebung  sich 
selbst  unterstellt  hat,  zu  regeln?  Dies  dürfte  sicher  zu  verneinen  sein, 
besonders  in  dem  Falle,  wenn  diese  fremde  Gesetzgebung  die  Frage 
nach  unseren  eigenen  Gesetzen  beantwortet  wissen  will  und  darauf  ver- 
zichtet, sie  zu  regeln.  Jemandem  eine  Kompetenz  aufdringen,  die  er  nicht 
will,  heifst  nicht,  ihn  als  seinesgleichen  behandeln,  sondern  ihm  eine 
Art  Superiorität ,  ein  übernationales  Recht  octroyieren.  Da  nun  alle 
Staaten  unter  sich  gleich  und  sich  gegenseitig  zu  respektieren  ver- 
pflichtet sind,  kann  eine  Kompetenz  nicht  aufgezwungen  werden, 
namentlich  nicht  bei  solchen  Staaten,  welche,  indem  sie  das  Personal - 
Statut  nach  den  Gesetzen  des  Domizils  r^eln,  darauf  verzichten,  ihren 
Angehörigen  ins  Ausland  zu  folgen.  So  betrachtet,  gestattet  die  Theorie 
nicht  diese  ewige  Rückverweisung  von  einem  Gesetz  zum  anderen,  welche 
die  Gegner  fhrcbten.  Aus  diesen  Gründen  schlug  er  die  These  2  a  vor, 
welche  sich  lediglich  auf  das  Personalstatut  bezieht,  weil  v,  Bar  der 
Ansicht  ist,  dafs  die  Rückverweisungsfrage  nur  den  Status  und  die 
Fähigkeit  der  Personen  betrifft  und  im  Sachenrecht  keine  Anwendung 
findet 

Die  These  2b  begreift  Fälle,  ähnlich  dem  folgenden: 

Zwei  Franzosen,  die  in  Petersburg  domizilieren,  schliefsen  dort  die 
Ehe;  die  französische  und  russische  Legislation  sind  darin  einig,  dafs 
die  Rechtsfähigkeit  der  Ehegatten  sich  nach  französischem  Rechte  richte; 
später  wird  über  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  von  dem  Richter  eines 
dritten  Staates  entschieden,  welcher  die  Rechtsfähigkeit  der  Eheleute 
nach  dem  Domizilsrecht  beurteilt  wissen  will ;  nach  v.  Bar  müfste  dieser 
Richter,  die  Norm  seiner  eigenen  Gesetzgebung,  nach  welcher  das  rus- 
sische Recht  zur  Geltung  käme,  im  Stich  lassend,  die  Rechtsfähigkeit 
der  Parteien  nach  französischem  Rechte  beurteilen,  v,  Bar  erklärt 
sich  demnach  dem  Princip  der  Rückverweisung  hinsichtlich  des  Personal- 
statuts gegenüber  günstig,  obwohl  auch  nach  seiner  Ansicht  das  Princip 
der  Rückverweisnng  in  beklagenswerter  Weise  die  Verschiedeheit  der 
Urteile  vermehrt. 

Ein  anderer  entschiedener  Gegner  der  Konklusionen  der  Referenten 
war  WesUdke,  welcher  die  im  Haag  aufgestellte  Ansicht  tfndemd,  sich 
durchaus  als  Anhänger  der  Rückverweisung  erklärte.  Er  überreichte 
eine  Note  mit  nachstehender  Begründung: 

Vom  Standpunkt  des  Gresetzgebers  kann  man  die  Gesetzgebung 
nicht  in  inneres  und  internationales  Recht  abteilen,  dies  ist  eine  Unter- 
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flcheidnng,  welche  nur  der  Theorie  angehOrt    Nehmen  wir  an,  em  Ge- 
setzgeber stelle  folgende  sswei  Hegeln  anf: 

a)  Die  Testamentsfilhigkeit  beginnt  mit  19  Jahren. 

b)  Die  Rechtsfähigkeit  der  Personen  richtet  sieh   nach  dem  Ge- 
setze der  Nation,  welcher  sie  angehören. 

Ohne  die  Regel  b)  hat  die  Regel  a)  keinen  Sinn. 

Wer  erwirbt  die  Testamentsf^higkeit  mit  19  Jahren?  Es  ist  ab- 
solut unmöglich,  diese  Frage  za  beantworten  ohne  ZohOlfeDahme  der 
Regel  b),  welche  die  Kategorie  der  Personen  fixiert,  ftlr  die  der  Ge- 
sefa^eber  sieh  zur  Regelung  der  Rechtsfllhigkeit  berufen  hält  Nach 
b)  bestimmt  a),  dafs  die  Unterthanen  des  Gesetzgebers  mit  19  Jahren 
testamentsf^ig  werden,  und  sagt  nichts  über  die  bei  ihm  domizilierenden 
Fremden.  Wenn  b)  dagegen  ausgesprochen  hlltte,  dafs  die  Testaments- 
fUhigkeit  sich  nach  dem  Domizilsgesetz  richte,  so  htttte  er  festgestellt, 
dafs  die  im  Territorium  des  Gesetzgebers  domizilierenden  Peisonen  mit 
19  Jahren  testamentsfi&hig  werden,  und  hAtte  über  die  im  Ausland 
domizilierenden  Einbeimischen  nichts  bestimmt  Hier  ist  der  Beweis 
dafür,  dafs  die  Regel  a)  an  und  für  sich  betrachtet  ^en  Va4r^  un 
arrangement  de  mots  et  rien  de  plus**^  ist  Mit  uideren  Worten,  West- 
Ulke  bestätigt  und  bekräftigt  die  traditionelle  anglo»  amerikanische 
Doktrin,  nach  welcher  die  Normen  des  internationalen  Rechtes  Be- 
standteile des  internen  Rechtes,  wahre  und  wirkliche  Normen  des 
nationalen  Rechtes  sind.  Der  Gesetzgeber  wendet  also,  nach  WesÜake, 
das  eigene  Gesetz  auf  alle  diejenigen,  welche  in  seinem  Territoriom 
wohnen,  an,  seien  sie  Einheimische  oder  Fremde,  oder  er  wendet  es 
auf  alle  seine  Unterthanen  an ,  ob  sie  auf  seinem  Territorium  oder  im 
Ausland  wohnen,  ohne  jede  Rücksicht  im  ersteren  Falle  auf  seine  im 
Ausland  domizilierenden  Nationalen,  im  zweiten  auf  die  in  seinem  Gre- 
biete  lebenden  Fremden.  Daraus  folgt,  dafs  dem  Gesetzgeber  sich  vor 
allem  die  Normalfklle,  das  ist  diejenigen,  welche  er  für  gewöhnlich  als 
seiner  Gesetzgebung  unterstellt  hält,  und  für  die  er  Gesetze  geben  will, 
darstellen:  so  wird  für  den  dänischen  Gesetzgeber,  welcher  entschei- 
dendes Gewicht  dem  Domizil  beimifst,  der  Normalfall  derjenige  der  in 
Dänemark  domizilierenden  Person  (sei  es  Däne  oder  Fremder)  sein, 
und  für  sie  wird  er  den  Zeitpunkt  der  Majorennität  auf  25  Jahre  fest- 
stellen ;  für  den  italienischen  Gesetzgeber  hing^en,  welcher  das  Schwer- 
gewicht  auf  die  Nationalität  legt,  wird  der  Normal&ll  der  eines  italie- 
nischen Bürgers  sein,  und  er  wird  deshalb  die  Majorennität  auf  21  Jahre 
fixieren.  Allein  der  Gedankengang,  welcher  den  Gesetzgeber  bis  hierher 
geführt  hat,  wird  ihn  noch  weiter  führen;  der  Gesetzgeber,  welcher 
einen  bestimmten  Fall  ab  seinen  Normalfall  betrachtet,  wird  analoge 
Fälle  auch  für  andere  als  normale  und  zu  ihrer  Kompetenz  gehörige 
ansehen;  der  dänische  wird  seinen  Richtern  vorschreiben,  den  auswarf 
Domizilierenden  die  Voll-  und  Minderjährigkeit,  wie  sie  von  den  Ge- 
setzen ihres  Wohnortes  festgesetzt  ist,  zuzuericennen,  und  dasselbe  wird 
der  italienische  Gesetzgeber  thun  zu  Gunsten  der  den  ausländischen 
Nationalen  durch  ihre  respektiven  nationalen  Gesetzgebungen  statuierten 
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Rechte.  Deshalb  wird  der  in  England  wohnende  Däne  als  mit  21  Jahren 
die  Volljährigkeit  erreichend  angesehen  werden,  da  dies  das  englische 
Normaljahr  ist,  und  weil  in  England  das  Domizilsgesetz  gilt;  in  der 
That  bestimmt  auch  das  englische  Gesetz,  dafs  die  in  England  wohnen- 
den Personen  mit  21  Jahren  volljährig  werden.  Dagegen,  wenn  dieser 
Däne  in  Rom  wohnen  würde,  so  würde  ihn  der  dänische  Richter  nicht 
als  mit  25  Jahren  majorenn  ansprechen  können,  weil  das  dänische 
Gesetz  sich  nm  die  auswärts  Domizilierenden  nicht  kümmert,  und  würde 
auch  nicht  sagen  können,  derselbe  sei  mit  21  Jahren  volljährig,  weil 
in  Italien  kein  Domizilsgesetz  besteht;  in  der  That,  obwohl  der  Cod, 
cw,  Itah  den  Art  828  (Die  Grofsjährigkeit  whrd  anf  das  vollendete 
21.  Lebensjahr  festgesetzt)  enthält,  so  ist  doch  diese  Bestimmung  für 
die  gegebene  Frage  ohne  Bedeutung  und  ^un  arrangemeni  de  mots  et 
rien  de  plua*^,  weil  sie  der  Gesetzgeber  nicht  durch  die  Vorschrift  er- 
gänzt hat,  dafs  die  Volljährigkeit  einer  Person  sich  nach  dem  Domizils- 
gesetz richte.  Und  nun  —  was  thnn?  Beim  Mangel  eines  italienischen 
Domizilgesetzes  wird  der  dänische  Richter  y^faute  d^atUre  hi^  sein 
eigenes  Normalgesetz  anwenden  und  diesen  seinen  Mitbürger  mit 
25  Jahren  ftlr  grofsjährig  erklären.  So  wird  auch  umgekehrt  der 
italienische  Gesetzgeber,  wissend,  dafs  für  ihn  der  Normal&ll  ist,  dafs 
ein  Italiener  dem  italienischen  Gesetz  untersteht,  annehmen,  dafs  auch 
ftlr  den  dänischen  Gesetzgeber  die  Norm  sei,  dafs  der  Däne,  auch  wenn 
er  im  Ausland  domiziliert,  vom  dänischen  Gesetz  beherrscht  werde; 
aber  wenn  er  das  dänische  Gesetz  sucht,  so  findet  er  es  nicht,  ein 
Nationalgesetz  ftlr  einen  solchen  Dänen  existiert  nicht:  ^les  advenaires 
du  renvQi  vetdent  ä  tont  prix  que  la  IdgiaHoHon  Danoise  poeside  une 
hi  nationale,  qui  pourrait  s'arroger  compäence,  Mais^  camme  ü  n'y 
a  pas  dana  la  l^gislation  danoise  une  loi  8ur  Väat  et  la  capacüi  des 
personnes  domicüiSes  hors  du  Dänemark,  ü  leur  faut  inventer  cette 
lai  danoisey  puis  taute  une  doctrine  de  legislation*^,  und  der  italienische 
Richter,  da  er  nichts  Besseres  findet,  wird  das  eigene  Normalgesetz  an- 
wenden und  den  in  Italien  domizilierenden  Dänen  wie  einen  Italiener 
mit  21  Jahren  ftlr  selbsttndig  erklären.  Von  beiden  Seiten  wird  dem- 
nach das  Resultat  die  „Rückverweisung*^  sein,  aber  nicht  aus  den 
Gründen,  welche  ftlr  sie  gegeben  zu  werden  pflegen,  und  folgeweise, 
ohne  dafs  sich  die  Notwendigkeit  oder  Möglichkeit  einer  weiteren  Rück- 
verweisnng  mit  dem  nimmer  endenden  laum  ^etiftts-Spiel ,  zu  dem  sie 
ftlhren  würde,  ergiebt  — 

Schliefslich  waren  zwei  weitere  Gegner  der  Referenten  Bogwin 
und  Weife  \  ersterer  wohl  nicht  so  sehr  hinsichtlich  des  wissenschaftlichen 
Problems,  als  aus  Furcht,  es  möge  die  Verwerftmg  der  Rückverweisung 
indirekt  diejenige  des  Art  54  der  schweizerischen  Bundesverfassung 
nach  sich  ziehen,  der  zweite,  weil  die  vorgeschlagenen  Thesen  der  Re- 
ferenten den  Vollzug  der  ausländischen  Urteile  noch  schwieriger  machen 
würden,  als  dies  die  gegnerische  These  thue,  und  noch  aus  einem 
anderen  Grunde:  Nehmen  wir  an,  sagte  Weife ^  ein  Engländer  ftlhre 
einen  Prozefs  in  Frankreich  betrefib  seines  Status  und  Rechtsfähigkeit, 
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das  französische  Gesetz  erkläre,  die  Frage  richte  sich  nach  englischem 
Gesetz,  dieses  aher  entscheide,  dafs  das  Domizilgesetz  dem  nationaleo, 
d.  i.  dem  englischen,  weichen  müsse.  Aber,  wo  ist  hier  ein  Konflikt? 
Wenn  das  persönliche  Gesetz  sich  dem  territorialen  bengt,  wamm  sollte 
dieses  das  Geschenk  nicht  annehmen?  Wamm  sollte  es  sich  königlicher 
erweisen  als  der  König,  kirchlicher  als  die  Kirche,  fremder  als  der 
Fremde?  ^Le  droit  ifdemaüfmäl  ne  repose  phts  8ur  la  comitas; 
les  nations  ne  $e  fönt  pas  des  poliieBses,  comrne  les  individm,^  Der 
lieferent,  BuzuUi^  welcher  der  alleinige  Vertreter  der  Thesen  geblieben 
war  (Laine  war  bei  der  Sitzung  in  Neachfttel  nicht  anwesend),  ver- 
sachte  die  vielen  Einwendungen  der  Gegner  Punkt  fOr  Punkt  zu  wider- 
legen und  &nd  dabei  von  manchen  Kollegen  Unterstützung  (Asser^ 
Catdlaniy  JPüUty  Lyon-Ccten,  Benandtf  Streit).  Die  Grtbide,  mit 
welchen  die  Verwerfung  der  Rückverweisung  siegreich  dnrchgefilhrt 
wurde,  waren: 

I.  Die  Frage  ist  generellen  Charakters ;  sie  betrifft  nicht  blofs  die 
Frage  des  Persönalstatuts ;  eine  umfassende  Jurisprudenz  zeigt  dies,  und 
hinsichtlich  der  Anwendung  der  Rückverweisung  im  Sachenrecht  genügt, 
an  alle  die  englischen  Urteile  im  Erbrecht  und  bezüglich  der  beweg- 
lichen Güter  zu  erinnern  (der  Referent).  Das  griechische  Gesetz  be- 
stimmt, dafs  die  Nachfolge  in  unbewegliches  Gut  durch  die  lex  rei 
sitae,  in  bewegliches  durch  die  lex  domicilii  des  ^de  cujus"  geregelt 
werde;  wenn  ein  in  Italien  domizilierender  Grieche  mit  Hinterlassung 
von  Immobilien  in  Frankreich  stirbt,  und  der  italienische  Richter  den 
art.  8  tit.  prelim.  Cod.  civ.  Ital.  im  Sinne  der  Rückverweisung  inter- 
pretiert, wird  er  das  italienische  Gesetz  auf  die  Mobilien,  das  fran- 
zösische auf  die  Immobilien  anwenden;  hier  liegt  ein  Beispiel  der  An- 
wendung der  Rückverweisung  auf  dingliche  Rechte,  noch  dazu  mit  der 
Konsequenz  eines  Bruches  der  Einheit  in  der  Succession  gegen  den 
Willen  des  italienischen  Gesetzes,  vor.     (Streit.) 

n.  Die  von  einem  Gesetzgeber  adoptierten  Normen  des  inter- 
nationalen Rechts  haben  Geltung,  Charakter,  Zweck  verschieden  von 
denen  des  internen  Privatrechtes;  man  darf  sie  nicht  über  einen 
Leisten  schlagen,  wie  Westlake  thut,  eine  und  die  andere  haben  eine 
bestimmte  Bedeutung  und  Sinn,  auch  einzeln  betrachtet  Es  ist  nicht 
lichtig,  dafs  der  Gesetzgeber,  mag  er  das  System  der  Nationalität  oder 
das  des  Domizils  aufrecht  erhalten,  in  einem  Falle  nur  einen  Unter- 
thanen,  im  zweiten  nur  die  in  seinem  Lande  Domizilierenden  meine; 
der  Art.  6  des  Cod.  Itat.  spricht  von  der  Person;  Westlake 
selbst  spricht  in  seinem  Satz  b)  von  der  ^capacUe  des  personnes^  und 
daher  nicht  blofs  ausschliefslich  der  Nationalen  oder  ausschliefslich  der 
Fremden.  Wenn  der  Gesetzgeber  seine  Aufgabe  erfüllen  will,  so  mofs 
er  das  Individuum  als  solches  ins'  Auge  fassen  und  für  dasselbe  die 
Norm  des  internationalen  Privatrechts  feststellen  und  nicht  erst  die 
eigene  Kompetenz  auf  die  Unterthanen  oder  die  in  seinem  Territorium 
Wohnhaften  beschränken.     Die  Theorie,  die  eigenen  Werke  der  Väter 
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der  RüekTerweisong,  die  G^esehichte  sprechen  dagegen,  dafs  der  Gesetz- 
geber sieh  nicht  fUr  die  bei  ihm  lebenden  and  Recht  sachenden  Fremden 
oder  seine  eigenen  im  Ausland  wohnenden  Konnationaien  interessiere. 
(Berichterstatter.) 

ni.  Wahr  ist,  dafs  mit  WesÜakes  Theorie  die  anendliche  Rück- 
verweisang  einer  G^esetzgebang  zor  anderen  vermieden,  ja  unmöglich 
gemacht  würde,  aber  diese  Theorie  hat  andere  Grandmängel.  Wenn 
ein  Däne  in  Italien  domiziliert,  ist  die  Annahme  unverständlich,  dafs 
es  ftlr  ihn  dort  kein  Domizilgesetz  geben  soll;  hat  etwa  in  dem  Terri- 
torium, wo  er  sich  niedergelassen,  nicht  der  italienische  Cod.  civ,  Gel- 
tung? Nun,  das  ist  eben  sein  Domizilgesetz,  das  Gesetz  des  Ortes,  an 
dem  er  sich  sefshafl  gemacht  hat ;  das  kann  und  mufs  fllr  den  dänischen 
Gesetzgeber  gentigen,  ohne  dafs  es  noch  einer  ausdrücklichen  Bestim- 
mung des  italienischen  Gesetzgebers  bedürfte,  dafs  die  bei  ihm  domi- 
zilierenden Personen  seinem  Gesetz  unterworfen  sind.  Zudem  sind  die 
logischen  Folgerungen  aus  WesÜakes  Prämissen  nicht  schlüssig.  Nach 
seiner  Doktrin  darf  der  dfinische  Richter  auf  seinen  in  Italien  wohn- 
haften Mitbürger  das  dänische  Gesetz  nicht  anwenden,  weil  dieses  für 
dieses  Individuum  sich  nicht  interessiert,  und  kann  ihm  ein  italienisches 
Gesetz  nicht  aufhalsen,  weil  kein  italienisches  Domizilsgesetz  existiert; 
da  kommt  er  denn  schliefslich  dazu,  das  dSnische  Gesetz  anzuwenden, 
dasselbe  Gesetz,  welches  er  am  Anfang  ausgeschlossen  hat,  und  dies 
nur,  um  j^faute  de  mieux*^  ein  Ende  zu  machen:  ^C'est  Ja  volonte 
probable  du  Ugklaieur  (danois)  et  est  egälemeni  le  devoir  des  juges  en 
tont,  qu'une  volonte  contraire  du  l^gislateur  ne  ressort  pas  de  ses  pro- 
dä^.^  Wie  kann  das  y^la  volonte  probable  du  ISgislateur"^  sein,  wenn, 
um  ihn  (den  Willen)  festzustellen,  man  davon  ausgeht,  dafs  der  Gesetz- 
geber sich  um  diesen  seinen  Unterthan  nicht  kümmert?  Wie  ist's 
möglich  zu  sagen,  es  liege  ^une  volonte  contraire  du  legislateur^  nicht 
vor,  wenn  es  mit  seinem  Willen  geschieht,  dafs  der  Richter  in  Italien 
das  Gesetz  suchen  geht,  das  er,  wenn  auch  nicht  blind,  nicht  finden 
kann.  Für  Wesüahe  ist  art.  323  Cod.  cw,  Jtol.:  „un  atra/ng^nent 
de  nwts  et  rien  de  plus^,  und  schliefslich  kommt  er  zur  Anwendung 
eines  dänischen  G^esetzes,  welches  einen  anderen  Fall  begreift  und 
welches  —  die  Prämissen  WesOakes  angenommen  —  ebenso  und  noch 
weniger  ^stent  und  ebenso  und  noch  mehr  „un  arrangement  dt  mots 
et  Wen  de  plus*^  ist  als  Art  328.     (Referent) 

IV.  Der  Grundgedanke  der  Lehrsätze  v,  Bars  und  WestlaJces 
ist  der,  zu  verhindern,  dafs  ein  Staat  einem  anderen  eine  Kompetenz 
zuspreche,  welche  dieser  ausschlagt  Aber,  wenn  sie  darnach  gezwungen 
sind,  zuzugeben,  dafs  der  italienische  Staat  das  Recht  hat,  den  in  Eng- 
land domizilierenden  Italiener  nach  seinem  eigenen  Gesetze  behandeln 
zu  lassen,  und  der  englische  Staat  ebenfalls  berechtigt  ist,  ihn  nach 
seinem  englischen  Gesetz  zu  beurteilen,  reduziert  sich  ihr  Raisonnement 
auf  folgendes :  Unser  Gesetz  kann  einem  fremden  Staat  nicht  eine  Kom- 
petenz zusprechen,  welche  dieser  verweigert,  aber  es  kann  sich  selbst 
recht  wohl  eine  Kompetenz  zul^en,  die  ein  fremder  Staat  ftlr  ihm  eigen 
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eAlXrt  Hier  liegt  der  Irrtum  dieser  Doktrin.  Anderen  die  Kompe- 
tenz nehmen,  nm  sie  sich  zoznlegen,  ist  jedenfalls  schwerwiegender, 
ab  anderen  eine  Kompetenz  zugestehen,  wcdche  diese  verweigern.  Man 
ftkgt  mir  ohne  Zweifel  eine  grtffsere  Beleidigung  zu,  wenn  man  mir  ein 
Recht  verweigert,  das  mir  zusteht,  als  wenn  man  mir  ein  solches  zu- 
spricht, das  ich  nicht  za  haben  glaabe.  Die  Kompetenzen  verschiedener 
Staaten  za  koordinieren  ohne  gegenseitige  ^empiHemetiis'^  (filngriffa), 
ist  und  wird  immer  unmöglich  sein,  so  Irage  nicht  alle  Staaten  ein 
einheitliches  internationales  Rechtssystem  annehmen.  (Berichterstatter, 
Streit^ 

y.  Mit  dem  System  der  Rttckverweisong  wird  man  keine  Min- 
derong  sich  widersprechender  Urteile,  noch  grOfsere  Vollzagserleichte- 
rang  für  aosländische  Urteile  erreichen.  (Berichterstatter,  PiUd^ 
CaieOantj  Streu.) 

VI.  Der  Grand,  welchen  Weifs  zar  Unteisttttzang  seiner  Ansicht 
anführt,  dafs  ^camitas^  nicht  mehr  die  Orandlage  des  internationalen 
Privatrechts  sei,  führt  logischerweise  za  dem  ScUab,  die  Rttckverwei- 
song za  verwerfen,  nicht  sie  anzunehmen.  (Berichterstatter,  Asser ^ 
Catellam) 

VII.  Den  art.  3  Cod.  eü?.  Frame,  dahin  auszulegen,  dafs  er  die 
fremden  Konfliktsnormen  begreife,  heifst  nicht,  das  französische  Gesetz 
interpretieren,  sondern  es  verkehren«  Die  neue  Rückverweisungstheorie 
hat  alle  älteren  französischen  Rechtslehrer,  welche  nie  im  entferntesten 
an  sie  gedacht  haben,  gegen  sich.    (PilXUt\) 

Vin.  Die  gewöhnliche  Frage  angesichts  der  internationalen  Privat- 
rechtsfUle  ist,  welches  Gesetz  der  Natur  der  zur  Entscheidung  stehenden 
Angelegenheit  entspreche;  diese  Frage  läfst  sich  in  sehr  venchiedener 
Weise  beantworten,  nur  nicht  durch  die  Überlassung  der  Beantwortung 
an  ein  fremdes  Gresetz,  welches  nicht  weiüi,  welche  Sache  zu  ent- 
scheiden ist.     (Pmdj  CaUUaniJ 

IX.  Das  internationale  Privatrecht  ist  dem  Ofientlichen  Recht  unter- 
geordnet Der  Geseta^ber,  welcher  die  Normen  des  Gesetzes  fest- 
zustellen hat,  wOrde  seine  Pflicht  nicht  erfüllen,  wenn  er  nicht  selbst 
das  anzuwendende  nationale  Recht  bestimmen  würde.  Wenn  er  diese 
Au%abe  einem  fremden  Gesetzgeber  ttbeiläfst,  so  erfüllt  er  nicht,  son- 
dern er  vemachlärsigt  seine  Pflicht     (POlet.) 

X.  Das  System  der  Rttckverweisung  vermehrt  die  Rechtsunsicher- 
heit     (PiUet.) 

Alle  diese  Argumentationen  und  mehr  noch  die  Vorztlglichkeit  der 
Thesen  brachten  die  grofse  Mehrheit  des  Instituts  zur  Annahme  fol- 
gender Regel: 

^Quand  la  lai  dun  AcA  rigls  un  conflU  de  loi»  en  mati^  de 
droit  privSf  ü  est  ddsiräble ,  qu'dle  ddsigne  la  diaposition  mSme^  qui 
doU  0re  appliquie  ä  chaque  esphce  et  non  la  disposUion  itrangbre 
sur  le  conflü^  dont  ü  s^agit. 
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Diese  so  redigierte  Regel  wurde  im  Einverständnis  mit  dem  Re- 
ferenten, Assefj  Lyon-Caenj  BmauU  und  Descamps  an  die  Stelle  des 
Art.  1  des  Vorscblags  (der  Referenten)  gesetzt;  die  Art  2  und  8 
wurden  im  Lauf  der  Diskussion  auf  Anstehen  Assen  vom  Referenten, 
welchem  hauptsSehlich  das  Schicksal  des  Art  1,  des  wichtigsten  von 
allen,  am  Herzen  lag,  zurückgezogen. 

Fttr  die  vorgeschlagene  Regel  votierten:  Asser^  Boiceau,  BtuUfoHj 
CateOamy  Corsij  DescampSy  Dupuis,  Fatichülef  HiUy,  HoUand,  Keheägy^ 
LehTy  V.  Liszt^  lA/an-Cdieih  Mtdosi^  BmauU^  Bostworotcshi^  Bosskowski^ 
SacerdoU,  StreU  imd  VestnUA.  Zu  bemerken  ist,  da(s  PtUety  Chr^imj 
ThäOeff  sämtUcb  Gegner  der  Rttckverweisung,  der  Abstimmung  nicht 
beiwohnen  konnten,  weil  sie  Nench&tel  verlassen  mufsten. 

Gegen  die  Regel  stimmten:  v.  Bar^  Brtisa,  Harburger ^  Bogum^ 
Weifs  und  WesOahe. 


Der  internatlonaie  Kongrers  fOr  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft in  Paris. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  F«14  in  MainE. 

Es  war  ein  glücklicher  Gedanke  der  Leitung  der  Gesellschaft  für 
vergleichende  Gesetzgebung,  in  Paris  gelegentlich  des  grofsen  Festes 
der  Arbeit  and  Eoltor,  welches  vom  Mai  bis  November  in  der  fran- 
zösischen Hauptstadt  gefeiert  wurde  und  einen  so  überaus  glänzenden, 
in  der  Erinnerung  jedes  Teilnehmers  unauslöschlichen  Eindruck  machte, 
einen  Internationalen  Eongrefs  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  zu 
veranstalten.  Der  Appell,  mit  welchem  sich  die  Gesellschaft  an  die 
gelehrten  Gesellschäften  und  diejenigen  Juristen  wandte,  bei  denen  ein 
Interesse  für  die  Fortentwickelung  des  internationalen  Rechts  im  wei* 
testen  Sinne  vorausgesetzt  werden  konnte,  erfreute  sich  der  wärmsten 
Aufnahme;  auf  allen  Seiten  entsprach  man  demselben  und  erklärte  sich 
bereit,  mitzuwirken  bei  der  Vorbereitung,  um  das  Zustandekommen  zu 
sichern.  Am  81.  Juli  wurde  der  Kongrefs  in  dem  Festsaale  der  Rechts- 
fakultät  durch  Georges  Picotj  den  Vorsitzenden  der  Gesellschaft  für  ver- 
gleichende Gesetzgebung,  in  Anwesenheit  von  etwa  800  Teilnehtnem 
eröffnet,  welche  zum  Teile  aus  weiter  Feme  herbeigeeilt  waren,  um 
mit  dem  Genufs  der  Sehenswürdigkeiten  der  Ausstellung  die  ernste 
Arbeit  im  Dienste  der  völkereinenden  Idee  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft zu  verbinden.  Verschiedene  Staaten  waren  durch  offizielle 
Delegierte  vertreten,  nämlich  Frankreich,  Belgien,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Monaco,  Rufsland 
und  der  kleinste  der  Kleinstaaten,  San-Marino.  Die  Eröffiiungsrede, 
welche  Picot  hielt,  zeichnete  sich  durch  jene  geistreiche  Rhetorik  und 
blendenden  Apercus  aus,  die  man  als  Eigentümlichkeit  der  französischen- 
Reden  seit  langer  Zeit  kennen  zu  lernen  und  zu  schätzen  Gelegenheit 
gehabt  hat  Der  hohe  Wert  der  rechtsveigleichenden  Studien  für  den 
Gesetzgeber  wurde  von  ihm  besonders  betont ;  er  wies  darauf  hin,  dafs 
es  nicht  genüge,  die  ausländischen  Gesetzestexte  zu  kennen,  vielmehr 
erforderlich  sei,  sich  darüber  zu  unterrichten,  wie  sich  ihre  Handhabung 
und  Bewährung  im  praktischen  Leben  im  einzelnen  gestalte.  Nur  auf 
Grund  dieser  praktischen  Bewährung  kann  die  Unifikation  des  einen 
und  anderen  Rechtszweiges  in  die  Hand  genommen  werden. 
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Wie  bei  den  meisten  juristischen  Kongressen  fiel  der  Schwerpunkt 
der  Arbeit  in  die  Thätigkeit  der  Sektionen,  welche  sich  auf  Grand  der 
zahlreichen,  gedruckt  vorliegenden  Berichte  mit  den  ihnen  zugewiesenen 
Fragen  be&fsten.  Der  Kongrefs  zerfiel  in  sechs  Sektionen;  der  ersten 
war  die  allgemeine  Theorie  und  Methode  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft zugewiesen,  insbesondere  ihre  Geschichte,  ihre  Beziehung 
zu  den  verschiedenen  Zweigen  des  Rechts,  zur  Kriminalpolitik,  Volks- 
wirtschafbalehre  und  Sociologie;  die  zweite  beschäftigte  sich  mit  dem 
internationalen  Privatrecht,  die  dritte  mit  Handelsrecht,  die  vierte  mit 
bürgerlichem  Recht,  die  ftinfte  mit  öffentlichem  Recht  und  die  sechste 
mit  Kriminalpolitik.  Aus  den  ebenso  umfangreichen  wie  interessanten 
Verhandlungen,  die  sich  auf  zahlreiche  wichtige  Fragen  aktuellen  Cha« 
rakters  aus  dem  weiten  Gebiete  des  verglei<ihenden  Rechts  bezogen,  sei 
folgendes  hervorgehoben: 

Was  die  Theorie  und  Methode  der  Rechtsvergleichung  anlangt,  so 
kam  in  den  Verhandlungen  die  Überzeugung  zum  Ausdruck,  dafs  die 
Rechtsvergleichung  als  unabhKngige  Wissenschaft  zu  betrachten  sei, 
wesentlich  verschieden  von  der  vergleichenden  Gesellschaftswissenschaft 
und  der  Geschichte.  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  soll  dahin 
streben,  die  Ideen  darzulegen,  welche  den  zu  einer  bestimmten  Zeit  be- 
stehenden Verkörperungen  des  juristischen  Lebens  bei  den  verschiedenen 
Völkern  gemeinsam  sind.  Im  Zusammenhang  mit  diesen  mehr  abstrakten 
Diskussionen  wurde  von  dem  Kongreis  der  Vorschlag  eines  der  ameri- 
kanischen Delegierten  erörtert,  welcher  bezweckte,  die  Einsetzung  einer 
internationalen  Kommission  herbeizuführen,  deren  Aufgabe  es  sein  solle, 
das  Projekt  der  Errichtung  eines  Bureaus  in  Paris  behu&  Sammlung 
der  Gesetze  und  Entscheidungen  der  verschiedenen  Staaten  zu  studieren 
und  Vorschlage  zu  seiner  Ausführung  zu  machen.  Der  Kongrefs  nahm 
denselben  ohne  Widerspruch  an  und  setzte  eine  permanente  Kommission 
zu  diesem  Behufe  ein;  es  handelt  sich  hierbei  einerseits  um  die  Samm- 
lung der  Gesetzestexte  der  verschiedenen  Lftnder,  die  daselbst  ergangenen 
Entscheidungen  und  ihre  Veröffentlichung,  sodann  um  die  Begünstigung 
der  einheitlichen  Regelung  gewisser  Zweige  des  Rechts,  um  die  Er- 
leichterung der  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  geltendes  Recht  (Cer- 
tificats  de  cotäume)  und  schliefslich  um  die  Zusammenbemfung  eines 
neuen  Kongresses,  welchem  die  Beratung  dieser  Punkte  sowie  die  Be- 
schlnfsfassung  über  die  von  der  Kommission  gemachten  Vorschläge  vor- 
behalten bleiben  soll  Dieser  Beschlufs  des  Kongresses  mufs  als  ein 
für  die  Entwickelung  der  internationalen  Rechtsverhältnisse  sehr  be- 
deutungsvoller bezeichnet  werden;  gelingt  es,  die  soeben  angegebenen 
Wünsche  zu  erfüllen,  so  würde  dies  für  die  Praxis  des  internationalen 
Rechtsverkehrs  noch  von  ungleich  höherem  Werte  sein  als  für  die 
Wissenschaft,  denn  es  ist  bekannt  und  oft  genug  hervorgehoben  worden, 
dafs  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Ermittelung  des  in  einem 
anderen  Lande  geltenden  Rechts  und  der  daselbst  bestehenden  Recht- 
sprechung entgegenstellen,  zuweilen  aufderordentlich  erheblich  sind,  und 
es  vieler  Bemühungen   und   eines   grofsen  Zeitaufwandes    bedarf,    um 
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darüber  Herr  zu  werden.  Jeder  Versach,  welcher  gemacht  wird,  um 
diese  Hindernisse  durch  £rrichtang  einer  Centralstelle  za  beseitigen,  ist 
deshalb  des  Beides  allenthalben  sicher,  und  man  wird  in  keinem 
Lande  es  unterlassen,  die  erfolgreiche  Ausführung  desselben  nach  Mög- 
lichkeit zu  fordern.  Wir  glauben  daher,  dafs  der  von  dem  Internatio- 
nalen Kongrefs  in  dieser  Hinsicht  ge&fste  Beschluis  als  eine  für  die 
Dauer  wertvolle  Kundgebung  der  juristischen  Kreise  zu  bezeichnen  ist 
und  der  in  ihm  enthaltene  Gredanke  nicht  mehr  verloren  oder  aufgegeben 
werden  wird.  Man  kann  verschiedener  Ansicht  darüber  sein,  auf 
welchem  Wege  derselbe  am  besten  verwirklicht  werden  soll,  und  es  ist 
wahrscheinlich,  dafs  längere  Zeit  verstreichen  dürfte,  bis  die  An- 
schauungen sich  darüber  geklärt  haben;  aber  soviel  ist  sicher,  früher 
oder  später  wird  man  diesen  Gedanken  verwirklichen,  denn  er  ent- 
spricht einem  dringenden  Bedtlrfois  unserer  Zeit  und  findet  seine  Recht- 
fertigung in  der  Entwickelung  der  internationalen  Verkehrs-  und  Wirt- 
schaltsverhältnisse ,  die  mehr  und  mehr  dahin  drängen,  Air  die  auf 
gleicher  Kulturstujfe  stehenden  Völker  die  Schranken  des  Raumes  und 
der  Entfernung  zu  beseitigen. 

In  der  Sektion  für  Handelsrecht  erörterte  man  zunächst  die  Stel- 
lung der  ausländischen  Handelsgesellschaften  und  sodann  eine  Reihe 
von  wechselrechtlichen  Fragen;  es  eigab  sich  aus  der  Diskussion  der 
erstgenannten  Materie,  dafs  die  in  den  verschiedenen  Staaten  bezüglich 
der  Voraussetzung  der  Zulassung  ausländischer  Handelsgesellschaften 
geltenden  Systeme  zum  Teile  noch  sehr  voneinander  abweichen ;  immerhin 
ist  diese  Abweichung  nicht  so  bedeutend,  um  die  auf  gleichmäfsige 
R^elung  gerichteten  Bestrebungen  von  vornherein  als  aussichtslose  er- 
scheinen zu  lassen.  Das  Bedürfnis  einer  solchen  Ordnung  wurde  durch 
die  Verhandlungen  offenbar,  in  noch  höherem  Mafse  allerdings  das  Be- 
dürfnis einheiüicher  Ordnung  des  Wechselrechts ;  man  verkannte  freilich 
nicht,  dafs  die  Hindemisse,  welche  der  Befriedigung  dieses  Bedürfiiisses 
entgegenstehen,  doch  wesentlich  erheblicher  sind,  als  man  in  den 
Handelskreisen  vielfach  anzunehmen  geneigt  ist 

Die  Abteilung  für  bürgerliches  Recht  beschäftigte  sich  mit  dem 
Rechte  der  juristischen  Persönh'chkeit  und  dem  ehelichen  Güterrecht; 
bei  der  erstgenannten  Materie  liefs  sich  feststellen,  dafs,  trotz  aller  Ver- 
schiedenheiten der  Gesetzgebungen,  gewisse  für  den  Erwerb  und  die 
Verleihung  der  Rechtspersönlichkeit  mafsgebliche  Ideen  in  allen  oder 
&8t  allen  Gesetzgebungen  anzutreffen  sind,  so  dafs  auch  insoweit  die 
Tendenz  einheitlicher  Entwickelung  nicht  bestritten  werden  kann. 
Anders  verhielt  es  sich  mit  dem  ehelichen  Güterrecht;  in  Ansehung 
dieses  läfst  sich  eine  derartige  Tendenz  kaum  nachweisen;  die  Ideen, 
auf  denen  die  verschiedenen  Gesetzgebungen  beruhen,  sind  zum  grö&ten 
Teile  voneinander  sehr  verschieden,  was  sich  daraus  erklärt,  dafs  das 
eheliche  Güterrecht  durch  sitüiche  Anschauungen  und  Erwägungen  wirt- 
schaftlichen und  socialpolitischen  Inhaltes  wesenüich  beeinflufst  wird. 
Auch  tritt  bekannüich  gerade  hierbei  die  Bedeutung  der  Volkssitte  und 
die  Macht  der  Tradition  ganz  besonders  zu  Tage,   wie  sich  in  höchst 
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interessanter  Weise  ans  den  dem  Eongrefs  ttberreichten  Berichten  tlber 
das  in  den  verschiedenen  Gegenden  Frankreichs  thatsSchlich  zur  An- 
wendung gelangende  eheliche  Ottterrecht  ergiebt. 

In  der  Abteilang  für  internationales  Privatrecht  fimd  die  YoU- 
streckong  anslHadischer  Urteile  eine  sehr  erschöpfende  Behandlung ;  man 
war  hierbei  ziemlich  einig  darüber,  dafs  die  beste  Methode  fbr  die 
R^elong  darin  bestehe,  eine  Übereinstimmung  von  Staat  zu  Steat  an- 
zubahnen; der  Abschlufs  eines  internationalen  Übereinkommens  fbr 
mehrere  oder  viele  Staaten  schien  allzugrofiie  Schwierigkeiten  zu  bieten. 

In  der  Abteilung  fUr  öffentliches  Hecht  befafste  man  sich  mit  der 
Entwickelung  des  Parlamentarismus  und  der  Proportionalvertretung;  es 
vnrd  vielleicht  fUr  die  weitere  Behandlung  des  Problems,  auf  welche 
Weise  es  möglich  ist,  die  Minderheiten  in  den  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen und  Körperschaften  entsprechend  zu  berücksichtigen,  nicht 
ohne  Einflufs  sein,  dafs  man  in  der  Einführung  der  Proportionalver- 
tretang  eines  der  Mittel  gegen  die  dem  Parlamentarismus  anhaftenden 
Schäden  erkannte,  die  offen  und  rückhaltlos  insbesondere  seitens  der 
französischen  Mitglieder  anerkannt  wurden. 

Was  schliefslich  die  Abteilung  ftUr  Strafrecht  anbelangt,  so  wurde 
in  derselben  der  Einflufs  der  Entwickelung  der  neuen  Strafrechtsdoktrin 
auf  die  Handhabung  des  Straftrechts,  insbesondere  auf  die  Anwendung 
des  Strafmafses  erörtert;  der  Kongrefs  nahm  folgenden  Antrag  an: 

Eine  internationale  wissenschaftliche  Kommission  wird  mit  dem 
Sitze  in  Paris  eingesetzt;  dieselbe  ist  beauftragt,  die  leitenden  Ge- 
danken festzustellen,  welche  den  Richtern  bei  Ausmessung  des  Straf- 
mafses empfohlen  werden  können.  Die  Kommission  kann  ihre  Ar- 
beiten auf  das  Studium  der  Strafen  unter  dem  gesetzgeberischen 
Gesichtspunkte  ausdehnen,  und  zwar  auch  in  Ansehung  des  Charakters 
derselben.  Die  Kommission  wird  in  den  von  ihr  einzuberufenden 
nationalen  oder  internationalen  Kongressen  diejenigen  Fragen  erörtern 
lassen,  welche  sie  fUr  wünschenswert  hält;  die  Kommission  besteht 
aus  je  einem  Mitglied  der  Gesellsehaft  für  vergleichende  Gesetzgebung, 
der  Geftngnisgesellschaft,  der  internationalen  Yereinignng  für  Straf- 
recht und  aufserdem  mehreren  von  diesen  gewählten  Mitgliedern. 

Die  Schlufssitzung  des  Kongresses  fimd  am  4.  August  statt;  in 
seiner  Schlufsrede  betonte  Picoi  die  Bedeutung  der  zur  Diskussion  ge- 
steUten  Fragen  und  die  fruchtbare  Anregung,  welche  Theorie  und  Praxis 
davon  empfingen  würden,  er  wies  auf  den  hohen  Wert  dieser  inter- 
nationalen Gelehrtenkongresse  auch  in  kultureller  Hinsicht  hin  und 
richtete  den  dringenden  Appell  an  seine  Landsleute,  sich  durch  mög- 
lichst häufige  Reisen  in  andere  Länder  mit  den  Gesetzen,  Einrichtungen 
und  Gebräuchen  derselben  vertraut  zu  machen. 

Es  ist  in  diesen  Blättern  nicht  der  geeignete  Ort,  in  ausführlicherer 
Weise  der  gastlichen  Aufiiahme  zu  gedenken,  welche  die  französischen 
Mitglieder  der  Sodäi  de  lAfisHation  compar^e  den  ausländischen  Gktsten 
bereiteten,  aber  andererseits  will  es  auch  nicht  angemessen  erscheinen, 
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hierüber  stillschweigend  hinwegzugehen.  Es  sei  daher  mit  Dankbarkeit 
konstatiert,  dafs  auch  bei  diesem  Kongreüs  wie  bei  so  sahireichen  anderen 
während  des  Aosstellangssommers  in  Paris  abgehaltenen  die  franoOsische 
Liebenswürdigkeit  nnd  Gastlichkeit  sich  im  hellsten  Lichte  zeigten;  mit 
jener  Vornehmheit  des  Noblesse  oUige^  welche  der  guten  G^ellschaft 
in  Frankreich  von  jeher  eigen  war,  verstand  man  es,  den  ausländischen 
Teilnehmern  den  Aufenthalt  möglichst  behaglich  zu  machen  und  jeden 
Mifston,  welcher  die  Harmonie  hätte  stören  können,  fem  zu  halten. 
Die  Vorbereitung  des  Kongresses  war  in  jeder  Hinsicht  eine  trefifliche, 
und  warme  Anerkennung  gebührt  dafür  den  Männern,  welche  die  mehr- 
jährige, dafür  erforderlich  gewesene  Arbeit  auf  sich  nahmen,  vor  allem 
Herrn  Fernand  Daguin,  dem  unermüdlichen  und  stets  gefälligen  Sekretär 
der  SociAS  de  legislaHon  compareej  femer  den  Herren  Jtdes  Challamel 
und  Baymond  ScUeiUes,  welche,  gleich  Daguin,  zu  den  Zierden  und 
Stützen  der  soeben  erwähnten  Gesellschaft  gehören. 

Wer  die  Bedeutung  eines  Kongresses  nach  der  Zahl  der  ange- 
nommenen Beschlüsse  und  Resolutionen  beurteilt,  wird  geneigt  sein,  die 
wissenschaftliche  und  praktische  Wichtigkeit  des  Internationalen  Kon- 
gresses für  vergleichendes  Recht  zu  unterschätzen  oder  gar  gering  zu 
achten ;  wer  aber  auf  diese  Äufserlichkeiten ,  die  zum  guten  Teile  nur 
einen  omamental-dekorativen  Wert  besitzen,  weniger  achtet  als  auf  die 
Sache  selbst,  dtlrfle,  wenn  er  sich  in  die  Berichte  und  Verhandlungen 
des  Kongresses  vertieft,  mit  der  Anerkennung  nicht  zögern,  dafs  eine 
gewaltige  Summe  von  Wissen  und  Erfahrungen  darin  aufgespeichert  ist, 
und  da(s  die  in  den  viertägigen  Verhandlungen  gegebenen  Anregungen 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  Früchte  tragen  werden.  Die  ver- 
gleichende Rechtslehre  ist  noch  ein  junger  Zweig  auf  dem  mächtigen 
Baume  der  Rechtswissenschaft;  die  Jugend  erklärt  es,  abgesehen  von 
anderen  Momenten,  dafs  sie  sich  anderen  Zweigen  derselben  noch  nicht 
ebenbürtig  an  die  Seite  stellen  kann.  Vielfach  verweigert  man  auch 
noch  der  vergleichenden  Rechtslehre  die  Anerkennung  als  einer  juristi- 
schen Disciplin  im  engeren  Sinne,  es  fehlt  auch  heute  noch  nicht  an 
in  ihrem  Fach  sonst  recht  tüchtigen  Männern,  welche  mit  einer  ge- 
wissen Verachtung  auf  sie  hinabsehen  und  in  ihr  ein  Wissensgebiet 
erblicken,  das  teilweise  der  Ethnologie,  teilweise  der  Geschichte,  ins- 
besondere der  Kultur-  und  Sittengeschichte,  teilweise  auch  der  Demo- 
graphie und  Sociologie  angehört,  aber  mit  der  Rechtslehre  nichts  ge- 
mein hat.  Die  Unterschätzung  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
kommt  nicht  am  wenigsten  in  der  Thatsache  zum  Ausdmck,  dafs  die 
Zahl  der  Fakultäten,  an  welchen  besondere  Lehrstühle  daftir  errichtet 
sind,  zur  Zeit  noch  eine  sehr,  sehr  geringe  ist  Man  kann  daher  wohl 
behaupten,  dafs  die  vergleichende  Rechtslehre  noch  um  ihre  Anerken- 
nung zu  kämpfen  hat  Für  diese  Anerkennung  mufs  aber  eine  solche 
Kundgebung  wie  sie  der  Internationale  Kongrefs  für  vergleichendes  Recht 
bedeutet,  von  aufserordenüicher  Wichtigkeit  sein.  Nachdem  in  den 
letzten  Jahren  und  Jahrzehnten  ein  reiches  Material  auf  rechtsver- 
gleichendem Gebiete  zusammengetragen  worden  ist,   hat  man  nunmehr 
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mit  der  Darcharbeitang ,  wir  möchten  beinahe  sagen  mit  der  Durch- 
geistigung  begonnen,  und  dieser  Durchgeistiguog  haben  auch  die 
Verhandlungen  des  Kongresses  gedient.  Es  hat  sich  dabei  heraus- 
gestellt, dafs  der  Bestandteil  gleicher  oder  verwandter  Ideen  unter  den 
die  Gesetze  und  Vorschriften  des  Volkes  beherrschenden  Eechtsgedanken 
doch  ein  bei  weitem  gröfserer,  bei  weitem  intensiverer  ist,  als  die  an 
der  Oberfläche  und  dem  formalen  Ausdruck  haftende  Beurteilung  an- 
nehmen möchte.  Diese  Ideenübereinstimmung,  diese  Ideengemeinschaft 
ist  aber  ein  gewichtiger  Anhaltspunkt  dafür,  dafs  die  Bestrebungen  auf 
gleichheitliche  oder  gleichmttfsige  Regelung  des  einen  und  anderen 
Rechtszweiges  bei  den  auf  gleicher  Kulturstufe  stehenden  Völkern  mit 
Rücksicht  auf  Erfolg  konsequent  weitergeführt  werden  können.  Die 
Ergebnisse  des  Kongresses  sind  um  deswillen  nicht  nur  für  die  Theorie, 
sondern  auch  für  die  Praxis  des  Rechtslebens  von  Wichtigkeit,  sie 
können  und  werden  die  Gesetzgebung  dieses  oder  jenes  Staates  beein- 
flussen und  sie  zu  einer  Ordnung  einer  bestimmten  Materie  veranlassen, 
welche  mit  den  als  mafsgebend  festgestellten  Rechtsgedanken  überein- 
stimmt, sie  können  und  werden  aber  auch  dazu  beitragen,  dafs  die  Zahl 
jener  Rechtsunionen,  innerhalb  welcher  für  die  Angehörigen  der  Mitglied- 
staaten gleiches  Recht  gilt,  immer  gröfser  und  das  innerhalb  derselben 
geltende  Recht  ein  immer  vollkommneres  wird.  Wenn,  um  ein  Bei- 
spiel anzuführen,  die  auf  Vereinbarung  eines  übereinstimmenden  Wechsel- 
rechts unter  den  wichtigsten  Kultur-  und  Verkehrsstaaten  gerichteten 
Bemühungen  schon  bislang  mit  nichten  als  aussichtslose  oder  gar 
utopische  zu  bezeichnen  waren,  so  dtlrften  sie  fortan  als  sehr  aussichts- 
volle zu  bezeichnen  sein,  nachdem  in  den  Verhandlungen  des  Inter- 
nationalen Kongresses  dargethan  wurde,  dafs  heute  schon  ein  sehr 
grofser  Teil  der  Wechselgesetzgebungen  auf  den  gleichen  Ideen  beruht 
und  dafs  eine  Ausgleichung  der  zwischen  denselben  bestehenden  Di£fe- 
renzen  demgemHfs  nur  auf  Hindemisse  stöfst,  welche  nur  sekundärer, 
nicht  grundsätzlicher  Natur  sind. 

Wir  wiederholen,  es  war  ein  glücklicher  Gedanke  der  so  rüstig 
arbeitenden  Social  de  ISffislatian  comparSe,  gelegentlich  der  Säkular- 
aussteUung  einen  Internationalen  Kongrefs  für  vergleichendes  Recht  nach 
Paris  einzuberufen;  wie  die  AussteUung  die  höchste  Entwicklung  der 
menschlichen  Leistungen  während  des  Jahrhunderts  zeigte,  so  bot  auch 
der  Kongrefs  ein  Bild  der  letzten  Leistungen  der  Rechtswissenschaft 
während  des  verflossenen  Säkulums  in  der  nicht  mehr  als  Znkunfts- 
jurisprudenz,  sondern  als  Gegenwartsjurisprudenz  zu  bezeichnenden  ver- 
gleichenden Rechtslehre.  Ihrem  centralen,  universellen  Charakter  ent- 
sprechend, erstreckt  sich  dieselbe  auf  alle  Gebiete  und  Zweige  des 
Rechts,  bürgerliches  und  Strafrecht,  Staatsrecht  und  Handelsrecht,  Pro- 
zefsrecht  und  Verwaltungsrecht  etc.,  und  wenn  auch  noch  keineswegs 
alle  Einzelteile  gleichmäfsig  bearbeitet  sind,  so  ist  doch  nicht  zu  be- 
zweifeln, dafs  das  Fehlende  nachgeholt,  der  Mangel  ersetzt  wird.  Die 
Perspektiven,  welche  sich  aus  den  Verhandlungen  des  Pariser  Kon- 
gresses für  die  vergleichende  Rechtslehre  ergeben,   sind  weitreichende 
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und  wohl  geeignet,  die  diesem  Winenigebiete  sngewendete 
sa  der  böchsten  AaBtrengang  anznspomen*  £b  ist  nicht  sa  bestreiten, 
da(B  Frankreich  auf  dem  (Gebiete  der  Tergieichenden  Rechtslehre  Her- 
vorragendes  geleistet  and  sich  mit  besonderer  Liebe  dem  Aosban  der- 
selben gewidmet  hat  Der  schöne  Erfolg  des  Fhriser  Kongresses  ist 
nicht  am  wenigsten  darauf  zorttckcaftlhren.  Nttchst  Frankreich  ist  ob 
aber  vor  anderen  Ländern  Deutschland ,  das  die  vergleichende  Bechts- 
lehre  mit  Fleifs  und  Ansdaner  behandelt,  nnd  die  deutsche  Wissenschaft 
ist  bestrebt,  sich  auch  insoweit  jeder  anderen  vollwertig  su  erweisen. 
Internationale  Kongresse  fttr  vergleichende  Rechtslehre  werden  fortan 
wohl  periodisch,  in  grOfseren  oder  kleineren  Zwischenrftumen,  aufeinander- 
folgen. Hoffen  wir,  dafs  der  nftchste  in  der  Reichshauptstadt  abge- 
halten wird. 


^ 


Die  Fortbildung  des  Yöiicerrechtes  durch  die  Haager 

Konferenz/) 

Von  Profeeaor  Dr.  Heinrleli  lianunaseli  in  Wien. 

Das  in  Afrika  und  Asien  seit  Jahresfrist  vergossene  Blut  scheint 
denen  Recht  zu  gehen,  die  von  vornherein  mit  überlegenem  litoheln 
auf  die  ^Friedenskonferenz**  von  1899  herabblickten.  Um  so  mehr  wird 
es  zur  Pflicht  derjenigen,  welche  noch  immer  trotz  alledem  in  dieser 
Konferenz  den  Ansgangspnnkt  einer  wichtigen  Fortentwickelang  und 
positiveren  Ansgestaltnng  des  Völkerrechtes  erblicken,  ihrer  Überzeugung 
öffentlichen  Ausdruck  zu  geben.  Niemand  aufser  Schwärmern  und 
Romanschriftstellerinnen  konnte  erwarten,  dafs  diese  Konferenz  den  Krieg 
„abschaffen''  und  die  Kriegsrüstungen  der  Staaten  sofort  entbehrlich 
machen  würde.  Alle  sachkundigen  Beurteiler  waren  darüber  einig,  dafs 
dies  ebensowenig  die  Au%abe  der  Konferenz  sein  konnte  wie  etwa, 
was  ihr  gleichwohl  zugemutet  wurde,  die  „Abschaffung  des  Nationalitäten- 
princips**  als  der  Quelle  so  vieler  Konflikte  unter  den  Staaten  und 
innerhalb  der  Staaten.  Was  aber  möglich  war,  ist  geschehen:  Grofs- 
mächte  und  Kleinstaaten,  Militärmächte  und  Marinemächte,  Staaten  mit 
grofsen  stehenden  Heeren  und  solche  mit  Milizsystem,  Monarchien  und 
Republiken,  christliche,  muhammedanische  und  buddhistische  Staaten, 
Staaten  Europas,  Amerikas  und  Asiens  haben  sich  über  eine  Reihe 
gemeinsam  zu  befolgender  Grundsätze  geeinigt,  durch  welche  sie  unter 
gewissen  Voraussetzungen  die  friedliche  Ausgleichung  der  zwischen  ihnen 
auftauchenden  Differenzen  in  bestimmten  Formen  herbeizuftlhren  be- 
zwecken und  durch  die  sie  für  den  Fall,  dafs  der  Krieg  doch  unver- 
meidlich geworden  sein  sollte,  die  Leiden  desselben  ftir  Kombattanten 
und  Nich&ombattanten  auf  das  Mafs  des  Unvermeidlichen  zu  beschränken 
suchen.  Dafs  solche  Vereinbarungen  nach  den  Voraussetzungen  ihrer 
Wirksamkeit,  ihrem  Inhalte  und  ihrem  Umfange  nicht  sofort  allen  An- 


*)  Mit  Genehmi^Dg  des  Herrn  Verfi&ssers  und  der  Verlagshandlang 
der  Zeitschrift  „Die  Ejoltox'^  H.  Jahrgang  (1900)  1.  Heft  entnommen. 
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forderangen  entsprechen,  die  vom  Standpunkte  einer  rein  theoreÜBchen 
Beurteilung  des  Verhältnisses  der  Staaten  zu  einander  erhoben  werden 
können,  ist  einleuchtend,  wenn  man  die  Schwierigkeit  des  Problems 
bedenkt,  eine  Ordnung  zu  schaffen,  welche  souyerttne  Staaten  binden 
soll,  d.  h.  eine  Ordnung  über  denjenigen  (Gewalten,  deren  jede  für 
sich  das  Recht  in  Anspruch  nimmt,  auf  ihrem  Gebiete,  für  ihre  Unter- 
thanen,  für  die  sie  betreffenden  Angelegenheiten  die  höchsteMacht 
auf  Erden  zu  sein.  Die  Schwierigkeit  dieses  Problems  streift  hart 
an  jene  der  Quadratur  des  Zirkels.  Sie  kann  nur  tiberwunden  werden 
durch  die  höchste  Einsicht  derjenigen,  welche  die  Angel^^hdten  der 
Staaten  leiten,  und  durch  ihre  Bereitwilligkeit,  um  des  Allen  zu  gute 
kommenden  Vorteiles  dauernder  Ordnung  willen  auf  die  Ausnutzung 
momentaner  Überlegenheit  zu  verzichten. 

Aus  diesem  für  alle  Fragen  des  Völkerrechtes  allein  möglichen 
Gesichtspunkte  der  Gleichberechtigung  aller  souverttnen  Staaten  sowie 
der  Unmöglichkeit  einer  Gesetzgebung,  einer  regelmäfsigen  Rechtsprechung 
und  einer  Zwangsvollstreckung  gegenüber  den  souveränen  Staaten  be- 
trachtet, stellen  sich  die  Ergebnisse  der  Konferenz  in  der  That  als  ein 
sehr  bedeutender  Schritt  nach  vorwärts  dar.  Am  wenigsten  Legitimation 
aber,  die  Konferenz  eines  Mifserfolges  anzuklagen,  hat  jene  Tagespresse, 
die  durch  Aufstachelung  der  nationalen  Leidenschaften  und  durch  Aus- 
beutung der  wirtschaftlichen  Gegensätze  so  aufserordentlich  viel  zur 
Entstehung  und  Verschärfiing  internationaler  Konflikte  beiträgt.  So 
wohlgemeint  daher  auch  der  von  der  interparlamentarischen  Union  in 
ihrer  Tagung  zu  Paris  1900  angenommene  Antrag  des  Grafen  Apponji 
ist,  eine  „Friedensliga  der  Presse"  zu  bilden,  so  wenig  erwarte  ich  von 
dessen  Verwirklichung  praktische  Vorteile.  Mögen  noch  so  viele  Leit- 
artikel und  Feuilletons  geschrieben  werden,  in  denen  in  der  Theorie 
der  ewige  Frieden  gepriesen  wird,  so  wird  doch  jeder  Krieg  und 
jede  Kriegsaussicht  dieser  Presse  so  viele  geschäftliche  Vorteile  bieten^ 
dafs  sie  auf  dieselben  nicht  wird  verzichten  wollen. 

Die  Vorstellung  von  einem  Mifserfolge  der  Konferenz  wurde  auch 
durch  die  Bezeichnungen,  welche  für  dieselbe  zunächst  von  der  Jour- 
nab'stik,  dann  aber  auch  in  amtlichen  Schriftstücken  gebraucht  wurden, 
wesentlich  gefordert  Die  Konferenz  wurde  zuerst  als  „Abrüstungs"- 
und  dann  als  „Friedenskonferenz*'  bezeichnet,  während  ihr  richtiger 
Name  „Völkerrechtskonferenz"  gewesen  wäre.  Denn  aufser  den  beiden, 
die  öffentliche  Diskussion  besonders  interessierenden  Aufgaben,  einen 
zeitweiligen  Stillstand  in  den  Kriegsrüstungen  (keines- 
wegs eine  völlige  Abrüstung)  zu  vereinbaren  und  die  Mittel  zur  fried- 
lichen Beilegung  gewisser  völkerrechtlicher  Differenzen  zu  sichern 
und  zu  stärken  (keineswegs  aber  einen  „ewigen  Frieden"  zu  inaugu- 
rieren), hatte  die  Konferenz  nach  dem  Programm,  welches  von  der  sie 
einberufenden  russischen  Regierung  den  Mächten  vorgelegt  worden  war, 
noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Aufgaben;  insbesondere  sollte  sie  für 
den  Fall  eines  unvermeidlich  gewordenen  Krieges  die  Grundsätze  des 
Kriegsrechtes  vertragsmäfsig  festsetzen  und  dadurch  der  namentlich  im 
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deatsch-fransBÖBischen  Elriege  so  sehr  hervorgetretenen  und  beklagten 
Unsicherheit  der  yölkerrechtlichen  Normen  über  die  den  kriegfahrenden 
Mochten  und  Armeen  ihren  Gegnern  gegenüber  zustehenden  Be^nisse 
begegnen,  sowie  diese  Grund^tze  möglichst  „humanisieren".  In  dieser 
Richtung  bildete  die  Haager  Konferenz  die  Fortsetzung  der  Brüsseler 
Konferenz  des  Jahres  1874,  die  aus  der  Initiative  Czar  Alexander  II. 
hervorgegangen  war,  und  bei  welcher  die  russische  Regierung  einen 
von  dem  Professor  des  Völkerrechtes  an  der  Petersburger  Universität, 
Driedrich  v.  Martens,  unter  Mitwirkung  hervorragender  MilitHrs  und 
Diplomaten  ausgearbeiteten  Entwurf  einer  Kodifikation  der  wichtigsten 
Punkte  des  Landkriegsrechtes  vorgelegt  hatte,  der  den  Gegenstand  ein- 
gehender, wochenlanger  Beratung  einer  aus  Militärs  und  Diplomaten 
unter  Beiziehung  einzelner  Völkerrechtsgelebrten  bestehenden  Kommission 
bildete.  Doch  vermochte  diese  Konferenz  des  Jahres  1874  den  schroffen 
Gegensatz  der  Interessen  der  grofsen  Militärmächte  und  der  auf  ein 
Milizsystem  angewiesenen  kleinen  Staaten:  Schweiz,  Belgien,  Nieder- 
lande, denen  sich  auch  Grofsbritannien  anschlofs,  nicht  zu  überbrücken, 
weshalb  das  Elaborat  jener  Konferenz  die  Ratifikation  der  Mächte  nicht 
erhielt« 

In  eben  dieser  Richtung  war  es  auch  die  Aufgabe  der  Konferenz, 
die  Vereinbarungen,  welche  1864  zu  Genf  über  den  Schutz  der  Ver- 
wundeten im  Landkrieg  getroffen  worden  waren,  dem  Seekrieg  anzu- 
passen und  die  Bestimmungen  der  Petersburger  Konvention  von  1868 
über  das  Verbot  gewisser  inhumaner  Geschosse  zu  erweitem. 

Die  Konferenz,  deren  Einberufung  bekanntlich  der  Initiative  Czar 
I^ikolaus  II,  zu  danken  ist,  tagte  vom  18.  Mai  bis  29.  Juli  1899 
in  der  Hauptstadt  des  Königreiches  der  Niederlande,  im  Haag,  wo  sie 
von  der  Königin  und  den  niederländischen  Behörden  mit  der  gröfsten 
Auszeichnung  empfangen  und  in  ihren  Arbeiten  gefördert  wurde.  Sie 
war  von  aUen  europäischen  Staaten,  die  politische  Bedeutung  besitzen, 
80  von  allen  Grofsmächten,  aber  auch  von  Holland,  Belgien,  Luxemburg, 
Spanien,  Portugal,  der  Schweiz,  den  skandinavischen  und  allen  Balkan- 
staaten (selbst  von  Montenegro  und  dem  halbsouveränen  Bulgarien)  be- 
schickt Von  aufsereuropäischen  Staaten  nahmen  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  und  Mexiko^  Japan,  China,  Siam  und  Persien  teil. 
Ein  Vertreter  des  Papstes  würde  wegen  des  Widerspruches  Italiens, 
ein  Vertreter  der  südi^rikanischen  Republiken  wegen  des  damals  seine 
Schatten  bereits  vorauswerfenden  Trausvaalkrieges  infolge  Widerspruches 
Grofsbritanniens  nicht  zugelassen. 

Die  Ausschliefsung  des  Papstes  war  hinsichtlich  der  kriegsrecht- 
lichen Fragen  ebenso  selbstverständlich  als  sie  in  betreff  der  Schieds- 
gerichtsfrage wohl  nur  aus  den  politischen  Verhältnissen  und  nicht  aus 
sachlichen  Gründen  zu  erklären  ist,  da  doch  die  Päpste  so  oft  als 
Schiedsrichter  fiingiert  hatten,  und  noch  zuletzt  Fürst  Bismarch  die 
Vermittelung  des  päpstlichen  Stuhles  in  einem  Konflikte  mit  Spanien 
angerufen    hatte.     Die   Nichtzulassung    der   südafrikanischen   Republik 
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wurde  mit  dem  von  GrofsbritanBien  behaupteten  halbsoaverftnen  Charakter 
derselben  begründet 

Die  gröfseren  Staaten  waren  durch  mehrere  Delegierte  vertreten, 
von  denen  jedoch  stets  nur  je  einer  die  Stimme  absogeben  berechtigt 
war  (im  Plenum  der  erste  Delegierte,  in  den  Kommissionen  häufig  auch 
der  eine  oder  andere  [deUgue  adjoint]).  Die  meisten  Staaten  hatten 
nicht  blofs  Diplomaten,  sondern  auch  Militärs  und  Sachverständige  auf 
dem  Gebiete  des  Völkerrechtes  entsendet. 

Die  grolse,  hundert  tiberschreitende  Zahl  der  Del^erten  brachte 
es  mit  sich,  dafs  die  Arbeit  hauptsächlich  in  den  Kommissionen  und, 
als  auch  diese  sich  zu  zahlreich  erwiesen,  in  Snbkomitees  verlegt 
wurde.  Die  Konferenz  selbst  hielt  nur  zehn  Plenarsitzungen  ab,  die 
wesentlich  dekorativen  Charakter  hatten  und  in  denen  nur  die  SchluTs- 
abstimmungen  stattfanden.  Von  vornherein  wurden  fllnf  Kommissionen 
eingesetzt,  je  eine  für  die  „AbrUstungsfrage^  zu  Land  und  zur  See, 
eine  für  die  Anpassung  der  Genfer  Konvention  an  die  Verhältnisse  des 
Seekrieges,  eine  vierte  für  die  Kodifikation  des  Landkric^gsrechtes  und 
die  fünfte  für  die  Mittel  zur  friedlichen  Schlichtung  volkerrechtlicher 
Differenzen,  die  sog.  Schiedsgerichts-(Arbitrage-)Kommission.  Jede  der 
beiden  letzteren  bestellte  je  ein  Subkomitee  zur  Vorberatung  der  Ent- 
würfe. Dem  Subkomitee  fUr  das  Landkri^gsrecht  gehörten  vier  Offiziere 
und  vier  Juristen  sowie  ein  Diplomat  an :  der  lebhafte  General  Zuocari 
für  Italien,  der  phlegmatische  Oberst  a  Court  für  Grofsbritannien,  der 
nur  aufgerüttelt  wurde,  wenn  die  Sonderinteressen  der  britischen  Wehr- 
macht in  Frage  kamen,  der  kühle  und  klare  Oberst  Grilmski  für  Rufs- 
land und,  last  not  leasU  der  in  Sachkenntnis  und  Dialektik  stets  schlag- 
fertige Oberst  v,  Schwarzhoff  ^  die  Völkerrechtslehrer  Martens,  BenauU 
und  Lammasch  ^  der  Belgier  Bolin  als  sachkundiger  und  gewandter 
Berichterstatter  und  der  rumänische  Diplomat  Bddiman.  Das  Schieds- 
gerichtskomitee  bestand  unter  dem  Vorsitz  von  L^on  Bourgeois  aus  dem 
Diplomaten  Baron  StcU,  Gr&f  Nigra,  Lord  Pauncefote,  cFEstoumdieSj 
aus  den  Völkerrechtslehrem  Martens,  Zorn,  Descamps,  JMer^  Lammasdit 
dem  amerikanischen  Advokaten  HöUs  und  dem  Schweizer  Staatsmann 
Odier,  Zeitweise  nahmen  an  dessen  Sitzungen  auch  der  frühere  nieder- 
ländische Minister  des  Äufsem  v,  Kamebeek  und  der  russische  Sektions- 
chef V.  Basili  teil.  Die  Hanpüast  der  Arbeiten  ruhte  in  beiden  Kom- 
missionen auf  den  breiten  Schultern  des  unermüdlichen  Martens,  der 
Tag  und  Nacht  thätig  war  für  die  Verwirklichung  der  idealen  PDlne 
seines  Souveräns  und  für  die  Weiterentwickelung  der  Wissenschaft  des 
Völkerrechtes,  der  er  seit  30  Jahren  seine  unvergleichliche  Arbeitskraft 
und  seine  grofse  Begabung  gewidmet. 

Da  die  Konferenz  eine  Versammlung  der  Delegierten  souveräner 
Staaten  war,  erschien  in  allen  eigentlich  principiellen  Fragen  der 
Majoritätsbeschlafs  von  vornherein  als  ausgeschlossen;  es  mufsten  viel- 
mehr die  Verhandlungen  so  lange  fortgeführt  werden,  bis  durch  gegen- 
seitige Zugeständnisse  eine  Einigung  über  das  Princip  herbeigeführt 
war  oder  bis  sich  die  Unmöglichkeit  einer  Einigung  herausgestellt  hatte. 
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Nur  in  einigen  minder  wichtigen  Fragen  begntigte  man  sich  mit 
Majoritätabeschlüssen ,  an  welchen  natürlich  die  nicht  zustimmenden 
Staaten  nicht  gebunden  sind. 

Die  Abstimmung  erfolgte,  wie  auf  allen  internationalen  Kon- 
ferenzen, in  der  alphabetischen  Reihenfolge  der  Staaten  nach  französischer 
Nomenkktur  (also  ÄllenuMgne,  AmArigue  Etats  unis  d\  Äfäriche^ 
Hongrie  u.  s.  w.).  Die  Sprache  der  Verhandlungen  war  die  fran- 
z(5sische.  Nur  einige  Delegierte  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, welche  des  Französischen  minder  mächtig  waren,  bedienten 
sich  der  englischen  Sprache.  Das  eine  oder  andere  Mal  sprachen  auch 
Delegierte  des  Deutschen  Reiches  deutsch,  teils,  um  die  Gleichberechtigung 
ihrer  Sprache  zu  markieren,  teils,  um  sich  in  besonders  wichtigen  und 
verantwortungsvollen  Angelegenheiten  präciser  ausdrücken  zu  können. 
Einmal  bediente  sich  nach  einer  englischen  und  deutschen  Rede  Oraf 
Nigra  auch  der  italienischen  Sprache,  um  auch  deren  Gleichbertehtigung 
zu  betonen.  Der  Verkehr  der  Delegierten  untereinander  war  ein 
durchaus  freimdschaftlicher.  Nationale  Empfindlichkeit  zu  schonen,  war 
einer  der  obersten  Orundslltze.  .Gleich  zu  Beginn  der  Beratungen  gab 
der  amerikanische  Botschafter  Mr.  WhUe  ein  gutes  Beispiel,  indem  er 
in  einer  Rede  eine  Äufserung  des  Bedauerns  Über  den  Krieg  mit  Spanien 
einfiocht.  Franzosen  und  Deutsche  waren  gegeneinander  von  ganz  be- 
sonderer Liebenswürdigkeit  Es  war  etwas  sehr  Gewöhnliches,  dafs 
der  biedere  französische  General  Moumer  einen  von  Schwarehoff  ge- 
stellten Antrag  unterstützte  oder  dafs  dieser  für  einen  Antrag  Mounier'a 
oder  des  liebenswürdigen  französischen  Gesandten  im  Haag,  M,  Bthourd, 
sprach.  Auch  der  Verkehr  der  Militärs  mit  den  CivUdelegierten  war 
ein  kameradschaftlicher.  So  manche  Freundschaft  zwischen  einem 
„colonel^  und  einem  ^roftssewr^  wurde  auf  der  Konferenz  geknüpft. 
Nur  die  englischen  Militärs  hielten  sich  reservierter. 

Die  Kraft  der  meisten  Konferenzmitglieder,  besonders  derjenigen, 
die  in  den  Kommissionen  und  Subkomitees  thätig  waren,  war  durch 
Sitzungen,  Vorbesprechungen  und  Berichterstattung  an  ihre  Missionsscheä 
und  Ministerien  sehr  angespannt. 

Eigebnislos  blieben  nur  die  zwei  ersten  Kommissionen.  Der 
russische  Vorschlag,  der  denselben  voi^legt  wurde,  war  dahin  gegangen, 
die  Staaten  sollten  für  die  nächsten  fünf  Jahre  auf  die  Erhöhung  der 
Effektivstärke  ihrer  Truppen  (mit  Ausnahme  der  Kolonialarmee)  und 
ihres  Militärbudgets  und  für  drei  Jahre  auf  die  Erhöhung  ihres 
Marinebudgets  verzichten.  Gegen  diese  Vorschläge  sprachen  sich  die 
Militärs  aller  anderen  Grofsm&chte,  mit  besonderer  Schärfe  Oberst 
von  Schwarghofff  aus;  sie  machten  geltend,  dafs  die  Überwachung  der 
Einhaltung  dieser  Verpflichtungen  unmöglich,  dafs  der  Gregensatz  zwischen 
der  Armee  des  Mutterlandes  und  der  Kolonien  in  manchen  Fällen  nicht 
begründet  oder  nicht  durchführbar  sei  (Sibirien  sollte  als  Kolonie 
gelten !) ,  dafs  die  Wehrkraft  der  Staaten  nicht  blofs  durch  die  Stärke 
der  Armeen  und  jene  Rüstungen,  die  in  den  Heeres-  und  Marine- 
budgets zum  Ausdrucke  gelangen,  sondern  auch  durch  andere  Faktoren, 
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iDsbeBondere  durch  den  Zustand  der  Verkehramittel  (Eiaenbahnenl) 
bedingt  sei,  dafs  es  unmöglich  sei,  den  Fortschritt  der  Technik  in  der 
Konstruktion  und  Verwertung  von  Aggressiv-  und  Defensivmittehi  su 
hemmen.  Diesen  gewils  yoUkommen  begründeten  Erwägungen  gegenüber 
kamen  die  finanzpolitischen  und  nationalökonomischen  Gegenerwügnngen 
nicht  mit  entsprechendem  Nachdruck  zur  Geltung.  Zwar  wurde  an- 
gedeutet, dafs  bei  dem  herrschenden  System  die  meisten  Staaten  ihre 
Kreditfähigkeit  bereits  im  Frieden  an&  höchste  anspannen  und  fast 
erschöpfen,  so  dafs  sie  für  den  aufserordentliehen  Bedarf  eines  Krieges 
kaum  mehr  finanzkräftig  genug  blieben ;  zwar  wurde  darauf  hingewiesen, 
dafs  die  einzeUien  Staaten  bei  dem  fortwährenden  Zunehmen  der 
Heeres-  und  Marinebudgets  bald  nicht  mehr  in  der  Lage  sein  werden, 
jene  Investitionen  vorzunehmen,  welche  zur  Frhaltung  der  physischen 
Kraft  und  zur  Förderung  der  mondischen  und  intellektuellen  Entwickelong 
der  Bevölkerung  notwendig  sind,  aus  der  die  Armeen  sich  rekrutieren 
und  auf  deren  Integrität  die  Schiagfertigkeit  des  Heeres  beruht  Für 
manchen  Staat  waren  diese  Fragen  vielleicht  zu  empfindlich,  als  dafs 
sie  mit  aller  Offenheit  hätten  besprochen  werden  können ;  auch  fehlte  es 
an  nationalökonomischen  Fachmännern,  welche  für  die  richtige  Be- 
urteilung derselben  erforderlich  gewesen  wären.  Deshalb  war  dieser  Teil 
der  Konferenzverhandlungen  vielfiftch  von  Phrasen  beherrscht,  die  sowohl 
die  Gegner,  insbesondere  aber  die  Vertreter  der  „Abrüstung^  vorbrachten. 

Wenn  es  auch  von  vornherein  nicht  verkannt  werden  konnte, 
dafs  die  die  „AbrüBtung**  betreffenden  russischen  Vorschläge  in  ihrer 
Totalität  nicht  annehmbur  waren,  so  wäre  es  vielleicht  bei  eingehender 
Vorbereitung  der  betreffenden  Fragen  von  militärisch-technischem  Gesichts- 
punkte und  insbesondere  bei  entsprechender  Vertretung  auch  der  in  diese 
Materie  einschlagenden  nationalökonomischen  und  allgemein  politischen 
Momente  möglich  gewesen,  in  einzelnen  Detailfragen  auch 
hier  zu  positiven  Resultaten  zu  gelangen.  Wie  die  Dinge  jedoch  für 
diese  Konferenz  lagen,  konnte  das  Resultat  in  diesen  Fragen  nur  ein 
rein  theoretisches  sein.  Es  bestand  in  einer  auf  Antrag  Bourgeois'  an- 
genommenen Resolution,  dafs  eine  Beschränkung  der  Militärlasten,  welche 
gegenwärtig  die  ganze  Menschheit  beschweren,  für  die  Förderung  des 
materiellen  und  moralischen  Wohles  der  Menschen  höchst  wünschenswert 
wäre  und  in  dem  von  der  Konferenz  einstimmig  ausgesprochenen 
Wunsche,  die  beteiligten  Regierungen  möchten  die  Fragen  nach  der 
Möglichkeit  einer  Vereinbarung  über  die  Beschränkung  der  Land-  und 
Seemacht  und  der  Militärbudgets,  sowie  über  die  Bedingungen,  unter 
denen  neue  Typen  und  neue  Kaliber  von  Gewehren  und  Marine- 
geschützen in  Gebrauch  genommen  werden  dürften,  zum  Gegenstand 
ihrer  Studien  machen. 

Im  Gegensatze  zu  den  beiden  „Abrüstungs^-Kommissionen  forderten 
alle  übrigen  Kommissionen  positive  und  praktische  Resultate  zu  Tage, 
so  zunächst  jene  Kommission,  deren  Aufgabe  es  war,  die  Grundlage 
der  Genfer  Konvention  über  die  Fürsorge  für  die  Verwundeten  auf 
dem  Scblachtfelde  auch  auf  den  Seekrieg  auszudehnen  und  anzupassen. 
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Trotz  des  starken  Gegensatzes  der  Interessen,  der  in  allen  Fragen  des 
Seekriegsrechtes  zwischen  den  grofsen  Marinemächten ,  Grofshritannien, 
Frankreich,  Dentschland  und  den  übrigen  Staaten  besteht,  gelang  es, 
in  Terhältnismärsig  kurzer  Zeit,  eine  yollkommene  Übereinstimmung  anf 
dem  Boden  der  Humanität  zu  erzielen,  während  Versuche,  die  die 
Mächte  in  derselben  Richtung  im  Jahre  1868  unternommen  hatten,  ohne 
Resultate  yerblieben  waren.  Durch  die  im  Haag  beschlossene  Kon- 
vention wurde  vereinbart,  dafs  sowohl  die  militärischen  Hospitalschiffe, 
als  auch  die  Privatpersonen  und  von  anerkannten  Httlfegesellschafien 
sowohl  der  kriegführenden  Staaten,  als  auch  neutraler  Staaten  aus- 
gerüsteten Hospitalschiffe  weder  beschossen  oder  sonst  angegriffen,  noch 
während  ihrer  Thätigkeit  weggenommen  werden  dtirfen,  und  dafs  auch 
die  der  Kriegsmarine  angehörenden  Schiffe  dieser  Art  freien  Zutritt  in 
neutrale  Häfen  während  eines  Seekrieges  behalten.  Diese  Schiffe  sind 
verpflichtet,  ihre  HtUfe  den  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und  Kranken 
beider  Kriegsparteien  zu  gewähren,  sie  dtirfen  in  keiner  Weise  zu 
kriegerischen  Zwecken  verwendet  werden  oder  die  Bewegungen  der 
Kriegsparteien  stören  und  müssen  sich  der  Aufsicht  der  kriegführenden 
Mächte  fügen.  Als  formale  Voraussetzungen  des  ihnen  zugesicherten 
Schutzes  sind  aufgestellt,  daüs  die  betrefienden  Schiffe  durch  einen 
besonderen  Anstrich  schon  aus  der  Entfernung  als  Hospitalschiffe  kennt- 
lich und  dafs  ihre  Namen  der  Gegenpartei  amtlich  mitgeteilt  sind,  sowie 
dafs  sie  neben  ihrer  Heimatflagge  auch  jene  der  Genfer  Konvention  — 
das  rote  Kreuz  im  weifsen  Felde,  beziehungsweise  ein  demselben 
gleichgestelltes  Zeichen  (für  die  Türkei  den  roten  Halbmond  und  für 
Persien  die  rote  Sonne)  —  führen.  Femer  wurde  vereinbart,  dafs 
Handelsschiffe,  Yachten  nnd  Boote  neutraler  Staaten,  die  Ver- 
wundete, Schiffbrüchige  oder  Kranke  der  kriegführenden  Mächte  auf- 
genommen haben,  nicht  ans  diesem  Grunde  als  solche  behandelt  werden 
dürfen,  die  die  Pflichten  der  Nentralittt  verletzt  haben,  und  dafs  auch 
auf  den  von  der  Gegenpartei  weggenommenen  Kriegsschiffen  das 
Sanitätspersonal  und  die  Seelsorger  von  der  Kriegsgefangenschaft  befreit 
bleiben.  Das  ärztliche  Personal  dieser  Schiffe  bleibt  auch  im  Falle  der 
Wegnahme  derselben  im  Besitze  jener  chirurgischen  Instrumente,  welche 
Privateigentum  sind,  und  setzt  seine  Berufsthätigkeit  an  Bord  fort,  so- 
lange dies  nötig  ist. 

Ebenso  positiv  waren  auch  die  Ergebnisse  der  Konferenz  hin- 
sichtlich der  Grundsätze  des  Landkriegsredites.  Was  1874  mifslungen 
war,  gelang  ein  Vierteljahrhundert  später  vollständig,  obwohl  es  auch 
diesmal  an  scharfen  Gegensätzen  nicht  fehlte.  Namentlich  hatten  die 
kleineren  Staaten  Bedenken  gegen  die  Beschränkung  des  „aktiven  Kriegs- 
standes^,  d.  h.  gegen  die  Einschränkung  des  Rechtes  zur  Teilnahme 
an  den  Feindsefa'gkeiten  und  des  Rechtes,  im  Falle  der  Gefangennahme 
als  Kriegsge&ngener  und  nicht  als  Aufständischer  behandelt  zu  werden, 
auf  die  Angehörigen  der  regulären  Armee  und  auf  jene  Milizen  und 
Freiwilligen ,  welche  ein  festes  und  auf  Entfernung  erkennbares  Ab- 
zeichen führen,  sowie  oflSen  ihre  Waffen  tragen.     Es  schien  ihnen  not- 
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wendig,  dafs  nicht  nor  in  dem  noch  nicht  vom  Feinde  oecapierten 
Gebiete  beim  Herannahen  des  Feindes  die  ganze  waffenttthige  Be- 
vOlkening  das  Recht  des  Widerstandes  haben  solle,  sondern  sie  be- 
anspmchten  ein  solches  Recht  des  Widerstandes  für  alle  ihre  Angehörigen 
auch  in  dem  bereits  vom  Feinde  besetzten  Gebiete.  Im 
ZnsammenhaDge  damit  stand  die  Streitfrage,  unter  welchen  Vorana- 
Setzungen  ein  Gebiet  als  vom  Feinde  „besetzt*^  anzusehen  sei.  Der 
Auffassung  der  kleineren  Staaten  schlofs  sich  auch  Grofsbritannien  an 
und  auch  Österreich-Ungarn  wSre  undankbar  gewesen,  wenn  es  die 
heldenmütige  Verteidigung  von  Tirol  durch  Andreas  Hofer  vergessen 
htttte.  Die  Wortführer  dieser  Anschauung  waren  der  belgische  Kammer- 
pittsident  Beemaert,  einer  der  gewandtesten  Debatter  der  Konferenz, 
der  englische  General  Sir  John  Ardagh  und  der  Schweizer  Oberst 
Küneli.  Schliefslich  gelang  es,  eine  Einigung  zu  erzielen,  dafs  in  der 
Konvention  selbst  an  den  oben  angeführten  Erfordernissen  für  das 
Recht  als  Belligerent  behandelt  zu  werden,  festgehalten  wurde,  dafs 
jedoch  im  Eingang  des  Vertrages  ausgesprochen  wurde,  dafs  auch  die 
in  ihm  nicht  ausdrücklich  vorgesehenen  Fälle  nicht  der  Willkür  der 
Armeeleitungen  überlassen  seien,  dafs  vielmehr  bis  zur  Ausarbeitung 
eines  vollständigen  Kodex  der  „Kriegsgebräuche''  auch  in  den  vom 
Vertrage  nicht  geregelten  Fällen  die  Bevölkerungen  und  die  Krieg- 
führenden unter  dem  Schutze  und  der  Herrschaft  des  Völkerrechtes 
verbleiben,  wie  sich  dasselbe  aus  den  bestehenden  Ge- 
bräuchen der  civilisierten  Nationen,  den  Gesetzen  der 
Humanität  und  den  Anforderungen  des  öffentlichen  Ge- 
wissens ergiebt. 

Wie  besonders  die  kleineren  Staaten  das  natürliche  Recht  des 
Widerstandes  der  Bevölkerung  eines  vom  Feinde  bedrohten  oder  bereits 
besetzten  Gebietes  betonten,  so  negierten  sie  andererseits  Rechte  des 
occupierenden  Eüriegsfeindes  in  dem  von  ihm  besetzten  Gebiete,  so  lange 
dasselbe  eben  nur  militärisch  besetzt  und  noch  nicht  definitiv  dem 
siegenden  Staate  einverleibt  ist  Immer  wieder  kam  Beemaert  auf  den 
Gedanken  zurück,  dafs  der  occupierende  Kriegsfeind  kein  Recht 
gegenüber  der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes  habe,  und  verlangte 
die  Streichung  jener  Artikel,  in  welchen  von  den  Rechten  des  Occu- 
panten  auf  Gehorsam,  auf  persönliche  und  sachliche  Leistungen  der 
Bewohner  des  besetzten  Gebietes  die  Rede  war.  Dem  gegenüber  wurde 
insbesondere  von  Martens  und  OUinskif  aber  auch  von  Beemtxerts  Lands- 
mann Bolin  darauf  verwiesen,  dafs  die  Tendenz  aller  dieser  Artikel 
nur  die  sei,  die  an  und  für  sich  unbeschränkte  Macht  des  Occupanten 
vertragsmäfsig  einzugrenzen,  dafs  also  die  Aufrechterhaltung  derselben 
durchaus  und  nur  im  Interesse  der  Bevölkerung  des  besetzten  Gebietes, 
nicht  aber  in  jenem  der  Occupanten  gelegen  sei.  Nur  nach  langen 
und  hie  und  da  lebhaft  geführten  Diskussionen  gelang  es,  durch  eine 
zum  Teil  negative,  zum  Teil  konditionelle  Redaktion  der  betreffenden 
Bestimmungen  Beemaerts  Widerspruch  zu  überwinden.  Leider  fiel 
jedoch   der  Artikel,   nach  welchem   die  Beamten  des  besiegten  Staates 
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im  Interesse  der  Anfi-ecbterbaltang  der  Ordnung  im  occupierten  Gebiete 
weiter  im  Dienst  verbleiben  können  (nicht  etwa  müssen),  den 
tbeoretisierenden  Bedenken  Beenuierts  und  praktischen  Erwägungen  der 
Holländer  hinsicbtlicb  ihrer  Deicbbeamten  zum  Opfer.  Eine  weitere 
grundsätzliche  Schwierigkeit  bereitete  die  Auflassung  Grofsbritanniens  hin- 
sichtlich der  Geltung,  welche  der  Kriegsrechtskonvention  zukommen  sollte. 
Sir  John  Ardagh  verlangte,  dafs  die  Staaten,  auch  nachdem  sie  dem 
Vertrage  beigetreten  wären,  noch  volle  Freiheit  haben  sollten,  dessen 
Bestimmungen  in  den  Reglements  ftlr  ihre  Armeen  einzuführen  oder 
nicht,  beziehungsweise,  dafs  sie  das  Recht  haben  sollten,  diese  Be- 
stimmungen in  ihren  Armeegesetzen  zu  ändern.  Damit  wäre  der  Wert 
der  Konvention  natürlich  auf  Null  reduziert  gewesen.  Doch  gelang  es 
auch  hier,  eine  Einigung  herzustellen,  indem  ausgesprochen  wurde,  was 
übrigens  selbstverständlich  war,  dafs  die  Konvention  als  solche  für 
die  Armeen  der  einzelnen  Staaten  keine  Geltung  habe,  dafs  aber  diese 
allerdings  verpflichtet  seien,  für  ihre  Armeen  Reglements  einzuführen, 
die  dem  Inhalt  der  Konvention  entsprechen. 

Die  Konvention  regelt  in  60  Artikeln  folgende  Materien:  1.  der 
Begriff  der  „Belligerenten*'  in  dem  oben  besprochenen  Sinne;  2.  die 
Stellung  der  Kriegsgefimgenen  in  einem  den  fortgeschrittensten  An- 
forderungen der  Humanität  entsprechenden  Sinne  mit  wesentlichen  Ver- 
besserungen gegenüber  den  Anträgen  der  Brüsseler  Konferenz;  femer 
enthält  sie  8>  Bestimmungen  über  die  zulässigen  Mittel  von  Angriff  und 
Verteidigung,  insbesondere  Bombardements  und  Belagerungen;  4.  über 
,  die  Behandlung  der  Spione;  5.  über  die  Stellung  der  Parlamentäre; 
6.  über  die  Kapitulationen;  7.  über  die  Wafienstillstände;  8.  über  die 
bereits  erwähnten  Fragen  nach  der  Autorität  des  Occupanten  in  „be- 
setzten* Gebieten  und  9.  über  die  Stellung  der  Verwundeten  und 
Internierten  im  neutralen  Gebiete. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Frage  nach  den  zulässigen  Angriffii- 
und  Verteidigongsmitteln  beschloß  die  Konferenz  noch  drei  selbständige 
Deklarationen,  durch  welche  verboten  wurde;  1.  aus  Luftballons 
Plt>jektile  oder  Explosivstoffs  herabzuschleudem;  2-  Kugeln  zu  ge- 
brauchen^  die  sich  im  Körper  des  von  ihnen  Getroffenen  leicht  abplatten 
oder  in  demselben  entfalten,  insbesondere  Kugeln  mit  harter  Hülle, 
wenn  diese  nicht  den  ganzen  Kern  bedeckt  oder  mit  Einschnitten  ver- 
sehen ist  („Dom-Dumkugeln*');  8.  Geschosse  zu  verwenden,  deren 
einziger  Zweck  es  ist,  betäubende  oder  stinkende  Gase  ausströmen  zu 
lassen.  Die  erste  dieser  Deklarationen  bindet  die  Mächte  jedoch  von 
vornherein  nur  für  fünf  Jahre;  den  beiden  letzteren  sind  Grofsbritannien 
und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  dieselben  auf  das  leb- 
hafteste bekämpft  hatten,  nicht  betgetreten. 

Jene  Aufgabe  der  Konferenz,  auf  welche  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit sich  am  meisten  richtete,  war  die  Herstellung  einer  Friedens- 
ordnung in  dem  Sinne  der  R^elung  jener  Mittel,  welche  zur  fried- 
lichen Schlichtung  völkerrechtlicher  Differenzen  geeignet  sind.  In  dieser 
Richtung  unterscheidet  der  in  der  ersten  Sitzung  der  fünften  Kommission 
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voigelegte  mssiBche  Entwarf  and,  ihm  folgend  auch  die  KonferenBftkte 
drei  Qnippen  von  internationalen  Streitigkeiten:  1.  jene  schweren 
^Konflikte",  die  die  Gef&hr  eines  Krieges  in  sich  bergen,  2.  jene  minder 
schweren  „DifiPerenzen^,  die  aaf  verschiedener  Benrteilang  von  That- 
sachen  berahen,  and  8.  jene  minder  schweren  „Differenaen^,  welche 
rechtlicher  Natar  sind,  woza  namentlich  Streitigkeiten  über  die 
Interpretation  and  über  die  Anwendang  internationaler  Verträge  gezählt 
warden. 

Hinsichtlich  der  schweren  Konflikte  kommen  die  Staaten  nach 
Art  2  der  „Konvention  über  die  friedliche  R^gelong  internationaler 
Konflikte"  überein,  bevor  sie  wegen  derselben  za  den  Waffen  greifen, 
soweit  die  Umstände  es  erlaaben,  die  gaten  Dienste  oder  die  Ver- 
mittlang einer  oder  mehrerer  befreandeter  Mächte  in  Ansprach  za  nehmen. 
Gleichzeitig  erklären  die  Staaten  in  Art  8  es  fUr  nützlich,  daTs  eine 
oder  mehrere  anbeteiligte  Mächte  aas  eigener  Initiative,  soweit 
die  Umstände  sich  daza  eignen,  ihre  gaten  Dienste  oder  ihre  Vermittlang 
den  Streitteilen  anbieten.  Dieses  Hecht  der  anbeteiligten '  Staaten, 
ihre  gaten  Dienste  oder  ihre  Vermittlang  anzabieten,  kann  aach  während 
eines  Krieges  aasgeübt  werden  and  die  Ansübang  desselben 
darf  von  keiner  Seite  als  anfreandlicher  Akt  angesehen 
werden.  Aaf  den  Gang  der  Mobilisierang  oder  sonstiger  Kriegs- 
vorbereitangen  oder  aaf  die  Fortsetzang  der  Kriegsoperationen  jedoch 
hat  die  Annahme  der  Vermittlung  keinen  hemmenden  Einflafs,  sofern 
das  G^enteil  nicht  aasdrücklich  vereinbart  wird.  Für  Fälle,  in  denen 
eine  eigentliche  Vermittlang  aaf  Schwierigkeiten  stofsen  würde,  warde 
nach  dem  Antrage  des  Amerikaners  Holls  empfohlen,  dafs  jeder  der 
Streitteile  je  eine  befreandete  Macht  bezeichnen  mijge,  der  er  das  Mandat 
überträgt,  mit  der  von  der  andern  Seite  bezeichneten  Macht  in  Ver- 
handlangen za  treten,  am  den  Abbrach  der  friedlichen  Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Streitteilen  zu  vermeiden.  Allen  diesen  Ver- 
einbarungen gemeinsam  ist  die  Beschränkung  derselben  auf  die  Voraus- 
setzung, dafs  die  Umstände  es  gestatten,  ihnen  nachzukommen. 
Wesen  und  Form  dieser  Einschränkung  waren  Gegenstand  langer  Dis- 
kussionen und  vielflicher  Vermittiungsanträge  im  Komitee. 

Für  den  Fall  minder  schwerer  Differenzen,  welche  weder  die 
Ehre,  noch  die  wesentlichen  Interessen  der  Staaten  berühren  und  welche 
auf  verschiedener  Auffassung  thatsächlicher  Umstände  beruhen, 
erklären  die  Vertragsstaaten  die  Einsetzung  von  internationalen  Unter- 
suchungskommissionen (commissions  internationales  d'enquite)  für 
nützlich,  um  durch  eine  unparteiische  und  gewissenhafte  Untersuchung 
die  Thatsaohe  des  Falles  festzustellen.  Auch  diese  internationalen  Unter- 
suchungskommissionen, die  nach  dem  ursprünglichen  russischen  Entwürfe 
als  obligatorische  gedacht  waren,  sind  mit  Rücksicht  insbesondere  auf 
die  Verhältnisse  der  Balkanstaaten  im  Vertrage  nur  als  fakultative  be- 
handelt, sodafs  kein  Staat  verpflichtet  ist,  sich  dem  Verlangen  eines 
anderen  nach  einer  solchen  Untersuchung  zu  ftigen. 

Mit   dieser  Beschränkung,  auf  welche  aufser  dem  Verfieuser  des 
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gegenwXrtigen  Berichtes  inabesondere  der  nunänieche  Gesandte  Bddiman 
und  der  serbische  Professor  VeU^ovitseh  Gewicht  legten,  werden  diese 
UnterBuchangskommission  in  yielen  Fällen  sehr  nützlich  sein,  nament* 
lieh  in  jenen  von  Mariens  hervorgehobenen  Fällen,  in  welchen  die 
öffentliche  Meinung  durch  tendenziöse  Zeitungsberichte  irregeleitet  und 
erhitzt  wurde. 

Für  die  dritte  Gruppe  von  Differenzen,  nämlich  für  jene  von  vor- 
wiegend juristischem  Charakter,  und  insbesondere  für  die  Streitig- 
keiten über  Interpretation  und  Anwendung  von  Staatsverträgen  erklären 
die  Vertragsmächte  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  als  das 
zu  ihrer  Lösung  geeignetste  und  den  Grundsätzen  der  Billigkeit  ent- 
sprechendste Mittel,  sofern  diese  Differenzen  nicht  auf  diplomatischem 
Wege  gelöst  werden  konnten  (Art  16).  Nach  dem  von  der 
russischen  Regierung  vorgelegten  Entwürfe  sollten  aufserdem  die 
Mächte  für  gewisse  taxativ  aufgezählte  Kategorien  von  Differenzen 
sich  geradezu  verpflichten,  dieselben  durch  Schiedsgerichte  ent- 
scheiden zu  lassen,  sofern  diese  Differenzen  nicht  im  konkreten  Falle 
die  nationale  Ehre  oder  die  Lebensinteressen  des  Staates  berühren. 
Obwohl  die  Materien,  für  welche  die  russische  Regierung  die  Über- 
nahme der  Verpflichtung  zu  ihrer  schiedsrichterlichen  Austragung  vor- 
schlug, durchaus  solche  waren,  welche  ohnedies  kaum  je  die  National- 
ehre oder  die  wesentlichen  Interessen  der  Staaten  berühren,  obwohl 
also  an  sich  vom  Standpunkte  der  staatlichen  Souveränität  gegen  die 
Verpflichtung  zur  schiedsrichterlichen  Beilegung  derselben  kaum  ein 
Bedenken  erhoben  werden  konnte,  lehnte  doch  das  Deutsche  Reich 
die  Annahme  einer  solchen  Verpflichtung  auf  das  allerbestimmteste  ab. 
Ebenso  trug  das  Deutsche  Reich  Bedenken,  der  Einsetzung  eines 
ständigen  Organes  der  Schiedsgerichtsbarkeit  zuzustimmen,  wie  dasselbe 
anter  den  Namen  eines  Tribunal  permanent  cParbUrage  von  Sir  Julian 
Pauncefote  und  von  Mr.  HoUs  vorgeschlagen  wurde,  trotzdem  dieser 
Vorschlag  von  Rufsland,  Italien  und  den  im  Komitee  vertretenen 
kleinen  Staaten  lebhaft  unterstützt  wurde.  Durch  einige  Wochen  hatte 
es  den  Anschein,  als  ob  an  diesem  Widerstände  des  Deutschen  Reiches 
die  Hauptaufgabe  der  Konferenz  scheitern  würde.  Schliefslich  gelang 
es  jedoch  dem  Vertreter  des  Deutschen  Reiches  im  Komitee,  Professor 
Zorn,  ein  Kompromifs  in  der  Weise  zustande  zu  bringen,  dafs  Rufsland 
auf  die  obligatorischen  Schiedsgerichtsf^lle  verzichtete,  Deutschland  dafür 
der  Organisation  einer  permanenten  Schiedsgerichtsinstanz  unter  dem 
Namen  Cour  permanente  d'arbitrage  und  unter  einigen  einschränkenden 
Modifikationen  ihrer  Wirksamkeit  zustimmte.  Das  Schiedsgericht  wird 
hiemach  zwar  für  jeden  einzelnen  Fall,  in  welchem  zwei  Vertragsstaaten 
sich  darüber  einigen,  eine  zwischen  ihnen  bestehende  Differenz  schieds- 
gerichtlich austragen  zu  lassen,  besonders  gebildet,  die  Bildung 
desselben  erfolgt  aber  aus  einer  von  vornherein  feststehenden  Liste  von 
zum  Schiedsrichteramt  qualifizierten  Persönlichkeiten  nach  vertragsmäfsig 
bestimmten  Grundsätzen.  Jede  der  Signatarmächte  bezeichnet  nämlich 
mindestens    eine   und    höchstens    vier  Personen,    die    von    anerkannter 
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Kompetenz  in  den  Fragen  des  intenMtionalen  Beohtee  sind  and  sich 
des  höchsten  moralischen  Ansehens  erfreuen,  als  solche,  welche  sie 
ZOT  Übernahme  des  Schiedsrichteramts  fUr  geeignet  hAlt  Diese  so  be- 
zeichneten Personen  werden  dadurch  Mitglieder  der  Cour  ptrmcmemU 
d'arbiirage.  Die  Liste  derselben  wird  allen  SignatarmMchten  mitgeteilt, 
und  aus  dieser  Liste  wählt  jeder  der  Streitteile,  der  zur  schiedsgericht- 
lichen Schlichtung  bereit  ist,  je  zwei  Schiedsrichter  fUr  den  konkreten 
Fall.  Diese  vier  wählen  ihren  Obmann.  Für  den  Fall,  dars  die  vier 
▼on  den  Streitteilen  bestellten  Schiedsrichter  sich  über  die  Wahl  des 
Obmannes  nicht  einigen  können,  bestimmen  die  Streitteile  im  g^en- 
seitigen  fiinTerständnisse  eine  dritte  Macht,  der  die  Wahl  des  Obmannes 
anvertraut  wird,  und  wran  sie  sich  auch  über  die  Nominterung  einer 
solchen  dritten  Macht  nicht  einigen  könnten,  beruft  jeder  derselben  eine 
andere  ihm  befreundete  Macht,  deren  Aufgabe  es  dann  ist,  sich  über 
die  Wahl  des  Obmannes  zu  einigen.  Auch  der  Obmann  mufs  aus  der 
Liste  der  Cour  permanente  genommen  werden.  Der  Grundgedanke 
der  SchaSong  dieser  Cour  permanente,  auf  welche  namentlich  die  Ver- 
treter Grofsbritanniens  und  der  Vereinigten  Staaten,  der 
Niederlande  und  Belgiens  das  gröfste  Gewicht  legten,  war  der, 
durch  den  Bestand  einer  solchen  Institution  zur  schiedsgerichtlichen 
Lösung  von  Konflikten,  und  durch  das  moralische  Ansehen  derselben 
die  Staaten  zu  veranlassen,  häufiger  als  dies  bisher  der  Fall  war,  sich 
für  schiedsgerichtliche  Austragung  ihrer  Differenzen  zu  entscheiden. 
Und  in  der  That  wird  man ,  wenn  einmal  die  Cour  permanente  be- 
stellt sein  wird,  für  gewisse  Arten  von  Differenzen  unter  den  Staaten 
die  schiedsgerichtliche  Austragung  derselben  to  die  regelmäCsige  Art 
ihrer  Schlichtung  ansehen,  sobald  ihre  diplomatische  Austragung  nach 
läng^nn  Verhandlungen  nicht  gelungen  ist.  Man  wird  also  nicht  mehr 
fragen,  warum  in  einem  solchen  Falle  ein  Schiedsgericht  angerufen 
wurde,  sondern  man  wird  vielmehr,  wenn  dies  nicht  geschah,  fragen, 
warum  es  unterlassen  wurde.  Durch  den  Schiedsspruch  aber  werden 
in  manchen  Fällen  Differenzen,  die  sich  sonst  lange  hingezogen  und 
zu  einer  schleichenden  Verstimmung  unter  den  Staaten  Anla(s  gegeben 
hätten,  reinlich  entschieden  und  aus  der  Welt  geschaffen  werden.  Zu 
demselben  Zwecke,  um  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  praktikabler 
zu  gestalten,  wurde  auch  das  Verfahren  vor  den  aus  der  Cour  per- 
manente gebildeten  Schied^erichten  genau  geregelt.  Von  Seiten  des 
Deutschen  Reiches  wurde  der  gröfste  Wert  darauf  gelegt,  da(s  die  ganze 
Institution  eine  rein  fakultative  sei,  so  dafs  die  Staaten  nicht  ver- 
pflichtet sind,  sich  tlberhaupt  einem  Schiedsgericht  zu  unterwerfen,  und 
dafs  sie,  wenn  sie  dies  wollen,  noch  immer  die  Freiheit  haben,  ihr 
Schiedsgericht  und  ihr  schiedsgerichtliches  Ver&hren  durch  besonderen 
Vertrag  in  anderer  Weise  zu  regeln.  Alle  Normen  der  Schiedsgerichts- 
konvention  haben  daher  nur  subsidiäre  Bedeutung  für  den  Fall,  dafs 
die  einem  Schiedsgericht  sich  unterwerfende  Staaten  nichts  anderes 
ausdrücklich  bestimmen.  Unberührt  aber  von  der  Haager  Konvention 
Ueiben   alle   dii^enigen    Verträge,    durch    welche  Staaten    sich    schon 
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irtther  Terp  flicht  et  haben,  alle  ihre  Streitigkeiten  mit  einander  oder 
gewisse  Gattungen  derselben  schiedsgerichtlich  anezatragen.  Eine  solche 
Verpflichtang  besteht  z.  B.  Ewischen  der  Osterreichisch'Ongarischen 
Monarchie  und  Siam  auf  Grand  des  Handelsvertrages  von  1869,  sowie 
f)lr  gewisse  Streitigkeiten  auf  Grund  des  Vertrages  Aber  die  Einsetzung 
des  Weltpostrereins,  des  Bemer  Vertrages  tlber  das  Eisenbahnfrachtreoht 
und  der  Brüsseler  Antisklavereirechte.  Andere  Staaten  haben  in  viel 
weitergehendem  Mafse  bereits  die  Pflicht  übernommen,  gewisse  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen  nur  schiedsgerichtlich  auszutragen ;  so  hat  Italien 
die  Schiedsgerichtsklausel  m  13,  Grofsbritannien  in  4,  Norwegen  in  7, 
Schweden  und  Belgien  in  je  5,  die  Schweiz  in  8  Handebvertrilge  auf- 
genommen. Alle  diese  Verpflichtungen  bleiben  aufrecht.  Auch  ist  aus- 
drücklich vorbehalten,  dafs  die  Staaten  auch  weiterhin  sich  zur  Unter- 
werfung unter  Schiedogwichie  verpflichten  können.  Nur  die  Haager 
Konferenzakte  selbst  begründet  —  der  Forderung  des  Deutschen  Reiches 
zufolge  —  eine  solche  Verpflichtang  nicht. 

Um  die  schiedsgerichtliche  Austragung  zu  ibrdem,  wurde  auf  An- 
trag von  Bourgeois  und  cPEstourneUes  in  Art.  27  auch  die  Bestimmung 
aufgenommen,  dafs  im  Falle  eines  schweren  Konfliktes  zwischen  zwei 
Staaten  auch  die  andern  Signatarmftchte  das  Recht  und  die  Pflicht 
haben,  die  Streitteile  an  die  Existenz  der  Cour  permanente  zu  erinnern, 
und  dafs  der  von  einem  solchen  unbeteiligten  Staate  den  Streitteilen 
erteilte  Rat,  sich  im  höheren  Interesse  des  Friedens  an  die  Cour  per- 
ma/nente  zu  wenden,  von  derselben  als  ein  Akt  guter  Dienste  an- 
gesehen werden  müsse. 

Nachdem  alle  Konferenzstaaten  noch  im  Laufe  des  Jahres  1899 
die  Konferenzbeschlüsse  durch  ihre  ersten  Delegierten  hatten  unter- 
zeichnen lassen,  nachdem  dieselben  in  einer  Anzahl  von  Staaten,  nach 
deren  internem  Rechte  Staatsvertrüge  dieser  Art  parlamentarischer  Ge- 
nehmigung bedürfen,  von  den  Parlamenten  genehmigt  wurden  und 
nachdem  in  den  meisten  Staaten  auch  die  Ratifikation  derselben  durch 
das  Staatsoberhaupt  entweder  bereits  erfolgt  ist  oder  unmittelbar  bevor- 
steht, ist  anzunehmen,  dafs  die  Cou/r  permanente  d^arbUrage^  d.  h.  die 
Liste  der  von  .den  Signatarmächten  zum  Schiedsrichteramt  berufenen 
Persönlichkeiten  bald  gebildet  werden  wird.  Nach  Art  28  wird  die 
Konstituierung  derselben  erfolgen,  sobald  neun  Signatarmächte  die 
Konferenzakte  ratifiziert  haben  werden.  Auf  den  Konflikt  zwischen 
Grofsbritannien  und  Transvaal  jedoch  konnte  die  Konvention 
keine  Anwendung  finden,  weil  erstens  zur  Zeit  des  Ausbruches  des- 
selben die  Verträge  noch  nicht  ratifiziert  waren,  weil  zweitens  Tl^nsvaal 
anf  der  Konferenz  nicht  vertreten  war  und  weil  drittens  Grofsbritannien 
Transvaal  als  einen  seiner  Suzeränität  unterworfenen  halbsouveränen 
Staat  ansieht.  Der  erste  dieser  Gründe  tri£ft  auch  auf  den  Konflikt 
mit  China  zu,  welcher  aufserdem  von  den  verbündeten  Mächten  bisher 
weniger  ab  Konflikt  mit  der  dort  bestehenden  Regierung,  sondern  viel- 
mehr als  ein  solcher  mit   Aufständischen    betrachtet  wird.     Die  Aus- 
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tiBguDg  beider   Differensen  durch  Waffengewalt  bedeutet  alao  keinen 
Mifserfolg  der  Konferens. 

Während  die  Übrigen  Konventionen  und  Deldarationen ,  welche 
im  Haag  beechloeaen  wurden,  sogenannte  cofwmtions  (miferies  sind, 
d.  h.  solche,  denen  auTser  den  urBprünglich  den  Vertrag  abschliefeenden 
Milchten  auch  jeder  andere  Staat  apilterhin  beitreten  kann,  wurde  der 
Vertrag  über  die  friedliche  Beilegung  völkerrechtlicher  DiiSerenien  auf 
das  dringende  Verlangen  einiger  Staaten  hin  als  Convention  fermee 
erUttrt,  d.  h.  ab  eine  solche,  der  andere  Mttchte  nicht  ohne  weiteres 
beitreten  dürfen.  Es  geschah  dies  hauptsächlich,  um  aoTser  Transvaal 
auch  den  päpstlichen  Stuhl  auszuschliefsen,  dessen  Ausschliefsnng  einzelne 
Mäclite  au&  allerentschiedenste  forderten.  Zwar  gelang  es  nach  ein- 
gehenden Debatten,  den  extremen  Antrag  abzulehnen,  nach  welchem 
eine  MacLt,  die  nicht  zu  den  ursprünglichen  Signatannächten  gefaOrt, 
nur  mit  Zustimmung  sämtlicher  Signatarstaaten  diesem  Vertrage 
accedieren  dürfe;  aber  die  Anerkennung  der  Konvention  ab  solcher, 
der  jeder  Staat  und  jede  Macht  beitreten  könne,  war  nicht  zu  erlangen. 
Man  einigte  sich  deshalb  dahin,  die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter 
denen  die  nicht  auf  der  Konferenz  repräsentierten  Mächte  späterhin  auch 
dieser  Konvention  beitreten  dürfen,  einer  nachfolgenden  Vereinbarung 
der  Signatarmächte  zu  überlassen. 

Über  den  praktischen  Erfolg  der  von  den  Konferenzmächten  be- 
schlossenen Vereinbarungen  zum  Zwecke  friedlicher  Austragung  völker- 
rechtlicher Differenzen  wird  erst  die  Zukunft  entscheiden. 

Insbesondere  wird  davon,  ob  es  den  Schiedsrichtern  gelingen 
wird,  in  den  ersten  der  Cour  permanente  submittierten  Fällen,  Urteile 
zu  finden,  welche  die  streitenden  Teile  und  alle  übrigen  Staaten  von 
ihrer  Gerechtigkeit  überzeugen,  vieles  ftlr  die  Entwickelung  der  inter- 
nationalen Schiedsgerichtsbarkeit  und  des  Völkerrechtes  abhängen. 
Mögen  sie  sich  gewachsen  erweisen  der  grofsen  und  verantwortungsvollen 
Aufgabe ! 

Für  alle  Fälle  wird  niemand,  der  der  ungeheueren  Schwierigkeiten 
eingedenk  ist,  welche  sich  der  Ausbildung  einer  Rechtsordnung  über 
die  souveränen  Staaten  entgegenstellen,  verkennen  können,  dafs  die 
Haager  Konferens  auf  dem  bisherigen  Entwickelungsgange  des  Völker- 
rechtes eine  der  wichtigsten  Stationen  bezeichnet.  Im  grofsen  und 
ganzen  konnte  Herr  v.  St  aal  in  seiner  Schlufsrede  mit  Recht  sagen, 
das  Werk  der  Konferenz  sei  zwar  durchaus  kein  vollkommenes,  aber 
es  sei  aufrichtig,  praktisch  und  vernünftig. 


Das  Internationale  Privatrecht  des  schweizerischen 
Entwurfs  eines  Civilgesetzbuchs. 

Von  Professor  Dr.  W.  HmrevseB,  Bern. 

I. 

Die  Lösang,  welche  die  Fragen  des  I.  Pr.R.  in  dem  von  Professor 
JEktgen  Hüber  verfafsten  und  kttrzlich  vom  Schweiz,  eidgenöss.  Justiz- 
departement  veröffentlichten  Entwnrf  eines  Civilgesetzbnches  gefunden 
haben,  mafs  als  eine  in  hohem  Mafse  gelungene  bezeichnet  werden. 

Da  es  auch  für  den  deutschen  Juristen  nicht  ohne  Interesse  sein 
wird,  welche  Stellung  das  neueste  Oesetzgebnngswerk  eines  Nachbar- 
staates zu  den  Problemen  unserer  Wissenschaft  nimmt,  so  rechtfertigt 
es  sich,  in  den  folgenden  Ausführungen  den  diesbezfiglichen  Standpunkt 
des  Entwurfes  kurz  zu  beleuchten. 

Bevor  auf  den  Entwurf  selbst  eingetreten  werden  kann,  ist  zu- 
nUebst  des  Verhältnisses  desselben  zum  gegenwlirtigen  Bechtszustand  zu 
gedenken. 

Die  Quelleo  des  geltenden  I.  Pr.R.  sind,  abgesehen  von  Staats- 
verträgen  und  völkerrechtlichen  Vereinbarungen  teils  bundesrechtliche, 
teils  luntonalrechtliehe. 

Von  Bundesgesetaen  kommen  in  Betracht  das  Gesetz  über  die 
persönliche  Handlungsfkdiigkeit  vom  22.  Juni  1881,  das  Oesetz,  betr. 
die  dvilrechtlicben  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter 
vom  25.  Juni  1891,  das  Oesetz  vom  24.  Dezember  1874,  betr.  die 
Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  Ehe  und  einige  Bestimmungen 
des  B.O.  ttber  das  Obligationenrecht  vom  14.  Juni  1881. 

Das  B.O.  von  1881  stellt  im  Art  10  die  Staatsangehörigkeit  als 
mafsgebendes  Princip  für  die  Beurteilung  der  HandlnngsfUhigkeit  auf. 
Im  B.O.  von  1891  werden  zwar  in  erster  Linie  die  interlontonalen 
Verhältnisse  auf  dem  Oebiete  des  Personen-,  Familien-  und  Erbrechtes 
geregelt.  Allein  die  Vorschriften  dieses  Oesetzes  sollen  unter  Vorbehalt 
des  vorerwähnten  Art.  10,  sowie  Staats-  und  völkerrechtlicher  Verträge 
auch  als  Kollisionsnormen  des  I.  Pr.R.  auf  den  erwähnten  Gebieten 
gelten. 

Internationale  Vorschriften   über  Eheabschlufs  und  Ehescheidung 
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enthält  das  B.6.  von  1874.  Mit  der  EinfÜbniDg  des  neuen  Cnril- 
egsetzbuches  werden  alle  diese  Gesetse  in  Weg&ll  kommen. 

Wie  sich  der  Entwurf  zu  den  wenigen  international -privat- 
rechtlichen  Bestimmungen,  die  das  B.6.  ttber  das  0.  R.  vom  14.  Juni 
1881  enthält,  abfinden  wird,  kann  gegenwärtig  mit  Bestimmtheit  noch 
nicht  festgestellt  werden.  Vorläufig  ist  nur  in  Aussicht  genommen,  daTs 
das  O.R.  dem  Gesetzbuch  als  letzter  (fünfter)  Teil  eingefügt  werden 
soll.  Über  die  etwaigen  Veränderungen,  welche  die  gegenwärtige 
Fassung  des  Gesetzes  er&hren  wird,  ist  zur  Zeit  noch  nichts  bekannt. 

Was  die  kantonalrechtlichen  Quellen  anlangt,  so  finden  wir  in 
den  betreffenden  Gesetzgebungen  Vorsebrtflen  allgemeiner  Natur  ttber 
das  Anwendungsgebiet  der  Rechtssätze,  sowie  die  sachenrechtlichen 
Kollisionsnormen.  Auch  diese  Bestimmungen  werden  durch  das  neae 
Gesetzbuch  aufser  Kraft  gesetzt.  Da  eine  eingehende  Darstellung  des 
gegenwärtig  in  der  Schweiz  geltenden  Rechtes  aufserhalb  des  Rahmens 
dieser  Erörterung  liegt,  so  mu(s  es  genügen,  wenn  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Vorschriften  des  Entwurfes  anf  den  geltenden  Rechts- 
zustand jeweilen  kurz  Bezug  genommen  wird. 

IL 

Was  die  Art  der  Einordnung  der  intemational-priTatrechtlichen 
Bestimmungen  in  den  Entwurf  betrifit,  so  finden  wir  zunächst  den 
leitenden  Grundsatz  im  Art  5  der  Einleitung  ausgesprochen. 

Art  5  Alinea  1 :  „Die  Schweizer  im  Aaslande  und  die  Ausländer 
in  der  Schweiz  stehen  unter  dem  Rechte,  das  der  Bund  durch  Ver- 
einbarung mit  den  anderen  Staaten  ftkr  sie  festgestellt  hat  und  insoweit 
eine  solche  Vereinbarung  nicht  getrofien  ist,  unter  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes." 

Die  allgemeinen  Regeln,  welche  für  die  dem  schweizerischen  Rechte 
unterstellten  Thatbestände  zur  Anwendung  kommen  sollen,  hatten  in 
der  Fassung,  welche  der  vorliegenden  Redaktion  des  Entwurfes  voraus- 
ging, ebenfiUls  ihren  Platz  in  der  Einleitung  erhalten.  Gegenwärtig 
sind  sie  im  Anhange  zum  Entwurf  pag.  250  unter  No.  I — ^V  a^edmcki, 
als  Vorschriften^  die  dem  Schlufstitel  des  ganzen  Gesetzes  ttber  die  An- 
wendung der  Rechtssätze  vorbehalten  bleiben. 

Dieselben  lauten: 

I.  Die  Bestimmungen  des  Personen-,  Familien-  und  Erbrechtes 
gelten  ftlr  die  Schweizer,  auch  wenn  sie  ihren  Wohnsitz  im  Auslande 
haben. 

Stellt  sie  jedoch  das  Land  ihres  Wohnsitzes  unter  sein  eigenes 
Recht,  so  werden  sie  auch  in  der  Schweiz  nach  diesem  beurteilt. 

Mit  Bezug  auf  ihre  in  der  Schweiz  liegenden  Grundstücke  ver- 
bleiben sie  immerhin,  auch  wenn  sie  dem  ausländischen  Rechte  unter- 
stellt sind,  unter  dem  schweizerischen  Rechte. 

II.  Die  Bestimmungen  des  Personen-,  Familien-  und  Erbrechtes 
gelten  für  die  Ausländer,   sobald  sie  entweder  seit  ihrer  Geburt  oder 
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seit  zehn  Jahren  ohne  Unterbrach  ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz  g^ 
habt  haben. 

Andere  Aaslilnder  werden  nach  dem  Rechte  beurteilt,  dem  sie 
nach  ihrem  heimatlichen  Rechte  unterstellt  sind. 

ni.  Die  Bestimmungen  ttber  das  Eigentum  nnd  die  beschränkten 
dinglichen  Rechte  gelten  f^  alle  in  der  Schweiz  liegenden  Sachen. 

Fahrnis  gilt  als  in  der  Schweiz  liegend,  wenn  ihr  Besitzer  mit 
Hinsicht  auf  den  in  Frage  stehenden  Erwerbsgrund  dem  schweizerischen 
Rechte  unterstellt  ist. 

IV.  Die  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  finden,  wenn 
keine  andere  Willensmeinung  der  Beteiligten  anzunehmen  ist,  auf  alle 
Verhllltnisse  Anwendung,  die  in  der  Schweiz  zur  Erfüllung  gelangen  sollen. 

V.  Die  Bestimmungen  des  schweizerischen  Civilrechtes ,  die  um 
der  Öffentlichen  Ordnung  oder  der  guten  Sitte  willen  aufgestellt  sind, 
haben  vor  dem  schweizerischen  Richter  ausnahmslos  und  ausschliefslich 
Geltung. 

Formen,  die  vom  schweizerischen  (Zivilrecht  am  der  öffentlichen 
Ordnung  willen  verlangt  werden,  können  auch  dann,  wenn  das  in 
Frage  stehende  Verhältnis  inhaltlich  nicht  unter  schweizerischem 
Rechte  steht,  durch  Formen  des  ausländischen  Rechtes  nicht  ersetzt 
werden. 

Im  übrigen  wird  die  im  Ausland  dem  dortigen  Rechte  ent- 
sprechend errichtete  Form  der  Form  des  schweizerischen  Rechtes  gleich- 
gestellt. 

Besondere  Regeln  ttber  die  Anwendung  fremden  Rechtes  sind  in 
Art.  5  Alin.  2  und  3  enthalten. 

Die  speciellen  KoUisionsnonnen  sind  jeweilen  in  den  betreffSenden 
Teilen  des  Entwurfes  im  Zusammenhang  mit  den  Sachnormen  auf- 
geftlhrt.  Als  solche  Kollisionsnormen  müssen  gelten  die  Art  18,  70  s« 
72a,  116,  125,  126,  186 s,  157,  166,  167,  211,  215  8,  288  9,  295, 
342,  352,  406,  407,  408,  424,  542,  555.  Zweifelhaft  kann  es  er- 
scheinen,  ob  die  Art.  156 1,  femer  20,  21,  22,  24  und  33—36  ab 
solche  aufzu&ssen  sind.     Siehe  darüber  weiter  unten. 

III. 

Eine  nähere  Prttfiing  der  im  Entwurf  hervortretenden  Grund- 
anschauongen  ergiebt  zunächst,  dafs  die  Regelung  des  I.Pr.R.  in  erster 
Linie  Staatsvertiägen  und  internationalen  Vereinharungen  vorbehalten 
bleiben  soll.  Dieser  Gesichtspunkt  wird  nicht  nur  in  der  allgemeinen 
Vorsdirift  des  Art.  5,  sondern  auch  noch  in  den  Specialvorschriften 
der  Art  126,  136  Abs.  2  nnd  555  besonders  betont.  In  Gemä&heit 
der  Fassung  des  Art.  5  wird  der  Inhalt  derartiger  Verträge  zu  einem 
Bestandteil  des  internen  Rechtes  gemacht.  Nur  in  Ermangelung  yer- 
traglieker  Regelung  greifbn  die  Kollisionsnormen  des  Entwurfes  Platz. 
Der  Entwurf  geht  in  dieser  Beziehung  weiter  als  das  B.G.  von  1891, 
welches  nur  einen  Vorbehalt  fUr  die  Vertrikge  mit  dem  Ausland  enthält 
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Dieser  Standpunkt  des  £ntwar&  verdient  u.  £.  volle  BiUigang.  Die 
beatige  Strömung  drXngt  immer  mehr  einer  internationalen  LOeong 
internationalprivatrechtlicber  Fragen  entgegen.  Aach  die  interne  (Jeaeu- 
gebang  ma&  mit  dieser  Strömung  rechnen;  and  das  thut  der  Entwarf 
in  angemessener  Weise  durch  die  Aofttellung  der  Vorbehaltsklaosel 
des  Art  5. 

Von  grofser  Bedeutang  ist  es,  dafs  die  internen  Kollisionsnonnen 
des  neuen  Hechtes  ihre  Aufiiahme  im  Entwürfe  selbst  gefunden  haben 
und  nicht  in  ein  besonderes  Oesetz  verwiesen  worden  sind.  Damit  ist 
jedes  Mifsverständnis  über  den  Charakter  dieser  Kollisionesnormen 
ausgeschlossen.  In  unzweideutiger  Weise  tritt  hervor,  dafs  wir  es  hier 
nicht  mit  einem  etwaigen  Kodifikationsversuche  völkerrechtlicher  Sätze, 
sondern  mit  Normen  des  internen  positiven  Rechtes  zu  thun  haben. 
Daraus  aber,  dafs  die  Kollisionsnormen  im  Zusammenhang  mit  den 
Sachnormen  in  die  einzelnen  Teile  des  Entwurfes  eingestellt  sind,  ergiebt 
sich  des  weitem,  dafs  sie  nicht  nur  positiver,  sondern  auch  privat- 
rechtlicher  Natur  sind  und  als  Annexe  oder  Pertinenzen  der  Sach- 
normen aufgeftifst  werden  können«  Bekanntlich  herrscht  in  der  Litteratur 
auch  unter  den  Anhängern  d^r  positivistischen  Lehre  Streit  über  den 
Charakter  der  Kollisionsnormen.  Die  Stellung,  die  der  Entwarf  zu 
dieser  Kontroverse  genommen  hat,  kann  nach  unserer  Auffassung  nur 
begrttfst  werden. 

Die  Regelung  des  I.Pr.R.  im  Entwurf  ist  keine  definitive.  Wie 
bereits  erwähnt,  sind  eine  Reihe  von  Vorschriften  vorläufig  nur  im 
Anhange  skizziert  und  sollen  erst  in  einem  Schlufstitel,  der  noch  nicht 
fertig  gestellt  ist,  Aufiiahme  finden.  Im  Anhange  wird  noch  angedeatet, 
dafs  möglicherweise  die  gegenwärtig  unter  den  Sachnormen  eingestellten 
Specialbestimmungen  in  der  endgültigen  Fassung  des  Gesetzes  gleichfalls 
jenem  Schlufstitel  einverleibt  werden  könnten.  Der  Art.  5  Alinea  1 
enthält  keine  vollkommene,  sondern  eine  unvolbtändig  zweiseitige  (im 
ninne  Niemeyers)  oder  generelle  Kollisionsnorm  mit  Falleinsohränkung 
Sach  der  Terminolgie  Züdmanns,  Derselbe  sieht  eine  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  von  Schweizern  im  In-  und  Ausland  und  derjenigen 
der  Ausländer  in  der  Schweiz  vor.  Er  schweigt  darüber,  nach  welchen 
Grundsätzen^  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  im  Auslande  zu  be- 
urteilen sind,  falls  der  Schweizer  Richter  hierüber  zu  befinden  hätte. 
Dieses  Schweigen  des  Gesetzes  ist  aber  nicht  in  dem  Sinne  zu  ver- 
stehen, dafs  überhaupt  keine  Entscheidung  gegeben  werden  soll.  Mao 
könnte  beispielsweise  daran  denken,  dafs  aus  politischen  Gründen  ab- 
sichtlich eine  Lücke  gelassen  worden  wäre,  um  etwaigen  diplomatischen 
Schwierigkeiten,  die  durch  derartige  Entscheidungen  entstehen  könnten, 
aus  dem  Wege  zu  gehen.  Allein  ein  solcher  Gedanke  ist  kurz  von 
der  Hand  zu  weisen,  da  die  Entscheidung  sehr  wohl  dem  Gesetze  ge- 
mäfs  erfolgen  kann.  Hier  tritt  nämlich  Art  1  des  Entwürfe  in  die 
Lücke.  Darnach  äolL  der  Richter,  wenn  das  Gesetz  schweigt  und  kein 
Gewohnheitsrecht  nachweisbar  ist,  nach  Überlieferung  oder  bewährter 
Lehre  urteilen  und,   falls  auch  diese  Verweisung  versagt,   den  Fall  so 
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entscheideii,  wie  wenn  er  ihm  als  Gesetzgeber  gegenttberstilade.  Wenn 
man  hier  einwenden  möchte,  dafs  speciell  die  Verweisung  auf  die 
Wissenschaft  etwas  Mifsliches  habe,  weil  die  Ansichten  noch  keines- 
wegs geklibrte  and  feststehende  sind,  so  trifit  der  Vorwarf  hier  die 
Wissenschaft  and  nicht  den  Gesetzgeber. 

IV. 

Die  AnknUpfungsmomente  des  Entwurfes,  d.  h.  diejenigen  persön- 
lichen oder  rttumlichen  Beziehungen,  an  deren  Vorhandensein  derselbe 
zur  Entscheidung  der  Frage  anknüpft ,  welche  Rechtsordnung  im 
einzelnen  Falle  zuständig  sein  soll,  sind  mannigfaltig^.  Von  der 
Staatsangehörigkeit  oder  dem  Heimatsrecht  wird  .ausgegangen  in 
I,  II  Absatz  2,  und  in  den  Artikeln  125,  288,  295,  342,  852,  407, 
542;  eine  Anlehnung  an  das  Domizilrecht  finden  wir  in  den 
Artikeln  70«,  126,  167,  211,  215,  408,  424,  542,  555.  Speciell 
Domizil  seit  dw  Geburt  oder  während  10  Jahren  wird  gefordert  nach 
II  Absatz  1.  Die  lex  fori  wird  zu  Grunde  gelegt  in  Art.  18,  136  9, 
157.  Die  lex  rei  sitae  bildet  die  mafsgebende  Beziehung  in  I  und  III, 
der  Besitz  an  Mobilien  in  III;  das  Vermögen  in  407,  424  und  555, 
Parteivereinbarung  oder  Erfüllungsort  in  IV,  und  endlich 
der  Aufenthalt  in  542.  Von  allen  diesen  AnknUpftingsmomenten  nimmt 
die  Staatsangehörigkeit  oder  das  Heimatrecht  den  breitesten  Raum  ein, 
und  eine  nähere  Prüfung  zeigt,  dafs  dasselbe  zum  mafsgebenden  Prin- 
cipe erhoben  worden  ist,  während  bekanntlich  dem  B.G.  von  1891, 
welches  allerdings  in  erster  Linie  interkantonales  Recht  enthält,  das 
Domizilprincip  zu  Grunde  liegt  Diese  prävalierende  Bedeutung  des 
Heimatrechtes  ergiebt  sich  aber  auch  aus  der  Mehrzahl  der  angeführten 
Bestimmungen,  in  welchen  an  das  Domizilrecht  angeknüpft  wird. 
Auch  Ily  und  die  Art  126,  167,  408  und  542  erkennen  im  Princip 
das  Heimatrecht  an,  und  regeln  nur  einige  besondere  Fälle,  in  denen 
aus  Verkehrs-  oder  Nützlichkeitsrttcksichten  eine  Abweichung  von 
demselben  sich  empfiehlt.  Und  das  gleiche  mufs  von  Art.  18  gesagt 
werden,  welcher  die  Zuständigkeit  der  lex  fori  ausspricht 

Dem  Heimatrechte  unterstehen  nach  I  die  Schweizerbüiger  im 
Inlande  und  im  Auslande.  Hinsichtlich  letzterer  wird  allerdings  dieses 
Princip  eingeschränkt,  insofern  das  Ausland  dieselben  seinem  Rechte 
unterwirft,  eine  Einschränkung,  die  sich  im  EQnblick  auf  die  Ver- 
kehrsverhältnisse vollständig  rechtfertigt  Aber  auch  in  diesem  Falle 
gut  für  das  Immobiliarvermögen  der  im  Auslande  lebenden  Schweizer* 
btLrger  Schweizerrecht.  Ebenso  entschieden,  wie  ftlr  die  Schweizer- 
büiger, wird  auch  für  die  in  der  Schweiz  weilenden  Ausländer  die 
principielle  Geltung  des  Heimatrechtes  in  II  Absatz  2  anerkannt  An 
dieser  Auffassung  darf  man  sich  auch  durch  den  in  II  Absatz  1  aus- 
gesprochenen Satz  nicht  irre  machen  lassen.  Wenn  darnach  auf  die- 
jenigen Ausländer,  welche  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  10  Jahren  ohne 
Unterbruch   ihren  Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben,    die  Bestimmungen 
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des  schweiserisehen  Penonen-,  Familita-  und  Erbrechtes  aagewBodet 
werden  sollen,  so  ist  sn  erwKgen,  daTs  man  es  hier  mit  einer  KlMse  tod 
Ansländem  zu  thnn  hat,  die  eigentlich  keine  Anslftnder  mehr  sind,  nnd 
hänfig  nur  danun  das  Schweizerbttrgerrecht  noch  nicht  erworben  haben, 
weil  die  Natnralisationsbedingnngen  in  der  Schweis  schwierigere  sind 
wie  an  andern  Orten.  Wir  möchten  dieses  Erfordernis  des  Domizils 
von  der  Oebnrt  an  oder  seit  10  Jahren  ab  das  Anknttpfnngsmoment 
der  Assimilation  bezeichnen.  Der  leitende  Grundsatz  ist  demnach: 
Anwendung  des  schweizerischen  Heimatrechtes  auf  Schweizer,  An- 
wendang  des  Anslandsrechtes  auf  den  erwähnten  Oebieten  auf  Aoslttnder. 
Einer  Specialbestimmnng  mag  hier  noch  Erwähnung  geschehen, 
welche  zu  Zweifeln  Anlafs  geben  könnte.  Nach  Art  156  s  nimmt  im 
Falle  der  Ungültigkeit  der  Ehe  die  gutgläubige  Frsn  wieder  ihren 
früheren  Namen  an,  behält  aber  ihren  Stand.  G^esetzt,  der  Mann 
war  Ausländer  und  die  Frau  Schweizerin,  so  kann  es  sich  fragen, 
ob  die  Möglichkeit  der  Wiederyerheiratung  nach  Schweizer-  oder 
nach  Auslandsrecht  zu  beurteilen  ist  Aus  dem  Sinn  von  156s,  der 
in  erster  Linie  Schweizerverhältnisse  im  Auge  hat,  ist  auf  die  An- 
wendung schweizerischen  Rechtes  zu  schliefsen.  War  umgekehrt 
der  Mann  Schweizer  und  die  Frau  Ausländerin,  so  gilt  für  die  Be- 
antwortung obiger  Frage  Auslandsrecht.  Was  das  AnknttpAmgs- 
moment  des  Wohnsitzes  anbetrifft,  so  ist  hier  eine  Frage  kurz  za  be- 
rühren. Zweiflalhaft  kann  es  erscheinen,  ob  die  Rechtssätze,  welche  der 
Entwurf  über  den  Wohnsitz  enthält,  nämlich  die  Art  20,  21,  22  und 
24,  im  Sinne  von  Kollisionsnormen  aufzufassen  sind  oder  ob  ihnen 
blofs  die  Bedeutung  von  positiven  Sachnormen  zukommt.  Erstem&lb 
mttfste  überall,  wo  auf  das  Domizilrecht  verwiesen  wird,  die  Frage,  ob 
ein  Domizil  besteht  und  die  daran  anknüpfenden  Wirkungen  nach 
Schweizerrecht  zu  beurteilen  sein.  Der  Zweifel  ist  hier  um  so  eher 
gerechtfertigt,  als  nach  dem  geltenden  Rechte  den  Domizilartikeln  des 
B.G.  von  1891  zweifellos  die  Bedeutung  von  Kollisionsnormen  zukommt, 
was  aus  der  Einstellung  dieser  Artikel  in  das  genannte  Gksetz  sich 
ergiebt  Für  den  Entwurf  ist  unseres  Erachtens  die  Frage  zu  ver- 
neinen. Angesichts  der  Unmöglichkeit,  den  Domizilbegriff,  welcher  die 
Ghrundlage  des  B.G.  von  1891  bildet,  in  anderer  Art  bundesrechtlich 
zu  regeln,  mnfsten  die  Wohnsitzbestimmungen  in  jenes  Gesetz  auf- 
genommen werden  und  erhielten  dadurch  auf  künstliche  Weise  den 
Charakter  von  Kollisionsnormen.  Den  Bestiirimungen  des  Entwurfes 
über  den  Wohnsitz  dagegen  eine  andere  Bedeutung  beizulegen  als  die- 
jenige reiner  Sachnormen  liegt  keine  Veranlassung  vor.  Praktisch  ist 
überdies  die  Frage  von  keiner  grofsen  Bedeutung.  In  den  meisten 
Artikeln,  in  welchen  auf  den  Wohnsitz  verwiesen  wird,  wird  auf  dnen 
Schweizer  Wohnsitz  verwiesen,  dessen  Beurteilung  selbstredend  nach 
Schweizeirecht  zu  erfolgen  hat. 

V. 

Hinsichtlich  der  Anwendung  fremden  Rechtes  durch  den  Richter  be* 
stimmt  Art  5  Abs.  2  und  8: 
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Steht  ein  Verhältnis  anter  anstendischem  Rechte,  so  ist  der 
schweizerische  Richter  befugt,  zu  verlangen,  dafs  ihm  der  Bestand  dieses 
Rechtes  von  der  Partei,  die  es  anruft,  nachgewiesen  werde. 

Wird  dieser  Nachweis  nicht  geleistet,  und  ist  dem  Richter  das  aus- 
lUndische  Recht  nicht  ohnedies  bekannt,  so  wendet  er  das  schweizerische 
Civilrecht  an. 

Die  Anwendung  des  eigenen  Rechtes  im  fVüle  des  Alinea  8  ist 
ein  Notbehelf.  Zu  b^grUfsen  ist  es,  dafs  diese  Ermächtigung  des 
Richters  nicht  auf  eine  zu  präsumierende  Übereinstimmung  des  fremden 
Rechtes  mit  dem  eigenen  Rechte  zurückgeführt  wird.  Jedenfalls  eigiebt 
sich  aber  aus  der  Fassung  des  Art.  5 ,  dafs  der  Richter  das  fremde 
Recht  von  Amtswegen  anzuwenden  hat.  Die  Anwendung  des  fremden 
Rechtes  erleidet  aber  Einschränkungen.  Einerseits  insoweit  als  das 
sogenannte  Princip  der  Rückverweisung  anerkannt  ist  und  andererseits 
soweit  der  Anwendung  des  fremden  Rechtes  die  öffentliche  Ordnung 
und  die  gute  Sitte  entgegenstehen. 

Die  Rückverweisung  wird  im  Entwürfe  niigends  ausdrücklich 
erwähnt  Aus  diesem  Schweigen  darf  aber  nicht  auf  Ablehnung  derselben 
geschlossen  werden;  vielmehr  ergiebt  sich  die  Zulässigkeit  aus  zwei 
Bestimmungen.  Da  nach  II  Abs.  2  für  die  Ausländer  in  der  Schweiz 
mit  Ausnahme  der  seit  ihrer  Geburt  oder  seit  10  Jahren  in  der 
Schweiz  Domizilierten  auf  dem  Gebiete  des  Personen-,  Familien-  und 
Erbrechtes  ihr  Heimatsrecht  gilt  und  das  letztere  auf  das  Domizil  ver- 
weisen kann,  so  ist  die  Möglichkeit  einer  solchen  Rückverweisung  ge- 
geben. Und  da  die  Unterstellung  der  Ausländer  unter  Schweizerrecht 
principiell  nicht  abgelehnt  wird,  so  liegt  kein  Grund  vor,  eine  solche 
Rttckverweisung  nicht  anzunehmen.  Nach  Art  211  Abs.  8  wird  die 
Fortdauer  des  in  der  Schweiz  begründeten  ehelichen  Güterstandes,  wenn 
die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  ins  Ausland  verlegt  haben,  von  dem 
Rechte  des  Wohnsitzes  abhängig  gemacht  Das  Wohnsitzrecht  aber 
kann  seinerseits  die  Staatsangehörigkeit  als  Anknüpfungsmoment  ver- 
wenden und  somit  auf  das  Schweizerrecht  zurückverweisen.  .Eine 
solche  Rückverweisung  auf  Grund  von  Art.  15  E.G.  z.  deuschen  B.G.B. 
würde  z.  B.  vorliegen,  wenn  schweizerische  Ehegatten  ihren  Wohnsitz 
nach  Deutschland  verlegen  würden. 

Eine  eigentümliche  Fassung  hat  im  Entwürfe  resp.  im  Anhang 
zu  demselben  die  sogenannte  Vorbehaltsklausel  gefunden.  Die 
Vorschriflfc  unter  V  alinea  1  sagt:  „Die  Bestimmungen  des  schweize- 
rischen Civilrechtes ,  die  um  der  öffentlichen  Ordnung  oder  um  der 
guten  Sitte  willen  aufgestellt  sind,  haben  vor  dem  schweizerischen 
Richter  ausnahmslos  und  ausschliefslich  Geltung.^  Es  wird  damit 
gesagt,  dafs  neben  Vorschriften  des  einheimischen  Rechtes,  die  um  der 
öffentlichen  Ordnung  und  der  guten  Sitte  wiUen  exklusiven  Charakter 
haben,  ftlr  das  fremde  Recht  kein  Raum  bleibt  Diese  Fassung  ist 
durchaus  nicht  gleichbedeutend  mit  der  des  Art  80  E.G.  z.  deutschen 
B.G.B.,  wonach  die  Anwendung  fremden  Rechtes  unterbleiben  soll,  wenn 
sie  den  guten  Sitten  oder  dem  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  wider- 
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spricht  Der  Begriff  des  ofdrt  jHf6{tc  behält  swer  in  beiden  Gesetaen 
den  vagen  Charakter,  der  ihm  notwendig  anhaften  mufs,  wenn  er  nichts 
anders  sein  soll  als  ein  „nationales  SicherheitaventQ*'  {JMiwC)  gegen 
fremdes  Beefat  Aber  im  Entwurf  wird  nicht  schlechtweg  der  ordsn 
fMic  des  eigenen  Rechtes  angerufen  wie  im  E.O.  com  deutschen  B.G.Bm 
sondern  es  werden  in  erster  Linie  diejenigen  Normen  in  Besag  genommen^ 
welche  als  direkte  Aosflflsse  des  ofikrt  T^/Mic  jenen  onbengsamen 
Charakter  anweisen.  Der  Richter  hat  danach  nicht  das  AoslandsrecUt 
daraufhin  bu  prüfen,  ob  es  seinem  otäitt  yMic  entspricht,  sondern  das 
Inlandsrecht  auf  seine  Eigenschaft  als  wärt  pM.ic,  Die  Aufgabe,  die 
demzufolge  an  ihn  gestellt  wird,  besteht  darin,  sunSchst  eine  Scheidung 
der  sämtlichen  Artikel  des  Gesetzes  yorsunehmen.  Eine  solche  Schei- 
dung kann  aber  unseres  Erachtens  in  den  wenigsten  Fällen  a  priori 
durchgeftlhrt  werden,  da  der  ordre  jmblic  meist  erst  dann  zu  tage  tritt 
wenn  es  sich  um  die  Anwendung  fremden  Rechtes  handelt  In  einigen 
Fällen  allerdings  lä&t  sich  diese  Zugehörigkeit  zum  ordre  ptMic  sofort 
erkennen.  Hierher  gehört  116,  in  welchem  die  weitere  Hinausschiebuug 
der  Ehefähigkeit  als  ein  sociales  Postulat,  fUr  das  die  Frauenbewegung 
in  der  Schweiz  sehr  eneigisch  einstand,  aufgenommen  worden  ist 
Ebenso  kann  Art  72  hierhei^zählt  werden  und  schliefslich  mag  auch 
noch  die  Verweisung  auf  die  öffentliche  Ordnung  in  875  erwähnt 
werden.  Für  eine  Reihe  von  Artikeln  wird  es  jedenfalls  schwierig 
sein,  von  vornherein  ihre  Zugehörigkeit  zum  ordre  public  festzustelloi 
und  wir  würden  daher  unsererseits  einer  Redaktion  von  V  Absatz  1 
das  Wort  reden,  welche  sich  derjenigen  des  Art.  30  E.G.  zum  B.G.B. 
mehr  nähern  würde. 

Endlich  mufs  hier  auch  noch  Art  408  herangezogen  werdm,  in 
welchem  der  Gesichtspunkt  der  Reciprocität  zur  Verwendung  kommt 
Die  an  sich  im  Inlande  zu  verhängende  Vormundschaft  kann  danach 
dem  Ausland  abgetreten  werden,  sofern  dieses  Gregenrecht  hält  In 
diesem  unschädlichen  Umfiemge  ist  gegen  die  Zulassung  der  Reciprocitäts* 
idee  nichts  einzuwenden,  wenn  sie  auch  sonst  nicht  zu  billigen  ist 
Von  der  Aufstellung  einer  Retorsionsvorschrift  hat  der  Entwurf  Umgang 
genommen. 

VI. 

Die  Bestimmungen,  die  der  Entwurf  über  die  Form  der  Rechts- 
geschäfte enthält,  sind  durchaus  zweckentsprechend  und  lassen  sich  kurz 
erledigen.  V,  Alinea  3,  stellt  den  Satz  auf,  dafs  die  im  Ausland  dem 
dortigen  Recht  entsprechend  errichtete  Form  der  Form  des  schweize- 
rischen Rechtes  gleichgestellt  wird.  Daraus  folgt,  dafs  ftlr  ein  Geschäft, 
welches  im  Ausland  errichtet  wird,  und  seinem  materiellen  Inhalte  nach 
dem  schweizerischen  Rechte  angehört,  natürlich  auch  die  Schweizer- 
formen gültig  verwendet  werden  können.  Fakultativ  gilt  aber  der  Satz: 
locus  regit  actum. 

Eine  besondere  Anwendung  dieses  Principes  enthält  Art.  157 
Abs.  1,  wonach  eine  im  Ausland  dem  dortigen  Recht  entsprechend  ab- 
geschlossene Ehe  auch  in  der  Schweiz  ab  gültig  betrachtet  wird. 


Das  Internationale  Priyatrecht  des  schweizeriscben  Entwarft.         45 

Die  Regel  locus  regit  ocftim  gilt  fakultativ  auch  f^r  diejenigen 
Geschäfte,  welche  in  der  Schweiz  errichtet  werden,  inhaltlich  aber 
nicht  anter  Schweizerrecht  stehen.  Hier  kann  regelmäfsig  aber  anch 
die  Form  des  Aaslandrechtes  gewählt  werden.  £ine  Schranke  ist  aber 
dieser  Freiheit  gezogen,  wenn  das  Schweizerrecht  ftir  solche  Geschäfte 
Formen  vorsieht,  die  dem  ordre  public  angehören.  Dementsprechend 
bestimmt  V,  Alinea  2:  „Formen,  die  vom  schweizerischen  £)ivilrecbt 
um  der  öffentlichen  Ordnung  willen  verlangt  werden,  können  auch 
dann,  wenn  das  in  Frage  stehende  Verhältnis  inhaltlich  nicht  anter 
schweizerischem  Recht  steht,  dnrch  Formen  des  ansländischen  Rechtes 
nicht  ersetzt  werden. '^  Eine  weitgehende  Freiheit  hinsichtlich  der  an- 
zawendenden  Form  gewährt  der  Entwurf  in  542  Abs.  2  mit  Rück- 
sicht auf  letztwillige  Ver^gungen.  Dieser  Artikel  verordnet  in  wesent- 
licher Übereinstimmung  mit  Art  24  des  B.G.  von  1891,  dafs  letzt- 
willige Verfügungen  hinsichtlich  ihrer  Form  gültig  sein  sollen,  wenn 
diese  Form  entspricht  a)  den  Gesetzen,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung 
gelten  1.  am  Errichtungsort ,  oder  2.  am  Wohnort,  oder  8.  in  der 
Heimat,  oder  b)  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  1.  an  seinem 
Domizil  oder  2.  in  seiner  Heimat.  Diese  Norm,  welche  darauf  abzielt, 
so  weit  als  irgend  angängig  die  Gültigkeit  letztwilliger  Dispositionen 
zu  wahren,  hat  bekanntlich  ihr  Vorbild  in  der  englischen  Lord  KingS" 
doums  Ad  vom  Jahre  1861. 

vn. 

Bei  der  Darstellung  des  angewandten  internationalen  Privat- 
recbts  erledigt  der  Entwurf  das  Sachen-  und  das  Obligationenrecht  mit 
je  einer  principiellen  Vorschrift.  Zahlreicher  sind  die  Bestimmungen 
auf  dem  Gebiete  des  Personen- ,  Familien-  und  Erbrechtes ,  und  unter 
diesen  wird  am  eingehendsten  das  Familienrecht  behandelt  Wir  wenden 
uns  zunächst  zur  Besprechung  der  drei  letzterwähnten  Gebiete. 

1.  PerBonenrecht. 

In  Abweichung  vom  sonst  anerkannten  Heimatsprincipe  bestimmt 
Art  13: 

Hat  ein  handlungsunfthiger  Ausländer  in  der  Schweiz  ein  Rechts- 
geschäft abgeschlossen,  so  kann  er  sich  auf  seine  Unfähigkeit  nicht 
berufen,  sobald  er  nach  schweizerischem  Recht  zur  Zeit  des  Absclüusses 
handlungsfilhig  gewesen  wäre. 

Derselbe  entspricht  Art  10  Abs.  2  des  B.G.  von  1881,  und  Art.  7 
Abs.  3  E.G.  zum  B.G.B.  Eine  specielle  Anwendung  dieser  Vorschrift 
auf  die  Wechself)ihigkeit  eines  Ausländers  enthält  das  B.G.  über  das 
Obligationenrecht  Art.  822.  Dafs  eine  solche  Einschränkung  der  Geltung 
des  Personalstatutes  zu  Gunsten  der  lex  fori  im  Interesse  des  Verkehrs 
geboten  erscheint,  darüber  ist  man  heutzutage  ziemlich  einig. 

Bezüglich  der  juristischen  Personen  enthält  der  Entwurf  zwei  Be- 
stimmungen, in  Art.  70  Abs.  2  und   in  Art.  72.     Art  70  Abs.  2  er- 
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ledigt  die  Frage  der  Anerkennniig  der  ReehtBflihigkeit  von  Bcbweise- 
rischea  jiuütiiichen  Personen,  die  im  Auslände  erriehtet  worden  sind, 
oder  richtiger  gesagt,  von  juristischen  Personen  des  Auslands,  welche 
bestimmte  Rechtswirknngen  anch  in  der  Sehweic  ftufsem  wollen,  wie 
z.  B.  im  Aasland  gegründete  Httlfiivereine  u.  s.  w.  Eine  intemationale 
Verpflichtang ,  fremde  juristische  Personen  resp.  deren  Reditsfllhigkeit 
in  gleicher  Weise  wie  diejenige  fremder  natürlicher  Penonen  anm- 
erkennen,  besteht  nicht  Die  Behanptang,  dafs  eine  juristische  Penmi 
existiert,  ist  genau  genommen,  wie  Zitdmann  (Int.  Pr.R.  11  S.  112) 
ttberzeugend  nachgewiesen  hat,  nichts  anderes,  als  die  Behauptung  ge- 
wisser Rechtswirknngen  auf  Grund  eines  vorli^enden  Thatbestandes. 
Ob  solche  Wirkungen  sich  ergeben,  darüber  entscheidet  allein  das 
Wirkungsstatat,  d.  h.  diejenige  Rechtsordnung,  unter  welcher  jene 
Wirkungen  eintreten  sollen ;  ob  daher  einem  auslftndischen  Vereine  bei 
uns  die  Rechtsfähigkeit  zukommt,  darüber  steht  die  Entscheidung  in 
erster  Linie  unserem  Rechte  zu.  Ebenso  ist  aber  auch  im  Falle  der 
Anerkennung  derselben  durch  unsere  Rechtsordnung  diese  letztere  allein 
dafür  kompetent,  in  welchem  Umfimge  diese  Anerkennung  zu  erfolgen 
habe.  Und  da  es  sich  hinsichtlich  solcher  Vereine  um  Rechtswirknngen 
handelt,  die  im  Inlande  sich  äufsem  sollen,  so  wird  unter  keinen  Um- 
stünden  die  Rechtsftlhigkeit  solcher  fremder  Vereine  in  einem  weitem 
Umfange  anzuerkennen  sein,  ab  diejenige  der  einheimischen. 

Der  Entwurf  erkennt  die  Rechtsfähigkeit  derartiger  fremder  juri- 
stischer Personen  an,  aber  mit  der  letzter^hnten  Einschittnkung.  Dem- 
entsprechend lautet  Art  70  Abs.  2: 

Körperschaften  und  Anstalten,  die  im  Auslande  ihren  Wohnsitz 
haben  (nach  78  ^=  Sitz  der  Verwaltung),  steht  das  Recht  der 
Persönlichkeit  in  dem  Umfange  zu,  in  dem  das  fremde  Recht  sie  ihnen 
verleiht,  in  keinem  Falle  aber  in  gröfserem  Umfiinge,  als  ihn  das 
schweizerische  Recht  bestimmt 

Eine  Vorschrift  des  ordre  public  ^  deren  gesetzliche  Normierung 
nicht  unzweckmäfsig  erscheint,  giebt  Art.  72  Abs.  2:  öfientUche 
Körperschaften  und  Anstalten  des  Auslandes  bedürfen  zum  Erwerbe 
von  Liegenschaften  der  Bewilligung  des  Bundesrates. 

Der  Abs.  1  dieses  Artikels  behält  den  Kantonen  das  Recht  vor, 
den  Erwerb  von  Zuwendungen  über  1000  Frcs.  und  von  Liegenschaften 
durch  Körperschaften  und  Anstalten  von  einer  kantonalen  Genehmignng 
abhängig  zu  machen. 

Hinsichtlich  der  Vorschriften  über  die  Verschollenheit,  Art  88 — 86, 
taucht  der  oben  mit  Bezug  auf  die  Wohnsitzbestimmungen  g^lo&erte 
Zweifel  wieder  auf,  ob  wir  es  mit  Sachnormen  oder  mit  Kollisions- 
normen zu  thun  haben.  Praktische  Schwierigkeiten  ergeben  sich  aber 
hieraus  nicht  Zweifellos  ist,  dafs  die  Verschollenheitsvorschriften  dem 
ordre  public  angehören,  und  daher  ausnahmslos  zur  Anwendung  kommen, 
wenn  die  Veranlassung  zu  einer  Verschollenheitserklärung  vorliegt 
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2.   Famillenreolit. 

a.    Eherecht 

Die  Festsetzung  der  Voraussetzongen  der  EbeabscUiersang  hängt 
60  sehr  mit  den  sittlichen  und  nationalen  Auffassungen  eines  Volkes 
zusammen,  dafs  auch  sie  dem  ordre  public  zugewiesen  werden  mufs. 
Daher  wird  beispielsweise  keine  Ehe  in  der  Schweiz  abgeschlossen 
werden  dürfen,  welcher  eines  der  im  Gesetze  bezeichneten  trennenden 
Ehehindemisse  entgegenstünde.  Nicht  ohne  weiteres  scheint  dies  auch 
bezüglich  des  Ehefähigkeitsalters  (20  Jahre  für  Männer,  18  Jahre  für 
Frauen)  des  Art.  116  zu  gelten.  Aber  auch  hier  liegt  unseres  Er- 
achtens  eine  zwingende  Vorschrift  der  öffentlichen  Ordnung  vor,  welche 
die  Möglichkeit  ausschliefsen  soll,  dafs  in  der  Schweiz  Ehen  zwischen 
Personen  abgeschlossen  werden,  welche  diese  Altersgrenze  noch  nicht 
erreicht  haben.  Dieser  Schlufs  erscheint  uns  aus  dem  Grunde  gerecht^ 
fertigt,  dafs  der  erwähnte  Art  116,  anders  wie  deutsches  B.G.B.  1803, 
der  Zulässigkeit  eines  Dispenses  gar  nicht  gedenkt.  Ferner  scheint  auch 
fllr  diese  Auffiissung  zu  sprechen,  dafs,  wie  bereits  erwähnt,  in  diesem 
Artikel  in  Anerkennung  eines  Postulates  der  Frauenbewegung  der 
Beginn  der  Ehemündigkeit  weiter  hinausgerückt  worden  ist  wie  in  der 
früheren  Fassung  des  Entwurfes.  Anlangend  die  Verktlndung  bestimmen 
die  Artt  125  und  126  folgendes: 

12  5.  Das  Verkündungsgesuch  des  Schweizers  im  Auslande  kann 
in  dessen  Heimat  angebracht  werden. 

124.  Das  Verkündongsgesuch  des  in  der  Schweiz  domizilierten  Aus- 
länders kann  an  dessen  Wohnsitz  gestellt  werden  mit  Genehmigung  der 
Hegierung  des  Wohnsitzkantons,  welche  die  letztere  nicht  verweigern 
darf,  Mls  die  Heimatsbehörde  die  Ehe  mit  allen  Folgen  anzuerkennen 
erklärt     Vorbehalten  Verträge  mit  dem  Ausland. 

Der  Art  125  erledigt  einen  im  B.G.  von  1874  nicht  behandelten 
Fall,  da  dessen  Art  29  nur  von  Verkttndungen  von  Schweisem  in 
der  Schweiz  spricht  Der  Art.  126  stimmt,  abgesehen  von  seinem  Vor- 
behalt von  Verträgen  mit  dem  Ausland,  seinem  Inhalte  nach  im  wesent- 
lichen mit  Art  81,  i  des  B.G.  von  1874  überein.  Eine  solche  Über- 
einstimmung mit  87,  4  des  erwähnten  Gesetzes  tritt  auch  in  Art.  136,  i 
des  Entwurfes  hervor,  wonach  die  Trauung  eines  Ausländers,  der  in 
der  Schweiz  keinen  Wohnsitz  hat,  von  der  Anftichtsbehörde  nur  dann 
bewilligt  werden  kann,  wenn  die  HeimatsbehOrden  erklären,  daft  sie 
die  Ehe  ihres  Angehörigen  mit  allen  ihren  Folgen  anerkennen  werden. 
Auch  hier  bleiben  Verträge  mit  dem  Auslande  vorbehalten. 

Nach  Art  157,  i  gilt  hinsichtlich  der  im  Ausland  abgeschlossenen 
Ehe  der  Grundsatz:  locus  regU  adum,  Abs.  2  dieses  Artikels  be- 
stimmt: 

Die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  eines  Schw^era  kann  in  der 
Schweiz  nur  dann  für  ungültig  erklärt  werden,  wenn  sie  sowohl  naeh 
dem  dort  geltenden  als  nach  schweizerischem  Rechte  ungültig  ist 
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Von  Alinea  2  weicht  Art  54  des  B.G.  voo  74  nur  redak- 
tionell ab. 

Von  der  Ehescheidong  handeln  Artt  166  and  167. 

Art.  166:  £rhebt  ein  schweizerischer  £hegatte  die  Scheidungs- 
klage, so  ist  sie,  wenn  er  in  der  Schweiz  wohnt,  beim  Richter  seines 
Wohnsitzes  und  wenn  er  im  Aasland  wohnt,  beim  Richter  seines 
Heimatortes  anznbringen. 

Der  Richter  des  Heimatortes  nimmt  jedoch  die  Klage  nur  dann 
entgegen,  wenn  der  Kläger  nachweist,  dafs  sie  beim  Richter  seines 
Wohnsitzes  nicht  angebracht  werden  hann. 

Art.  16  7:  Erhebt  ein  ausländischer  Ehegatte ,  der  in  der 
Schweiz  wohnt,  die  Scheidungsklage,  so  ist  sie  beim  Richter  seines 
Wohnsitzes  anzubringen.  Das  Gericht  nimmt  jedoch  die  EJage  des 
ausländischen  Ehegatten  nur  dann  entgegen,  wenn  dieser  nachweist, 
dafs  die  Klage  beim  Gerichte  seiner  Heimat  nicht  angebracht  werden 
kann  und  dafs  überdies  nach  Gesetz  oder  Gerichtsbrauch  der  geltaid- 
gemachte  Scheidungsgrund  und  der  schweizerische  Gerichtsstand  im 
Heimatstaate  anerkannt  werden. 

Das  geltende  Recht  über  die  Scheidung  von  Schweizern  im  Aus- 
lände enthält  Art  48,  2  des  cit  B.G.  Danach  kann  beim  Mangel 
eines  Domizils  in  der  Schweiz  die  Klage  auf  Nichtigkeit  oder  Scheidung 
der  Ehe  am  Heimatsort  oder  am  letzten  schweizerischen  Wohnsitz  er- 
hoben .werden.  Streitig  ist,  ob  dieses  ,kann^  die  Bedeutung  hat, 
dafs  in  der  Schweiz  auch  ausländische  Scheidungsurteile  von  Schweizer- 
Ehegatten  anerkannt  werden  müssen  (vgl.  hierüber  die  i^r  den  Schweizer 
Bundesrat  verfafsten  Rechtsgutachten  von  Prof.  König  und  Prof.  Mentha, 
femer  die  Abhandlungen  von  Prof.  v.  Salis^  Bundesrichter  Morel  u.  a.). 
Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller,  sowie  der  Schweizerische  Bundesrat 
äufsern  sich  in  verneinendem  Sinne.  Der  Entwurf  166,  a  steht  hier 
auf  dem  gegenteiligen  Standpunkt  Da  der  Richter  des  Heimatortes 
die  Scheidungsklage  nur  dann  entgegennehmen  soll,  wenn  der  Kläger 
nachweist,  dafs  sie  am  Wohnsitz  nicht  angebracht  werden  kann,  so 
mufs  mangels  dieser  Voraussetzung  am  Wohnsitze  geklagt  werden. 
Wenn  aber  das  Gesetz  das  Gericht  des  Wohnsitzes  für  kompetent  er- 
klärt, so  liegt  darin  implidte  auch  die  Anerkennung  des  von  demselben 
gelten  Urteils.  Der  die  Scheidungsklage  des  in  der  Schweiz  domizi- 
lierten Ausländers  betreffende  Art.  56  des  cit  Bundesgesetzes  unter- 
scheidet sich  vom  Entwurf  167  in  einigen  Punkten.  Der  letztere 
Artikel  läfst  die  Ehescheidungsklage  am  schweizerischen  Domizil  nur 
zu,  wenn  nachweislich  in  der  Heimat  nicht  geklagt  werden  kann,  eine 
Einschränkung,  welche  Art  56  cit  nicht  enthält  Ebenso  verlangt 
Art  56  nur  schlechtweg  den  Nachweis  der  Anerkennung  des  schweize- 
rischen Urteils  im  Heimatstaat  der  Ehegatten,  während  Art  167  den 
eingehenden  Nachweis  erfordert,  dafs  im  Heimatstaat  der  Ehegatten 
einerseits  nach  dortigem  Gesetz  oder  Gerichtsgebrauch  der  geltend 
gemachte  Scheidungsgrund,  andererseits  aber  auch  der  schweizeriache 
Gerichtsstand  anerkannt  werde. 
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In  erfrenlichem  Gegensatz  zam  geltenden  Rechte  steht  der  Entwarf 
auf  dem  Gebiete  des  ehelichen  Gtlterreehts.  Das  B.O.  vom  25.  Juni 
1891  hat  im  Art  19  rücksiehtlich  der  Frage  der  Wandelbarkeit  oder 
Unwandelbariceit  des  ehelichen  Güterrechts  ein  gemischtes  System  zum 
Prinoip  erhoben.  Derselbe  unterscheidet  ein  internes  Verhältnis,  nXm- 
lieh  dasjenige  der  Ehegatten  untereinander  und  ein  externes,  insofern 
es  sich  am  die  Beziehungen  der  Ehegatten  zu  dritten  Personen  handelt. 
Im  internen  Verhiütnis  gilt  principiell  die  Unwandelbaifceit  des  am 
ersten  Ehedomizil  begründeten  Güterrechtes,  im  Verhältnis  nach  aufsen, 
d.  h.  zu  den  Gläubigem,  wechselt  das  Gütersystem  mit  dem  Wohnsitze. 
Die  Ehegatten  können  sich  jedoch  auch  in  ihrem  Innenverhältnis  dem 
Rechte  des  neuen  Wohnsitzes  unterwerfen  (vergl.  über  dieses  gemischte 
System:  EsAer^  Das  interkant.  Privatr.  und  Hasler y  Das  ehel.  Güterr. 
im  intern.  Privatr.).  Zur  Illustrierung  der  Mangelhaftigkeit  dieses 
Systems  mag  nur  auf  den  Fall  verwiesen  werden,  dafs  im  internen 
Verhältnis  das  System  der  Gütertrennung,  dagegen  im  externen  Ver- 
hältnis dasjenige  der  Güterverbindung  oder  -Gemeinschaft  gilt.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dafs  in  einem  solchen  Falle  es  praktisch  ganz  unmöglich 
ist,  diese  beiden  Seiten  auseinander  zu  halten.  Der  Entwurf,  welcher 
mit  der  Schwierigkeit  einer  Mehrheit  von  verschiedenen  gesetzlichen 
Gttterständen  nicht  mehr  zu  rechnen  braucht,  hat  einen  ordentlichen 
und  einen  aufserordentlichen  gesetzlichen  Güterstand  aufgestellt,  welcher 
regelmäfsig  zur  Anwendung  kommt,  wenn  die  Beteiligten  von  einer 
vertraglichen  Ordnung  ihrer  Güterverhältnisse  abgesehen  haben.  Diese 
vertragliche  Normierung  hat  sich  aber  im  Rahmen  der  im  Entwurf  auf- 
gestellten Typen  zu  halten.  Der  einmal  gesetzlich  oder  vertraglich 
geregelte  Güterstand  ist  aber  nach  211^  ein  unwandelbarer.  Durch 
Domizilwechsel  tritt  eine  Veränderung  desselben  nicht  ein.  Im  Inter- 
esse der  Sicherheit  des  Verkehrs  fordert  aber  211^,  dafs  der  im 
Ausland  b^rUndete  Güterstand,  um  Dritten  gegenüber  wirksam  an- 
gerufen werden  zu  können,  in  das  Eheg^tsregister  eingetragen  sein 
muft.  Eine  Abweichung  vom  Principe  der  Unwandelbarkeit  kann 
möglicherweise  dann  eintreten,  wenn  schweizerische  Ehegatten  ihren 
Wohnsitz  ins  Ausland  verlegen.  In  diesem  Fall  hängt  nach  Art  211^ 
die  Fortdauer  des  in  der  Schweiz  begründeten  Güterstandes  vom  Rechte 
des  neuen  Domiziles  ab.  Die  gleiche,  etwas  starke  Betonung  des  ein- 
heimischen Rechtsstandpunktes,  wie  in  Art  15'  E.G.  zum  B.G.B., 
finden  wir  in  Art  215  des  Entwarft,  welcher  anordnet,  dafs  fremde 
Ehegatten,  die  ihren  Wohnsitz  in  die  Schweiz  verlegen,  auch  dann 
einen  Ehevertrag  abschliefsen  können,  wenn  ihr  Heimatsrecht  ihnen 
das  untersagt 

b.    Legitimation   und   Adoption. 

Diesbezüglich  bestimmen  die  Artt  288  and  295,  in  welchen  in 
gleicher  Weise  wie  in  Art  8  des  B.G.  von  1891  das  Heimatsprincip 
zum  Ausdrucke  kommt,  folgendes: 

ZeitAchrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafreeht  etc.,  Band  XI.  4 
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Art  2 8 8:  Die  Wirkmig  der  EhelicheAiXraiig  tritt  Ar  ein  Kind, 
das  unter  fremdem  Rechte  stehti  nur  anter  der  Vorftnaaetenng  ein,  dafii 
sie  von  deesen  heimatlichem  Rechte  aneriumnt  werde. 

AnBlNnder,  die  in  der  Schweis  ihren  Wohnsiti  haben,  kennen  die 
Eheiicberklämng  ihrer  Kinder  nur  anter  der  VoraaMetnmg  erwiikan, 
dafs  deren  Anerkennang  nach  ihrem  heimatlichen  Rechte  nach- 
gewiesen  ist. 

Art  295:  Fttr  die  Annahme  eines  anter  fremdem  Rechte  stehen- 
den Kindes  and  ftlr  die  Kindesannahme  seitens  eines  AasULnders,  der 
in  der  Schweiz  seinen  Wohnsits  hat,  gelten  die  gleichen  Vorschriften 
wie  bei  der  Ehelicherkhtmng. 

c.    Uneheliche   Gebart 

Hinsichtlich  der  Patemitfttsklage  bestimmt  Art.  842  ,  da(s  dieselbe 
aach  am  Heimatsort  des  Vaters  angestellt  werden  kann,  wenn  Vater 
and  Matter  Schweizer  sind,  aber  weder  diese  noch  das  nnehdiche  Kind 
Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben.  Nach  Art  847  kann  die  VerarteOang 
des  unehelichen  Vaters  auf  Anerkennnng  mit  Standesfolge  stattfinden, 
wenn  derselbe  der  Matter  die  Ehe  versprach  oder  die  Beiwohnnng 
eine  verbrecherische  war.  Ist  der  aneheliche  Vater  ein  AasUnder,  so 
gelten  nach  Art  852  hinsichtlich  der  Anerkennnng  mit  Standesfolge  die 
gleichen  Vorschriften  wie  fttr  die  EhelicheriLlänmg  Art  288.  Das  B.G. 
von  1891  verweist  in  Art  8  bezüglich  der  anehelichen  Gebart  and 
deren  Folgen  ganz  allgemein  aaf  das  Heimatsrecht 

d.  Vormandschaft 

Auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechtes  erkennt  der  Elntworf 
gleich  wie  das  B.G.  von  1891  das  Domizilprincip  an.  Nach  Art  406 
des  Entwarfe  wird  die  Vormandschaft  am  Wohnsitz  geftlhrt  Wird 
dieser  gettndert,  so  wechselt  damit  aach  der  Sitz  der  Vormandschaft. 
Dieser  Grandsatz  gilt  aach  für  Schweizer  im  Aaslande.  Nor  ans- 
nahmsweise  soll  für  diese  in  Gemäbheit  von  Art  407  die  Vormandschaft 
am  Heimatsorte  geführt  werden,  nllmlich  dann,  wenn  ein  Vormnnd- 
schaftagrand  nach  Schweizerrecht  vorliegt  and  das  Aasland  die  schweize- 
rische Vormandschaft  anerkennt  oder  wenn  sich  Vermögen  des  Mündeis 
in  der  Schweiz  befindet.  Was  die  Vormandschaft  über  Aaslftnder  in 
der  Schwdz  anbelangt,  so  ist  dieselbe  nach  Art  408  am  Wohn- 
orte za  ftlhren.  Aaf  Verlangen  des  Heimatstaates  kann  sie  aber  an 
diesen  abgegeben  werden,  jedoch  nar  anter  der  Voraassetzang ,  da& 
dieser  Staat  Gegenrecht  hält. 

e.  Beistandschaft 

Sofern  eine  solche  erforderlich  ist,  gilt  für  Einheimische  and 
Fremde  gleiches  Recht     Diesbeztlglich  bestimmt  Art  424: 

Die  Vertretang  darch  einen  Beistand  wird  für  Schweizer  and 
Aaslilnder    darch    die    Vormandschaftsbehörde    ihres    Wohnsitzes    an- 
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geoidnet     Für  Vermögensverwaltang  da,  wo  das  Vermögen  liegt  oder 
angefiJlen  ist 

8.   Erbrecht. 

• 

Dafs  der  Art  542  die  Tendenz  verfolgt,  letstwUlige  Verftlgangen 
möglichst  aufrecht  zu  erbalten  und  in  diesem  Sinne  nach  der  formellen 
Seite  grofse  Freiheit  gewährt,  ist  bereits  oben  bei  der  Erörterung  der 
Formen  der  Bechtsgeschäfte  gezeigt  worden.  Hierher  gehört  noch  die 
Bestimmung  des  Entwurfes  über  die  Eröffnung  des  Erbganges  in 
Art  555.  Diese  Eröffnung  erfolgt  am  letzten  Domizil  des  Erblassers 
und  diese  Regel  hat  unter  Vorbehalt  von  Vertrügen  mit  dem  Ausland 
exklusive  Geltung,  auch  wenn  der  Erblasser  ein  Ausländer  war,  selbst 
dann,  wenn  dessen  Heimatsrecht  etwas  anderes  bestimmt,  sofern  es 
sich  um  Vermögen  handelt,  welches  sich  in  der  Schweiz  befindet 
Auch  Art  28  des  B.6.  von  1891  läfst  die  Erö&ung  der  Erbschaft 
am  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  stattfinden. 


vra. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zum  Schlüsse  zu  einer  kurzen  Be- 
sprechung des  Sachen-  und  Obligationenreehtes. 

1.   Sachenrecht. 

a.    Rechte   an  Immobilien. 

Im  cit  m  Abs.  1  wird  in  Übereinstimmung  mit  dem  kantonalen 
Rechte  ftlr  das  Immobiliarsachenrecht  die  lex  rei  süae  als  exklusive 
Norm  aufgestellt  Als  Anwendung  dieses  Satzes  eigiebt  sich  die  Be- 
stimmung im  cit  I  Abs.  8,  wonach  auch  für  den  Fall,  dafs  für  Schweizer 
im  Auslande  das  Auslandsrecht  selbst  in  der  Schweiz  anerkannt  wird, 
deren  in  der  Schweiz  befindlichen  Liegenschaften  gleichwohl  dem 
Schweizerrechte  unterstellt  sind.  Durch  die  Regel  in  III  Abs.  1  wird 
der  Art.  28  Nr.  1  des  Gesetzes  von  1891  ersetzt  werden,  der  eine 
juristische  Unebenheit  enthält.  Nach  demselben  soll  nämlich,  insofern 
das  Recht  des  fremden  Landes  für  die  in  ihm  wohnenden  Schweizer 
auf  dem  Gebiete  des  Personen-,  Familien-  und  Erbrechtes  mafsgebend 
sein  will,  für  deren  in  der  Schweiz  sich  befindlichen  Liegenschaften 
das  Recht  ihres  Heimatkantons  gelten.  Die  Fassung  dieses  Artikels 
ist  nicht  glücklich.  Der  Gesetzgeber  wollte  zweifellos  die  Geltung  der 
lex  rei  sitae  postulieren ,  aber  lex  rei  sitae  und  Heimatsrecht  brauchen 
nicht  zusammenzufiillen.  Man  denke  beispielsweise  an  den  Fall,  dafs 
ein  im  Ausland  domizilierter  und  dem  dortigen  Rechte  unterworfener 
Bemer  Liegenschaften  im  Tessin  hätte. 

Die  Formen  der  Immobiliarrechtsgeschäfte  gehören  ausnahmslos 
dem  ordre  public  an.  Daher  gilt  ftkr  sie  der  exklusive  Satz  V  Abs.  2, 
wonach  selbst   bei  Geschäften,   die  inhaltlich   dem  Ausland  angehören 
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(z.  B.  im  Andttid  gMchloMeo  werdon),  die  Tnlendafbnncn  dnreh  Ans- 
landsformen  nicht  enetzt  werden  können. 

b.    Rechte  an  Mobilien  oder  Fahrnii. 

Die  grofse  Bedeutung,  welche  der  Entwurf  in  Anlehnung  an 
deutschrechtliche  Anschauungen  Air  das  Mobiliarrecht  dem  Besitze  bet- 
legt, spiegelt  sich  auch  in  der  RoUisionsnorm  vom  cit  m  Abe.  2 
wieder.  Der  Besitz  an  Fahrnis  begründet  nach  dem  Entwürfe  wie 
die  deutschrechtliche  6ew6re  die  Prftsumption  des  Rechtes.  FOr  die 
Fahrnis  bestimmt  sich  die  lex  rei  ritae  nach  dem  Rechte  des  Besitzet«. 
Sie  gilt  als  in  der  Schweiz  liegend,  wenn  ihr  Besitzer  in  Ansehung 
des  Erwerbsgrundes  dem  schweizerischen  Rechte  untersteht 

2.  Obllffatlonenrecht. 

Nach  cit  IV  ist  für  die  rechtliche  Beurteilung  der  Obligationen  in 
erster  Linie  entscheidend  der  Wille  der  Beteiligten.  Diese  können 
selbst  festsetzen,  welchem  Rechte  sie  sich  unterwerfen  wollen.  In 
Ermangelung  solcher  Festsetzung  gilt  Schweizerrecht  fOr  alle  Obliga- 
tionen, die  in  der  Schweiz  zur  Erfüllung  gelangen.  Als  Anknttpfungs- 
moment  verwendet  demnach  der  Entwurf  den  Erfüllungsort  Als  Er- 
flülungsort  gilt  aber  nach  B.G.  über  das  ObLR.  Art  84  in  erster 
Linie  der  von  den  Parteien  vereinbarte.  In  Ermangelung  einer  solchen 
Vereinbarung  ist  Erftülungsort  bei  Geldschulden  das  Domizil  des 
Olttubigers,  wenn  bestimmte  Sachen  geschuldet  werden  der  Ort  der 
Übeigabe  und  in  allen  anderen  F^en  das  Domizil  des  Schuldners  zur 
Zeit  des  Vertragsabschlusses. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerllclies  Recht,  Handels-,  ^Weolisel-  und 
Konknrsreoht.  —  ClvllprozefB. 

Zu  Art,  16  Abs.  2  Nr.  1  und  Art.  V  des  Bundesgesetees  vom 
1.  Jum  1870  Über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs- 

und  8ta4xtsangekorigheit. 

Urteil  des  Wfirttembergischen  Yerwaltimgsgerichtshofefl  vom  19.  September 
1900  ( Jahrbttcher  der  Wttrttbg.  Rechtspflege  12.  Bd.  S.  343  ff.> 

Mit  Beschlufs  vom  4.  Janaar  1900  hat  die  K.  Ejreisregiemng  in 
Ladwigsboig  dem  Beschwerdeführer  B.,  Kaufmann  in  Mailand,  die  von 
ihm  am  18-  November  1899  nachgesuchte  Entlassung  aus  der  Württem- 
bergischen  Staatsangehörigkeit  aus  dem  Grunde,  dafs  B.  seiner  Militär- 
pflicht nicht  genügt  hat,  mit  Bezug  auf  den  an  die  Kreisregierungen 
ergangenen  Erlafs  des  K.  Ministeriums  des  Innern  vom  6.  Oktober  188-1 
(Amtsblatt  8.  800)  versagt  Die  hiergegen  von  B.  erhobene  Beschwerde 
ist  von  dem  K.  Ministerium  des  Innern  am  6.  März  1900  als  un- 
begründet abgewiesen  worden.  Gegen  diese  Entscheidung  hat  der 
Bevollmächtigte  des  B.  die  Rechtsbeschwerde  des  Art.  18  des  Gesetzes 
vom  16.  Dezember  1876  über  die  Verwaltungsrechtspflege  an  den  Yer- 
waltungsgerichtshof  erhoben. 

Durch  Urteil  vom  19.  September  hat  der  Verwaltungsgerichtshof 
die  Rechtsbeschwerde  für  begründet  erklärt  und  dieMinisterialentscheidang 
aufser  Wirkung  gesetzt^. 

Gründe:  I.  Die  angefochtene  Entscheidung  des  K.  Ministeriums 
des  Innern  stellt  fest,  dafs  der  am  31.  März  1871  in  Untermbeig  Ober- 
amts Vaihingen  geborene,  durch  Abstammung  dem  Württembergischen 
Staat  angehörige  Beschwerdeführer   bis  jetzt  seiner  Militärpflicht  nicht 


1  Aus  YeranlassoDg  dieser  Entscheidung  ist  der  Ministerialerlafs  vom 
6.  Oktober  1881  von  dem  K.  Ministerium  des  Innern  durch  Erlals  vom 
2.  Oktober  1900  (Amtsblatt  S.  394)  aushoben  worden. 
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genügt  hat  und  dafs   nach  der  an   das  Obemmt  Vaihingen  gerieliteten 
Mitteilung  des  Ersten  Staatsanwalts  bei  dem  K.  Bayerischen  Landgericht 
Mtlnchen  I   vom  1.  Desember  1899  ein  gerichtliches  Verfahren  gegen 
B.  w^en  Verletzung  der  Wehrpflicht  schwebt,  und  führt  aus:    Aller- 
dings bestimme  §  17   des  Reichsgesetaes  vom   1.  Juni  1870   über  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit,   dafs 
aus  anderen  als  aus  den  im   §  15   bezeichneten  Ortlnden  in  Friedens* 
Zeiten  die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  nicht  verweigert  werden 
dtlrfe,    und  im  §  15  Abs.  2  Ziffer  1  des  Gesetzes  sei  nur  von  Wehr- 
pflichtigen, welche  sich   im  Alter  vom   vollendeten  17.   bis  zum  voll- 
endeten  25.  Lebensjahre   befinden,   die   Rede;   allein   das  Ministerium 
habe  stets  daran   festgehalten,    dafs   solchen   MilitSrpflichtigen ,   welche 
bereits  das  25.  Lebensjahr  zurtlckgelegt  hieben,  über  deren  Dienstpflicht 
aber,   weil  sie  sich  vor  den  Ersatzbehörden  nicht  gestellt  haben,    eine 
endgültige  Entscheidung  noch  nicht  getroffen  worden  sei,  die  Erteilung 
der  Entlassungsurkunde  insolange  versagt  werden  müsse,  bis  die  Militär^ 
pflicht  der  betreffenden  Personen  erloschen  sei  (§  22  und  §  86  Ziffer  4 
der  Wehrordnung  vom  22.  November  1888)   oder  bis  sie  ein  Zeugnis 
der   Ersatzkommission   darüber   beigebracht   haben,    dafs  sie   die  Ekit- 
lassung  nicht  blofs  in  der  Absicht  nachsuchen,  um  sich  der  Dienstpflicht 
im  stehenden  Heere  oder  in  der  Flotte  zu  entziehen.     Denn  ans  den 
Ziffern  1  bis  3   des  §  15   a.   a.  0.    erhelle,   dafs  allgemein  die  Aus- 
wanderung Wehrpflichtiger  vor  erreichter  Militttrpflicht  und  vor   end- 
gültiger Entscheidung  über   die  Dienstpflicht  nur  dann   zulässig  sein 
solle,    wenn  der  Nachweis  erbracht  sei,    dafs   die  Entiassung  nicht  in 
der  Absicht,   sich   der  Dienstpflicht  zu  entziehen,   nachgesucht  werde. 
Die  Annahme,  dafs  das  Gesetz  hievon  gerade  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen   der  Militärpflichtige   sich  erwiesenermafsen    der    Dienstpflicht 
über  das  25.  Lebensjahr  hinaus  bereits  entzogen  habe,  eine  Ausnahnoe 
habe  machen  wollen ,   würde  in  Widerspruch  damit  stehen ,   dafs   die 
Militärpflicht  in  solchen  Fällen  erst  mit  dem  Erlöschen  der  Wehrpflicht, 
d.  h.    mit  dem   vollendeten   45.  Lebensjahre   ende   (§  4   Ziffer  8   und 
§  36  Ziffer  4  Abs.  2   der  Wehrordnung)   und    dafs  für  die  Fortdauer 
der  Militärpflicht  die  Staatsangehörigkeit  die  Voraussetzung  bilde.    Ein 
Recht  auf  Entlassung   aus    letzterer    vor  erfüllter   Militärpflicht   würde 
femer  in  den   in  Rede   stehenden  Fällen   einem  Recht  auf  Entziehung 
von  der   Wehrpflicht  nach  vollendetem   25.   Lebensjahre  durch   Aus- 
wanderung gleichkommen,  was  der  Absicht  des  Gesetzes  schon  deshalb 
nicht  entsprechen  könne,  weil  eine  solche  Entziehtmg  regelmäßig  nach 
§140  Ziffer  1  des  Stra%esetzbuchs  auch  dann  strafbar  sei,  wenn  der 
Militärpflichtige  das  25.  Lebensjahr  bereits  überschritten  habe. 

TOlb  K.  Ministerium  des  Innern  hat  die  in  dem  Erlasse  vom 
6.  Oktober  1881  veröffentlichte  Auslegung  des  §  15  Abs.  2  Nr.  1 
des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juni  1870  festgehalten,  obwohl,  wie  aus 
den  von  dem  K.  Ministerum  dem  Verwaltungsgerichtshof  zur  Einsicht- 
nahme mitgeteilten  Akten  sich  ergiebt,  bei  einer  Erörterung,  welche 
kurze  Zeit  nachher   zwischen   der  K.  Regierung  und   der   Reichsver- 
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-waltang  über  die  Ausl^giiiig  dieser  und  einer  anderen  Bestimmung  des 
Bundesgesetees  stattgefunden  hat,  der  StaatssekretKr  des  Innern  im  Ein- 
vernehmen mit  der  K.  Preufsischen  Regierung  am  6.  April  1882  sich 
dahin  ausgesprochen  hatte,  dafs  die  in  dem  Erlasse  vom  6.  Oktober 
1881  von  dem  Ministerium  dem  §  15  Abs.  2  Nr.  1  gegebene  Aus- 
legung in  dieser  Allgemeinheit  nicht  für  begründet  erachtet  werde; 
auch  nach  wiederholter  Prüfung  der  Rechtsfrage  glaubte  das  K.  Mini- 
sterium auf  seiner  Aufibssung  beharren  zu  müssen.  In  gleichem  Sinn 
hat  das  K.  Sächsische  Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit 
dem  Kriegsministerium  die  bei  Beger^  Entscheidungen  etc.  Bd.  VIII 
S.  409  und  Bd.  IX  S.  106  abgedruckte  Verordnung  vom  5.  Oktober 

1887  erlassen.  Der  Kommentator  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juni  1870 
Dr.  Cahny  Kaiserlicher  Legationsrat  im  Auswärtigen  Amt,  hat  auch  in 
der  zweiten  (1896  erschienenen)  Aufkge  seines  Werks  S.  128  Note  8 
sich  für  diese  Auslegung  erklärt,  die  auch  Siegel  in  Hirths  Annalen 
Jahrgang  1898  S.  787  verteidigt 

Dagegen  ist  bisher  die  Ansicht,  dafs  der  §  15  Abs.  2  Nr.  1  des 
Bundesgesetzes  auf  Wehrpflichtige,  welche  das  25.  Lebensjahr  vollendet 
haben,  nicht  anwendbar  sei,   von  Seydd  in  Hirth$  Annalen  Jahrgang 

1888  S.  577  £P.  und  in  dessen  Lehrbuch  des  Bayerischen  Staatsrechts 
1.  Aufl.  I  S.  543  Note  1,  von  O.  Meyer^  Deutsches  Staatsrecht  8.  Aufl. 
§  77  Note  9  und  von  Labandy  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  8.  Aufl. 
n  S.  599  Note  4  vertreten  worden,  an  welchem  Orte  auch  angeführt 
ist,  dafs  das  Freufsische  Ministerium  des  Innern  in  einem  Berichte  vom 
21«  Juli  1888  an  den  Reicliskanzler  sich  unter  Berufung  auf  das 
frühere  preufsische  Recht  für  das  Recht  auf  Entlassung  erkj^  und 
diese  Ansicht  die  Billigung  des  Reichskanzlers  gefunden  habe  und  dafs 
auch  in  Bayern  in  diesem  Sinne  verfahren  werde  —  wovon  auch,  wie 
aus  den  von  dem  K.  Ministerium  des  Innern  dem  Verwaltungsgerichtshof 
zur  Einsichtnahme  mitgeteilten  Akten  sich  ergiebt,  die  K.  Bayerische 
Regierung  im  Jahre  1882  auf  Erkundigung  der  K.  Regierung  Kenntnis 
gegeben  hat  Neuestens  ist  die  streitige  Frage  auch  bei  dem  K.  Preufsischen 
Oberverwaltungsgericht  in  dem  bei  Beger  a.  a.  0.  Bd.  XX  S.  229  ff. 
abgedruckten  Urteil  vom  2.  Juni  1899  zur  Entscheidung  gekommen, 
das  einen  Wehrpflichtigen  betrifft,  der  wegen  der  Verletzung  der  Wehr- 
pflicht durch  rechtskräftiges  gerichtliches  Urteil  zu  Qeld-  oder  OeftLngnis- 
strafe  verurteilt  worden  war. 

Das  Urteil  des  Preufsischen  Oberverwaltungsgerichts  lautet  zunächst 
dahin,  dafk  in  Friedenszeiten  den  Wehrpflichtigen,  welche  das  25.  Lebens- 
jahr vollendet  haben,  die  von  ihnen  (ohne  den  Nachweis  des  Erwerbs 
der  Staatsangehörigkeit  in  einem  andern  Bundesstaat)  beantragte  Ent- 
lassung aus  der  Staatsangehörigkeit  wegen  Nichtbeibringung  des  Zeug- 
nisses der  Ersatzkommission  nicht  versagt  werden  kann.  In  Überein- 
stimmung mit  der  eingehenden  Begründung  dieser  Entscheidung  vermag 
der  Verwaltungsgerichtshof  den  Satz  in  der  angefochtenen  Ministerial- 
entscheidnng  vom  6.  März,  aus  den  Ziffbm  1  bis  8  des  §  15  des 
Bnndesgesetzes  erhelle,  dafs  allgemein  die  Auswanderung  Wehrpflichtiger 
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vor  erreichter  Militlbrpflicht  n&d  vor  endgültiger  EntMheidiiiig  über  die 
Dienitpflicht  nur  abdaim  nliesig  eein  »olle,  wenn  das  ZeogBie  der 
ElnatdLoiiuniflsion  beigebracht  weidei  nicht  «k  satrefiend  uiBMirkettiien. 

Sicherlich  iBt  eine  völlige  HArmonie  zwiachen  den  Beeinnmnngen 
tlber  die  Wehrpflicht  nnd  den  Vorschriften  des  Bondeegeeefens  vom 
1.  Juni  1870,  wenn  der  §  15  Abe*  2  Nr.  1  nach  dem  Wortlante  an- 
gewendet wird,  nicht  vorhanden  nnd  wird  der  Zweck  der  letsteren 
Vorschrift,  die  den  Bestrebungen  Wehrpflichtiger,  sich  durch  Aosaeheiden 
aus  der  Staatsangehörigkeit  der  Dienstpflicht  au  entaiehen,  vorbeogen 
will,  nicht  vollständig  erreicht,  wenn  nicht  jeder  Wehrpflichtige,  ttber 
dessen  Dienstpflicht  eine  endgültige  Entscheidung  noch  nicht  getroflPen 
ist,  den  Nachweis  beibringen  mala,  dals  er  nicht  sich  der  Dienstpflicht 
entaiehen  will.  £s  ist  deshalb  nicht  in  Abrede  an  stelkn,  dafii  bei 
der  Erlassang  des  Bondesgesetaes  triftige  OrUnde  daftlr  sich  bfttten 
geltend  machen  lassen,  die  Entlassung  der  Wehrpflichtigen  ans  dem 
Staatsverbande  in  dieser  Weise  au  r^eln«  Allein  eine  dahin  geheDde 
Absicht  der  gesetzgebenden  Faktoren  ist  niigends  aum  Ausdruck  ge- 
kommen. Auch  bei  der  Normierung  des  Verlusts  der  Staatsangehörigkeit 
durch  Zeitablauf  in  §  21  des  Bundesgesetses  ist  für  Wehrpflichtige, 
welche  sich  der  Militärpflicht  entaiehen,  keine  Ausnahme  geinaeht  und 
andererseits  tritt,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  11  des  Reichsmilitär- 
gesetzes vom  2.  Mai  1874  vorli^en,  eine  Militärpflichtigkeit  ohne 
Staatsangehörigkeit  ein. 

Die  Begründung  der  Entscheidung  des  Preufsischen  Oberverwaltungs- 
gerichts  legt  überzeugend  dar,  dafs  im  Hinblick  auf  §  6  Aba.  1  des 
Bundesgesetzes  vom  9.  November  1867  ttber  die  Verpflichtung  snm 
Kriegsdienste  und  die  Militär  -  Ersatzinstruktion  ftir  den  Norddeutschen 
Bund  vom  26.  März  1868,  welche  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Bundes- 
gesetzes vom  1.  Juni  1870  die  Wehrpflicht  regelten,  die  gesetagebenden 
Faktoren  nicht  die  Absicht  haben  konnten,  in  dem  §  15  Abs.  2  Nr.  1 
mit  dem  Zeitpunkte  der  Vollendung  des  25.  Lebensjahres  den  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Militärpflicht  erlischt,  zu  bezeichnen ;  veigl.  aus  jener 
Militär -Ersatzinstruktion,  die  in  Württemberg  durch  die  Ministerial- 
verfügung  vom  6.  August  1871  (Beg.-Bl.  S.  199  ff.)  aur  Verkündigung 
gebracht  worden  ist,  §§  2  Nr.  3  lü.  a— d,  38,  U  Nr.  5,  159  Nr.  2, 
172  Nr.  4,  173  Nr.  2,  175  Nr.  3  Abs.  2,  wo  tür  die  Militärpflichtigen, 
welche  sich  der  Einstellung  entzogen  haben,  die  Fortdauer  der  Militär- 
pflicht über  das  dritte  Konkuirenzjahr  hinaus  ohne  die  Zeitgrenze  des 
vollendeten  25.  I^bensjahres  ausgesprochen  ist  nnd  Zurückstellungen 
über  das  vollendete  25.  Lebensjahr  hinaus  für  zulässig  erklärt  sind. 
Der  Wortlaut  des  §  15  Abs.  2  Nr.  1  des  Bundesgesetses  ist  bestimmt 
und  klar  und  auch  der  Inhalt  der  Motive  giebt  ftir  die  Auslegung, 
welche  das  K.  Ministerium  bisher  befolgt  hat,  keinen  Anhalt.  Die 
allgemeine  Begründung  des  6esetzesentwur& ,  welche  das  in  den  ein- 
zelnen Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  über  die  Erwerbung  und 
den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  geltende  Recht  darlegt,  ftlhrt  an: 
die  im  Interesse  der  allgemeinen  Wehrpflicht  gesetzlich  voi 
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Beechiänkttiigen  der  AaswandeningBfreiheit  seien  am  systematischsteii 
in  Freaisen  durchgeführt;  danach  dürfe  die  Entlassung  aas  dem  Unter- 
thanenverbande  nicht  erteilt  werden  1)  männlichen  Unterthanen,  welche 
sich  in  dem  Alter  vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten  25*  Lebens- 
jahre befinden,  bevor  sie  ein  Zeugnis  der  Kreisersatzkommission  dartlber 
beigebracht  haben,   dafs  sie  die  Entlassong  nicht  bloft  in  der  Absicht 
naefasnchen,   am  sich   der  Abieistang  der  MilitHrpflicht  im  stehenden 
Heero  zn  entziehen.     Die  Begründong   des  §  15  besohrllnkt  sich  auf 
die  Bemerkung,   dais  der  Paragraph  die  im  Interesse  der  Wehrpflicht 
und   des  Staatsdienstes    nötigenii  Beschillnkungen   der  Auswanderungs- 
freiheit enthalte,  und  zu  §  17  ist  in  den  Motiven  gesagt:  die  Partikular- 
vorschriften, nach  welchen  die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  mit 
Ktteksieht  auf  bestehende  Privat-  und  andere  Verpflichtungen  verweigert 
oder  verzögert  werden   dürfe,   kommen   durch  diesen  Paragraphen  in 
Weg&U,   während  selbstverständlich   die  Anwendung  prozefsrechtlicher 
Sicherungsmaisr^eln    nicht   ausgeschlossen   werden    solle.      In    diesen 
Stellen   der  Motive  findet  der  Satz    der  angefochtenen   Entscheidung, 
dafs  solchen  Militärpflichtigen,  welche  bereits  das  25.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt  haben,   über  deren  Dienstpflicht  aber,   weil  sie  sich   vor  den 
Ersatzbehörden  nicht  gestellt  haben,  eine  endgültige  Entscheidung  noch 
nicht  getroffen  worden  ist,   die  Erteilung  der  EnÜassungsurkunde  in- 
solange  versagt  werden  müsse,    bis  ihre  Militärpflicht  nach  §§  22  und 
86  Nr.  4   der  Wehrordnung  erloschen  sei    oder  sie  daa  Zeugnis   der 
ErsatzkommiBsion  beigebracht  haben,  keine  Unterstützung.     Auch  läfst 
sich  dieser  Satz  mit  der  Erwägung,  dafs  die  Entziehung  von  der  Wehr- 
pflicht regelmäfsig  nach  §  140  Ziffer  1  des  Strafgesetzbuchs  auch  dann 
strafbar  sei,  wenn  der  Militärpflichtige  das  25.  Lebensjahr  bereits  über- 
schritten hat,  nicht  begründen.     Das  Stra%esetzbuch  bestimmt  nicht  die 
Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Auswanderung  verboten  ist,   son- 
dern lediglich   die  Folgen   des   unerlaubten  Aufenthalts  aufserhalb  des 
Bundesgebiets.     Ebensowenig  läfst  sich  für  jenen  Satz  die  Argumen- 
tation Siegels  a.  a.  0.  S.  787   verwenden,   dafs  durch  die  Entlassung 
aus    der    Staatsangehörigkeit    das    unerlaubte    Verweilen   des    Militär- 
pflichtigen   im   Auslande    in    ein   erlaubtes    umgewandelt    würde  und 
hierzu  eine  staatliche  Behörde  die  Hand  nicht  bieten  könne  und  dürfe. 
Durch   die  Entlassung  aus  der  Staatsangehörigkeit  wird  die  aus  dem 
§  140  Ziffer  1  des  Strafgesetzbuchs  folgende  Strafbarkeit  des  vor  der 
EntlMflung  liegenden  Verhaltens  nicht  geändert;  dieses  Verhalten  bleibt 
strafbar,  die  Entlassung  bewirkt  nur,  dafs,  indem  der  aus  dem  Staats- 
verbande Ausscheidende  von  der  mit  der  Staatsangehörigkeit  verbundenen. 
Militärpflicht  für  die  Zukunft  entbunden  wird,    der  strafbare  Zustand 
der  Verletzung  der  Wehrpflicht,   der  sonst   bis  zum  Ende  der  Wehr- 
pflicht hätte  dauern  können ,  ein  Ende  nimmt  und  die  Verjährung  der 
Strafverfolgung  zu  laufen  beginnt^. 


1)  Vgl   OUhausen,  Komm,   zum  Sta.B.   5.  Aufl.  I  S.  561  Note  13; 
Laband  a.  a.  O.  S.  601  Note  1. 
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Der  Verwaltangageriehtshof  hat  hiernach  aaszosprechen ,  dafs  die 
EntBcheidnng  des  K.  Ministeriunis  des  Innern  vom  6-  Min,  maofern 
sie  die  Beschwerde  des  B.  gegen  die  von  der  K.  Kreis*  Rc^emng  be- 
schlossene Venngnng  der  Entlaiieang  ans  dem  Wttrttembergischen  Staats- 
verbande  mit  der  bezeichneten  Anslognng  des  §  15  Abs.  2  Nr.  1  des 
Bundesgesetzes  verworfen  hat,  im  öffentlichen  Rechte  nicht  begründet  ist 

n.  Eine  wesentlich  verschiedene  Frage  ist  es,  ob  und  unter 
welchen  Voranssetzangen  Wehrpflichtigen  im  Alter  vom  vollendeten 
25.  Lebensjahre,  gegen  welche  wegen  Verletzung  der  Wehrpflidit  ein 
Strafverfahren  gemftfs  §  140  Ziffer  1  des  Strafgesetzbuchs  und  §  470  ff. 
der  Str.Pr.O.  eingeleitet  worden  ist,  mit  Rttcksicht  auf  die  Durchführung 
dieses  Strafrer&hrens  die  Erteilung  oder  die  Aushändigung  der  Ent- 
lassnngsnrkunde  (nach  §  18  Abs.  1  des  Bundesgesetzes  tritt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Aushändigung  der  Verlust  der  StaatsangehOri^eit  ein) 
spätestens  insolange,  bis  die  Strafe  vollstreckt  oder  Verjährung  der 
^rafrollstreckung  eingetreten  ist,  vorenthalten  werden  darf.  Im  Sinne 
der  Znlässigkeit  einer  solchen  Vorenthaltnng ,  für  die  in  den  oben  an- 
geführten  Motiven  zu  dem  §  17  des  Bnndesgesetzes  eine  Orundlage 
gegeben  ist,  hat  sich  das  erwähnte  Schreib«)  des  Staatssekredlrs  de« 
Innern  ausgesprochen  und  auch  in  Bayern  ist  nach  der  damals  von 
der  K.  Bayerischen  Regierung  gemachten  Mitteilung  die  Ansicht  befolgt 
worden,  dafs  aus  prozefsrechtlichen  Gründen  die  Entlassungsnrkonde 
von  den  zuständigen  Gerichten  und  Behörden  beschlagnahmt  werden 
könne.  Das  Preufsische  Oberverwaltungsgericht  hat  in  einem  Urteil 
vom  14.  September  1887,  abgedruckt  bei  Beger,  Entscheidungen  Bd.  VIII 
8.  277,  worin  es  die  Verweigerung  der  Entlassung  ans  dem  Staats- 
verbande wegen  eines  Steuerrtlckstands  für  unzulässig  erklärte,  bemerkt: 
von  dieser  Entscheidung  unberührt  müsse  die  Frage  bleiben,  auf  welche 
die  angeführte  Stelle  der  Motive  hinweise,  ob  und  eventuell  unter 
welchen  Voraussetzungen  und  auf  welche  Zeitdauer  etwa  die  mit  der 
Beitreibung  von  Steuerrttckständen  im  Verwaltungszwangsverfiihren  be- 
traute VoUstreckungsbehörde  berechtigt  sei,  die  für  den  Schuldner  aus- 
gefertigte Entlassungsurkunde  zur  Sicherung  der  Zwangsvollstreckung 
mit  Beschlag  zu  bellen  und  so  deren  Aushändigung  an  den  Schuldner 
zu  hindern  (§  55  der  Preufsischen  Verordnung  vom  7.  September  1879 
über  das  Verwaltnngszwangsverfahren  in  Verbindung  mit  §§  798  und 
812,  jetzt  §§  918  und  983  der  Civilprozefsordnung) ;  sei  ein  solcher 
Arrest  verhltogt  und  sehe  sich  infolgedessen  die  höhere  Polizeibehörde 
aufser  stände,  die  Ausfertigung  der  P]ntlassungsurkunde  auszuhändigen, 
so  müsse  der  Schuldner  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt  werden  und  erlange 
so  die  Möglichkeit,  die  etwaige  Unzulässigkeit  und  Wiederauf hebnng 
des  Arrestes  bei  der  der  Vollstreckungsbehörde  vorgesetzten  Dienst- 
behörde darzuthun  beziehungsweise  nachzusuchen.  Im  Anschlufs  an 
diese  Ausführung  wiederholt  die  oben  angeführte  Entscheidung  des 
Preufsischen  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  Juni  1899,  dafs  die  er- 
wähnte Stelle  der  Motive  zu  §  17  des  Bundesgesetzes  nicht  die  Be- 
deutung einer  Ermächtigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  die  Ent- 
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lassang  im  Widerapmch  mit  dem  Wortlaat  des  Gesetzes  zu  verweigern, 
haben  sollte,  sondern  nur  die  Bedeatung  einer  Feststellnng ,  dafs  das 
Gesetz  die  Beschlagnahme  der  für  den  Antragsteller  ansgefertigten  £nt- 
lassnngsnrknnde  nicht  hindere.  Das  von  der  Beitreibung  von  Steuer- 
rilekständen  Gksagte  wird  sodann  auf  die  Vollstreckung  gerichtlich 
erkannter  Strafen  angewendet:  diese  gehöre  ebensowenig  wie  die  Bei- 
treibung rückständiger  Steuern  zu  den  Aufgaben  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde, welcher  die  Erteilung  der  Entlassung  obliege;  sie 
könne  deshalb  auch  nicht,  um  die  Vollstreckung  gerichtlicher  Strafen 
zu  sichern,  die  Erteilung  der  Entlaasungsurkunde  oder  ihre  Aus- 
hftndigui^  aus  eigener  Entschlieisung  verweigern,  sondern  sie  habe  nur 
zu  prüfen,  ob  im  Bundesgesetz  anerkannte  Versagungsgründe  vorliegen ; 
sei  das  nicht  der  Fall,  so  müsse  sie  die  Urkunde  erteilen  und  den 
nach  §  488  der  Strafprozefsordnung  berufenen  Vollstreckungsbehörden 
(Staatsanwaltschaft  oder  Amtsgericht)  überlassen,  ob  sie  eine  Beschlag- 
nahme der  ausgefertigten  Urkunde  ftkr  ein  rechtlich  zulässiges  und  ge- 
eignetes Mittel  halten,  die  Vollstreckung  der  erkannten  Strafe  zu  sichern. 
Ausgeschlossen  werde  dadurch  nicht,  dafs  in  Erfüllung  der  allgemeinen 
polizeilichen  Aufgabe,  bei  der  Verfolgung  strafbarer  Handlungen  mit- 
zuwirken, die  höhere  Verwaltungsbehörde  den  Vollstreckungsbehörden 
von  dem  gestellten  Antrage  Mitteilung  mache  und  ihnen  dadurch 
Gelegenheit  gebe,  von  einer  etwaigen  Befugnis  zur  Beschlagnahme 
Gebrauch  zu  machen;  geschehe  dies,  so  werde  sie  den  Antragsteller 
davon  in  Kenntnis  zu  setzen  haben,  dem  gegen  die  Anordnung  der 
Vollstreckungsbehörde  die  in  den  §§  490  und  495  der  Strafprozefs- 
ordnung beziehungsweise  den  in  letzterer  Vorschrift  angeführten  Be- 
stimmungen der  Civilprozefsordnung  zugelassenen  Rechtsmittel  zustehen. 
Aus  der  allgemeinen  Aufgabe  der  Verwaltungsbehörden,  bei  der 
Ausübung  ihrer  Amtsbeftignisse  so  zu  ver&hren,  dais  die  Erfüllung  der 
den  Staatsangehörigen  obliegenden  Pflichten  sowie  die  Wirksamkeit  der 
Strafrechtspflege  nicht  beeinlrftchtigt ,  sondern  gefördert  wird,  ist  auch 
nach  der  Ansicht  des  Verwaltungsgerichtshofs  im  Hinblick  darauf,  dafs 
der  §  17  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juni  1870  dem  Antragsteller 
gegenüber  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ein  Recht  auf  die  Er- 
teilung der  nachgesuchten  Entlassung,  falls  nicht  der  Thatbestand  des 
§  15  zutriflit,  oder  nicht  für  die  Zeit  des  Kriegs  oder  der  Kriegsgefahr 
besondere  Anordnung  des  Bundespriisidiums  ergeht,  beilegt,  sowie  im 
Hinblick  auf  die  Fassung  der  angeführten  Stelle  der  Motive  zu  dem 
§  17  nicht  abzuleiten,  dafs  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  welche 
über  den  Entlassungsantrag  zu  erkennen  hat,  aus  ihrer  eigenen 
Entschliefsung  zur  Sicherung  der  Durchführung  eines  gegen  den 
Antragsteller  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  anhängigen  Strafver- 
fahrens die  Entlassung  zu  versagen  verpflichtet  oder  be- 
rechtigt sei.  Der  Verwaltungsgerichtshof  ist  übrigens  seine  Ent- 
scheidung hierauf  zu  erstrecken  nicht  veraalafst,  da  eine  VeHÜgung 
solchen  Inhalts  nicht  ergangen  ist.  In  dem  Beschlüsse  der  K.  Kreis- 
regiemng  ist  das  Strafverfahren  gegen  den  Beschwerdeführer  gar  nicht 
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erwähnt;  in  der  Enticheidong  des  K.  MiniiteriiuBB  ist  iwmr  angefUirt, 
dab  neoh  der  yon  dem  Enten  SteatMinwmlt  bei  dem  K.  Bftyeriflchen 
Landgericht  Mttnehen  I  am  1.  DeMmber  1899  an  das  Obeiamt  Vai- 
hingen gerichteten  Mitteilnng  gegen  den  Beachwerdelllhrar  ein  gerieh^ 
licheB  Verfithren  wiegen  Verletzong  der  Wehrpflicht  ichwebe,  aber  die 
Abweianng  der  gegen  den  BeachlnfB  der  Kreiaregterong  eriiobenen  Be- 
schwerde ist  ni^t  hierauf  gegründet  Die  Mitteilung,  welche  sodann 
der  genannte  Ebrste  Staatsanwalt  am  7.  Mai  1900  der  K.  Kreisregterang 
gemacht  hat,  geht  dahin,  da(k  die  Strafkammer  m  die  DurchfUmuig 
des  StiafVerhhrens  bis  spr  Eriedignng  der  Kecfatibeschwerdesacbe  des 
B.  sistiert  hat. 

nL  Nach  dem  Ausgefllhrten  ist  die  EntKheidung  des  K.  Mini- 
steriums des  Innern  im  Öffentlichen  Recht  nicht  b^giflndet;  durch  sie 
wird  der  Beschwerdeftlhrer  in  einem  ihm  anstehenden  Rechte  verletst 
Die  Entscheidung  des  K.  Ministeriums  ist  daher  anfiwr  Wirkung  za 
setzen  und  es  tritt  folgeweise  auch  der  Besohlufs  der  K.  Kreisregiernng 
aufser  ELraft. 

Wohnsite. 

BeBchlafs  des  Oberlandewerichts  Hambnig  vom  1.  Juni  1900  (Das  Recht 
1901  Nr.  2  8.  42,  Gentralbl.  f.  fmwilL  Gerichtsbarkeit  1900  S.  499). 

Wenn  ein  Minderjtthriger,  der  anderswo  seinen  gesetzlichen  Wohn- 
sits  hat,  in  einer  Anstelt  (f%lr  Epileptische)  untergebracht  ist  und  nach 
erreichter  YoUjährigkeit  dort  verbleibt,  so  giebt  er  dadurch  seinen  ge- 
setxlichen  Wohnsitz  auf  und  begrtindet  einen  neuen  an  dem  Orte,  wo 
die  Anstalt  sich  befindet  Zur  Einleitung  einer  Pflegschaft  ist  daher 
das  Gericht  des  Anstaltsortes  zuständig. 

Wohnsite.   Freiwillige  Gerichtsbarkeit   Bemessung  der  Zuständig- 

keit  nach  dem  Wohnsite. 

Beschlufs  des  Obersten  Landesgerichtes  für  Bayern  vom  18.  Juni  1900t 
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Bei  der  gemftfs  der  Bestimmung  im  §  5  des  Gesetaes  ttber  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Verbindung  mit  dem 
§  199  Abs.  2  dieses  Gesetzes  vom  Obersten  Landesgerichte  zu  treffenden 
Entscheidung  des  bezttglich  der  örtlichen  ZustKndi^eit  zwischen  dem 
Amtegerichte  V.  und  dem  Amtsgerichte  M.  bestehenden  Streites  kommt 
zunttchst  in  Betracht^  dafs  nach  §  11  B.G.B.  ein  uneheliches  Kind  den 
Wohnsitz  der  Matter  teilt  Die  Mutter  H.  hatte  zur  Zeit  des  Ablebens 
ihrer  Eltern  ihren  gesetzlichen  Wohnsitz  in  P.,  wo  ihr  ehelicher  Vater 
den  Wohnsitz  hatte.  Diesen  Wohnsitz  behielt  sie,  M\s  sie  nicht  in- 
zwischen ihn  rechtQgtlltig  au%ehoben  hat  Hinreichende  tbatsttehliebe 
Anhaltspunkte  für  die  Annahme,  dafs  die  H.  ihren  gesetzlichen  Wohn- 
sitz aa%ehoben  und  in  M.  sich  stttndig  niedergelassen  habe,  die  Mhere 
Niederlassung  nicht  nur  thatsttchlich,  sondern  auch  mit  dem  Willen  anf* 
gehoben  habe,   sie  au&ugeben  (B.G.B.  §  7),  liegen  zur  Zeit  nicht  vor. 
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Insbesondere  kaan  die  Anffaelrong  des  geseteUehen  Wohnntsee  in  P. 
und  die  stindige  Niederlasiong  in  M.  nicht  schon  ohne  weiteres  ans 
der  Thatsache  gefolgert  werden«  dafs  die  H.  seit  dem  Mtas  1894  „mit 
Unterbreehnngen  sich  in  Mttnehen  als  Dienstmagd  aofhXlt''.  Dafs  anch 
^Dienstboten^  einen  Wohnsita  begründen  können,  ist  zwar  grondsfttalieh 
nieht  an  bestreiten.  Immerhin  müssen  jedoch  Thatomstilnde  dargd^ 
sein,  die  den  Aufenthalt  an  dem  Orte,  an  dem  sie  des  Dienstverhält- 
nisses wegen  sich  befinden,  mit  zweifelloser  Bestimmtheit  als  bewoTste 
nnd  gewollt  „stündige^  Niederlassang  erkennen  lassen.  Zur  ständigen 
Niederlassang  in  diesem  Sinne  hat  das  Gesetz  mehr  gefordert  als  nar 
einen  Anfenthalt  von  unbestimmt  langer  Daaer;  dies  folgt  u.  a.  aach 
schon  ans  dem  §  20  CPr.O.  im  Oegensatze  zn  A^irea  Bestimmungen 
in  den  §§  12,  18. 

MfUrtigung  von  Grundeigentum  an  auswärtige  Erben  bedarf  der 

Genehmigung  des  hamburgischen  Senats,  einerlei  ob  der  Erwerb 

unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  erfolgt. 

Beschlafe  des  Landgerichts  Hamburg  vom  6.  Oktober  1900  (Hans.  Q.Z.  1900 

BelbL  &  812). 

Die  C.  K.  Vm  des  Landgerichts  Hamburg  hat  am  6.  Oktober 
1900  auf  die  Beschwerde  des  C.  F.  H.  F.  in  Hamburg  gegen  die  Ver- 
folgung des  Amtsgerichts  Hamburg,  Grundbuchamt  Abt  VI  vom  28.  Sep- 
tember 1900  beschlossen:  die  Beschwerde  zurückzuweisen. 

Gründe:  Es  handelt  sich  gegenwärtig  nur  noch  um  die  Frage, 
ob  das  Grundbuchamt  berechtigt  war,  vor  Eintragung  der  Erben  des 
früheren  Eigentümers  als  der  jetzigen  Eigentümer  den  Nachweis  der 
Seichsangehürigkeit  dieser  Erben  oder  der  zum  Erwerbe  erteilten  Ge- 
nehmigung des  Senats  zu  verlangen. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen. 

Nach  Art.  88  des  Einf.6es«  zum  B.G.B.  bleiben  unberührt  — 
können  also  gemäfs  Art.  8  daselbst  audi  neu  erlassen  werden  — 
landesgesetzliche  Vorschriften,  welche  den  Erwerb  von 
Grundstücken  durch  Ausländer  von  staatlicher  Geneh- 
migung abhängig  machen.  Auf  Grund  dieses  Vorbehalts  ist  im 
§  28  des  Ausf.Ge8.  jener  Erwerb  von  der  Genehmigung  des  Senats  ab- 
hängig gemacht.  Die  Bestimmung  lautet  ganz  allgemein,  ohne  zwischen 
einem  Erwerb  unter  Lebenden  und  einem  Erwerb  von  Todes  w6gen 
zu  unterscheiden.  Es  ist  deshalb  auch  nicht  berechtigt,  einen  solchen 
vom  Gesetze  nicht  gemachten  Unterschied  in  das  Gesetz  hineinzutragen. 
In  der  Begründung  der  Senatsvorlage  zu  Nr.  80  des  Entwurfs  wird 
auch  gerade  der  Fall  des  Erbschaflserwerbes  als  unter  das  Gesetz 
fallend  erOrtert  Dafs  dieses  auch  der  Standpunkt  des  fertigen  Gesetzes 
ist,  ergiebt  sich  klar  aus  der  im  §  28  Abs.  1  Satz  2  für  den  Fall  ge- 
machten Ausnahme,  dafs  ausländische  Erben,  ohne  sich  zuvor  als  Eigen- 
tümer eintragen  zu  lassen,  das  Eigentum  an  einem  NachlafsgrundMck 
im  Wege  der  Auflassung  auf  einen  anderen  übertragen.     Mit  Unrecht 
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wird  gegen  dieae  Anffamung  in  der  Beschwerde  geltmd  gemacht,  daik 
es  sich  bei  der  Eintragung  der  Erben  gar  nicht  um  einen  Erwerb 
handle,  der  Erwerb  sich  Tielmehr  schon  vorher  mit  Eintritt  des  Erb- 
falls kraft  Oeseties  von  selbst  yoUiogen  habe.  Denn  letateres  trift 
eben  —  abweichend  von  der  Regel  des  §  1922  B.G.B.  ansnahmsweise 
dann  nicht  zu,  wenn  sur  VoUztdinng  des  Erwerbes  die  staatliche  Ge- 
nehmigung als  weiteres  Erfordernis  hinsukommen  mu(B.  Alsdann  gehört 
die  Erbschaft  bis  zur  Erteilung  der  Genehmigung  den  nächsten  inlln- 
dischen  und  darum  einer  solchen  Genehmigang  nicht  bedürfenden  Erben, 
in  Ermangelung  von  solchen  dem  Fiskus  als  geeetalichem  £Irben,  fUlt 
aber  mit  der  Erteilung  der  Genehmigung  ohne  weiteres  an  die  an  erster 
Stelle  berufenen  ausländischen  Erben,  Mit  Recht  verlangt  deshalb  das 
Grundbuchamt,  um  von  dem  Erfordernisse  der  Genehmigung  absehen 
zu  können,  den  Nachweis,  dafs  die  einzutragenden  Persomm  Reichs- 
angehörige sind. 

Welches  Recht  ist  auf  den  auf  hoher  See  erfolgten  Zusammenstofs 
zweier  ausländischer  Schiffe  ansfuwendenf 

Urteil  des  Reichsgerichts  Tom  10.  November  1900  (Haas^  Gerichtsztg.  XXIL 

Jahrgang,  Hauptbl.  8.  36). 

Zwischen  dem  englischen  Fischer&hrzeug  „Orphan  GirP,  Eigentum 
des  KlSgers,  und  der  norwegischen  Bark  „Hinun"  hat  am  12.  Januar 
1899  an  einer  nicht  näher  bezeichneten  Stelle  der  Nordsee  ein  Zu- 
sammenstofs stattgefunden.  Der  Kläger  behauptet,  dafs  der  Zusammen- 
stofs durch  ein  Verschulden  der  „Hiram"  herbeigeführt  worden  sei.  Er 
hat  deshalb  die  Beklagte,  die  für  das  norwegische  Schiff  Btizgachaft 
übernommen  hat,  auf  Ersatz  des  durch  den  Zusammenstofs  entstandenen 
Schadens  belangt. 

Der  Klage  ist  vom  Landgericht  und  Oberlandesgericht  entsprochen. 

Aus  den  Gründen  des  die  Revision  verwerfenden  Urteils  des 
Reichsgerichts  I  (246/00)  vom  10.  November  1900: 

Die  beiden  Vorinstanzen  haben  den  Ersatzanspruch  des  Khlgers 
deshalb  ftlr  begründet  gehalten,  weil  ihrer  Ansicht  nach  der  Zusammen- 
stofs der  beiden  Schiffe  durch  ein  Verschulden  auf  leiten  der  |,Hiram'^ 
herbeigeftlhrt  ist.  Obgleich  es  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  sind 
sie  demnach  doch  offenbar  davon  ausgegangen,  dafs  die  sachliche  Be- 
urteilung nach  deutschem  Rechte,  den  Vorschriften  der  Art.  736  ff 
H.G.B.  zu  erfolgen  habe.  Dies  ist  nicht  zu  beanstanden.  Das  in 
Bd.  21  S.  136  ff.  der  Entoch.  in  Civilsachen  abgedruckte  Urteil  des 
erkennenden  Senats  vom  30.  Mai  1888,  welches  sich  für  die  Anwen- 
dung des  am  Gerichtsorte  geltenden  Rechts  ausspricht,  hat  zwar  die 
Frage  unmittelbar  nur  ftbr  den  Fall  entschieden,  wo  der  .Zusammenstofs 
der  ausländischen  Schiffe  innerhalb  des  deutschen  Hoheitsgebietes  statt- 
geftmden  hat  Dies  trifil  vorliegend  nicht  zu;  denn  es  ist  nicht  fest- 
gesteUt  und  durchaus  unwahrscheinlich,  dafs  die  Stelle  der  Nordsee, 
wo  die  „Hiram"  mit  der  der  Fischerei  obliegenden  englischen  Smack 
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zosammeiurtiers,  noch  unter  die  dentsehe  Territorialhoheit  filllt  Die 
Gründe  indessen,  welche  das  angeftlhrte  Urteil  für  die  aasBchliefsliche 
Anwendung  des  deatschen  Rechts  als  Recht  des  Oerichtsortes  geltend 
gemacht  hat,  bestehen  in  ganz  gleicher  Stttrke  auch  dann,  wenn  es  sich, 
wie  hier,  zwar  um  einen  Znsammenstofs  auf  hoher  See,  aber  zwischen 
Schiffen  yerschiedener  Nationalität  handelt.  Es  ist  auch  in  dieser  Rich- 
tung von  keiner  Seite  ein  Einwand  erhoben  worden. 

Haftete  nach  bisherigem  Hamburgischen  Becht  auch  bei  solchen 
Ehen,  die  im  Auslande  begründet  werden  waren y  sobald  die  Ehe- 
leute nach  Hamburg  verlogen  f  das  Frauengut  für  aUe  Schulden 
des  Mannes^  auch  die  vor  dem  Zuxuge  im  Auslände  kontrahierten?  — 
Ist  diese  Haftung  für  die  vor  1.  Januar  1900  begründeten  Ehen 
durch  §  30  des  Hamburgischen  Oüterstandsgesetges  vom  14.  JvHi 

1899  eingeführt  worden? 

Urteil  des  Oberlandesgetichts  in  Hamburg  vom  8.  Januar  1901  (Hans.  G^erichts- 

zeitong  1901,  BeibUtt  8.  45  f.). 

In  diesem  Rechtsstreit  fragt  es  sich  unter  anderem,  ob  eine  von 
der  Ehefrau  des  Beklagten  gemachte  Erbschaft  für  dessen  Schulden 
hafte.  Beklagter  hatte  eingewandt,  sein  erstes  eheliches  Domizil  sei 
Buenos  Aires  gewesen,  wo  das  Fraueogut  nicht  für  des  Mannes  Schulden 
haftie.  Kläger  hat  entgegnet,  auch  wenn,  was  zu  bestreiten,  dies  richtig 
sein  sollte,  so  sei  nunmehr  jene  Haftung  g^eben,  weil  Beklagter  seit 
Jahren  in  Hamburg  wohne. 

In  einem  Urteil  des  O.L.G.  vom  8.  Januar  1901  heifst  es  über 
obige  Frage  u.  a: 

Ein  im  Vorprozefs  der  Parteien  erhobener  Revisionsangriff  ist  vom 
Reichsgericht  als  unbegründet  zurückgewiesen,  weil  sie  aus  den  Ver- 
handlungen der  Vorinstanzen  ergebe,  dafs  sowohl  die  Parteien  als  auch 
das  Gericht  stillschweigend  davon  ausgegangen  sein  müfsten,  dafs  das 
Hamburgiscbe  Stadtrecht  Anwendung  finde,  nach  welchem 
das  Frauengut  in  allen  seinen  Bestandteilen  der  Regel  nach  mit  für 
die  Schulden  des  Mannes  hafte ;  da  Über  diesen  Punkt  aber  kein  Streit 
der  Parteien  bestanden  habe,  sei  es  auch  nicht  erforderlich  gewesen, 
dafs  das  Grericht  jenen  Rechtssatz  nenne ,  der  nach  dem  in  Betracht 
kommenden  Ortsrechte  aller  Welt  bekannt  sei.  (Urteil  des  Reichs- 
gerichts vom  28.  November  1898.)  Im  vorliegenden  Prozefs  hat  der 
Beklagte  die  Anwendbarkeit  des  Hamburgischen  ehelichen  Güterrechts 
ausdrücklich  bestritten,  indem  er  behauptete:  wenn  er  auch  die  Ehe 
in  Hamburg  geschlossen  habe,  so  sei  doch  sein  erster  ehelicher 
Wohnsitz  Buenos  Aires  gewesen;  es  komme  daher  argen- 
tinisches Güterrecht  zur  Anwendung,  nach  dem  das  der  Frau  durch 
Erbgang  angefallene  Vermögen  für  die  Schulden  des  Mannes  nicht 
hafte.  Das  Landgericht  hält  diese  Schlufsfolgerung  ftlr  unrichtig,  weil 
„so  lange  der  Beklagte  in  Hamburg  lebe,  das  Vermögen  seiner  Frau 
allemal  für  seine  Schulden  haft".  Diese  Auffassung  ist  auch  in  dieser 
Instanz  von   dem  Anwalt  des  Klägers  vertreten,   der  in  der  Schlufs- 
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yerhandlcmg  gdtend  gemaeht  hat,  dafs,  da  die  Entscheiditiig  di4 
Instanz  nach  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  erfeige,  mmmehr  der  §  30 
des  Hambnrgiichen  Oesetses,  belr.  den  GNltentand  der  vor  dem 
Inkrafttreten  dea  B.O.B.  geschloesenen  Ehen,  vom  14.  Juli  1899  rar 
Anwendung  komme.  Der  §  30  bestimmt  (Abs.  1) :  dafe  die  Wixkangen 
der  Ehe  auf  die  Vennögentyerfailtnisse  von  Ehegatten,  die  ent  während 
bestehender  Ehe  ihren  Wohnsits  in  das  Creltnngsgebiet  des  Hambnigischen 
ehelichen  Güterrechts  verlegt  haben,  nach  dem  Tor  der  Verl^nng  des 
Wohnsitaes  maTsgebend  gewesoaen  Oflterrecht  an  beorteilen  sind. 
(Abs.  2):  Wenn  jedoch  die  Ändemng  des  Wohnsitaes  vor  dem 
Inkrafttreten  dieses  Gresetaes  erfolgt  ist,  so  ktfonen  daraus,  dafs  nach 
dem  mafsgebend  bleibenden  Gttterreeht  das  Vermögen  der  Frau  ftlr  die 
Schulden  des  Mannes  nicht  haftet,  keine  Einwendungen  bergdeitet 
werden  gegen  dnen  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Oesetaes  entstandenen 
Anspruch  eines  Dritten.  —  Kläger  meint  nun,  da  der  Beklagte  wie 
unbestritten  bereits  seit  1890  seinen  Wohnsitz  in  Hamburg  habe,  so 
komme  es  nach  jener  Geseteesbestimmung  auf  die  Feststellung  des 
ersten  ehelichen  Domizils  des  Beklagten  nicht  mehr  an,  weil  das  durch 
dasselbe  bestimmte  und  im  übrigen  für  die  Verhältnisse  der  Eheleute 
untereinander  mafsgebende  Güterrecht  die  Rechte  der  Gläubiger  auf  Be- 
friedigung aus  dem  Gesamtgut  nicht  beeinträchtigen  könne. 

Diese  Ausführungen  sind  jedoch  nicht  als  richtig  anzuerkennen. 
Die  Bestimmung  des  §  30  Abs.  2  kann  keine  Anwendung  finden  a  a  f 
solche  Forderungen,  die  entstanden  sind,  bevor  der 
Schuldner  seinen  Wohnsitz  in  Hamburg  begründete. 
Allerdings  macht  der  §  30  diese  Unterscheidung  nicht  Sie  eigiebt  sich 
aber  aus  dem  Zwecke  der  Gesetaesbestimmung.  Diese  soll  den  bisher 
in  Hamburg  geltenden  Rechtssatz,  dafs  im  Verhältnis  zu  dritten  Personen 
alles  in  der  Ehe  yorhandene  Vermögen  der  Verftignng  des  Mannes 
ebenso  unterliegt,  wie  sein  eigenes  Vermögen,  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit und  des  auf  Treu  und  Glauben  aufgebauten  kauftnännischen 
Kredits,  erhalten  (s.  die  Begründung  des  Gesetzes  in  den  Verhandlungen 
zwischen  Senat  und  Bürgerschaft  1899  S.  92).  Trifft  dieser  Gesichts- 
punkt zu  bei  Rechtsgeschäften,  die  mit  in  Hamburg  ansässigen  Schuldnern 
vorgenommen  werden,  weil  hier  die  Feststellung,  ob  der  Schuldner 
seine  Ehe  unter  der  Herrschaft  des  Hamburgischen  Rechts  geschlossen 
hat,  für  den  Gläubiger  regelmäfsig  unsicher  oder  doch  mit  Schwierig- 
keiten verknüpft  sein  wird,  so  fehlt  es  doch  an  jedem  verständigen 
Grunde,  den  Gläubigem  aus  der  Zeit  vor  der  Bf^prttndung  des  Ham- 
burgischen Wohnsitzes  nachträglich  die  Vorteile  eines  ehe- 
lichen Güterrechts  zu  teil  werden  zu  lassen,  mit  denen  sie 
bei  Entstehung  ihrer  Forderung  nicht  zu  rechnen  hatten.  (&  Hans. 
Ger.-Ztg.  1891  No.  26.  Vgl.  ebenda  1889  No.  198,  1891  No.  88  n. 
153,  1892  No.  28.) 

Nach  dem  bereits  früher  in  der  Rechtsprechung  dieses  Grerichts  und 
des  Reichsgerichts  und  jetzt  wiederum  in  dem  angeftihrten  §  80  Abs.  1 
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anerkannten  Princip  der  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  ist 
es  daher  fUr  die  Frage  nach  der  Haftung  des  FranenvermOgens  im 
▼erliegenden  Falle  erforderlich,  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz 
des  Beklagten  festzustellen.  Der  Kltfger  bezeichnet  als  solchen  Hamburg, 
der  Bekli^te  Buenos  Aires. 

(Im  weiteren  wird  ausgeführt,  dafs  letzteres  zutreffe.) 

Kann  ein  Österreicher  römiscMcatholischer  Konfession  in  Deutsch- 
land Scheidung   der  Ehe  vom  Bande  verlangen?     (Zu  Art.  17 ^ 

27,  201  Einf.Oes.  mm  B.G.B.). 

ürteü  des  Reichsgerichts  VI.  CiTil-Senat  vom  13.  Dezember  1900, 
No.  289/1900  VI.    (2.  Instanz:  O.L.G.  Dresden.) 

Der  Kläger  hat  Klage  auf  Scheidung  d^  zwischen  ihm  und  der 
Beklagten  im  Jahre  1889  geschlossenen  Ehe  erhoben;  er  stützt  seinen 
Antrag  auf  die  feststehende  Thatsache,  dafs  die  Beklagte  seit  dem 
Jahre  1896  ein  ehebrecherisches  Verhältnis  unterhalten  hat  Die  erste 
Instanz  hat  die  Klage,  die  zweite  Instanz  die  Beruiung  des  Klägers 
zurückgewiesen.     Auch  seine  Revision  ist  zurückgewiesen. 

Gründe:.  Der  Kläger  war  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  und 
ist  jetzt  noch  römisch-katholischer  Konfession;  er  ist  österreichischer 
Staatsangehöriger  und  war  dies,  wie  das  Berufungsgericht  feststellt, 
auch  zur  Zeit  der  Klageerhebung. 

Das  Urteil  zweiter  Instanz  führt  aus :  Nach  Art.  201  des  Einf.Ges. 
zum  B.G.B.  sei  die  vom  Kläger  begehrte  Scheidung  nur  möglich,  wenn 
sie  sowohl  nach  dem  früheren  als  auch  nach  dem  jetzt  geltenden  Rechte 
statthaft  erschienen.  Wie  nach  dem  bisherigen  Rechte  zu  erkennen  ge- 
wesen wäre,  könne  dahingestellt  bleiben,  denn  die  Scheidung  sei  nach 
dem  am  1.  Januar  1900  in  Krall  getretenen  Recht  unstatthaft  — 
Nach  Art.  17  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  sei  hier,  da  der  klagende 
Ehemann  zur  Zeit  der  Klagerhebung  österreichischer  Staatsangehöriger 
gewesen,  an  sich  das  österreichische  Recht  mafsgebend;  etwas  Anderes 
ergebe  sich  auch  nicht  aus  Art  27  des  Einf.Ges.,  denn  nach  dem 
österreichischen  Rechte  würden  in  einem  Falle  der  vorliegenden  Art 
nicht  die  deutschen  Gesetze  anzuwenden  sein.  —  Nach  dem  hiemach 
entscheidenden  österreichischen  Rechte  sei  die  beantragte  Scheidung  der 
Ehe  vom  Bande  undzulässig,  weil  der  Kläger  zur  Zeit  der  Eingehung 
der  Ehe  der  römisch-katholischen  Kirche  angehört  habe. 

Diese  Ausführungen  enthalten  keinen  Vetstofs  g^en  revisible 
Rechtsnormen,  als  welche,  da  das  österreichische  Recht  der  Nachprüfung 
der  Revisionsinstanz  entzogen  ist,  nur  die  Vorschriften  des  jetzt  geltenden 
deutschen  Rechts  in  Betracht  kommen. 

Zutreffend,  von  der  Revision  übrigens  auch  nicht  angegriffen,  ist 
die  Annahme  der  Vorinstanz,  dafs  zu  dem  nach  Art  201  Abs.  1  des 
Einf.Ges.  zum  B.G.B.  in  erster  Linie  anzuwendenden  Rechte  des 
B.G.B.  auch  die  Bestimmungen  in  Art.  17  und  27  des  Einf.G^.  zu 
rechnen  sind.    Somit  ist,  da  nach  den  mafsgebenden  Ausführungen  des 
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BerofimgagerichtB  das  (tetenreichiache  Becht  (flr  Fälle  der  vorliegenden 
Art  keine  Sttckverweiaang  auf  die  dentachen  Gesetae  im  Sinne  Ton 
Art  27  enthält,  fUr  die  Beorteilong  der  vorliegenden  Klage  anf 
Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  gemälli  Art  17  Abs.  1  des  £inf.6e8. 
das  österreichische  Recht  entscheidend,  und  die  Klage  hat  abgewiesen 
werden  müssen,  weil  dieses  Recht,  wie  wiederum  ftir  die  Revisions- 
Instanz  mafsgebend  festgestellt  ist,  unter  den  hier  vorliegenden  Um- 
ständen Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  nicht  gestattet 

Wenn  in  der  Revisionsverhandlung  ein  Einwand  gegen  diese 
Folgerung  aus  der  Bestimmung  in  §  77  Abs.  1  des  Reichsgesetses  vom 
6.  Februar  1875  hergeleitet  ist,  so  ist  dies  unzutreffend.  Allerdings 
ist  vom  Reichsgericht  in  konstanter  Praxis  angenommen  worden,  diese 
Vorschrift  sei  in  Ehestreitigkeiten  zwischen  Ausländem,  wenn  durch 
das  betreffende  Landesgesetz  die  Auflösung  der  Ehe  dem  im  Heimat- 
lande des  Ehemanns  geltenden  Rechte  unterstellt  sei,  dahin  anzuwenden, 
dafs,  wenn  nach  diesem  Recht  nur  lebenslängliche  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  statthaft  sein  würde,  statt  hierauf  auf  Scheidung  der  Ehe  vom 
Bande  zu  erkennen  sei  (Entscheid,  in  Civilsachen  Bd.  8  S.  28  f.,  Bd.  11 
S.  92  f.).  Allein  die  Annahme,  dafs  durch  diese  Bestimmung  die  in  Art  17 
Abs.  1  des  Einf.Ges.  zum  B.6.B.  enthaltene  Regel  eine  Modifikation  erleide 
(Einf.Oes.  Art  82  Satz  1),  erscheint  schon  gegenüber  dem  Wortlaut 
des  §  77  Abs.  1  ganz  unhaltbar,  da  darin  die  Bestimmung,  dafs  auf 
Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  zu  erkennen  sei,  nur  ftlr  den  Fall  ge- 
troffen ist,  wenn  nach  dem  bisherigen  Rechte  auf  beständige 
Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen  gewesen 
wäre;  übrigens  ist,  auch  abgesehen  hiervon,  jeder  Zweifel  darüber,  dafs 
ktlnftig  in  einem  Ehestreit  zwischen  Ausländem  auf  Scheidung  der  Ehe 
nur  dann  erkannt  werden  dürfe,  wenn  eine  dahin  gehende  Entscheidung 
auch  nach  dem  Rechte  des  Staates,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der 
Erhebung  der  Klage  angehörte,  zulässig  ist,  durch  die  Vorschrift  im 
4.  Abs.  des  Art.  17  ausgeschlossen,  vorbehaltlich  der  aus  Art  27  sich 
etwa  ergebenden  Abweichung. 

Scheidung  der  Ehe  von  Österreichern.  —  Kann  in  Deutschland 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden,  wenn  nach  dem 
Hechte  des  Mannes  hierauf  gu  erkennen  wäre.  —  Prorogation  in 

Ehesachen  nach  österreichischem  Becht. 

Urteil   des  Oberlandesgerichts  Jena  vom   14<y28.  November  1900  {Afugdan 
u.  Falkmann,  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte  2.  Jahrgang  S.  18). 

Die  klagende  Ehefrau  hat  beantragt  an  erster  Stelle :  die  Ehe  dem 
Bande  nach  zu  trennen,  an  zweiter  Stelle:  auf  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Oemeinschaft  nach  §§  1575,  1576  B.O.B.,  an  dritter  Stelle: 
auf  dauemde  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nach  österreichischem  Recht 
zu  erkennen.     Aus  den  Gründen: 

Da  beide  Parteien  Österreicher  sind,  so  schlägt  Abs.  4  des  §  606 
C.Pr.0.  ein.     Die  örtliche  Zuständigkeit  des  Landgerichts  G.  ist  durch 
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§  104  der  österreichiBchen  JuriBdiktionsnorm  vom  1.  Aagast  1895  ge- 
geben. Allerdings  ist  die  Örtliche  Znstiiudigkeit  für  Scheidungsklagen 
auch  nach  österreichischem  Recht  ansschlierslich,  jedoch  nur  in  dem 
Sinne ,  dafs  sie  den  allgemeinen  Gerichtsstand  ausschliefst ,  nicht  aber 
in  dem  weiteren  Sinne,  dafs  ihr  gegenüber  eine  Vereinbarung  über  die 
Zuständigkeit  eines  anderen  Gerichtes  unzulKssig  wäre  (§§  65,  76,  104 
Abs.  2  a.  a.  0.).  Vorliegend  hat  der  Beklagte,  ohne  die  Unzuständig- 
keit eingewendet  zu  haben,  zur  Hauptsache  verhandelt  .... 

In  Ansehung  der  Ehescheidung  sind  nach  Art.  17  Abs.  1  Einf.Ges.  zum 
B.G.B.  die  Gesetze  Österreichs  mafsgebend,  welche  nur  die  Scheidung  von 
Tisch  und  Bett  zulassen,  wenn  auch  nur  ein  Teil  z.  Z.  der  geschlossenen 
Ehe  Katholik  war.  Auf  Grund  des  vom  Beklagten  vor  1.  Januar  1900 
b^pangenen  Ehebruches  kann  daher  die  Klägerin  mit  Rücksicht  darauf, 
dafs  der  Beklagte  schon  z.  Z.  des  Eheschlusses  Katholik  war,  nickt 
Trennung  der  Ehe  fordern,  sondern  nur  beständige  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett  Der  von  der  Klägerin  verübte  Ehebruch  hindert  das  nicht, 
da  dem  österreichischen  Rechte  eine  Kompensation  von  Ehebrüchen  un- 
bekannt ist.  Der  Abs.  4  des  Art  17  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  schlägt 
hier  nicht  ein.  Er  trifft  nach  seinem  Wortlaute  nur  den  Fall,  wo  auf 
Grund  ausländischen  Rechtes  die  Scheidung,  d.  h.  die  Trennung  des 
Bandes  der  Ehe,  verfUgt  wird  (sowie  den  Fall,  wo  sich  die  Parteien 
mit  dem  Provisorium,  das  jederzeit  in  das  plus  Übergeführt  werden  kann, 
begnügen,  wo  deshalb  statt  auf  Trennung  der  Ehe  auf  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  erkannt  wird).  Vorliegend  aber  ist  auf  Grund 
des  ausländischen  Gesetzes  nicht  auf  Scheidung  und  auch  nicht  auf  das 
Provisorium  dieser  Scheidung  zu  erkennen,  sondern  auf  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ohne  die  jederzeitige  Möglichkeit  für  die 
Parteien,  die  Trennung  des  Bandes  der  Ehe  nachträglich  noch  herbei- 
zuführen. In  diesem  Falle  entscheidet  nach  Art  17  allein  das  aus- 
ländische Recht;  nur  auf  Trennung  des  Bandes  der  Ehe  soll  nach  Abs.  4 
der  deutsche  Richter  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  nicht  er- 
kennen, wenn  die  Trennung  des  Ehebandes  nicht  auch  nach  deutschem 
Recht  zulässig  ist  Bei  dieser  Auslegung  ist  allerdings  das  Wort  Schei- 
dung im  Abs.  4  in  einem  anderen  Sinne  gebraucht,  als  Scheidung  der 
Ehe  im  Abs.  1.  Dazu  giebt  aber  der  Inhalt  des  Art  17  die  volle 
Berechtigung. 

Der  Abs.  1  redet  nicht  vom  deutschen,  sondern  von  dem  Rechte 
des  (deutschen  oder  ausländischen)  Staates,  dem  der  Mann  z.  Z.  der 
ELlagerhebung  angehört.  Scheidung  nach  Abs.  1  ist  also  nicht  Schei- 
dung im  (engeren)  Sinne  des  deutschen  Rechtes,  sondern  Scheidung  im 
Sinne  der  Gesets^ebung  der  Kulturstaaten,  die  das  Scheidungsrecht  ver- 
schieden gestaltet  haben.  Der  Abs.  1  hat  das  Scheidungsrecht  im 
weiteren  Sinne,  das  das  Recht  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in 
sich  schliefst,  im  Auge  (genau  so  wie  z.  B.  die  Mot  4  S.  563  ff.,  auch 
§  592  [a.  F.]  CP.O.  und  Eutsch.  des  R.G.  Bd.  11  S.  414).  Dasselbe 
gilt  auch  vom  Abs.  2,  der  den  Fall  trifit,  wo  der  Ehemann  die  Staats- 
angehörigkeit gewechselt  hat  (er  war  früher  Deutscher  und   ist  jetzt 
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AnslMiider  oder  umgekehrt,  oder  er  gehörte  früher  dem  andllndifcheD 
Staate  A.,  gehört  jetzt  aber  dem  anflländiachen  Staate  B.  an)  nnd  al» 
Scheidimgsgnuid  eine  Thatsache  geltend  macht,  die  sich  ereignet  hat, 
wfthr^id  der  Mann  einem  anderen  Staate  angehörte  ala  zor  Zeit  der 
Klagerhebnng.  Aach  da  kann  Scheidungegrund  nicht  im  engeren  Sinne 
des  deatschen  BechtOB  gemeint  sein.  Anders  aber  liegt  die  Sache  im 
Abs.  4.  Hier  ergiebt  sich  ans  der  Heransiehang  der  gans  specieU 
deatsch-rechtlichen  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  und  aus  ihrer 
Ql^chstellang  mit  der  Scheidung,  sowie  aus  dem  Satze,  dafs  die  Schei- 
dang  sowohl  nach  dem  ausländischen  als  nach  dem  deutschen  Becbt 
aulilssig  sein  mufs,  klar,  dafs  unter  Scheidung  die  deutsch  •  rechtliche 
Scheidung  des  Buides  der  Ehe  zu  verstehen  ist 

Zu  demselben  Ergebnisse  f^hrt  die  Entstehungsgeschichte  des  Ge- 
setzes. Dem  L  Entwurf  (§  1440)  war  die  bestttndige  Trennung  fremd, 
er  kannte  neben  der  zeitweiligen  Trennung  von  Bett  und  Tisch  nur  die 
Scheidung  (das  ist  die  Trennung  des  Ehebandes),  ohne  zu  der  Frage, 
ob  der  Abs.  8  auch  ftlr  Auslftnder  gilt,  Stellung  zu  nehmen.  Im  Ent- 
wurf über  die  räumliche  Herrschaft  der  Becfatsnormen  nahm  der  §  10 
Abs.  2,  4  und  5  Stellung  gegen  die  Bechtsprechung  des  Beichsgerichtes, 
die  den  §  77  Abs.  1  des  Personenstandsgesetzes  dahin  ausgelegt  hatte, 
dafs  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  bei  Ausländer- 
ehen unzulässig  sei.  Dem  trat  die  U.  Kommission  bei ;  sie  strich  aller- 
dings den  Abs  5,  aber  lediglich  deshalb,  weil  der  §  1440  Abs.  3 
Satz  1  als  überflttssig  gestrichen  worden  war.  Dem  Princip  des  §  10 
Abs.  4  wurde  zwar  nach  verschiedenen  Bichtungen  widersprochen,  die 
Mehrheit  hielt  jedoch  am  Abs.  4  fest  und  brachte  durch  eine  Änderung 
der  Fassung  klar  zum  Ausdruck,  dafs  —  auch  bei  einer  Klage  auf 
zeitweilige  Trennung  —  die  Voraussetzungen  der  Scheidung  nach  deut- 
schem Becht  vorliegen  mttssen  (Protok.  6  S.  52,  54  ff.). 

Der  Bundesrat  nahm  hier  einschneidende  Änderungen  am  II.  Ent- 
würfe vor  und  verwies  das  internationale  Privatrecht  in  das  E.G.  So 
sind  die  Vorschriften  geltendes  Becht  —  Art  17  Abs.  1  und  4  — 
zum  B.G.B.  geworden.  Nur  sind  im  Abs.  4  an  Stelle  der  Worte 
„auch  nach  den  deutschen  Gesetzen**  die  Worte  getreten  „sowohl  nAcb 
dem  ausländischen  Gesetze  als  nach  den  deutschen  Gesetzen**,  und  sind 
weiter  die  Worte  „sow^ie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft** 
hinter  ;,Auf  Scheidung**  eingefügt  worden.  Die  erstgedachte  Änderung 
indes  ist  nur  redaktionell,  und  die  Einfügung  machte  sich  notwendig, 
nachdem  in  der  Bcichstagskommission  das  Institut  der  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  angenommen  worden  war. 

Fafst  man  den  Abs.  4  allein  ins  Auge,  so  wird  man  nicht  im 
Zweifel  sein  tlber  den  Sinn  der  Abänderung.  Durch  Beseitigung  der 
Worte  „sowie  auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  von  THsch  and 
Bett**  bekannte  sich  der  Bundesrat  zu  der  schon  in  der  11.  Kommission 
vertretenen  Anschauung,  dafs  nur  für  den  Fall  der  Trennung  de» 
Bandes  der  Ehe   der  Grundsatz   der  ausschliefslichen  Geltung  des  ans- 
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ländiechen  Rechtes  bei  Ausländerehen  su  beschränken  sei,  während  er 
für  die  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  der  £hegatten  von  Tisch 
und  Bett  nnbescbränkt  mafsgebend  sein  müsse;  nur  so  ist  der  Abstrich 
der  Worte  in  Abs.  4  sn  verstehen.  Non  sind  aber  bei  Auslegung  des 
Abs.  4  die  anderen  Absätze  des  Artikels  nicht  aufser  acht  zu  lassen. 
Auch  am  Abs.  1  änderte  der  Bundesrat;  er  fügte  hinter  ,,Scheidung^ 
die  Worte  „der  £he^  hinzu,  änderte  ,,Mann^  in  „Ehemann*'  und  be- 
seitigte die  Worte  „und  ftlr  die  besUlndige  oder  zeitweilige  Trennung 
der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett**  und  „auf  Scheidung  oder  auf 
Trennung".  Die  Änderung  von  „Scheidung'^  in  „Scheidung  der  Ehe*' 
und  namentlich  die  Streichungen  in  Abs.  1  bedeuten  nicht  etwa,  dafs 
die  deutschen  Oerichte  auf  Grund  ausländischer  Gesetze  nur  auf  Tren- 
nung des  Bandes  der  Ehe  erkennen  dürfen.  Denn  wäre  „Scheidung 
der  Ehe*'  im  Abs.  1  nur  als  Scheidung  im  engeren  Sinne,  als  Trennung 
des  Bandes  der  Ehe  aufeufsssen,  so  würde  den  Bundesrat  der  Vorwurf 
treffen,  dafs  er  eine  starke  Lücke  in  das  Gesetz  hineingebracht  habe. 
Dann  würde  der  Abs^  1  doch  nicht  zum  Ausdruck  bringen,  da(k  auf 
Grund  ausländischer  Gesetze  nur  auf  Scheidung  im  engeren  Sinne,  auf 
Trennung  des  Bandes  der  Ehe,  erkannt  werden  dü^e,  dann  würde 
der  Abs.  1  nur  bestimmen,  dafs  für  die  Trennung  des  Bandes  der 
Ehe  die  Gesetze  des  Staates  maisgebend  seien,  dem  der  Ehemann 
zur  Zeit  der  Klagerhebung  angehört,  so  dafs  eine  Vorschrift 
darüber  fehlte,  ob  das  Gesetz  des  Auslandes  auch  dann  mafsgebend 
«ei,  wenn  auf  Grund  des  Rechtes  des  ausländischen  Staates,  dem 
der  Ehemann  —  zur  Zeit  der  Klagerhebung  —  angehört,  nicht 
Trennung  des  Bandes  der  Ehe,  sondern  (beständige  oder  zeitweilige) 
Trennung  von  Bett  und  Tisch  gefordert  werden  kann  und  gefordert 
wird.  Hätte  der  Bundesrat  ausdrücken  wollen,  dafs  auf  Grund  aus- 
ländischen Rechtes  zwar  Scheidung,  nicht  aber  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  im  Inland  verfügt  werden  dürfe,  dann  hätte  der  Abs.  1  etwa 
lauten  müssen:  „Für  die  Scheidung  sind  die  Gksetze  des  Staates  mafs- 
gebend, dem  der  Ehemann  z.  Z.  der  Erhebung  der  Klage  angehört; 
auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und 
Bett  kann  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inland  nicht  er- 
kannt werden."  Eine  solche  Vorschrift  fehlt.  Erwägt  man  daneben, 
dafs  der  Abs.  1  nicht  die  Scheidung  des  deutschen  Rechtes  allein  oder 
auch  nur  in  erster  Linie  im  Sinne  hat,  dafs  er  von  Scheidung  nach 
deutschem  und  ausländischem  Rechte  handelt,  so  wird  man  unter  Schei- 
dung der  Ehe  im  Abs.  1  Scheidung  der  Ehe  im  weiteren  Sinne,  die 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  sich  schliefst,  verstehen  müssen  . .  . 
Von  diesem  Standpunkte  aus  waren  die  vom  Bundesrate  in  Abs.  1  ge- 
strichenen Worte  überflüssig;  deshalb  ist  die  Streichung  erfolgt  Ebenso 
überflüssig  waren  aber  von  diesem  Standpunkte  aus  die  Worte  „oder 
ein  Trennungsgrund"  hinter  „als  Scheidungsgrund''  in  Abs.  2  des 
§  2875  der  Bundesratsvorlage.  Nicht  überflüssig  dagegen  waren  die 
Worte  „oder  ein  Trennungsgrund"  am  Eade  jenes  Abs.  2  bezw.  am 
Ende   des    Abs.   2    Art.  16    der   Reichstagsvorlage   und    des    Abs.    2 
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Art  17  Emf.Oefl.  selbst  Wftren  auch  diese  Worte  weggeMen,  dann 
hätte  der  Abs.  2  gelautet: 

Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  ids  Scheidnngsgmnd  nur  geltend  ge- 
macht werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses 
Staates  ein  Scheidnngsgmnd  ist 

Das  dann  zweimal  vorkommende  Wort  ,,Scheidangsgmnd^  wäre 
vom  diesseitigen  Standpunkte  als  Grand  zor  Scheidung  im  weiteren 
Sinne,  Grund  zur  Scheidung  oder  Trennung  aufimfassen.  Gäbe  nun  die 
Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Ehemann  dem  anderen 
Staate  angehörte,  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  nur  einen  Trennungs-, 
keinen  Scheidnngsgmnd  ab,  während  sie  nach  den  Gesetzen  des  Staates, 
dem  der  Mann  angehört,  ein  Scheidnngs-  aber  kein  Trennungsgrund 
wäre,  so  könnte  beim  Fehlen  der  Worte  ,,od«r  ein  Trennungsgrund ^ 
am  Ende  des  Absatzes  der  Zweifel  entstehen,  ob  dann  die  Ehe  za 
scheiden  sei.  Dieser  Zweifel  in  einer  praktisch  nicht  unwichtigen  Frage 
ward  durch  Beibehaltung  der  erwähnten  Worte  unmöglich  gemacht 
(Niedner,  Einf.Ges.  Art  17  Anm.  2  S.  47). 

[Nachdem  sodann  ausgeführt  ist,  dafs  die  Anwendung  des  Öster- 
reichischen Rechtes,  die  zur  Folge  hat,  dafs  weder  die  Klägerin  noch 
der  Beklagte,  so  lange  beide  leben,  eine  andere  Ehe  eingehen  können  — 
nicht  gegen  die  guten  Sitten  und  auch  nicht  gegen  die  Grundsätze  des 
deutschen  Scbeidungsrechtes  verstofse,  wird  fortgefohren :]  Endlich  kann 
darin,  dafs  die  evangelische  Klägerin,  deren  Kirche  die  Ehe  nicht  ftir 
unlöslich  ansieht,  nach  Normen,  die  den  Satzungen  der  katholischen 
Kirche  von  der  Unlöslichkeit  der  Ehe  entsprechen,  behandelt  wird,  kein 
Verstofs  g^en  die  guten  Sitten  oder  g^gen  den  Zweck  eines  deutschen 
Gesetzes  gefunden  werden.  Vor  Inkraittreten  des  B.G.B.  bestanden  im 
gemeinen  Rechte,  soweit  nicht  eine  partikular-  bezw.  reichsrechtliche 
Regelung  der  Materie  erfolgt  war,  die  Normen  .des  katholischen  und 
des  protestantischen  Rechtes  über  die  Scheidung  mit  gleicher  Kraft 
nebeneinander.  Damals  hat  das  Reichsgericht  für  gemischte  Ehen  ent- 
schieden, dafs  jeder  Ehegatte  die  Scheidung  verlangen  kann,  wenn  der 
Anspruch  nach  den  Grandsätzen  des  Eherechtes  seiner  Konfession  ge- 
rechtfertigt ist  (Entsch.  d.  R.G.  12  S.  285;  43  S.  175). 

Jetzt  besteht  allerdings  ein  einheitliches  staatliches  Scheidungs- 
recht .  .  . ;  der  Protestant  hat  jedenfalls  nicht  mehr  zu  befürchten,  dafs 
er  im  Falle  der  Eingehung  einer  Mischehe  nach  Normen  behandelt 
werde,  die  den  Gmndsätzen  des  katholischen  Eberechtes  von  der  Un- 
auflöslichkeit der  Ehe  entsprechen.  .  .  .  Allein  die  Grandsätze  des 
deutschen  Rechtes  gelten  nur  so  weit,  als  das  deutsche  Recht  gilt  Nach 
Art.  17  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  ist  für  Ausländerehen  das  ausländische 
Recht  mafsgebend.  Ständen  auch  in  Osterreich,  wie  früher  im  gemeinen 
Recht,  mehrere  konfessionelle  Scheidungsrechte  mit  dem  gleichen  An- 
spruch auf  staatliche  Anerkennung  einander  gegenüber,  so  würde  die 
Anwendung  der  vom  Reichsgericht  a.  a.  0.  aufgestellten  Grandsätze  in 
Frage   kommen    können.     Allein    auch   Österreich    hat    ein    staatliches 
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Scheidimgsrecht ,  doch  nimmt  es  auf  das  Glaubensbekenntnis  der  Ehe* 
gatten  Rücksicht  und  enthiüt  deshalb  besondere  Vorschriften  fllr  Misch- 
ehen. Diese  Vorschriften  stehen  nicht  anf  dem  Standpunkte  des  Reichs- 
gerichtes, sondern  sie  lauten  dahin,  dafs  immer  der  katholische  Grund- 
satz Yon  der  Unauflösbarkeit  der  Ehe  anzuwenden  sei.  Bei  Mischehen 
ist  also  im  Scheidnngs£ille  in  Osterreich  auch  dem  protestantischen  Teile 
die  Wiederverheiratung  verwehrt,  verwehrt  in  Obereinstimmung  mit 
den  Sätzen  des  katholischen  Eherechtes,  aber  nicht  durch  diese,  sondern 
durch  die  Normen  des  staatlichen  österreichischen  Scheidungsrechtes. 
Wenn  man  fttr  das  gemeine  Recht  die  Meinung,  da&  für  Scheidung  von 
Mischehen  das  konfessionelle  Eherecht  des  Ehemannes  mafsgebend  sei, 
dahin  begründen  durfte:  „Das  evangelische  Eherecht  ist  zwar  staatliches, 
aber  nur  für  Evangelische,  und  der  Evangelische,  welcher  einen 
Katholiken  heiratet,  unterwirft  sich  dadurch  für  seine  eigene  Rechts- 
sphäre den  Konsequenzen,  welche  durch  Anwendung  des  Rechtes  des 
anderen  Kontrahenten  ausgeübt  werden  können**  (FViedberg,  Kirchen- 
recht, 8.  Aufl.  S.  376),  so  werden  hier  folgende  Sätze  zutreffen:  Das 
deutsche  Recht  gilt  nur  für  deutsche  Ehen;  die  evangelische  Deutsche, 
die  in  fi*eier  Wahl  einen  katholischen  Österreicher  heiratet,  unterwirft 
sich  damit  nach  deutschem  Rechte  dem  österreichischen  Scheidungsrechte 
und  beraubt  sieh  so  der  Möglichkeit,  sich  anderweitig  wieder  zu  ver- 
heiraten. Vgl.  Böhms  Zeitschr.  7  S.  243  und  496 ;  Erler^  Scheidungs- 
recht S.  93  und  dagegen  Staudinger  y  Komm,  zum  Einf.Ges.  S.  35, 
sowie  Niedner,  Einf.Ges.  S.  48. 

Urteil  des  Reichsgerichts,  HL  Civilsenat  vom  19.  April  1901 

i.  S.  L.  147.  L. 

Auf  die  gegen  vorstehendes  Urteil  gerichtete  Revision  hat  das 
Reichsgericht  folgende  Entscheidung  geMIt: 

Die  Parteien  haben  im  Jahre  1892  in  Deutschland  die  Ehe  ge- 
schlossen. Der  beklagte  Ehemann  war  damals  und  ist  noch  jetzt  Öster- 
reichischer Staatsangehöriger  und  katholisch,  die  Eiägerin  ist  bis  zur 
Eheschliefsung  Deutsche  gewesen  und  noch  jetzt  evangelisch.  Sie  hat 
1899  in  Greiz,  wo  ihr  Mann  damals  seinen  Wohnsitz  hatte,  auf 
Scheidung  der  Ehe  wegen  Ehebruchs  geklagt.  Das  Landgericht  hat 
zwar  den  Ehebruch  für  erwiesen  angesehen,  aber  die  Klage  abgewiesen, 
weil  der  Rechtsstreit  nach  Art  17  Abs.  1  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B. 
zu  entscheiden  sei,  das  österreichische  Recht  aber,  wenn  auch  nur  einer 
der  Ehegatten  katholisch  sei,  eine  Trennung  der  Ehe  dem  Bande  nach 
nicht  zulasse.  In  der  Berufungsinstanz  hat  die  Klägerin  neben  ihrem 
aufrecht  erhaltenen  frtlheren  Antrage  eventuell  auf  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  und  ganz  eventuell  auf  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  geklagt.  Das  Beruftingsgericht  hat  unter  Abweisung 
der  beiden  ersten  Anträge  nach  diesen  letzten  erkannt.  Die  Klägerin 
hat  Revision  eingelegt;  der  Beklagte  ist  in  der  Revisionsinstanz  nicht 
vertreten  gewesen  und  hat  keine  Anträge  gestellt.  Die  Revision  ist 
zurückgewiesen  aus  folgenden  Gründen: 
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Der  wegen  Verletiong  des  Art.  17  des  Einf.Gks.  sain  B.O.B.  und 
des  §  1565  B.O.B.  von  der  Klügerin  erhobenen  ReTJsion  maus  der 
Erfolg  versagt  bleiben. 

Allerdings  ist  Art.  17  Abs.  1,  was  das  Bemfongsgericht  nicht  et- 
wähnt,  nach  Art  27  auf  Ehen  der  Anslftnder  keinesw^  allgemein 
anwendbar,  sondern  nach  Art  27  anch  auf  AnslMnderehen  das  deatsebe 
Becht  anzuwenden,  wenn  nach  dem  betreffenden  aoslilndischen  Reehte 
die  deutschen  Gfesetse  anzuwenden  sind,  insbesondere  also  hinsichtlich 
der  Fersonalstatnten,  speciell  des  Scheidungsrechtes,  der  Wohnsitz  und 
nicht  die  Staatsangehörigkeit  mafsgebend  ist  Allein  im  vorliegenden 
Falle  trifft  diese  Ausnahme  nicht  zu,  da  nach  Österreichischem  Recht 
(§  4  des  österr.  B.6.B.)  ebenso  wie  jetzt  nach  Art.  17  a.  a.  0.  die 
Staatsangehörigkeit  entscheidend  ist 

Ist  aber  Art  17  hiemach  anwendbar,  so  ist  auch  nach  dem  klaren 
Wortlaute  seines  Abs.  1  die  Entscheidung  des  Berufungsgerichts,  soweit 
sie  zunächst  die  Klage  auf  Scheidung  der  Ehe  abweist,  gerechtfertigt) 
wenn  nicht  etwa  aus  Art  32  des  E.G.,  wonach  principiell  die  bis- 
herigen Reichsgesetze  in  Kraft  bleiben,  in  Verbindung  mit  §  77  des 
Rdchsgesetzes  vom  5.  Februar  1875  („Wenn  nach  bisherigem  Recht 
auf  beständige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  e^ 
kennen  gewesen  sein  würde,  ist  fortan  die  Auflösung  des  Bandes  der 
Ehe  auszusprechen''),  welche  Bestimmung  das  Reichsgericht  in  ständiger 
Praxis  auf  Ehen  von  Ausländem,  deren  Heimatsrecht  nur  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  zuläfst,  ausgedehnt  hat,  ein  anderes  Eigebnis  zn 
folgern  ist.  Dies  ist  aber  vom  VI.  Civilsenat  des  Reichsgerichts  in 
dem  Urteil  vom  13.  Dezember  1900  [s.  oben  S.  65.  Redaktion] 
bereits  verneint  und  der  jetzt  erkennende  Senat  kann  sich  diesem  Urteil 
im  wesentlichen  nur  anschliefsen.  Allerdings  ist  die  erste  Begrtlndiuig 
dieses  Urteils,  dafs  schon  nach  dem  Wortlaute  des  §  77  „wenn  nach 
dem  bisherigen  Rechte''  u.  s.  w.  die  Fortwirkung  des  §  77  aus- 
geschlossen erscheine,  etwas  knapp  gefafst,  da  auch  früher  der  Aus- 
druck „bisheriges  Recht"  sich  immer  nur  auf  das  inländische  Recht 
beziehen  konnte  und  das  Reichsgericht  die  Bestimmung  gleichwohl  auf 
die  Fälle,  in  welchen  nach  ansländiischem  Reckte  zu  entscheiden  war, 
ausdehnte.  Aber  das  Reichtgericht  verstand  unter  dem  „bisherigen 
Rechte"  auch  das  inländische  internationale  Privatrecht,  auf  Orund 
dessen  nach  ausländischem  Rechte  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erkannt  werden  mttfste,  und  fand  in  der  allgemeinen  Vorschrift  des 
§  77  cit  zugleich  eine  Modifikation  dieses  internationalen  Privatrechts 
dahin,  dafs  das  ausländische  Recht  künftig  nur  mit  der  Mafsgabe,  dafs 
statt  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auf  Scheidung  zu  erkennen  sei, 
noch  Anwendung  finden  könne.  Nachdem  nunmehr  aber  wieder  ganz 
unbedingt  durch  Art.  17  E.G.  das  ausländische  Recht  ftlr  mafsgebend 
erklärt  ist,  kann  damit  auch  §  77  ftir  die  nach  Art.  17  zu  beurteilenden 
Ehen  nicht  mehr  Anwendung  finden.  Es  greift  vielmehr  der  zwdte 
Satz  des  Art  32  E.6.  durch,  dafs  die  bisherigen  Reichsgesetze  insoweit 
aufser  Kraft  treten,  als  sich  aus  dem  B.6.B.  od^r  dem  E.G.  die  Auf- 
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hebong  eigiebt  Noch  deutlicher  ergiebt  sich  diese  beabsichtigte  Auf- 
hebang,  was  aaeh  in  dem  oben  erwähnten  Urteile  als  entscheidender 
€rnind  hingestellt  ist,  aas  dem  Abs.  4  des  Art  17: 

„Auf  Scheidung  und  Aofhebnng  der  ehelichen  Gemeinschaft 
kann  auf  Orund  eines  anslilndischen  Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt 
werden,  wenn  sowohl  nach  dem  aoslftndischen  Gesetze,  als  nach  den 
dentschen  Gesetzen  die  Scheidung  zulHssig  sein  wtlrde.'' 
wonach  also  auf  „Scheidung^  nur  erkannt  werden  kann,  wenn  auch 
nach  auslttndischem  Recht  die  Scheidung  zulässig  ist  Allerdings 
wtlrde  dieser  Grund  versagen,  wenn  man  das  Wort  „ Scheidung*'  in 
Abs.  4,  wie  das  z.  B.  von  Keidd  in  der  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  Bd.  7  S.  248  geschieht,  in  demselben  allgemeinen 
Sinne  verstehen  wollte,  in  welchem  es  in  Abs.  1  gebraucht  ist,  wo  offenbar 
der  Ausdruck  ^Scheidung''  die  zeitweilige  oder  beständige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  und  die  Aufbebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
mit  umfafst  Nach  Keidd  soll  der  Abs.  4,  ähnlich  wie  Abs.  2  des 
Art  201  E.G.  fttr  die  zeitliche  Kollision  der  Gesetze,  nur  besagen, 
dafs,  fidls  einer  Klage  auf  Trennung  der  Ehe  (im  weitesten  Sinne) 
stattgegeben  werden  solle,  diese  Trennung  nicht  blofs  nach  aus- 
ländischem, sondern  auch  nach  inländischem  Rechte  gerechtfertigt  sein 
müsse,  dafs  daher  zur  Klarstellung  des  Sinnes  des  Abs.  4  den  Worten 
„wenn  sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetze  als  nach  dem  deutschen 
Gesetze  die  Scheidung  zulässig  sein  wttrde^  hinzagesetzt  werden  müsse : 
„oder  wenn  nach  dem  ausländischen  Gesetze  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  und  nach  deutschem  Gesetze  die  Scheidung  zulässig  sein  würde*. 
Diese  Auslegung  ist  aber  nicht  möglich.  Denn,  wäre  im  Abs.  4  das 
Wort  „Scheidung^  in  dem  allgemeinen  Sinne  wie  in  Abs.  1  gebraucht, 
dann  wäre  nicht  verständlich,  warum  in  Abs.  4  die  Worte  „sowie  auf 
Aufbebung  der  ehelichen  Gemeinschaft^  zugesetzt  wären.  Sollte  femer 
der  Zweck  des  Abs.  4  nur  sein,  auszusprechen,  dafs  der  Abs.  1,  wo- 
nach in  dem  gegebenen  Falle  allgemein  das  fremde  Recht  entscheiden 
soll,  für  den  Fall  der  Stattgebung  der  Scheidungs-  oder  Trennungsklage 
die  Einschränkung  erhalten  sollte,  dafs  die  Klage  auch  nach  deutschem 
Rechte  gerechtfertigt  sein  müsse,  dann  wäre  unverständlich,  warum  im 
Nachsatze  nochmals  verlangt  werden  sollte,  dafs  nach  ausländischem 
Recht  die  Scheidung  zulässig  sein  müsse.  Es  kann  daher  mit  dem 
VI.  Senat  und  mit  dem  Berufungsgerichte  der  Abs.  4  des  Art.  17  nur 
dahin  verstanden  werden,  dafs,  soweit  eine  Trennung  des  Bandes  der 
Ausländerehe  (also  eine  Scheidung  im  Sinne  des  deutschen  Rechts  und 
und  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  im  Sinne  des  deutschen 
Rechts,  welche  gleichfalls  die  alsbaldige  Möglichkeit  der  Auflösung  des 
Bandes  gewährt)  in  Frage  kommt  und  damit  die  Möglichkeit  ander- 
weiter Wiederverheiratung  eröffnet  werden  soll,  hierauf  nur  erkannt 
werden  darf,  wenn  sowohl  das  ausländische,  als  auch  das  deutsche 
Recht  für  den  in  Frage  stehenden  Fall  diese  Lösung  des  Bandes  der 
Ehe,  die  Scheidung  im  engeren  Sinne,  zulassen. 

Mit   dieser  Auslegung  des  Abs.  4  des  Art.  17  erledigt  sich  dann 
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aber  ohne  weiteres  der  eyentaelle  Antrtg  der  KIttgerin,  wenigstenB  auf 
Aufhebung  der  eheliehen  Gemeinschaft  im  Sinne  der-  §§  1575,  1576 
B.O.B.  zu  erkennnen.  Denn  der  Art.  17  Abs.  4  sagt  auadrlicklieh, 
dafs  auch  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschidt  nur  erkannt 
werden  darf,  wenn  auch  nach  inländischem  Recht  die  Scheidung 
zulttssig  ist,  und  ein  Urteil  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
ist  daher  unter  den  gegebenen  Umstünden  mit  dem  Wortlaut  und  dem 
Sinne  des  Abs.  4  ebenso  unvereinbar,  wie  ein  Urteil  auf  Scheidiing. 
Die  der  gegnerischen,  in  der  Litteratur  (vergl.  Erler ^  Ehescheidungs- 
recht  2.  Aufl.  S.  92,  98;  Keidel  a.  a.  0.  S.  248;  Fischer-HenU, 
Bttig.  6e8.Buch  Anm.  8  zu  Art  17  E.G.;  Wagner,  Einf.Ges.  zom 
B.G.B.  S.  35;  vgl  auch  Niedner,  E.G.  8.  47,  andererseits  aber  auch 
S.  48  Anm.  2  a,  ß,  ßß  und  dagegen  insbesondere  Niemeyer  y  Inter- 
nationales Privatrecht  8.  158  ff«)  allerdings  mehrfach  vertretenen  Meinnn«; 
zu  Grunde  liegende  Auf^sung,  dafs  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
im  wesentlichen  dasselbe  sei,  wie  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeio- 
Schaft,  verkennt  das  Wesen  der  Institute.  Die  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  gewährt  die  jederzeitige  Möglichkeit,  sofort  anch  die 
Lösung  des  Bandes  der  Ehe  zu  verlangen,  sie  ist  eine  nur  suspensiv 
und  zwar  potestativ  bedingte  Scheidung,  während  die  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  materiell  etwas  ganz  Anderes  ist,  da  sie  das  Band  der 
Ehe  unberührt  läfst 

Hiemach  konnte  unter  den  obwaltenden  Umständen  weder  auf 
Scheidung,  noch  auf  Aufbebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  erkannt 
werden,  daher  mufste  die  Revision,  wie  geschehen,  zurückgewiesen 
werden  *). 


1)  Damit  das  Urteil  richtig  verstanden  und  seine  Tragweite  nicht  fibe^ 
Bch&tzt  werde,  ist  der  Schlufssatz  der  Qrfiude  („unter  den  obwaltenden  Um- 
st&nden'^  etc.)  zu  beachten.  Darin  wird  an  die  Grenzen  erinnert,  weiche  dnrcb 
die  eigentümliche  prozessuale  Lage  der  Sache  dem  Revisionsgericht 
im  gegebenen  Fall  gesetzt  waren. 

Die  Kl&gerin  allein  hatte  Revision  eingelegt,  der  Bciklagte  war  nicht 
vertreten  gewesen  und  hatte  keinen  Antrag  gestellt,  zu  seinen  Gunsten  das 
Urteil  abzuändern  (insbesondere  also  die  Kla^  abzuweisen  in  dem  Sinn, 
dais  der  Klägerin  unbenommen  sei,  etwa  vor  österreichischen  Gerichten  die 
seoaratio  quoad  mensam  et  tharum  zu  verlangen).  Auf  das  Rechtsmittel  der 
Klägerin  konnte  zu  deren  Ungunsten  das  Orteil  nicht  geändert  werden. 
Damit  war  die  Entscheidung  der  Frage  ausgeschlossen ,  ob  die  Vorinstasz 
mit  Recht  angenommen  habe,  dafs  deutsche  Gerichte  überhaupt  auf  Trennung 
von  Tisch  and  Bett  erkennen  können.  Zu  dieser  Frage  hat  der  III.  Senat 
nicht  Stellung  genommen. 

Redaktion. 
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Trennung  der  Ehe  von  Ausländem  von  Tisch  und  Bett  im  In-- 
lande,   tcenn  das   ausländische  Recht  nur   diese  Scheidungsform 

gestattet 

Urteil  des  OberlandesgerichtB  Dresden  vom  2.  Februar  1901. 

Nach  der  übereinstimmenden  Ansicht  der  Österreichischen  Rechts- 
lehrer,  wie  Unger,  Burckhardty  v.  Kirchstetter  ^  Stübenrauchf  Bitiner^ 
hat  der  österreichische  Richter  ansschliefslich  das  in  Osterreich  geltende 
materielle  Eherecht  „als  zom  öffentlichen  Rechte  gehörig''  auch  in  An- 
sehang  der  von  AnslMndem  im  Anslande  eingegangenen  Ehen  nnd  der 
daselbst  yorgefiEdlenen  ScheidungsgrUnde  anzuwenden ,  und  nach  dem 
Zeugnisse  Jetteis  (Intern.  Privat-  und  Strafrecht  S.  46,  49)  haben  sich 
die  österreichischen  Gerichte  dieser  Ansicht  durchgängig  angeschlossen 
(vgl.  auch  Böhms  Zeitschrift  10  S.  484).  Damach  findet  also  eine 
Kttckverweisung  auf  das  deutsche  Recht  nicht  statt,  und  es  ist  deshalb 
für  die  Beurteilung  der  vorliegenden  Sa^he  auf  Grund  der  schon  er- 
wähnten Vorschrift  in  Art  17  Abs.  1  E.G.  das  österreichische  Recht 
mafsgebend.  Nach  diesem  ist  aber  das  Band  der  von  den  Parteien 
eingegangenen  Ehe  unauflöslich,  da  der  Beklagte  „schon  zur  Zeit  der 
geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war^  (§111  ^^ 
österr.  B.G.B.).  Die  Klage  entbehrt  daher,  soweit  sie  auf  Scheidung 
der  Ehe  vom  Bande  gerichtet  ist,  der  Begründung.  Die  Klägerin 
kann  gemäfs  §  109  verbunden  mit  §§  107  und  103  des  österr.  B.G.B. 
nur  ^Scheidung  von  Tisch  undBett*'  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
(vgl.  namentlich  §  93  das.),  das  ist  beständige  „Trennung"  von 
Tisch  und  Bett,  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes  verlangen;  vgl.  Jeitely 
S.  46:  „So  wird  den  B^riffen  ,Scheidung*  und  ,Trennung'  im  öster- 
reichischen und  im  deutschen  Rechte  gerade  die  entgegengesetzte  Be- 
deutung beigemessen.**  Hiergegen  läfst  sich  nicht  einwenden,  dafs  der 
Art  17  Abs.  1  dt»  ein  Urteil  auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  in  Deutschland  völlig  ausschliefse ,  weil  er  nur  von  Scheidung 
der  Ehe  im  Sinne  von  §§  1564  ff.  spreche  (vgl.  Niemeyer^  Internat. 
Privatr.  S.  153).  Denn  das  Wort  „Scheidung**  ist  in  dieser  das 
internationale  Eherecht  regelnden  Gesetzesstelle  nicht  in  dem 
engeren  Sinne  des  deutschen  Rechtes,  sondern  im  weitesten,  die  zeit- 
weilige und  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  sich 
Bchliefsenden  Sinne  (vgl.  Ostfelder ,  Das  Recht  1900  S.  58)  oder,  wie 
das  Oberhindesgericht  Jena  (Rsp.  2  S.  18)  ausführt,  im  Sinne  der 
Gesetzgebung  der  Kulturstaaten  zu  verstehen.  Sollte  es  aber  auch  nur 
in  dem  engeren  Sinne  des  deutschen  B.G.B.  gebraucht  sein,  so  läfst 
sich  dem  Gesetze,  seinem  Wortlaute  und  Sinne  nach  doch  nur  die 
Vorschrift  entnehmen,  dals  bei  Ausländem  für  die  Beurteilung  der 
Thatbestände ,  die  nach  §§  1564 ff.  B.G.B.  zur  Scheidung  führen,  das 
Recht  desjenigen  Staates  mafsgebend  sein  soll,  dem  der  Ehemann  zur 
Zeit  der  Klageerhebung  angehört;  vgl.  auch  Barazetti,  Intern.  Privatr. 
S.  65  und  67  y  dessen  Ausführungen  zu  dem  gleichen  Ergebnisse 
ftlhren. 
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Anch  der  Art.  17  Abs.  4  steht  der  ZaUssong  einer  Klage  auf 
beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  entgegen,  wie  Neuimatm^ 
Handaasgabe  3  S.  1862,  annimmt.  (Zu  dem  gleichen  Ergebnisse,  wie 
dieser,  kommt  anscheinend  auch  Niednefy  Bern.  2e  S.  48,  der  aber 
zuvor  unter  b  S.  47  die  Zultfssigkeit  einer  solchen  Klage  an  sich  ein- 
rllumt.)  Denn  die  darin  enthaltene  Bestimmung  will  nach  den  zn- 
trefifenden  Ausfllhrungen  Erlen  (Ehescheidungsrecht  S.  92)  doch  nnr 
zum  Ausdrucke  bringen,  dafs  die  Anwendung  des  auslttndlsdien  Rechtes 
dann  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  die  nach  letzterem  im  einzelnen 
Falle  zugelassene  Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  mit  den  sittlichen  und 
rechtlichen  Anschauungen  des  deutsehen  Volkes  vom  Wesen  der  Ehe 
in  Widerspruch  treten  würde.  Das  wttrde  aber  der  Fall  sein,  wenn 
die  Auflösung  der  Ehe  in  Deutschland  bei  Ausilindem  auf  Grund  ron 
solchen  ThatbesUKnden  gestattet  wttrde  ^  die  zwar  nach  auslftndischem 
Rechte  einen  Anspruch  auf  Scheidung  begründen,  nicht  aber  nach  dem 
Rechte  des  B.6.B.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  der  in  Abs.  1 
des  Artikels  als  Regel  vorgeschriebenen  uneingeschränkten  Anwendung 
des  ausländischen  Rechtes  in  Abs.  4  eine  Schranke  in  dem  Sinne  ge- 
zogen, dafs  auf  Scheidung  der  Ehe,  sowie  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  gemHfs  §§  1564 ff.,  1575  ff.  B.G.B.  oder  auf  die  vom 
Standpunkte  des  Gesetzgebers  aus  der  letzteren  gleichwertige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  nur  dann  erkannt  werden  darf,  wenn  auch  das 
deutsche  Recht  auf  Grund  der  im  einzelnen  Falle  geltend  gemachten 
Thatsachen  die  Scheidung  zuläfst. 

Diese  Auslegung  des  Art.  17  wird  auch  durch  die  Entstehungs- 
geschichte des  Gesetzes  unterstützt.  Ergiebt  sich  doch  aus  den 
Beratungen  der  zweiten  Kommission  über  den  dem  Artikel  zu  Grunde 
liegenden  §  10  des  ersten  Entwurfes  deutlich,  dafs  die  Absicht  der 
Mehrheit  dahin  ging,  im  Gegensatze  zu  der  in  den  Entscheid,  des 
Reichsgerichts  3  S.  27  und  9  S.  29  dargelegten  Ansicht  ftir  Ausländer 
die  zeitweilige  und  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  ge- 
statten, dafem  die  hierfür  im  einzelnen  Falle  geltend  gemachten  That- 
sachen einen  solchen  Anspruch  nach  den  in  erster  Linie  mafsgeblichen 
ausländischen  Gesetzen  rechtfertigen  und  daneben  zugleich  naeb 
deutschem  Rechte  das  Verlangen,  nach  Scheidung  begründen  würden. 
Nun  hat  zwar  der  Wortlaut  des  von  der  Kommission  angenommenen 
§  10,  wie  der  an  dessen  Stelle  getretene  Art.  16  der  Reichstagsvorlage 
zeigt,  wesentliche  Abänderungen  erfahren,  gleichwohl  darf  aW  beim 
Fehlen  jeden  gegenteiligen  Anhaltes  unbedenklich  angenommen  werden, 
dafs  die  getroffenen  Abänderungen  nur  die  Fassung,  nicht  aber  den 
von  vornherein  kundgegebenen  Sinn  des  Gesetzes  berühren  sollten,  da 
sich,  wie  oben  gezeigt,  auch  der  Wortlaut  der  Reichstagsvorlt^e  mit 
den  Absichten  der  zweiten  Kommission  recht  gut  vereinbaren  läfst 
Dafs  schliefslich  auch  die  Fassung  des  Gesetzes  eine  Abänderung  der 
von  der  zweiten  Kommission  angenommenen  Ansicht  nicht  herbeiführen 
sollte,  lehrt  der  Bericht  der  Reicbstagskommission ,  nach  welchem  der 
Art.  16  nur  „zur  gröfseren  Klarstellung  seines  Gedankens*',    das  h&ifst 
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doch  offenbar  der  von  der  zweiten  Kommission  kundgegebenen  Ansicht^ 
sowie  „zur  Berücksichtigung  der  neben  der  Scheidung  der  Ehe  nach 
den  Beschlüssen  der  Kommission  zugelassenen  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  eine  andere  Redaktion  erfahren  hat^. 

Hiemach  steht  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  der  oben 
ausgesprochenen  Ansicht  zum  mindesten  nicht  entgegen  und  zwar  selbst 
dann  nicht,  wenn  man  berücksichtigt,  dafs  die  G.P.O.  ihrem  Wortlaute 
nach  in  den  §§  606  und  639  scheinbar  nur  Vorschriften  über  das  Ver- 
ehren in  Ehesachen  für  solche  Rechtsstreitigkeiten  enthält,  welche  die 
Scheidung  der  Ehe  oder  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
betreffen  (die  in  §  606  noch  erwähnten  Nichtigkeits-,  Anfechtungs-  und 
Feststellungskiagen  kommen  hier  nicht  in  Betracht),  die  Klage  auf  be- 
ständige Trennung  von  Tisch  und  Bett  aber  nirgends  nennt,  obgleich 
bei  den  Beratungen  der  zwaten  Kommission  eine  Ergänzung  der  Vor- 
schriften über  das  Ver&hren  in  Ehesachen  in  dieser  Richtung  angeregt 
worden  war.  Denn  der  angebliche  „Mangel*'  der  CP.O. ,  der  schon 
bei  den  Beratungen  der  Kommission  mit  Recht  als  ein  „ver- 
meintlicher**  bezeichnet  worden  ist,  besteht  thatsftchlich  um  des- 
willen nicht,  weil  die  Vorschriften  über  „das  Verfahren  in  Ehesachen^ 
im  Hinblick  auf  §  639  des  Gesetzes  zum  mindesten  sinngemäfs  auf 
solche  Klagen  anzuwenden  sind,  welche  die  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  zum  Gegenstande  haben.  Die  CP.O.  hat  sich  selbst- 
verständlich an  die  Bestimmungen  des  deutschen  Rechtes  angelehnt 
und  hatte  deshalb  keine  Veranlassung,  neben  der  Klage  der  Scheidung 
und  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  die  dem  deutschen  RG.B. 
fremde  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  erwähnen,  zumal 
letztere  der  den  Vorschriften  über  das  Verftihren  in  Ehesachen  aus- 
drücklich unterstellten  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  in  so 
vielen  Beziehungen  gleicht  und  mit  ihr  so  viel  gemein  hat,  dafs  eine 
analoge  Anwendung  des  §  689  CP.O.  auf  diese  Klage  durchaus  zu- 
lässig erscheint  (vgl.  auch  Ostfäder  a.  a.  0. ,  sowie  wegen  der  von 
keiner  Seite  bestrittenen  Zulässigkeit  der  Analogie  auf  dem  Gebiete  der 
Prozefsgesetze  Wach  §  22  II  1  8.  273  ff.,  insbes.  S.  275  Note  14). 
Dabei  braucht  man  noch  gar  nicht  der  Ansicht  beizutreten,  dafs  sich 
die  deutschrechtliche  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  von  der 
beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  des  ausländischen  Rechtes 
„nur  durch  den  sprachlichen  Ausdruck^  unterscheide,  oder  dafs  die 
letztere  „in  der  Form^  oder  „unter  dem  Namen^  der  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  in  Deutschland  wieder  eingeführt  worden  sei 
(vgl.  Erler  S.  92,  Nieäner  Bem.  2  b  zu  Art.  17  S.  46,  BarageUi 
S.  69).  Denn  auch  dann,  wenn  man  die  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  als  ein  dem  deutschen  B.G.B.  eigentümlich  als  sich  selbst 
heraus  zu  beurteilendes  Rechtsinstitut  oder  gar  nur  als  „eine  andere 
Rechtsform  für  die  Auflösung  der  Ehe^  oder  als  „eine  potestativ  be- 
dingte Scheidung^  ansieht  (vgl.  Planck  Bem.  7  zu  Art  17,  Endemann 
§  168  2  8.  692,  Niemeper  8.  153),  wird  man  zugeben  müssen,  wie 
dies  auch  Planck  thut,    dafs  sie  nach  der  Absieht  des  Gesetzgebers 
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die  bei  ELatholiken  Tom  Standpunkte  der  Kircbe  aoB  allein  gnlihwige 
Trennung  von  Tiacb  und  Bett  ersetsen  tollte  und  mit  dieser,  wie 
in  anderen  Beziehungen,  so  vor  allem  in  dem  dem  katholiseben  Eherecbt 
wichtigsten  Punkte,  nämlich  dem  Verbote  der  Eingebung  einer  neuen 
Ehe  übereinstimmt  (vgl.  §  1586  B.G.B.:  „Die  Eingebung  einer  neuen 
Ehe  ist  jedoch  ausgeschlossen^),  eine  solche  vielmehr  erst  nach  Herbei- 
fdbrung  eines  anderweiten  Urteiles  gemäfs  §  1576  sulttfttL  Ebenso- 
wenig wird  sich  bestreiten  lassen,  dafs  die  Aufhebung  der  G^emeinacbaft 
bei  solchen  Eheleuten,  die  nach  deren  Herbeiführung  in  Beachtao^  der 
Vorschriften  der  katholischen  Kirche  von  der  Stellung  eines  Antrages 
nach  §  1576  absehen,  that sächlich  die  gegenseitigen  ehelichen  nnd 
sonstigen  Verhältnisse  fast  in  der  gleichen  Weise  gestaltet,  wie  die  be- 
ständige Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  Sinne  des  kanonischen  nnd 
des  auf  diesem  fufsenden  ausländischen  Scheidungsrechtes. 

Unter  solchen  Umständen  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  es  un- 
zulässig sein  sollte,  die  Vonchriften  der  C.P.O.  über  das  Ver&hren  in 
Ehesachen  auch  auf  solche  Rechtsstreitigkeiten  anzuwenden,  welche  die 
beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zum  Gegenstande  haben. 
Wollte  man  dies  nicht  thun,  so  würde  man  die  Anwendbarkeit  des 
Art  17  in  einer  grofsen  Anzahl  von  Fällen,  für  die  er  offenbar  be* 
stimmt  ist,  völlig  ausschliefsen  und  den  Ausländer  in  vielen  fWen 
geradezu  rechtlos  machen.  Dafs  ein  solches,  den  ausländischen  Ebe> 
gatten  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  einen  Freibrief  zur  Begehung 
der  gröbsten  Verfehlungen  gewährendes  Ergebnis  nicht  befriedigt,  bedarf 
keiner  näheren  Erörterung  und  wird  auch  von  Plofuk  S.  50  xu- 
gestanden,  der  der  Klägerin  namentlich  gegenüber  der  C.P.O.  jedes 
Klagerecht  versagt 

Hiemach  kann  nur  darüber  noch  ein  Zweifel  bestehen,  ob  dem 
Eventualanträge  der  Klägerin  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  durch 
ein  Urteil  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  stattzugeben  (vgL 
Drler  S.  93 ,  Keidd  in  Böhms  Zeitschrift  7  S.  243,  Baragetti  &  69, 
Niedner  S.  47,  Stauämger-Wagner  Bem.  3  zu  Art  17  S.  35)  oder 
ob  die  Verurteilung  in  Anlehnung  an  die  Vorschriften  des  äster- 
reichischen  Rechtes  auszusprechen  ist  Das  Beruftingsgericht  hat  sich 
für  letzteres  entschieden.  Die  Absicht  des  Gesetzgebers  ist  offenbar 
dahin  gegangen,  durch  Art  17  mit  dem  den  wissenschaftlichen  Grund- 
sätzen des  internationalen  Privatrechts  widerstreitenden  Territorialitttts- 
principe  auf  dem  Gebiete  des  Eherechtes  völlig  zu  brechen,  vielmehr 
dem  ausländischen  Rechte  besonders  hinsichtlich  der  Auflösung  nnd 
Trennung  der  Ehe  einen  überall  mafsgebenden  Einflu(s  einzuräumen 
und  ihm  —  von  der  in  Abs.  4  voi^esehenen  Einschränkung  abgesehen  — 
in  jeder  lf  insicht  Geltung  zu  verschaffen.  Ist  dies  aber  der  Fall, 
<lann  mufs  sich  auch  der  an  die  Beurteilung  des  geltend  gemachten 
Thatbestandes  anzuknüpfende  richterliche  Ausspruch  nach  dem  aus- 
ländischen Rechte  richten,  es  sei  denn,  dais  dieser  Ausqpruch  nach  dem 
ausländischen  Rechte  richten,  es  sei  denn,  dafs  dieser  Ausspruch  vom 
deutschen  Rechte  ausdrücklich  verboten  oder  als  ein  solcher  angesehen 
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wurde,  der  den  guten  Sitten  oder  dem  Zweck  der  deutschen  Gesetz- 
gebung widerstreitet;  davon  kann  aber  schon  im  Hinblick  auf  die  in 
§  1575  B.G.B.  thatsftchlich  ausgesprochene  Anerkennung  den  Be- 
rechtigung der  Grundsätze  des  katholischen  Eherechtes  keine  Rede  sein. 
Insbesondere  wird  die  in  Art.  17  vorgeschriebene  Regel  vorliegend  auch 
nicht  durch  §  77  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1875  ein- 
geschrtlnkt,  da  die  darin  enthaltene  jetzt  gegenstandslos  gewordene 
Landesbestimmung,  dafs  auf  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  zu  erkennen 
sei,  nur  fllr  den  Fall  getroffen  ist,  wenn  nach  dem  bisherigen 
Rechte  auf  beständige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu 
erkennen  gewesen  wäre  (vgl.  J.W.Schr.  1901  8.  30). 

Zudem  erscheint  die  hiemach  gebotene  Anpassung  der  Urteils- 
formel an  die  Bestimmungen  des  österreichischen  Rechtes  auch  deshalb 
rätlich,  weil  nur  eine  solche  Formel  die  sich  nach  dem  gleichen  Rechte 
bestimmenden  Wirkungen  des  richterlichen  Ausspruches  unzweideutig 
kennzeichnet,  wälirend  die  Verurteilung  zur  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft,  selbst  unter  Hinzuftigung  der  Einschränkung,  dafs  ein 
Antrag  nach  §  1576  B.G.B.  auf  Grund  dieser  Verurteilung  ausgeschlossen 
sei,  leicht  zu  Zweifeln  über  die  Tragweite  der  Entscheidung  Ver- 
anlassung geben  kann. 

Nach  dem  allen  war  unter  Abweisung  der  Klage,  soweit  sie  auf 
Scheidung  der  Ehe  vom  Bande  gerichtet  ist,  dem  Eventualanträge  in 
genauer  Anlehnung  an  die  Sprachweise  des  österr.  B.G.B.  §§  98,  103, 
107,  109,  111*  zu  entsprechen  und  dabei  nach  den  mit  §  1574  des 
deutschen  B.G.B.  im  wesentlichen  ilbereinstimmenden  Vorschriften  des 
Österreichischen  Rechtos  (vgl.  die  Verordnung  vom  9.  Dezember  1897 
§  6  Abs.  2,  woselbst  der  in  Wirksamkeit  verbliebene  §  12  des  Hof- 
dekretes vom  23.  August  1819  wiederholt  ist;  abgedruckt  bei  Schauer, 
Die  C.P.O.  und  die  Jurisdiktionsnorm  S.  864  und  872)  gleichzeitig 
auszusprechen,  dafs  der  Beklagte  die  Schuld  an  der  Scheidung  trägt. 

Wenn    eine    bevormundete    Deutsche    durch    Verehelichung    Aus- 
länderin wird,  so  ist  die  Vormundschaft  auf  Verlangen  des  zu- 
ständigen ausländischen  Gerichtes  an  dieses  abmgeben. 

Beschlnfs  des  Kammergerichtes  Berlin  vom  11.  Februar^  1901. 
(Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Franz  Schumacher,  k.  k.  Sektionsrat  in  Wien.) 

Unter  Aufhebung  des  Beschlusses  des  Landgerichtes  Z.  vom 
24.  Dezember  1900  und  des  Beschlusses  des  Amtsgerichtes  Y.  vom 
26.  November  1900  wird  das  vorgenannte  Amtsgericht  angewiesen,  die 
Vormundschaft  an  das   österreichische  Bezirksgericht  in  X.  abzugeben. 

Grtlnde:  Beim  Amtsgerichte  in  Y.  wird  die  am  24.  November 
1882  geborene  A. ,  die  sich  im  Jahre  1900  mit  dem  österreichischen 
Leutnant  B.  verheiratet  hat,  bevormundet.  Zum  Vormunde  ist  der 
Justizrat  C.  in  Berlin  auf  Grund  des  Testaments  ihres  Vaters  ver- 
pflichtet worden,  der  jenen  zum  befreiten  Vormunde  berufen  hat. 
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Nachdem  der  Mündel  die  Ehe  gescbloMen  hatte,  teilte  das  Qatei^ 
reichiBche  Besirlugericht  X.  am  12.  Oktober  1900  dem  Amtsgericht  T. 
mit,  dafs  es,  da  Ftbxi  B.  durch  die  VerehelichuDg  österreichische  Staats- 
angehörige geworden  nnd  der  Jostixrat  C.  als  tauglicher  Vormund  nicht 
angesehen  werden  könne,  das  Pnpillarverfahren  eingeleitet  und  den  D. 
sum  Vormund  bestellt  habe.  Der  hierüber  gehörte  Vormund,  Justizrat 
CX,  protestierte  gegen  Abgabe  der  Vormundschaft  an  das  österreichische 
Gericht,  da  diese  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  im  Interesse  de»  . 
Mündels  liege,  für  dessen  Person  übrigens  eine  Ftlrsoige  nicht  mehr  { 
erforderlich  sei. 

Das  Amtsgericht  Y.  hat  darauf  durch  Beschlufs  vom  26*  NoTember 
1900,  nachdem  das  österreichische  Gericht  unter  Hinweis  auf  die  in- 
swischen  eingetretene  Rechtskraft  des  Beschlusses  vom  12.  Oktober  1900 
die  Abgabe  der  Vormundschaft  beantragt  hatte,  diese  Abgabe  abgelehnt, 
da  eine  Verpflichtung  zur  Abgabe  in  den  deutschen  Gesetzen  nicht  be- 
gründet sei,  und  Zweckmüfsigkeitsgründe  gegen  die  Abgabe  sprttchai; 
denn  es  sei  seine  Pflicht,  da^  zu  sorgen,  dafs  die  testamentarischen 
Bestimmungen  aufrecht  erhalten  würden,  nach  denen  Justiziat  C.  Vor- 
mund sein  sollte,  und  dies  sei,  wenn  die  Abgabe  erfolge,  ausgeschlossen. 
Zu  einem  anderen  Ergebnisse  wttre  nur  zu  gelangen,  wenn  der  in 
Osterreich  wohnende  Mündel  noch  der  penönlichen  Fürsorge  des 
Vormundes  bedürfte,  dies  sei  aber  nicht  der  Fall. 

Das  Bezirksgericht  X.  hat  hiergegen  Beschwerde  erhoben. 

Das  Landgericht  Z.  hat  die  Beschwerde  durch  Beschlufs  vom 
24.  Dezember  1900  zurückgewiesen.  Es  trat  dem  Amtsgerichte  darin 
bei,  dafs  das  deutsche  Gericht  die  Vormundschaft  an  das  österreichische 
Gericht  abzugeben  zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  sei,  und  dafs 
Zweckmäfsigkeitsgründe  gegen  die  Abgabe  sprächen. 

Die  gegen  diesen  Beschlufs  vom  Bezirksgerichte  X.  eingelegte 
weitere  Beschwerde  ist  begrtlndet 

Dafs  ftlr  den  vorliegenden  Fall  nicht  das  im  §  46  R.F.G.G.  vor- 
gesehene Verfahren  platzzugreifen  hat,  kann  einem  begründeten  Be- 
denken nicht  unterliegen.  Der  §  46  Abs.  2  schreibt  vor,  dafs,  weaan 
sich  die  Gerichte  über  Abgabe  und  Übernahme  einer  Vormundschaft 
nicht  einigen,  das  gemeinschaftliche  obere  Gericht  entscheidet  Diese 
Vorschrift  pafst  ihrer  Natur  und  ihrem  Wortlaut  nach  nur  auf  inlftn- 
dische  Gerichte,  da  nur  ftlr  diese  ein  gemeinschaftliches  oberes  Gericht 
besteht  Will  daher  ein  ausländisches  Gericht  eine  im  Inlande  ge- 
führte Vormundschaft  g^en  den  Willen  des  inländischen  Gerichts  über- 
nehmen, 80  bleibt  nur  der  im  §  19  des  Gesetzes  gegebene  Beschwerde- 
weg übrig  (cfr.  Weislery  Komm,  zum  R.F.G.G.,  A.  2  zu  47,  BausnUz^ 
Kommentar,  A.  8  zu  47).  Gemäfs  §  27  des  Gesetzes  ist  aber  auch 
gegen  die  Entscheidung  des  Landgerichtes  das  Rechtsmittel  der  weiteren 
Beschwerde  zulässig,  sofern  dieselbe  sich  darauf  stützt,  dafs  die  an- 
gefochtene Entscheidung  auf  einer  Verletzung  des  Gesetzes  beruht 
Denn  wenn  im  §  46  vorgeschrieben  ist,  dafs  eine  Anfechtung  der- den 
Abgabe-  bezw.  Übernahme-Streit  erledigenden  Entscheidung  nicht  statt- 
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findet,  so  bezieht  sich  diese  Vorschrift  nnr  auf  das  im  §  46  angeordnete 
Ver£Ekhren  im  Streite  zweier  inländischer  Gerichte  und  kann  anf  den 
vorliegenden  Fall,  der  im  Wege  der  ordentlichen  Besehwerde  zn  er- 
ledigen ist,  nicht  analog  ausgedehnt  werden.  Ebensowenig  kann  die 
im  §  47  des  Gesetzes  angeordnete  UnznlMssigkeit  der  Anfechtung  der 
Entscheidung  auf  den  vorliegenden  Fall  bezogen  werden.  Dort  ist  in 
Abs.  2  bestimmt,  dafs,  wenn  ein  Deutscher,  über  den  im  Inlande  eine 
Vonnundschait  angeordnet  ist,  im  Auslande  seinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  hat,  das  Gericht,  bei  welchem  die  Vormundschaft  anhängig 
ist,  sie  an  den  ausländischen  Staat  abgeben  kann,  wenn  dies  im  Inter- 
esse des  Mündels  liegt,  der  Vormund  seine  Zustimmung  erteilt  und  der 
ausländische  Staat  sich  zur  Obemahme  bereit  erklärt  Falls  der  Vor- 
mund seine  Zustimmung  verweigert,  soll  das  im  Instanzenzuge  vor« 
geordnete  Gericht  entscheiden  und  diese  Entscheidung  unanfechtbar  sein* 
Diese  Gesetzesbestimmung  kann  auf  den  vorliegenden  Fall  deshalb  nicht 
angewendet  werden,  weil  der  Mündel  nicht  Deutscher  ist  bezw.  ge- 
blieben ist  Nach  §  10  des  Gesetzes  über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  (B.G.BL 
S.  355)  geht  die  Staatsangehörigkeit  bei  einer  Deutschen  durch  Ver- 
heiratung mit  einem  Ausländer  verloren.  Der  Mündel  hat  mit  seiner 
Verheiratung  mithin  die  preufsische  Staats-  und  die  deutsche  Reichs- 
angehörigkeit verloren,  ist  Österreicher  geworden.  Der  §  47  R.F.G.G. 
findet  deshalb,  da  er  nur  von  Deutschen  spricht,  keine  Anwendung, 
and  es  kann  die  Entscheidung  des  Landgerichtes  als  unanfechtbar  nicht 
angesehen  werden. 

Die  weitere  Beschwerde   gegen   den  Beschlufs   des  Landgerichtes 
ist  hiemach  zulässig,  sie  ist  aber  auch  begründet 

Entscheidend  ist  hierfllr  die  Bestimmung  des.  Art.  23  des  Einf.G^ 
zum  B.G.B.  und  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Gesetzesbestimmung. 

Dieser  Art  23  bestimmt,  dafs  eine  Vormundschaft  oder  eine  Pfleg- 
schaft im  Inlande  auch  über  einen  Ausländer,  sofern  der  Staat,  dem 
er  angehört,  die  Fürsorge  nicht  übernimmt,  angeordnet  werden  kann, 
wenn  der  Ausländer  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  der  Fttrsoiige 
bedarf  oder  im  Inlande  entmündigt  ist,  und  dafs  das  deutsche  Vor- 
mundschaftsgericht  vorläufige  Mafsregeln  treffen  kann,  solange  eine 
Vormundschaft  oder  Pflegschaft  nicht  angeordnet  ist.  Direkt  trifit  dieses 
Gesetz  allerdings  nur  Bestimmungen  über  die  Anordnung  einer  Vor- 
mundschaft über  einen  Ausländer.  Sie  läfst  dieselbe  aber  nur  zu,  wenn 
der  Heimatsstaat  die  Fürsorge  über  den  Ausländer  nicht  übernimmt 
Das  Princip,  welches  sich  aus  diesem  Art.  28  in  Verbindung  mit  dem 
gedachten  §  47  des  R.F.G.G.  eigiebt,  ist  aber  das,  dafs  in  erster  Linie 
dem  Heimatsstaate  die  Ftlrsorge  für  seine  Staatsbürger  zusteht,  und 
dafs  sich  ^n  deutsches  Gericht  mit  dieser  Ftlrsorge  über  einen  Aus- 
länder nur  befassen  darf,  wenn  der  Heimatsstaat  diese  Fürsorge  nicht 
übernimmt  und  der  betreflende  Ausländer  sich  im  Deutschen  Reiche 
aufhält  Dieses  Prindp  ergiebt  sich  auch  unzweideutig  aus  der  Ent« 
stehungsgeschicbte  des  Art  23  E.G«     Der  erste  Entwurf  zum  Einf.Ge8. 
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eam  B.G.B.  enthielt  eine  hientaf  besttgliche  Vonehrift  ttberhaapt  nicht, 
da  in  ihm  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatreehts  nicht  geregelt 
waren.  Die  zweite  Kommission  hielt  eine  solche  Regelung  fOr  er- 
forderlich (cfir.  Spahmche  Protokolle,  Bd.  VI  S.  1).  £s  wurde  des- 
halb der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  räumliche  Herrschaft  der 
Rechtsnormen  aufgestellt,  dessen  §  19  (a.  a.  0.  S.  10)  lautete: 

^£in  Ausländer  wird  im  Inknde  nur  dann  berormundet,  wenn  o* 
im  Lalande  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat,  und  wenn  der  Staat, 
welchem  der  Ausländer  angehört,  die  Fürsorge  fllr  denselben  ablehnt. 
Das   deutsche  Vormnndschaftsgericht  kann  jedoch  vor  der  Ablehnung 
im    Interesse    des    Ausländers   vorläufige   Mafsregeln    trelfon    und    ins- 
besondere eine  Pflegschaft  anordnen."     In  dieser  Fassung,  die  die  rar 
Entscheidung  stehende  Frage  unzweifelhaft  im  Sinne  der  Notwendigkeit 
der  Abgabe  der  Vormundschaft  entschieden  hätte,  ist  der  §  19  fireilich 
nicht    Gesetz   geworden.     Die    Beratungen    der    zweiten    Kommisnon 
(Protokolle  a.  a.  0.  8.  68  und  70)  lassen  aber  keinen  Zweifel  darüber, 
daTs  eine   derartige  Bestimmung  nur  deshalb   nicht  in   das  Gesetz  anf- 
genommen  ist,  weil  sie  ftlr  selbstverständlich  erachtet  wurde.     Eb  helfst 
dort:     „Der   Satz,    dafs   hinsichtlich   des  Rechts  und   der   Pflicht   des 
Staates     zur    Gewährung     vormundschaftlichen    Schutzes    die     Staats- 
angehörigkeit mafsgebend  sein  solle,    erfuhr  keine  Beanstandung  .  .  .^ 
Femer:     „Die  bei  der  Annahme  des  Principes  der  Staatsangehörigkeit 
sich  hiemach  zunächst  ergebenden  Sätze,  dafs  ein  Deutscher,  auch  wenn 
er  im  Auslande  wohnt,   in  Deutschland   bevormundet  wird,   und  dafs 
fllr  Ausländer,   die  in  Deutschland  wohnen,  ein   entsprechendes  Recht 
ihres  Heimatsstaats  anerkannt  wird,  glaubte  man  im  Gesetze  nicht  be- 
sonders  aussprechen   zu  sollen.     Es    blieben    sonach    für    die    gesetz- 
geberische Regelung  nur  die   beiden  Fragen  übrig,   in  welchen  Fällen 
ein  Ausländer   in  Deutschland   zu  bevormunden  sei,  und   in   welchen 
Fällen  andererseits  vom  deutschen  Rechte  die  im  Auslände  stattfindende 
Bevormundung    eines   Deutschen    anerkannt    werden    sollte."     In    den 
weiteren  Stadien   der   Gesetzgebung  ist  das   Princip   nicht  aufgegeben 
worden.     Die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  ergiebt  deshalb,  dafs 
das   Princip   der  Staatsangehörigkeit  für  Einleitung   und  Ftlhrang    der 
Vormundschaft  mafsgebend  sein  sollte.   Obwohl  der  Art  23  des  Einf.G^s. 
nur  von  der  Anordnung  der  Vormundschaft  spricht,  ist  der  Wille  des 
Gesetzes  unbedenklich  der   gewesen,   dafs   über  einen  Ausländer   eine 
Vormundschaft  im  Inlande  nur  geführt  werden  soll,   wenn  der  Staat, 
dem  er   angehört,    die  Fürsorge  nicht  übernimmt     Will  der  fremde 
Staat  die  Vormundschaft  über  seinen  Staatsangehörigen  übemehmen,  so 
darf  das    deutsche  Gericht   über   diesen  eine  Vormundschaft  nicht  em- 
leiten  und  mufs  eine  bereits  eingeleitete  Vormundschaft  an  den  fremden 
Staat  abgeben. 

Auch  im  §  47  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligein  G^ichtsbarkeit  kommt  das  Princip  der  Staatsangehörigkeit 
klar  zum  Ausdruck,  weil  hiemach  in  der  Regel  auch  über  einen  im 
Auslande  wohnenden  Deutschen,  selbst  wenn   über  ihn  im  Auslande 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Ctyilprozefa.  gg 

die  Yormimcbchaft  angeordnet  ist,  im  Inknde  eine  Vormnndschaft  ein- 
geleitet werden  mnfs,  und  weil  hiernach  femer  die  über  einen  Deutschen 
im  Inknde  eingeleitete  Vormundschaft  in  der  Regel  bei  dem  inländischen 
Gericht  fortgesetat  werden  mufs,  auch  wenn  der  Deutsche  im  Auslände 
seinen  Wohnsitz  genommen  hat  Da  Torliegendenfalls  der  Mündel  durch 
die  Heirat  Österreicher  geworden  ist,  ist  das  deutsche  Gericht,  nachdem 
das  österreichische  Grericht  die  Abgabe  der  Vormundschaft  verlangt  hat, 
nach  d«n  grundsätzlich  ausgeftihrten  nicht  berechtigt,  sie  ihm  vorzu- 
enthalten. (Der  gleichen  Ansicht  sind  Ikuhs^  Vormundschaftsrecht 
S.  17  ff.,  Neumaimy  Handausgabe  des  B.G.B. ,  Bd.  III  zu  Art  23.) 
Bei  dieser  Sachlage  sind  die  von  den  Vorinatanzen  fUr  die  Belassung 
der  Vormnndschaft  bei  dem  diesseitigen  Gerichte  angeftlhrten  Zweck- 
mäfsigkeitsgründe  unerheblich  und  nicht  zu  berücksichtigen. 

Anfechtung  einer  Ehe  wegen  Irrhimes,  Keine  Ehescheidung,  wenn 
dieselbe  nach  B.G.B.  aus  §  1568,  nach  A.L.JR.  aus  §  718  a  III 

begründet  ist? 

Urteil  des  Kammergerichts  vom  30.  Mai/18.  Juni  1900. 

„Die  Anfechtbarkeit  der  Ehescheidung  wegen  eines  bei  diesem 
Rechtsakte  einem  der  Kontrahenten  untergelaufenen  Irrtumes  bestimmt 
sich  nach  dem  persönlichen  Rechte  (statuta  personälia)  des  angeblich 
irrenden  Ehegatten,  denn  es  handelt  sich  eben  um  persönliche  ,Eigen- 
scbaften  und  Befugnisse*  (§  23  Ein.  z.  A.L.R.)  dieses  Kontrahenten, 
d.  h.  darum,  ob  dieser  eine  Willenserklärung  aus  in  seiner  Person, 
seinem  Wollen  und  Irren  liegenden  Gründen  in  ihren  Rechtswirkungen 
KU  beseitigen  befugt  ist.  Zutreffend  sagt  auch  v,  Bar  (Internat.  Privatr. 
2.  Aufl.  Bd.  1  S.  459  Nr.  163):  ,Da8  Ehebindemis  des  Zwanges,  des 
Irrtumes  u.  s.  w.  ist  nicht  sowohl  in  der  UnfHhigkeit  der  Person  als 
in  der  Mangelliaftigkeit  der  Willenserklärung  begründet.  Wenn  man 
hier  nicht  das  persönliche  Recht  des  einzelnen  Ehegatten,  sondern  das 
am  Orte  der  Willenserklärung,  d.  h.  der  Eheschltefsung  geltende  Gesetz 
zur  Anwendung  bringen  soll,  so  übersieht  man,  dafs  der  Vertrag,  den 
die  Ehe  begründen  soll,  nicht  einem  gewöhnlichen  obligatorischen  Ver- 
trage gleichgestellt  werden  kann,  sich  vielmehr  auf  die  dauernde  recht- 
liche Stellung  der  Person  selbst  bezieht  und  also  nach  dem  Personal- 
statut zu  beurteilen  ist'  Es  handelt  sich  auch  hier  um  die  innere 
Gültigkeit  der  Ehe,  und  diese  untersteht  dem  persönlichen  Rechte  des 
Ehegatten  (Förster-Eccius  §  11  No.  6).  Es  ist  hier  nicht  anders  als 
wie  mit  der  Frage  nach  der  Fähigkeit  eines  Ehegatten  zur  Ehe- 
schliefsung,  die  anerkanntermafsen  für  jeden  der  beiden  Eheschliefsenden 
nach  dem  Rechte  seines  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  zu 
beurteilen  ist  (vgl.  R.G.  Bd.  42  S.  339).  Das  Berufungsgericht  vermag 
aus  diesen  Gründen  der  gemeinrechtlichen  Entsch.  des  R.G.  in  Bd.  27 
S.  229 :  ,Für  die  Klage  auf  Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  wegen 
Irrtums  sind  die  Gesetze  des  ersten  ehelichen  Domizils  der  Ehegatten 
mafsgebend,  da  sie  über  die  Bedingungen  einer  gültigen  Ehe  entscheiden 
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und  nach  ihnen  sich  bestimmt,  ob  ein  £behindemi8  vorhanden  ist,* 
nicht  beisatreten  . .  .  Dafs  das  nach  den  Bestimmungen  des  AX.R. 
za  beurteilende  Recht  des  ELlägeis  anf  Anfechtung  der  Ehe  auch  den 
Beschränkungen,  spedell  den  seitlichen  Besehriinkungen,  die  das  AX.R. 
diesem  Anfechtungsrecht  gegeben  hat,  unterliegt,  Torsteht  sich  von  aellist 
Das  im  A.L.R.  gegebene  Bheanfechtungsreeht  wegen  Irrtums  ist  eben 
so,  wie  es  das  Landrecht  näher  bestimmt  hat.  So  schliefst  auch 
V,  "Bw  seinen  vorstehend  wiedergegebenen  Worten  folgerichtig  an: 
fKonsequent  mufs  dann  aber  auch  die  Frage,  ob  nachher  auf  die 
Geltendmachung  des  Mangels  der  Willenseriüllrung  gtlltig  verzichtet 
sei,  nach  dem  heimatlichen  Rechte  des  einzelnen  Ehegatten  beurteilt 
werden/  Kläger  hätte  also,  auch  wenn  er  seinen  Wohnsitz  in  G^era 
behalten  und  vor  dem  dortigen  Gerichte  die  Eheungtdtigkeitsklage  er- 
hoben hätte,  die  Frist  des  §  41  II  1  A.L.R.  innehalten  müssen." 

Über  die  eventuell  erhobene,  auf  §  718a  11 1  A.L.R  und  §  1568 
B.G.B.  gestützte  Ehescheidungsklage  heifst  es  dann  weiter: 

„Das  Berufungsgericht  darf  nur  scheiden  nach  dem  zur  Zeit  der 
Urteilisfäliung  geltenden  Recht  des  B.G.B.  Diese  Scheidung  ist  blofs 
noch  besonders  erschwert  bei  der  Herleitung  des  Scheidungsb^ehrens 
aus  Vorgängen,  die  zeitlich  vor  dem  Herrschaftsbeginn  dieses  Rechtes 
liegen.  Diese  Vorgänge  müssen  die  Scheidung  auch  nach  dem  bisherigen 
Rechte  begründen  und  müssen  zugleich  Verfehlungen  sein.  Dies 
sind  aber  die  der  Beklagten  zur  Last  gelegten  Handlungen  nach 
A.L.R.  nicht. 

Die  der  Beklagten  zur  Last  gelegten  Handlungen  ergeben  nach 
A.L.R.  keinen  anderen  Ehescheidungsgrund  als  den  des  §  718  a,  wo- 
nach in  besonderen  Fällen,  wo  der  Widerwille  des  einen  Ehegatten 
gegen  den  anderen  so  heftig  und  tief  eingewurzelt  ist,  dafs  zu  einer  Aus- 
söhnung und  zur  Erreichung  der  Zwecke  des  Ehestandes  gar  keine  Hoff- 
nung mehr  übrig  bleibt,  eine  solche  unglückliche  Ehe  getrennt  werden  kann. 
Dieser  Ehescheidungsgrund  der  sog.  unüberwindlichen  Abneigung  beraht 
aber  wesentlich  auf  dem  Willen,  dem  Wunsche  der  Scheidung 
begehrenden  Ehegatten,  und  nicht  auf  einem  Eheveigehen,  einer  Ver- 
fehlung des  anderen  Ehegatten,  wenn  auch  —  wenigstens  nach  der 
konstanten  Gerichtsprazis  der  letzten  Jahrzehnte  —  dieser  Wille  und 
Wunsch  in  dem  Verhalten  oder  der  Beschaffenheit  des  anderen  Ehe- 
gatten eine  gewisse  objektive  Rechtfertigung  finden  mufs.  Dafs  trotz 
dieser  Begründung  in  Wahrheit  der  WiUe  und  die  Gesinnung  (die 
Abneigung)  des  klagenden  Ehegatten  der  Scheidungsgrund  war,  eigiebt 
auch  die  Tfaatsache,  dafs  der  diese  Scheidung  durchsetzende  Ehegatte 
für  den  schuldigen  Teil  erklärt  wurde  (§  718  b).  Die  Ehescheidung, 
aus  §  718a,  aus  unüberwindlicher  Abneigung,  ist  also  keine  Ehe- 
scheidung aus  einer  ,VerfehlungS  nur  aus  Verfehlungen  kann  aber 
nach  dem  B.G.B.  die  Scheidung  heigeleitet  werden.  Das  Scheidungs- 
recht des  B.G.B.  beruht  auf  dem  Grundsatze,  dafs  ein  Ehegatte  nur 
wegen  schweren  Verschuldens  des  anderen  Ehegatten  die  Scheidung  zu 
verlangen  berechtigt  sein  soll,   von   dem   einzigen  Falle  der  Geistes- 
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kzankhmt  abgesehen,  deshalb  ist  auch  der  letzte  Satzteil  des  Abs.  2 
Art  201  £.0.  zum  B.6.B.  (,weim  die  Verfehlnxig  auch  nach  den  bis- 
herigen Gesetzen  ein  Scheidongsgrond  war*)  nicht  etwa  gleichbedeutend 
mit:  yWenn  anch  den  bisherigen  Gesetzen  die  Scheidung  hatte  verlangt 
werden  können*,  sondern  sie  besagt  auch,  dafs  die  den  Antrag  auf 
Scheidung  nach  B.G.B.  begründete  Verfehlung  auch  eine  nach  dem 
früheren  Recht  den  Szheidungsantrag  begründende  Verfehlung  sein, 
d.h.  im  früheren  Recht  als  Verfehlung  den  Scheidungsantrag  recht- 
fertigen mub.** 

Gerichtskostengesetz  §  85.     Vorschufspflicht  der  Engländer. 
Beschlnfs  des  Kammergerichts  vom  18.  Miirz  1900. 

Die  Klägerin,  die  ihren  Wohnsitz  in  England  hat,  bestreitet  ihre 
Verpflichtung  zur  Vorschufsleistung,  weil  den  britischen  Angehörigen 
diejenigen  Vorteile  eingeräumt  seien,  die  den  Angehörigen  des  meist- 
begünstigten Landes  zukämen  (Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1899  und 
Bundesratsbescblufs  vom  7.  Juli  1899)  und  weil  nach  Art  11  des 
internationalen  Abkommens  vom  14.  November  1896  von  den  An- 
gehörigen der  Vertragsstaaten  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer 
der  Vorschufs  nicht  erhoben  werden  dürfe. 

Allerdings  fallen  dem  meistbegünstigten  Staate  ohne  weiteres  auch 
diejenigen  Vorteile  zu,  die  erst  in  späteren  Verträgen  anderen  Staaten 
gewährt  sind.  Auch  darauf  kommt  es  nicht  an,  dafs  in  dem  am 
SO.  Juli  1898  abgelaufenen  Handelsvertrage  fast  nur  Bestimmungen 
ttber  die  Einfuhr  u.  dergl.  getroffen  waren;  denn  die  Bekanntmachung 
Yom  7.  Jali  1899  gewährt  in  weiterem  Umfange  die  Meistbegünstigung 
nicht  blofs  ftLr  die  Erzeugnisse,  sondern  auch  für  die  britischen  An- 
gehörigen. Allein  der  §  85  gestattet  eine  Gleichstellung  zwischen  In- 
and  Ausländem  nur  dann,  wenn  nach  den  Gesetzen  des  ausländischen 
Staates  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist  Als  ein  solches  Gesetz  ist 
auch  ein  Handelsvertrag  anzusehen;  hier  aber  handelt  es  sich  um  eine 
einseitig  vom  Bundesrat  den  britischen  Angehörigen  gewährte  Ver- 
günstigung, die  nicht  minder  einseitig  und  frei  widerruflich  bleibt,  auch 
wenn  von  Grofsbritaninen  die  gleiche  Vergünstigung  interimistisch  den 
Deutschen  zugestanden  wird.  Das  Erfordernis,  dafs  durch  Gesetz  die 
gleiche  Behandlung  der  Deutschen  im  Auslande  sicheigestellt  sein  mufs, 
ist  damit  nicht  erfüllt. 

Ausländemachlafs.   Zuständigkeit.  —  Einf.  Ges.  z.  B.  G.B.  Art.  25, 

R.F.G.  §  73,  B.G.B.  §  2369. 

Besehlufs  des  Landgerichts  Aaehen  vom  25.  August  1900  (Das  Becht  1901 
Nr.  3  S.  74,  Not  Zeit  f.  Rheinprovinz  1900  S.  272). 

Wenn  der  Erblasser,  obwohl  Ausländer,  bei  seinem  Ableben  einen 
inländischen  Wohnsitz  hatte,  so  ist  für  alle  bezüglich  seines  Nachlasses 
dem  Nachlafsgerichte  obliegenden  Verrichtungen,  insbesondere  für  die 
Erteilung  eines  Erbscheines,  nach  §  78  Abs.  1  R.F.G.  das  Amtsgericht 
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•eines  inländischeii  Wofansitiee  lostKndig  and  ftlr  die  Anwendimg  dei 
§  2369  B.O.B.  kein  Raun. 

Bestimmung  des  lübeckischen  Einkommensteuergesetzes  vom  27.  Mai 
1889  mit  Nachtrag  vom  26.  Februar  1896,  daß  bei  teils  steuer- 
pflichtigem und  teus  steuerfreiem  Einkommen  der  Prozentsatz ^  mich 
welchem  erster  es  zu  besteuern  ist,  sich  nach  dem  gesamten  Ein- 
kommen einschließlich  des  steuerfreien  Teils  bemifst.  —  Verstöfst 
diese    Vorschrift    gegen    das    die   Doppelbesteuerung    verbietende 

Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1670? 

Urteil   des    Oberlandesgerichts    Uambunr  vom    28.  Jooi  1899  (Hans.  G2ä. 

XXL  Jahrgang  ]£dbl.  S.  289). 

Thatbestand:  Kläger  bat  1023  Mk.  steuerfreies  und  8600  Mk. 
stenerpflicbtiges  Einkommen.  Die  Einkommensteuer  ist  zwar  nar  von 
letzterem  berechnet  worden,  aber  nach  dem  bei  9623  Mk.  in  Betracht 
kommenden  Prozentsatze  von  4'/8  ^/o  statt  4^/t  ^/o.  Klftger  fordert  des- 
halb Mk.  14,75  zurück.  Die  Parteien  sind  darüber  einig,  dafs  ä\t 
Entscheidung  über  den  Klaganspruch  lediglich  davon  abhangig  ist,  ob 
die  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2  des  lübeckischen  Gesetzes  vom  27.  Mai 
1889,  betreffend  die  Einkommensteuer,  dafs,  wer  neben  einem  steuer- 
pflichtigen ein  steuerfreies  Einkommen  bezieht,  die  Einkommensteuer 
für  das  erstere  nach  Verhältnis  desjenigen  Ansatzes  zu  entrichten  Labe, 
welcher  zur  Anwendung  kommen  würde,  wenn  sein  gesamtes  Einkommen 
der  Steuerpflicht  unterlKge,  als  mit  der  Bestimmung  des  §  4  des  Reichs- 
gesetzes vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung, dafs  Gehalte,  Pensionen  und  Wartegelder,  welche 
deutsche  Militärpersonen  und  Civilbeamte  sowie  deren  Hinterbliebene 
aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates  beziehen,  nur  in  demjenigen  Staate 
zu  besteuern  sind,  welcher  die  Zahlung  zu  leisten  hat,  im  Widerspruch 
stehend,  rechtlich  ungültig  ist. 

Das  Landgericht  Lübeck  hat  durch  Urteil  vom  14.  Februar  1899 
den  Klttger  mit  der  Klage  kostenpflichtig  abgewiesen. 

Das  Oberlandesgericht  IV  verwarf  am  28.  Juni  1899  die  Beruiung 
des  KlSgers. 

Gründe:  Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseiti- 
gung der  Doppelbesteuerung  stellt  in  seinem  §  1  den  Grundsatz  auf, 
dafs  ein  Deutscher  zu  den  direkten  Staatssteuem  nur  in  demjenigen 
Bundesstaate,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat,  herangezogen  werden 
kann  und  nimmt  in  seinen  §§  8  und  4  hiervon  nur  den  Grundbesitz 
und  den  Betrieb  eines  Gewerbes,  das  aus  diesen  Quellen  herrührende 
Einkommen  und  die  von  deutschen  Milititrpersonen  und  Givilbeamten, 
sowie  von  den  Hinterbliebenen  derselben  aus  der  Kasse  eines  Bundes- 
staates bezogenen  Grehalte,  Pensionen  und  Wartegelder  aus,  welche  in 
demjenigen  Staate  zu  besteuern  sind,  in  dem  der  Gmndbesits  liegt, 
resp.  das  Gewerbe  betrieben  wird,  von  welchem  die  Zahlung  ge- 
leistet wird.    Hiernach  kann  allerdings  die  dem  KlKger  aus  der  preufsi- 
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sehen  Staatskassa  gezahlte  Pension  in  Lübeck  zu  den  direkten  Staats^ 
steuern  nicht  herangezogen  werden,  und  es  bestimmt  dementsprechend 
denn  auch  der  §  7  des  Ittbeckischen  Einkommensteaergesetzes  vom 
27.  Mai  1889  sab  3,  dafs  Oehalte,  Pensionen  und  Wartegelder,  welche 
ans  der  Kasse  eines  anderen  Bandesstaates  gezahlt  werden,  der  Steuer- 
pflicht nicht  unterliegen.  Die  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2  desselben 
Oesetzes,  dafs,  wer  neben  einem  steuerpflichtigen  ein  steuerfreies  Ein- 
kommen bezieht,  die  Einkommensteuer  fOr  erster«»  nach  Verhältnis  des- 
jenigen Ansatzes  zu  entrichten  hat,  welcher  zur  Anwendung  kommen 
würde,  wenn  sein  gesamtes  Einkommen  der  Steuerpflicht  unterlilge,  steht 
weder  mit  der  vorerwähnten  Bestimmung  des  §  7  dieses  Gesetzes,  noch 
mit  dem  Reichsgesetze  vom  13.  Mai  1870  in  Widerspruch,  denn  es 
wird  durch  diese  Gesetzesbestimmung  nicht  das  steuerfreie  Einkommen 
dennoch  zur  direkten  Staatsstener  in  Lflbeck  herangezogen,  sondern  nur 
das  steuerpflichtige  Einkommen  einem  anderen  und  zwar  höheren  Steuer- 
satze unterworfen,  wenn  der  Steuerpflichtige  neben  demselben  noch  ein 
in  Lübeck  steuerfreies  Einkommen  bezieht.  Diese  Bestimmung  hat,  wie 
in  dem  angefochtenen  Urteile  zutreffend  dargelegt  ist,  ihren  berechtigten 
Grund  in  dem  das  Ittbeckische  Einkommensteuergesetz  wie  alle  neueren 
derartigen  Gesetze  anderer  deutscher  Staaten  beherrschenden  System 
der  Stenerprogression,  welches  die  Steueifähigkeit  des  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  mit  seinem  Einkommen  wachsend  annimmt  und  deshalb 
die  gröfseren  Einkommen  in  höherem  Mafse  zur  Aufbringung  der  Staats- 
lasten heranzieht  ab  die  geringeren  Einkommen.  Damit  wird  auch 
nicht  indirekt  das  in  Lübeck  steuerfreie  Einkommen  za  den  dortigen 
direkten  Staatssteaem  herangezogen,  |ondem  nur  die  aus  dem  Gesamt- 
einkommen des  Steuerpflichtigen  sich  ergebende  höhere  Fähigkeit  zur 
Steuenahlung  in  einer  den  übrigen  Steuerpflichtigen  gerecht  werdenden 
Weise  in  Bezug  auf  das  in  Lübeck  steuerpflichtige  Einkommen  jenes 
Steuerpflichtigen  berücksichtigt  Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerong  will  nur  verhindern,  dafs  ein 
Deatscher  dadurch,  dafs  Teile  seines  Einkommens  an  sich  in  verschie- 
denen Bundesstaaten  zur  Versteuerung  herangezogen  werden  könnten, 
schlechter  gestellt  werde,  als  wenn  sein  Gesamteinkommen  nur  in  einem 
Bundesstaate  der  Besteuerung  unterliegen  würde,  dasselbe  will  aber 
nieht  einen  Steuerpfliditigen,  welcher  sein  Einkommen  teils  in  dem  einen, 
teils  in  dem  anderen  deutschen  Staate  zu  versteuern  hat,  durch  diesen 
Umstand  besser  stellen,  als  wenn  derselbe  sein  Gesamteinkommen  in 
nur  einem  Staate  zu  versteuern  hätte.  Es  mufs  deshalb,  wie  auch  in 
den  Urteilen  dieses  Gerichts  vom  16.  Mai  1892  und  des  Reichsgerichts 
vom  21.  November  1892  in  Sachen  der  Gladbacher  Feuerversicherungs- 
Aktiengesellschaft  gegen  das  Bremische  Generalsteueramt  (R.G.  Bd.  30 
Nr.  9  S.  27  und  Hans.  Ger.-Ztg.  1892  Beibl.  Nr.  164  und  1898 
BeibL  Nr.  15)  dargelegt  ist,  die  Bestimmung  des  §  4  Abs.  2  des 
Ittbeckischen  Gesetzes  vom  27.  Mai  1889,  durch  welche  lediglich  fest- 
gesetzt wird,  dafs  Steuerpflichtige,  welche  ihr  Einkommen  teils  in  Lübeck, 
teils  in  anderen  deutschen  Staaten  zu  versteuern  haben ,  durch  diesen 
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Umstand  nicht  in  eine  niedrigere  SteueiUasBe  als  diejenige,  welcher  sie 
bei  einer  Versteaening  ihres  gesamten  Einkommens  in  Lübeck  angehltoen 
wtlrden,  sollen  gebradit  werden  ktfnnen,  als  mit  dem  Beichsgesetae  Yom 
18-  Mai  1870  durchaus  vereinbar  erachtet  werden. 

Haager  internationales  Abkommen  vom  14.  November  1896  Art.  11. 

Beschlals  des  KammeigerichtB  in  Berlin  vom  9.  Mai  1900  (MugtUm  ete.^  Die 
Rechtspr.  der  Oberlandesgerichte,  1.  Jahrgang,  S.  899). 

Das  internationale  Abkommen  hat  die  Bedeutung,  den  Angehörigen 
der  Vertragstaaten  gegenseitig  die  Rechte  zu  sichern,  die  die  bei  den 
Gerichten  des  eigenen  Staates  Recht  nehmenden  Personen  haben;  es 
will  nicht  nur  die  RechtsverhSltnisse  der  Parteien  zu  einander,  sondern 
auch  diejenigen  der  Rechtnehmenden  zur  Staatskasse  regeln,  wie 
dies  nicht  blofs  aus  der  allgemeinen  Fassung  des  Art  11,  sondern  auch 
aus  der  die  OewfCbrung  des  Armenrechts  regelnden  Bestimmung  des 
Art  14  folgt,  der  als  Korrelat  zu  Art.  11  das  Recht  auf  Zwangsvoll- 
streckung wegen  der  Prozefskosten ,  also  auch  der  Staatskasse  w^en 
der  Gerichtskosten  gewährt 

Bei  Prüfung  der  Frage,  ob  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  erscheint, 
ist  das  auslcmdische  Recht  {die  österr,  J^kuHonsordnung)  nicht 
als  Ganzes,  sondern  nur  für  den  eineeinen  gleichartigen  Fall  m 

untersuchen, 

Urteil  des  ReichsgeriAts  vom  15.  Febmar  1901. 

£ntscheidung8grtlnde:  Es  handelt  sich  darum,  ob  seitens  der 
Vorinstanzen  mit  Recht  der  mit  der  Klage  verlangte  Eklafs  eines  Voll- 
streckungsurteils bezttglich  der  von  der  Klägerin  gegen  die  Beklagte 
erstrittenen  rechtskräftigen  Entscheidungen  des  k.  k.  BezirksgeiichtB 
in  Roveredo  vom  18.  Februar  und  25.  Oktober  1898  versagt  ist 

Das  BeruAingsgericht  hat  unter  Anwendung  der  §§  722,  728, 
828  der  Civilprozelsordnung  im  Anschlufs  an  das  Urteil  des  Reichs- 
gerichts, abgedruckt  in  Entscheidungen  Bd.  41  S.  424 ff.,  das  Ellage- 
begehren geprüft  und  zunächst  ausgesprochen,  dafs  nach  §  80  Ziffer  2 
der  (toterreichischen  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896  —  in  Ver- 
bindung mit  der  auf  Grund  des  §  79  daselbst  erlassenen,  die  Ver- 
bttrgung  der  Gegenseitigkeit  aussprechenden  Verordnung  des  öster- 
reichischen Justizministers  vom  10.  Dezember  1897  —  das  Urteil 
eines  deutschen  Gerichts  inOstereich  nur  dann  vollstreckt 
werden  kann,  wenn  die  Ladung,  durch  die  das  solchem  Urteil  voran- 
gegangene Verfahren  eingeleitet  ist,  dem  Schuldner  zu  eigenen 
Händen  zugestellt  war.  Es  ist  femer  gesagt,  dafs  hiernach  im  Hin- 
blick auf  den  angezogenen  §  828  Ziffer  5  der  deutschen  Civilprozefs- 
ordnung,  wonach  der  Erlafs  eines  VoUstrecknngsurteils  davon  abhängig 
gemacht   ist,    dafs    die   Gegenseitigkeit   verbürgt  worden. 
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ein  in  Österreich  ergangenes  Urteil  im  Deutschen  Reiche 
auch  nur  dann  der  VoUstoeekung  unterliegt,  wenn  die  Ladung  des 
Beklagten  in  der  erwähnten  Weise  corfolgte.  Endlich  ist  dann  ansgeftlhrt, 
es  sei  dieser  Voraussetzung  im  vorliegenden  Falle,  in  welchem  die 
Zustellung  der  das  betreffande  Verfiüiren  einleitenden  Ladungen,  wie 
feststeht,  im  Wege  der  sogenannten  Ediktalcitation  (öffentliche  Ladung) 
geschah,  welche  der  erforderlichen  Ladung  zu  eigenen  Hunden  nicht 
gleichzuachten ,  nicht  genügt.  Dabei  ist  dann  noch  unter  Würdigung 
einer  harangezogenen  Äufserung  des  k,  k.  Ministeriums  des  k.  k,  Hauses 
und  des  Äufseren,  durch  welche  eine  bezügliche  Kundgebung  des  Oster- 
reichischen Jnstizministers  mitgeteilt  wird,  erörtert,  ob  naeh  der  Übung 
der  österreichischen  Grerichte  die  angezogene  Bestimmung  der  Exekutions- 
ordnung entgegen  ihrem  Wortlaute  eine  VoUstreckung  deutscher  Urteile 
in  Ausnahmsfällen  auch  in  Ermangelung  einer  Ladung  zu  eigenen 
Händen,  namentlich,  wenn  solche  nicht  ausfahrbar  gewesen,  und  dann 
wenn  eine  Einlassung  des  Schuldners  in  dem  Rechtsstreit  erfolgte,  ge- 
statte. Auch  die  Elrgebnisse  dieser  Erörterung  haben  zu  einer  Ab- 
lehnung des  Vollstreekungsurteils  geführt 

Die  Revisionsangriffe  wenden  sich  gegen  die  letztgedachten  Dar- 
legungen. Es  ist  jenen  zunächst  Bedeutung  insofern  nicht  beizumessen, 
als  damit  Feststellungen  angefochten  werden,  welche  die  Vortnstanz 
bezüglich  des  in  Frage  stehenden  Inhalts  der  österreichischen  Gesetze 
und  der  ihnen  seitens  der  österreichisehen  Gerichte  zu  teil  werdenden 
Auslegung  getroffen  hat.  Eine  Nachprüfung  in  dieser  Richtung  ist  zu- 
folge §  549  der  Civilprozefsordnung  in  der  Revisionsinstanz  ausgeschlossen. 
Darnach  entfällt  die  Rüge,  wonach  der  in  Rede  stehende  Mangel  vor- 
liegend dadurch  geheilt  sein  soll,  dafs  die  Beklagte  sich  auf  das  Ver- 
ehren, welches  den  für  voUstreckbar  zu  erklärenden  Entscheidungen 
vorhergegangen,  eingelassen  habe.  Der  Beruftmgsrichter  hat  klar  aus- 
gesprochen, dafs  dieser  Umstand  in  Österreich  nach  der  mehr  an- 
gezogenen Vorschrift  der  Exekutionsordnung  nicht  zur  Gestattung  der 
Vollstreckung  eines  deutschen  Urteils,  wenn  es  an  der  Ladung  zu 
eigenen  Händen  fehle,  führen  könne,  und  dafs  auch  eine  dem  wider- 
sprechende Übung  der  österreichischen  Gerichte  nicht  nachgewiesen  sei. 
Die  an  diesen  Punkt  sich  anschliefsenden  Ausführungen  der  Vorinstanz, 
wonach  vorliegend  das  Vertretengewesensein  der  Beklagten  noch  nicht 
darauf  schliefsen  lasse,  dafs  sie  von  dem  Elagebegehren  ordnungsmäfsig 
Kenntnis  erhalten,  und  dais  demgegenüber  von  der  Klägerin  der  strikte 
Nachweis  zu  ftlhren  gewesen  sei,  dafs  die  Beklagte  sich  dem  aus- 
ländischen Urteile  habe  unterwerfen  wollen  und  nicht  blofs  die  Absicht 
gehabt  habe,  eine  gesetzmäfsige  Zustellung  der  Klage  an  ihrem  Wohn- 
sitze zu  erwirken,  erscheinen  jenem  vorhergehenden  Ausspruche  gegen- 
über als  eine  überflüssige  Zugabe.  Auf  eine  Prüfung  derselben  ist 
daher,  da  eine  Beanstandung  zur  Aufhebung  der  getroffenen  Ent- 
scheidung doch  nicht  führen  könnte,  nicht  einzugehen. 

In  dem   angefochtenen  Erkenntnis  ist  nun   in  Rücksicht   auf  den 
Punkt,   ob  jene  österreichische  Vorschrift  dann  von  einer  Ladung  zu 
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eigeneo  Ebinden  absoBehen  gestatte,  wenn  solehe  onm^lglieh  eel,  dar- 
gelegt, es  würde,  auch  wenn  man  dieses  annehme,  ein  der  Kllgerin 
günstiges  Resultat  sich  nicht  eigeben,  da  im  vorliegenden  Falle  tod 
einer  solchen  Unmöglichkeit  nicht  die  Rede  sein  könne ;  es  sei  nSmlich 
vor  Einleitung  des  hier  täglichen  Vertiüirens  bei  dem  Osterrdctuachen 
Gerichte  dem  Sachführer  der  KlMgerin  der  Aufenthaltsort  der  Bekkigteo 
seitens  des  Generalbevollmüchtigten  der  letateren,  des  Rechtsanwalts 
Schmüinshy^  kundgegeben  worden.  Diese  Begründung  wird  mh  der 
Revision  unter  fiünweis  auf  den  besttglichen  Inhalt  des  Thatbealands 
des  erstinstanzlichen  Urteils  angefochten,  wonach  jene  Mitteilung  darin 
bestanden  hat ,  dafs  die  JBeklagte  sich  auf  einer  Erholungsreise  befinde 
und  sich  zur  Zeit  in  Köln  aufhalte;  hiemach  habe  nicht  darauf  ge- 
rechnet werden  können,  dafs  eine  Zustellung  am  letzteren  Orte  noch 
habe  bewirkt  werden  können.  Es  liegt  nun  aber  klar  vor,  dafs 
hiermit  die  Unmöglichkeit  einer  Zustellung  an  die  Beklagte  >n 
Person  nicht  dargethan  ist  Die  KlVgerin  hätte  jeden&Us  den  Venuch 
einer  solchen  an  dem  angegebenen  Orte  macheu  müssen. 

Ist  sonach  auch  die  zweite  Revisionsrttge  hinf)illig,  so  bleibt  noch 
zu  prüfen,  ob,  was  neuerdings  stark  angefochten,  die  an  das  im  Ein- 
gange erwähnte  Reichsgerichtsurteil  sich  anschliefsende  Annahme  des 
Berufungserkenntnisses  anfi^cht  zu  erhalten  ist,  dafs  die  Vonchrift  des 
§  80  Ziffer  2  der  Österreichischen  Ezekutionsordnung  auch  fllr  die 
Vollziehung  österreichischer  Urteile  in  Deutschland  den  Nachweis  der 
dort  statuierten  Voraussetzung  als  notwendige  Folge  ergebe.  Es 
wird  geltend  gemacht  (vgL  Gaupp-Stem,  Komm,  zur  Civilproaeis- 
ordnung,  4.  Auflage,  §  749  Note  67 ;  Francke  in  Zeitschr.  für  deutachen 
Civilprozefs  Bd.  27  §§  138  und  142;  Klem  in  Zeitschr.  für  mtat- 
nationales  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  9  S.  858  ff.),  es  könne  nicht 
darauf  ankommen,  ob  das  Ausland  in  demselben  einzelnen  Falle 
einem  deutschen  Urteile  die  Anerkennung  versagen  würde,  es  genüge, 
dafs  die  Anerkennung  eines  in  seinen  rechtlichen  Beziehungen  gleich- 
artigen Urteils  verbürgt  sei.  Nicht  jede  Abweichung,  auch  in  Besag 
auf  geringfügige  Formalien,  könne  als  wesentlich  betrachtet  werden. 
Das  führe,  wie  jenes  Reichsgerichtsurteil  ergebe,  zu  einer  zwecklosen 
Zersplitterung  zwischen  den  Gesetzgebungen  der  modernen  Staaten. 
Diesen  Ausführungen  kann  in  Rücksicht  auf  den  hier  zu  ent- 
scheidenden Fall  kein  Beifall  geschenkt  werden.  Denn,  wenn 
auch,  zugleich  in  Übereinstimmung  mit  einem  anderen  Reichagerichts- 
erkenntnisse  (Juristische  Wochenschrift  1899  S.  815),  es  für  erforderiieh 
und  genügend  zu  erachten  ist,  dafs  die  Bedingungen  für  den  Erlafii 
des  Vollstreckungsurteils  im  wesentlichen  dieselben,  insbesondere  nicht 
erheblich  schwerer  sind,  so  mufs  doch  dafür  gehalten  werden, 
dafs  die  fragliche  Bestimmung  des  österreichischen  Rechts  eine  bedeutend 
schwerere  Voraussetzung  au&tellt,  indem  jene,  wie  es  das  vorinstansliche 
Urteil  in  einer  für  die  gegenwärtige  Entscheidung  mafsgebenden  Weise 
noch  besonders  festgestellt  hat,  gegenüber  der  abweichenden  Verschrift 
der  deutschen  Gesetzgebung  in  §  828  Ziffer  2  der  Civilprozefsoxdnung 
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den  Mangel  der  Znstelltiiig  der  den  Prozefs  einleitenden  Ladong  an 
den  Beklagten  in  Person  auch  nicht  dadurch  als  geheilt  ansieht,  dafs 
der  Beklagte  sich  auf  den  Prozefs  eingelassen  hat. 

Kofim  die  Einrede  der  Bechtskängigkeit  auf  einen  im  Auslande 

anhängigen  Proeefs  nur  dann  gestützt  werden,   wenn  die  Voür 

Streckung  gegenseitig  verbürgt  ist?  —  Kommt  es  hierbei  darauf 

an^  ob  der  Beklagte  im  Auslande  Vermögen  hat? 

Urteil   des  Oberlandesgerichts  Hamburg   vom  27.  Oktober   1900  (Hauseat 
GerichtBzeitaug  XXI.  Jahigang  Hauptblatt  S.  285  ff.). 

Der  verstorbene  M.  W.  F.  Gleisner  war  Mitinhaber  der  Firma 
Mauricio  Gleisner  &  Co.  io  Concepcion  und  des  derselben  Firma  ge- 
hörigen HandluDgshauses  in  Penco.  Kittger  klagt  gegen  die  Erben  des 
M.  W.  F.  Gleisner  einen  Entschttdigungsanspruch  ein,  der  ihm  als 
Leiter  einer  von  der  Firma  Mauricio  Gleisner  &  Co.  in  Penco  betrie- 
benen Zuckerfabrik  zustehe. 

Die  Beklagten  machten  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  geltend. 

Der  BLlAger  habe  denselben  Entschädigungsanspruch,  den  er  jetzt 
hier  erhebe,  bereits  klagend  gegen  die  Firma  des  beklagtischen  Erb- 
lassers erhoben,  und  zwar  vor  den  Chilenischen  Gerichten,  woselbst  die 
Klage  noch  schwebe.  Damals  sei  der  jetzt  verstorbene  Gleisner  noch 
aktueller  Gesellschafter  der  Handelsgesellschaft  Mauricio  Gleisner  &  Co. 
gewesen. 

Nach  der  Entscheidung  des  R.G.,  welche  sich  im  3.  Bd.  der  Ent- 
scheidungen in  Civilsachen  unter  Nr.  17  abgedruckt  finde,  stehe  auf 
Grund  dieser  Sachlage  den  Beklagten  als  Vertretern  des  Nachlasses  des 
verstorbenen  Gleisner  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  zu,  weil  durch 
die  Erhebung  der  Klage  gegen  die  Gesellschaft  die  Rechtshängigkeit 
g^gen  alle  aktuellen  Gresellschafter  begründet  worden  sei. 

Der  klägerische  Anwalt  behauptete  demgegenüber,  dafs  die  von 
dem  Kläger  gegen  die  Firma  drüben  anhängig  gemachte  Klage  zurück- 
genommen sei  und  beantragte  darüber  eventuell  eine  amtliche  Auskunft 
von  der  I.  CK.  des  Gerichtshofes  in  Concepcion  einzuziehen. 

Er  führte  aber  femer  auch  aus,  dals,  selbst  wenn  dies  nicht  der 
Fall  sei,  die  Beklagten  mit  der  Einrede  der  Rechtshängigkeit  nicht  zu- 
gelassen werden  könnten,  weil  die  Gegenseitigkeit  für  die  Vollstreckung 
von  Urteilen  chilenischer  Gerichte  in  Deutschland  und  deutscher  Ge- 
richte in  Chile  nicht  verbüi^  sei. 

Der  beklagtische  Anwalt  erwiderte  darauf,  dafs  er  allerdings  nicht 
in  der  Lage  sei,  diese  VerbtUgung  der  Gegenseitigkeit  zwischen  den 
beiden  Staaten  behaupten  resp.  nachweisen  zu  können.  E»  werde  aber 
darauf  auch  gar  nicht  ankommen. 

Der  Grund,  weshalb  das  R.G.  in  seiner  in  Seufferts  Archiv  neue  Folge 
Bd.  17  Nr.  296  abgedruckten  Entscheidung  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit da  versagt  habe,  wo  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  sei, 
sei  aosgesprochenermarsen  der ,   dafs  in  solchem  Falle  der  Inländer  ja 
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gar  nicht  genötigt  sei,  sich  auf  den  Rechtsstreit  im  Auslände  einsnlsMen 
und  es  daher  auch  keine  innere  Bereehtignng  hahe,  den  Kllkger,  der  im 
Auslände  geklagt  habe  and  nnn  denselben  Ansprach  im  Inlande  geltend 
mache,  auf  den  im  Aaslande  anhftngigen  Prosefs  zu  verweisen.  Diess 
Grand  entfalle  aber,  wenn  b.  B.  mit  der  Klage  im  Aaslande  ein  Arrest- 
schlag  yerbanden  sei  and  der  Beklagte  im  Aaslande  Vermögea  habe, 
welches  dem  Klüger  die  Befiriedigang  ans  dem  aaslKndischen  Urteil« 
sichere.  Das  R.6.  habe  in  jenem  Urteile  diese  Frage  allerdings  nor 
angeregt,  nicht  entschieden.  Es  li^e  aber  auf  der  Hand,  dafs  bei  dem 
Vorliegen  dieser  und  ähnlicher  Voraassetzangen  der  obige  Grand  ceosiere. 

Das  mttsse  auch  dann  satreffen,  wenn  der  im  Inlande  Verklagte 
in  seiner  aasländischen  Firma  belangt  sei,  denn  dann  treffe  der  Klflger, 
wenn  er  das  aaslllndische  Urteil  in  das  Vermögen  der  yexklagtea  Ge- 
sellschaft Yollstrecken  lasse,  damit  zugleich  auch  Vermögen  des  im  In- 
lande verklagten  Gesellschafters,  so  daft  dieser  genötigt  sei,  sieh  auf 
den  Rechtsstreit  im  Aaslande  einzulassen. 

Das  L.G.  Hamburg  K.  II  f.  H.  wies  durch  Urteil  vom  25-  April 
1900  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  zurück. 

Gründe:  Das  R.G.  hat  in  der  von  dem  beklagtischen  Anwalte 
citierten,  in  SeufferU  Archiv  an  der  angeftlhrten  Stelle  abgedruckten 
Entscheidung  anerkannt,  dafs  die  Einrede  der  Reehtshängi^eit  auf  einen 
ausländischen  Prozefs  nur  dann  gestützt  werden  könne,  wenn  die  Voll- 
streckung der  Urteile  der  beiden  in  Frage  kommenden  Länder  g^g^- 
seitig  verbürgt  sei.  Diese  Voraussetzung  liegt  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Chile  nicht  vor. 

Offen  gelassen  hat  das  R.G.  dabei  allerdings  die  Frage,  ob  die  in 
der  citierten  Entscheidung  angeftlhrten  Gründe  auch  dann  stichhaltig 
seien,  wenn  der  im  Inlande  Verklagte  im  Auslande  Vermögen  habe, 
welches  dem  Kläger  die  Befriedigung  aus  dem  ausländischen  Urteil 
sichere,  eine  Eventualität,  die  damals  nicht  in  Betracht  kam. 

Diese  Frage  brauchte  aber  auch  hier  nicht  entschieden  zu  werden, 
weil  eben&Us  nichts  daftlr  vorliegt,  dafs  die  Erben  des  verstorbenen 
Gleisner  drüben  Vermögen  besitzen,  in  welches  der  Kläger  das  dort 
eventuell  erwirkte  Urteil  vollstrecken  könnte.  Der  blofse  Umstand, 
dafs  der  Erblasser  zur  Zeit  der  Erhebung  der  EJage  drüben  Mitinhaber 
der  dort  verklagten  Firma  war,  kann  den  Nachweis  hierfllr  nicht  er- 
bringen. 

Es  kann  hiernach  dahingestellt  bleiben,  ob,  wie  der  beklagtische 
Anwalt  es  ans  der  weiter  von  ihm  citierten  Entscheidung  des  R.6. 
Bd.  ni  Nr.  17  folgert,  im  übrigen  unbedenklich  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  jedem  aktuellen  Mitinhaber  einer  offenen  Handels- 
gesellschaft zuzugestehen  wäre,  wenn  derselbe  Anspruch,  der  bereits 
gegen  seine  Gesellschaft  eingeklagt  ist,  nun  auch  gegen  ihn  im  Wege 
der  Klage  geltend  gemacht  wird. 

Hervorgehoben  mag  nur  noch  werden,  dafs,  wenn  dies  richtig  wäre, 
im  vorliegenden  Falle  noch  immer  der  Nachweis  gefordert  werden  mtlfste, 
dafs   die  Rechtshängigkeit   auch   gegen    die  Erben  wirksam  geblieben 
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Bei,  sei  es  ohne  weiteres,  sei  es  infolge  irgend  einer  besonderen  pro- 
zesBoalischen  Handlang.  Es  würde  hierfür  auf  die  in  Chile  geltenden 
Prozefsgesetze  ankonunen.  Es  li^t  aber  in  dieser  Richtung  eben&lls 
nichts  vor. 

Das  O.L.6.  II  wies  am  27.  Oktober  1900   die   beklagtische  Be- 
rafbng  zurück. 

Gründe:  Die  vom  Kläger  im  Jahre  1895  gegen  die  Oeselischafts- 
firma  Mauricio  Gleisner  &  Co.  in  Concepcion  (Chile)  erhobene  Elage 
ist  in  ihrer  Begründung  und  in  ihrem  zweiten,  auf  Schadensersatz  ge- 
richteten Antrage  identisch  mit  der  Klage,  welche  im  vorliegenden 
Processe  von  denselben  Kläger  im  Oktober  1899  gegen  die  Testamehts- 
▼oUstrecker  des  am  2<  Mai  1899  verstorbenen  Moritz  Gleisner,  als  Ver- 
treter von  dessen  Erben,  beim  L.G.  Hamburg  erhoben  worden  ist.  Der 
Erblasser  war  zur  Zeit  der  in  Chile  voigenommenen  Klaganstellung  und 
von  da  an  fortdauernd  bis  zu  seinem  Tode  Mitgesellschafter  der  in 
Chile  verklagten  Gesellschaft.  Durch  seinen  Tod  ist  die  GesellschaH 
nicht  aufgelöst,  vielmehr  sind  seine  Erben  als  Mitgesellschafter  in  seine 
Stelle  getreten.  Dies  eigiebt  sich  aus  der  vom  Kläger  nicht  beanstan- 
deten notariellen  Bescheinigung,  sowie  daraus,  dafs  auf  der  Voraus- 
setzung der  Teilhaberschaft  der  Erben  an  der  Gesellschaft  die  Klage 
beruht  insofern ,  als  sie  die  Erben  auch  fUr  solche  Handlungen  der 
Gesellschaft  verantwortlich  macht,  welche  erst  nach  dem  Tode  des 
Erblassers  vorgenommen  sind.  Eine  Unterbrechung  des  Chilenischen 
Prozesses  ist  durch  den  Tod  des  Moritz  Gleisner  nicht  herbeigeführt 
worden,  da  die  Gresellschaft  dadurch  nicht  aufgelöst  wurde,  sondern 
zwischen  den  überlebenden  Gesellschaftern  und  den  Erben  des  Ver- 
storbenen fortbestand.  Dafs  in  dieser  Beziehung  von  dem  deutschen 
Rechte  abweichendes  Recht  in  Chile  existiert,  ist  nicht  behauptet  worden 
(cf.  R.G.E.  Bd.  84  S.  862  u.  Cit). 

Hiernach  wird  der  identische  Klaganspruch  gleichzeitig  bei  dem 
chilenischen  Gerichte  g^n  eine  Gesellschaft,  deren  Mitinhaber  die 
Gleisnerschen  Erben  sind,  und  bei  einem  deutschen  Gerichte  g^en  diese 
Erben  persönlich  geltend  gemacht.  Es  wird  dabei  einstweilen  voraus- 
gesetzt, dafs  der  betreffende  Klaganspruch,  soweit  er  in  Chile  erhoben 
worden,  dort  nicht  in  rechtswirksamer  Weise  zurückgezogen  ist,  wie 
Kläger  behauptet  hat  Unter  Zugrundelegung  dieser  Voraussetzung 
hängt  die  Entscheidung  über  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit,  um  die 
es  sich  zur  Zeit  allein  handelt,  von  der  Beantwortung  der  Frage  ab, 
ob,  wenn  eine  Handelsgesellschaft  unter  ihrer  Firma  verklagt  ist,  da- 
durch Rechtshängigkeit  ftbr  die  einzelnen  Gesellschafter  begründet  wird. 
Da  keine  der  Parteien  behauptet  hat,  dafs  nach  Mafsgabe  des  hier  ein- 
greifenden, in  Chile  geltenden  Rechts  diese  Frage  anders  zu  entscheiden 
sein  würde,  wie  sie  bei  Anwendung  des  deutschen  Rechts  entschieden 
werden  mufs,  so  ist  der  Entscheidung  das  deutsche  Recht  zu  Grunde 
zu  legen. 
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Eüemach  erachtet  das  Bernfongsgericht  die  Einrede  der  Rechte- 
httngigkeit  für  nicht  begründet 

Ubrigena  erscheint  die  Bemfong  anch  noch  ans  einem  anderen 
Grunde  verwerflich.  Es  besteht  anscheinend  in  der  Theorie  wie  Ib  der 
Praxis  kein  Dissens  darüber,  dafs,  wenn  ein  Prozefs  im  Auslände  «n- 
hlingig  ist,  die  Einrede  der  Reehtehängigkeit  nur  dann  Busnlaasen  ist, 
wenn  das  im  Auslände  ergehende  Urteil  auch  im  Inlande  zur  Voll- 
streckung gelangen  kann.  (So  äraujpp,  Komm.  Anm.  II  sa  §  661 
C.Pr.O.  alte  Fassung;  Seuffert  Anm.  8;  Wümowshi  &  Levffy  N.  2  ra 
§  235;  Wach  I  S.  247;  R.O.H.G.  Bd.  19  S.  418;  R.G.E.  in  der 
Jur.  Wochenschr.  von  1898  S.  350  Nr.  31;  Seufferts  Archiv  Bd.  47 
Nr.  296.)  Wenn  also  die  Gegenseitigkmt  ewischen  dem  auslUnduacheD 
Staate  und  dem  Inlande  nicht  yerbttrgt  ist,  so  cessiert  mit  der  Ein- 
rede der  rechtskrUftig  entschiedenen  Sache  auch  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit Dieser  Satz  wird  auch  Ton  beklagtischer  Seite  nicht  an- 
gefochten. Beklagter  ist  jedoch  der  Meinung,  er  komme  in  ooncrtto 
nicht  zur  Anwendung,  weil  die  beklagten  Erben  im  Auslande  Vermögen 
besttfsen,  welches  dem  Klüger  die  Befriedigung  aus  dem  ausländischen 
Urteile  sichere.  Die  Beklagten  hätten  daher  alle  Veranlassung,  sich 
auf  den  Rechtsstreit  im  Auslande  einzulassen,  und  sei  es  mithin  inner- 
lich berechtigt,  das  gleichzeitige  Verhandeln  der  beiden  Prozesse  neben- 
einander zu  untersagen.  Die  einschlägige  R.G.  -  Entscheidung  i.  S. 
Schlesinger  gegen  Willner  und  Braun  vom  26.  Januar  1892  {Seufferts 
Archiv  Bd.  47  Nr.  296)  hat  die  von  beklagtischer  Seite  aufgeworfene 
Frage  nur  angeregt,  nicht  entschieden.  Das  Berufungsgericht  ist  indes 
der  Ansicht,  dafs  der  Umstand,  ob  der  Kläger  in  Chile  Vermögen  vor- 
findet, ans  dem  er  eventuell  ein  gegen  die  Gesellschaft  erwirktes  rechts- 
kräftiges Urteil  dort  vollstrecken  lassen  könnte,  ohne  Bedeutung  ist  ftbr 
die  Entscheidung  tlber  die  hier  erhobene  Einrede  der  Rechtshängigkeit. 
Das  Mafs  des  materiellen  Interesses,  welches  die  Beklagte  mehr  oder 
weniger  dringend  veranlassen  könnte,  sich  auf  den  Prozels  im  Ausland 
^zulassen,  giebt  nicht  den  Grund  ab  fthr  die  Zulassung  oder  Ver- 
sagung der  Einrede.  Auch  wenn  gar  kein  Vermögen  der  Beklagten  im 
Auslände  sich  befknde,  könnte  dennoch  sehr  wohl  ein  Interesse  ftir  sie 
existieren,  es  nicht  zu  einer  Verurteilung  kommen  zu  lassen.  Durch 
die  Existenz  solchen  Urteik  könnte  ihnen  der  Handel  mit  Chile  er- 
schwert werden,  sie  würden  sich  eventuell  bei  etwaiger  Anwesenheit 
daselbst  der  Gefahr  des  Personalarrestes  ausgesetzt  sehen  etc. 

Die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  hat  vielmehr  ihren  Grund  einer- 
seits in  der  prozessualen  Konsumtion  des  Klagerechts,  die  durch  An- 
stellung der  Klage  herbeigeftlhrt  wird,  andererseits  in  der  Erwägung, 
dafs  derselbe  Anspruch  nicht  zu  gleicher  Zeit  in  zwei  Prozessen  ver- 
folgt werden  dürfe.  Da  die  Einrede  jedoch  nur  denselben  Umfimg  hat 
wie  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache,  so  mufs  sie  ver- 
sagen, wenn  die  letztere  Einrede  nicht  zulässig  ist  Nach  §  828  Z.  5 
CPr.O.  (neue  Fassung)  ist  aber  die  Anerkennung  des  Urteils  eines 
ausländischen  Gerichts   ausgeschlossen,   wenn   die  Gegenseitigkeit  nicht 
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yerbOrgt  ist.  In  Eraiangeliuig  dieser  Vorauseetzung  im  vorli^enden 
Falle  kann  auf  das  eventaelle  chilenische  Urteil  die  Einrede  der  reehts- 
kriiftig  entschiedenen  Sache  nicht  gestützt  werden.  Es  begründet  fVir 
das  Inland  weder  formelle  (§  723  G.Pr.O.)  noch  materielle  Rechtskraft 

Aus  den  einseitigen  KoUisionsnormen  des  E.G.  s,  B.G.B.,  welche 
das  Heimatrecht  zu  Grunde  legen,  ergiebt  sich  durch  Analogie  die 
Mafsgeblichheit  des  Heimatrechtes  auch  für  die  nicht  erweiterten 

Thatbestände, 

Kammergericht»  YII.  CS.    Beschluß  y.  2.  Februar  1901. 

Ist,  wie  die  Antragstellerin  behauptet,  ihr  Ehemann  österreichischer 
Staatsangehöriger,  so  ist  das  Verhältnis  zwischen  Vater  und  Kindern 
allerdings  nach  österreichischem  Recht  zn  beurteilen.  Das  ist  zwar 
nicht  durch  positive  Oesetzesvorschrift  bestimmt  und  ergiebt  sich  nament- 
lich auch  nicht  ans  Art.  19  Einf.Ges.  z.  B.O.B.,  welcher  lediglich  für 
deutsche  Staatsangehörige  Bestimmungen  trifil.  Die  Entscheidung  ist 
▼ielmehr  unter  Berücksichtigung  analoger  Bestimmungen  des  vorhandenen 
deutschen  Rechtes  den  GrundsKtzen  des  internationalen  Privatrechtes  zu 
entnehmen. 

Dafs  maf^ebend  ftlr  das  Verhältnis  des  Vaters  zu  den  Kindern 
das  Personalstatut  des  ersteren  ist,  ist  unstreitig.  Streitig  dagegen  ist, 
ob  fttir  das  Personalstatut  das  Recht  des  Wohnsitzes  (Territorialitäts- 
princip)  oder  das  durch  die  Staatsangehörigkeit  bedingte  Recht  (Nationa- 
littttsprincip)  mafsgebend  ist  W&hrend  die  Civilisten  vorzugsweise  die 
erstere  Ansicht  vertreten,  stehen  die  Lehrer  des  Völkerrechtes  und  des 
internationalen  Privatrechtes  im  wesentlichen  auf  dem  letzteren  Stand- 
punkte (vergl.  B(fhm,  RHuml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen  §  10). 
Dieser,  welcher  auch  in  einer  Reihe  von  Gesetzgebungen  (der  säch- 
sischen, üranzösischen,  italienischen,  belgischen  u.  s.  w.)  anerkannt  ist, 
hat  in  der  neueren  Wissenschaft  und  Praxis  immer  weitere  Anerkennung 
erlangt,  so  dafs  er  sich  ab  der  herrschende  bezeichnen  läfst  (vergl. 
Prot  6  S.  15,  Stubenrauch,  österr.  B.G.B.  §  34  Anm.  I).  Aus  diesem 
Grunde  hielt  auch  die  II.  Kommission  trotz  BekämpAing  von  ver- 
schiedenen Seiten  bei  der  Beratung  der  Grundsätze  über  die  räumliche 
Hemchaft  der  Rechtsnormen  an  dem  in  der  Vorlage  aufgestellten 
Principe  fest,  dafe  als  Personalstatut  grundsätzlich  nicht  das  durch  den 
Wohnsitz,  sondern  das  durch  die  Staatsangehörigkeit  der  Person  be- 
stimmte Recht  maf^ebend  sei  (Prot  6  S.  6,  15).  In  den  späteren 
Stadien  des  B.G.B.  hat  man  dann  aber  aus  politischen  Gründen  von 
einer  grundsätzlichen  Regelung  des  internationalen  Privatrechtes  Abstand 
genommen  und  sich  zwar  im  wesentlichen  auf  die  Regelung  der  Rechts- 
verhältnisse  deutscher  Staatsangehöriger  beschränkt,  vergl.  E.G. 
Art  18  Satz  1,  14,  15, 18,  19,  20,  22,  24,  in  einzelnen  E^en  jedoch 
auch  Grundsätze  für  das  auf  Ausländer  anzuwendende  Recht  aufgestellt, 
vergl.  E.G.  Art  7,  13  Satz  2,  15  Abs.  2,  17,  25.  In  allen  diesen 
Fällen  aber  ist  als  Princip  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit 
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m  Grunde  gelegt  Hiemach  kann  es  um  so  weniger  Bedenken  unter- 
liegen, nacii  dem  Omndsatse  der  Analogie  das  NationalitiUsprinetp  aneh 
da  zur  Anwendung  zu  bringen,  wo  das  PersonalsCatnt  Ton  im  DentaclMn 
Reiche  wohnenden  AuslMndem  durch  das  Gcsets  selbst  nicht  geregelt 
ist,  insbesondere  also  aach  das  RechtSTerhKltnis  des  Vaters  sn  seinen 
Kindern,  als  dies  Ergebnis  mit  der  herrschenden  Ansicht  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  Übereinstimmt  (vergl.  Niemeyerj  Das  internatio- 
nale Privatrecht  des  B.6.B.  S.  84  ff.,  155). 

Internationales   Übereinkommen  über  den  EisenbahnfracMverJcekr 
vom  14.  Oktober  1890  (R.GJBl.  1892  S.  793)  Artt.  13,  20,  21. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  18.  Dezember  1899. 

R.  sandte  aus  Ungarn  via  Romanshom  an  den  Beklagten  nach 
Metz  einen  Wagen  Bohnen  und  veranlafste  die  KUlgerin,  Schweiserieche 
Nordostbahn,  letzteren  franko  Fracht  Metz  mit  Nachnahme  von  990  Mk. 
zu  expedieren.  In  dieser  Summe  ist  ein  Teil  des  Kaufpreises  enthalten. 
Wegen  dieser  Nachnahme  verweigerte  der  Beklagte  die  Annahme  der 
Ware.  Von  dem  ans  ihrer  Öffentlichen  Versteigerung  ersielten  £ri<ls 
wurden  990  Mk.  an  die  Reichseisenbahnverwaltung  abgef)lhrt  und  von 
ihr  fllr  die  Rechnung  der  Elllgerin  vereinnahmt  Gegen  die  Reichs- 
eisenbahnverwaltung  als  Drittschuldnerin  liefs  der  Beklagte  wegen  einer 
ihm  angeblich  gegen  R.  aus  jener  Bohnenlieferung  zustehenden  G^egen- 
forderung,  die  nach  Annahme  des  Beklagten  an  R.  geg^n  gedachte 
Verwaltung  zustehende  Forderung  auf  Herauszahlung  der  990  Mk.  im 
Wege  des  Arrestes  pflftnden.  Dem  Widerspruche  der  E^ligerin  gegen 
diese  PfHndung  wurde  unter  deren  Aufhebung  stattgegeben  aus  folgen- 
den, den  sonstigen  Sachverhalt  ergebenden  Grtlnden: 

Ein  Vertragsverhftltnis  zwischen  dem  Beklagten,  der  als  Empfilnger 
die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hat,  und  der  Klägerin  besteht  nicht 
Andererseits  durfte  das  Lagerbaus  Romanshom  —  hier  unbestritten 
rechtlich  identisch  mit  der  Schweizerischen  Nordostbahn  —  auf  das  an 
sie  gerichtete  Ersuchen  des  R.  eingehen,  und  hatte  sich  dabei  nicht  zu 
fragen,  ob  die  nachträgliche  Belastung  des  Gutes  mit  einer  Nachnahme 
dem  zwischen  R.  und  dem  Beklagten  geschlossenen  Vertrage  zuwider- 
laufe. In  letzterer  Hinsicht  ergeben  die  herbeigezogenen  Akten  über 
den  zwischen  dem  Beklagten  und  dem  R.  anhängig  gewesenen  Prozease, 
dafs  dieser  sich  in  der  That  vertragswidrig  durch  jene  Nachnahme  den 
Kaufpreis  der  10000  kg  Bohnen,  soweit  er  durch  die  am  2.  Dezember 
1895  vom  Beklagten  acceptierten  Tratte  nicht  gedeckt  war,  yerschafit 
hat.  Die  erfolgte  Auszahlung  der  990  Mk.  an  R.  seitens  der  Eüägerin 
ist  nicht  bestritten  worden. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  der  Klägerin  für  diesen  Betrag  ein  gesetz- 
liches P&ndrecht  zustand.  Mafsgebend  ist  das  intern.  Übereinkommen 
vom  14.  Oktober  1890.  Nach  seinen  Artt  6k,  13,  20,  21  mufs  die 
gestellte  Frage  bejaht  werden.  Dasselbe  unterscheidet  zwischen  1)  Nach- 
nahmen,  welche  sofort   bei   der  Aufgabe  des  Gutes  an  den  Absender 
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gwahlt  weiden,  ohne  die  Zahlung  bessw.  den  Eingang  seitenB  des 
BmpflbigeTS  abzuwarten:  vor  Eingang  oder  Nachnahmen  im  vorhinein 
(BarvoxBchttsse) ;  2)  Nachnahmen,  welche  erst  nach  Zahlung  seitens  des 
Empßlngers  dem  Absender  ausgezahlt  werden:  Nachnahmen  nach 
Eingang,  welche  Nachnahmen  in  zwei  im  internationalen  Frachtbriefe 
besonders  dafür  bestimmten  Rubriken  („Barvorschttsse  und  Nachnahmen 
nach  Eingang**)  zu  verzeichnen  und  in  einer  darunter  befindlichen 
Rubrik  zu  specifizieren  sind.  Vorliegend  ist  der  Barvorschufs  als  Fracht 
specifiziert,  wahrend  er  in  Wirklichkeit  einen  Teil  des  Kaufpreises  dar- 
stellt Aber  auch  als  Teil  des  Kaufpreises  Mit  dieser  Barvorschufs 
unter  diejenigen  Forderungen,  fUr  welche  nach  Artt  20  und  21  dt 
die  Eisenbahn  die  Rechte  eines  Faustpfiuadgläubigers  am  Gute  hat,  so- 
lange dieses  in  der  Verwahrung  der  Eisenbahn  oder  eines  Dritten  sich 
befindet,  der  es  für  sie  innehat  Es  wird  dabei  nicht  unterschieden 
zwischen  Spesennachnahme  und  Nachnahme  des  Kaufpreises  (Wert- 
nachnabme).  Fragliches  Faustpfiindrecht  der  Klägerin  ging  nicht  ver- 
loren, nachdem  die  Beklagte  die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hatte. 
Denn  das  Gut  blieb  in  der  Verwahrung  der  Empfiingsbahn  bezw.  des 
Spediteurs  zu  Metz,  der  es  für  sie  innehatte,  und  wurde  am  11.  April 
1896  gemäfs  Art.  407  (§  437  Abs.  2)  H.G.B.  öffentlich  verkauft. 
Dafs  dieser  Verkauf  zugleich  für  Rechnung  der  Klägerin  stattgefunden 
bat,  läfst  sich  um  so  weniger  bezweifeln,  als  die  Empfangsbahn  im 
Januar  1896  durch  die  Direktion  der  Nordostbahn  ersucht  worden  war, 
baldmöglichst  verkaufen  zu  lassen  und  dafür  besorgt  zu  sein,  dafs  die 
Lagerhausverwaltung  Romanshom  für  den  Barvorschufs  von  990  Mk. 
(welcher  den  Betrag  der  „Vorfiracht^  darstelle)  Deckung  erhalte.  Mit 
dem  Verkaufe  war  das  Pfand  realisiert;  vom  Versteigemngserlöse 
wurden  990  Mk.  als  auf  die  Nachnahme  entfallend,  mithin  der  Klägerin 
gehörig,  ausgeschieden,  und  der  Stationsgüterkasse  Metz  übermittelt 
Letztere  trug  jedoch  Bedenken,  diesen  Betrag  an  die  ELlägerin  abzu- 
führen, weil  der  Beklagte  ihn  irrtümlich  als  dem  R.  gehörig  ansprach 
und  dessen  angebliche  Forderung  auf  Herausgabe  der  990  Mk.  im 
Wege  des  Arrestes  pf^den  liefs. 

Bei  dieser  Sachlage  hält  es  das  Berufungsgericht,  zumal  der  Fall 
des  Art.  410  Abs.  2  (§  441  Abs.  2)  H.G.B.  nicht  gegeben  ist,  im 
Gegensätze  zum  ersten  Richter  fOr  zulässig,  dafs  die  Nordostbahn,  Air 
deren  Rechnung  die  990  Mk.  bereits  eingezogen  sind,  gegen  den  der 
Auszahlung  dieser  Summe  entgegenwirkenden  Beklagten  als  Klägerin 
auftritt,  um  gemäfs  §  690  (771)  O.Pr.0.  die  Aufhebung  seiner  die 
Auszahlung  hindernden  Pf^dung  zu  beantragen. 

Im   Fälle    des   Art.   11    des    internationalen    Abkommens    vom 
14,  November  1896  ist  der  §  85  G,K.G.  unanwendbar. 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichtes  Hamburg  vom  8.  Februar  1901. 

Der  Wortlaut  des  Art.  11  bietet  zu  Zweifeln  in  betreff  der  Aus- 
legung Anlafs.     Zu  den  Prozefskosten  gehören  auch  die  Gerichtskosten* 
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Der  AoBdrack  der  fhmsöstschen  Übemchrift  „OauHo  jiMcaium  soM" 
deutet  eher  auf  eine  Sicherstelliing  der  Kosten,  über  welche  das  Urtol 
entscheidet,  und  somit  anf  eine  Sicherstellang  nur  des  Beklagten,  weü 
das  Urteil  nur  über  die  Verpflichtung  der  Parteien  sor  Koatentragnsg 
entscheidet,  wllhrend  die  Verpflichtung  des  (spanischen)  Klagen  sor 
8icher8tellung  der  Gerichtskosten  auf  dem  Gesetze,  nicht  auf  dem  Urteile 
beruht  Ein  weiteres  Argument  für  die  engere  Auslegung  bietet  der 
Umstand,  dafs  das  Äquivalent,  welches  der  Art  12  des  Abkommen! 
ftSa  die  Befreiung  der  Auslttnder  von  der  erhöhten  Kautionapflicht  ia 
der  Erleichterung  der  Zwangsvollstreckung  bietet,  nach  dem  klaren 
Wortlaute  des  Art.  12  sich  nur  auf  Entscheidungen  besieht,  wodurch 
der  ausländische  Klttger  in  die  Prozefskosten  verurteilt  ist  Aach  die 
Denkschrift,  mit  welcher  das  Abkommen  dem  deutschen  Reichatage  vor- 
gelegt worden  ist  (Sten.  Ber.  1897/98,  Anlageband  1  Nr.  15)  erörtert 
nur-  die  Abänderung,  welche  das  Abkommen  in  Bezug  auf  die  C.Pr.O. 
§102  (jetzt  §  110)  normierte  Verpflichtung  des  ausländischen  KlMgerB, 
dem  Beklagten  auf  dessen  Verlangen  wegen  der  Prozeftkoetea  Sicher- 
heit zu  leisten  herbeiführt.  Andererseits  spricht  der  Gebrauch  der 
Worte:  „aucune  caution  ni  dSpöt  sous  qudque  MnominaHon  gtu  ce 
soW^  im  französischen  Texte  bezw.  „eine  Sicherheitsleistung  oder  Hinter- 
leg^g,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei*',  im  deutschen  Texte 
des  Art  11  ^r  die  weitere  Auslegung.  Bei  dieser  Sachlage  hat  sicfa 
das  Gericht  durch  Vermittelung  des  Senates  mit  einem  Auskunftsenuchen 
an  das  Reichsamt  des  Auswärtigen  gewendet  Die  Auskunft  besagt 
dafs  die  Frage,  ob  die  Vorschrift  des  Art.  11  sich  nur  auf  die  vom 
EJäger  dem  Beklagten  zu  leistende  Sicherheit  oder  auch  auf  die  Vor- 
schufspflicht  für  die  Oerichtskosten  bezieht,  auf  der  Haager  Konferfflu 
tlberhaupt  nicht  zur  Sprache  gekommen  ist,  und  dafs  ebensowenig  Aber 
diese  Frage  beim  Abschlüsse  des  Abkommens  oder  später  Verhandlungen 
unter  den  beteiligten  Regierungen  stattgefunden  haben.  Die  der  Aus- 
kunft beigefügten  Protokolle  über  die  Verhandlungen  der  Haager  Kon- 
ferenz, welche  sich  im  wesentlichen  in  der  neuerdings  von  Asser  ve^ 
öffentlichten  Schrift  ^La  ConvenHan  de  la  Haye  du  14.  nav,  1896^ 
wiedergegeben  finden,  ergeben,  dafs  die  Absicht  der  das  Abkommen 
vorbereitenden  Kommission  sowohl  wie  der  Konferenz  dahin  ging  „d 
faire  disparaUre  autant  que  poBStble  au  moyen  des  Conventions  inter- 
nationales les  dispositions  exceptionettes  ä  Tdgard  des  ärangers^  {Asser 
S.  96,  100,  101,  113,  wo  das  von  der  Kommission  empfohlene  System 
als  dahin  gerichtet  bezeichnet  wird,  ^ä  ddcHarer  supprimSe  toute  exigence 
de  garantie  judiciaire  fondSe  soU  sur  la  nationaiitS  4tramghre^  soi^  sur 
le  domicHe  ou  la  risidence  ä  Väranger  du  demandeur  ou  de  Vinter- 
vencmt^y 

In  Rücksicht  hierauf  ist  der  weiteren  Auslegung  der  Vorzug  zu 
geben.  Es  läist  sich  zwar  nicht  verkennen,  dafs  wegen  der  be- 
schränkten Fassung  des  Art  12  die  Eintreibung  der  Oerichtskosten  in 
Fällen,  in  welchen  der  einfache  Vorschufs,  dem  auch  die  Inländer 
unterworfen  sind,   zur  Deckung  nicht  ausreicht,   bei  dieser  Auslegung 
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ersehwert  wird.  Aber  dieses  Bedenken  ist  bei  den  Verhandlangen 
nicht  znr  Sprache  gekommen,  und  es  iKfst  sich  nicht  erweisen,  dafs 
die  deutsche  Vertretang  und  die  tibrigen  Vertragsstaaten  den  Art  11 
in  dem  beschränkten  Sinne  haben  verstehen  wollen,  dafs  er  nur  so  weit 
reichen  solle  wie  das  Korrelat  des  Art  12.  Und  da  auch  der  Aus- 
druck der  Überschrift  ^CauHo  judicakum  soM^j  namentlich  im  Ver- 
gleiche mit  der  Überschrift  des  deutschen  Textes  „Sicherheitsleistung 
für  die  Prosefskosten**  für  die  engere  Auslegung  nicht  entscheidend  in 
Betracht  kommen  kann,  so  mufs  der  Inhalt  des  Textes  „chAcune  cauiion 
ni  d^öt  8OU8  qudque  Mnomination  que  ce  soit^^  bezw.  „eine  Sicher- 
heitsleistung oder  Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei*', 
zu  Ounsten  der  weiteren  Auslegung  den  Ausschlag  geben. 


Sicherheitsleistmg  der  Türken  aus  §  110  C.P.O. 
Zwischenurteil  des  Kanunergerichts  yom  1«  Dezember  1900. 

Der  Ttlrke,  welcher  Kläger  und  Berufungskläger  ist,  hat  dem  Be- 
klagten wegen  der  Kosten  der  Berufung  Sicherheit  zu  leisten.  Nach 
Art  186  der  tttrkischen  C.P.O.  von  1879  hat  der  Berufungskläger  dem 
Berufnngsbeklagten  für  die  Prozefskosten  der  Berufungsinstanz  Sicher- 
heit zu  leisten  und  zu  diesem  Zwecke  einen  sicheren  Btligen  zu  stellen. 
Nach  türkischem  Gesetz  ist  also  ein  Deutscher  „in  gleichem  Falle" ^ 
d.  h.  wenn  er  ab  Kläger  auftritt,  zwar  nicht  in  der  ersten  Instans, 
aber  doch  wenn  er  Berufung  einlegt,  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet. 
Damit  ist  aber  die  Ausnahme  des  §  110  Abs.  2  Z.  1  ausgeschlossen 
nnd  die  Anwendung  des  Abs  1  geboten.  Dafs  diese  Pflicht  der 
Sicherheitsleistung  in  der  Türkei  in  gleicher  Weise  Inländern  wie  Aus- 
ländem, also  nicht  nur  den  in  der  Türkei  als  Berufungskläger  auf- 
tretenden Deutschen  obliegt,  ändert  an  der  Sache  nichts,  da  nur  eine 
sachliche  Gegenseitigkeit  die  Anwendung  des  §  110  Abs.  1  ausschliefst 
(vgl.  Qaupp,  C.P.O.  4.  Aufl.  §  110  IV  und  die  dort  Citierten.) 

1.  Nach  welchem  Rechte  bestimmt  sich  die  Farm  der  Verlöbnisse? 

2.  Auf  die  Vertragsstrafe  Tcann  nicht  aus  einem  Verlöbnisse  ge- 
klagt werden,  welches  vor  dem  1.  Januar  1900  geschlossen,  aber 

erst  nachher  gebrochen  ist.  (B.G.B.  §§  lJ297y  34^. 

Besehlnfs  des  Kammergerichts  vom  23.  Januar  1901. 

Partelen  haben  ihren  Wohnsitz  in  Berlin.  Klägerin  hat  tmter  der 
Behauptung,  dafs  der  Beklagte  ihr  1899  in  W«,  wo  damals  Verltfbnis- 
vertrttge  formlos  geschlossen  werden  konnten,  die  Ehe  und  für  den 
Fall,  dafs  er  sie  nicht  heirate,  40000  Mk.  versprochen  habe,  einen 
Teil  dieser  Summe  eingeklagt,  weil  sich  Beklagter  1900  anderweit 
verlobt  hat     In  erster  Instanz  abgewiesen,  hat  sie  für  die  Berufungs- 
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iotUaz  das  Armenreeht  nachgefacht  Daa  Gesuch  ist  jedoch  nuilck- 
gewiesen  ans  folgenden  Gründen: 

(Nachdem  ausgeführt  ist,  dafs  ans  thatsäehlichen  Grtknden  ein 
Yo-löbnisvertrag  ab  abgeschlossen  nicht  angesehen  werden  könne»  wird 
fortgefahren):  Aber  selbst  einen  solchen  nnterstellt,  so  wOrde  er  anch 
ans  Becbtsgrilnden  der  Wirksamkeit  entbehren.  Allerdings  bestimmt 
sich  die  Form  eines  Verlöbnisvertrsges  wie  die  jedes  anderen  Vertrages 
regelmliisig  nach  den  am  Orte  des  Abschlusses  gettenden  Gesetaen. 
Allein  da,  wo  die  Personalstataten  der  Beteiligten  smr  SichersteUnng 
gegen  Nachteile  eine  bestimmte  Form  yorschreiben ,  sind  diese  an  be> 
obachten,  ohne  dafs  es  darauf  ankommt,  ob  die  Kontrahenten  absichtlich 
aar  Umgehung  des  Gesetxes  oder  ohne  solche  Absicht  den  Verl5bnJs- 
▼ertrag  aufserhalb  des  Herrschaftsgebietes  ihres  Personabtatutes  ab- 
geschlossen haben.  Eine  derartige  Prohibitirvorschrift  enthält  aber  §  82 
A.L.R.  II 1,  welcher  in  der  Karmark  nicht  suspendiert  ist  (Siriethorst 
45  S.  368).  Da  die  Parteien  in  Berlin  ihren  Wohnsitz  haben,  so 
können  sie  jene  Vorschfift,  der  sie  durch  ihren  Wohnsitz  unterworfen 
sind,  nicht  willkürlich  aufser  Anwendung  setzen  (Seufferts  Arch.  5 
S.  161 ;  JBGhm,  Räuml.  Herrsch,  d.  Rechtsnormen  S.  37).  Der  Ansiebt 
▼on  Häbichtj  Einwirkungen  8.  376,  dafs  ein  formungUltiges  Verlöbnis 
mit  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  von  selbst  gtütig  werde,  kann  nicht 
beigetreten  werden.  Indessen  selbst  bei  Unterstellung  eines  gültigen 
VerlObnisvertrages  würde  die  Klage  keinen  Erfolg  haben  können.  §  1297 
Abs.  2  B.G.B.  erklttrt  das  Versprechen  einer  Strafe  ftbr  den  Fall,  daf» 
die  Eingehung  einer  Ehe  unterbleibt,  fUr  nichtig.  Hier  soll  zwar  das 
Versprechen  der  Strafe  schon  1899  gegeben  sein,  und  nach  Art.  170 
E.G.  bleiben  ftlr  ein  SchuldverhiQtnis ,  welches  vor  dem  Inkrafttreten 
des  B.G.B.  entstanden  ist,  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend.  Allein 
dadurch  ist,  wie  in  den  Motiven  zu  Art  103  des  Entwurfes  I  und 
den  Protokollen  (6  S.  498  f.)  hervoigehoben  und  auch  vom  Reichs- 
gerichte bereits  anerkannt  ist  (J.W.  Sehr.  1901  S.  1),  nicht  aus- 
geschlossen, dafs,  wenn  einzelne  Normen  des  B.G.B.  einen  prohibitiven 
Charakter  haben,  dergestalt,  dafs  sie  auch  die  bestehenden  Schuldver- 
hältnisse zu  ergreifen  beabsichtigen,  was  im  Wege  der  Auslegung  fest- 
anstellen  ist,  dieser  rückwirkenden  Tendenz  Folge  zu  geben  ist  So 
aber  liegt  hier  der  Fall. 

Der  Entwurf  I  enthielt  im  §  1227  die  Bestimmung,  dafs  durch 
das  Verlöbnis  eine  Verbindlichkeit  der  Verlobten  zur  Schliefsung  der 
Ehe  nicht  begründet  werde,  woraus  sich  im  Zusammenhalt  mit  §  424 
(B.G.B.  §  344)  von  selbst  ergab,  dafs  die  Verabredung  einer  Strafe 
für  den  Fall,  dafs  die  Ehe  nicht  zu  stände  kommen  sollte,  unwirksam 
war  (Mot  4  S.  3).  In  der  11.  Kommission  ging  die  Mehrheit  davon 
ans,  dafs  es  nicht  richtig  sei,  den  Satz  au&ustellen,  dafs  das  Verlöbnis 
unter  keinen  Umständen  ein  Rechtsgeschäft  sein  könne.  Thatsächlich 
würde  es  vielfach  als  solches  aufgefafst  und  behandelt.  Es  müsse  not- 
wendig zu  Mifsverstttndnissen  führen,  wenn  man  an  die  Spitze  der 
Vorschriften  über  das  Verlöbnis  den  Satz  stelle,    dafs  es   keine  Ver- 
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pflichtong  zur  Eingehnng  der  Ehe  begründe.  Man  erwecke  dadurch 
den  AnBchein,  ab  solle  damit  auch  die  im  Verlöbnis  liegende  sittliche 
Verpflichtiing  verneint  werden.  Man  erachtete  es  deshalb  für  aus- 
reichend, den  Satz  aoszosprechen,  dalk  ans  dem  Verlöbnis  keine  Klage 
«nf  Eingehung  der  Ehe  zugelassen  werde,  und  im  (Ibrigen  die  Frage 
nach  dem  principiellen  Charakter  des  Verlöbnisses  der  Wissenschaft  zu 
überlassen  sei  (Prot.  4  S.  1  ff.)*  ^(^  Rücksicht  auf  diese  veränderte 
Fassung  des  §  1227  erschien  es  indessen  zweckmttfsig,  den  mit  dem 
«rsten  Entwürfe  übereinstimmenden  Satz,  dafs  das  Versprechen  einer 
Strafe  zur  Aufrechterhaltnng  eines  Verlöbnisses  unwirksam  sei,  be- 
sonders auszusprechen  (Prot.  S.  9).  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  der 
Zweck  des  Abs.  2  des  §  1297  ist,  aufser  Zweifel  zu  stellen,  dafs  der 
Satz,  da(B  eine  Strafe  nicht  wirksam  fUr  eine  gesetzlich  unzulKssige 
Leistung  vereinbart  werden  kann ,  auch  auf  das  Verlöbnis  Anwendung 
£nden  soll,  trotzdem  das  Gesetz  die  Leistung  aus  dem  G^esetz  nicht 
für  unwirksam,  sondern  nur  fiXr  nicht  klagbar  erklftrt  hat. 

Erwttgt  man  nun,  dafs  die  Bestimmung  des  §  1297  Abs.  1 ,  daA 
«US  einem  Verlöbnis  auf  Eingehung  der  Ehe  nicht  geklagt  werden 
kann,  eine  Vonchrift  zwingenden  Rechtes  ist,  welche  auch  auf  Ver- 
löbnisse Anwendung  findet,  die  noch  unter  der  Herrschaft  des  früheren 
Rechtes  geschlossen  sind  (Rsp.  1  S.  30,  J.W.Schr.  1900  S.  727),  ao 
«rgiebt  sich,  dafs  auch  der  Abs.  2,  welcher  ein  Ausflufs  der  Unklag»- 
barkeit  des  Verlöbnisses  das  Versprechen  einer  Strafe  Air  den  Fall, 
dafs  die  Eingehung  einer  Ehe  unterbleibt,  für  nichtig  erklärt,  auf  Vet* 
löbnisse  zur  Anwendung  gebracht  werden  mufs,  welche  vor  dem 
1.  Januar  1900   geschlossen  sind.     Übereinstimmend  HälndU  8.  877. 


B.    Strafpecht.  —  Straflprozeft. 

BedetUimg   der  Exterritorialität  der  in  den  §§  18  und  19  des 
u^erichtsverfassungsgesetzes  beeeichneten  Personen. 

Urteil   des  Kammergerichts  in  Berlin  vom  26.  Juni  1899  (Pr.  JuBtMin.BL 

62.  Jahrgang,  1900,  S.  579  ff.). 

Gründe:  Der  Angeklagte  ist  nach  der  Feststellung  des  Vorder- 
richters französischer  Unterthan,  und  zwar  bis  September  1898  Be- 
diensteter des  spanischen  Gesandten  beim  Deutschen  Reiche.  Er  ist 
beschuldigt,  am  18.  August  1898  die  Köchin  J.  R.  vorsätzlich  körper- 
lich mifshandelt  zu  habcm,  und  zwar  zum  Teile  mittelst  einer  das  Leben 
gefährdenden  Behandlung.  Der  Vorfiedl  hat  sich  im  Gesandtschaftshotel 
des  spanischen  Gesandten  zu  B.  zugetragen.  Der  Vorderrichter  hat  es 
dahingestellt  gekssen,  ob  das  gedachte  Gesandtschaftshotel  als  Ausland 
im  Sinne  des  §  4  Str.G.B.  anzusehen  ist,  er  hat  auch  eine  thatsüchliche 
Feststellung  bezüglich  der  That  selbst  nicht  getrofien  und  in  der  Er- 
wägung, dafs  der  Angeklagte  nach  §§  18  und  19  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes  zur  Zeit  der  That  nicht  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unter* 
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Btanden  habe,  und  dafs  deshalb  die  Thal  als  für  ein  deatsches  Gr«nc]it 
Überhaupt  nicht  ezistiecend  ansnBehen  lei,  das  Ver&hren  geigen  den 
Angeklagten  eingestellt. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  die  Königliche  Stsatsanwaltschaft  die  Re- 
vision eingelegt,  indem  sie  Verletzung  des  §  8  Str.Q.B.  ond  der  §§18 
und  19  6.V.6.  rttgt     Die  Beschwerde  ist  b^grtlndet. 

Der  §  18  a.  a.  0.  bestimmt:  „Die  inlUndische  Gerichtsbarkeit  er- 
streckt sich  nicht  auf  die  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Deutaehen 
Reiche  beglaubigten  Missionen  etc.^  und  §  19  a.  a.  0.  lautet:  ,Anf 
die  Familienmitglieder,  das  Geschftftspersonal  der  im  §  18  erwähotcn 
Personen  und  auf  solche  Bedienstete  derselben,  welche  nicht  Deutsche 
sind,  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  Anwendung.  **  Der  Vorder- 
richter hat  nun  ausgeführt,  dafs  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der 
Angeklagte  wegen  des  ihm  sur  Last  gelten  Veigehens  in  Deutschland 
verfolgt  werden  kann,  sich  aus  den  §§18  und  19  a.  a.  0.  eigebe. 
Nach  diesen  Bestimmungen  habe  der  Angeklagte  bis  su  seiner  Entlaasong 
aus  dem  Dienste  des  Gresandten  nicht  der  inländischen  Gerichtsbarkeit 
unterstanden.  Diese  Vorschrift  sei  nicht  lediglich  prozessual,  wie  der 
erste  Richter  annehme,  vielmehr  n^ere  §  18  und  19  a.  a.  0.  die 
Justizhoheit  des  Deutschen  Reiches  tlber  die  dort  bezeichneten  Per- 
sonen. Alle  Strafthaten,  die  von  diesen  Personen  begangen  würden, 
existierten  für  die  deutschen  Gerichte  nicht. 

Diese  Ausführungen  sind  rechtsirrtttmlich.  Die  §§  18  und  19 
a.  a.  0.  befreien  allerdings  die  dort  erwähnten  Personen  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit,  aber  nicht  den  deutschen  Strafrechtsnormen. 
Diese  Vorschriften  beruhen  auf  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  (vgL 
Motive  zum  G.V.G.  S.  55).  Der  Grund  dieser  Befreiung  von  der 
Gerichtsbarkeit  des  Aufenthaltsstaates,  ist,  wie  Geffdcen  in  Heffter- 
Oeffcken^  „Das  europäische  Völkerrecht  der  G^enwart''  8.  Ausg.  8.  440 
Anm.  2  ausführt,  dafs  der  Gesandte  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Auf- 
enthaltsstaates vollkommen  unabhängig  sein  mufs,  weil  anderen&Us  er 
von  dem  Aufenthaltsstaate  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  könnte 
und  so  der  Regierung  fortwährend  Gelegenheit  gegeben  wäre,  unter 
•dem  Verwände  eines  Verdachts  und  notwendiger  Untersuchung  seine 
Freiheit  zu  beschränken. 

„Und  um  die  Konflikte  zwischen  deutschen  Strafgerichtsbehörden 
mit  den  diplomatischen  Agenten,  eventuell  den  durch  sie  vertretenen 
Mächten  möglichst  zu  vermeiden,  läfst  man*',  wie  Bindmg  in  seinem 
Handbuche  des  Strafrechts  Bd.  1  S.  697  ausführt,  „auch  die  Familie 
derselben,  ihr  Geschäftspersonal  und  ihre  fremdländischen  Bediensteten 
an  dem  gleichen  Privilegium  participieren.^  Die  Exemtion  eines  Be- 
diensteten eines  Gesandten  besteht  also  lediglich  im  Interesse  des  letz- 
teren (so  auch  V.  Bar,  „Internationales  Privat-  und  Strafrecht^  1.  AufL 
8.  574  Anm.  7).  Die  Vorschriften  der  §§  18  und  19  a.  a.  0.  bewirken 
für  die  dort  erwähnten  Personen  Freiheit  vom  Gerichtszwange,  eine 
UnVerfolgbarkeit  (vgl.  Binding  a.  a.  0.  S.  685 ;  Olshausm^  Kommentar 
5.  AujB.  Anm.  21  zu  §  3  Str.G.B.;  UUmann,  Strafprozefsrecht  8.  65; 
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Bmnecke,  Strafprozefarecht  S.  41;  Zom^  Reichsstaatsrecbt  II 
S.  462). 

Die  Verfolgbarkeit  ist  suspendiert,  so  lange  die  in  den  §§18  und 
19  bezeichneten  Personen  eine  der  dort  gedachten  Stellungen  ein- 
nehmen. Da  der  Zweck  dieser  Bestimmungen  nur  dabin  geht,  den 
diplomatischen  Vertretern  die  ungestörte  Ausübung  ihres  Berufs  und 
die  ungestörte  Verwendung  ihres  Personals  zu  sichern,  so  hört  fUr  die 
in  den  §§18  und  19  a.  a.  0.  genannten  Personen  die  Freiheit  vom 
üerichtszwange,  die  Unverfolgbarkeit  auf,  sobald  für  sie  der  Zweck  der 
gedachten  Bestimmungen  wegf^lt,  sobald  sie  also  ans  der  Stellung  aus- 
scheiden, auf  Grund  deren  ihnen  die  sogenannte  Exterritorialität  zu- 
stand. Heffter '  Qeffchm  sagt  a.  a.  0.  S.  104:  „Das  Hecht  der  Ex- 
territorialität dauert  nur  so  lange  als  ihr  Grund. ^  Die  Verfolgbarkeit 
des  Angeklagten  war  demnach,  so  lange  er  Bediensteter  des  spanischen 
Gesandten  war,  suspendiert,  sie  ist  aber  mit  seiner  Entlassung  aus  dem 
Dienste  des  Gesandten  wieder  eingetreten,  weil  seine  Exemtion  lediglich 
im  Interesse  des  Gesandten  bestand. 

Schon  nach  dem  Wortlaute  des  §  18  a.  a.  0.:  ^Die  inländische 
Gerichtsbarkeit  erstreckt  sich  nicht*',  ist  es  unzweifelhaft,  dafs  gegen 
die  in  den  §§18  und  19  a.  a.  0.  bezeichneten  Personen  ein  Straf- 
ver&hren  vor  deutschen  Gerichten  unzulässig  ist,  so  lange  sie  eine  der 
dort  gedachten  Stellungen  einnehmen,  und  es  ist  auch  unzweifelhaft, 
dafs  diese  Personen,  sobald  sie  aus  dieser  Stellung  ausgeschieden  sind, 
sowohl  wegen  der  Strafthaten  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unter- 
stehen, welche  sie  verübt  haben,  bevor  sie  eine  der  in  den  §§18  und 
19  a.  a.  0.  gedachten  Stellungen  einnehmen,  als  auch  wegen  der  Straf- 
thaten,  welche  sie  nach  dem  Ausscheiden  aus  dieser  Stellung  verübt 
haben. 

Aus  dem  Umstände,  dafs  die  Vorschriften  der  §§18  und  19  a.  a.  0. 
nur  die  Verfolgbarkeit  hindern  und  keine  Exemtion  von  den  deutschen 
Strafrechtsnormen  bewirken,  folgt  auch  weiter  von  selbst,  dafs  die  ge- 
nannten Personen  auch  wegen  aller  Strafthaten  der  inländischen  Gerichts- 
barkeit unterworfen  sind,  welche  sie  während  ihrer  sogenannten  Ex- 
territorialität verübt  haben. 

Dieser  sich  ergebende  völkerrechtliche  Grundsatz  findet  auch  seine 
viel&che  Anerkennung  in  der  Litteratur.  So  sagt  Binding  a.  a.  O. 
S.  686,  dafs  die  Exterritorialen  nur  unverfoigbar  sind  „für  die  Dauer 
ihrer  Exterritorialität,  während  derselben  allerdings  auch  wegen  aUer 
früheren  den  inländischen  Gesetzen  unterfallenden  BLandlungen;  nach 
Beendigung  des  Exterritorialitätsverhältnisses  sind  sie  verfolgbar  selbst 
wegen  aller  von  ihnen  als  Exterritorialen  und  in  noch  früherer  2^it  be- 
gangenen Verbrechen,  sofern  die  Verjährung  noch  nicht  Platz  ge- 
griffen hat**. 

Während  Professor  Dr.  t;.  Kries  in  seiner  Abhandlung :  „Das  per- 
sönliche Herrschaftsgebiet  der  Strafprozefsgesetze"  im  Archiv  ftlr  öffent- 
liche Rechtspflege  Bd.  5  S.  358  f1lr  die  Gesandten  und  Botschafter  eine 
dauernde  materiell-rechtliche  Exemtion   in  Anspruch  nimmt,   ist  er  im 
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Zweifei,  ob  ein  Gleiches  aaeh  f^  die  Familienmit|;lieder  dieser  Per- 
Bonen,  das  Geechäftspenonal  und  die  BedieDSteten  gelten  soll,  oder  ob 
die  genannten  Kategorien  nicht  lediglich  für  die  Daaer  ihres  Voriiftlt- 
nisses  prozessualisch  eximiert  sind.  Hiertflr  entscheiden  sich  auch  er.  Bar 
a.  a.  0.  8.  574  Anm.  7  und  dieselbe  Ansicht  vertritt  auch  Hamburger  i 
„Der  strafrechtliche  Begriff  Inland*  S.  188.  Wenn  v.  J&ies  a.  m.  O. 
und  auch  v,  lAstt  in  seinem  Lehrbuche,  9.  Aufl.  S.  107  Anm.  3«  in 
der  Exterritorialität  einen  persönlichen  Strafausschiieflnmgsgrund  finden, 
so  verkennen  sie  zunttchst  den  klaren  Wortlaut  der  §§18  und  19 
a.  a.  O.,  welche  nur  eine  Befreiung  von  der  Gerichtsbariceit  Torsclireiben, 
sowie  den  Zweck  der  Vorschrift,  welcher,  wie  bereits  oben  erwKhnt, 
lediglich  dahin  geht,  den  diplomatischen  Vertretern  die  ungestörte  Aus- 
übung ihres  Berufes  zu  sichern.  Im  vorliegenden  FaUe  wird  nun  dem 
Angdklagten  zur  Last  gelegt,  dafs  er  zu  der  Zeit,  als  er  Bediensteter 
bei  dem  spanischen  Gesandten  war,  sich  einer  vorsätzlichen  Körper- 
verletzung schuldig  gemacht  habe.  Da  der  Angeklagte  aus  dem  Dienste 
des  Gesandten  ausgeschieden  ist,  so  steht  seiner  Bestrafung,  sofern  die- 
selbe sonst  gegeben  ist,  die  Bestimmung  des  §  19  G.V.G.  nicht  ent- 
gegen, vielmehr  greift  die  Bestimmung  des  §  8  Str.G.B.  Platz,  nach 
welcher  die  Stra%esetze  des  Deutschen  Reichs  auf  alle  hn  Gkbiete  des- 
selben begangenen  strafbaren  Handlungen  Anwendung  finden,  auch  wena 
der  Thäter  ein  Ausländer  ist. 

Da  sich  die  Revision  der  Staatsanwaltschaft  g^gen  ein  Urteil  richtet, 
welches  von  einem  Landgericht  in  der  Berufungsinstanz  eigangen  ist 
und  nach  §  380  Str.Pr.O.  gegen  die  in  der  Berufungsinstanz  erlassenen 
Urteile  die  Revision  wegen  einer  Verletzung  einer  Rechtsnorm  über  das 
Verfohren  nur  auf  Verletzung  der  Vorschrift  des  §  398  gestützt  werden 
kann,  so  war  noch  zu  prttfen,  ob  die  Rüge  der  Verletzung  der  §§18 
und  19  G.V.G.  sich  als  eine  Rflge  wegen  Verletzung  einer  Rechtsnorm 
über  das  Verfahren  darstellt  und  als  solche  nach  §  380  Str.Pr.O.  un- 
zulässig ist.  Das  Revisionsgericht  hat  diese  Frage  verneint.  Die  Be- 
stimmungen der  §§18  und  19  G.V.G.  haben  nicht  blofs  einen  prozefs- 
rechtlichen,  sondern  auch  einen  völkerrechtlichen  Inhalt,  sie  betrefien 
nicht  die  Strafverfolgung  selbst,  sondern  deren  Znlässigkeit,  nicht  die 
Frage,  wie,  sondern  ob  g^en  jemanden  strafrechtlich  vorzugehen  ist. 
Diese  Frage  ist  eine  materiellrechtliche.  Auch  OWumsen  sagt,  siebe 
Kommentar  5.  Aufl.  in  Anm.  21  zu  §  3  Str.G.B.,  dafs  die  auf  dem 
Volkerrechte  beruhende  sogenannte  Exterritorialität,  welche  nach  §  18 
G.V.G.  lediglich  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  bewirkt,  mittelbar 
materiellrechtliche  Folgen  hat  Die  Rttge  der  Veriefczung  der  §§  18 
und  19  a.  a.  0.  war  demnach  für  zulässig  zu  erachten.  Da  der  Vorder- 
richter festgestellt  hat,  dafs  die  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  That 
im  Gesandtschaftshotel  verübt  ist,  war  endlich  noch  zu  prttfen,  ob  das 
Gesandtschafbhotel  als  Ausland  im  Sinne  des  §  4  Str.G.B.  anzusehen 
ist,  weil,  wenn  diese  Frage  zu  bejahen  wäre,  die  That  von  einem  Aus- 
länder im  Auslände  begangen  wäre  und  aus  diesem  Grunde  nach  §  4 
Str.G.B.    eine  Verfolgung    des   Angeklagten   nicht   stattfinden   konnte. 
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Die  Frage,  ob  die  Wohnung  eines  bei  der  inlttndisclien  Regierung  be* 
glaubigten  Gresandten  als  Ausland  im  Sinne  des  §  4  Str.O.B.  anzusehen 
ist,  hat  bereits  das  Reichsgericht  in  dem  Urteile  Tom  26.  November 
1880  (Entscb.  in  Straftachen  Bd.  3  S.  71)  entschieden  und  ausgeführt, 
dafs  es  keinem  Bedenken  unterliegen  kann,  dafs  die  Wohnung  eines 
bei  der  inländischen  Regierung  beglaulngten  Gesandten  nicht  Ausland, 
sondern  Inland  ist.  Dieser  Ansicht  ist  das  Revisionsgericht  beigetreten. 
„Das  Gesandtschaftshotel  ist,^  wie  Harburger  a.  a.  0.  S.  189  ausfahrt, 
„nicht  als  solches,  sondern  nur  insofern  und  soweit  dies  zur  Wahrung 
der  persönlichen  Unverletzlichkeit  des  Gesandten  und  seiner  Begleitung 
unumgänglich  ist,  dem  Jurisdiktionsbereiche  der  Landesgerichte  ent- 
rtt^t.^  Auch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  ezimicvt  in  den  §§  18 
und  19  den  Gesandten  und  sein  Personal  sowie  die  Bediensteten 
nur  persönlich,  nicht  aber  das  Gesandtschaftshotel  örtlich  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit  Die  Strafthat  des  Angeklagten  ist  demnach, 
sofern  sie  erwiesen  wird,  im  Inlande  begangen  und  nach  §  3  Str.G.B. 
strafbar. 

Wenn  endlidi  der  Vorderrichter  noch  hervorhebt,  dafs  der  Be- 
atrafnng  des  Angeklagten  der  Umstand  entg^enstehe,  dafs  der  Ange- 
klagte wegen  derselben  Strafthat  möglicherweise  zweimal  bestraft  werden 
könne,  einmal  seitens  der  spanischen  Justiz,  deren  Kompetenz  zweifellos 
sei,  und  dann  auch  seitens  der  deutschen,  so  kann  auch  dieser  Einwand 
nicht  für  zutreffend  erachtet  werden.  Ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
ob  überhaupt  die  That  des  Angeklagten  in  Spanien  zur  Aburteilung 
gezogen  werden  kann,  sind  die  inländischen  Strafgesetze,  sofern  eine 
Handlung  im  Inlande  strafbar  ist,  auf  diese  anzuwenden,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  der  Angeklagte  wegen  derselben  That  möglicherweise 
noch  anderwärts  verfolgt  werden  kann. 

Die  Revision  der  Königlichen  Staatsanwaltschaft  ist  demnach  be- 
gründet. 

Da  eine  ausreichende  thatsächliche  Feststellung  vom  Vorderrichter 
noch  nicht  getroffen  ist,  war  das  angefochtene  Urteil  aufzuheben  und 
die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Be- 
rufiingqgericht  zurückzuverweisen. 
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Damüü. 

Urteil  des  Höchsten  Gerichtshofes  des  Staates  New  York  vom  21.  November 
1899  (Deutsche  Juristen-Zeitung  V.  Jahrgang  S.  508). 

Erblasserin   kam  nach   dem  Tode   ihres  Mannes   in  den  ftlnfiziger 
Jahren  nach  Dresden,  wo  sie  über  30  Jahre  lebte  und  im  Jahre  1888 


1)  S.  auch  unten  S.  163. 
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starb.  Sie  binterliei«  «n  im  Jahre  1878  in  Dreedeo  verfkretee  Testa- 
ment. Ihr  Verml^gen  bestand  ans  Grandbesita  im  Staate  New  York 
und  ans  amerikanischen  Werten,  die  sich  in  New  York  in  der  Ver- 
waltnng  der  KlMgerin,  einer  Trust  Company,  befanden.  Nach  den  Be- 
stimmungen des  Testaments  sollte  der  dritte  Teil  des  Nachkeeea  7011 
den  Testamentsvollstreckem  zu  Ounsten  einer  Tochter  der  Erblaaserin 
▼erwaltet  and  nach  dem  Tode  der  Tochter  an  deren  rechtmäfsige  Nach- 
kommenschaft (lawftU  i89ue)  ausgezahlt  werden;  in  Ermangelung  solcher 
Nachkommenschaft  sollte  dieser  Dritteil  anter  zehn  andere  Enkelkinder  der 
Erblasserin  verteilt  werden.  Die  Tochter  hatte  sich  1857  mit  einesi 
Bächsischen  Offizier  verheiratet  and  aus  der  Ehe  zwei  Kinder  gehabt,  die 
beide  im  Jahre  1872  starben;  im  Jahre  1876  adoptierte  sie  mit  ihreoi 
Manne  nach  sächsischem  Bechte  eine  Nichte  an  Kindesstatt  Sie  starb 
1893  and- hinterliefs  diese  Adoptivtochter,  za  deren  Oansten  ein  An- 
sprach aaf  ein  Drittel  des  Nachlasses  geltend  gemacht  wird.  Der  An- 
sprach gründet  sich  aof  den  behaapteten  sichsischen  Rechtsgrandsatz, 
dafs  die  Adoptivtochter  ganz  and  gar  die  Stellang  eines  reehtmäiaigeB 
Nachkommen  einnehme.  Der  Höchste  Gerichtshof  des  Staates  New  York 
verwirft  den  Ansprach.  Der  Status  des  Adoptivkindes  in  Sacbaen  ist 
gleichgültig,  and  nach  dem  New  Yorker  Rechte  müssen  die  Worte 
lawful  issiie  auf  leibliche  Descendenz  bezogen  werden.  Die  Soeceasion 
im  vorliegenden  Falle  nnterliegt  dem  Rechte  des  Staates  New  York, 
in  dem  die  Erblasserin  zar  Zeit  ihres  Todes  ihr  Domizil  hatte.  Die 
Frage  des  Domizils  mafs  nach  den  Intentionen  der  betreffianden  Person 
and  nach  den  Umständen  des  Falles  entschieden  werden  and  ist  inso- 
fern keine  Rechtsfrage.  Die  Entscheidang  der  anteren  Instanz  bindet 
daher  das  Bernfungsgericht,  „selbst  wenn  die  Umstände  nicht  so  be- 
friedigend and  überzeugend  wilren,  als  sie  es  in  der  That  sind*'.  (New 
York  lÄfe  Inmrance  and  Trust  Company  vs.  Viehy  21.  November  1899. 
Mitgeteilt  von  Prof.  Dr.  E,  Freund,  Chicago.) 


Egypten. 


Einrede  der  UneuständigJceit  gegenüber  der  Gewöhrschafts- 

Zwischenklage, 

Urteil  des  einheimischen  Appellgerichts  vom  1.  Juni  1899  {Clunet  1900  8.  821) 

Die  Einrede  der  Unzastttndigkeit  des  Gerichts  gegenüber  einer 
Gewfthrschafts  -  Zwischenklage  ändert  nichts  an  der  Znstttndigkeit  der 
Haaptklage. 
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Frankreich. 

Staatsangehörigkeit, 

Urteil  des  Appellgerichts  Aiz  vom  2.  Dezember  1898  (Clunet  1900  S.  801). 

Der  in  Frankreich  Geborene  eoU  angesehen  werden  als  von  aus- 
Ittndischen  Eltern  stammend,  die  selbst  in  Frankreich  geboren  sind, 
wenn  diese  aof  einem  Territorinm,  das  seither  mit  Frankreich  vereinigt 
wurde,  geboren  sind.  Dies  ist  die  rückwirkende  Folge  der  Annexions- 
vertrage. 

Cautio  jiidicatum  sölvi;  Handelssachen;  Angehöriye  des  Deutschen 
Reichs.    Franaös.  Gesetz  vom  5.  März  1895. 

urteil  des  Appellhofs  Paris  vom  6.  Mai  1899   (Fand,  frone.  1900,  5.  21, 
Zeitschr.  f.  deutsches  bürgerl.  Recht  und  frans.  Gvilrecht  Bd.  31  S.  598). 

Seit  der  Verktlndung  des  Gesetzes  vom  5.  Mäns  1895  sind  die 
Angehörigen  des  Deutschen  Reiches,  wenn  sie  in  Handelssachen  vor 
einem  französischen  Grericht  als  HauptklUger  oder  Intervenienten  auf- 
treten ,  zur  Stellung  der  cautio  judicatum  solvi  verpflichtet,  sofern  sie 
nickt  in  Frankreich  Immobilien  besitzen,  deren  Wert  hinreicht,  um  die 
Zahlung  der  Kosten  und  der  etwa  aus  dem  Prozefs  sich  ergebenden 
Schadensersatzsummen  zu  sichern,  oder  sofern  sie  nicht  zum  Armenrecht 
zugelassen  sind.  (Internationale  Übereinkunft  vom  20.  Februar  1880 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland,  Art  3.) 

Der  Art.  11  des  Frankfurter  Vertrags  vom  10.  Mai  1871,  welcher 
zur  Grundlage  der  Handelsbeziehungen  der  beiden  Länder  das  System 
der  gegenseitigen  Behandlung  auf  dem  Fufse  der  meistbegtlnstigten 
Nation  nimmt;  kann  nicht  mit  Erfolg  von  ihnen  zum  Zwecke  der  Be- 
freiung von  der  Sicherheitsleistung  angerufen  werden,  weil  die  Be- 
stimmungen dieses  Artikels  nur  den  Zweck  haben,  den  Angehörigen 
der  beiden  Länder  für  sich  und  ihre  Vertreter  die  freie  Austlbung  und 
die  gegenseitige  Sicherheit  ihrer  Beziehungen  und  ihrer  Handels- 
angelegenheiten zu  sichern,  keineswep  aber  sich  auf  die  handelsrecht- 
lichen Beanstandungen  und  Prozesse,  die  allgemeine  Lage  der  Ausländer 
oder  überhaupt  auf  die  Prozofsgesetze  bezogen. 

Das  Gesetz  vom  5.  März  1895,  welches  den  einzigen  Zweck  hatte, 
die  den  Ausländem  schon  in  Civilsachen  obliegende  Verpflichtung  zur 
Stellung  der  cauHo  judicahim  sokn  auf  Handelssachen  auszudehnen, 
hat  demnach  die  Bestimmungen  des  Frankfurter  Vertrags  ebensowenig 
als  die  der  internationalen  Übereinkunft  vom  20.  Februar  1880  be- 
rührt 

Aus  den  Gr finden:  „In  Erw.,  dafs  die  Witwe  0.  gegen  das 
Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  5.  Juni  1898  appelliert  hat, 
durch  welches  ihre  gegen  B.  als  Liquidator  der  Feuerversicherungs- 
gesellschaft la  FrovinciaU  gerichtete  Schadensersatzklage  abgewiesen 
wurde;  dafs  die  Witwe  C.  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  und  zu 
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KafBweiler,  Gemeinde  Hilsprich  in  EbafB-Lothringen,  wohnhaft  ist  mul 
in  Frankreich  keinen  Grandbesite  hat;  dafs  B.  in  seiner  angegebenen 
Eigenschaft  durch  am  23.  November  1898  zugestellte  Antrüge  unter 
Anrufung  der  Bestimmungen  der  Art  1  und  2  des  G^etxes  vom 
5.  Mttrz  1895  verlangt,  die  Appellantin  solle,  bei  Strafe  ihre  Appellaüoii 
sofort  als  unzulässig  erklärt  zu  hören,  verpflichtet  sein  eine  oauHo 
judicatum  solvi  zu  stellen,  welche  genüge,  um  die  Zahlung  des  Scbaden»- 
ersatzes  und  der  aus  dem  Prozesse  sich  eigebenden  Kosten,  zu  denen 
sie  verurteilt  werden  könne,  zu  sichern;  dafs  Witwe  C,  welche  gegen 
die  Zulässigkeit  dieses  Antrages  Übrigens  keine  Gründe  vorbringt,  sich, 
um  der  Verpflichtung  der  beanspruchten  Sicherheitsleistung  zu  entgehen, 
darauf  beruft,  dafs  der  Frankftuter  Friede  von  1871  und  die  inter- 
nationale zwischen  Frankreich  und  Deutschland  im  Jahre  1880  ge- 
schlossene Übereinkunft  in  Handelssachen  die  einer  jeden  der  zwei 
Nationen  angehörigen  GerichtsbarNi  von  dieser  Sicherheit  befreie,  und  das 
Gesetz  vom  5.  März  1895  diese  Verträge  weder  abändern  noch  anfeer 
Wirksamkeit  habe  setzen  können;  in  Erw.,  dafs  nach  Art  11  des 
Frankfurter  Vertrages  vom  10.  Mai  1871  die  französische  und  die 
deutsche  Staatsregierung  zwar  ,den  Grundsatz  der  gegenseitigen  Be> 
handlung  auf  dem  Fufse  der  meistbegünstigten  Nationen  ihren  Handele- 
beziehungen  zu  Grunde  legenS  und  dafs  femer  fisstgesetzt  wurde,  ,dafs 
diese  R^l  die  Zulassung  und  Behandlung  der  Angehörigen  beider 
Nationen  und  deren  Vertreter  umfasse;  dafs  diese  einzig  und  allein 
zum  Ersatz  der  durch  den  Krieg  vernichteten  Handelsverträge  ge- 
schaffenen Bestimmungen  aber  offensichtlich  keinen  anderen  Zweck 
hatten,  als  den  Angehörigen  beider  Nationen  auf  dem  f^ifse  der  meist- 
begünstigten Nation  ftlr  sie  und  ihre  Stellvertreter  die  freie  Ausübung 
und  die  gegenseitige  Sicherheit  ihrer  Handelsbeziehungen  und  Geschäfte 
zu  gewährleisten;  dafs  sie  in  der  That  sieh  weder  auf  die  handelsrecht- 
lichen Beanstandungen  und  Prozesse  noch  auf  die  allgemeine  Lage  der 
Ausländer  oder  überhaupt  auf  die  Prozefsgesetze  bezogen;  dafs  man 
folglich  und  in  Ermangelung  einer  förmlichen  und  ausdrücklichen  sich 
auf  die  gerichtlichen  Klagen  beziehenden  und  den  Angehörigen  der 
beiden  Nationen  gegenseitig  ,den  freien  Zugang  zu  den  Gerichten^  ein- 
räumenden Abmachung  aus  ihnen  die  Befreiung  von  der  Verpflichtung 
die  cauHo  judicatum  soltn  zu  leisten  nicht  herleiten  kann;  dafs  dies 
auch  aufserdem  nicht  der  Wille  der  beiden  vertragschliefsenden  Staats- 
regierungen  sein  konnte,  da  zu  diesem  Zwecke  die  Befreiung  von  der 
Kaution  in  Handelssachen  sich  aus  der  damals  in  Frankreich  geltenden 
Gesetzgebung  ergab;  dafs  bei  solcher  Sachlage  die  Schlufsbestimmung 
des  Art.  11  des  Frankfurter  Vertrags  der  Witwe  C  nicht  die  Er- 
mächtigung gewährt,  sich  zur  Begründung  ihrer  Aufstellung  auf  ij^end 
einen  der  früheren  oder  späteren  Staatsverträge  zu  berufen,  durch  welche 
die  Ausländer  in  Frankreich  im  Wege  der  Gegenseitigkeit  zum  freien 
Auftreten  vor  den  Gerichten  zugelassen  und  von  jeder  Gebühr,  jeder 
Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  befreit  wuiden;  dafs  nach  all 
diesem   das   Gesetz  vom   5.  März  1895   dadurch,   dafs   es  die  frühere 
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Gesetzgebung  abänderte  and  in  allen  Sacken,  demgemttfs  auch  in  Handels- 
sachen,  dem  vor  den  firanzOsischen  Gerichten  als  Hauptklftger  oder 
Intervenienten  auftretenden  Ausländer  die  Verpflichtung  zur  Sicherheits- 
leistung auflegte,  die  fbr  die  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  aus 
dem  Frankfurter  Vertrage  sich  ergebenden  Rechte  nicht  beeinträchtigt 
hat;  in  Erw.,  dafs  Art  8  der  am  20.  Februar  1880  zwischen  Frank- 
reich und  Deutschland  abgeschlossenen  internationalen  Übereinkunft  sich 
darauf  beschränkt  hat,  die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  Länder, 
welche  in  dem  anderen  zum  Armenrecht  zugelassen  sind,  von  jeder 
Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  zu  befreien,  welche  von  Aus- 
ländem, d*.e  mit  Staatsangehörigen  einen  Rechtsstreit  führen,  nach  der 
Geset2^ebung  des  Landes,  in  welchem  die  Klage  erhoben  wurde,  ge- 
fordert werden  könnte;  dafs  aber,  da  diese  zudem  in  den  allgemeinsten 
Ausdxllcken  gefafste  Bestimmung  zu  diesem  Zeitpunkt  nur  in  Civilsachen 
zur  Anwendung  gelangen  konnte,  sie  nicht  den  Zweck  hatte  und  nicht 
die  Folge  haben  konnte,  die  internationale  sich  aus  dem  Frankftirter 
Vertrage  ergebende  Lage  zu  ändern  noch  ihr  die  beiden  vertrag- 
schliefsenden  Nationen  das  Recht  zur  Abänderung  ihrer  Gesetzgebung 
zu  beschränken;  dafs  schliefslich  das  Gesetz  vom  5.  März  1895  die  in 
Frage  stehende  Übereinkunft  in  keiner  Weise  beeinträchtigt,  abgeändert 
oder  beschränkt  hat"  .  .  . 

Ahnlich  wie  obiges  Urteil  des  Pariser  Apeilhofs  hat  ein  Urteil  des 
Handelsgerichts  Saint-Etienne  vom  13.  Juni  1899  (PanfL  fr.  1900.  2.  21) 
sich  ausgesprochen.  Vgl.  aber  dagegen  die  Urteile  des  Kassationshofs  vom 
14.  Mai  1895  (Fand,  fr,  189  6,  5.  9)  und  des  Appellhofs  Ronen  vom  22.  Juli 
1896  (Fand.  fr.  1897.  5.  37)  und  A.  Wei/e,  Tr.  iUm.  de  droit  intern,  privi^ 
>  4dit.  p.  796. 
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Bifferenzgeschäfte  cm  einer  ausländischen  Börse. 

Urteil  des  Kassationshofes  zu  Turin  vom  9.  November  1896  {Clunet  1900  S.  827). 

Differenzgeschäfte  und  Börsenspiele  fallen  unter  das  Verbot  des 
Art  1802  des  6.G.B.,  falls  sie  nicht  bewiesen  werden  durch  einen 
auf  Stempelpapier  geschriebenen  Verkauf  der  Finanzverwaltung.  Jenes 
Verbot  gilt  auch  ftlr  solche  Geschäfte,  die  im  Auslande  abgeschlossen 
wurden. 
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Österreich. 

Beehtsprechnn^  der  Ssterreiehisehen  fieriehtshSfe. 

Ehe  eines  österreichischen  Katholiken  mit  einer  katholischen  deut- 
schen Staatsangehörigen,  deren  erste  Ehe  mit  einem  deutschen 
Staatsangehörigen  durch  ein  deutsches  Urteü  aufgelöst  ist.  Ehe- 
hindemis  des  Katholicismus.  Ungültigkeit  der  Ehe.  Bedingiheä 
dieser  Entscheidung  durch  Gültigkeit  der  ersten  Ehe,  J5%e- 
hindemis  des  Katholicismus?  ünanwendbarkeit  auf  eine  im  Aus- 
lände abgeschlossene  Ehe  deutscher  StcuUsangehöriger. 

EntBcheidung  des  Obenten  Gerichtshofes  vom  12.  Desember  1900. 

(Mitgeteilt  von  Dr.  Wilhelm  Pappjinheim,  Hof-  und  GerichtndTokftten 

in  W  ien). 

Das  k.  k.  Landesgericht  Wien  in  C.K.S.  hat  in  der  Rechtssache 
des  Herrn  A.  R.,  Ballettmeisters  in  Köln  a.  Rh.,  Klüger,  wider  Fma 
J.  R.  geb.  C.  in  Köln  a.  Rh.,  derzeit  anbekannten  Aafenthaltee ,  Be* 
klagte,  vertreten  durch  den  für  sie  bestellten  Kurator,  wegen  Ungttltig- 
erklärung  der  zwischen  den  Streitteilen  geschlossenen  Ehe  auf  Grund 
der  mit  beiden  Parteien  und  dem  Verteidiger  des  Ehebandes  durch- 
geführten mttndlichen  Verhandlung  mit  Urteil  vom  14.  September  1899 
zu  Recht  erkannt  (Aktenzeichen  Cg  II  14/98): 

Die  zwischen  Herrn  A.  R.  und  Frau  J.  R.  geb.  C.  am  28o  Juni 
1897  in  dem  Rßgisteramte  im  Distrikte  von  Westminster  in  der  Oraf- 
Schaft  London  abgeschlossene  Ehe  wird  für  ungültig  erklArt;  ein  Ver- 
schulden an  dem  Abschlüsse  der  ungültigen  Ehe  ftilt  keinem  der  beiden 
Teile  zur  Last. 

Thatbestand:  In  dem  Trauungsscheine  A.,  welcher  Tom  Register- 
amte im  Distrikt  von  Westminster  in  der  Graftchaft  London  ausgestellt 
wurde,  wird  bezeugt:  dafs  A.  R.  am  23.  Juni  1897  dort  mit  der  ab 
ledig  bezeichneten  J.  C.  getraut  wurde.  Das  k.  u.  k.  Österr.-nng. 
Generalkonsulat  in  London  hat  amtlich  besttttigt,  dafs  das  bezogene 
Dokument  ein  nach  englischem  Gesetze  gültiger  Heizatsschein  ist 

A.  R.  hat  nun,  wie  er  behauptet,  nach  Eingehung  der  Ehe  in 
Erfahrung  gebracht,  dafs  seine  Frau  schon  früher  yerheiratet  gewesen, 
und  zwar  mit  L.  M.  W.,  dafs  diese  frühere  Ehe  durch  Urteil  des  kais. 
Landgerichtes  Mühlhausen  getrennt  wurde,  dafs  aber  der  erste  Gatte 
seiner  Frau,  L.  M.  W.  bis  zum  heutigen  Tage  lebe.  A.  R.  ist  und  war 
immer  römisch-katholischer  Religion ;  er  macht  daher  geltend,  dafs  seiner 
Ehe  mit  der  J.  C.  das  Ehehindemis  des  Katholicismus  entgegensteht 
und  stellt  in  der  gegen  seine  Gattin  erhobenen  Klage  das  Begehren, 
es  sei  die  Ehe  als  ungültig  zu  erklären. 

Das  Gericht  hat  infolge  dieser  Klage  einen  Verteidiger  des  Ehe- 
bandes bestellt  und  das  vorbereitende  Verfahren  eingeleitet. 

Der  gegenwärtige  Aufenthalt  der  beklagten  J.  R.  konnte  nicht 
ermittelt   werden;    auch    die  Ladung  durch   ediktale  Bekanntmachung 
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blieb  änchtlos;  ee  wurde  zur  Wahrtuig  ihrer  Interessen  ein  Kurator 
bestellt 

Die  Zostllndigkeit  dieses  Gerichts  wurde,  ungeachtet  keiner  der 
Streitteile  im  Inlande  wohnt,  deshalb  in  Anspruch  genommen,  weil 
A.  R.  Österreichischer  Staatsbürger  ist  und  der  letzte  gemeinschaftliche 
Wohnort  der  Gatten  in  Wien  gewesen  ist. 

Die  Erhebungen,  welche  über  die  mafsgebenden  Umstände  ge- 
pflogen wurden,  ergeben  folgendes: 

1.  Religionsbekenntnis  des  A.  R. 

Der  Taufschein  der  Pfarre  DObling  vom  27.  Juni  1884  bezeugt, 
dafs  der  am  29.  März  1862  geborene  A.  R.  am  30.  März  1862  nach 
römisch-katholischem  Ritus  getauft  wurde.  A;  R.  behauptet,  dafs  er 
seither  das  Religionsbekenntnis  nicht  gtibidert  habe ;  in  dem  Trauungs- 
Bcheine  A  geschieht  der  Religion  der  Eheschliefsenden  keine  Erwähnung. 
Das  Pfarramt  Döbling  bestätigte  mit  der  Note  vom  16.  März  1898, 
dafs  in  dem  dortigen  Eonvertitenprotokolle  eine  Religionsveränderung 
des  A.  R.  nicht  vorkommt. 

2.  Staatsborgerschaft  des  A.  R. 

Laut  des  vom  Magistrate  der  Stadt  Wien  am  13.  Januar  1898 
ausgestellten  Heimatsscheines  besitzt  A.  R.  derzeit  das  Heimatsrecht  in 
Wien  und  erscheint  im  Volkszählungsbuche  vom  Jahre  1857  Alser- 
grund  367/14  nachgetragen. 

Mit  Note  vom  26.  März  1898,  Z.  54275  teilte  der  Magistrat 
Wien  mit,  dafs  dort  nichts  über  einen  von  dem  Genannten  vollzogenen 
Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  bekannt  wurde.  A.  R.  behauptet 
auch,  dafs  er  bis  zum  heutigen  Tage  Österreichischer  Staatsbürger  ge- 
blieben sei. 

3.  Die  von  J.  geb.  C.  mit  L.  M.  W.  abgeschlossene  Ehe. 

a)  Es  wurde  durch  das  k.  u.  k.  (Generalkonsulat  in  London  der 
Registerauszug  vom  1.  Juli  1899  beschafit,  in  welchem  beglaubigt  ist, 
dafs  am  27.  Januar  1888  im  Registeiamte  in  dem  Bezirke  Westminster 
in  der  Graftchaft  Middlesex  die  Trauung  des  L.  M.  W.  mit  der  J.  C. 
vorgenommen  wurde.  Auf  dem  Dokumente  findet  sich  die  amtliche 
Bestätigung  des  k.  u.  k.  Osterr.-ung.  Generalkonsulates,  dafs  es  ein 
nach  englischem  Gesetze  gültig  ausgestellter  Heiratsschein  ist  Das 
Alter  der  J.  C.  wird  in  diesem  Registerauszuge  mit  21  Jahren  an- 
geftlhrt,    sie  als  ledig  bezeichnet,   ihr  Vater  C.  C,  Fabrikant  genannt 

Diese  Daten  stimmen  nicht  vOllig  mit  jenen  überein,  welche  der 
Trauschein  A  über  die  Ehe  des  A.  R.  mit  der  J.  C.  über  die 
Personalien  der  letzteren  enthält  Das  Alter  der  J.  C.  zur  Zeit  dieser 
am  23.  Juni  1897  vorgenommenen  Trauung  ist  mit  22  Jahren  an- 
gegeben, sie  wird  auch  hier  als  ledig  bezeichnet,  ihr  Vater  C.  C.  (ver- 
storben) als  Hauptmann  in  der  Armee  bezeichnet.  Endlich  ist  die 
Schreibweise  des  Namens  C.  nicht  die  gleiche;  im  Trauungscheine  aus 
1888  wird  der  Name  mit  zwei  „m**,  im  Trauungsseheine  aus  1897 
mit  einem  einfachen  „m"  geschrieben. 

A.  R.  gab  an,   dafs  er  von  seiner  Frau  selbst  erfahren  habe,  sie 
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m  früher  mit  einem  gewJMen  W.  in  aoglttcklicber  Ehe  verheiiatet  ge- 
wesen. 

Es  liegt  ferner  vor  ein  von  L.  M.  W.  an  seinen  Bechtsfreand 
O.  D.  gerichtetes  Schreiben  d.  d.  Strafsbnig,  2.  Januar  1898  (richtig 
1899),  in  welchem  er  ersählt,  dafs  er  von  der  Mntter  seiner  filiheren 
Gattin,  J.  C. ,  gehört  habe,  dafs  diese  sich  mit  einem  Herrn  H.  ans 
Wien  wieder  verehelicht  habe. 

b)  L.  M.  W.  hat  am  1.  Mai  1896  bei  dem  kais.  Landgericht 
za  Mtthlhaosen  im  Elsals  eine  Klage  'wc^n  Scheidung  seiner  am 
27.  Januar  1888  mit  der  J.  geb.  C.  geschlossenen  Ehe  eingebracht; 
es  wird  der  letzteren  eheliche  Untreue  und  böswilliges  Verlaaaeo  som 
Vorwurfe  gemacht  Das  kais.  Landgericht  MUhlhausen  fällte  nach 
durchgeführtem  Verfahren  das  Urteil  vom  20.  Oktober  1896»  mit 
welchem  die  zwischen  den  Parteien  bestehende  Ehe  für  aufgelöst  er- 
klärt wird. 

c)  Seitens  des  Verteidigers  des  Ehebandes  wurde  die  ursprüngliche 
Gültigkeit  der  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  C.  geschlossenen  Ehe  in 
Zweifel  gezogen,  weil  aus  Strafakten,  welche  das  grofsherzoglich  badieehe 
Landgericht  Mannheim  einsandte,  zu  entnehmen  ist,  dafs  L.  W.  ein 
Geisteskranker  sei. 

Bei  dem  genannten  Gerichte  war  eine  Untersuchung  wegen  Ver- 
brechens der  Bedrohung  gegen  L.  W.  anhängig  und  zwar  im  Jahre 
1898.  Im  Laufe  des  Verftihrens  wurde  eine  gerichtsärztliche  Unter- 
suchung des  Geisteszustandes  des  L.  W.  angestellt,  welche  zom  Er- 
gebnis ein  Gutachten  ddo.  24.  August  1898  hatte,  laut  dessen  W.  an 
cirkulärem  Irsinn  leidet  und  sich  zur  Zeit  der  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  (dies  war  im  Mai  und  Juni  1898)  in  einem  Zustande  krank- 
hafter Störung  der  Geistesthätigkeit  befand,  durch  den  seine  freie 
Willensbestimmung  ausgeschlossen  war.  Im  Laufe  des  Verfohrens 
wurde  femer  erhoben,  dafs  L.  W.  am  19.  Oktober  1886  auf  Grand 
eines  ärztlichen  Zeugnisses  in  die  Privatheilanstalt  des  Dr.  Hertz  in 
Bonn  aufgenommen  wurde;  er  verbleibt  dort  bis  zum  18.  Januar  1887, 
an  welchem  Tage  er  beim  SchlittschuhUnfen  verschwand  und  nicht  mehr 
in  die  Anstalt  zurückkehrte. 

4.  Leben  des  L.  M.  W.  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  des 
A.  R. 

Nach  vielfachen  Bemühungen  gelang  es,  den  Aufenthaltsort  des 
L.  M.  W.  auszuforschen;  er  wurde  am  8.  Mai  1899  von  dem  kais. 
Amtsgerichte  in  Strafsburg  ab  Zeuge  vernommen  und  bestätigte,  da(s 
er  es  war,  der  am  27.  Januar  1888  die  J.  C.  in  London  geheiratet 
habe. 

Der  Antrag  des  Verteidigers  des  Ehebandes,  es  sei  die  Gültigkeit 
der  zwischen  L.  W.  und  der  J.  C.  geschlossenen  Ehe  zu  untersochen 
und  Sachverständige  über  den  Geisteszustand  des  W,  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses dieser  Ehe  einzuvemehmen,  wurde  vom  Gerichtshofe  abgelehnt 

Sowohl  der  Verteidiger  des  Ehebandes  als  auch  der  für  die  Be- 
klagte bestellte  Kurator  stdlen  den  Antrag  auf  Abweisung  der  Klage. 
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Entscheidungsgründe:  Daa  Hofdekret  vom  26«  August  1814 
No.  1099  J.  6.  S.  yerfllgt,  dafs  einer  getrennten  akatholischen  Person 
bei  Lebzeiten  der  getrennten  akatholischen  Personen  eine  gültige 
Ehe  za  schlielsen  gestattet  ist  Ebenso  verfolgt  das  Hofdekret  vom 
17.  Juli  1835  No.  61  J.  G.  S.,  dafs  eine  katholische  Person  mit  einer 
getrennten  akatholischen  bei  Lebzeiten  des  geschiedenen  Gegenteiles 
keine  gültige  Ehe  eingehen  könne. 

Mit  Unrecht  behauptet  der  Verteidiger  des  Ehebandes,  dafs  diese 
gesetzlichen  Bestimmungen  durch  Art  14  des  Staatsgrundgesetses  vom 
21.  Dezember  1867  No.  142  R.G.B1.  au%ehoben  wurden.  Letztere 
Gesetzesstelle  besagt  ja  nur,  dafs  der  G^nufs  der  bürgerlichen  Rechte 
von  dem  Religionsbekenntnisse  unabhängig  ist,  hat  aber  keinen  Einflufs 
genommen  auf  frühere  Bestimmungen,  laut  deren  der  Erwerb  von 
Privatrechten  im  Zusammenhange  mit  dem  Religionsbekenntnisse  des 
Einzelnen  steht  Wäre  die  Behauptung  des  Verteidigers  des  Ehebandes 
richtig,  so  würde  daraus  folgern,  dafs  nicht  blofs  die  oben  bezogenen 
gesetzlichen  Bestimmungen,  sondern  das  ganze  Hauptstück  des  allg, 
büigl.  Ges.Bnches  über  das  Eherecht  durch  Art  14  cit.  aufgehoben 
würde,  weil  nach  diesem  das  Religionsbekenntnis  der  Gatten  den  ent- 
scheidenden Einflufs  auf  die  Anwendung  der  einen  oder  anderen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  übt.  Dafs  aber  dieser  Erfolg  durch  den  genannten 
§14  nicht  bezweckt  würde,  braucht  nicht  erst  ausgeführt  zu  werden; 
§  14  stellt  nur  einen  Grundsatz  auf,  welcher  fUr  die  zukünftige  Gesetz- 
gebung mafsgebend  sein  soll. 

Es  war  mithin  auf  Grund  der  eingangs  bezogenen  Hofdekrete  der 
vorliegende  Fall  zu  prüfen. 

Der  Gerichtshof  hat  auf  Grund  des  Sachverhaltes  und  der  Beweis- 
mittel, welche  an  früherer  Stelle  angeführt  sind,  als  erwiesen  angesehen, 
dafs  A.  K.  in  London  am  23.  Juni  1897  mit  J.  C.  die  Ehe  ab- 
geschlossen hat,  dafs  er  zu  dieser  Zeit  Katholik  und  Österreichischer 
Staatsbürger  war,  dafs  J.  C.  am  27.  Januar  1888  in  London  eine 
Ehe  mit  L.  M.  W.  abgeschlossen  hat,  dafs  diese  letztere  Ehe  durch 
Urteil  des  kais.  Landgerichts  Mühlhausen  vom  20.  Oktober  1896  für 
aafgehtfrt  erklttrt  wurde,  dafs  endlich  L.  M.  W.  zur  Zeit  der  Ab- 
schliefsung  der  Ehe  des  A.  R.,  das  ist  am  23.  Juni  1897  am 
Leben  war. 

Aus  dem  Wortlaute  der  beiden  Trauungsscheine  Über  die  Ehe  der 
J.  C.  vom  28.  Januar  1888  und  vom  23.  Juni  1897  könnten  wegen 
der  oben  angeführten  Divergenzen  der  Personaldaten  ZweiM  entstehen, 
ob  dieselbe  J.  C.  in  beiden  Trauungsseheinen  gemeint  ist;  diese  Zweifel 
verschwinden  aber,  sobald  erwogen  wird,  dafs  J.  C.  selbst  dem  A.  R. 
erzählte,  sie  sei  in  früherer  Ehe  mit  W.  verheiratet  gewesen,  dafs  W. 
endlich  von  deren  Mutter  die  Nachricht  besafs,  dafs  seine  geschiedene 
Frau  mit  einem  Herrn  R.  aus  Wien  sich  wieder  verehelicht  habe.  Die 
Nichtübereinstimmmung  der  Angaben  über  das  Alter  findet  überdies 
eine  sehr  wahrscheinliche  ErkUrung  darin,  dafs  J.  C.  sich  bei  der 
zweiten  Eheschliefsung  als  erheblich  jünger  auszugeben  ftlr  gut  fiuid. 

ZeiUehrift  f.  intern.  Trirut-  u.  Strafreobt  ete.,  Band  XI.  8 
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Es  worden  vom  Verteidiger  des  EhebandeB  ZweiM  an  der  6tQtig> 
keit  der  ersten  Ehe  der  J.  C.  rege  gemacht  Wenn  nui  auch  L.  W. 
vom  19.  Oktober  1886  bis  18«  Januar  1887  in  einer  Privadieilaiiatah 
fOx  Geisteskranke  untergebracht  war,  so  ist  doch  nicht  festgestellt»  dails 
er  auch  nur  damals  von  einer  solchen  Geisteskrankheit  be&Uen  war, 
welche  seine  Handlongsfllhigkeit  herbeigeführt  hat,  oder  dals  er  jemals 
entmündigt  würde.  Die  fragliche  Ehe  hat  W.  ein  Jahr  nach  seinem 
Verschwinden  ans  der  Anstalt  abgeschlossen;  es  fehlt  jeder  Anhalt  für 
die  Behauptung,  er  sei  damals  infolge  Geisteskrankheit  der  Folgen  seiner 
Handlungen  sich  nicht  bewuTst  gewesen.  Ans  der  anderen  Thatsache. 
dafs  W.  nach  mehr  als  10  Jahren  am  24.  August  1898,  als  mit 
cirkulXiem  Wahnsinn  behaftet  von  dem  Gerichtsarzte  beoeichnet  wird, 
lafst  sich  auf  dessen  Geisteszustand  zur  Zeit  der  Abschliefsung  der  Ehe 
kein  gerechtfertigter  Schlnfs  ziehen.  Der  Gerichtshof  konnte  darum 
die  Bedenken  über  die  Gültigkeit  der  früheren  Ehe  der  C.  nicht 
teilen. 

Es  haften  daher  alle  Merkmale,  welche  das  Ehehindemis  des 
Katholicismus  kennzeichnen,  der  von  A«  R.  geschlossenen  Ehe  sm. 

Mit  Unrecht  wurde  endlich  vom  Verteidiger  des  Ehebandes  be- 
hauptet, dafs  die  Gtdtigkeit  dieser  Ehe,  weil  sie  in  London  geschlossen 
wurde,  gar  nicht  nach  Österreichischem  Rechte  zu  beurteilen  seL  Nicht 
die  Form  der  Eheschliefsung  steht  ja  in  Frage,  sondern  ob  dem  A.  R 
die  persönliche  Fähigkeit  zur  Abschliefsung  der  Ehe  zukam.  A.  H, 
ist  bis  zum  heutigen  Tage  Österreichischer  Staatsbürger;  nach  §  4  a.  b.  G.B. 
blieb  er  sonach  an  die  Bestimmungen  der  Osterreichischen  Gresetze  in 
Ansehung  seiner  F&higkeit  zu  Rechtshandlungen  auch  im  Auslände  ge- 
bunden.   £^  wurde  daher  im  Sinne  des  Klagebegehrens  erkannt. 

Über  Beruftmg  des  Verteidigers  des  Ehebandes  hat  das  k.  k.  Ober- 
landesgerieht  Wien  am  6.  November  1899  auf  Grund  der  mit  dem 
ktttgerischen  Vertreter  und  dem  Ebebandsverteidiger  am  6.  November 
1899  durchgeftlhrten  mündlichen  Beruftmgsverhandlung  nachstehenden 
BeschluTs  gefafst: 

Das  Urteil  des  k.  k.  Landesgerichtes  Wien  vom  14.  Septemb« 
1899  werde  gemäTs  §  496  Z.  8  C.P.O.  aufgehoben  und  die  Sache  an 
das  Prozefsgericbt  erster  Instanz  zur  neuerlichen  Verhandlung  behuis 
Prüfong  der  Gültigkeit  der  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  C.  am  27.  Jana\r 
1 888  in  London  geschlossenen  Ehe  und  zur  neuerlichen  UrteilsschOpiung 
zurückgewiesen. 

Begründung:  KUlger  verlangt  die  UngültigkeitserkUlrnng  d^r 
zwischen  ihm  und  der  B^lagten  am  23.  Juni  1897  in  London  ge- 
schlossenen Ehe  wegen  des  Ehehindemistses  des  Katholicismus  im  Sinne 
des  Hofdekretes  vom  26.  August  1814  No.  1099  J.G.S.  und  Hof- 
dekretes vom  17.*  Juli  1885  No.  61  J.  G.  S.,  eventuell  gendifs  §  111 
a.  b.  G.B.,  indem  er  behauptet,  dafs  die  Beklagte  sich  am  27.  Januar 
1888  mit  L.  M.  W.  verehelichte  und  dieselbe  bei  Lebzeiten  ihres  ersten 
Gatten,  ungeachtet  der  vom  Landgerichte  Mühlhausen  am  20.  Oktober 
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1896  bewilligten  Trennong  eine  gültige  Ehe  mit  dem  katholischen 
Kläger  am  28.  Juni  1897  nicht  eingehen  konnte. 

§  111  a.  b.  6.B. ,  sowie  die  Hofdekrete  vom  26.  Angust  1814 
und  vom  17.  Jnli  1835  beruhen  auf  der  Erwügang  des  Gesetzgebers, 
dafs  nach  katholischen  Rechtsbegriffen  das  Band  einer  gttltigen  Ehe  nur 
durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten  getrennt  werden  kann. 

Diese  Bestimmungen  wurden  durch  Art.  14  des  Staatsgrundgesetzee 
vom  21.  Dezember  1867  No.  142  R.G.B.  nicht  aufgehoben,  da  laut 
der  Einleitung  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  No.  47  R.G.BL  die 
Vorschriften  des  11.  Hauptstttckes  des  a.  b.  G.B.  über  das  Eherecht 
der  ELatholiken  wieder  hergestellt  wurden. 

Eine  die  Bestimmung  des  §  111  a.  b.  G.B.  und  der  obigen  Hof- 
dekrete verletzende  Eheschliefsung  ist  hierlands  auch  dann  unzulttssig, 
wenn  dieselbe  von  Ausländem  beabsichtigt  wird,  da  es  sich  nicht  um 
eine  Frage  der  persönlichen  Handlungsfähigkeit  des  Ausländers,  sondern 
ein  von  der  persönlichen  Handlungsfähigkeit  des  Ausländers  ganz  un- 
abhängiges ethisches,  auf  den  Begriffen  der  katholischen  Religion  be- 
ruhendes Verbotsgesetz  handelt 

Aus  diesem  Grunde  ist  auch  jedes  ausländische  Urteil,  welches 
diesen  katholischen  Grundsatz  verletzt,  gemäfs  §  81  E.O.  in  Österreich 
nicht  vollstreckbar. 

Dasselbe  gilt  von  den  Urteilen  der  G^iehte  des  Deutschen  Reiches 
gemäfs  Just  Min.  V.  vom  10.  Dezember  1897  No.  287  R.G.BL  und 
§    661  Z.  2  der  deutschen  Civilprozefsordnung. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dafs,  sobald  die  inländischen  Gerichte  berufen 
Bind  zu  prüfen,  ob  eine  Ehe  in  Österreich  einen  rechtlichen  Bestand 
habe  oder  nicht,  die  obgenannten  Grundsätze  zur  Anwendung  zu 
bringen  sind,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsbürgerschaft  und 
den  Wohnort  der  Ehegatten,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Ehe- 
schliefsung. 

Hieraus  ergiebt  sich  aber  auch  die  weitere  Konsequenz,  dals  es 
ausgeschlossen  ist,^  das  ethische  Princip  in  der  Hauptfrage  zu  behaupten 
und  in  der  Vorfrage  zu  verneinen. 

Kläger  verlangt  bezüglich  der  mit  einer  Ausländerin  im  Auslande 
geschlossenen  Ehe  nicht  die  Anwendung  des  Rechtes  seines  Wohnortes 
oder  des  Wohnortes  seiner  Göttin,  auch  nicht  die  Anwendung  des  sich 
nach  der  Staatsbtlrgerschaft  seiner  Gattin  oder  nach  dem  Orte  der  Ehe- 
schliefsung ergebenden  Rechtes,  sondern  infolge  seiner  österreichischen 
Staatsbürgerschaft  die  Anwendung  des  in  Österreich  geltenden  ethischen 
Grundsatzes. 

Das  angestrebte  Urteil  kann  der  Natur  der  Sache  nach  nur  für 
Osterreich  rechtswirksam  sein;  es  unterliegt  also  keinem  Anstände,  dafs 
auch  betreffs  der  Vorfragen  das  in  Österreich  absolut  geltende  Princip 
der  Ethik  zur  Geltung  gelange. 

Diese  Vorfragen  sind  nicht  Gegenstand  des  Urteilsspruches  und 
daher  auch  nicht  der  Rechtskraft  teilbaft  (§  411  C.P.O.). 

L.  M.  W.    hat   bei  seiner  am   8.  Mai   1899   beim  Amtsgerichte 

8* 
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StrafBbiug  erfolgten  Einvernahme  angegeben,  daft  er  vor  aemer  am 
27.  Januar  1888  mit  der  Beklagten  geschloetenen  Ehe  beretta  mit 
A.  8t,  Fabrikantenstochter  in  BeUbrt,  verehelicht  war,  dafs  diese  £Le 
wegen  Unvereinbarkeit  der  Charaktere  getrennt  wurde,  und  da(s  seine 
erste  Gattin  noch  derzeit  lebt. 

Die  Beklagte  ist  laut  Bestiltignng  des  GvilatandeBamtas  Gersäa 
(Kanton  Schwjz)  d.  d.  30.  November  1898  nach  römiBch-katholischem 
KitUB  getauft. 

Wenn  die  Angabe  des  L.  M.  W.  richtig  ist,  dann  wttre  seine  mit 
der  katholischen  Beklagten  am  27.  Januar  1888  geschlossene  £he  naeb 
dem  österr.  Rechte  gemä(s  des  vom  Klüger  geltend  gemachten  Hof- 
dekretes  ungültig.  Die  weitere  Folge  wäre  die  Gültigkeit  der  xwiacb«ai 
den  Streitteilen   geschlossenen  Ehe  und  die  Untrennbarkeit    derselbai. 

Vom  Standpunkte  des  vom  Klttger  geltend  gemachten  Ehehinder- 
nisses  des  Katholicismus  wäre  also  im  Falle  der .  Richtigkeit  der  An- 
gaben des  L.  M.  W.  das  Klagebegehren  abzuweisen. 

Bei  dieser  Sach-  und  Kechtdage  ist  die  in  L  Instanz  gar  nicht 
erörterte  Thatsache,  ob  L.  M.  W.  vor  der  am  27.  Januar  1888  mit 
der  Beklagten  geschlossenen  Ehe  bereits  mit  A.  St  verehelicht  war 
and  ob  A.  St.  am  27.  Januar  1888  am  Leben  war,  fUr  die  Ent- 
scheidung der  vorliegenden  Prozefssache  erheblich. 

Deshalb  wurde  gemftfs  §  496  Z.  3  C.P.O.  das  erstrichterÜche  Uitai 
aufgehoben  und  die  Sache  an  das  Prozefsgericht  erster  TnBtanz  zur 
neuerlichen  Verhandlung  und  UrteilsfUlIuog  zurückgewiesen. 

Die  Frage,  ob  mit  der  Bestellung  eines  Verteidigers  ftir  den  Be- 
stand der  ersten  Ehe  der  Beklagten  vorzugehen,  wird  der  ersten  Instanx 
zur  Entscheidung  nach  Mafsgabe  der  weiteren  amtswegigen  Erhebangeo 
Überlassen. 

Von  der  Bestimmung  des  §  519  Z.  8  CP.O.  wurde  mangels  be- 
sonderer in  Betracht  kommenden  Umstände  kein  Gebrauch  gemacht. 

Gemäfs  §  94  a.  b.  G.B.  kann  die  EheungUltigkeit  aus  dem  Ehe- 
hindernisse des  §  48  a.  b.  G.B.  nicht  von  Amts  wegen,  sondern  blofa 
auf  Ansuchen  derjenigen,  welche  durch  die  mit  diesem  Hindemisse  ge- 
schlossene Ehe  in  ihren  Rechten  gekränkt  worden  sind,  geprüft  werden. 
Mangels  eines  solchen  Ansuchens  kann  nicht  untersucht  werden,  ob 
L.  M.  W.  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  der  Beklagten  geistes- 
krank war. 

Infolge  dieser  Rückverweisung  wurde  vor  dem  k.  k.  Landesgerichte 
Wien  neuerlich  verhandelt,  und  es  wurde  am  27.  März  1900  erkannt: 

Die  zwischen  Herrn  A.  R.  und  Frau  J.  R.  geb.  C.  am  23.  Juni 
1897  in  dem  Registeramte  im  Distrikte  von  Westminster  in  der  Graf- 
schaft London  abgeschlossenen  Ehe  wird  für  gültig  erklärt. 

Zusatz  zu  dem  Thatbestande  des  ersten  Teiles. 

Dem  Ausspruche  des  Berufungsgerichtes  lag  die  Ansicht  zu  Grunde, 
(iafs  die  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  G.  geschlossene  Ehe  ftlr  das  Inland 
als  ungültig  anzusehen  ist,  wenn  ihr  das  Ehehindemis  des  Katholicismus 
entgegenstand.     Dies  ist  aber  dann  der  Fall,  wenn  am  Tage  der  Ehe- 
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schliefgiuig,  d.  i.  am  27.  Janaar  1888,  die  frühere  Gattin  des  L.  M.  W., 
Namens  A.  8t.  noch  am  Leben  war.  Die  in  dieser  Richtung  gepflogenen 
Erbebangen  hatten  die  folgenden  Ergebnisse: 

Es  langte  der  mit  der  erforderlichen  diplomatischen  Beglanbigong 
versehene  Anszog  ans  den  OiTiktandsr^gistem  der  Stadt  Beifort  ein, 
welcher  bezengt,  dafs  am  15.  Mttrz  1886  zwischen  L.  M.  W.  nnd 
A.  St.  die  Ehe  geschlossen  wnrde ;  am  Rande  des  Aosznges  ist  bemerkt, 
dafs  diese  Ehe  durch  den  Civilgerichtshof  erster  Instanz  in  Beifort  am 
4.  Mai  1887  ftlr  getrennt  erklärt  wurde. 

Zugleicb  langte  die  Bestätigung  des  Polizeikommissars  von  Beifort 
ddo.  26.  Januar  1900  ein,  laut  welcher  A«  St  nocb  am  Leben  ist  und 
in  Versailles  rue  Hoche  oder  royale  wohnt. 

Ober  den  Antrag  des  ELlUgers  wurde  femer  die  Bestätigung  des 
Ortsbürgerrates  von  Luzem  b^baflft,  laut  deren  an  J.  C.  noch  in 
den  Jahren  1898  und  1895  Duplikate  ihres  angeblich  verlorenen 
HeimatsbheineB  vom  19.  Juli  1887  Air  ledige  Personen  ausgestellt 
-wurden. 

Schon  im  frtlheren  Verfahren  war  die  Bestätigung  des  Civilstand- 
amtes  Gersau  d.  d.  30.  November  1898  beschaft  worden,  laut  dessen 
J.  C.  rttmisch-katholischer  Konfession,  d.  h.  als  solche  getauft  worden  ist. 

Auch  die  Mutter  der  J.  C.  und  L.  M.  W.  bestätigen,  dafs  die 
J.  G.  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  L.  W.  katholischer 
Keligion  war. 

Entscbeidungsgrttnde:  Aus  dem  im Thatbestande  Aufgefüllten 
erhellt,  dafs  die  erste  Oattin  des  L.  M.  W.,  Namens  A.  St.,  am  27.  Januar 
1888,  das  ist  an  jenem  Tage  noch  am  Leben  war,  an  welchem  er  mit 
katholischen  J.  C.  die  zweite  Ehe  schlofs. 

Wenn  daher  nach  der  Rechtsansicht  des  Berufimgsgeriehtes,  welche 
gemäft  §  499  C.P.O.  bindend  ist,  die  Gültigkeit  dieser  zweiten  Ehe 
nach  den  Osterreichischen  Gesetzen  zu  beurteilen  ist,  mufs  gesagt  werden, 
dafs  ihr  das  Ehehindemis  entgegensteht,  welches  durch  das  Hofdekret 
vom  17.  Juli  1835  No.  61  J.G.S.  eingeflihrt  wnrde. 

Weil  ako  die  J.  C.  mit  L.  M.  W.  nicht  gültig  verheiratet  war, 
stand  ihrer  Ehe  mit  dem  Kläger  A.  R.  das  von  dem  letzteren  geltend 
gemachte  Hindernis  nicht  entgegen,  und  ist  das  Klageb6gehren  nicht 
begründet. 

Die  Frage,  ob  mit  der  Bestellung  eines  Verteidigers  für  den  Be- 
stand der  ersten  Ehe  der  Beklagten  vorzugeben  sei,  wurde  vom  Be- 
rafongsgerichte  diesem  Gerichte  zur  Entscheidung  ttberlassen.  Die 
Frage  wurde  von  diesem  Gerichtshöfe  verneint,  weil  das  durch  keine 
spätere  Vorschrift  aufser  Ejraft  gesetzte  Hofdekret  vom  23*  Joni  1794 
(kundgemacht  mit  dem  Hofdekret  vom  20.  Oktober  1801  J.G.S. 
No.  542)  vorschreibt,  dafs  ein  Verfahren  wegen  einer  Ehevemichtungs- 
klage  nicht  einzuleiten  ist,  wenn  keiner  der  beiden  ausländischen  Ehe- 
gatten hierlands  einen  steten  Wohnsitz  hat  Nach  der  geltenden 
Jnrisdiktionsnorm  Hefte  sich  auch  die  örtliche  Zuständigkeit  eines  öster- 
reichischen  Gerichtes   für  die  Einleitung   der  Untersuchung  über  die 
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GUltigkeit  einer  im  Audande  zwiaehen  im  Amkiide  lebendeo  Aualiadeni 
geBchloflsene  Ehe  nicht  begründen. 

In  diesem  Punkte  durfte  daher  dieees  Gericht  seme  rechtliche 
Übersengung  zum  Ausdrucke  bringen,  deren  Konsequensen,  in  der 
Hauptsache  angewendet,  allerdings  an  einer  anderen  Entscheicliing  g«- 
ftlhrt  hlUten. 

Über  die  Berufung  des  KlXgers  erkannte  das  k.  k.  Obttrlandes- 
gericht  in  Wien,  als  Berufongsgerieht,  am  28«  Hai  1900: 

Es  werde  der  Beru^g  des  Klllgers  keine  Folge  gegeben  und  dis 
Urteil  der  ersten  Instanz  bestätigt 

Entscheidungsgründe:  Das  Hofdekret  vom  17.  Juli  18So. 
No.  61  J.O.S.  und  das  Hofdekret  vom  26.  August  1814,  No.  1099 
J.6.S.,  laut  deren  eine  katholische  Partei  mit  einer  getrennten 
akatholischen  Partei,  bei  Lebzeiten  des  geschiedenen  Oegenteilee,  keine 
gültige  Ehe  eingehen  kann,  und  eine  getrennte  akatholische  Person,  bei 
Lebzeiten  des  getrennten  Gegenteiles,  nur  mit  akatholischen  Penonen 
eine  gültige  Ehe  eingehen  kann,  beruht  auf  dem  in  §  62  a.  b.  G.B. 
zum  Ausdrucke  gebrachten  ethischen  Grundsätze,  dafs  ein  Mann  nur 
mit  einem  Weibe,  und  ein  Weib  nur  mit  einem  Manne  sa  gleicher 
Zeit  yermfthlt  sein  darf,  und  auf  dem  im  §  111  a.  b.  G.B.  som  Aus- 
drucke gebrachten  Grundsätze  der  katholischen  Religion,  dafs  das  Band 
einer  gültigen  Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur  durch  den.  Tod 
des  einen  Ehegatten  getrennt  werden  kann,  und  dafs  das  Band  der 
Ehe  ebenso  unauflöslich  ist,  wenn  auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit 
der  geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war.  Dts 
angeführte  Ehehindemis  des  Katholicismus  hat  einen  eüiischen  Charakter 
unter  Zugrundelegung  der  Lehre  der  katholischen  Religion,  und  mols 
unter  allen  Umständen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  der 
in  Betracht  kommenden  Personen  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der 
geschlossenen  Ehe  beachtet  werden,  sobald  es  sich  um  die  Eingehung 
einer  Ehe  in  Österreich  oder  um  die  Frage  der  Wiederverehelichung 
in  Österreich  handelt. 

Dafs  die  angeführten,  den  sakralen  Charakter  der  katholischen 
Ehe  wahrenden  Hofdekrete  als  zwingende  Vorschrift  in  Betracht  konuneiL 
geht  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  81 ,  Z.  2  und  4  E.G.  herror, 
indem  ein  ausländisches  Urteil,  das  diesen  Charakter  der  katholischen 
Ehe  nicht  trügt,  hierlands  nicht  vollstreckbar  ist 

In  Deutschland,  wo  Klüger  seinen  Wohnsitz  hat,  wurde  die 
zwischen  seiner  Gattin  und  L.  M.  W.  am  27.  Januar  1888  in  London 
geschlossene  Ehe,  mit  Urteil  des  Landgerichts  MühlhaoseD,  rom 
20.  Dezember  1896,  rechtskrttftig  getrennt.  Nach  deutschem  Rechte 
konnte  daher  die  Beklagte  am  28.  Juni  1897  mit  dem  Klüger  eine 
gültige  Ehe  eingehen;  bei  Anwendung  des  deutschen  Rechtes  müfste 
folglich  das  Klagebegehren  ohne  weiteres  abgewiesen  werden.  —  Wenn 
nun  Klüger,  als  österreichischer  Staatsbürger  und  Katholik,  begehrt, 
dafs  seine  mit  der  Beklagten  geschlossene  Ehe  nicht  nach  dentschem 
Rechte,  sondern  nach  dem   in  Österreich  geltenden,   in  den  eitierten 
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Hodekreten  redpierten  Orondsatze  der  kathoÜBcben  Religion  beurteilt 
werde,  dann  mofs  dms  ganze  Kecbtsverhttltnis ,  und  nicht  lediglich  ein 
Teil  desselben  von  diesem  Gesichtsponkte  ans  geprüft  werden.  Dann 
nmfs,  nm  nicht  in  einen  nnlOslichen  Widerspruch  mit  dem  Charakter 
der  katholischen  Ehe  zu  geraten,  der  religiös  dogmatische  Grundsatz 
in  Ansehung  beider  Streitteile  gleichmäfsig  angewendet  werden,  und 
es  ist  ausgeschlossen,  den  sakralen  Charakter  der  katholischen  Ehe 
nur  beim  Kläger,  und  nicht  auch  bei  der  Beklagten  zu  wahren.  Mit 
anderen  Worten,  es  muTs  geprüft  werden,  ob  die  Ehe  der  Beklagten 
mit  W.,  unter  Berücksichtigung  ihrer  Religion,  und  der  bei  Beurteilung 
ihrer  Ehe  mit  dem  Klüger  zur  Anwendung  gelangenden  Hofdekrete, 
gültig  sei  oder  nicht 

Zur  Lösung  dieser  Vorfrage,  die  nicht  Gegenstand  des  Klage- 
b^ehrens  und  auch  nicht  Gregenstand  des  Urteilsspruches  ist,  die  weder 
formell,  noch  materiell  in  Rechtskraft  erwachsen  kann  und  auch  kein 
Recht  im  Verhältnisse  zu  W.  und  S.  schafft,  ist  das  Prozefsgericht  be- 
rufen. —  Indem  unbestritten  ist,  dalk  W.  sich  am  15.  März  1886  mit 
A.  M.  E.  S.  verehelidite,  und  dafs  beide  heute  noch  am  Leben  sind, 
so  ist  es  unzweifelhaft,  dafs  die  katholische  Beklagte,  unter  Zugrunde- 
legung der  vom  Kläger  angerufenen  Hofdekrete  keine  gültige  Ehe  mit 
W.,  wohl  aber  mit  dem  Kläger  eingehen  konnte. 

Es  ist  somit  ELläger  mit  seinem  Klagebegehren,  auf  Grund  des  von 
ihm  für  sich  in  Anspruch  genommenen  Ehehindernisses  des  Katholicismus 
abzuweisen. 

Ein  Ehetrennungsurteil  eines  deutschen  Gerichtes  ist,  nach  Mafs- 
gabe  der  Bestimmung  der  §§  79  und  84  E.O.,  der  J.M.Vdg.  vom 
21.  Oktober  1899 ,  No.  253  R.G.B1.,  dann  §§  723  und  328  der 
deutschen  C.P.O.  vom  17.  Mai  1858,  in  Österreich  nur  dann  nicht 
vollstreckbar,  wenn  dasselbe  den  oben  erörterten  religiös-dogmatischen 
Grundsatz  des  österreichischen  Rechtes  verletzt.  Das  mit  der  Rechts- 
kraftklausel versehene  Ehetrennungsurteil  des  Landgerichts  Mühlhausen 
vom  20.  Oktober  1896,  R.  36/96,  hat  die  Trennung  einer  nach  dem 
österreichischen  Gesetze  ungültigen  Ehe  ausgesprochen,  es  besteht  daher 
kein  Anstand,  die  Rechtswirksamkeit  dieses  Urteils  hierlands  an- 
zuerkennen. 

Bei  dieser  Sach-  und  Rechtslage  sind  die  vom  Kläger  gegen  das 
erstinstanzliche  Urteil  vom  27.  März  1900,  bezw.  gegen  den  Beschlufs 
des  Berufungsgerichtes  vom  6.  November  1899  geltend  gemachten 
Berufungsgründe  nicht  stichhaltig.  Es  war  daher  der  klägerischen 
Berufung  keine  Folge  zu  geben  und  das  erstinstanzliche  Urteil  zu  be- 
stätigen. 

Über  Revision  des  Klägers  erkannte  der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof 
am  12.  Dezember  1900  in  nicht  öffentlicher  Sitzung  zu  Recht: 

Der  Revision  wird  Folge  gegeben  und  die  zwischen  A.  R.,  geboren 
am  29.  März  1862  in  Wien,  daselbst  heimatsberechtigt,  katholischer 
Religion,  Ballettmeister,  wohnhaft  in  Köln  und  der  angeblich  am 
24.  Februar  1870   in  Gersau  in  der  Schweiz  geborenen,  nach  Luzem 
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zustSiidigeii ,  mittels  EAenntniflseB  d«  kuierUchen  La&dgttiefates  im 
Mttblhaimn  vom  20.  Oktober  1896  von  L.  M.  W.,  Kmufiiuum  in 
MtlhUiaiueii  getrennte  Joeefine  R.,  geborenen  C,  katholischer  BeligioiL, 
am  23.  Jnni  1897  in  dem  Registeramte  im  Distrikte  von  Westminster 
in  der  Grafechaft  London  geBchloseenen  Ehe  für  ungültig  eiUlit. 

Keiner  der  beiden  Ehegatten  trügt  an  der  Ungültigkeit  der  Eäie 
Schuld, 

Das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  wird  angewiesen  wegen  Rkht^- 
Stellung  des  Trauregisters  das  weitere  gesetzliche  Amt  an  handehi. 

Orttnde.  Der  österreichische  Stsatsbtirger  A.  B.  begehrt  von 
den  österreichischen  (Berichten  die  Prüfung  der  GUltigkdt  eeiner  mit 
J.  C.  im  Auslande  geschlossenen  Ehe  nach  den  österreichischen  Geaetaea 
und  beantragt  auf  Grund  der  letzteren  die  UngOltigerklSrong  dieser 
Ehe  wegen  des  derselben  entgegenstehenden  Ehäiindemiases  des 
Katholicismus.  — 

Die  beiden  Unteigerichte  haben  mit  Recht  erkannt,  dafs  A.  K. 
in  seiner  Eigenschaft  als  österreichischer  Staatsbürger  gemftfb  §§  4  md 
87  a.  b.  G.B.  in  Besug  auf  seine  persönliche  Ftiiigkeit  anr  Schlieraung 
der  im  Auslande  eingegangenen  Ehe  den  österreichischen  Qoectscn 
unterworfen  war.  Nach  diesen  Gesetaen  ist  aber  die  awischen  A.  R 
and  J.  C.  am  28.  Juni  1897  in  London  geschlossene  Ehe  migttlti^, 
weil  A.  R.  schon  damak  der  katholischen  Religion  augethan,  J.  C. 
früher  mit  L.  M.  W.  verehelicht  und  der  letztere  zur  Zeit  der  Ab- 
Bchliefsung  ihrer  zweiten  Ehe  mit  A.  R.  noch  am  Leben  war,  und  weil 
demnach  dieser  Ehe  das  in  den  §§  62,  111  und  119  a.  b.  G.B.  und 
rtlcksichtlich  in  den,  den  letzteren  erläuternden  Hofdekreten  vom  26.  August 
1814  Nr.  1099  und  17.  Juli  1835  Nr.  61,  J.G.S.,  normierte,  durch 
die  Staatsgrandgesetze  nicht  beseitigte  öffentliche  Ehehindmiis  des 
Katholicismus  entgegensteht. 

Das  BeruftmgBgericht  hat  nun  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  auch 
J.  C.  katholischer  Religion  ist,  schon  am  27.  JKnner  1888  zur  Zeit 
der  Eingehung  der  Ehe  mit  dem  der  protestantischen  Religion  an- 
gehörigen  L.  M.  W.  der  katholischen  Religion  zugethan  war,  auch  die 
Gültigkeit  dieser  Ehe  geprüft  und  erkannt,  dafs  dieselbe  gleicfa&iis 
nach  den  österreichischen  Gesetzen  zu  beurteilen  ist  und  audi  dieser 
Ehe  das  Ehehindemis  des  Katholicismus  entgegenstand,  weil  W.  früher 
mit  A.  St  verehelicht  und  diese  zur  Zeit  der  Abschliefsung  der  Ehe 
zwischen  W.  und  C.  noch  am  Leben  war. 

Die  zwischen  W.  und  der  St  am  15.  Mttrz  1886  gesehloesene 
Ehe  wurde  von  dem  Civilgerichtshofe  der  I.  Instanz  in  Beifort  schon 
am  4.  Mai  1887  getrennt 

Das  Berufungsgericht  folgert  demnach,  dafs  die  zwischen  W.  und 
der  C.  geschlossene  Ehe  wegen  des  derselben  entgegenstehenden  Ehe- 
hindemisses  des  Katholicismus  ungültig  war,  und  dafs  daher  die  Genannte 
mit  A.  R.  eine  gültige  Ehe  eingegangen  hat 

Wenn  nun  auch  angenommen  wird,  dafs  das  BeruAingsgericht  be- 
rufen war,  zu  prüfen,  ob  der  Eingehung  der  Ehe  zwischen  den  Streit- 
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teilen  mcht  ein  anderes  Eheband  entgegenstand,  weil  von  der  Lösung 
dieser  Vorfrage  die  Entscheidung  ttber  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  ab- 
hängt, so  kann  doch  der  Anschannng,  dafs  die  Gtütigkeit  der  zwischen 
W.  nnd  der  C.  geschlossenen  Ehe  nach  den  österreichischen  Gesetzen 
beurteilt  werde,  nicht  beigepflichtet  werden,  weil  ans  den  Akten  zu 
entnehmen  ist,  dafs  beide  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  nicht  Öster- 
reichische Staatsbtlrger  waren,  und  weil  auch  nicht  festgesteUt  ist,  dafs 
sie  jemals  ihren  Wohnsitz  in  Österreich  hXtten. 

Es  kann  vielmehr  diese,  von  im  Auslande  lebenden  Ausländern 
im  Auslande  eingegangene  Ehe  nur  nach  ausländischem  Rechte  be- 
urteilt und  das  dem  österreichischen  Rechte  eigentttmlicbe  Ehehindemis 
des  Eatholicismus  nicht  auch  auf  diese  Ehe  angewendet  werden.  Da^ 
aber,  dafs  der  zwischen  W.  und  der  C.  eingegangenen  Ehe  ein  anderes 
Ehehindemis  im  Wege  steht,  bat  die  Verhandlung  keine  Anhaltspunkte 
ergeben. 

Der  Verteidiger  des  Ehebandes  hat  zwar  Zweifel  an  der  Gültig- 
keit dieser  Ehe  wegen  Geisteskrankheit  des  L.  M.  W.  rege  gemacht. 
Allein  der  erste  Richter  hat  schon  in  seinem  ersten  Urteile  vom  14.  Sep- 
tember 1899  Nr.  80  mit  Recht  erkannt,  dafs  diese  Bedenken  nidit 
gegründet  sind,  weil,  wenn  auch  W.  Ende  des  Jahres  1886  und  anfangs 
1887  in  einer  Privatbeilanstalt  für  Geisteskranke  untergebracht  war, 
doch  nicht  festgestellt  ist,  dafs  er  jemals  entmündigt  wurde  und  weil 
auch  ans  dem  Umstände,  dafs  W.  im  Jahre  1898  von  dem  Gerichts- 
arzte als  mit  cirkulärem  Wahnsinn  behaftet  bezeichnet  wird,  ein  Schlnfs 
darauf,  dafs  derselbe  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  der  C.  im 
Jahre  1888  geisteskrank  war,  nicht  gezogen  werden  kann. 

Es  ist  vielmehr  aus  dem  Urteile  des  kaiserl.  Landgerichtes  in 
Iffühlhausen  vom  20.  Oktober  1896,  mit  welchem  diese  Ehe  fOr  auf- 
gelöst erklärt  wurde,  zu  entnehmen,  dafs  für  das  auswärtige  Gericht 
die  Gültigkeit  derselben  aufser  Zweifel  stand. 

Aus  diesen  Gründen  kann  auch  nicht  beanstandet  werden,  dafs 
das  Prozefsgericht  für  diese  Mhere  Ehe  einen  Verteidiger  des  Ehe- 
bandes nicht  bestellt  hat,  weil  eine  solche  Bestellung  nur  in  jenen 
Fällen  stattzufinden  hat,  in  welchem  der  Bestand  oder  Nichtbestand 
des  vorausgegangenen  Ehebandes  nicht  in  einer  jeden  Zweifel  aus- 
schliefsenden Weise  festgestellt  ist 

Ist  aber  die  Ungültigkeit  der  zwischen  L.  M.  W.  und  J.  C.  ge- 
scliloesenen,  nach  ausländischem  Rechte  zu  beurteilende  Ehe  nicht  dar- 
gethan,  sp  konnte  der  der  katholischen  Religion  zugethane  österreichische 
Staatsbürger  A.  R. ,  welcher  in  Ansehung  der  persönlichen  Fähigkeit 
zur  Schliefsung  der  Ehe  auch  im  Auslande  au  die  österreichischen 
Gesetze  gebunden  war,  nach  den  oben  bezogenen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen mit  der  von  W.  getrennten  J.  C*  am  28.  Juni  1897  keine 
gültige  Ehe  eingehen,  weil  der  letztere  zu  dieser  Zeit  noch  am 
Leben  war. 

Es  'mir  daher  der  Revision  Folge  zu  geben,  das  mit  dem  Urteile 
der  I.  Instanz  übereinstimmende  Urteil   des   Berufungsgerichtes    abzu- 
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indem,  die  swiachen  A.  R.  und  J.  C.  geseUotBene  Ehe  ftr  nngtlhig 
za  erklttren  und  gemäfs  §  11  der  J.M«V.  vom  9»  November  18d9, 
R.6.B.  Nr.  288,  aoeh  über  das  VerBchnlden  der  Ehegatten  an  der 
Ungttltigkeit  der  Ehe  ta  erkennen. 

Der  Anftxag  wegen  V eranhuBong  der  Hiehtigetellang  der  TzamaigB- 
matrik  beruht  auf  §  122  a.  b.  6.B.  und  §  17  der  obenciüerten  J.M.y. 

Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft.  RechUiehe  Be- 
urteilung eines  in  Frankreich  von  einem  Österreicher  errichteten 

letzten  Wittens. 

urteil  des  k.  k.  Obenten  Gerichtshofes  in  Wien  vom  5.  Oktober  1899  Z.  96i6 

(Jnr.  Blätter  1901  S.  69  ff.). 

Aus  den  Entscheidungsgrttnden  des  Urteils  des  k.  k«  Be- 
zirksgerichts  Innere  Stadt  in  Wien  vom  28«  JKnner  1899: 

Der  Thatbestand  ist  folgender:  Am  24.  Mai  1898  ist  zu  Paria  24, 
Avenue  de  Friedland,  Victor  0.  gestorben.  Derselbe  hat  in  Paris  eeinea 
ordentlichen  Wohnsitz  gehabt.  Victor  0.  hat  folgende  letztwillige  An- 
ordnung hinterlassen:  1.  Die  mit  „Mein  Testament^  ttberschriebene  letzt- 
willige Anordnung  ddo.  Paris,  20.  September  1892,  24  Avenae  de 
Friedland ;  2.  zwei  auf  einem  und  demselben  Blatte  Papier  geschriebene 
letztwillige  Erklärungen,  beide  ddo.  Paris,  28.  September  1892,  24 
Avenue  de  Friedland,  welche  der  Erblasser  als  Zusatz  zu  seiner  sab  1 
verzeichneten  letztwilligen  Anordnung  erklllrte,  mdem  er  am  Kopfe  des 
bezüglichen  Blattes  die  Auftchrift  „Zusatz  zu  meinem  Testament*^  machte. 
Alle  diese  Schriftstücke  waren  in  einem  Couvert  enthalten,  welches  die 
Auftchrift  „Mein  Testament"  trug.  Auf  diesem  Couvert  war  ein  Zettel 
angesiegelt,  welcher  den  Vermerk  aufwies:  „Mein  Testamentsexekvtor 
ist  Z."  Alle  diese  Schriftstttcke  samt  Couvert  wurden  von  dem  fran- 
zösischen Friedensrichter  gelegentlich  der  Versiegelung  des  Nachlaases 
an  sich  genommen  und  vom  Tribunal  de  la  Seine  in  Paris  pabliziert 
und  sodann  von  diesem  Gerichtshofe  dem  Notar  C.  C.  D.  in  Paris 
übergeben.  Dieser  Notar  hatte  die  gesetzliche  Verpflichtung,  diese  Ur- 
kunden in  seinem  Archive  au£Eubewahren.  Dies  alles  geschah,  weil  der 
Erblasser  von  der  französischen  Behörde  als  französischer  Staatsbürger 
angesehen  wurde.  Erst  über  Intervention  eines  Landsmannes  des  £brb- 
lassers,  der  sich  am  5.  Juni  1893  an  das  k.  und  k.  österr.-nngar. 
Generalkonsulat  in  Paris  wandte,  begehrte  dieses  genannte  Konsulat 
vom  französischen  Friedensrichteramte  die  Abnahme  der  Siegel  vom 
Nachlasse  und  seine  Übergabe.  Als  der  Testamentsexekutor  Dr.  Fried- 
rich Z.  und  sein  Anwalt  Dr.  Friedrich  R.  in  Paris  anlangten,  wurde 
der  Nachlafs  vom  Generalkonsulate  ordnungsmafsig  inventiert  und  neuer- 
dings nach  Urkunden  durchsucht  Hierbei  wurde  das  weder  datierte 
noch  unterschriebene  Schrifbtück  —  Beilage  A  der  Klage  —  mit  der 
Überschrift  ^Fundacyia  Edükacyina'^  im  Nachlasse  des  Victor  0.  vor- 
ge^den.  Seitens  des  Testamentsexekutors  wurde  mittlerweile  durch 
seinen  Anwalt  beim  französischen  Tribunal  de  la  Seine  der  summarische 
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Prozeß}  wegen  zeitweiser  Heraasgabe  der  oben  sab  1  and  2  angegebenen 
Scbri^tttcke  anh&ngig  gemacht^  and  es  erfolgte  dann  aach  infolge  Ur- 
teils dieses  Tribanals  vom  13.  Jnni  1894  die  Heraasgabe  der  sab  1 
and  2  angeführten  letztwilligen  Anordnangen  an  das  Generalkonsalat, 
nachdem  photographische  Kopien  in  das  Archiv  des  Notars  D.  erlegt 
worden  waren.  Nach  Erfüllang  dieser  Förmlichkeiten  warden  seitens 
des  Generalkonsalates  in  Paris  mit  Note  vom  2.  Jali  1894  Z.  29231 
die  sab  1  and  2  genannten  letztwilligen  Anordnangen  samt  Coaverts 
and  angesiegeltem  Zettel  an  das  k.  k.  Bezirksgericht  Innere  Stadt  I  als 
Abhandlangsinstanz  nach  Victor  0.  übersendet  Das  letztoberwähnte 
Schriftstück,  welches  mit  der  Anfschrift  j^JFlmdacyia  Edukacyina^  ver- 
sehen ist,  warde  seitens  des  Generalkonsalates  aber  bereits  mit  Note 
vom  28.  Aagast  1898  Z.  28 189  samt  mehreren  Staatsdokamenten  and 
Originaldepositenscheinen  dem  Abhandlangsgeiichte  tibersendet.  In  dem 
bisher  angeführten,  aktenmäfsig  feststehenden  Thatbestande  ist  ins- 
besondere aaf  folgendes  hinzaweisen :  Das  keinerlei  Unterschrift  tragende, 
mit  ^Umdacyia  Edukacyma*^  tlberschriebene  Schriftstück  befiBind  sich 
nicht  in  dem  Couverte,  in  welchem  die  sab  1  and  2  erwähnten  letzt- 
willigen Anordnangen  sich  befanden  haben,  and  es  hat  aach  der  finn- 
zösische  Friedensrichter  dieses  Schriftstück  bei  der  Versiegelang  der 
Masse  nicht  vorgefonden,  sondern  es  warde  erst  von  Dr.  Friedrich  Z. 
gel^entlich  der  Nachlafsinventierang  darch  das  k.  and  k.  General- 
konsalat vorgefdnden.  Dies  ergiebt  sich  ans  den  angeführten  Noten  des 
Generalkonsalates  in  Paris  sowie  aas  den  hiergerichtlichen  Abhandlnngs- 
akten.  In  der  letztwilligen  Anordnang  ddo.  Pbris,  20.  September  1898 
findet  sich  neben  einer  Reihe  von  VerfÜgangen  aach  die  Bestimmang: 
„1.  Verschreibe  ich  ftlr  eine  Erziehnngsstiftang  meines  Namens,  deren 
Akt  ich  anschliefse,  550000  fl.**  Die  Intestaterben  bestreiten  die  Rechts- 
gtütigkeit  dieser  VerfÜgang.  Infolge  dieser  Bestreitang  warde  mit  dem 
hiergerichtlichen  Beschlasse  vom  5.  Mai  1893  Z.  38943  der  Intestat- 
erben, welche  im  vorliegenden  Prozesse  als  Beklagte  erscheinen  and 
deren  aaf  Grand  des  Gesetzes  abgegebene  Erberklärong  za  Gericht 
angenommen  worden  war,  die  Rolle  der  Beklagten  zagewiesen  and 
die  „Victor  O.'sche  Stadienstiftaog"  aaf  den  Klageweg  gewiesen.  Mit 
der  vorliegenden  Klage  wird  das  Erkenntnis  begehrt,  dafs  die  von 
Victor  0.  in  seinem  sab  1  genannten  Kodicill  erwähnte  Erziehnngs- 
stiftang rechtsgültig  erfolgt  sei.  Die  übrigen  Petite  der  Klage  stellen 
sich  als  blofse  Adnexe  dar.  Von  den  Beklagten  wird  die  Rechts- 
gültigkeit dieser  Verfügung  bestritten.  Die  Bestreitang  erfolgt  in  ver- 
schiedener Weise:  I.  Die  Beklagten  bestreiten  zanttchst  die  Echtheit 
des  Kodicilb  ddo.  Paris,  20.  September  1892  and  der  beiden  Kodicille 
ddo.  28.  September  1898,  das  heifst  sie  bestreiten,  dafs  dieselben  vom 
Erblasser  eigenhändig  geschrieben  and  anterschrieben  worden  sind. 
Infolge  dieser  Bestreitang  erwächst  den  Klägern  die  Beweislast  für  die 
Echtheit  der  letztwilligen  Anordnangen.  Der  diesfaUs  von  den  Klägern 
nntemommene  Beweis  mnfs  als  gelangen  bezeichnet  werden,  denn  es 
stimmt    die  Schrift  und  Unterschrift  dieser  letztwilligen  Anordnangen 
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Dberem  mit  der  Unterschrift  des  Erblassers,  welche  auf  den  folgenden 
Originalorkunden  ersichtlich :  a)  auf  einem  polnischen  Originalprotokolle, 
welches  am  11.  Jänner  1885  vom  k.  k«  Statthaltereiprttstdiam  in  Lem- 
berg  mit  dem  Erblasser  angenommen  wurde;  b)  Mif  dem  polniBchen 
Originalprotokolle    ddo.  Lemberg,    am   16.  Jnnt   1885,    welches  vom 
Lemberger  StadtprSsidium   sor   Benrkundang    der  von    dieser  Behörde 
seitens  des  Erblassers  erfolgten  Ablegong  des  Österreichischen   unter- 
tbaneneides  aufgenommen  wurde;    c)    auf  dem  G^esuche  des  Victor  O. 
um  Verleihung  der  Österreichischen  StaatsbUigerschaft,   gerichtet  an  die 
Statthalterei  in  Lemberg,    und    d)   auf  dem  Originale  eines  Stiftnngs- 
briefes,   der  von  Felicia  Marie  Grüfin  6.  Ob.   ausgestellt  und  Ton  der 
k.  k.  Botschaft  in  Paris  legalisiert   wurde.     Diesen   Stiftungsbrief  hat 
nämlich  der  Erblasser  als  Identitätsseuge  der  eben   genannten  Gififin 
mitunteraeichnet    und   findet   sich    seine  Unterschrift    implicite  in    der 
Legaltsierungsklausel  bestätigt     Aufserdem  wurden  diese  letztwilligen 
Anordnungen  von  dem  Pariser  Friedensrichter,   also  einer  Amtsperson, 
deren  Integrität  die  Beklagten  nicht  bestritten  haben,  im  Nachlarae  des 
Victor  0.  in  einem  Couvert,   welches  die  im  Thatbestande   erwähnten 
besonderen  Merkmale  trug,  geftmden.     Das  französische  Tribunal  de  la 
Seine  hat  diese  letztwilligen  Anordnungen  als  echt  erkannt,  was  sowohl 
aus  der  Thatsache  hervorgeht,   dafs  es  diese  Urkunde  dem  Notar  D. 
nach  ihrer  Publikation  in  Verwahrung  gab,   wie  auch  hieraus  hervor- 
geht, dafs  es  in  seinem  Urteile  vom  18.  Juni  1894  dieselben  als  letzt* 
willige  Erklärungen  des  Victor  0.  erkannte.    Durch  alle  diese  Umstände 
erscheint   an    sich    die  Echtheit    dieser   letztwilligen  Anordnungen   er- 
wiesen.    Es  kommt  aber  noch  hinzu,   dafs  die  Beklagten  selbst  in  der 
an  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  gerichteten  Eingabe  de  praes. 
8.  November  1894  Z.  15  725   die  Rochtswirksamkeit   der  übrigen   in 
dem  Kodicill  des  Erblassers  ddo.  Paris,  20.  September  1892  getroffenen 
Anordnungen  mit  Ausnahme  der  im  Punkte  1    kreierten  Stiftung  an- 
erkannt haben.     Diese  gesamten,  von  den  Geklagten  anerkannten  lega- 
tarischen Verftigungen ,   die  in  dem  oben  erwähnten  Kodicill  enthalten 
sind,  betragen  aber  zusammen  800000  fl.   ftir  sich  allein.     Wenn  die 
Beklagten  von  der  Unechtheit  der  letztwilligen  Anordnungen  überzeugt 
wären,   hätten  sie  gewifs  niemals   diese  Anordnungen   anerkannt     Es 
mufste  daher  der  Beweis  der  Echtheit  als  gelungen  bezeichnet  werden, 
zumal  als  von   Seiten  der  Beklagten  keinerlei  stringenter  Gegenbeweis 
unternommen  wurde.     II.    Die  Beklagten  behaupten  weiters,    dafs  die 
Frage,    ob   die  bestrittene  Stiftungsanordnung   rechtswirksam  sei   oder 
nicht,  nach  französischem  und  keinesw^  nach  Österreichischem  Rechte 
zu   beurteilen  sei.     Ausgehend  von  dem   Umstände,   dafs   diese  Frage 
nach  firanzOsischem  Rechte  zu  beurteilen  sei,   suchen  sie  weiten  deren 
Rechtsunwirksamkeit  an  der  Hand   der  später  zu  erwähnenden  Bestim- 
mungen  des    Code   civü   nachzuweisen.     Der   bezüglich    dieser    Frage 
richtige  Thatbestand  ist  folgender:  Victor  0.  wurde  am  28.  Juni  1814 
zu  Janovicz  (Radomer  Gouvernement)  im  Königreiche  Polen  (RuPsland) 
geboren.     Im  Jahre  1881    begab   er  sich   aus  dem  Königreiche  Polen 
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weg  nach  FrankreiQh,   woselbst  er  bis  zu  seinem  Ableben  im  ordent* 
liehen  Wohnsitze  verblieb.     Aas  seinen  Statusdokumenten  geht  hervor, 
dafs   er  als  kaiserlich  rassischer  Unterthan   geboren  war.     Mit  Dekret 
vom  9.  November  1867  wurde  Victor  0.  als  französischer  Staatsbürger 
nataralisiert     Mit   Erlafs    der    k.    k.    Statthalterei    in    Lemberg   vom 
11.  Juni  1885  Z.  5710  warde  dem  Victor  0.  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft verliehen,   und  es  wurde  von  ihm  am  16.  Juni  1885  vor 
dem  Stadtpriisidium  Lemberg  der  Unterthaneneid  abgelegt     Daher  war 
derselbe  österreichischer  Staatsbürger  und  ist  auch  als  solcher  verstorben* 
Die  Beklagten  bestreiten   die  Rechtsgültigkeit  des  Erwerbes  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft   durch  Victor  0.    und    behaupten   in   der 
Einrede,  er  sei  französischer  Staatsbürger  gewesen,  und  in  der  Duplik, 
er  sei  ein  sujet  tnixte^  nftmlich  französischer,  russischer  und  österreichi- 
scher Staatsbürger  zugleich  gewesen.     Die  Gründe,  aus  denen  die  Be- 
klagten die  L^^tät  des  Erwerbes    der   österreichischen  Staatsbüiger^ 
schaffe  seitens  des  Erblassers  bestreiten,  sind  doppelter  Art:    a)   sie  be« 
haupten,  dafs  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  nur  erworben  werden 
könne,  "wean  der  betre£fende  Aspirant  in  den  österreichischen  Erblanden 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat;  b)  sie  behaupten,  dafs  Victor  0.  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft,   auch   wenn   er    sie   erworben  hätte, 
wieder  verloren  hätte,  weil  er  immer  im  Auslände  und  niemals  im  In- 
lande  gelebt  liatte.     Beide  Behauptungen   sind   nicht  stichhaltig.     Die 
Verleihung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft   durch  die  zuständige 
Behörde  ist  eine  konstitutive  Erwerbsart  derselben   und  ist  deren  Vei*- 
leihung  in  das  freie  Ermessen  der  Behörde  gestellt,  welche  hierbei  von 
keinen    Voraussetzungen   abhängig    ist     Eis   ist    nicht  einmal  Voraus- 
setzung,  dafs  der  Aspirant  die  Entlassung  aus  seiner  oberen  Staats- 
angehörigkeit erwirkt  habe.     Im  Hofdekrete  vom   29.  Juli  1813  wird 
sogar  die  Verleihung  der  Staatsbürgerschaft  ab  reine  Gnadensache  be- 
zeichnet.    Das  einzige  Erfordernis   zur  Erwerbung  der  österreichischen 
Staatsbürgerschaft  ist,    dafs   der  Aspirant  sich  vorher   die  Zusicherung 
des  Heimatsrechtes  in  einer  inländischen  Gemeinde  verschafit  hat    Di^ 
ist  im  vorli^enden  Falle  geschehen,  indem  die  Gemeinde  Wyscuzka  in 
Galizien  ihm  die  Zuständigkeit  verliehen  hat    Aber  auch  dieses  im  §  2 
des  Heimatsgeaetzes  vom    6.   Dezember  1863    Nr.  10   R.G.B1.    ausge- 
sprochene Erfordernis  begründet  keine  Nichtigkeit  der  bereits  verliehenen 
Staatsbürgerschaft,  wenn  es  nicht  zur  Zeit  der  Verleihung  gegeben  war. 
Auch   die  Behörde,   welche   dem  Victor  0.   die  Staatsbürgerschaft  ver- 
liehen hat,  war  kompetent,  denn  die  Staatsbürgerschaft  kann  von  jeder 
politischen  Landesstelle  verliehen   werden.     Nur   bei  politisch   bedenk- 
lichen Individuen  ist  die  Auftiahme  in  den  österreichischen  Staatsverband 
nach  Abs.  1  der  Ministerialverordnung  vom  27.  Oktober  1859  Nr.  96 
K.G.B1.    dem  Ministerium   vorbehalten.     Aber  auch   diese  Bestimmung 
wirkt  niemals  pro  foro  externa.     Nun  haben  die  Erhebungen  der  gali- 
zischen  Statthalterei   ergeben,   dafs  Victor  0.   niemals  politisch  hervor- 
getreten ist,  und  dafs  er  insbesondere  an  der  polnischen  Erhebung  des 
Jahres  1863  nicht  beteiligt  war.     Aus  allen  diesen  Umständen  eigiebt 
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sich,   dafs  die  OsterreicIuBche  Staatsbttzgenehftft  an  Victor  0*  räe  yer- 
liehen  war,    und   daÜB    daher   alle  bezüglich  des  Nichtaufenthaltea  des 
Victor  0.   im  Inlande  von  den  Beklagten  angeführten  Beweise   gßgen- 
BtandsloB  smd.    Wenn  endlich  die  Beklagten  darauf  hinweisen,  dafs  das 
Protokoll  ttber  die  Ablegong  des  Unterthaneneides  nur  von  einer  Amts- 
person mitunteischrieben  ist,   statt  von  sweien  (Kommissionsletter  and 
Schriftführer),  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dafii  dies  gar  keine  Bedeatong 
hat,  weil  ja  die  Verleihung  der  Staatsbttigerschaft  ganz  unabhängig  von 
der  Ablegung  des  Unterthaneneides  ist     Auch  ohne  Unterthaneneid  ist 
die  verliehene  Staatsbürgerschaft  gültig.    Dies  geht  aus  dem  Hof kanzlei- 
dekrete  vom  12.  April  1816  Z.  5444,  reproduciert  im  Hofkanzleidekrete 
vem  80.  Jänner  1824   Z.  2069   böhmische  Provinzialgesetzessammlung 
und  vom  1.  März  1838  Z.  2597  J.G.S.  hervor.     Was  die  zweite  Be- 
hauptung der  Beklagton  anbelangt,    dafs  Victor  0.   die  österreiehiache 
Staatsbürgerschaft  wieder  verloren  hat,  so  ist  zu  bemerken,  da&,  seitdem 
durch  Art  4  des  Staatsgmndgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  Nr.  142 
R.G.BL  das  Auswanderungspatent  vom  24.  März  1832  Z.  2557  J.G.S. 
aufgehoben  wurde,  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  durch  noch  so 
langen  Aufenthalt  im  Auslande  nicht  verloren  werden  kann.    Victor  O. 
war  also  zweifellos  österreichischer  Staatsbürger  und  ist  als  solcher  ge- 
storben.   Das  von  Victor  0.  errichtete  KodiciU  ddo.  20.  September  1892 
ist  formgültig,  denn  es  ist  vom  Erblasser  eigenhändig  geschrieben  und 
unterschrieben   und    entspricht   also   den  Formerfordemissen  des  Öster^ 
reichischen  Rechtes.     Dafii  dieses  Kodicill   in  Bezug   auf  seine  Form- 
erfordemisse jedenftdls  nach   österreichischem  Rechte   zu  beurteilen  ist, 
eigiebt  sich  aus  §  5  a.  b.  G.B.  im  Zusammenhalte  mit  §  37  des  a.  b. 
6.B.     Aufserdem  kommen  die  Bestimmungen  der  §§  35,  655  und  914 
des  a.  b.  G.B.  in  Betracht,   welche  sämtlich  den  Grundsatz  aufteilen, 
dafs  Rechtsgescl^lfte  so  auszulegen  sind,    dafs    sie  ihre  Gültigkeit  be* 
wahren.     Weiter  kommt  §  800  a.  b.  G.B.  in  Betracht,   welcher  sagt, 
dafs  bewegliche  Sachen  immer  nach  den  Grundsätzen  jenes  Rechtee  zu 
beurteilen  sind,  welchem  ihr  Eigentümer  untersteht    In  dem  erwähnten 
Kodicill  hat  Victor  0.  aber  nur  über  jenes  Vermögen  verfügt,  welches 
er  in  Österreich  in  Verwahrung  der  österreichisch-ungarischen  Bank  in 
Wien  hatte.     Übrigens  ist  nach  Unger  sowie  nach  Ffaff- Krame  und 
Pfaff'Hofmann  der  Grundsatz  locus  regit  actum  mit  der  Beschränkung 
auszulegen,    dafs    eine  von   einem  Österreicher  im  Auslande  errichtete 
letztwillige  Anordnung   bezüglich    des   in   Österreich   befindlichen  Ver- 
mögens dann   gültig  ist,    wenn   sie  den  Formeifordemissen  des  öster- 
reichischen    Rechtes   entspricht,    ohne   Rücksicht    darauf,   ob    sie    den 
Gesetzen    des    Ortes    ihrer   Errichtung    entspricht      Auch    sind    nach 
Art.  967  und  970  des  Code  civü  holographe  Testamente  gtQtig,  wenn 
sie  vom  Erblasser  eigenhändig  geschrieben,   datiert  und  unterschrieben 
sind.     Dies  trifft  beim  Kodicill  vom  20.  April  1892  zu.    Nachdem  also 
aufser  Zweifel  steht,  dafs  dieses  Kodicill  in  Bezug  auf  seine  Form  nach 
österreichischem  Rechte  zu  beurteilen  ist  und  Übrigens  auch  nach  fran- 
zösischem Rechte  formgültig  ist,   könnte  nur  noch  in  Frage  kommen, 
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ob  dasselbe  nicht  etwa  in  Besrog  aof  seinen  Inhalt  nach  französischem 
Rechte  zu  beurteilen  kftme.  Auch  dies  ist  nicht  der  Fall.  Der  Erb- 
lasser war  österreichischer  Staatsbürger,  und  seine  Abhandlung  ist  auf 
Grund  rechtskräftiger  hiergerichtlicher  Entscheidung  im  InLmde  vor 
diesem  Bezirksgeridite  abzuwickeln.  Nach  den  obcitierten  Gesetzes- 
stellen ist  zweifellos  auch  in  Bezug  auf  den  Inhalt  des  Kodicills  nur 
Österreichisches  Recht  anzuwenden.  Es  wäre  geradezu  absonderlich, 
wenn  ein  (toterreichisches  Gericht  die  Abhandlung  eines  Österreichers 
über  das  in  Osterreich  befindliche  Vermögen  des  Erblassers  nach  einem 
anderen  als  österreichischen  Rechte  entscheiden  würde.  Es  kommt  noch 
etwas  Anderes  in  Betracht.  Zwischen  Österreich  und  Frankreich  be- 
steht auch  gegenwärtig  noch  der  Staatsvertrag  vom  11.  Dezember  1866 
Nr.  168  R.G.BL  Im  zweiten  Absätze  des  Art  2  dieses  Vertrages 
heifst  es  ausdrücklich,  dafs  Forderungen  in  betreff  des  Nachlasses  sowie 
Ansprüche  des  Erbrechtes  auf  das  bewegliche  Vermögen  hinsichtlich  des  in 
einem  der  beiden  Länder  von  den  Unterthanen  des  anderen  hinterlassenen 
Vermögens  durch  die  Gerichte  oder  sonstigen  kompetenten  Behörden  des 
Staates,  welchem  der  Verstorbene  angehörte,  und  nach  den  Gesetzen 
dieses  Staates  zu  beurteilen  sind.  Es  hätte  daher  niemals  ein  französi- 
sches Gericht  mit  dem  vorliegenden  Streite  sich  befassen  können,  und 
wenn,  hätte  es  österreichisches  Recht  anwenden  müssen.  Hieraus  er- 
giebt  sich,  dafs  alle  Schlufsfolgerungen,  welche  die  Beklagten  in  Bezug 
auf  die  Anwendung  des  französischen  Rechtes  und  insbesondere  in  Bezug 
auf  Art  725,  910  und  976  des  Code  civil  geübt  haben ,  unbegründet 
waren.  Übrigens  sei  nur  noch  bemerkt,  dafs  der  Art.  725  des  Code 
civü  nicht  pafst,  weil  im  vorliegenden  Falle  von  einer  Erbseinsetzung 
der  Stiftung  nicht  die  Rede  ist,  sondern  von  der  legatsweisen  Begrün- 
dung einer  Stiftung,  und  Art.  725  nur  bestimmt,  dafs  der  Erbe  zur 
Zeit  der  Eröffnung  des  Testamentes  existent  sein  mufs.  Art  910  ist 
im  vorliegenden  Falle  bereits  erftdlt,  indem  die  niederösterreichische* 
Statthalterei  als  Stiftungsbehörde  im  Einvernehmen  mit  der  galizischen 
Statthalterei  mit  Dekret  vom  12.  Jänner  1895  Z.  1068  die  Stiftung 
des  Victor  0.  bereits  ausdrücklich  anerkannt  hat  Art  976  kommt 
überhaupt  nicht  in  Betracht,  weil  der  Code  civil  unter  einem  mystischen 
Testamente  etwas  ganz  anderes  versteht  ab  im  §  582  a.  b.  G.B.  ge- 
meint ist  Art  1001  des  Code  Napoleon  pallst  im  vorliegenden  Fidle 
nicht,  weil  die  Art.  967  und  ^970  des  Code  civü  holographe  Testamente 
anerkennen.  Aus  dem  Vorangeführten  ergiebt  sich  aber  auch,  dais  der 
Vorwurf,  den  die  Beklagten  gegen  den  Teetamentsexekutor  Dr.  Friedrich 
Z.  erhoben  haben,  derselbe  hätte  mit  Umgehung  der  gesetzlichen  Erben 
beim  Tribunal  de  la  Seine  das  Urteil  vom  13.  Juni  1894  erwirkt,  wo- 
durch die  oft  erwähnten  Kodicille  an  Österreich  ausgeliefert  wurden 
und  hierdurch  zustande  gebracht  wurde,  dafs  ein  österreichisches  Ge- 
richt die  vorliegende  Streitsache  und  die  Abhandlung  nach  österreichi- 
schem Rechte  abwickeln  kann  und  dadurch  die  Beklagten  um  die  ihnen 
nach  ihrer  Behauptung  gtlnstigen  Bestimmungen  des  französischen  Rechtes 
gebracht  worden  wären,  ganz  unberechtigt  ist,  weil  ja  nach  dem  Staats- 
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vertrage  öBterreichiieheB  Recht  hätte  angewendet  werden  mfimmu 
Aufserdem  mag  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  die  Beklagten 
in  ihrer  Eingabe  vom  25.  Oktober  1898  Bich  anadrttcklich  einventaaden 
erklärt  haboi,  dafs  die  Abhandlung  nach  Victor  0.  in  Österreich  ge- 
pflogen und  alle  Streitigkeiten  in  Otteireieh  ausgetragen  werden. 

Aus  den  Entscheidungsgrttnden  des  Urteils  des  k.  k.  Ober- 
landesgerichts in  Wien  vom  25.  April  1899: 

n.    Die  Appellationsgrflnde  der  Beklagten  (anr  Frage 

der  Staatsangehörigkeit  des  Erblassers)  sind  folgende: 

Der  Erblasser  hat  nie   die   österreichische  Staatsangehörigkeit   er- 
worben :    a)   Die  Kläger  haben   die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  des 
Erblassers  erst  in  der  Replik  behandelt;   diese  Verspätung  wurde  von 
den  Beklagten  in   der  Duplik  gerügt;   b)    der  Erblasser  hat  sich    im 
österreichischen  Staate  nie  ansässig  gemacht     Es  ist  daher  die  Voraus- 
setzung des  §  30  a.  b.  G.B.  aum  Erwerbe  der  Staatsbttrgerschaft  nicht 
vorhanden;    c)   der  Erblasser  hat  einen  zehnjährigen  ununterbrochenen 
Wohnsitz   in  diesem  Staate  nicht  vollendet,   es  ist  daher  die  Vorans- 
setzung   des   §  29  a.  b.  G.B.  nicht  vorhanden;    d)    es  sind  auch   die 
übrigen  Voraussetzungen  der  Staatsangehörigkeit  im  Sinne  der  §§  28 
bis  31  a.  b.  G.B.  nicht  vorhanden.     Die  politischen  Behörden  sind  bei 
der  Verleihung    der  Staatsbtligerschaft   an   die  Bestimmungen  des  all- 
gemeinen bttigerlichen  GesiBtzbuches  gebunden.    Die  im  Hofdekrete  vom 
29*  Juli  1813  als  Gnadensaohe  behandelte  Verleihung  der  Staatsbürger- 
Schaft  bezieht  sich  auf  die  Verleihung  der  Ehrenstaatsbttrgerschaft  und 
steht  mit  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
nicht  im  Widerspruche;  e)  es  ist  nicht  bewiesen,  dafs  der  Erblasser  in 
den  Verband  der   Gemeinde  Wysuczko   aufgenommen  wurde;    f)    der 
Verlust  der  Staatsbüigerschafl  durch  Auswanderung  tritt  ungeachtet  des 
§  4  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867  Ni*.  142  R.G.BL 
«in,   da  durch  dieses  Gesetz  nur  das  Recht  der  Freizügigkeit  normiert 
wirdy    ohne   dafs    die  Folgen   der  unbefugten  Auswanderung   berührt 
werden;  g)  der  Staatsvertrag  vom  11.  Dezember  1866  Nr.  168  R.G.BL 
spricht  gegen  die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  und  die  An- 
wendung der  österreichischen  Gesetze,    da  der  Erblasser  französischer 
Staatsangehöriger  war. 

Ad.  II«  Die  Kläger  konnten  bei  der  Ver£usung  der  Klage  wohl 
nicht  voraussetzen,  dafe  die  Beklagten  mit  Rücksicht  auf  die  Beilagen 
der  EJage  die  österreichische  Staatsbttrgerschaft  des  Erblassers  in  der 
Einrede  bestreiten  werden.  Die  Erörterung  und  Beweisftihrung  der 
österreichischen  Staatsbürgerschaft  des  Erblassers  in  der  Replik  ist  daher 
gemäTs  §  47  a.  G.O.  ohne  L^gungsbewilligung  zuUlssig.  Laut  Erledi- 
gung der  Statthalterei  Lemberg  vom  11.  Juni  1885  Z.  5710  wurde 
dem  Erblasser  das  österreichische  Staatsbttrgerrecht  verliehen.  Laut 
ProtokoUes  des  Magistrates  Lemberg  vom  16.  Juni  1885  hat  Erblasser 
den  Eid  der  Unterthanentreue  abgelegt.  Laut  Heimatscheines  der  Ge- 
meinde Wysuczka  vom  2.  September  1897  war  Erblasser  in  der  ge- 
nannten Gemeinde  zuständig.     Die  Verhandlung  und  Entscheidung  in 
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Angetegenheiten,  welche  das  Heimatrecht  betreffen,  gehören  gemäfB  Ge- 
setzes vom  3.  Dezember  1863  Nr.  105  R.6.B1.  mit  Ausnahme  der  dort 
bezeichneten  Fälle  zur  Kompetenz  der  politischen  Behörden.  Dem- 
gemftfs  erscheinen  die  Gerichte  nicht  bemfen,  sich  in  eine  Überprüfung 
der  oben  citierten  Statthaltereierledigung  betrefls  der  Verleihung  des 
StaatsbUigerrechtes  und  des  voigelegten  Heimatscheines  der  Gemeinde 
Wjsuczka  einzulassen.  Hierdurch  entfällt  die  Prttfting  der  von  den 
Beklagten  ad  11  geltend  gemachten  Appellationsgrtlnde. 

Der  aufserordentlichen  Revisionsbeschwerde  der  Beklagten  wurde 
mit  Urteil  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  5.  Oktober  1899 
keine  Folge  gegeben. 

Wenn  die  Exekution  in  Ungarn  zu  vollziehen  ist,  so  hat  sich  die 
Mitwirkung  der  inländischen  (österreichischen)  Gerichte  auf  die 
Bewilligung  der  Exekution  zu  heschränJcen;  der  Vollzug,  wozu  ins- 
besondere bei  gepfändeten  Forderungen  die  Bewilligung  der  Über- 
weisung gehört,  ist  den  ungarischen  Gerichten  nach  Mafsgabe  der 

dortigen  Gesetze  vorbehalten. 

Entscheidung  des  k.  k.  Oberlandesgeriehts  in  Wien  vom  30.  Mai  1899. 

Der  betreibende  GUiubiger  hatte  beim  k.  k.  Landesgeriehte  in  Wien 
die  Exekution  mittelst  zwangsweiser  Pfandrechtsbegrttndung  durch 
btlcherliche  Anmerkung  der  Vollstreckbarkeit  von  Forderungen,  welche 
für  den  in  Ungarn  domizilierenden  Verpflichteten  auf  dem  Ehepaare  X. 
gehörigen,  in  Ungarn  gelegenen  Realitäten  sichergestellt  waren,  erwirkt. 
Hierauf  schritt  er  beim  Landesgerichte  Wien  um  Bewilligung  der  Über- 
weisung dieser  Forderungen  ein,  wurde  jedoch  wegen  Inkompetenz  ab- 
gewiesen. Der  gegen  diesen  Beschlufs  erhobene  Rekurs  wurde  vom 
Oberlandesgerichte  aus  folgenden  Gründen  verworfen:  Im  vorliegenden 
Falle  handelt  es  sich  um  eine  Exekution  gegen  einen  Ausländer  auf 
ein  im  Auslande  befindliches  Vermögen.  GemäPs  J.M.V.  vom  13.  De- 
zember 1897,  R.G.B1.  Nr.  285,  ist  die  Exequierbarkeit  inländischer 
Urteile  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  verbürgt.  Es  mufs  sich 
jedoch  das  inländische  Gericht  auf  die  Bewilligung  der  Exekution  be- 
schränken und  den  Vollzug  der  Exekution  den  Gerichten  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  nach  Mafsgabe  der  dortigen  Gesetze  vollständig 
überlassen.  Indem  das  k.  k.  Landesgericht  die  Exekution  mittelst 
zwangsweiser  Pfandrechtsbegründung  durch  bücherliche  Anmerkung  der 
Vollstreckbarkeit  der  exequierten  Forderungen,  welche  für  den  in  Ungarn 
wohnenden  Verpflichteten  auf  in  Ungarn  befindlichen  Realitäten  haften, 
bewilligt  hat,  erscheint  die  Funktion  des  inländischen  Gerichtes  in  An- 
sehung der  bewilligten  Exekution  beendet.  Es  ist  Sache  des  betreiben- 
den Gläubigers,  die  Fortsetzung  der  Exekution  direkt  bei  der  zuständigen 
ausländischen  Behörde  nach  Mafsgabe  der  dortigen  Gesetze  ohne  Inter- 
vention der  inländischen  Gerichte  zu  erwirken. 

Zeitichrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  XI.  9 
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Übertragung  der  Vormundschaft  an  ein  sächsisches  Grericht. 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12.  September  1900,  Z.  12670. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  den  vom  fiezirksgerichte  in  X. 
gemäfs  §  111  J.N.  gefafsten  Beschlnfs,  die  Anisicht  und  Fürsorge  über 
das  von  der  (teterreichischen  Staatsangehörigen  Emma  EL.  am  5.  April 
1900  in  Y.  (Sachsen)  aafserebelich  geborene  Kind  Otto  H.  an  das 
Amtsgericht  in  Y.  zu  übertragen,  mit  Rücksicht  auf  die  Erklärung 
dieses  Gerichtes,  wonach  dasselbe  die  Übernahme  der  Aufiiicht  und  Für- 
sorge über  die  Person  des  genannten  Minderjährigen  ablehnt  und  nur 
zur  Übernahme  der  unbeschränkten  Vormundschaftsleitung  bereit  ist,  — 
nicht  genehmigt 

Van  jeder  in  Österreich  unter  der  Enns  kraft  der  Zuständigkeits- 
regeln  abgehandelten  Verlassenschaft  ist,  auch  wenn  der  Erblasser 
seinen  ordentlichen  Wohnsitss  im  Auslande  hatte,  der  Beitrag  zum 

n.  0.  Landesschulfonds  zu  entrichten. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofs  vom  12.  August  1899  (Zeitschr. 
T.  Not  u.  freiw.  Gerichtsbarkeit  in  Ost  1900  8.  23). 

In  der  Verlassenschaftssache  nach  der  Reichsfreiin  E.  F.  hat  das 
k.  k.  Bezirksgericht  Innere  Stadt  Wien  II  mit  Beschlnfs  vom  3.  Juni 

1899,  G.Z.  ^'  ^'^^~^,  ausgesprochen ,  dafs   von   dem  Nachlasse   mit 

Rücksicht  darauf,  dafs  die  Erblasserin  zur  Zeit  ihres  Todes  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  in  Kopenhagen  liatte,  kein  Beitrag  zum  n.  ö.  Landes- 
schulfonds zu  bemessen  sei. 

Dem  Rekurse  des  n.  ö.  Landesausschussee  hat  das  k.  k.  Landes- 
gericht   Wien    als    Rekursgericht    mit    Beschlnfs    vom    4*    Juli    1899, 

G.Z.    ?'  ^-^^®^^,    Folge  gegeben    und    den    angefochtenen   Beechlufs 

dahin  abgeändert,  dafs  von  obigem  Nachlasse  ein  Beitrag  zum  n.  ö. 
Landesschulfonds  zu  bemessen  ist,  und  dessen  Bemessung  nach  Eintritt 
der  Rechtskraft  der  Rekurserledigung  dem  obigen  Gerichte  aufgetragen 
wird.  —  Gründe: 

Nach  den  gepflogenen  Erhebungen  und  der  Aktenlage  ist  aller- 
dings ab  letzter  Wohnsitz  der  Erblasserin  der  ihres  Gatten,  der  zur 
iSeit  ihres  Todes  k.  und  k.  Gesandter  in  Kopenhagen  war,  also  dieser 
Ort  anzusehen.  Gemäfs  §§  105,  69  C.J.N.  erscheint  jedoch  zur  Ab- 
handlung ihres  Nachlasses  in  erster  Linie  das  k.  k.  Bezirksgericht  Wien, 
Innere  Stadt  I.,  in  dessen  Sprengel  das  k.  und  k.  Ministerium  des 
Äufsern  seinen  Sitz  hat,  kompetent,  und  wurde  an  dessen  Stelle  das 
k.  L  Bezirksgericht  Wien,  Innere  Stadt  IT  vom  k.  k.  Oberlandesgerichte 
Wien  zur  Abhandlnngspflege  delegiert  Nach  den  allgemeinen  Regeln 
über  die  Zuständigkeit  erscheint  also  ein  Wiener  Bezirksgericht  zur  Ab- 
handlung berufen,  und  wird  der  Nachlafs  zufolge  Delegation  von  einem 
anderen  Wiener  Bezirksgerichte,  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Wien,  Innere 
Stadt  II,  abgehandelt  Dies  genügt  aber  dafür,  dafs  ein  Beitrag  zum 
n.    ö.    Landesschulfonds    zur  Bemessung   und   Einhebung    von    obigem 


Österreich.  131 

Nachlasse  zu  gelangen  hat.  Denn  die  im  n.  ö.  Landesgesetze  vom 
18.  Dezember  1871,  Nr.  1  L.G.B1.  för  1872,  und  zwar  im  §  1  ent- 
haitene  Bestimmung,  wonach  „von  jeder  in  Österreich  unter  der  £nns 
vorkommenden  Verlassenschaft,  wenn  der  reine  Nachlafs  300  fl.  tiber- 
steigt, ein  Schulbeitrag  für  den  n.  ö.  Landesfonds  als  gesetzliches  Ver- 
mSchtnis  einzuheben  ist,  ist  nach  deren  Sinn  und  Zweck  dahin  za  ver- 
stehen, dafs  jede  in  Osten*eich  unter  der  Enns  kraft  der  Zuständigkeits- 
regeln abgehandelte  Verlassenschaft  einem  solchen  Beitrage  unterliegt. 
Für  diese  Auslegung  spricht  auch  die  Analogie  mit  anderen  diesbezüg- 
lichen Landesgesetzen,  indem  das  für  Böhmen  (Landesgesetz  vom 
2.  Februar  1878,  Nr.  60  L.G.B1.)  von  jeder  in  Böhmen  abgehandelten 
Verlassenschaft,  das  für  Dnlmatien  (Landesgesetz  vom  30.  Januar  1873, 
Nr.  11  und  respektive  Gesetz  vom  28.  April  1888,  Nr.  16  L.G.B1.) 
von  jeder  in  Dalmatien  angefallenen  Verlassenscbaft ,  das  fUr  Salzburg 
(Landesgesetz  vom  26.  Dezember  1871,  Nr.  45  L.G.B1.  fHr  1872)  von 
jeder  Verlassenschaft,  deren  Abhandlung  von  einem  salzbuigischen  Gre- 
richte  gepflogen  wird,  das  f^  Triest  (Landesgesetz  vom  15.  Mai  1874, 
Nr.  16  L.G.BL)  von  jeder  Verlassenschaft  in  der  Gemeinde  Triest 
einen  Schulbeitrag  normieren,  indem  femer  die  Landesgesetze  ^  GKSrz 
und  Gzadisca  (Landesgesetz  vom  16.  Januar  1881  Nr.  2  L.G.B1.  und 
vom  15.  August  1892,  Nr.  15  L.G.B1.),  fUr  Krain  (Landesgesetz  vom 
18.  Dezember  1874,  Nr.  1  L.G.B1.  für  1875),  für  Mähren  (Landes- 
gesetz vom  30.  April  1874,  Nr.  37  L.G.B1.),  für  Oberösterreicb  (Landee- 
gesetz  vom  9.  Juni  1876,  Nr.  18  L.G.B1.)  und  fUr  Steiermark  (Landes- 
gesetz vom  29.  Dezember  1888,  Nr.  3  L.G.B1.  für  1889)  aussprechen, 
dafs  von  jeder  Verlassenschaft,  zu  deren  Abhandlung  ein  dort  befind- 
liches Gericht  nach  den  allgemeinen  Regeln  über  die  Zuständigkeit  be- 
rufen erscheint,  ein  Schulbeitrag  zu  bemessen  ist  Auch  die  Durch- 
führungsverordnung der  Ministerien  der  Justiz,  der  Finanzen  und  des 
Unterrichtes  vom  13.  Juni  1876,  Nr.  90  R.G.Bl.,  welche  auch  mit 
Geltung  Air  Niederösterreich  erlassen  wurde,  gebraucht  an  der  Spitze 
des  bezfiglichen,  für  die  Gerichte  vorgeschriebenen  Verzeichnisformulares 
den  Ausdruck  „abgehandelte  Verlassenschaften**. 

Hiemach  erscheint  die  Abänderung  des  an°^efochtenen  Beschlusses 
und  beziehungsweise  die  Bemessung  eines  Schulbeitrages  von  der  in 
Rede  stehenden  Verlassenschaft  gerechtfertigt. 

Dagegen  brachte  der  Erbenmachthaber  den  Revisionsrekurs  ein  und 
machte  in  demselben  geltend :  Das  k.  k.  Landesgericht  Wiep  geht  von 
der  Ansicht  aus,  dafs  jede  in  Osterreich  unter  der  Enns  abgehandelte 
Verlassenschaft  dem  Schulbeitrage  unterliege.  Dafs  dies  nicht  richtig 
ist,  hat  der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  10.  Ok- 
tober 1898,  Z.  18  408  („Notariatszeitung"  vom  Jahre  1899,  Nr.  8) 
ausgesprochen,  weil  der  Erblasser  in  der  Lage  gewesen  sein  müsse, 
von  der  Schuleinrichtung  in  Niederösterreich  Gebrauch  zu  machen; 
ebenso  die  Entscheidungen  vom  3.  Januar  1899,  Z.  17  872  ex  1898 
(yNotariatszeitung^  vom  Jahre  1899,  Nr.  22)  und  vom  18.  September 
1894,  Z.  11318  („Notariatszeitung"  vom  Jahre  1894,  Nr.  41),  welche 
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aussprechen,  ämCs  nur  dann  von  VerlaaBensehaften  der  Sehnlbeitng  za 
entrichten  ist,  wenn  der  &h]aiiBer  in  KiederOsterreich  seinen  letzten 
ordentlichen  Wohnuta  hatte. 

Der  L  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom  19.  August 
1899,  Z.  12  083,  dem  Revisionsrekurse  unter  Hinweis  auf  die  sach- 
und  gesetsgemäfse  Begründung  des  Rekursgerichtes  keine  Folge  gegeben. 

Der  Schulheitrag  eum  n.  d.  Landesfands  ist  nur  von  Nachlässen 
solcher  Erblasser  m  bemessen,  welche  ihren  Wohnsitg  in  Nieder- 

Österreich  hohen. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  yom  7.  Februar  1900  (Zeitschr. 

f&r  Notariat  etc.  1900  S.  108). 

In  der  Verlassenschanssache  nach  dem  am  26.  Deaember  1898  in 
Liverpool  in  England  verstorbenen  und  daselbst  wohnhaft  gewesenen 
A.,  welcher  im  Sprengel  des  k.  k.  Beairksgerichtes  in  Hietzing  ein  un- 
bewegliches Gut  besafs,   hat  das  genannte  Bezirksgericht  mit  BeschluTs 

vom  28.  November  1899,  G.Z.  ^'  ^^~^  ,  vor  dem  mit  104  103  fl. 
62^ /s  kr.  ermittelten  reinen  Nachlasse  den  Beitrag  zum  allgemeinen 
Versorgungsfonds  mit  1041  fl.  4  kr.  und  den  Schulbeitrag  zum  n.  0. 
Landesfonds  mit  780  fl.  75  kr.  bemessen. 

Dem  Rekurse  des  B.  als  Erben  des  A.  hat  das  k.  k.  Landesgericht 
in  Wien  als  Rekursgericht  mit  Beschlufs  vom  27.  Dezember  1899, 
Q,Z.  ^'  '^^'J^-^.^  teilweise  Folge  gegeben  und  den  angefochtenen  Be- 
schlufs: 1.  insofeme  mit  demselben  von  dem  mit  104.103  fl.  62^/s  kr. 
ermittelten  reinen  Nachlasse  der  Schulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesfonds 
mit  780  fl.  75  kr.  bemessen  wurde,  bestätigt;  2.  insofeme  mit  dem- 
selben der  Beitrag  zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  in  Wien  mit 
1041  fl.  4  kr.  bemessen  wurde,  dahin  abgeändert,  dafs  ein  Beitrag  zum 
allgemeinen  Versorgungsfonds  in  Wien  nicht  zu  bemessen  kommt.  — 
Begründung: 

Der  Schulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesfonds  wurde  von  dem  frag- 
lichen Nachlasse  mit  Recht  bemessen ;  denn  nach  §  1  des  Gesetzes  vom 
18.  Dezember  1871,  Nr.  1  L.G.Bl.  fttr  1872,  ist  von  jeder  in  Öster- 
reich unter  der  Enns  vorkommenden  Verlassenschaft,  wenn  der  reine 
Nachlafs  800  fl.  tibersteigt,  ein  Schulbeitrag  zu  entrichten.  Der  in  Rede 
stehende  Nachlafs  im  gebührenpflichtigen  Betrage  von  104103  fl.  62^2  kr. 
wird  hier  der  Abhandlung  unterzogen  und  fällt  daher  nach  obiger  ge- 
setzlicher Bestimmung  in  die  Kategorie  der  schulbeitragspflichtigen  Ver- 
lassenschaften.  Der  in  dem  Landesgesetze  angewendete  Ausdruck  ^in 
Osterreich  unter  der  Enns  vorkommende  Verlassenschaft"  kann  nicht 
dahin  ausgelegt  werden,  dafs  darunter  nur  die  Nachlässe  der  in  Öster- 
reich unter  der  Enns  wohnhaft  gewesenen  Erblasser  begriffen  sind;  zu 
einer  solchen  Auslegung  ist  in  dem  Wortlaute  obigen  Gresetzes  kein 
Anhaltspunkt  gegeben,  und  erscheint  diese  Interpretation  umsoweniger 
zulässig,    als   in   den  in  Ausftlhrung   des  Reichsgesetzes  vom   14.  Mai 
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1869,  Nr.  62  R.G.BL,  für  etiusdne  Kronländer  rücksichtlich  des  Schul- 
beitrages erlaflsenen  Landesgesetisen  die  Schulbeitragspflicht  von  dem 
UmStande  abbMngig  gemacht  wird,  dafs  ein  in  dem  betreffenden  Kron- 
lande goldenes  Gerieht  nach  den  allgemeinen  Kompetenzbestimmungen 
zur  Abhandlungspflege  berufen  erscheint  (Landesgesetz  fUr  Österreich 
ob  der  £nns,  Steiermark  u.  a.).  Eine  Analogie  aus  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  den  Beitrag  zum  Versorgungs-  oder  zum  Kranken- 
anstaltenfonds erscheint  unzulttssig,  weil  es  sich  hierbei  um  ganz  andere 
Auflagen  zu  lokalen  Zwecken  handelt,  bei  deren  Vorschreibung  vrieder 
andere  principielle  Momente  in  Betracht  kommen. 

Bin  Beitrag  zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  in  Wien  war  jedoch 
von  dem  in  Rede  stehenden  Nachlasse  mit  Rücksicht  auf  den  Wohnort 
des  Erblassers  nicht  zu  bemessen,  weil  aus  dem  Hofdekrete  vom  22.  Juni 
1821,  Nr.  1770  J.6.S.,  und  aus  den  Anordnungen  des  n.  Ö.  Appel- 
lationsgerichtes vom  16.  September  1842,  Z.  10  719,  und  vom  8.  Mai 
1843,  Z.  6452,  zu  entnehmen  ist,  dafs  für  die  Pflicht  zur  Entrichtung 
des  Beitrages  zum  Wohlthtttigkeits-  oder  Versoigungsfonds  in  Wien 
lediglich  das  Domizil  des  Erblassers  und  nicht  der  Umstand  entscheidet) 
bei  welchem  Gerichte  die  Verlassenschaft  abgehandelt  wird. 

Dem  a.  o.  Revisionsrekurse  des  B.  als  Erben  nach  A.  gegen  den 
rekursgerichtlichen  Beschlufs,  insofeme  mit  demselben  der  Beschlulfi  des 
(jerichtes  der  ersten  Instanz,  betreffond  die  Bemessung  des  Schulbeitrages 
zum  n.  ö.  Landesfonds  mit  780  fl.  75  kr.  von  dem  mit  104  108  fl. 
62^/fi  kr.  ermittelten  reinen  Nachlasse  bestfltigt  wurde,  hat  der  k.  k. 
Oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  7.  Februar  1900,  Z.  1442, 
Folge  gegeben  und  den  rekursgerichtlichen  Beschlufs  in  dem  ange- 
fochtenen Teile  unter  Unberührtlassung  seines  übrigen  nicht  in  Be- 
schwerde gezogenen  Inhaltes  dahin  abgeändert,  dafs  von  dem  Nachlasse 
des  A.  ein  Schulbeitrag  zum  n.  0.  Landesfonds  nicht  bemessen  wird.  — 
Gründe: 

Das  Landesgesetz  für  Niedertfsterreich  vom  18.  Dezember  1871, 
Nr.  1  L.G.Bl.  ex  1872,  bestimmt  im  §  1,  dafs  von  jeder  in  Osterreich 
unter  der  Enns  vorkommenden  Verlassenschaft,  wenn  der  Nachlafs 
300  fl.  übersteigt,  ein  Schulbeitrag  für  den  n.  ö.  Landeefonds  als  ge* 
setzliches  Vermächtnis  einzuheben  ist  Im  vorliegenden  Falle  ist  zu 
entscheiden,  ob  die  in  dem  Landesgesetze  gebrauchte  Bezeichnung  „vor- 
kommende Verlassenschaft*'  dahin  zu  verstehen  ist,  dafs  der  Pflicht  zur 
Entrichtung  dieses  Betrages  alle  Yerlassenschaften  unterliegen,  welche 
vor  Gerichten  in  Niederösterreich  verhandelt  werden,  oder  ob  sich  diese 
Verpflichtung  unabhängig  von  den  Kompetenzbestimmungen  nach  dem 
Wohnorte  des  ErbliisserB  richtet  und  davon  abhängt,  dafs  dieser  in  dem 
betrefienden  Lande  seinen  Wohnsitz  hatte  und  daher  in  der  Lage  war, 
von  den  bestehenden  Schuleinrichtungen  vorkommendenfalls  Gebrauch 
zu  machen.  Dem  ganzen  Sinne  des  Gesetzes  zufolge  kann  nur  letzteres 
angenommen  werden,  und  erscheinen  die  Nachlässe  solcher  Erblasser, 
welche  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Niederösterreich  hatten,  von  der  ge- 
richtlichen Entrichtung  dieses   gesetzlichen  Legates  befreit     Dieses  er- 
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scheint  vor  allem  durch  den  Wortlaut  des  Gesetsea  dargethan,  welches 
im  §  4  anordnet,  dafs  unbewegliches  Vermögen,  welches  nicht  in  Nieder- 
österreich liegt,  bei  Berechnung  des  Schulbeitrages  nicht  in  Anschlag 
zu  bringen  ist,  obgleich  auch  dieses  Vermögen,  wenn  dasselbe  sich  nicht 
im  Auslande  befindet,  von  dem  Gerichte  in  Niederösterreich  der  Ab- 
handlung nntensogen  wird.  Nun  hat  erwiesenermafsen  der  Erblasser 
A.  sich  niemals  in  Niederösterreich  aufgebalten  und  nicht  hier,  sondern 
in  Liverpool  seinen  Wohnsits  gehabt,  weshalb  von  seinem  Nachlasse, 
SU  dessen  Abhandlung  das  Bezii^sgericht  Hietiing  nur  infolge  des  zu- 
fUligen  Umstandes  berufen  erscheint,  weil  der  Verstorbene  im  Sprengel 
dieses  Oericbtes  ein  unbewegliches  Gut  besafs,  ein  Schulbeitrag  nicht 
zu  bemessen  war.  Durch  die  gegenteilige  Entscheidung  der  Unter- 
gerichte erscheint  das  Landesgesetz  vom  18«  Dezember  1871  ofienbar 
verletzt,  es  war  daher  dem  aufserordentlicheu  Rekurse  des  Erben  Folge 
zu  geben  und  der  Beschlufs  des  Rekursgerichtes  im  vorstehenden  Sinne 
abzuftndem. 

Jurisdiktionsnorm.  VorausseUmng  für  die  Begründung  des  Gerichts^ 
Standes  des    Vermögens  durch  eine  Forderung  des  Geklagten  an 

den  inländischen  Kläger. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  GMchtshofes  vom  31.  August  1898  (Jur. 

Blätter  Jahrg.  XXIX  S.  518  ff.). 

In  der  Rechtssache  des  R.  P.  in  Wien  und  J.  K.  (Kläger)  vnder 
F.  B.,  Kaufinann  in  Berlin  (Beklagten)  wegen  568  fl.  c.  s.  c.  hat  das 
k.  k.  Handelsgericht  in  Wien  nach  mündlicher  abgesonderter 
Verhandlung  über  die  bei  der  ersten  Tagsatzung  erfolgte  Einwendung 
der  sachlichen  und  örtlichen  Unzuständigkeit  mit  Beschlufs  vom 
13.  Juni  1891  G.  Z.  ^g-  u,ibi-9B  entschieden:  Der  Einwendung  der 
Unzuständigkeit  dieses  Gerichtes  wird  stattgegeben  und  sind  die  Kläger 
schuldig,  dem  Beklagten  die  mit  84  fl-  78  kr.  bestimmten  Kosten  dieses 
Rechtsstreites  zu  ersetzen. 

Begründung:  R.  P.  und  J.  K.  klagen  den  Berliner  proto- 
kollierten Kaufinann  F.  B.  auf  Zahlung  von  568  fi.  c.  s.  c.  aus  einem 
seinerzeitigen  Handelsgeschäfte  und  stützen  die  örtliche  Kompetenz 
dieses  Gerichtes  hierauf,  dafs  dem  Beklagten  kut  Urteil  des  Landes- 
gerichtes die  Judikatsforderung  per  995  fl.  97  kr.,  mithin  ein  Ver- 
mögen im  Inlande  zustehe,  und  da  bezüglich  dieser  Forderung  die  in 
Wien  domizilierenden  Kläger  als  Drittschuldner  erscheinen,  so  sei  die 
Wiener  Kompetenz  als  des  Sprengeis,  wo  das  Vermögen  sich  befindet, 
für  den  vorliegenden  Rechtsstreit  gegeben.  Bei  der  ersten  Tagsatzung 
am  1.  Juni  1898  wendete  der  Beklagte  die  sachliche  und  örtliche  Un- 
zuständigkeit ein,  da  laut  Absatz  VHI  der  als  Vorvertrag  geltenden 
Information  vom  18.  Mai  1895  über  Streitigkeiten  aus  den  Vertrags- 
verhältnissen ein  frei  wählbares  Schiedsgericht  zu  entscheiden  habe. 
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So  wenig  daher  der  Oerichtshof  aus  allen  diesen  Gründen  an 
setner  sachlichen  Kompetenz  zweifelte,  so  war  er  dennoch  mangels  der 
Voranssetzang  des  §  99  J.N.  nicht  in  der  Lage,  sich  örtlich  für  zn- 
stXndig  anzusehen.  Nicht  in  Frage  gestellt  erschien  hierbei,  dafs,  wie 
jede  Forderung,  so  ganz  besonders  die  kraft  richterlicher  Feststellung 
unbestreitbare  Jndikatforderang  ein  Vermögen  darstelle,  und  da  im 
vorliegenden  Falle  die  vorli^end  eingekUgte  kompensable  Gegen- 
forderung kleineren  Betrages  ist,  so  blieb  das  Erfordernis  des  ,, Ver- 
mögens^ als  solchen  selbst  für  den  Fall  der  striktesten  Anwendung  der 
yp80  ^'tirtf-Kompensation  gemXfs  §  1438  a.  b.  G.B.  (in  fine)  gewahrt. 
Wohl  aber  mangelte  es  im  vorliegenden  Falle  an  dem  zweiten  Er- 
fordernis des  „Drittschuldners^,  und  dafs  dasselbe  strikt  und  im  Sinne 
des  Ausschlusses  der  Identität  von  KlKger  und  Drittschuldner  auszulegen 
sei,  fand  der  Gerichtshof  in  folgender  Erwttgung:  1.  Aus  den  Motiven 
dieser  Gesetzesbestimmung  geht  hervor,  dafs  dieselbe  dem  §  24  der  für 
das  Deutsche  Reich  geltenden  Civilprozefsordnung  nachgebildet  sei.  Bei 
Vergleichung  beider  Gesetzesstellen  aber  ergiebt  sich,  dafs  der  dort 
gebrauchte  Ausdruck  ^Schuldner^  in  unserem  Gesetze  durch  „Dritt- 
Schuldner **  ersetzt  sei.  Da  nun  bei  der  sonstigen  gleichlautenden 
Teztierung  nicht  angenommen  werden  kann,  dafs  in  dieser  Varietät 
des  Ausdruckes  ein  blofser  Zufall  gelegen  sei,  mufs  vielmehr  darin  die 
Absicht  geftinden  werden,  als  Schuldner  nur  eine  von  den  Prozefs- 
Parteien  verschiedene  Person  zuzulassen,  und  ist  an  dieser  durch  die 
verschiedene  Nomenklatur  unabweislich  g^ebenen  Differenz  der  beiden 
Prozefsordnungen  trotz  der  Retorsionstendenz  des  §  99  festzuhalten,  die 
ja  sonst  allerdings  bei  Zweifel  Über  die  Umgrenzung  dieses  Gerichts- 
standes für  die  Obereinstimmung  mit  den  ausländischen  Vorschriften 
spricht.  Dazu  kommt  2.  die  allgemeine,  von  dem  vorliegenden  Falle 
absehende  Erwägung,  dafs  die  g^enteilige  Auffassung  einen  Wider- 
spruch mit  anderen  Bestimmungen  des  Kompetenzrechtes  mit  sicli 
bringt  und  es  nicht  angeht,  Repressalien  gegen  eine  ausländische  Gesetz- 
gebung auf  Kosten  nicht  nur  des  Wortlautes,  sondern  auch  der  Prin- 
cipieneinheit  und  des  Geistes  unserer  Jurtsdiktionsnorm  zu  treiben.  In 
§  96  J.N.  wird  dem  Gerichtsstand  der  Widerklage  eine  ausdrückliche 
zeitliche  Grenze  dahin  gesetzt,  dafs  zur  Zeit  der  Einbringung  derselben 
die  mttndliche  Verhandlung  über  die  Klage  in  erster  Instanz  noch  nicht 
geschlossen  sein  darf,  und  als  eine  Umgehung  dieser  Gesetzesbestimmung 
mttfste  man  für  eine  Reihe  von  FäUen  die  allgemeine  Zulassung  des 
Gerichtsstandes  des  Vermögens  bei  Identität  vom  Kläger  und  Dritt- 
Schuldner  anerkennen,  wenn  auch  ftUr  den  vorliegenden  Fall  der  Ge- 
richtshof nicht  übersah,  dafs  mangels  gleichartiger  Kompetenz  eine 
WiderUage  beim  Landesgerichte  unthunlich  war.  War  also  aus  diesen 
Ghrttnden  der  Einrede  der  örtlichen  Inkompetenz  stattzugeben ,  die  der 
sachlichen  aber  abzuweisen,  so  mufsten  doch  bei  dem  Umstände,  als 
letztere  besondere,  nicht  schon  durch  jene  durchgedrungene  Einwendung 
veranlafste  Kosten  nicht  hervorrief,  sowie  femer  bei  der  einheitlichen 
Auf&ssnng  der   Unzuständigkeit   in   unserem    Gesetze,   dem   Beklagten 
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gemiSiXs  §§  43   nnd   46  J.N.    die   geaamten  Kosten   gegen    die   beiden 
Klttger  zuerkannt  worden. 

Das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien  hat  über  Rekurs 
der   Kläger  dieee   Entscheidung   mit  Beschlufs  vom    19.  JnH  1900 

G.Z.   -  •  ^  l^"^    abgeändert  und  die  Einwendung  der  Unzuständig- 
keit abgewiesen. 

Begründung:  Für  die  Entscheidung  über  die  Einwendung  des 
Beklagten,  dafs  das  k.  k.  Handelsgericht  Wien  zur  Verhandlung  über 
die  Klage  örtlich  unzuständig  sei,  ist  vor  allem  der  die  allgemeine 
Norm  enthaltende  Absatz  des  §  99  J.N.  malsgebend,  demzufolge  gegen 
Personen,  die  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  haben,  wegen  vermögens- 
rechtlicher Ansprüche  bei  jedem  inländischen  Gerichte  Klage  angebracht 
werden  kann,  in  dessen  Sprengel  sich  ein  Vermögen  dieser  Personen 
befindet.  Diese  Voraussetzungen  treffen  im  vorliegenden  Falle  zu  und 
ergiebt  sich  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  319  E.O. ,  dafs  eine 
Forderung,  welche  dem  Verpflichteten  an  den  betreibenden  Gläubiger 
zusteht,  ab  ein  Vermögen  des  Verpflichteten  anzusehen  ist.  Der  zu- 
gige Umstand,  dafs  die  Kläger  selbst  die  Schuldner  sind,  also  mit  der 
Person  des  im  Absätze  2  des  §  99  J.N.  angeführten  Drittschuldners 
zusammenfallen,  schliefst,  da  der  Ausdruck  Drittschuldner  nicht  buch- 
stäblich zu  interpretieren  ist,  den  durch  die  Vermögenslage  geschaffenen 
Gerichtsstand  nicht  aus. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  mit  Entscheidung  vom 
31.  August  1898  Z.  12  031  den  Kevisionsrekurs  des  Beklagten 
aus  folgenden  Gründen  zurückgewiesen: 

Der  Geklagte  hat  gegen  die  Klage  die  sachliche  imd  örtliche  In- 
kompetenzeinwendung erhoben.  Die  sachliche  Inkompetenzeinwendung 
wurde  schon  vom  ersten  Richter  ab  ungegrUndet  anerkannt,  und  dies- 
bezüglich wird  auf  die  zutreffende  Begründung  des  ersten  Richters  ver- 
wiesen. Was  die  örtliche  Inkompetenzeinwendung  betrifllt,  so  steht 
fest,  dafs  der  Beklagte  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  hat,  und  dafs 
demselben  zur  Zeit  der  Klageanstrengung  gegen  den  Kläger  aus  dem 
Urteile  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Wien  vom  6.  April  1898  6.Z. 
8>39-96  ^jjj^  Forderung  per  995  fl.  97  kr.  samt  Nebengebtthren  zu- 
stand. Diese  Forderung  stellt  ein  Vermögensobjekt  des  Beklagten  vor, 
reicht  zur  Bedeckung  der  Klagforderung  aus,  nnd  ist,  nachd^n  die 
Kläger  in  Wien  wohnen,  als  in  Wien  sich  befindend  anzusehen.  Die 
Voraussetzungen  des  ersten  Absatzes  des  §  99  J.N.  treffen  im  vor- 
liegenden Falle  vollends  zu,  und  sohin  war  der  diesbezüglichen  In- 
kompetenzeinwendung des  Beklagten  keine  Folge  zu  geben,  und  dies 
um  so  mehr,  als  der  zweite  Absatz  des  §  99  J.N.  das  ZuständigkeitB- 
Verhältnis  blofs  hinsichtlich  Forderungen  eines  Beklagten  gegen  dritte 
Personen  normiert,  und  durch  denselben  die  allgemeine  Bestimmung  des 
ersten  Absatzes  dieses  Paragraphen  hinsichtlich  der  sonstigen  Ver- 
mögensobjekte des  Beklagten  nicht  alteriert  wird,  auch  diese  Gesetzes- 
auslegung  mit  der  Bestimmung  des  §  96  J.N.  in  keinem  Widerspruche 
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steht,    da    die    ZoBtttndigkeit    aus    einem   ganz   anderen    Gründe    be- 
gehrt wird. 


Schweiz. 

Warengeichen. 

Urteil  des  BondeBgerichts  vom  10.  Oktober  1896  (Clanet  1900  S.  847). 

Die  Thatsacbe  allein,  dafs  ein  Warenzeichen  im  Urspningslande 
hinterlegt  wurde,  verleiht  ihm  nicht  den  unbedingten  Rechtsschutz  in 
allen  anderen  Ländern.  Nach  Art.  6  des  internationalen  Überein- 
kommens vom  20*  März  1883  regelt  das  Recht  des  Ursprungslandes 
nur  die  für  die  Zulassung  der  Hinterlegung  erforderliche  Förmlichkeit. 

Verjährung. 

Uiteü  des  BandesgerichtB  vom  14.  JnU  1899  (Clunet  1900  S.  848). 

Fttr  die  Frage  der  Verjährung  einer  Klage  ist  das  Recht  mafs- 
gebend,  dem  das  eingeklagte  Schuldverhältnis  unterworfen  ist,  und  zwar 
sowohl  hinsichtlich  seiner  Entstehung  als  auch  seiner  Wirkungen. 

VoUstreckbarkeitserldärung  des  ausländischen  Urteils. 
Urteil  des  Bundesgerichts  vom  9.  Februar  1899  (Clunet  1900  S.  846). 

Art  59  der  Bundesverfiusung  sichert  jedem  in  der  Schweiz  wohn- 
haften Schuldner  ohne  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit  den  Gerichts- 
stand seines  Wohnsitzes.  Indessen  sind  die  Schweizer  Gerichte  nicht 
verpflichtet,  ein  im  Ausland  gegen  einen  in  der  Schweiz  wohnhaften 
Ausländer  ergangenes  Urteil  fUr  vollstreckbar  zu  erklttren,  selbst  wenn 
das  Gericht,  das  das  Urteil  erliefs,  nach  seiner  Gesetzgebung  hierfür 
zuständig  gewesen  ist. 

Kautionspflicht    eines   im   Auslände  ^niedergelassenen    Schweizer- 
hürgers.    Art,  11  der  internationalen  ÜbereinJcunft,  betreffend  Civil' 

proeefsrecht  vom  25,  Mai  J899. 

Urteil  der  Appellationskammer  des  Obergerichts  in  Zürich  vom  18.  August  1900 
(Z^tschr.  f.  Schweiz.  Beoht  N.  F.  Bd.  20,  bngeheftet  Revue  der  Gerichts- 

prazis  etc.  XIX.  Bd.  S.  39). 

Der  in  Deutschland  wohnhafte  Züricher  G.  V.  hatte  beim  Bezirks- 
gericht Dielsdorf  Scheidungsklage  gegen  seine  Ehefrau  anhängig  gemacht. 
Dasselbe  legte  ihm,  weil  anfser  Landes  wohnhaft;,  eine  Prozefskaution 
von  50  fr.  auf.  Ein  Gesuch  des  Rekurrenten  um  Aufhebung  dieser 
Auflage  wurde  verworfen.  Hierüber  beschwert  sich  der  Rekurrent, 
indem  er  unter  Berufting  auf  Art.  11  der  internationalen  Übereinkunft, 
betreffend  Civilprozefsrecht  vom  25.  Mai  1899  die  Aufhebung  der 
Eautionsanflage  verlangt.  Die  Beschwerde  stellt  sich  jedoch  sofort  als 
unbegründet  dar. 
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Gründe:  Der  Rekurrent  besw.  dessen  Vertreter  irrt  sich  ent- 
schieden, wenn  er  glanbt,  unter  den  Angehörigen  eines  der  Verträge- 
Staaten,  zu  deren  Gunsten  Art  11  der  cit.  Obereinkunft  die  Befreiung 
Yon  der  Kautionspflicht  statuiert,  seien  dessen  slimtliche  Einwohner,  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Nationalität,  su  verstehen.  Vielmehr  ergiebt  sich 
namentlich  auch  aus  dem  französischen  Text  der  Übereinkunft,  dafs 
dieselbe  sich  nur  auf  die  Staatsangehörigen,  Bürger  (französisch  nationaux) 
der  kontrahierenden  Staaten  bezieht  (vergl.  auch  Kreisschreiben  dea 
Obergerichts  über  den  Vollzug  der  betreffenden  Übereinkunft  vom 
5.  September  1899),  wie  dieses  übrigens  bei  völkerrechtliehen  Vertrügen 
die  Regel  bildet  (vergl.  z.  B.  den  Niederlassungsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Deutschland  vom  81'  Mai  1890,  wo  die  Bezeichnung 
„Angehörige*'  auch  stets  in  diesem  Sinne  gebraucht  ist). 

Wenn  der  Rekurrent  auf  die  Unbilligkeit  hinweist,  die  bei  dieser 
Auslegung  entstehe,  indem  der  Schweizer  im  Ausland  ungünstiger  ge- 
stellt werde  als  der  fremde  Staatsangehörige,  so  hat  dieselbe  ihren 
Grund  eben  einfach  darin,  dafs  die  inländische  Gesetzgebung  es  bis 
dahin  unterlassen  hat,  den  eigenen  Staatsangehörigen  die  nämlichen  Be- 
günstigungen einzuräumen,  wie  sie  die  „Übereinkunft^  den  fremden  zu- 
sichert. Gegenüber  jenen  besteht  daher  die  im  Gesetz,  betreffend  die 
Rechtspflege  (§  265  ff.)  statuierte  Kautionspflicht  noch  uneingeschränkt 
zu  Recht  —  Sofern  der  Rekurrent,  wie  er  behauptet,  aufser  stände 
sein  sollte,  die  ihm  auferlegte  Kaution  zu  leisten,  bleibt  ihm  nichts 
anderes  übrig,  als  sich  mit  einem  Gesuch  um  Bewilligung  des  Armenrechts 
unter  Klarlegung  seiner  Verhältnisse  an  da8  Bezirksgericht  zu  wenden. 

Auslieferungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz. 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  12.  Juli  1900. 

A.  Gestützt  auf  einen  Haftbefehl  des  Grofsherzoglich  Badischen 
Amtsgerichtes  Baden-Baden  vom  24.  Juni  1900,  durch  welchen  der 
badische  Staatsangehörige  W.  beschuldigt  wird,  innerhalb  der  letzten 
zwei  Jahre  an  unbestimmbaren  Tagen  wiederholt  zu  Baden  und 
Umgebung  eine  geisteskranke  Frauensperson,  nMmlich  die  am  17.  Sep- 
tember 1866  zu  Darmstadt  geborene,  ledige  L.  zum  aufserehelichen 
Beischlaf  mifsbraucht  zu  haben  (Vorbrechen  nach  §  176  Ziff.  2 
deutsch.  R.StG.B.),  hat  die  Kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  in 
Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  mit  Note  vom  2.  Juli  1900 
um  Bewilligung  der  Auslieferung  des  (am  28.  Juni  in  Luzem  anf 
Requisition  der  Grofsherzogl.  Badischen  Staatsanwaltschaft  verhafteten) 
vorgenannten  W.  nachgesucht,  und  zwar  in  Gemäfsheit  des  Art,  1 
Ziff.  8  des  Auslieferungsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Deutsch- 
land. Die  requirierende  Behörde  bemerkt  in  ihrem  Gesuche,  die  dem 
Verfolgten  zur  Last  gelegte  Handlung  stelle  sich  zwar  nicht  eigentlich 
als  Notzucht  im  Sinne  des  §  177  des  StG.B.  dar,  sondern  sie  erftlUe 
den  Thatbestand  eines  besonderen,  in  §  176  Ziff.  2  eodem  vorgesehenen 
Verbrechens.  Allein  da  die  Kaiserlich  deutsche  Regierung  wie  auch 
der  schweizerische  Bundesrat  bisher  stets  davon  ausgegangen  seien,  dafs 
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der  Begriff  der  Notzucht  im  Sinne  des  deutsch- seh weizeriBchen  Aus- 
liefomngsvertrages  nicht  auf  die  Notzucht  im  engeren  Sinne  zu  be- 
Bchiünken  sei,  sondern  auch  andere  auf  Beischlaf  gerichtete  Sittliohkdts- 
verbrechen  umfasse,  stehe  wohl  der  Bewilligung  der  Auslieferung  nichts 
entgegen. 

B.  Der  Angeschuldigte  hat  sich  der  Auslieferung  widersetzt,  indem 
er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  bestreitet  und  insbesondere  be- 
hauptet, die  L.  sei  geistig  völlig  normal,  wofür  er  sich  auf  einen 
Bericht  des  Amtsarztes  der  Stadt  Luzem  und  dessen  Stellvertreter, 
d.  d.  80.  Juni  1900,  sttttzt 

C  Die  schweizerische  Bundesanwaltschaft  führt  in  ihrer  Eingabe 
an  das  Bundesgericht  aus :  Der  Hinweis  der  requirierenden  Behörde  auf 
die  in  der  Praxis  befolgte  Ausdehnung  des  Begri£&  der  Notzucht  im 
schweizerisch-deutschen  Auslieferungsverträge  sei  zwar  richtig,  aber  nur 
in  einem  bestimmten  beschrtfnkten  Umftmge,  nämlich  nur  insofern,  als 
auch  der  Mifsbrauch  von  Kindern  zu  Beisohlafsversuchen  darunter  fiüle 
(Entscheide  des  Bundesgerichts  vom  5.  Mttrz  1886  i.  S.  Strafsburger, 
Amtliche  Sammlung  Bd.  XII  S.  186  ff.,  und  vom  30.  April  1891  i.  S. 
Wittig,  Amtliche  Sammlung  Bd.  XVIII  S.  181  ff.)-  Allein  es  gehe 
nicht  an,  diese  Ausdehnung,  die  aus  bestimmten  Gründen  erfolgt  sei, 
ohne  besondere*  Veranlassung  durch  blofse  Vertragsauslegung  auch  auf 
den  Beischlaf  mit  geisteskranken  Frauenspersonen  zu  erstrecken;  denn 
diese  Handlung  bilde  fiist  Überall  und  so  gerade  auch  im  deutschen 
Beichsstrafgesetzbuche  wie  auch  im  luzemischen  ELriminalgesetzbuche 
§  189  Z.  6  den  Thatbestand  eines  besonderen  Verbrechens,  der  sog. 
Schändung.  GemäTs  Art  3  Ziff.  12  des  schweizerischen  Auslieferungs- 
gesetzes vom  22.  Januar  1892  sei  tlbrigens  die  Möglichkeit  gegeben, 
Ausländer,  die  sich  in  ihrem  Heimatsstaale  der  Schändung  geistes- 
gestörter Personen  schuldig  gemacht  haben,  auszuliefern.  Wenn  nun 
aber  vorli^end  die  Kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  ihr  Auslieferungs- 
begehren nicht  auf  dieses  Gesetz,  sondern  nur  auf  den  schweizerisch- 
deutschen Auslieferungsvertrag  stütze,  so  könne  demselben  nicht  ent- 
sprochen werden.  Die  Bundesanwaltschaft  beantragt  daher,  das  Aus- 
liefemngsbegehren  sei  abzulehnen. 

D.  Der  Angeschuldigte  wiederholt  in  einer  Eingabe  vom  6-  Juli 
1900  sein  Begehren  um  Abweisung  des  Auslieferungsgesuches,  und  er- 
sucht zudem  um  Anordnung  seiner  sofortigen  provisorischen  Freilassung. 
Die  Ausführungen  des  Angeschuldigten  gehen  im  wesentlichen  dahin, 
darzal^en,  dafs  er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  nicht  begangen 
habe,  und  dafs  insbesondere  die  L.,  mit  der  er  seit  2Vs  Jahren 
verlobt  sei,  nicht  geistesgestört  sei;  er  stellt  eine  ganze  Reihe  von 
Beweisanerbieten  hierfür. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Nach  der  dem  Bandesgerichte  bei  Einsprachen  gegen  Aus- 
lieferungsbegehren  fremder  Staaten  eingeräumten  Stellung  hat  es  nur  zu 
prüfen,  ob  die  Formvorschriften  gewahrt  seien,  ob  ein  Auslieferungs- 
delikt vorliege,  oder  ob  sonstwie  eine  auf  das  Auslieferungsgesetz  vom 
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22.  Januar  1892«  auf  den  StaatBvertrag  oder  auf  eine  Gregenrechts- 
erklärang  des  Bandesrates  geettttzte  Einspräche  begründet  sei ;  dagegen 
untersteht  die  Schuldfrage  seiner  Bearteilnng  nicht  Auf  die  vom 
Requirierten  vorliegend  gestellten  Beweisanträge  ist  somit  nicht  ein- 
zutreten. 

2.  Die  Entscheidung  ttber  das  vorliegende  Ausiiefenuigsbegehren 
lii&ngt  daher  einzig  davon  ab,  ob  die  dem  Requirierten  zur  Last  gelegte 
Handlung  unter  den  vom  requirierend^i  Staate  angerufenen  Art  1  Zift  8 
des  Auslieferungsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Deutschen 
Reiche  vom  24.  Januar  1874,  d.  h.  unter  den  Begriff  der  Notzucht 
falle.  Allerdings  kann  der  Bundesrat  gemäfs  Art  1  Ziff.  4  des  Aus- 
lieferungsgesetzes  vom  22*  Januar  1892  die  Auslieferung  auch  wegen 
einer  im  Vertrage  nicht  vorgesehenen  strafbaren  Handlung  bewilligen, 
sofern  sie  nach  diesem  Oesetse  statthaft  ist;  da  jedoch  vorliegend  das 
Auslieferungsbegehren  ausschliefslich  auf  den  Staatsvertrag  gestützt  wird, 
und  eine  Erklärung  des  Bundesrates,  dafs  er  die  Auslieferung  eventuell 
auch  gestützt  auf  das  Anslieferungsgesetz  zu  bewilligen  beabsichtige, 
nicht  vorliegt,  so  ist  vom  Bundesgericht  einzig  zu  prüfen,  ob  die  Voraas- 
Setzungen  der  Auslieferung  nach  dem  erwähnten  Staatsvertrage  ge- 
geben seien. 

8.  In  den  in  der  Eingabe  der  Bundesanwaltschaft  angefahrten 
Fällen  hatte  nun  das  Bundesgericht  entschieden,  dafs  unter  Notzucht 
im  Sinne  des  schweizerisch  •  deutschen  Auslieferungsvertrages  nicht  nur 
die  Notzucht  im  engeren  Sinne,  das  stuprum  vioUrUufnj  sondern  auch 
der  (vollendete  oder  versuchte)  Mifsbrauch  unreifer  Mädchen 
zum  Beischlaf  iB&lle.  Allein  um  Mifsbrauch  unreifer  Mädchen  zum 
Beischlafe  handelt  es  sich  in  casu  nicht,  sondern  vielmehr  um  be» 
baupteten  Mifsbrauch  einer  angeblich  geisteskranken  Frauens- 
person  zum  Beischlafe,  und  dieses  Delikt  kann  nun  unter  dem  Begriffe 
der  Notzucht  im  Sinne  des  Staatsvertrages  nicht  als  mitbegriffen  er> 
achtet  werden.  Nach  dem  deutschen  R.St6.B.  (in  §  177  einerseits, 
§  176  Ziff.  2  anderseits)  sowie  den  meisten  schweizerischen  Stra%esetz- 
büchern,  u.  a.  auch  dem  luzemischen  Strafgesetzbuch  (§  188  einerseits, 
§  189  lit  a  anderseits),  wird  dasselbe  als  ein  selbständiges,  von  der 
Notzucht  verschiedenes  Verbrechen  der  Schändung  behandelt  (vergL 
auch  den  Vorentwuri'  zu  einem  schweizerischen  StG.B.  nach  den  Be- 
schlüssen der  Expertenkommission,  Art  108  vergl.  mit  Art  40  u.  111). 
Es  ist  daher  anzunehmen,  dafs  die  Kontrahenten  des  Ausliefenings- 
vertiages,  wenn  sie  wegen  dieses  Thatbestandes  die  Auslieferungspfiicht 
hätten  statuieren  wollen,  dies  ausdrücklich  gesagt,  die  Schändung  neben 
der  Notzucht  als  Auslieferungsdelikt  ausdrücklich  genannt  hätten. 
Zwingende  Gründe,  den  Auslieferungsvertrag  in  dieser  Richtung  aus- 
dehnend zu  interpretieren,  liegen  nicht  vor,  zumal  nach  dem  Aus- 
lieferungsgesetze vom  22.  Januar  1892  die  Auslieferung  wegen  Schän- 
dung vom  Bundesrate  auch  ohne  staatsvertragliche  Verpflichtung,  nach 
Prüfting  der  Sachlage  mit  und  sogar  ohne  Vorbehalt  des  Gegenrechts 
gewährt  werden  kann. 
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Demnach  hat  das  Bundeegericht  erkannt: 

Die  nachgesuchte  Aaslieferang  des  W.  wird  nicht  bewilligt. 

Auslieferung  nach  dent  Bundesgesetg  vom  24.  Juli  1852.  Die 
Unterlasfiung  des  Angeschuldigten,  gegen  seine  rogatorische  Ab- 
Körung  Einwendungen  zu  erheben,  bedeutet  keine  Einlassung  in  das 
Verfahren,  die  übrigens  unerheblich  ist.  Unter  das  genannte  Ge- 
setz fäUt  auch  die  Fälschung  von  Nahrungs-  oder  Genufsmitteln 
(§  12  II  Art.  233  des  Gesetzes  vom  26.  Februar  1888). 

a)  Entgeh,  der  Bemiscben  PoUseikammer  vom  16.  Dezember  1899  (Zeitschr. 

d.  Bern.  Juristen- V.  Bd.  XXXVI  S,  644). 

Gegen  H.,  Weinhändler  in  Zog,  war  im  Kanton  Bern  eine  Straf- 
nntersachang  wegen  Weinfiüschang  eingeleitet  worden.  In  der  Hanpt- 
yerhandlang  verlangte  sein  Anwalt,  daib  die  Untersncbnng  kassiert  und 
der  Dorchführnng  der  Strafverfolgung  vorgttngig  das  im  Bundesgesetz 
vom  24.  Juli  1852  vorgeschriebene  Auslieferang8ver£shren  dorchgeführt 
werde. 

Dieses  Begehren  wurde  in  Abttnderung  des  erstinstanzlichen  Urteils 
von  der  Polizeikammer  zugesprochen. 

Aus  den  Entscheidungsgrfinden: 

„Es  handelt  sich  in  caau  nicht  etwa  darum,  wo  die  eingeklagte 
Widerhandlung  begangen  wurde,  und  wo  demgemäfs  der  Grerichtsstand 
fOx  deren  Beurteilung  begründet  ist,  wie  der  Vorderrichter  irrtümlicher- 
weise annimmt,  sondern  der  Kernpunkt  der  vorwflrfigen  Sache  liegt 
in  der  Frage,  ob  der  Appellant  H.  sich  mit  Recht  auf  das  Bundes- 
gesetz über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angesch'uldigten 
▼cm  24.  Juli  1852  beruft.  Dabei  ist  sunttehst  zu  prüfen,  ob  H. 
nicht  schon  dadurch  auf  die  Anwendung  des  genannten  Ausliefemngs- 
gesetzes  bezüglich  der  gegen  ihn  im  Kanton  Bern  eingeleiteten  Straf- 
untersuchung verzichtet  hat,  dafs  er  keine  Einwendung  gegen  seine 
zweimalige  rogatorische  AbhOmng  erhoben  hat.  Dies  kann  offenbar 
nicht  angenommen  werden.  Denn  wenn  auch  H.  zweimal  vor 
einer  Behörde  des  Kantons  Zug  über  die  im  Kanton  Bern  gegen  ihn 
bftngige  Untersuchung  Auskunft  gelben  hat,  so  bedeutet  dies  noch 
keineswegs  eine  Einlassung  in  das  Ver&hren,  und  es  ist  der  Einspruch 
anlttfslich  der  Vorladung  vor  den  bemischen  Richter  zur  Beurteilung 
der  Sache  als  vollkommen  rechtzeitig  zu  betrachten. 

Was  nun  die  Frage  betrifit,  ob  vorgttngig  der  Strafverfolgung  des 
Auslieferungsverfahren  gegen  den  Angeschuldigten  htttte  eingeleitet 
werden  sollen,  so  ist  deren  Beantwortung  davon  abhängig,  ob  das  ein- 
geklagte Delikt  unter  eines  der  in  Art  2  des  cit.  Bundesgesetzes  von 
1852  aufgeführten  Delikte  subsumiert  werden  kann.  Bei  der  dies- 
bezüglichen Prüfung  ist  jedoch  nicht  blofs  formell  darauf  abzustellen, 
ob  das  eingeklagte  Delikt  hinsichtlich  der  Benennung  einem  in  Art  2 
leg.  cit  au^e^brten  Delikt  entspreche,  sondern  es  ist  durch  eine 
materielle  Untersuchung  festzustellen,  ob  der  eingeklagte  Thatbestand 
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nach  der  Strafrechtsdoktrin  anter  den  Begriff  eines  der  im  genannten 
Artikel  aufgeführten  Delikte  falle.  Dieee  AuffinBsang  stimmt  mit  der 
Praxis  des  Bundeegerichtes  Uberein,  und  es  spricht  anch  das  Bundes- 
gesetz  betre£b  Ausliefemng  gegenüber  dem  Auslände  vom  22  Januar 
1892  in  Art  8  ausdrücklich  den  nämlichen  Grundsatz  aus.  In  casu 
ergiebt  nun  die  materielle  Untersuchung,  dafs  der  eingeklagte  That- 
bestand  unter  den  allgemeinen  Begriff  des  Betruges  fällt,  denn  die  Wein- 
fklschung  besteht  nach  dem  Gesetz  §  12  II  Art  233  des  Lebensmitt^- 
gesetzes  in  der  absichtlichen  Verheimlichung  einer  Ftischung,  wodurch 
ein  rechtswidriger  Gewinn  gemacht  wird.  Nach  unserer  bemischen 
Gesetzgebung  gelangt  man  Übrigens  noch  um  so  mehr  zu  diesem  Re- 
sultat, indem  sich  die  Bestimmungen  des  Lebensmittelpolizeigesetzes  als 
Abänderung  früherer  strafrechtlicher  Bestimmungen  in  das  Stra^esetz- 
buch  einschieben,  und  zwar  unter  den  Abschnitt,  der  „von  den  Prelle- 
reien und  vom  Betrugt  liandelt  Diese  Bestimmungen  sind  also  kein 
Specialgesetz,  sondern  sie  fidlen  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 
Gesetzgebers  unter  den  Begriff  des  Betruges.  Wenn  es  sich  aber  auch 
um  ein  Specialgesetz  handeln  wtlrde,  so  müfste  man,  wie  gesagt,  durch 
eine  materielle  Untersuchung  des  Tbatbestandes  zum  nämlichen  Re- 
sultate gelangen,  zu  welchem  man  nach  der  bemischen  Gesetzgebung 
schon  durch  den  Hinweis  darauf  gelangt,  dafs  die  Weinf^lschung  unter 
dem  oberwähnten  Abschnitt  eingereiht  ist 

Der  Betrug  gehört  nun  nach  Art.  2  des  Bundesgesetzes  von  1852 
zu  den  Delikten,  für  welche  das  AuslieferangsveHahren  vorgeschrieben 
ist  Wenn  der  erstinstanzliche  Richter  angesichts  der  Thatsache,  dafs 
der  Angeschuldigte  in  einem  anderen  Kanton  wohnsitzberechtigt  war, 
es  unterlassen  hat,  dieses  Verfahren  einzuleiten,  und  wenn  er  trotzdem 
Untersuchungs-  und  StrafVerfblgungshandlungen  gegen  den  Appellanten 
vorgenommen  hat,  so  sind  diese  Prozefshandlungen  nichtig.  Vor^lngig 
der  Einleitung  eines  neuen  Strafverfahrens  gegen  den  Angeschuldigten 
wird  das  im  cit  Bundesgesetz  von  1852  erwähnte  Auslieferungsverfiihren 
gegen  ihn  einzuleiten  sein." 

b)  Entsch.  der.  Bern.  Polizeikammer  vom  5.  Dezember  1900  (a.  a.  0.  S  646). 

B.,  Weinhändler  in  Schaff  hausen,  war  in  erster  Instanz  von  der 
Anschuldigung  wegen  wissentlichen  Verkaufe  von  verfäkchtem  Wein 
freigesprochen,  dagegen  wegen  Widerhandlung  gegen  Art  6  der  Ver- 
ordnung, betreffend  die  Untersuchung  geistiger  Getränke  vom  19.  März 
1890  f  zu  Bufse  verurteilt  worden.  Gegen  das  Urteil  appellierte  die 
Staatsanwaltschaft 

Die  Polizeikammer  kassierte  sämtliche  Strafverfolgungshandlungen 
samt  dem  ersten  Urteil  bis  und  mit  der  ersten  Abhörung  des  An- 
geschuldigten zurück. 

Aus  den  Entscheidungsgründen: 

,,2.  B.  wird  somit  eines  Deliktes  beschuldigt  (des  wissent- 
lichen Verkaufes  verflllsehten  Weines  unter  Verschweigung  dieses  Um- 
standes),    das  sämtliche   Thatbestandsmerkmale   des  Betruges   aufweist. 
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and  demnach  als  ein  AnsUeferangsdelikt  im  Sinne  des  Bandesgesetzes 
ttber  die  AosUeferang  von  Verbrechern  oder  Angeschaldigten  vom 
24.  Jali  1852  sa  betrachten  ist  (vergL  aach  das  Urteil  des  Bandes- 
gerichts i.  S.  Bern  gegen  Lazem  vom  5«  Jali  1899,  Amtl.  Samml. 
Bd.  XXV  S.  847)^  £s  handelt  sich  somit  am  ein  Delikt,  bezüglich 
dessen  Strafverfolgong  der  Wohnsitzkanton  des  Angeschaldigten  gem&Cs 
Art  1  AL  2  des  cit.  B.6.  ein  gewisses  Prioritiltsreoht  hat,  in  dem 
Sinne,  dafs  er  die  Anslieferung  verweigem  kann,  sobald  er  sich  ver- 
pflichtet, den  Angeschaldigten  nach  seinen  Gesetaen  za  bearteilen  and 
acn  bestrafen.  Wird  der  Wohnsitzkanton  nicht  darch  £inleitang  des 
Anslieferangsverfahrens  in  die  Lage  versetzt,  sich  darüber  za  äafsem, 
ob  er  den  Angeschaldigten  aasliefem  oder  selbst  verfolgen  wolle,  so  ist 
er  nachher  aach  nicht  gehalten,  das  im  forum  deUcH  commissi  in  einem 
anderen  ELanton  gefWte  Urteil  za  vollziehen.  Das  einseitige  Vorgehen 
der  Gerichtsbehörden  des  Kantons,  in  welchem  das  Delikt  begangen 
worden  ist,  ohne  Begrüfsnng  des  Wohnsitzkantons  des  Angeschaldigten, 
bedeutet  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Einleitnng  des  Aaslieferangs- 
Verfahrens  im  cit.  B.G.  angeordnet  ist,  eine  Verletzung  der  Hoheits- 
rechte  dieses  Kantons.  Gleichgültig  ist  hierbei  an  und  für  sich,  ob 
der  betreffende  Angeschuldigte  erklärt  hat,  die  Gerichtsbarkeit  des 
anderen  Kantons  anerkennen  zu  wollen;  denn  die  ErkUimng  des  An- 
geschaldigten würde  allenfalls  nur  ihn,  nicht  aber  die  Regierung  seines 
Wohnsitzkantons  binden  und  würde  letztere  nicht  dazu  verpflichten,  ein 
auf  Grund  dieser  Erklärung  im  anderen  Kanton  gefMlltes  Strafurteil  zu 
vollstrecken  (vergl.  das  oben  citierte  bundesgerichtliche  Urteil,  Amtl. 
Samml.  Bd.  XXV  p.  843). 

Im  vorliegenden  Fall  hat  nun  allerdings  der  Angeschaldigte  in 
seiner  Abhörung  vor  dem  Verhörrichter  von  Schaffbausen  vom  ?•  Juli 
1900  eine  derartige  Erklärung  abgegeben.  Allein  dieselbe  kann  schon 
deshalb  nicht  als  eine  bedingungslose  Anerkennung  der  bemischen  Ge- 
richtsbarkeit angesehen  werden,  weil  der  Angeschuldigte  damals  offenbar 
nach  den  Thatumständen  der  Meinung  war,  er  werde  nur  wegen  einer 
Polizeittbertretung ,  nämlich  wegen  der  Unterlassung,  seine  Weinliefe- 
rung ausdrücklich  als  „gallisiert*^  zu  bezeichnen,  verfolgt,  während  de 
facto  heute  die  Frage  zu  entscheiden  wäre,  ob  er  sich  nicht  einer  be- 
trügerischen Handlung,  der  mit  Gefängnis  und  Bufse  bedrohten  Wider- 
handlung gegen  §  12  Art  238  Ziff.  2  des  Gesetzes  vom  26.  liomung 
1888  schuldig  gemacht  habe.  Der  Verteidiger  des  Angeschaldigten  hat 
denn  auch  im  heutigen  Termine  ausdrücklich  namens  des  Angeschuldigten 
erklärt,  dafs  derselbe  die  Erklärung  vom  7.  Juli  1900  nicht  abgegeben 
liaben  wtlrde,  wenn  ihm  die  strafrechtliche  Natur  der  gegen  ihn  er- 
hobenen Anschuldigung  bekannt  gewesen  wäre.  Für  die  Glaubwürdig- 
keit dieser  Darstellung  spricht  der  Umstand,  dafs  der  Angeschuldigte 
nach  den  an  seinem  Wohnorte  geltenden  Lebensmittelpolizeivorschriflen 
und  der  dortigen  Volksanschauung  nicht  notwendigerweise  annehmen 
mufste,  dafs  die  Unterlassung,  den  Wein  ausdrücklich  als  „gallisiert*' 
za  bezeichnen,  als  betragsähnliches  Delikt  behandelt  werde. 
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Unter  diesen  Umständen  kann  nicht  von  einer  bedingungslosen 
Anerkennung  der  bemischen  Gerichtsbarkeit  durch  den  Angeschuldigten 
gesprochen  werden.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann,  abgesehen  ron 
den  oben  ausgeftlhrten  staatsrechtlichen  Erwägungen,  das  gegen  den 
Angeschuldigten  durchgeführte  Strafverfahren  nicht  .als  gttltig  anerkannt 
werden. 

Der  erstinstansliche  Richter  hätte  gleich  nach  der  Überweisung  der 
Stra&nzeige  an  ihn  das  Auslieferungsverfahren  einleiten  und  damit  dem 
Strafverfahren  von  vornherein  die  richtige  ^  mit  den  Bestimmungen  des 
Bundesgesetzes  von  1852  in  Übereinstimmung  befindliche  Basis  geben 
sollen.^ 

Wegen  solcher  Delikte^  die  nicht  im  Bundesgesete  vom  24.  Juli  1852 
aufgeführt  sind^  kann  gegen  den  m  einem  anderen  Kanton  dond- 
güierten  Angeschuldigten   das   Strafverfahren  ohne  weiteres   ein- 
geleitet werden. 

Entsch.  der  Bern.  Polizeikammer  vom  21.  November  1900  (Zeitschr.  d.  Bern. 

Jur.-V.  Bd.  XXXVII  S.  47). 

Ans  den  EntscheidungsgrUnden: 

b)  „In  zweiter  Linie  bestreitet  der  Verteidiger  die  rechtliche  Gültig- 
keit des  gegen  den  Angeschuldigten  durchgeführten  Strafverfiährens,  da 
der  Angeschuldigte  im  Kanton  Neuenbürg  wohne  und  demgemäfs  seine 
strafrechtliche  Verfolgung  ohne  vorherige  BegrUfsung  der  Behörden 
seines  Wohnsitzkantons  als  eine  Verletzung  der  Staatshoheit  des  letzteren 
erscheine. 

Vorerst  ist  festzustellen,  dafs  das  Delikt  der  Ehrverletzung,  wegen 
dessen  der  Angeschuldigte  sich  zu  verantworten  hat,  nicht  eu  den  im 
Bundesgesetz  tlber  die  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten 
vom  24.  Juli  1852  genannten  Delikten  gehört  Wäre  dies  der  Fall, 
so  hätte  allerdings  vorgängig  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens  durch 
das  bemische  Gericht  vorerst  das  Auslieferungsverfahren  gemäfs  dem 
Bundesgesetze  eingeleitet  werden  sollen,  indem  sonst  der  nicht  um  seine 
Mitwirkung  angegangene  Wohnsitzkanton  in  keiner  Weise  zur  Ausliefe- 
rung des  Angeschuldigten  zum  Zwecke  der  Strafverfolgung  oder  zur 
Vollstreckung  der  Strafe  verpflichtet  ist  Infolge  des  in  Art  1  des  cit 
Bundesgesetzes  ftir  den  Wohnsitzkanton  statuierten  Prioritätsrechtes  in 
der  Strafverfolgung  bedeutet  demnach  ein  einseitiges  Vorgehen  des- 
jenigen Kantons,  in  welchem  das  Delikt  begangen  worden  ist,  eine  Ver- 
letzung der  staatlichen  Hoheitsrechte  des  erstgenannten  Wohnsitzkantons. 

Ein  derartiges  Prioritätsrecht  des  Wohnsitzkantons  in  der  Bestra- 
fung und  eine  dementsprechende  Pflicht  des  Kantons,  in  welchem  das 
Delikt  begangen  worden  ist,  zu  vorheriger  Anfrage  resp.  Stellung  eines 
Auslieferungsbegehrens  an  den  Wohnsitzkanton  existiert  jedoch  nicht 
bei  den  im  cit  Bundesgesetz  nicht  aufgefllhrten  Delikten ;  es  li^gt  somit 
nicht  die  geringste  Verletzung  irgendwelchen  Hoheitsrechtes  vor,  wenn 
der  Richter  am  Orte  der  Begehung  der  strafbaren  Handlung  ein  Straf- 
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Yofüiren  g^en  den  abwesenden  Angeschnldigten  eröffiiet  und  durch- 
führt Die  Gültigkeit  des  in  casu  eingeleiteten  StrafVerfabrenB  gegen 
den  Angeschuldigten  St  steht  somit  absolut  nicht  in  Frage,  indem 
im  Konkordat  wegen  gegenseitiger  SteUung  der  Fehlbaren  in  Polisei- 
Dlllen  vom  7.  Juni  1810,  beetiltigt  den  9.  Juli  1818,  welchem  auch 
Nenenbuig  unter  gewissen  Einschränkungen  beigetreten  ist  (s.  Colombi^ 
De  VeahradUion  en  mtUüre  pendle  et  de  poUce  dans  les  relaHons  enire 
les  canions  smeees^  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Bd.  VI.  H.  F.  p.  478), 
keniesw^is  das  Recht  des  Wohnsitzkantons  zur  eigenen  Anhandnahme 
der  Verfolgung  des  in  einem  anderen  Kanton  begangenen  Deliktes  ge- 
w&hrleistet  wird,  sondern  gegenteils  die  Kantone  sich  hier  die  gegen- 
seitige Stellung  der  Schuldigen  gestatten. 

Darin  lic^  nun  kein  Hindernis,  in  conhimaeiam  gegen  den  An- 
geechuldigten  zu  verfahren,  um  so  weniger,  als  der  Angeschuldigte  selbst 
rogatoiisch  ttber  die  gegen  ihn  erhobene  Anschuldigung  abgehört  worden 
ist  Darttber,  dafs  das  Forum  äelidi  commissi  sich  in  Nidau  befindet, 
herrscht  kein  Zweifel,  der  dortige  Richter  war  somit  zur  Führung  der 
Strafuntersuchung  kompetent" 
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Entscheidung  des  französisch -chilenischen  Schieds- 
gerichts in  Lausanne  vom  20.  Oktober  1900  über  die  Prozefsantrüge 
der  Regierung  von  Peru  in  der  Streitsache 

einerseits  der  Ouano-Konsignatilr-Gesellschafl  der  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  zu  Lima,  der  Gebrüder  Dreyfus  et  comp,  zu  Paris,  der 
Pacifik-,  Handels-  und  Finanzgesellschaft  zu  Paris,  der  Erben  des 
Jose  Vicomte  Oyague  zu  Lima,  der  Peruvian-Gresellschaft  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  zu  London,  der  Witwe  Bemal  und  Genossen, 
der  Erben  von  Alexander  Crichot  und  der  Erben  von  TheophUe 
Landrean, 

Ebiuptparteien,   und   zwar   gegenseitig  als  KUger  und 
Beklagte, 
andererseits   der  Staatsregierungen  von  Chili,   Peru   und   der  allge- 
meinen Gesellschaft  zur  Förderung  voä  Handel  und  Gewerbe   in 
Frankreich  zu  Paris 

als  lutervenienten, 
betreffisnd   die  Streitsache  ttber  die  Verteilung  der   hinterlegten  Geld- 
betrilge  unter  die  Gläubiger  von  Peru,  deren  Titel  sich  auf  die  Guano- 
Garantie  stützen. 

Die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts,  zusammengesetzt  durch 
die  Bundesriehter  Dr.  Hafner^  Präsident,  Morel  und  Soldati^  Beisitzer, 
lautet  dahin:  Die  Anträge  der  Staatsregierung  von  Peru 
vom  4.,  7.  und  14.  März,  August  1899,    16.  Juli  und  18.  September 
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1900  werden  xarUckgewiesen.  Sie  stiltst  sich  auf  nachateheade, 
in  nicht  duichaus  wortgetreuer  Übersetzung  wiedergegebene  £r. 
wttgungsg runde: 

I.  Die  Staatsregiemng  von  Peru  hat  im  August  1899  beantragt, 
dafs  das  äebiedsgericht  vor  Eintritt  in  die  Verhandlung  der  Sache  be- 
sondere Regeln  Über  das  au  beobachtende  Prozefsverfiahren  aufirteUe. 
Dieser  Antmg  ist  nicht  gerechtfertigt  Der  Bundesrat  der  Schweiz  hat 
nttmiich  in  seiner  Denkschrift  vom  24.  Mttrs  1894  erklftrt,  dafs  die 
Schweis  die  schiedsgerichtliche  Entscheidung  dieser  Sache  nur  unter  der 
Bedingung  annimmt,  dafs  das  zu  bestimmende  Schiedsgericht  selbst  über 
das  fUr  die  Sachverhandlung  mafsgebende  Proaefsverfahren  «itscheide. 
Damit  sollte  aber  nicht  eine  Verpflichtung  hierzu  tlbemommen,  vielmdir 
diese  Frage  der  Einwirkung  der  Parteien  entaogen  werden.  Die  Auf- 
stellung eines  besonderen  Prozefsverfahrens  ist  auch  nicht  notw^idig, 
bildet  insbesondere  keine  wesentliche  Voraussetzung  fllr  die 
Bechtsgttltigkeit  des  von  den  Parteien  abgeschlossenen  Schiedsvertrages 
(cawpromissufn)  selbst.  Der  von  ihnen  eingegangene  entspricht  viel- 
mehr allen  rechtlichen  Voraussetzungen  eines  solchen.  Er  bestimmt 
den  Streitgegenstand,  enthält  die  Parteiantrttge,  bezeichnet  die  Personen 
der  Schiedsrichter  und  enthält  überdies  die  Erklärung  der  Parteien, 
dafs  sie  sich  dem  Schiedssprüche  unter  Verzicht  auf  ein  Rechtsmittel 
dagegen  unterwerfen.  Weitere  Bedingungen  sind  auf  internationalem 
Rechtsgebiete  weder  nach  der  Rechtslehre  noch  nach  der  Rechtsprechung 
erforderlich.  Den  Parteien  hätte  es  freigestanden,  im  Schiedsverträge 
sdbst  hierauf  bezügliche  Vereinbarungen  zu  treffen,  namentlich  auch  im 
Sinne  des  Art.  12  der  vom  Institut  fUr  internationales  Recht  aus- 
gearbeiteten und  den  Staaten  empfohlenen  Regelung  des  Verfahrens. 

II.  Die  Parteien  sind  aber  befugt,  dem  Schiedsgericht  ihre  An- 
träge und  Wünsche  bezüglich  des  y,Fortganges^  des  Prozesses  zu 
unterbreiten.  Hieran  ist  dasselbe  aber  nicht  gebunden  und  braucht 
deren  Nichtbeachtung  ebensowenig  durch  einen  zu  bi^gründenden  Be- 
schlufs  zu  rechtfertigen.  Die  ProzeTslage  aller  Parteien  ist  die  gleiche. 
Daran  kann  die  von  Peru  bei  Annahme  des  Schiedsvertrages  abgegebene 
Erklärung  nichts  ändern,  die  dahin  geht,  dafs  es  sich  alle  geeignet  er- 
scheinenden Vorfragen,  Anträge  und  Wünsche  bezüglich  des  Fortganges 
des  Verfahrens  vorbehält  Nach  der  seitens  aller  Parteien  erfolgten 
Annahme  der  vom  Schweizer  Bundesrat  in  der  Denkschrift  vom  24-  Man 
1894  aufgefllhrten  Bedingungen,  wonach  das  Schiedsgericht  selbst  dss 
von  ihm  zu  beobachtende  Verfahren  festzusetzen  hat,  kann  in  dieser 
Richtung  keine  Partei  weitei^hende  Ansprüche  geltend  machen.  Ab- 
gesehen davon  läfst  sich  auch  für  den  ^trag  selbst  kein  stichhaltiger 
Grund  erkennen. 

III.  Unzulässig  sind  femer  die  von  der  Regierung  von  Fem  im 
Scbrifbatze  vom  August  1899  gestellten  Einzelanträge  und  Wünsche, 
die  dahin  gehen,  dafs  das  Schiedsgericht  in  dem  von  ihm  festzustellenden 
Frozelsverfithren  für  alle  Eventualitäten  und  Schwierigkeiten,  die  sich 
ergeben  könnten,  Ma&nehmen  treffian  soll.  Denn  abgesehen  davon,  dafs 
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dieaer  Antrag  nicht  erst  nach  Anstanach  der  Schriftsätze,  sondern  be* 
reits  vor  Eintritt  in  die  Verhandlung  selbst  hätte  gestellt  werden  raftssen, 
entspricht  er  weder  im  allgemeinen  der  im  schiedsgerichtlichen  Verfahren 
faensehenden  Obnng,  noch  liegt  hier  eine  Notwendigkeit  daftlr  vor. 
Vielmehr  verstofst  er  auch  den  Orandsätzen  der  Opportunität  (vgl. 
MerignhaCj  Der  internationale  Schiedsspruch  S.  244  ff.).  Überdies  ist 
Peru  gar  nicht  in  der  lAge,  den  Antn^  zutreffend  zu  begründen,  son- 
dern leitet  ihn  aus  irriger  Auslegung  der  Denkschrift  des  Bundesrats 
vom  24.  März  1894  ab.  Die  Hauptsache  ist  die  Beobachtung  der 
prozessualen  Grundregeln.  Diese  sind:  wechselseitiges  Gehör  der  Par- 
teien vor  der  UrteilsDÜlnng ,  Angabe  der  Beweismittel  und  deren  £lr- 
bebung. 

Die  Anordnung  des  schriftlichen  Verhörs  der  Parteien  ios- 
besondere  ist  durch  den  Umfiing,  die  verwickelte  Lage  der  Streitfragen 
und  die  grofse  Zahl  der  Parteien  geboten.  Die  Parteien  wurden  auf- 
gefordert, ihre  Schriftsätze  mit  Angabe  der  zu  ihrer  Begründung  die- 
nenden Thatsachen  und  Beweismittel  zu  bezeichnen.  Die  Hauptparteien 
haben  denn  auch  ihre  Schriftsätze  (Klage,  Einreden,  Replik  und  Duplik) 
eingereicht  Wenn  die  Intervenienten  nur  drei  Schriftsätze  vorgelegt 
haben,  so  erklärt  sich  dies  aus  ihrer  Stellung  gegenüber  den  Haupt- 
parteien und  daraus,  dafs  sie  selbst  keinen  Anspruch  auf  die  in  London 
hinterlegten  Geldsummen  erheben,  sich  vielmehr  darauf  beschränken, 
Antiüge  bezüglich  der  Behauptungen  der  Hauptparteien  zu  stellen. 

Soweit  aber  innerhalb  der  den  Parteien  gesetzten  Ausschlufsfristen 
von  ihnen  EIrklärungen  nicht  abgegeben  wurden,  sind  sie  damit  aus- 
geschlossen, und  damit  hat  das  erste  Stadium  des  Prozesses  sein  Ende 
erreicht  Damit  ist  aber  andererseits  nicht  auch  ausgeschlossen,  dafs 
das  Schiedsgericht  selbst  zur  Ergänzung  der  Parteibehauptungen,  An- 
träge oder  Beweiserbieten  noch  weitere  schriftliche  oder  mündliche  Auf- 
klärungen einfordern  darf.  Eine  Erweiterung  oder  Vermehrung  des 
Prozefsstoffes  dagegen  ist  nunmehr  unzulässig. 

Anordnung  einer  mündlichen  Verhandlung  ist  bei  der  grofsen  Zahl 
der  Parteien,  bei  dem  Umfang  und  der  Verwickelung  der  Streitfragen 
angeeignet;  insbesondere  geht  es  nicht  an,  den  Prozefs  als  Ganzes  einer 
einzigen  Verhandlung  zu  unterziehen,  ohne  für  jede  Partei  die  Zeit- 
dauer zu  beschränken,  eine  Mafsnahme,  die  g^gen  das  Interesse  der 
Parteien  verstofsen  würde. 

Der  von  Peru  ausgehende  weitere  Vorschlag,  die  Streitfragen  in 
piftjudizielle ,  incidente  und  solche,  die  die  Hauptsache  betreffen,  zu 
trennen,  würde  eine  unabsehbare  Verzögerung  des  Prozesses  herbei- 
führen und  den  Parteien  nichts  nützen.  Das  Gericht  wird  selbst,  so- 
weit es  erforderlich  ist,  nach  freiem  Ermessen  Zwischen-  oder  Teil- 
urteile erlassen,  die  den  Parteien  zugestellt  werden. 

Auch  bezüglich  der  Beweisaufnahme  hält  das  Schiedsgericht 
die  Anfetellnng  besondrer  Regeln  über  das  hierbei  zu  beobachtende 
Verfiihren  ftlr  nicht  erforderlich.     Soweit  die  erhobenen  Beweise  sach- 
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dienlich  und  erheblich  sind,  werden  sie  vom  Schiedagericht  gewttxdigt 
werden. 

Anlangend  den  Antrag  der  Regierung  Pema,  ihr  die  BefhgniB  ein- 
zuräumen, gegenüber  den  Auistellungen  der  Partei  Dreyfus  Bechnmiga- 
sachverstHndige  zn  bezeichnen,  so  steht  das  Recht  hierzu  im  Falle  der 
Nichttibereinstimmung  der  erholten  Gutachten  dem  Schiedsgericht  selbst  zn« 

IV.  Ebenso  unbegründet  sind  noch  folgende  Antrftge  und  Wünsche 
der  Regierung  yon  Peru: 

1.  Allerdings  hätten  die  Parteien  im  Schiedsverträge  vereinbareo 
können,  dafs  der  Schiedsspruch  nur  mittelst  Stimmenetnheit  ge&fst 
werden  solL  Wäre  dies  geschehen,  so  wäre  bei  nicht  erzielter  Stimmen- 
einheit  jener  Vertrag  selbst  hinfällig  geworden.  Allein  eine  solche  Ver- 
einbarung liegt  nicht  vor,  folglich  bleibt  es  bei  der  Regel,  wonach  die 
internationalen  Schiedssprüche  mit  Stimmenmehrheit  zu  fSusen  sind 
(vgl.  Eimer,  Internationale  Grundsätze  Teil  11  N.  183  N.  170). 

2.  Damit  fällt  auch  der  weitere  Antrag,  dafs,  &lls  eine  Stimmen- 
mehrheit nicht  erzielt  werde,  das  Bundesgericht  eines  seiner  Mitglieder 
zum  weiteren  Schiedsrichter  und  ebenso  nach  und  nach  noch  andere 
bezeichnen  soll,  bis  sich  eine  Mehrheit  von  drei  Stimmen  ergiebt 
Weder  dem  Bundesrat  noch  dem  Bundesgericht  steht  eine  solche  Be- 
fugnis zu.  Vielmehr  wurde  die  Annahme  des  Schiedagerichts  durch 
die  Schweiz  in  der  Denkschrift  vom  24.  März  1894  gerade  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dafs  das  Schiedsgericht  aus  drei  Mitgliedern  be- 
stehen soll.  Nur  die  Parteien  selbst  könnten  diese  Bestimmung  durch 
eine  neue  Vereinbarung  abändern. 

3.  Anlangend  den  Antrag  auf  Öffentlichkeit  der  Verhandlung,  so 
enthält  hierüber  der  Schiedsvertrag  gleichfalls  keine  Bestimmung.  Hätten 
die  Parteien  ein  Interesse  daran  gehabt,  so  mufsten  sie  eine  solche  in 
den  Schiedsvertrag  mit  aufnehmen.  Übrigens  besteht  in  dieser  Hinsicht 
eine  feste  Praxis.  Anders  läge  die  Sache,  wenn  sie  dem  Schweizer 
Bundesgericht  als  Ganzem  oder  einer  seiner  Abteilungen  zum  Schieds- 
spruch übertragen  wäre.  Dies  liefse  die  stillschweigende  Schlufsfblge- 
rung  zu,  dafs  die  beim  Bundesgericht  prozefsrechtlich  geltende  Offant- 
liebkeit  der  Verhandlung  auch  in  dieser  Sache  zn  beobachten  wäre. 

4.  Der  letzte  Antrag  auf  Ernennung  eines  Richters  zum  Berieht- 
erstatter  hängt  mit  der  Frage  der  Öffentlichkeit  der  Verhandlung  zu- 
sammen und  ist  mit  deren  Erledigung  gegenstandslos  geworden.  Über- 
dies bildet  dieser  Punkt  eine  innere  Angelegenheit  des  Gerichts,  deren 
Regelung  der  Einwirkung  der  Parteien  entzogen  ist 
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Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.  Deutschland. 

1.     Heichsgesetze,  Kaigerliche  Verordnangen  etc. 

1.  Anordnang  des  Keichskanzlen  vom  27.  Oktober  1900,  betreflhnd 
die  KonBulargerichtsbarkeit  ttber  SchatzgenoBsen  (Gentr.- 
BL  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  574). 

2.  Anordnung  des  Reichskanzlers  vom  27.  Oktober  1900,  betreffend 
das  Zwangsverfahren  wegen  Beitreibung  der  Gerichts« 
kosten  in  den  Konsulargerichtsbezirken  (das.  S.  576). 

8.  Dienstanweisung  vom  27.  Oktober  1900  zur  Ausftlh- 
rnng  des  Gesetzes  ttber  die  Konsulargerichtsbarkeit 
(daa.  S.  577). 

4.  Kaiserl.  Verordnung,  betreffend  die  Gerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  in  Egypten,  vom  6.  Januar  1901  (R.G.- 
BL  No.  2,  ausgeg.  den  16.  Januar  1901,  S.  3  f.). 

S  1.  Die  den  Konsuln  des  Deutschen  Reichs  in  Eevpten  zustehende 
Gtencntsbarkeit  wird  für  strafbare  Handlungen,  deren  Thatbestand  einen 
Konkurs  oder  eine  Zahlnnffseinstellung  zur  Voraussetzung  hat,  auIserÜbunff 
gesetzt,  sofern  der  Schul&er  ein  Kaufmann  oder  eine  Handelsgesellschan 
Uly  und  der  Schuldner  oder  einer  der  Gläubiger  der  deutschen  Konsular- 
genehtsbarkeit  nicht  untersteht. 

§  2.  Die  Deutschen  und  die  deutschen  Schutzffenossen  in  Egjpten  sind 
vom  Ti^e  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  ab  in  den  der  Konsular- 
ffericbtsbarkeit  durch  §  1  entzogenen  Strafsachen  der  Gerichtsbarkeit  der 
Landesgerichte  unterworfen. 

J8.  Hinsichtiich  der  im  §  5  der  Verordnung  vom  23.  Dezember  1875 
LS.  381)  und  in  der  Verordnung  vom  15.  Februar  1897  (R.G.B1.  S.  17) 
beoMichneten  Personen,  Körperschaften  und  Anstalten  bleiben  die  bisherigen 
OeiichtsbarkeitBverhältnisBe  unverttndert 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Ablaufe  von  zwei  Wochen  nach 
dem  Tage  der  Verkündunff  m  Kraft. 

Strafisachen,  die  zur  2ieit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bei  den 
KonsnlargerichteD  anhftngiff  sind,  werden  von  diesen  vollständig  erledigt, 
auch  wenn  sie  nach  den  Vorschriften  der  §§1,2  zur  Zuständigkeit  der 
Ludesgerictate  gehören  würden. 

5.  Kaiserl.  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  den 
deutschen  Schutzgebieten,  vom  9.  November  1900  (RG.Bl.  S.  1003  ff.). 

Ji  1.  Das  Gesetz,  betreffend  Änderungen  des  Gesetzes  ttber  die  Rechts- 
tnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  (michs-Qesetzbl.  1888  S.  75,  Reichs- 
QeMtzbl.  1899  S.  365),  vom  25.  Juli  1900  (Reichs-GesetzbL  S.  809)  tritt  in 
den  Schutzgebieten  am  1.  Januar  1901  in  Kraft. 

§  2.  Den  Eingeborenen  werden  im  Sinne  des  §  4  und  des  §  7  Abs.  3 
des  SchutsgebieiBMetzes  die  Angehörigen  fremder  farbiger  Stämme  gleich* 
gestellt,  soweit  nicht  der  Gouverneur  (Landeshauptmann)  mit  Genehimgung 
d^  ReichskanzlerB  Ausnahmen  bestimmt.  Japaner  gelten  nicht  als  An- 
gehofige  farbiger  Stämme. 

§  3.  Die  im  §  19  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
7.  April  1900  (Reichs-GesetzbL  S.  213)  bezeichneten,  dem  bflrf^erlichen  Rechte 
angäiörenden  Vorschriften  bleiben  aufser  Anwendung,  soweit  sie  die  Rechte 
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an  Grundstttcken,  das  Beigwerkseigentum  sowie  die  sonstigen  Bereehtignnffen 
betreffen,  fttr  welche  die  sich  auf  Ghrnndstücke  beziehenden  Yoieäimea 
gelten.  Soweit  diese  Verhältnisse  noch  nicht  durch  Kaiserliche  Verordnung 
geregelt  sind,  ist  der  Beicbakander  und  mit  denen  Genehmigung  der  €roo- 
vemeur  (Landeshauptmann)  bis  auf  weiteres  befugt,  die  eiforderlichen  Be- 
stimmungen au  treffen. 

§  £  Die  Vorschriften  der  Gesetze  über  den  Schutz  von  Werken  der 
Ldtteratnr  und  Kunst,  Ton  Photographien,  von  Erfindungen,  Ton  Mustern  und 
Modellen,  Ton  Gebrauchsmustern  und  von  Warenbezeichnungen  finden  An- 
wendung. 

$  5.  In  Strafsachen  tritt,  sofern  es  sich  am  Verbrechen  oder  VerseheD 
handelt,  die  Mitwirkung  einer  Staatsanwaltschaft  bei  der  HauptTerhandlung 
in  erster  Instanz,  bei  der  Einlegung  Ton  Rechtsmitteln  und  bei  dem  Verfiiüiren 
in  zweiter  Instanz  ein. 

Der  Staatsanwalt  wird  von  dem  Gonyemenr  (Landeshauptmann),  in  dem 
Inaelgebiete  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  von  dem  durch  den  Gk»a- 
vemeur  zu  bestimmenden  Beamten  bestellt.  Die  Auswahl  erfolj^  aus  der 
Zahl  der  Beamten  des  Schutzgebiets.  Sofern  dies  nicht  ausführbar  ist,  können 
andere  geeignete  Personen  als  Staatsanwälte  bestellt  werden.  Der  Staats* 
anwalt  untersteht  der  Aufiricht  und  Leitung  desjenigen  Beamten,  welcher  ihn 
bestellt  hat 

Soweit  der  Staatsanwalt  zust&ndig  ist,  bleiben  die  Vorschriften  des  S  65 
und  des  §  71  Abs.  2  Satz  1  des  Gesetzes  über  die  KonsulargerichtsbarKeit 
aofser  Anwendung. 

§  6.  In  Strafsachen  findet  die  Hanptverhaadlung  ohne  die  Zuziehung 
Ton  Bddtzem  statt,  wenn  der  Bescbluts  über  die  EröAiung  des  Btanpt- 
yerfahrens  eine  Handlung  zum  Gegenstande  hat,  welche  zur  Anständigkeit 
der  Schöffengerichte  oder  zu  den  in  den  §§  74,  75  des  Gerichtsverfassangs- 
gesetzes  bezeichneten  Vergehen  gehört. 

Diese  Vorschrift  findet  fttr  das  Schutzgebiet  von  Kiautechoa  keine  An- 
wendung. 

§  7.  Die  Gerichtsbarkeit  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Sohwnrf^eriehte 
gehörenden  Sachen  wird  den  Gerichten  erster  Instanz  übertea^en.  Für  diese 
»achen  finden  die  Vorschriften  Anwendung,  welche  für  die  im  §  8  Abs.  2 
des  Gesetzes  ttber  die  Ronsulargerichtsbiurkeit  TOm  7.  April  1900  bezeichneten 
Strafsachen  gelten. 

^  8.  Die  nach  dem  Gesetz  ttber  die  KonsuUigerichtsbarkeit  vom  7.  April 
1900  begründete  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  wird  fttr  das  Schutzgebiet 
von  Togo  der  Gerichtsbehörde  zweiter  Instana  im  Schutzgebiete  von  Kamerun, 
fttr  das  Schutzgebiet  von  Kiantschou  dem  Kaiserlichen  Konsolaxgericht  in 
Schanghai,  fttr  das  Inselgebiet  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  der  Ge- 
richtsbehörde zweiter  Instanz  im  Schutzgebiete  ron  Deutsch- Neo-Guinea,  für 
die  übrigen  Schutzgebiete  der  in  einem  leden  derselben  errichteten  Gerichts- 
behörde zweiter  Instanz  mit  der  Mafsgabe  übertragen,  dafs  das  Grericht  aas 
dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz  ermächtigten  Beamten 
und  vier  Beisitzern  besteht 

Auf  die  Beisitzer  und  den  Gerichtsschreiber  finden  die  Vorschriften 
des  §  11  Abs.  1  und  der  §§  12,  13  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit entsprechende  Anwendung. 

Auf  das  Verfahren  in  der  Serufhngs-  und  Beschwerdeinstanz  finden, 
soweit  fttr  dieses  nicht  besondere  Vorschriften  getroffen  sind,  die  das  Ver- 
fahren in  erster  Instanz  betreffenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 
Der  §  9  des  Gesetzes  ttber  die  Konsulargerichtsbarkmt  bleibt  anfser  An- 
wendung. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreiti^keited,  in  Konkurssachen  und  in  den  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Grenchtsbarkeit  erfolgt  die  Entscheidung  über 
das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  unter  Mitwirkung  der  Beisitzer,  wenn  die 
angefochtene  Entscheidung  unter  Mitwirkung  von  Beisitsem  ergangen  ist 

In  den  im   §  7  bezeichneten  Strafsachen  ist  die  Verteidigung  auch  in 
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der  Beraftiiig»in0t«nz  iiotweBdi^.  Id  der  HauptTerhaadlang  Set  die  Anwessn- 
hdt  des  YerteidigerB  erforderlich;  der  §  145  der  Strafprotefsordiuing  findet 
Aawendiug. 

J9.  Die  Todesstrafe  ist  durch  Enthaupten,  Erschiefsen  oder  Erhlbigen 
Isirecken. 

Der  Gouremenr  (Landeshauptmann)  bestimmt,  welche  der  drei  Vol^ 
streckunffsarten  im  einzelnen  Falle  stattsefinden  hat 

§  10.  Für  die  Zustellungen,  die  Zwangsvollstreckungen  und  das  Kosten- 
wesen kdnnen  einfachere  Berammungen  aur  Anwendung  kommen. 

Der  Beichskansler  und  mit  dessen  Genehmigung  der  Gouverneur  (Landes- 
hai^mann)  sind  befugt,  die  erforderlichen  Anordnungen  au  treffen. 

§11.    Der  Reichskanzler  ist  befugt,  Notare  zu  ernennen. 

Die  Zustfindiekeit  der  Notare  wird  auf  die  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften unter  Lebenden  beschrttnkt 

§  12.  Der  Gouverneur  (Landeshauptmann)  ist  befugt,  im  Gnadenweg 
einen  StrafiiufiBchub  bis  zu  sedis  Monaten  zu  bewilligen. 

§  13.  Die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  dem  Schuta- 
gebiet  der  Neu-Guinea-Kompa^ie,  vom  5.  Juni  1886  (Reichs- Gresetzbl.  S.  187), 
die  Verordnung,  betreffend  aie  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  auf  den  zum 
Sefantzgebiete  der  Neu-Guinea-Kompagnie  gehörigen  Salomonsinseln ,  vom 
II.  Januar  1887  (Reichs- Gesetzbl.  S.  4),  die  Verordnung,  betreffend  dieReehts- 
verhlOtnisse  im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea-Kompagnie,  vom  13.  Juli  1888 
(Reidis-GksetzbL  S.  22 IX  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
in  dem  Schutsgebiete  der  Marschall-,  Brown-  und  Providence- Inseln,  vom 
la  September  1886  (Reichs-G^etzbl.  S.  291),  die  Verordnung,  betreffend  die 
BechtsverhKItniswe  im  Schutzgebiete  der  Marschall- Inseln ,  vom  7.  Februar 
US9Q  (Reielis-Gesetzbl.  8.  55),  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
in  den  Schutzgebieten  von  Kamerun  und  Tos o,  vom  2.  Juli  1888  ^Reichs-GesetzbL 
S.  211),  die  Verordnung,  betreffend  die  Kechtsverhfiltnisse  m  dem  sttdwest- 
afrikanischen  Schutzgebiete,  vom  10.  August  1890  (Reichs-Gesetzbl.  S.  171), 
«Be  Verordnung,  betraffend  die  Rechtsverh&ltnisse  in  Deutsch-Ostafrika,  vom 
1.  Januar  1891  (Reichs-Gesetzbl.  8.  W  die  Verordnung,  betrefiend  die  Rechts« 
▼eriiähnisBe  in  Kiantschou,  vom  27.  April  1898  (Reidis-Gesetzbl.  S.  178X 
die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsveniältnisse  Im  Inselgebiete  der  Kanv 
Imen,  Palaa  und  Marianen,  vom  18.  Juli  1899  (Reichs-Gesetzbl.  8.  542),  die 
Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in  Samoa,  vom  17.  Februar 
19W  (Reichs-Gesetabl.  8.  186),  die  Veroidnung,  betreffend  die  Ehesohliefsung 
nnd  dJe  Beurkundung  des  Personenstandes  fllr  die  Schutzgebiete  von  Kamerun 
vnd  Togo,  vom  21.  April  1886  (Reichs-Gesetzbl.  8. 128),  die  Verordnung,  be- 
tceffend  die  Ebeschlieisun^  und  die  Beurkundung  des  Penonenstandes  für 
das  sfidwestainkanische  Schutzgebiet,  vom  8.  November  1892  (Reichs-Gesetzbl. 
8. 1087)  sowie  die  Verordnung,  betreffend  die  Einrichtung  einer  Staatsanwalt- 
■ebafl  bei  den  Gerichten  der  Schutzgelnete,  vom  18.  Dezember  1897  (Reichs- 
QeselabL  1898  8.  1)  treten  aafser  Kraft 

§  14.    Diese  Verordnung  tritt  zu  dem  im  §  1  bestimmten  Zdtpunkt 


In  dem  Inaelgebiete  der  Karelinen,  Palau  und  Marianen  treten  die  §§  2 
bb  7  des  Schotegebietsgesetzes  (Reichs-Geeetzbl.  1900  S.  818)  zugleich  mit 
den  fibrigen  Vorsohriften  dieses  Gesetzes  in  Kraft. 


2*    Gesetze,  Verordnungen  etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

PrenHieH. 

1.    AUg.  Verf.  vom  19.  September  1900,  betreffend  den  unmittel- 
baren   Verkehr    zwischen    den    inländischen    Gerichten 
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und  den  österreichischen  und   BchweiseriBchen  Patent- 
behtfrden.    (J.M.BL  8.  578.) 

2.  AUg.  Verf.  vom  27.  Oktober  1900,  betreflfond  die  Vollst  reck- 
barkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Öster- 
reich (J.M.B1.  S.  624). 


1.  Bekanntmachung  des  K.  Staatsministeriums  der  Justiz  vom 
14.  November  1900,  Inhalt  der  Vollmachten  für  die  Rege- 
lung von  Nachlässen  in  Neu-Süd-Wales  betreffend  (J.M.6L 
1900  S.  1225). 

Zur  Venneidnng  von  Verzögerungen  emnfiehlt  es  ueh,  da(s  in  den 
Vollmachten,  die  ans  Anlals  der  I^;elung  von  NachlüBsen  in  Neu-Süd- Wales 
Verstorbener  auf  einen  dortigen  Anwalt  ansgestellt  werden,  künftighin  fol- 
gender Zusats  aufgenommen  wird: 

„Ich  bestimme  femer,  för  den  Fall  meines  Todes,  daCs  mein  Tests- 
mentsvollstrecker  und  mein  Nachladverwalter  in  gleicher  Weise,  wie 
ich  es  selbst  sein  würde,  gehalten  sein  sollen,  alle  Schritte  und  Hand- 
lunjgen,  die  mein  Herr  Bevollmächtijgter  nach  meinem  Tode  kraft  oder 
aui  Grund  dieser  Vollmacht  oder  in  ihrem  Rahmen  und  ehe  er  von 
meinem  Ableben  schriftlich  unterrichtet  worden  ist,  vorgenommen  hat, 
als  rechtsverbindlich  für  sich  anzuerkennen.'' 

Die  Gerichte  und  insbesondere  die  Notariate  sind  veranlaist,  hierauf  im 
gegebenen  Falle  die  Beteiligten  entsprechend  aufinerksam  zu  machen. 

2.  Bekanntmachung    des    K.    Staatsministeriums   der   Justiz    vom 

4.  Januar  1901,    die  Vollstreckbarkeit  von  Entscheidungen 
deutscher  Gerichte   in  Osterreich   betreffend   (J.M.BL  S.  41). 

Der  §  80  der  österreichischen  Ezekutionsordnung  l&Tst  die  Exekution 
ans  Erkenntnissen  auswärtiger  Gerichte  nur  dann  zu,  wenn  die  Ladung, 
durch  welche  das  Verfahren  vor  dem  auswärtigen  Gericht  eing^eleitet  war, 
der  Person,  g^gen  die  in  Österreich  ans  dem  auswärtigen  Urteile  die  Exe- 
kution gefuhrt  werden  soll,  zu  eigenen  Händen  zugestellt  worden  ist.  Im 
Hinblick  auf  diese  Bestimmungen  acB  österreichischen  Rechtes  haben  in  allen 
Fällen,  in  denen  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen  ist,  da(s  ans  dem  Urteil 
eines  deutschen  Gerichts  die  Zwan^vollstreckung  demnächst  in  Österreich 
stattzufinden  hat,  die  Beteiligten  em  biteresse  duan,  dafs  die  den  Ptozefii 
einleitende  Ladung  den  Beklaf;ten  in  Person  zugestellt  wird.  Hierauf  können 
die  Beteiligten  unmittelbar  hm  wirken,  wenn  die  Zustellung  im  Inlande  zu 
erfolgen  hat.  Die  Möglichkeit  einer  späteren  Bechtsverfolgnng  in  Österreich 
ist  aber  insbesondere  dann  regeimäfsig  för  gegeben  zu  erachten,  wenn  der 
Beklagte  seinen  Wohnsitz  o£r  Aufenthalt  in  Österreich  hat  In  solchen 
Fällen  hat  daher  der  Vorsitzende  des  Prozefsgerichts  in  seinem  Ersuchen  an 
die  österreichischen  Gerichte  um  Zustellung  der  den  Prozefs  einleitenden 
Ladung  auf  Antrag  der  Beteiligten  ausdrüddich  zu  bemerken,  daCs  die  Zu- 
stellung „nur  zu  eigenen  Händen^  zu  erfolgen  habe,  und  dafs  sich  aus 
dem  Zustellungflscheine  die  so  erfolgte  Zustellung  ergeben  mttsse. 

Sachsen. 

1.  Min. Verordnung  vom  1.  November  1900,  betreffend  Zu. 
Stellungskosten  im  Verkehre  mit  Österreich-Ungarn 
(J.M.B1.  S.  103). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  10.  Dezember  1900;  Vollmachten 
für    Geschäfte   in    Neu-Süd-Wales   betreffend    (J.M.BL    1901 

5.  17). 
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1.  BekanntmachuDg  des  Jostizministeriams  vom  26.  November 
1900,  betreffend  die  eidliche  Vernehmang  von  Prozefs- 
parteien  auf  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  (Amtsbl. 
d.  J.M.  S.  151). 

2.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  29.  November  1900,  betreffend 
das  Verfahren  bei  Zuziehung  von  Sachverstttndigen,  die 
in  anderen  Bundesstaaten  wohnhaft  sind  (Amtsbl.  d.  J.M. 
8,  149). 

8.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums,  betreffend  die  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte 
in  Osterreich  und  österreichischer  Gerichte  in  Deutsch- 
land, vom  28.  Dezember  1900  (Reg.Bl.  1901  S.  6  ff*.)- 

An  Stelle  der  in  der  Bekanntmachung  vom  3.  Januar  1898  (Reg.Bl.  S.  3) 
veröffentlichten  Verordnung  des  östeneichischen  Justizministeriams  vom  10.  De- 
zember 1897  hat  der  österreichische  Herr  Jnstizminister  neuerdings  die  nach- 
slehende,  in  dem  105.  Stück  des  österreichischen  Reichs-Qesetzblattes  von 
1899  enthaltene  Verordnung  vom  21.  Dezember  1899  erlassen:  (Folgt  der 
Wortlaut  dieser  Verordnung;  s.  denselben  Bd.  X  dieser  Zeitschrift  S.  244.) 

Entsprechend  der  Aurairacksweise  in  §§  1,  2,  79  der  österreichischen 
Ezekutionsordnnng  werden  in  der  Verordnung  des  österreicluschen  Henm 
JuBtizministers  unter  den  in  deren  drittletztem  Abmtz  erw&hnten  „Akten  und 
Urkunden,  die  im  Deutschen  Bleiche  errichtet  wruden'^,  Vollstreckungstitel 
der  in  den  drei  vorhergehenden  Absätzen  bezeichneten  Art  verstanden. 

Weiterhin  werden  die  Gerichte  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  der 
§  80  der  österreichischen  Exekutionsordnung  die  Exekution  aus  Erkenntnissen 
anawärtiger  Gerichte  nur  dann  zuläÜBt,  wenn  die  Ladung,  durch  welche  das 
Ver£eihren  vor  dem  auswärtigen  Geridit  eingeleitet  war,  der  Person,  gegen 
dia  in  Österreich  ans  dem  auswärtigen  Urtdle  die  Exekution  geführt  weiden 
soll,  zu  eiffenen  Händen  zugestellt  worden  ist  Im  Hinblick  auf  diese  Be- 
stimmung  oes  österreichischen  Rechts  haben  in  allen  Fällen,  in  denen  mit 
der  Mögfichkeit  zu  rechnen  ist,  dafs  aus  dem  Urteil  eines  deutschen  G^erichts 
die  Zwangjsvollstreckun^  demnächst  in  Österreich  stattzufinden  hat,  die  Be- 
teüifften  em  Interesse  daran,  dals  die  den  Prozels  einleitende  Ladung  den 
BekLigten  in  Person  zugestellt  wird.  Die  Möglichkeit  einer  in  österreicn  ein- 
zuleitenden Zwangsvolls&eckung  wird  insbesondere  dann  regelmäfsig  in  Aus- 
sieht zu  nehmen  sein,  wenn  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt 
in  Österreich  hat.    In  solchen  Fällen  hat  daher  der  Vorsitzende  des  Prozefs- 

Serichts  in  seinem  Ersuchen  an  die  österreichischen  G^chte  um  Zustellunff 
er  den  Prosefs  einleitenden  Ladung  auf  Antrag  der  Beteiligten  ausdrücklich 
zu  bemerken,  dafs  die  Zustellung  „nur  zu  eigenen  Händen^  zu  erfolgen  habe 
und  dafs  sich  aus  dem  Zustellungsecheine  die  so  erfolgte  Zustellung  eigeben 
müsse. 


1.  Min.Bekanntmachung  vom  5.  November  1900,  betreffend  den 
Kechtshtilfeverkehr  mit  Dänemark  (G.U.V.B1.  8.  1029). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  24.  Dezember  1900t  ^i^  Kosten 
der  Rechtshülfe  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  betreffend  (G.U.V.B1.  1901  S.  1). 

Nachdem  die  K.  Bayerische  Regierung  auf  die  Erhebung  von  Gebühren 
für  die  Erledigung  von  RechtshtUfeersuchen  in  Angelegenheiten  der  frei- 
wiUigen  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  Baden  verzichtet  hat,  wird  auf  Grund 
des  §  81  Abs.  8  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1899,  die  Q^chts-  und  Notariats- 
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kosten  in  Angeleffenheiten  der  freiwilligen  Oeriehtabaikeit  betreffend  (G.u.y.Bi. 
S.  201),  mit  Wirlang  für  die  yom  1.  Februar  1901  an  einsehenden  Ersuchen 
yerfögt,  dafs  von  der  Erhebuiff  der  in  §  81  Abs.  1  daselbst  bestimmten  Ge- 
bfihrmi  in  Besag  auf  Bayern  ^eich&lls  absosehen  bt 

Hesusem« 

1.  Ja8tMin.Bekanntmachung  vom  &!•  Oktober  1900,  betreffend 
die  Regelang  von  Nachlftssen  in  Nea-Süd- Wales  (Amtsbl. 
d.  Min.  d.  Justiz  Nr.  28). 

2.  Just.Min.Bekanntmacbung  vom  18.  November  1900,  die  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte 
in  Österreich  betreffend  (Amtsbl.  d.  Min.  d.  Justiz  Nr.  29). 

MeclLleM^iirff  -  Seh  werln. 

Min. Bekanntmachung ,  betreffend  die  Vollstreckbarkelt  von 
Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich,  vom 
19.  Dezember  1900  (Reg.Bl.  S.  408). 

Brammsckwelff. 

1.  Reskript  des  Herzogl.  Staatsministeriums,  Abt  d.  Justiz,  vom 
14.  Juli  1900  Nr.  2385B,  Verfahren  bei  Zuziehung  von  in 
einem  anderen  Gerichtsbezirk  wohnhaften  Sachverstlln- 
digen   (Zeitschr.  f.  Rechtspflege  im  Ilerzogt  Br.   47.  Jahrg.  3.  145). 

2.  Reskript  des  Landgertchtsprilsidenten  an  die  Herzogl.  Amts- 
gerichte vom  4.  September  1900,  Rechtshtllfeverkehr  mit  Japan 
(das.  S.  150). 

SacliseB-Alteiikiirff. 

Min.B^Lanntmachung  vom  17.  November  1900,  betreffend  die 
Vollstreckbarkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Ge- 
richte in  Österreich  (Ges.Slg.  S.  277). 

lilppe. 

Allg.  Verf.,  betreffend  die  Vollstreckbarkeit  von  Ent- 
scheidungen deutscher  Gerichte  in  Österreich,  vom  23«  De- 
zember 1900  (Ges.Slg.  S.  207). 

ElsafiB-JLetlirlMffeM. 

Min.Bekanntmachung  vom  2.  November  1900,  betreffend  Kosten 
der  Rechtshülfe  im  Verkehre  mit  Dänemark  (C.  u.  Bez.- 
Amtsbl.  S.  288). 

IL    Answ&rtige  Staaten. 

Gesetz,  betreffend  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
ttber  die  Ehe,  vom  80.  April  1896  (Nouveau  Secueil  GSneral  de, 
von  Prof.  Siotrli^  Tom.  XXY p.  12  ffX 
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Framlureicli. 

1.  Dekret,  betreffend  die  R^eiung  der  Anwendung  der  Oe- 
setagebung  tiber  die  Nationalitftt  auf  die  Kolonien  vom 
7.  Februar  1897   (Nouveau  Recueil  Oeneräl  etc.  Tom.  XXV  p.  292). 

2.  Dekret,  enthaltend  das  Reglement  snr  Verhtltung  von 
SchiffsBttsammenBttf fsen  auf  See,  vom  21.  Februar  1897 
(das.  p.  313). 

Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  28.  Mai  1897 
(Nouveau  Becueü  GSnSrdl  etc.  Tom.  XXV  p.  366). 

Gesetz  ttber  den  Zolltarif  mit  (Geltung  vom  7.  August  1897 
(Nouveau  Recueü  Q^n&äl  etc.  Tom.  XXV  p.  452). 

Österreleli. 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  16*  November  1900, 
betreffend  die  Gebühren  und  Auslagen,  die  im  Recbtshülfe- 
verkehr  mit  dem  Deutschen  Reiche  aus  der  Besorgung 
gerichtlieber  Zustellungen   erwachsen   (J.M.V.Bl.  8.  275). 

Auf  Grund  einer  Eröfihung  der  kuserl.  deutschen  Regierung  wird  den 
k.  k.  Justizbehörden  zur  Kenntnis  gebracht,  dafs  in  sämtlichen  deutschen 
Bundesstaaten  und  in  den  Reichslanden  Elsafs-Lothringen  Anordnungen  er- 
lassen wurden,  wonach  die  dortigen  Gerichte  —  unter  Voraussetzung  der 
G^genseitiffkeit  —  die  Erstattung  von  Gebühren  und  Auslagen,  die  in  bürger- 
lichen Recntisachen  und  in  Straftachen  bd  Zustellung  und  Aushftndiping 
von  Verf&gungen  und  Urteilen  österrdchischer  Gerichte  entstehen,  vom  er- 
suchenden Grerichte  nicht  zu  verlangen  haben. 

Zur  Wahrung  der  Gegenseitigkeit  werden  die  k.  k.  Gerichte  angewiesen, 
die'  Erstattung  solcher  Gkbuhren  und  Ausladen  nicht  zu  begehren.  Gebtthren 
und  Ansiaffen  sind,  wenn  sie  nicht  von  emer  hierlands  wohnhaften  Partei 
einbringlich  gemacht  werden  können,  aus  dem  Amtsverlage  der  ersuchten 
Behörde  zu  berichtigen. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  21.  November  1900 
ttber  die  Behandlung  der  vom  Auslande  eintreffenden 
Strafte  bellen  (J.M.V.Bl.  S.  276). 

3.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  24.  November  I9OO9 
betrefiend  die  Ermächtigung  der  k.  u.  k.  Konsularbehörden 
in  Niederländisch-Ostindien  zur  Übernahme  der  Nach- 
lässe von  dort  verstorbenen  österreichischen  oder  unga- 
rischen Staatsangehörigen  (J.M.V.Bl.  S.  277). 

Infolge  einer  vom  Generalgouvemenr  von  Niederl&ndisch-Ostindien  am 
16.  Juli  1^  getroffsnen  Anordnung  hat  das  k.  u.  k.  Minieterium  des  Äu£bem 
nunmehr  auch  die  in  Niederländisch-Ostindien  reridierenden  k.  u.  k.  Konsnlar- 
imter  aar  Übernahme  der  Naehlässe  dort  verstorbener  österreichischer  oder 
ungarischer  Staatsangehöriger  ermächtigt  Die  Ermächtigung  hat  denselben 
Umfimg:  wie  sie  laut  der  Justizministerialverordnun^  vom  11.  August  1897, 
Nr.  32  J  Jf  .V.BL,  bisher  den  in  den  Niederlanden  residierenden  k.  u.  k.  Ver- 
tretnngsbehörden  erteilt  war;  nur  tritt  zu  den  Obliegenheiten  bei  der  Über- 
nahme soleher  Nachlässe  in  Ostindien  die  neue  "Verpflichtung  hinzu,  die 
übernommenen  Werte  der  Kolonialregiemng   von  NiederländiMsh- Ostindien 
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wieder  zarüekzngtellen,  sobald  ach  eigiebt,  daft  naeh  den  heimatlichen  Qe- 
eeteen  Efbbereehtigte  nicht  voihanden  sind« 

Wenn  der  lästere  IUI  betreib  der  ans  Nieder lündiach- Ostindien  ein- 
ffeUmgten  Nachlftsse  von  Merreichiachen  Staatsangehörigen  antritt,  haben 
die  Geriehte  dem  Jnstiaministeriam  Berieht  zu  erstatten,  damit  doreh  seine 
Vcfmitteliuig  die  Rückstellong  der  erblosen  Verlassenscfaaft  eingeleitet  wirdL 
Ln  flbrigen  wird  an  den  Anoidnongen  der  JastiaministerialTerordnongeBi 
Nr.  45/1886  nnd  Nr.  32/1897  nichts  gäidert 

4.  Verordnung  des  JnstisministeriiunB  vom  5.  Dezember  1900, 
betreffSeod  die  IStrafkarte  über  die  im  Inlande  verurteilten 
AusUnder  (J.M.V.B1.  S.  287). 

5.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  12.  Dezember  1900, 
betreffend  die  Erwirkung  der  Rechtshülfe  von  den  Behörden 
in  Grofsbritannien  und  Irland  (J.M.V.B1.  8.  297). 

RmflslAMd. 

Reglement  über  die  Handelsbeziehungen  des  Reichs  zu 
dem  Grofsherzogtum  Finnland  vom  28.  April  1897  (Nimoea^ 
BeoueU  Qiniral  etc.  Tom.  XXV  p.  357). 

SpAHiem. 

KOnigl.  Ordonanzen,  betreffend  die  Ursprungszeugnisse,  vom 
25.  September  und  28.  Dezember  1897  (Nouvea/u  Becueil  GSneral  etc. 
Tom.  XXV  p.  464). 


Internationale  Verträge. 

1.  Nouveau  Becueü  QtnAral  de  TraitSa  etc.  von  Professor  Dr.  Stoerfi 
in  Greiftwald  enthält  in  Detmhne  SSrie,  Tom.  XXV  u.  a.  im  Wort- 
laute: 

A.    Freundschafts-,  Handels-  etc.  Verträge: 

1.  Übereinkommen  zwischen  Rufsland  nnd  Österreich-Ungarn 
bezüglich  der  Anwendung  sanitärer  Vorkehrungen  auf 
den  Grenzverkehr  zur  Zeit  der  Epidemien  vom 
20.  April  1896  (p.  1); 

2.  Abkommen  zwischen  Deutschland  und  Luxemburg  über 
den  Handel  mit  Branntwein  vom  22.  Mai  1896  (p.  18); 

3.  Handels-  und  Schiffiihrtsvertrag  zwischen  Belgien  und  Japan 
vom  22.  Juni  1896  (p.  25); 

4.  Übereinkommen  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien 
über  gegenseitige  Unterstützung  von  Hülfsbedttrf- 
tigen  vom  25.  Juni  1896  (p.  88); 

5.  Handelsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Japan  vom 
4.  August  1896  (p.  40); 

6.  Friedensvertrag  zwischen  Italien  und  Aethiopien  vom 
26.  Oktober  1896  (p.  59); 
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7.  Vertrag  zwiBchen  der  Schweiz  und  Spanien  über  die  gegen- 
seitige Vollstreckung  von  Urteilen  auf  dem  Gebiete  dea 
CiTil-  oder  HandelsrechtB  vom  19.  November  1896 
(p.  65); 

8.  Handelsvertrag  zwischen  Osterreich -Ungarn  und  Bul- 
garien vom  21./9.  Dezember  1896  (p.  83); 

9.  Haager  internationale  (Deutschland,  Ostezreich-Ungam,  Belgien, 
Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Portugal, 
Schweden  und  Norwegen,  Schweiz)  Übereinkunft  über  die 
Regelung  mehrerer  auf  den  Civilprozefs  bezüg- 
licher Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
14.  November  1896  nebst  ZusatzprotokoU  vom  22.  Mai  1897 
(p.  217); 

10*    Handels-  und  Schifbhrtsvertrag  zwischen  Japan  und  Portugal 

vom  26.  Januar  1897  (p.  281); 
11.    Handelsvertrag     zwischen    Bulgarien    und    Serbien    vom 

16.  Februar  1897  (p.  298); 
12-    Allianzvertrag  zwischen  der  Südafrikanischen  Republik  und 

dem  Oranje-Freistaat  vom  17.  März  1897  (p.  827); 

13.  Handelsvertrag  zwischen  Bulgarien  und  Rufsland  vom 
2.  Juli  1897  (p.  384); 

14.  Handelsvertrag  zwischen  Grofsbritannien  und  Bulgarien 
vom  12./24.  Juli  1897  (p.  417); 

15.  Provisorische  Deklaration  über  die  Handelsbeziehungen 
zwischen  Portugal  und  Dänemark  vom  14.  Dezember  1896 
(p.  474); 

B.     Auslieferungsvertrag 

«wischen  Österreich-Ungarn  und  Uruguay  vom  25.  Juni  1887, 
nebet  Protokoll  über  die  Auswechselungen  der  Ratifikationen  vom 
29.  August  1896  (p.  51). 

2*  Übereinkommen  vom  21.  Jannar  1897  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Spanien  zum  gegenseitigen  Schutze  von  Erfin- 
dungen, Marken  und  Mustern  (Ost  R.G.BL  1900  S.  229). 

(Zu  Tom.  I  bis  XXV  der  IL  Serie  des  Nouveau  BecMeü  G6nSral  etc. 
ist  ein  Oenezalregister  enchienen,  welches  einen  genauen  Überblick  ermög- 
licht über  das  gesamte  diplomatische  Quellenmaterial  der  letzten  25  Jahre. 
Dasselbe  gewährt  insbesondere  auch  Einblick  in  den  Stand  der  Handels-  und 
Sddffiüirtsverträge,  in  die  handelq)olitisehe  Regelung  der  Meistbegünstigung 
und  der  Redprodt&t  etc.  unter  den  widstigsten  Verkehrsstaaten.) 
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Vermischte  Mitteilungen. 

1.  Grwirknng  der  Rechtshülfe  von  den  Behörden  in 
Orofsbritannien  und  Irland.  Die  Verordnung  des  Merr. 
JoBtizminiBterioms  vom  12.  DeEember  1900  (J.M.V.Bl.  S.  297)  giebt 
nachfolgende  ZoBammenstellnng  der  bezüglich  der  Erwirkung  der  Rechls- 
hülfe  von  den  Behörden  in  Grofsbritannien  und  Irland  im  einzelnen 
Falle  am  ehesten  zum  Ziele  ftlhrenden  Vorschriften  über  den  Rechts- 
verkehr mit  den  genannten  Behörden.  Diese  Vorschriften  sind,  soweit 
sie  nicht  specielle  Direktiven  ftlr  die  österreichischen  Gerichte  enthalten, 
auch  aufserhaib  Österreichs  für  den  bezeichneten  Zweck  beachtenswert 

I.    Zustellungen. 

Zur  Vornahme  von  Zustellungen  in  Grofsbritannien  und  Irland 
leisten  die  dortigen  Behörden  den  bierländischen  Gerichten,  weder  in 
Civil-  noch  in  Strafsachen,  Rechtshülfe. 

Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  können  Zustellungen  besorgeo, 
sofern  der  Adressat  die  Empftmgnahme  des  zuzustellenden  Aktes  nicht 
ablehnt. 

Soll  auf  diesem  Wege  eine  Zustellung  versucht  worden,  so  hat 
das  betreffende  Gericht  sein  Vorgehen  regelmäfsig  nach  der  J.M.V.  vom 
25.  Januar  1890,  J.M.V.Bl.  No.  4  einzurichten  (CP.Formular  No.  14). 
Hierbei  ist  insbesondere  darauf  zu  achten,  dafs  die  Adresse  jener  Person, 
an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soU,  richtig  und  genau  bezeichnet 
werde,  weil  in  Grofsbritannien  bei  dem  Mangel  eines  politischen  Melde- 
wesens nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  Ausfindigmachung  des 
Adressaten  möglich  ist 

Im  übrigen  lassen  sich  Zustellungen  nicht  anders  als  durch  un- 
mittelbares einschreiten  der  interessierten  Partei  bei  der  znst&ndigen 
grofs  britannischen  Behörde  erwirken. 

IL  Vernehmung  von  Parteien  und  Zeugen  in  Civil- 
und  Handelssachen. 

Nach  den  in  Grofsbritannien  und  Irland  geltenden  G^esetzen 
(Parlamentsakte  vom  25.  Juni  1856,  19.  u.  20.  Vict,  chapt  113)  ist 
auf  Ersuchen  anslttndischer  Gerichte  in  Civil-  und  Handelssaehen  zur 
Aufnahme  von  Beweisen  Rechtshülfe  zu  leisten. 

Die  Gerichte  befassen  sich  jedoch  nicht  selbst  mit  der  Beweis- 
auihahme,  sie  beschränken  sich  vielmehr  auf  die  Erlassung  eines  Be- 
fehles, wonach  der  Beweis  aufzunehmen  ist,  und  bestimmen  einen  Be- 
auftragten (Commissioner)  j  dem  die  Beweisauftiahme  zusteht  Ein 
solcher  Befbhl  wird  erlassen,  wenn  nachgewiesen  ist,  dafs  die  be- 
treffende Angelegenheit  eine  vor  einem  ausländischen  Gerichte  anhängige 
Civil-  oder  Handelssache  ist,  dafs  dem  damit  befafsten  ausländischen 
Gerichte  die  Gerichtsbarkeit  zukommt  und  dafs  dieses  Gericht  die 
Beweisauftiahme  wünscht 

Wenn  dem  zu  vernehmenden  Zeugen  eine  entsprechende  Summe 
für    seine   Kosten    ausbezahlt   wird,    so   kann   er   gezwungen   werden. 
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bebuft  Beiner  Einvemabme  za  encbeinen ,  Fragen  zu  beantworten  und 
Urkunden  vorzulegen. 

Eine  vor  dem  ComrnisBioner  abgelegte  fiilscfae  Zengenaassage  ist 
in  glfiicber  Weise  strafbar,  wie  wenn  sie  vor  Gericht  abgelegt  worden 
wttre. 

Das  Ersuchen  um  Aufiiahme  des  Beweises  kann  sowohl  unmittelbar 
von  der  beteiligten  Partei,  wie  auch  von  dem  (Berichte,  bei  dem  die 
Rechtssache  anhängig  ist,  gestellt  werden. 

Demnach  hat  das  Prozefsgericht ,  sofern  es  nicht  gemäfs  §  288 
Abs«  2  C.P.O.  den  Beweisführer  ermltchtigt,  selbstthiltig  die  Beweis- 
aufnahme hervorzurufen,  behnft  Erwirkung  einer  Parteien-  öder  Zeugen- 
vernehmung ein  Ersuchschreiben  um  Auftiahme  des  Beweises  aus- 
zufertigen. Dieses  ist  fdr  Beweisaufnahmen  in  England  und  Irland  an 
den  High  Court  of  Justice  in  London,  beziehungsweise  in  Dublin,  ftlr 
Beweisaufnahme  in  Schottland  dagegen  an  den  Court  of  Sessions  in 
Edinburg  oder  an  den  Sherif  Clerk  der  betreffenden  Grafschaft  zu 
richten.  Die  Bezeichnung  der  ersuchten  Behörde  kann  übrigens  auch 
der  k.  und  k.  Botschaft  in  London  ttberlassen  werden.  In  dem  Ersuch- 
schreiben ist  darzulegen,  dafs  die  Rechtssache  beim  Prozefsgeiicht  als 
der  hierfür  zuständigen  Behörde  anhängig  ist,  und  dafs  dieses  Gericht 
die  Zulassung  des  Beweises  beschlossen  hat.  Das  Ersuchen  hat  dahin 
zu  gehen,  dafk  die  zu  vernehmende  Partei  oder  der  zu  vernehmende 
Zeuge  aufgefordert  werde,  vor  GMcht  oder  vor  einem  zu  bestellenden 
Commissioner  zu  erscheinen  und  an  einem  bestimmten  Termin  die  be- 
gehrte Aussage  unter  Eid  abzulegen,  weiter,  dafs  es  in  Abl^ung  oder 
Niehtablegung  der  Aussage  in  entsprechender  Weise  beurkundet  werde. 
Es  empfiehlt  sich  beizuftlgen,  dafs  nach  dem  Einlangen  der  Erledigungs- 
akten die  erlaufenen  Kosten,  sofern  sie  nicht  durch  die  vernommene 
Person  gedeckt  werden  sollten,  von  dem  ersuchenden  Gerichte  werden 
vergütet  werden.  Dem  Ersuchschreiben  ist  eine  beglaubigte  Abschrift 
des  Beweisschlusses  beizulegen.  Darin  sind  nur  jene  Teile  des 
Beweisbeschlusses  wiederzugeben,  die  ftlr  das  ersuchte  Gericht  von 
Belang  sind.  Das  Ersuchschreiben  und  dessen  Beilagen  sind  mit  eng- 
lischen Übersetzungen  zu  versehen.  Die  gerichtlichen  Fertigungen  auf 
dem  Ersuchschreiben  und  den  Beilagen  sind  zu  beglaubigen.  Auch  ist 
ihnen  das  Gerichtssiegel  beizudrttcken  (§  216  G.O.).  Das  Ersuchschreiben 
ist  dem  Justizministerium  zur  Weiterbef)5rderung  vorzulegen  (C.P.O. 
Form.  No.  15).  Im  Yorlageberichte  ist  anzugeben,  welcher  HOchst- 
betrag  an  Kosten  behufii  Erledigung  des  Ersuchens  aufgewendet 
werden  darf. 

Handelt  es  sich  lediglich  um  Einholen  von  Auskünften  oder  um 
die  imbeeidete  Vernehmung  einer  Partei,  so  wird  diese  —  sofern  die 
zu  ▼emehmende  Person  Österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger 
ist  —  am  ein&chsten  durch  die  zuständige  k.  u.  k.  Konsularbehörde 
zu  erwirken  sein. 

m.    Vernehmungen  in  Strafsachen. 

Die   Behörden  in  Grofsbritannien  und  Irland  leisten  auswärtigen 
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Gerichten  in  Strafsachen  Rechtshülfe  durch  Einvernahme  von  Zeugen, 
nicht  aber  durch  Vernehmung  von  Beschuldigten.  In  Straftacboi 
politischen  Charakters  vnrd  üb^haupt  keine  Rechtshülfe  geleistet 

Die  gesetzliche  Grundlage  ftlr  die  Aufnahme  von  Zeugenbeweisen 
in  Strafsachen  bilden  die  Extradition  Acts  vom  Jahre  1870,  88  u.  84 
Victy  chapt.  52,  und  vom  Jahre  1873,  36  u.  87  Vict.^  chapt.  60. 

Hiernach  sind  zur  Aufnahme  von  Zeugenbeweisen  auf  Ersuchen 
ausländischer  Gerichte  die  Polizeibehörden  und  Friedensrichter  berufen. 
Falsche  Zeugenaussagen  sind  strafbar.  In  Ansehung  des  Zeugniszwanges 
gilt  dasselbe  wie  in  bürgerlichen  Rechtssachen. 

Um  die  Thätigkeit  der  grofsbritannischen  oder  irischen  Behörden 
hervorzurufen,  hat  das  hierländische  Gericht  ein  an  die  k.  und  k.  Bot- 
schaft in  London  gerichtetes  Ersuchschreiben  dem  Justizministerium 
vorzulegen.  Darin  ist  insbesondere  auch  die  HöchstBumme  der  allenfalls 
aufzuwendenden  Kosten  anzugeben.  Dem  Ersuchschreiben  ist  ein  mit 
dem  Gerichtssiegel  versehener  Gerichtsbeschlufs  beizulegen,  der  die  be- 
treffende Stra&ache  bezeichnet,  die  zu  vernehmenden  Zeugen  und  deren 
Adresse  namhaft  macht,  endlich  die  allgemeinen  und  besonderen  Fragen 
anfuhrt,  die  den  Zeugen  vorgelegt  werden  sollen.  Der  Gerichtsbeschlufs 
und  dessen  allfällige  Beilagen  sind  mit  englischen  Übersetzungen  zu 
versehen.  Die  gerichtlichen  Fertigungen  sind  zu  legalisieren.  Die 
Legalisierungsklausel  auf  dem  Gerichtsbeschlüsse  hat  auch  die  Be- 
stätigung zu  enthalten,  dafs  das  ersuchende  Gericht  zur  Anordnung  der 
Beweisauftiahme  berechtigt  ist. 

IV.  Die  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der  Behelfe 
zur  Erwirkung  von  Auslieferungen  aus  Grolsbritannien  und 
Irland  sind  aus  dem  Staatsvertrage  vom  3.  Dezember  1873  R.G.BL 
No.  34/1874  und  den  hierzu  erschienenen  Verordnungen  (deren  jüngste 
am  18.  Mai  1899,  J.M.V.Bl.  No.  20,  herausgegeben  wurde)  zu  ent- 
nehmen. 

2.  Rechtliche  Anerkennung  ausländischer  Urteile 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  war  noch  vor  einigen  Jahrzehnten  die  rechtliche  An- 
erkennung ausländischer  Urteile  nicht  unbestritten.  Wie  in  England 
galt  schon  lange  das  Recht,  dafs  ausländische  ^Judgments  in  rem*^,  d.  h. 
Urteile  über  dingliche  Rechtsansprüche,  für  den  amerikanischen  Richter 
bindend  sind,  vorausgesetzt  die  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts, 
und  zwar  gelten  ftir  den  amerikanischen  Richter  nicht  nur  der  Inhalt  der 
Urteilsformel  eines  ausländischen  ^udgment  in  rem^^  sondern  auch  die 
thatsächlichen  Gründe  der  Entscheidung  als  rechtskrtiftige  Feststellung. 
Die  Gerichte  des  Staates  New  York  indes  legen  den  Entscheidnngs- 
gründen  der  ausländischen  y^%käqmef(nJl»  in  rem^  nur  die  Kraft  einer 
Präsumtion  (prima  fade  etndence)  beL  Den  ^udgfnents  in  rem,^ 
stehen  Urteile  über  die  Verhältnisse  des  Personenstandes  gleich. 

Ein  Streit  bez.  der  Rechtskraft  ausländischer  Urteile  bestand  so- 
nach   nur   in    betreff  ausländischer  ^udgments  in  personam^  ^   d.   h. 
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Urteile,  die  über  einen  Ansprach  auf  Leistung  im  weitesten  Sinne  ent- 
scheiden. 

Im  Staate  New  York  fand  die  Anerkennung  ausländischer  ^%dgments 
m  personam^  unzweideutigen  richterlichen  und  damit  gesetzlichen  Aus- 
druck in  Sachen  L.  ys.  W.  (26  N.  Y.  Ot  App.  146),  und  dies  ist  seit- 
dem durch  gleiche  Entscheidungen  in  allen  Bundesstaaten  besttttigt 
worden.  In  K.  vs.  M.  (49  N.  Y.  571)  entschied  der  Appellhof  des 
Staates  New  York,  dafs  ein  Urteil  des  hans.  Appellationsgerichts, 
welches  den  Beklagten  als  Btligen  zur  Zahlung  verurteilte,  in  dem 
spl&teren  Prozesse  des  Bürgen  auf  Scliadloshaltung  gegen  den  in  New 
York  wohnenden  Hauptschuldner,  welchem  die  deutsche  Prozefsladung 
inflinniert  worden  war,  die  gleiche  Kraft  habe,  wie  wenn  das  Urteil 
gegen  den  Bürgen  von  einem  New  Yorker  Gerichte  erlassen  worden 
wire.  Im  Staate  Louisiana  gilt  das  vorgeschrittenere  Recht,  dafs  aus- 
IXndische  Urteile  eine  Novation  bewirken,  so  dafs  nur  auf  Grund  des 
ausländischen  Urteils  gerichtliche  Hülfe  gewährt  werden  kann,  und 
einer  abermaligen  Klage  im  Inlande  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  entgegensteht  (J.  vs.  J.,  15  La.  35.)  Natuigemäfs 
ist  es  Bedingung,  dafs  das  ausländische  Gericht  yjurisdictian  aver  the 
cause  or  ihepairties'^j  d.h.  Zuständigkeit  besafs;  jedoch  besteht,  insofern 
ein  ausländisches  Gericht  generelle  Jurisdiktion  bat,  die  Präsumtion 
seiner  Zuständigkeit  für  den  gegebenen  Fall. 

Nach  amerikanischem  Bechte  besitzt  ein  Gericht  örtliche  Zuständig- 
keit über  alle  im  Gerichtsbezirke  befindlichen  Personen  und  Sachen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort  des  Beklagten.  Wenn  also  ein  Dritt- 
sehnldner  einer  im  Auslande  befindlichen  und  daselbst  mit  Arrest  be- 
legten Sache  entsprechend  einem  ausländischen  Urteil  Verfügung  über 
den  Gegenstand  des  Arrestes  getroffen  hat,  ist  derselbe  gegen  eine 
spätere  Klage  seitens  seines  Gläubigers,  bezw.  Eigentümers  der  Sache 
durch  das  ausländische  Urteil  geschützt,  auch  wenn  der  letztere  den 
ausländischen  Rechtsstreit  nicht  aufgenommen  oder  einen  Gerichtsstand 
vor  dem  ausländischen  Gericht  nicht  besessen  hatte.  M.  a.  W. ,  nach 
amerikanischem  Rechte  der  Zuständigkeit  der  Gerichte  hat  ein  aus- 
läadisehes  Urteil,  insofern  das  erkennende  Gericht  nicht  Jurisdiktion 
über  die  Person  des  Beklagten  ursprünglich  hat  oder  erlangt  hat,  nur 
lokale,  aber  keine  eztrateiritoriale  Rechtskraft,  und  es  bindet  den 
amerikanischen  Richter  nur,  wenn  und  insoweit  es  gleichzeitig  ein 
^udgment  in  rem^  ist,  also  über  ein  dingliches  Recht  an  einer 
im  Staate  des  ausländischen  Gerichts  befindlichen  Sache  entscheidet; 
insoweit  es  jedoch  ein  ^udffment  in  personam*^  ist,  gilt  es  also  nicht 
als  konklusive  Feststellung  des  ihm  zu  Grunde  liegenden  Rechts- 
verhältnisses: z.  B.  in  „fordosure  proceedings^^  in  Fällen  des  Zwangs- 
versteigemngsverfiihrens,  gegen  einen  abwesenden,  ausländischen  und  im 
Prozesse  nicht  erschienenen  Hypothekarschuldner  entscheidet  nach 
amerikanischem  Recht  ein  fremdes  Gerieht  rechtskräftig  nur  über  den 
Verfidl  des  ausländischen  Pfandobjektes,  nicht  auch  rechtskräftig  über 
dss  Schuldverhältnis  selbst,  und  ein  etwaiges  ausländisches  yjudffment  of 
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deßciencff^j  d.  h.  ein  Zahlangsortoil  für  di€  nicht  asor  Befriedigung  ge- 
langte Pfandfordening,  ist  folglich  nicht  für  den  amerikanischen  Riditer 
bindend,  sofern  das  ansländiscbe  Gericht  nicht  auch  Jorisdiktioa  ttber 
die  Person  des  Beklagten  erlangt  hat     (D.  vs.  A.  97  N.  Y.  132.) 

Nach  amerikanischem  Recht  besitzt  ein  anslftndisches  Grericht  Joris- 
diktion  ttber  die  Person  des  Beklagten,  wenn  der  Beklagte  entweder 
Bttrger  des  Staates  des  erkennenden  ausländischen  Gerichts  ist  oder 
innerhalb  der  Gerichtsbarkeit  desselben  wohnt,  oder  wenn  ^die  den 
Prozefs  einleitende  Tjadung  oder  Verftkgong  dem  Beklagten  in  dem 
Staate  des  Prosefsgerichtes  in  Person  zugestellt^  worden  ist  oder 
schliefslich ,  wenn  der  Beklagte  persönlich  oder  dnrch  BeroUmachtigte 
„sich  auf  den  Prozefs  eingelassen  hat"  (vgl.  Ziff.  2  §  328  deutsche 
C.P.O.).  Ein  deutsches  Versäumnisnrteil  (in  penonam)  also,  welches 
nach  Zustellung  der  Prozefsladung  mittelst  Ersatazustellung  oder 
mittelst  öffentlicher  Zustellung  oder  mittelst  Ersuchens  eines  deutschen 
Konsuls  gegen  einen  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnenden  nicht- 
deutschen  Staatsangehörigen  ergeht,  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  keine 
bindende  (konklusive)  Entscheidung. 

Diese  Bechtsregel,  dafs  ein  Amerikaner  durch  Zustellungen  inner- 
halb seines  Heimatsstaates  nicht  gezwungen  werden  kann,  einen  Rechts- 
streit in  einem  fremden  Lande  zu  führen,  deckt  sich  mit  der  analogen 
Ziff.  2  des  cit.  §  328  C.P.O. ;  der  in  den  Schlufsworten  der  Ziff.  2 
voigesehene  Ausnahmefall:  „wenn  die  Prozefsladung  durch  Gkw&hrung 
deutscher  Rechtshülfe  zugestellt"  ist,  ist  für  die  deutsch-amerikanischen 
Rechtsbeziehungen  nicht  von  praktischer  Bedeutung,  weil  daa  ameri- 
kanische Recht  eine  Zustellung  der  Prozefshidung  dnrch  Anrufen  der 
Rechtshttlfe  eines  ausländischen  Staates  nicht  kennt,  bezw.  die  ameri- 
kanischen Behörden  als  solche  zur  Zustellung  von  Prozefsladnngen  nicht 
zuständig  sind.  Abgesehen  hiervon  dttrfle  sich  die  Stellung  des  ameri- 
kanischen Richters  in  solchen  Fällen  aus  der  analogen  Anwendung  der 
Ziff.  1  des  §  328  C.P.O.  rechtfertigen. 

Ein  Rechtsirrtum  im  Prozefsverfiüiren  oder  Nichtbeachtung  von 
Prozefsvorschrifton  seitens  des  ausländischen  Richters  bertthrt  die 
bindende  Kraft  des  ausländischen  Richterspruches  in  den  Vereinigten 
Staaten  nicht  ^F)raud^  (betrügerische  Machinationen)  im  Proaefs- 
verfahren  bildet  nur  dann  eine  wirksame  Einrede  g^en  die  ausländische 
Entscheidung,  sofern  die  ^fraud^  dem  Prozesse  den  Charakter  als 
solcher  nimmt,  bezw.  wenn  das  Plrozelsverfahren  g^en  die  ersten 
Gebote  der  ^nakaräl  justice*^  verstöfst,  so  dafs  ein  Prozels  in  Wirklich- 
keit nicht  vorliegt,  so  z.  B.  wenn  ein  ausländischer  Richter  in  eigener 
Sache  urteilen  oder  wenn  dem  Beklagten  jedes  Gehör  versagt  würde. 
^Fraud^  dagegen,  begangen  in  der  Erbringung  oder  Fälschung  der 
Beweismittel,  oder  hinsichtlich  des  Klaganspruches  selbst,  wird  als  Ver- 
teidigung gegen  ein  ausländisches  Urteil  nicht  anerkannt,  ebensowenig 
wie  die  Behauptung  eines  Rechtsirrtums  in  der  Entscheidung,  sei  es, 
dafs  der  Rechtsirrtum  auf  einer  ftJschen  Anwendung  des  ausländischen 
oder  einheimischen  oder  internationalen  Rechts  beruht  (anders  im  eng- 
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liachen  Rechte,  vei^L  hierza  die  Entach.  des  R.O.  VII,  40).  Klage- 
erhebang  im  AuBlande  unterbricht  die  Verjährung  nicht,  da  nach 
englisch-amerikanischem  Rechte  die  Klagveij&hxTing  nicht  dem  materiellen, 
sondern  dem  prozessualen  Rechte  angehört  nnd  ausländische  Urteile 
keine  y/rteorös^  sind.  Aber  daraus  folgt  nicht,  dafs  aus  Urteilen  fremder 
(Berichte,  welche  über  Fragen  von  Verjähntng  incidenter  entscheiden, 
ein  auch  fhr  den  amerikanischen  Richter  rechtskräftiger  Anspruch  nicht 
erwächst     (Vca^L  Entsch.  des  R.6.  VII.  406.) 

Das  kftislich  eigangene  Urteil  des  United  States  Supreme 
Court  i.  8.  H.  vs.  O.  (159  Supr.  Ct.  Rep.  113)  und  das  Urteil 
desselben  Gerichtes  i.  S.  R.  ts.  M.  (159  Supr.  Ct.  Rep.  235) 
bestätigen  die  oben  dargelegten  Grundsätae.  Die  Entscheidung  ist  im 
wesentlichen : 

1.  Dafs  ein  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnender  Amerikaner, 
welcher  sich  auf  einen  ausländischen  Prozefs  eingelassen  hat,  wenn 
auch  nur,  um  s«n  im  Auslande  befindliches  Vermögen  vor  dem  Gerichts- 
zagriffe daselbst  zu  rerteidigen,  das  ausländische  Urteil,  welches  ihn 
zur  2jahlung  verurteilt,  nicht  aus  dem  Grunde  anfechten  kann,  weil  das 
ausländische  Gericht  keine  Zuständigkeit  wegen  Mangels  von  Juris- 
diktion über  seine  Person  gehabt  habe; 

2.  dafs  ein  ausländisches  Urteil  nicht  angefochten  werden  kann, 
weil  die  gemäfs  dem  ausländischen  Rechte  erlaubten  Beweismittel  nach 
amerikanischem  Beweis-  und  Prozefsrechte  ungenügend  oder  unzulässig 
gewesen  wären; 

3.  dafs,  wenn  das  ausländische  Grerieht  zuständig  war  und  ein 
dem  Rechte  eines  civilisierten  Staates  entsprechendes  Prozefsverfiihren 
vor  demselben  stattgefunden  hat,  das  ausländische  Urteil  zum  mindesten 
yjvtma  fadt  evidence*^  (präsumtiver  Beweis)  der  Wahrheit  des  Inhaltes 
der  Entscheidung  ist  und  dafs  dasselbe  ^  konklusive **  d.  i.  rechts- 
kräftige Entscheidung  des  materiellen  Anspruches  ist,  so  lange  der  Be- 
klagte das  ausländische  Prozefsverfahren  nicht  erfolgreich  wegen  ^fraud^ 
angefochten  hat  oder  dem  ausländischen  Richterspruche  nach  den  Grund- 
sätzen des  Völkerrechtes  oder  des  internationalen  Brauches  (eornüy)  der 
Anspruch  auf  Rechtskraft  abgeht; 

4.  dafs,  nach  internationalem  Rechte  der  Vereinigten  Staaten,  ein 
ausländisches  Urteil  blofs  präsumtiver  Beweis,  aber  nicht  „konklusive'' 
Entscheidung  des  materiellen  Anspruchs  ist,  wenn  nach  dem  Rechte 
des  ausländischen  Gerichts  ein  amerikanisches  Urteil  nicht  in  gleicher 
Weise  ab  konklusive  Entscheidung  anerkannt  wtirde. 

Mehrere  Bundesrichter  stimmten  der  Entscheidung  nicht  zu,  indem 
sie  ausführten,  dafs  die  Lehre  der  res  juäiccUa  auf  in-  und  ausländische 
Urteile  aus  gleichen  Griinden  gleiche  Anwendung  finden  sollte;  dafs 
Privatrechte,  die  aus  ausländischen  Urteüen  erwachsen,  dieselbe  An- 
erkennung, wie  sonstige  im  Auslande  erworbene  Privatrechte  geniefsen 
sollten;  dafs  deshalb,  so  lange  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Rechts- 
kraft ausländischer  Urteile  nicht  durch  ein  G^etz  speciell  auf  die  Fälle 
der  G^enseitigkeit  beschränkt  sei,  die  Thatsache,  dafs  in  einem  fremden 
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Staate,  wie  in  Frankreich,  amerikanische  Urteile  keine  AneriKennon^ 
finden,  nicht  gentige,  nm  den  amerikaniechen  Richter  sar  Ao^elloDg 
eines  Retorsionsprincipe  zu  veranlasaen. 

Welchen  fiinflafs  indes  diese  Sanktionierang  des  Oegenseitigkeits- 
princips  dnrch  das  Bandesgericht  auf  die  Rechtsprechung  der  Gerichte 
der  einxelnen  amerikanischen  Bundesstaaten,  welch  letztere  bislang  aaf 
die  G^enseitigkeit  nicht  abgehoben  haben,  ftlr  die  Folge  haben  wird, 
erübrigt  fttr  die  Zwecke  dieses  Auftatses,  da  derselbe  nur  ttberzengen 
sollte,  dafs  die  Rechtswirkang  ausländischer  Urteile  in  den  Vereinigte 
Staaten  im  Grunde  die  gleiche,  wie  in  Deutschland  ist  (Schnitzler» 
Wegweiser  ttber  den  Rechtsverkehr  zwischen  Deutschland  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  1900  S.  42  ff.;  s.  unten  S.  167). 

3.  Von  dem  beweglichen  Nachlasse  eines  in  Wien 
wohnhaft  gewesenen  Ausländers  ist  —  falls  ein  aus- 
ländisches Gericht  deuNaohlafs  abhandelt  —  keinBei- 
trag  zum  Wiener  k*  k.  Krankenanstaltenfonds  zu  be- 
messen. 

In  der  Verlassenschaftsabhandlungssache  nach  dem  am  2.  Januar 
1898  in  Wien  III.  verstorbenen,  in  Wien  wohnhaft,  gewesenen 
ungarischen  Staatsbürger  L.  Baron  B.  wurde  vom  k.  k.  Bezirksgerichte 
Landstrafse  der  hierlands  befindlich  gewesene  bewegliche  Nachlafs  im 
Werte  von  ungeiUir  75  000  Gulden  im  Sinne  des  §  139  Abb.  Fat  an 
die  zuständige  ausländische  AbhandlungsbebOrde  ausgeliefert 

Das  k.  k.  Gentndtaxamt  in  Wien  requirierte  hierauf  vom  k*  k. 
Bezirksgerichte  Landstrafse  mit  Note  vom  11.  Juli  1898,  Z.  44758/11, 
unter  Berufung  auf  §  46  des  kaiserlichen  Fatentes  vom  9.  Febroar 
1850,  Nr.  50  R.G.B1.,  und  Ministerialverordnung  vom  28.  März  1852, 
Nr.  84  R.GJ31.,  im  Zusammenhange  mit  §  6  des  Gresetzes  vom  14.  Man 
1895,  Nr.  12  L.G.Bl.  für  Nieder(toterreich ,  die  VorUge  der  Nachlais- 
nachweisung.  In  Stattgebung  dieses  Ersuchens  wurde  vom  genannten 
Bezirksgerichte  mit  Beschlufs  vom  23.  Juli  1898,  G.  z.>-  ^^-^^^  ^  dem 

Erben  die  Vorlage  der  Nachlafsnachweisung  aufgetragen. 

Dem  gegen  diesen  Beschlufs  erhobenen  Rekurse  wurde  vom  k.  k. 
Landesgerichte     in    Wien    mit    Beschlufs    vom    6.    September    1898, 

G.  Z.  ^  ^^^^^^^,   nicht   stattgegeben   und   der  angefochtene  Beacbluf» 

des  Gerichtes  erster  Instanz  bestätigt. 

Über  nunmehr  erfolgte  Vorlage  der  Nachlafsnachweisung  hat  das 
k.  k.  Centraltaxamt  in  Wien  mit  Zahlungsauftrag  vom  11.  Januar  1899, 
B.R.F.  21056/98,  den  Beitrag  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds 
mit  680  Gulden  40  Kreuzer  bemessen. 

Dem  hiergegen  erhobenen  Rekune  wurde  von  der  k.  k.  Finanz- 
landesdiiektion  in  Wien  mit  Erlafs  vom  11.  Dezember  1899,  Z.  55277, 
stattgegeben,  dies  in  der  Erwägung,  dafs  die  Fondsgebührenfreiheit  im 
§  6  des  Gesetzes  vom  14.  März  1895,  Nr.  12  L.G.Bl.  ftlr  Nieder- 
österreich, begründet  ist,    weil  sich  aus  dieser  gesetzlichen  Bestimmung 
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mit  Notwendigkeit  eigiebt,  dafs  in  Fftllen,  in  welchen  keine  öster- 
reichische Behörde  znr  Bemessung  einer  Yermögensttbertragungsgebühr 
beiechtigt  ist  —  wie  aach  im  vorliegenden  Falle  — ,  auch  die  Be- 
messung eines  Beitrages  zum  Wiener  k.  k.  ELxankenanstaltenfonds  za 
entfiftllen  hat  (Zeitschrift  ftlr  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
in  Österreich  1900  S.  208.) 

4«  Sollen  Inlttnder  aasgeliefert  werden?  Indem  über 
diese  Frage  von  Professor  Emü  Züirdker  in  Ztlrich  fttr  den  VI.  inter- 
nationalen Gefilngniskongrers  zu  Brüssel  (1900)  erstatteten  Berichte 
(Schweiz.  Zeitschrift  ftlr  Strafrecht  Bd.  18  Heft  5  u.  6  S.  828  ff.)  weist 
Berichterstatter  nach,  dafs  es  richtig  und  zweckmttfsig  sei,  wenn  die 
Verträge  dem  requirierten  Staate  das  Recht  geben,  die  Auslieferung 
seiner  Angehörigen  zu  verweigern,  wobei  jedoch  vorausgesetzt  wird, 
da(s  der  Heimatsstaat  alsdann  die  Strafverfolgung  betreibe  und  die  Ver- 
urteilung übernehme.     Der   Bericht  schliefst  mit  folgenden  SKtzen: 

1.  Die  Staaten  sollen  auf  das  Recht,  die  Auslieferung  der 
Nationalen  zu  verweigern,  nicht  verzichten. 

2.  Dagegen  sollen  sie  sich  fUr  den  Fall  der  Nichtausliefemng  ver- 
pflichten, die  Strafverfolgung  durch  ihre  Beamten  und  GMehte  zu  ttber- 
nehmen. 

3.  Das  Recht  des  ersuchten  Staates,  die  Strafverfolgung  zu  Uber- 
nehmen,  kann  noch  auf  weitere  Fälle  ausgedehnt  werden. 

4.  Der  Auslieferungsrichter  soll  sich  bei  seiner  Entscheidung,  ob 
auszuliefern  oder  die  Beurteilung  durch  den  eigenen  Staat  zu  ttber- 
nehmen  sei,  vor  allem  durch  das  Interesse  einer  gerechten  und  wirk- 
samen Strafverfolgung  leiten  lassen. 

5.  Die  Staaten  haben  ihre  Gisetzgebung  dahin  einzurichten,  dafs 
sowohl  das  Anwendungsgebiet  des  Stra%esetzbucbes  auf  Verbrechen  der 
Nationalen  im  Auslände  ausgedehnt  als  auch  im  Prozefsgesetz  ein  Ge- 
richtsstand ftlr  solche  Fälle  geschaffen  wird. 

5.  Abhandlungen  über  internationales  Privat-, 
Straf-  und  Prozefs recht  in  anderen  Zeitschriften. 

a)  Scherer  y  Beerbung  von  Ausländem  in  Deutschland  (Zeitschrift  ftlr 
deutsches  bürgerliches  Recht  und  ftanzösisches  Civilrecht  Bd.  XXXI 

8.   557). 

b)  DeliuSj  Zeugniszwang  bei  Vernehmungen  auf  Ersuchen  aufser- 
deutscher  Gerichte  in  Civilsachen  (Zeitschrift  für  deutschen  Givil- 
prozefs  und  das  Verfahren  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  Bd.  28  S.  72  ffl). 

c)  Franckej  Oberlandesgerichtsrat  a.  D.  Hannover,  Verfahren  der 
Rechtshttlfe  ftlr  ausländische  Gerichte  („Das  Recht**  von  Dr.  Soergd 
1901  No.  2  S.  31).  Hier  wird  dargelegt,  dafs  hinsichtlich  der 
Beweisaufnahme  in  bürgerlichen  Rechtsstrdtigkeiten  die 
Voraussetzungen  der  Rechtshttlfe  ftlr  ausländische  Gerichte 
anerkanntermafsen    noch    nicht    durch   Reichsgesetz  geordnet  und 
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daher  zur  Zeit  noch  ans  den  Landesgeaetzen  zu  entnehmen  sei, 
da/B  aber  das  Verfahren  auch  in  dieser  Beziehung  den  Reichs- 
geeetzen  zu  entnehmen  sei,  —  letzteres  im  Gegensatz  zu  der  Ton 
Ddim  in  dem  oben  ad  b  angeftihrten  An&atze  vertretenen  An- 
sicht 

d)  Im  Hofj  Die  Erteilung  des  Schweizerbürgerrechts  an  Ausländer 
nach  dem  Bundesgesetze  vom  8.  Juli  1876  (Zeitschrift  ftlr  Schweizer. 
Recht  42  Bd.,  N.  F.  20.  Bd.  S.  121). 

e)  iToftfi,  F.J  Kollisionen  und  Kompetenzttberschreitungen  der  deut- 
schen Aui^hrungsgesetze  zum  ehäichen  Güterrecht  {Ihering^  Jahr* 
bttcher   Ar  Dogmatik  des  btlrgerlichen  Rechts  Bd.  42  S.  309£fl> 
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1.  lAssBif  Dt,  Franz  vnn  und  Cru9en!9  Dr.  Oearg,  IMe  Stra^esetz- 
geboDff  der  G^egenwart  in  recbtsveigleichender  Danteliung,  herausgegeben 
von  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung.  II.  Band:  Das 
Strafrecht  der  auTsereuropttiBchen  Staaten,  nebst  dnem  Ajohange:  NachtrS^e 
zum  ersten  Band:  Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas  ISdS— 1898.  Berun 
1899,  Otto  Liebmann,  XV  u.  540  S.  26  Mk.,  för  Subskribenten  auf  das 
ganze  Werk  22  Mk. 

Umfrtfste  der  von  uns  in  dieser  Zweitschrift  Bd.  V  S.  829  angezoete 
L  Band  das  Strafr«cht  der  Staaten  Europas,  so  enthält  der  II.  Band  dss 
Strafrecht  der  aufsereurop&ischen  Kultnrstaaten  in  einer  bisher  auch  nicht 
annfihemd  erreichten  Vollständigkeit  der  Darstellung;  aufeerdem  enthält  der 
H.  Band  in  einem  Anhange  einen  Nachtrag,  bearfieitet  von  frtft  allen  lüt- 
arbeitem  des  I.  Band^  über  die  Veränderungen,  welche  die  europäische 
Strafgesetzfi^ebuDg  seit  Abschlufs  des  I.  Bandes  erfahren  hat,  wodurch  der 
I.  Band  am  die  volle  Höhe  der  Gegenwart  gebracht  ist.  Weiteren  Bänden 
ist  die  rechtavergleicheude  Darstellung  selbst  vorbehalten. 

Der  II.  Band  enthält  in  25  Emzädarstellungen  die  Strafgesetzgebungen 
von  Axgentinien,  Chile,  Ecuador,  Venezuela,  Peru,  Uruguajr,  Paraguay,  Co- 
lumbia, Mexiko,  Mittelamerika  (Nicara^a,  Honduras,  Costa  Rica,  Guatemala, 
Salvador),  Bolivia,  Brasilien,  der  Veremi^n  Staaten  von  Amerika,  Britisch- 
Ostindien,  Canada,  Australien  (Neusfidwiues,  Tasmania,  Neuseeland,  Viktoria, 
Queensland),  von  den  kleineren  britischen  Kolonien,  Gtmvemements,  General- 

Souvemements,  Schutzgebieten  und  Schutzstaaten,  von  Japan,  China,  den 
eutschen  Schutzgebieten,  dem  Koneo-Staate,  dem  Sultanat  Marokko,  der 
südafrikanischen  Kepublik  (Transvaal),  dem  Oranje-Freistaat  und  von  Santa 
Dominso  und  Haiti;  femer  in  weiteren  12  Darstellungen  Nachträge  (zum 
I.  Band)  zum  Strafrecht  des  DeutBchen  Reiches,  von  Öäerreich-Ungam,  der 
Niederlande,  der  skandinavischen  Länder  Dänemark,  Norwegen,  Schweden, 
von  Rufsiand  (mssisches  Kaisertum,  Grofsfttrstentum  RufslandX  der  Balkan- 
staaten (Bulgarien,  Griechenland,  Montenegro,  Rumänien,  Serbien),  der  Schweiz 
(deutsche  und  französische  Schweiz,  Kanton  TessinX  von  Frankreich,  Belgien, 
Luxemburg,  Monaco,  der  iberischen  Halbinsel  (Spanien,  Portugal;,  Ituien, 
Grofsbritannien  und  der  Türkei.  Von  den  aufsereuropJüschen  Staaten  fehlen 
nur  Perrien  und  Slam. 

Schon  die  beiden  ernten  Bände  dieses  grofsartig  angelegen  und  hoch- 
bedeutsamen  Werkes  bilden  ein  in  sich  geschlossenes  Ganzes,  das  einen  ehren- 
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ToUen  PlatB  in  der  Geschichte  der  RechtowisseDschaft  sich  emmgeD  hat  und 
behanpten  wird.  Hierfür  bürgt  die  sorgsame  Auswahl  der  Mitarbeiter  aus 
den  Beihen  der  Gelehrten  und  Praktiker  der  einzelnen  Lftnder  und  die  Unter- 
stfitzong,  die  das  Werk  durch  deutsche  und  ausländische  Gesandte  und  Kon- 
solate  gefundai  hat  Mösre  daher  dem  für  Wissenschaft,  Rechtspflege  und 
Gesetxgebunff  gleich  bedentungsToUen  Unternehmen  auch  fernerhin  that- 
krilftige  FÖraerung  durch  Anschafiung  bei  den  Behörden,  Bibliotheken,  Aka- 
demien und  Vereinen  am  teil  werden.  B. 

2.  SehnUxier.Dr.  jfr,  JEViul  C»  Attomey  and  Counsellor  at  Law  in 
New  York.  Wegweiser  fiir  den  Rechtsyerkenr  zwischen  Deutschlaud  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  New  York,  International  News 
Company  1^,  48  S. 

Ein  für  die  Praxis  sehr  nützliches  Schriftchen.  Der  Verfasser,  Adyokat 
in  New  York,  der  nicht  nur  das  nordamerikanische,  sondern  auch  das  deutsche 
Gerichtsyerfahren  kennt,  giebt  Aufschlufs  über  die  im  internationalen  Kechts- 
yerkehr  wichtigsten  amenkanischen  Rechtssätze,  wodurch  zwar  nicht  die 
Hülfe  eines  amerikanischen  Rechtsanwalts  in  wichtigen  Rechtsfragen  ent- 
behrlich gemacht  werden  soll,  aber  der  in  deutsch -amerikanischen  Rechts- 
sachen einzuschlagende  Weg  gezeigt  wird,  um  zu  einer  richtigen  Anffassuns 
der  amerikanischen  Rechtsyerhältnisse  zu  gelangen  und  über  weitläufige  und 
nutzlose  Korrespondenzen  hinwegzuhelfen,  die  im  deutsch -amerikanischen 
Rechtsyerkehr  an  der  Tagesordnung  sind.  In  dieser  Beziehung  giebt  das 
Büchlein  sachdiensame  Mitteilungen  über  die  amerikanischen  Rechtsyerhält- 
nisse,  so  über  das  Institut  der  Hechtsanwal tschaft,  des  Notariats,  das  ameri- 
kanische Ciyilrecht,  internationales  Priyatrecht,  über  die  Ausstellung  yon 
Zeugnissen  bezw.  Abgabe  yon  Gutachten  über  das  in  den  Vereinigten  Staaten 
geltende  Recht,  über  Gerichtskosten,  über  Vertretung  in  deutsch-amerikanischen 
Kechtssachen,  Berichtigung  des  Vollmachtspunktes,  insbesondere  in  Erbschafts- 
sachen unter  Beifügung  eines  desfalbigen  Formulars  in  englischer  und  deut- 
scher Sprache,  femer  Über  Beglaubigung  und  Beweiskraft  ausländischer  Ur- 
kunden, über  die  Eigentümlichkeiten  des  amerikanischen  Beweisrechts, 
namentlich  hinsichtlich  des  Beweisyerfahrens,  des  Beweiainhalts  und  der 
Beweismittel,  über  Veräulserung  von  Grundeigentum  mit  Voilmachtsformularen 
zur  Verfügung  über  Grundeigentum,  über  das  amerikanische  Eherecht,  Vor- 
mundschaft, Nachlafsyerwaltung,  Testamente  und  schliefslich  Über  die  recht- 
liche Anerkennung  ausländischer  Urteile  in  den  Vereinigten  Staaten.    B. 

3.  MmkleTf  Dr.  Bernhard  f  ordentlicher  Professor  der  Rechte  an  der 
Universität  Berlin,  Geheimer  Oberregierungsrat.  Die  Magistraturen  des 
yölkerrechtlichen  Verkehrs  (Gesandtschafts-  und  Konsularrecht)  und  die 
Ebcterritorialität.  Zum  Gebrauch  für  Vorlesungen  über  Völkerrecht  und 
Politik.    Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht  im,  108  S.    2  Mk. 

Obige  Schrift,  zunächst  zum  Gebrauche  für  Vorlesungen  über  Völker- 
recht und  Politik  bestimmt,  yerdient  auch  über  den  Kreis  der  Destinatare 
hinaus  besondere  Beachtung  und  ist  geeignet,  auch  für  die  Praxis  zur 
raschen  Orientierung  über  die  bezeichneten  Materien  zu  dienen,  die  im 
eminenten  Sinne  nUnter  dem  Zeichen  des  Verkehrs"  stehen.  In  gedrängter, 
aber  gründlicher  und  erschöpfender  Darstellung  behandelt  solche  im  I.  Teile 
die  ftugistraturen  des  yölkerrechtlichen  Verkenrs,  im  ersten  Abschnitt  die 
Greeandten,  Kap.  I  die  Diplomaten  (Geschichtliches,  die  Klassen  der  Gewandten, 
das  aktiye  una  passiye  Gesandtschaftsrecht,  rechtliche  Stellung,  Beglaubigung 
und  Antritt  der  Gresandten,  Wirkungskreis  der  Gesandten,  die  Pr&rogation 
der  Gesandten,  Beendigung  der  Gesandtschaft),  Kap.  II  die  Halbdiplomaten 
(Agenten  und  Kommissanen),  im  zweiten  Abschnitt  die  Konsuln,  Kap.  I  die 
Konsuln  im  allgemeinen  (Geschichtliches,  die  Arten  der  Konsuln,  das  aktiye 
und  passiye  Konsularrecht,  Anstellung  und  Annahme  der  Konsuln,  Wirkungs- 
krds  der  Konsuln,  Vorrechte  der  Konsuln,  Beendigung  der  konsularischen 
Funktion),   Kap.   II   die  Konsuln  im  Orient  (Rechtsstellung,   Jurisdiktions- 
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yerhältiiiMe,  die  KonralargerichtBbftikeit  in  der  Türkei,  insbeeondere  m 
Egypten,  Anhang:  SamoaX  Der  II.  Teil  befafat  sich  mit  der  £xtenitorialit&t 
und  Dehandelt  nach  einer  Einleitung  (Anagangspunkt,  juristische  Konstruktion, 
die  exterritorialen  Personen  und  Sachen)  den  Inhalt  der  Exterritoriabtit 
(Grundprincip,  die  Real-Exterritorialität,  die  Personal-Exterritorialität  a)  Exem- 
tionen im  Gebiete  der  inneren  Verwaltung,  b)  Exemtionen  im  Gebiete  der 
Finanzverwaltnng,  c)  Exemtionen  im  Gebiete  der  Jnatia)  und  die  Endschaft 
der  Exterritorialität  (Real-  und  Personal^Exterritorialität).  B. 


4.  Becher^  Dr,  H.^  Landgerichtsrat  in  Mflnchen,  Die  AusffihruDgsgeaetze 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche.  Sammlung  der  von  den  Bundesstaaten  zar 
Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  seiner  Nebengesetze  er- 
lassenen Gesetze  und  mit  Gesetzeskraft  versehenen  Verordnungen.  München 
1899—1900,  J.  Schweitzers  Veriag. 

Vorgenanntes  Werk,  über  das  wir  bereits  in  der  Zeitschrift  Bd.  9  S.  428 
und  Bd.  10  b.  251  berichtet  haben,  ist  nunmehr  mit  der  10.  Lieferang  zum 
Schlüsse  gediehen.  Die  Sammlung  umfafst  die  sämtlichen  Gesetze  und  mit 
Gesetzeskraft  ausgestatteten  Verordnungen,  welche  die  einzelnen  Bundes- 
staaten zur  Ausfuhrung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  seiner  Neben- 
gesetze bis  jetzt  erlassen  haben.  Die  vorliegenden  10  Lieferangen  sind  in 
zwei  Bände  verteilt,  und  zwar  so,  dafs  nach  alphabetischer  Reihenfolge  der 
erste  Band  die  Staaten  Anhalt  bis  Oldenbui^,  der  zweite  Band  Preufsen  bis 
Württemberg  umfafst.  Jeder  Band  hat  seinen  eigenen  Titelbogen,  der 
zweite  6ai;a  aufserdem  am  Schlüsse  ein  alphabetisches  Gesamtregister.  Jeder 
Staat  hat  eigene  Paginierung.  Der  Schlufslieferung  sind  26  mit  einem  Falz 
versehene  Kartonblätter  beigegeben,  welche  den  einzelnen  Staaten  als  Titel 
dienen. 

Der  bereits  früher  hervorgehobene  praktische  Wert  dieser  verdienst- 
vollen Sammlung  ist  allseitig  anerkannt  worden  und  darf  dieselbe  zur  An- 
schafiung  namentlich  in  den  Bibliotheken  der  Gerichte,  Notare  und  Rechts- 
anwälte bestens  empfohlen  werden.  Die  Ausstattung  ist  nach  Papier  und 
Drack  gleich  vorzüglich.  B, 

5.  MeiheU  G^kgl.  Amtsrichter  in  Nürnberg,  Die  Bayerischen  AusfUhrungs- 

fesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  mit  Wiedergabe   der  verwiesenen 
Paragraphen,  kurzen  Anmerkungen  und  einem  Gesamtregister.    München 
1900,  J.  Schweitzers  Verlag. 

Diese  in  Lieferungen  erscneinende  Ausgabe  der  Bayerischen  AusfÜbrungs- 

§esetze  enthält  unter  dem  Gesetzestexte  der  einzelnen  Artikel  zunächst  die 
ingabe  der  Gesetzesmaterialien,  sodann  den  Abdruck  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ,  auf  welche  verwiesen  wird ,  feiner  die  zu  den  einzelnen  Ans- 
führungsgesetzen  ergangenen  Allerhöchsten  Verordnungen  und  Ministerial- 
Bekanntmachungen ,  welche ,  soweit  deren  Kenntnis  für  weitere  Kreise  er- 
forderlich ist,  wörtüch  wiedergegeben,  aufserdem  nach  Betreff  Datum  und 
Fundort  angegeben  sind.  Ferner  sind  den  einzelnen  Bestimmungen  noch 
kurze  Erlänterangeu  beigefügt.  Hieraus  macht  sidi  die  vorzttgiicbe  Brauch- 
barkeit der  Ausgabe  zum  Handgebrauch  ersichtlich.  Ein  auarafarliches  Ge- 
samtregister  soll  am  Schlüsse  folgen. 

Bis  jetzt  sind  fünf  Lieferangen  erschienen,  enthaltend  1.  das  Gesetz, 
Übergangsbestimmungen  zum  Bürgerlichen  Gresetzbnche  betretend,  2.  das 
Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche,  3.  das  Ausföhrungsgesetz 
zur  Grundbuchordnung  und  zum  Gesetz  Über  die  Zwangsversteigerung  und 
die  Zwangsverwaltung.  Das  Ausführungsgesetz  zur  Civilprozefsoranung  und 
Konkursordnung,  dann  das  Ansfuhrnngsgesetz  zum  GerichtayerfiissQngagesetse 
sollen  nachfolgen,  ferner  in  einem  Anbange  die  wichtigsten  zur  AiufÜhrung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ergangenen  Allerhöchsten  Verordnungen  and 
Ministenalbekanntmachungen ,  die,  wie  z.  B.  die  Zuständi^keitsverordnung 
vom  24.  Dezember  1899,  von  allgemeiner  Bedeutung  sind.   Die  Ausgabe  wird 
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eineii  UinfaDg  von  etwa  40  Druckbogen  bei  einem  Geeamtpreiae  von  eirek 
6  Mk.  erreichen.  /?. 

6.  BecheTf  Dr.  JETy  Laudgerichtsrat  in  Manchen,  Die  gesamten  Materialien 
zu  den  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  nnd  seine  Nebengesetze  betreffenden 
bajerischen  Gesetzen  nnd  Verordnungen  und  Ministerialerlaseen.  München^ 
J.  Schweitsers  Verlag. 

Die  Yörbezeichnete  Sammlung  der  Materialien  zu  den  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  und  seine  Nebengesetze  betreftenden  bayerischen  Gesetzen  ist  mit 
der  nunmehr  vorliegenden  18.  Lieferung  nahezu  zum  Abschlüsse  gediehen. 
Solche  besteht  nun  aus  acht  Abteilungen,  je  mit  Titel,  InhaltsYerzeicbnis  und 
Sachregister.  Einzelne  noch  ausstehende  Ministerialverordnaugen  sollen  noch 
nachfo%en.  Die  Verlagshandlung  hat  auch  Einbanddecken  zu  den  einzelnen 
Abteilungen  zu  dem  Preise  von  50  Pfg.  herstellen  lassen.  li. 

7.  EkUseheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  in  Civil-  und  Justiz- 
yerwaltunessachen,  yeröffentlicht  von  diesem  Gerichtshofe.  Fortsetzung 
der  von  Dr.  Rudolf  Nowak  begründeten  Sammlune  der  Entscheiduuffen 
des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes.  Neue  Folse,  T.  Band.  Wien  1%1, 
Manz.    S.  521  8^    Preis  brosch.  4  Kronen,  geb.  5  Kronen. 

Die  Redaktion  dieser  neuen  offiziellen  Sammlung  hat  mit  dem  vor- 
bezöchneten  Buche  einem  B^ürfhisse  des  Praktiker  abgeholfen,  weil  die 
P/a//'8ehe^*Krupsky9che  Sammlung  sich  den  wecäelrechtlichen  Ent- 
sefaeiduneen  yerschloesen  hat,  während  die  von  Adler^Clemenn  sich  auf 
strikte  Handelssachen  beschränkt.  —  Diese  Sammlung  stellt  sich  gldchzeitig 
als  Fortsetzung  der  bisher  in  der  Beilage  des  J.M.V.B1.  vom  Obersten  Gerichts- 
und  Kassationshofe  veröffentlichten  und  der  von  der  Redaktion  der  Ailg. 
österr.  Gerichtszdtung  im  Manzschen  Verlage  herausgegebenen  (nach  dem 
B^runder  sogenannten  NotoakBchen)  Sammlung  dar. 

Die  einzelnen  Fftlle  sind  in  klarer,  bündiger  Weise  behandelt,  ebenso 
enthalten  die  citierten  EntscheidungsgrQnde  jene  bellen,  die  für  den  jeweiligen 
Rechtspunkt  von  Wichtigkeit  sind,  auch  wird  die  bisher  in  der 
Nowakschen  Sammlung  bei  der  letzteren  Gruppe  beobachtete  Scheidung 
nach  vier  Abteilungen  fallen  gelassen,  um  dacfurch  die  möglichst  rase  he 
Publikation  nicht  nur  der  Entscheidungen  des  Kassationshofes,  sondern  auch 
jener  des  Obersten  Gerichtshofes  bewerkstelligen  za  können. 

Das  übersichtlich  gehal tene ,  genaue ' und  vollständige  chronologische 
Verzeichnis,  wie  auch  das  alphabetische  Sachregister  samt  Vei^ 
zeichnis  der  Gesetzesstellen  beweisen,  dafs  sie  ihr  Entstehen  einer  sach- 
kundigen Feder  verdanken.  —  Die  fortlaufenden  Nummern  beginnen  in 
diesem  ersten  Bande  mit  1.  Zur  Unterscheidung  von  den  beiden  früheren,  mit 
dem  Jahre  1898  zum  Abschlüsse  gebrachten  Sammlungen  wird  die  neu  be- 
ginnende als  Neue  Folge  bezeichnet. 

Es  wäre  undaDkbar,  nicht  aach  des  rührigen  Verlegers  zu  gedenken, 
der  da«  Werk  in  jeder  Weise  vortrefflich  ausgestattet  hat. 

Vukovar  a.  Donau.  '  Milan  Paul  Jovanovi6, 

8.  Bintscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichts  als  Kassationshofes,  ver- 
öffentlicht von  der  k.  k.  Generalprokuratur.  Fortsetzung  der  von 
Dr.  JH.  Nowak  begründeten  Sammlung  der  Plenarbeschlüsse  und  Ent- 
scheidungen des  k.  K.  Obersten  Gerichts-  als  Kassationshofes.  Neue 
Folge,  IL  Band  (Entschddungen  No.  2394—2518).  Wien,  Manz. 
S.  I— XXVIII  u.  416.    S^.    Preis  brosch.  3  Kronen,  geb.  4  Kronen. 

Von  dieser  bekannten  trefflichen  Sammlung  der  strafrechtlichen 
oberstrichterlichen  Entscheidungen,  die  Dr.  E,  Nowak  im  Verlage  der 
Manzschen  Buchhandlung  begründet  hat,  ist  soeben  der  IL  Band,  Neue 
Folge,  erschienen.  Er  entluUt  die  Entscheidmigen  von  No.  2394  bis 
2518,  das  ist  vom  3.  Oktober  1899  bis  21.  September  1900,  also  die 
neuesten  Entscheidungen  und  ein  gediegenes  Sachregister.    Die  besondere 
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Wohlfeilheit  dieBer  äammlnng  ist,  abgesehen  von  ihrer  bekannten  Oediegen- 
heit,  insbesondere  hervorzuheben. 

VnkoYar  a.  Donau,  Mitte  Februar  1901. 

Milan  Paul  Jovanovi6, 

9.    Banmii  Dr»  C«9   k.  u.  k.  Vicekonsnl.    Das  Verfahren  vor  den  Ciiil- 
gerichten  des   Türkischen   Reiches.     Wien    1900,   Hans.     S..  I— lY  und 

m.   8«. 

Das  vorliegende  Werk  ist  in  ganz  besonderer  Weise  geeignet,  die 
Kenntnis  des  türkischen  Civilproaeesses  zu  yermitteln.  Der  Ver&sBer 
erörtert  den  tarkisehen  Prozefs  in  vier  Hauptstlicken.  Das  1.  Hauptstück 
handelt  von  der  Gerichtsorganisation ,  den  Parteien  und  Vertretern,  vom 
Kompromifs  (tahim)  und  Vergleich;  das  2.  Hauptstück  vom  Verfahren  und 
Beweise;  das  3.  Hauptstück  vom  Erkenntnis-  und  Rechtsmittel  verfahren, 
Syndikatsprozefs;  das  4  Hauptstück  vom  Ezekutionsverfahren  und  Gericbti> 
kosten. 

Bemerkenswert  ist,  dafs  in  der  Türkei  alle  Gerichte  im  alleemeineu 
unabhängig  und  als  KoUe^ialgerichte  konstituiert  sind.  In  jedem 
Bezirke  (KoMa)  besteht  ein  Gerichtshof  I.  Instanz  (be.tlajet  mehkjemesij^  der 
in  den  Bezirken,  die  zugleich  Sitz  der  Provinzialregierung  sind,  vüajet  bedojet 
mehkj'emesi  ^^^  hauptstiätisches  Bezirksgericht,  in  denen,  die  zugleich  Sitz 
der  Kreisbehörden  sind,  Kreisbezirks^richt  (Uwa  bedojet  mehkjemesi)  und 
in  allen  übrigen  Bezirken  Bezirksgericht  Ckaza  bedahjemettij  heifat  und  so- 
wohl in  Civil-  als  in  Stra£Bachen  Recht  spricht.  —  Handelsgerichte  I.  Instanz 
bestehen  in  den  meisten  Wilaj et- Hauptstädten  und  in  manchen  Liwa- 
Hauptorten.  Am  Hauptorte  jedes  Wilajets  ist  ein  Oberlandesgericht  (Istmaf 
Mehkjemesi), 

Im  türkischen  Civilprozesae  eilt  das  Princip  der  freien  Beweis- 
theorie;  die  Gerichte  entscheiden  nach  freier  Beweiswürdigung  in  Rücksicht 
auf  einzelne  prozefaleitende  Verfugungen,  im  übrigen  gilt  aber  die  legale 
Beweistheorie. 

Der  Beweis  über  Zahlung  einer  verbrieften  Forderung  kann  nur 
durch  eine  Quittung,  der  Beweis  einer  Forderung  über  5000  r.  nur  durch 
eine  schriftliche  Urkunde  (»ened)  hergestellt  werden. 

Das  Verfahren  vor  dem  Erkenntmsgerichte  ist  öffentlich,  mündlich  und 
unmittelbar.  Ausgeschlossen  ist  die  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  im 
Rechtsmittelverfahren;  die  oberen  Instanzen  entscheiden  lediglich  auf  Grand 
des  vorgelegten  Aktenmaterials. 

Rechtsmittel  sind:  die  Opposition  {üirau  diel  hükem)-,  die  Dritt- 
opposition {Itirazel  gafr)\  die  Appellation  (isiina/):  die  Restitution  (iadei 
muhakjeme)]  die  Revision  {temji^  und  die  Syndikalsklage  {isiikja  anel 
hükkjam),  Ihren  Voraussetzungen  nach  unterscheidet  mau  ordentliche 
und  aufserordentliche  Rechtsmittel.  Erstere  sind:  Die  Opposition  und 
die  Appellation;  letztere:  die  Drittopposition,  Restitution  und  Nullitäts- 
beschwerde;  hiervon  werden  die  Opposition,  Restitution  und  Drittopposition 
vor  demselben  Gerichte  erhoben,  welches  auch  das  angefochtene  Urteil  ge- 
fällt hat;  die  Appelation  vor  einem  höheren  Gerichte;  die  Nichtigkeits- 
beschwerde ausscnliefslich  vor  dem  Obersten  Gerichtshof.  ^  Die 
Syndikatsklage  hat  nur  den  Schadensersatzanspruch  gegen  den  Gerichts- 
beamten  zum  Gegenstande. 

Die  zweite  besondere  Verfahrensart,  die  die  Gerichtsordnung  kennt, 
ist  das  Exekutiv  verfahren  (hatiz),  das  sich  dadurch  charakterisiert,  dafs 
der  Verhandlung  über  den  Bestand,  oder  Nichtbestand  des  klägerischen 
Rechtes  ein  Vorverfahren  vorangeht,  das  die  Sequestration  des  Ver- 
mögens des  Geklagten  zum  Ge^ensSinde  hat. 

Die  Exekution  (idjecd)  ist  eine  dreifache:  die  Exekution  zur  Sicher- 
Stellung  {idjecd  ihtiatt)  die  Exekution  zur  Befriedigung  {^djraH  kati)  und  die 
in  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden  stehende  provisorische  Exekution  (tf(;'raf 
mufukkat). 
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AJs  £zekationBtitel  gelten  die  rechtskräftigen  Urteile  und  Vergleiche 
mtd  der  vom  Gerichte  genehmigte  Schiedsspruch. 

Eximiert  von  der  Exekution  sind:  Ein  vom  Gerichte  zu  be- 
stimmender Tdl  des  Einkommens  zum  Lebensunterhalt  und  Haushalt  des 
Sehnldners  (medßmun  taq/us  und  idaresi  iVfun);  die  zum  Lebensunterhalt 
(taajuS),  zur  Kiddung  (telebbm),  zum  Haushalt  (bej'tut)  des  Schuldners  und 
Beiner  Familie  nötigen  Sachen;  die  zum  Betriebe  des  Gewerbes  (banaat) 
nötigen  Werkzeuge,  Maschinen  und  dergl.,  der  Pflug  und  die  Ackergerät- 
Bchuten  (paraat  edecvati)  des  Landmannes,  die  noch  nicht  eingeheimste 
Ernte  {habildt)y  die  noch  nicht  gepfifickten  Baumfrtichte,  im  Gegensatze  zu 
habüdi  (Feldfrüchte),  die  Bezüge  der  definitiv  angestellten  Beamten  {alel 
ufKum  muwazzafin)  mit  Ausnahme  eines  Viertels,  die  Uniform  der  Civil- 
beamten  und  der  Militärs,  Ärarisches  Gut,  die  ESnkünfte  des  Ärars,  die 
Valuta  der  unter  Kaufleuten  üblichen  Wechsel  {polica\  sowie  der  auf  Ordre 
des  Schuldners  lautenden  Anweisungen  (medjunun  emrini  jazildn  tdhtoildt) 
und  der  Inhaberpapiere  {a6yk  bonolar). 

Die  Exekution  erfolgt  durch  pfandweise  Beschreibung  der  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  durch  welche  der  Exequent  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  erwirbt;  sie  ist  in  der  Regel  mit  der  Schätzung  zu  ver- 
imfipfen,  sodann  erfolgt  der  Verkauf  der  gepfändeten  Objekte.  Die  Feil- 
bietung ist  Öffentlich;  ein  Angeld  braucht  von  den  Bietern  nicht  erlegt 
am  werden,  da  die  Kauflust  sich  hierdurch  vermindern  könnte. 

Es  gebricht  uns  leider  an  Raum,  eine  weitere  Analyse  des  sehr  be- 
Achtenswerten  Werkes  zu  geben.  Wir  können  nur  bemerken,  dafs  das  Buch 
in  jeder  Hinsicht  gediegen  und  empfehlenswert  ist. 

Vukovar  a.  Donau,  Ende  Februar  1901. 

Milan  Paul  Jovanov%6. 

Ib.    Zeltselirirteii. 

ArcMv  für  hürgerliches  Recht,  Bd.  18,  Heft  2  (Schlufs):  Graven- 
hörst,  Enthalten  die  Bestimmungen  des  §  1574  Abs.  3  B.G.B.  eine  vom 
Gesetzgeber  nicht  gewollte  Lücke?  Eger,  Der  Phonograph  und  das 
Urheberrecht.  Schanze,  Gebrauchsmuster  und  Erfindung.  Köhler, 
Einige  Bemerkungen  zu  dem  Aufsatze  von  Schanze  über  Gebrauchsmuster 
und  JErfindung.     Oertmann,  Civilistische  Rundschau. 

Zeitschrift  für  deutschen  CivÜprazef»  und  das  Verfahren  in 
Anpelegenheiten  der  freiwilligen  Oerichtsbarkeit,  Bd.  XXVIII, 
Heft  1:  Schröder,  Der  FSnünfs  dies  Todes  des  Gemeinschuldners  auf  ein 
anhängiges  Konkursverfahren.  Freymuth,  Zurücknahme  eines  Rechts- 
mittels seitens  des  einen  von  mehreren  notwendigen  Strd^enossen.  Katz, 
Zur  Lehre  von  der  Prozelsverbindung  nach  §  147  C.Pr.0.  Delius, 
Zeugniszwang  bei  Vernehmungen  auf  Ersuchen  aufserdeutscher  Gerichte  in 
CivOisachen.  Rönnberg,  ßdesabnahme,  Eidesnorm  und  Eidesbeweis. 
Korächel,  Die  Eidesversäumnis  nach  S  465  der  C.Pr.O.  Francke, 
Pfändung  ungetrennter  Früchte.  Hilse,  rrozefsrechtliche  Grundsätze  der 
Unfiallversicherungsgesetze  vom  80.  Juni  1900. 

Dne  MeclUf  Rundschau  für  den  deutschen  Juristenstand,  1901:  Francke, 
Verfahren  der  Rechtshülfe  für  ausländische  Gerichte  (2).  Neukamp , 
Paiteieid  der  eidlichen  Partdenvemehmung  (2  f.). 

BUffter  für  Mechtsanwendunff ^  65.  Jahrgang  (1900):  v,  Colomb, 
Ober  das  Rechtsverhältnis  der  Miterben  bei  noch  ungeteilter  Gemeinschaft 
Bonschab,  Znr  Frage  der  Eintra^ungsfähigkeit  von  Pertinenzen  im 
Hvpothekenbuche  nach  dem  zur  Zeit  in  Bayern  geltenden  Rechte  (26). 
Francke,  Der  Festsetzungsbeschlufs  bei  qnoten weiser  Vertdiung  der 
Prozefskoeten.    Dennler,   Zum   §  866   Abs.  3  C.Pr.O.  (27>    Schmilt, 
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Siegel  und  Stempel ,  Über  die  Farm  der  Vollatreckmun* 

klaoeel  notarieller  ScholdbekenntnisBe  mit  Hy^thekbeflteüang.  W^  Die 
heatiffe  Geltung  dee  §  18  Abs.  4  der  Instruktion  snm  Hypotbekengesets 
im  Verhältnisse  zu  den  Bestimmungen  über  das  AnlegungsTerfahren  (28). 

SächsOtcJies  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  Ftaufs,  10.  Bd., 
11.  u.  12.  Heft:  Arofif  Die  gesetzliche  Vertretung  einer  nicht  entmündigten 

feisteskranken  Person  im  Enescheidungsverfahren.  Du  Chetne^  Eimkfs 
es  neuen  Rechts  auf  in  der  Entstehung  begriffene  Vertrfige.  Staffel^ 
Über  die  Wirkungen  der  peremtorischen  Einreden  nach  dem  Bürgerfichen 
Gresetzbuche  und  einige  damit  zusammenhftngende  praktische  Fra^. 
Rosenmüllerj  Zur  Auslegung  der  §§  866,  867.  Du  Öhesne,  Der  dmg- 
liehe  Anspruch  in  seinem  Wesen  und  in  seiner  Gestaltung  nach  deutschem 
bürgerlichem  Rechte.  Kloft,  Zwei  Zwdfel  über  die  Herstellung  von 
Teilhjpothekenbriefen.  N agier ^  Die  gesamte  Hand  im  Gresdlscbaftsrechte. 

Zeitschrift  für  die  frHwUUae  Gerichtsbarkeit  ete.  (Württemberg). 
42.  Jahrgang:  Zimtnerle,  Todeserklärung  in  Württemberg  während  der 
Übergangszeit  (Schlufs)  (11).  He/s^  Erörterungen  zu  der  Frage,  ob  die 
Vertretungsbefugnis  eines  Yor  dem  1.  Januar  1900  hinsichtlich  des  Vater- 
oder Muttergutes  eines  minderjährigen  Kindes  bestellten  Pflegers  mit  dem 
Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  als  erloschen  zu  betrachten  sei 
V.  Wider,  kuB  der  Grün dbuchpraxis  (12).  Ha idlen.  Zur  Gerichtskosten- 
ordnung  (Fortsetzung)  (12). 

B€»dische  MectUsnraxis  (Annalen  der  Grofsherzoffl*  Badischen  Gerichte) 
Kiefer,  Siegel  ooer  Stempel ?  Strübe^  Über  die  finge  des  Fortbestehens 
des  Gleichbestellungs^ldyorzugsrechtes  (25).  St r übe.  Sind  Eintragungen 
in  das  Güterrechtsregister  vor  geschlossener  Ehe  zulftssu;?  Rothy  Lohn- 
zahlungsbücher für  mindeijtthrige  Arbeiter  in  Fabriken.   Strafyorschrift  (26). 

Zeitschrift  für  Rechtspflege  im  Herzogtum  Braunsohweig,  47.  Jahr- 
gang, Nr.  11:   üde.  Der  Gemeinde waisenrat 

Allgemeine  bsterreichische  Oeriehisxeitunif ,  51.  Jahrgang  (1900): 
(rrabscheid,  Unerlaubte  Rechtsgeschäfte  nach  Österreichischem  Rechte 
mit  Bezugnahme  auf  das  deutsche  Bürgerhche  Gesetzbuch  (46  f).  Rosen- 
hlait.  Ein  Wort  zur  Frage  der  Sicherung  des  Erfolges  einer  auffler- 
ordentlichen  Revision  (46).  Schauer,  Noch  ein  Wort  über  Mafsnahmen 
zur  Sicherung  des  Erfolges  einer  aufserordentlichen  Revision  (47).  Mayer ^ 
Zum  §  88  AI.  2  J.N.  (47).  Sperl,  Einzekies  aus  dem  Gebiete  des  öftei^ 
reichischen  Prozefs-  und  Privatrechtes  (48).  Afay er.  Über  den  Minoritäten- 
schutz bei  Aktiengesellschaften  (48  ff.).  Ott,  Das  Teilurteil  nach  §  391 III 
C.Pr.O.  (49).  V,  Wernerthy  Über  die  Berichtigung  der  Ansprüche  des 
Zwangsverwalters  dner  Liegenschaft  (49).  o.  Ohmeyer,  Aus  der  Prsris 
des  FjKekutionsgerichtes  Wien  (50).  Schreiber,  Verjährungsfrist  bei  An- 
sprüchen aus  Gesellschaftsverträgen  (51).  Roeenblatt,  Zur  Frage  der 
Wiedererstattung  als  Bedingung  der  Veijährung  des  Verbrechens  (§  229 
lit  b  StG.)  (52).    O/n  er,  Einseitig  unsittliche  Verträge  (52). 

Juristische  Blätter  (Wien),  29.  Jahrgang  (1900):  Sperl,  Schutz  dee 
Revisionswerbers  gegen  die  sofortige  Vollstreckung  des  bestäti^^den  Ur- 
teils zweiter  Instanz  (45k  H,  v.  Af.,  Zwangseniebung,  eine  social-ethische 
Notwendigkeit  (47  f.).  ächimm,  Vorbemerkungen  zu  dem  Entwürfe  eines 
neuen  ungarischen  Bürgerlichen  Geseüsbuches  (&).  Schwalb,  Zur  Jjehre 
der  Parteivemehmung  im  Beruiungsverfahren  (49).  Po II ah,  Das  ungarische 
Gesetz  über  das  Sammeln  von  Bestellungen  (5()  ff.). 

ZeUsehrift  für  Notariat  und  freiwiUige  €^erichtsbarkteU  in 
Osterreich  (1900):    Sternberg,  2ur  Interpretation  des  interkonfessio- 
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n€ileii  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  Nr.  49  R.G.B1.  (45).  Posch,  Ein  Be- 
sebhifB  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes,  betreffend  die  Fondsgebühren- 
beBefieang  bezw.  deren  Grundlagen  (46).  iV.,  £igentonilichkeiten  des 
jüngsten  Hamburgiscben  Notariatsgesetzes  (47).  Sieinhök,  Die  Erbschafts- 
steuer in  Österreich  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Fideikommisse  (47). 
K.,  Zur  Praiis  des  §  1101  a.  b.  G.B.  (48  ff).  Pein  che  k.  Die  Wirkungen 
der  Bevision  g^en  ein  bestätigendes  Berufungsurteil  (50).  CribulTca, 
Heimatsrecht  und  Bürgenecht  (51). 

ZeiUehriit  fOr  ifchweizeriwhes  Recht.  42.  Bd.,  N.  F.  20.  Bd.,  Heft  2 : 
Kleiner^  Die  £ntwickelung  der  Parität  in  der  Schweiz.  Im  Hof^  Die 
Erteilung  des  Schweizerbürgexrechts  au  Ausländer  nach  dem  Bnadesgesetze 
▼om  3.  Juli  1876. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen-Vereitis  und  Monatsblatt 
für  Bemische  Beehtsprechuna,  Bd.  XXXVI,  Heft  10/11 :  Thormann, 
Das  Recht  der  juristischen  Personen  im  Vorentwurf.  Bd.  XXXVH,  Heft  1 : 
Sinckif  Die  Gestaltung  des  Wasserrechts  im  künftigen  schwozerischen 
Rechte. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht^  13.  Jahr^ng,  5.  u.  6.  Heft 
f  Charles  Soldan,  Haft  er,  Ein  RedaktionsTersehen  mi  Genfer  Straf- 
gesetzbuch. Gautier^  La  lutte  conlre  le  crime  dans  le  Projet  de  Code 
p^cU  suisse,  Harbin^  Der  VI.  internationale  Kongrefs  für  Straf-  und 
Gefän^iswesen  in  Brttssel  im  Jahre  1900.  Zürcher,  Sollen  Inländer 
Aoageiiefert  werden?  Bericht  für  den  VI.  internationalen  Gefängniskongrefs 
zn  Brttssel  1900.  Aferz,  Aktenstücke  zur  früheren  Kriminaljustiz  im 
Aargau.  Merz,  Zur  Thätigkeit  der  westfälischen  Gerichte  im  Aargau.  — 
Die  Strafgesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone  1899. 

Mmvue  internationale  du  droit  mariUn^,  16.  Annie,  Nr.  III— IV: 
Sievehing  &  Koch,  Rkglement  general  itur  les  aeeuraneee  maritimes 
de  Hambourg.  —  Bulletin  de  la  jurisprudenee. 

Amnales  de  droit  oonMnerdal  et  industriel  fran^ais^  €tranger  et 
intemationalf  14»  Ännee,  Nr.  5:  Buchhre^  Des  actions  de  priorüe 
dans  les  sociales  commerciales,  Bachmann  (Allemagne),  Chranique, 
de  legislation  et  de  doctrine  en  matihre  de  droit  commercial  et  industriell 
Gruenhut,  La  th^orie  de  la  Weshselordnung  allemande,  Nr.  6: 
Champeommunal,  La  th^orie  de  Vaccessoire  s^applique-t-eUe  ä  la 
laeaUon  d^immeublesf  Franehi  (Italie),  Chronigue  de  doctrine  ei  de 
jurisprudenee  en  matikre  rf«  droit  commercial  et  industriel, 

Archivio  Giuridico  ^.FiUppo  8era/ini*U  Vol.  LXV,  N,  S,  Vol.  VI, 
Fase  3:  Contento,  uopera  statistica  di  Francesco  Ferrara,  Galante, 
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Am  1.  Oktober  begann  ein  neues  Quartal.  Als  Centralorgan  ffir  den  ge- 
samten deutschen  Jnristenstand  beschäftigt  sich  die  „Deutsche  Juristen-Zeitung^  mit 

allen  juristischen  Tagesfragen,  gesetzgeberischen  Vorlagen  und  den  Entscheidungen 
der  höchsten  Gerichtshöfe  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  aus  dem  Gesamtgebieie 
der  Rechtswissenschaft,  des  Verwaltungsrechts  und  der  angrenzenden  Disziplinen. 

Über  die  „Deutsche  Juristen-Zeitung^,  das  verbreitetste  juristische  Organ 
Deutschlands,  das  somit  einen  Überblick  über  die  fortschreitende  Entwickelung  der 
gesamten  Rechtswissenschaft  und  der  Rechtspflege  gewährt,  urteilen  z.  B.  die 
„Litterarischen  Mitteilungen  ffir  Juristen  und  Verwaltungsbeamte": 

„Die  »Deutsche  Jaristen-Zeitung*  hat  einen  bedeutsamen 
Eiufiuss  auf  die  Bewegung  der  wissenschaftlich-juristischen 
Litteratur  auszuüben  gewusst.  Kein  Wunder  allerdings  — 
sind  doch  Namen  ersten  Ranges  bei  derselben  beteiligt. 
Der  Inhalt  lilsst  die  wissenschaftliche  Gründlichkeit  der 
Bearbeitungen,  verbunden  mit  dem  Bestreben,  nicht  blos 
gute  juristische  Erörterungen  zu  bieten,  sondern  auch  in 
steter  Fühlung  mit  den  Forderungen  des  praktischen 
Lebens  zu  bleiben,  mit  den  ethischen  und  sozialen  Mo- 
menten, durch  welclie  die  Kechtshildung  mitbedingt  wird, 
klar  ersehen.  ...  Die  , Deutsche  Juristen-Zeitang*  hat  eine 
Reichhaltigkeit  des  Inhalts,  wie  sie  in  keinem  anderen 
juristischen  Organe  zu  finden  ist." 
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Prospekte  und  Probenummern  gratis. 
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Ferdinand  Böhm 

der  Begründer  und  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  in  den  zehn  Jahren 
ihres  seitherigen  Bestehens,  ist  am  6*  März  1901  am  Gehirnschlag 
▼enchieden. 

Sein  Andenken  kann  wohl  nicht  besser  gefeiert  werden,  als  dorch 
dne  knne  Schilderang  der  reichen  Thätigkeit,  die  der  Verstorbene 
in  seinem  Berufe  und  im  Dienste  der  Rechtswissenschaft  entfaltet  hat 

Zu  Nürnberg  am  21.  November  1833  geboren,  versuchte  er  es 
nach  Absolvierung  des  Gymnasiums  zuerst  mit  dem  Studium  der  pro- 
testantischen Theologie  und  ging  alsbald  zu  dem  der  Medizin  über. 
Allein  beide  Wissenschaften  boten  ihm  keine  innere  Befriedigung.  So 
wandte  er  sich  denn  der  Rechtswissenschaft  zu.  Auf  diesem  Gebiete 
fiuid  seine  ftir  kritisch-dogmatische  Geistesarbeit  vorzügliche  Begabung 
das  geeignete  Feld,  dem  er  fernerhin  ein  rastloses  Streben  und  Schaffen 
widmete. 

Nach  verschiedenen  Dienstesstellungen  an  den  bayerischen  Gerichten 
zu  Erlangen,  Hersbruck,  Schwabach  und  Eichstätt  wurde  er  im  Jahre 
1872  zum  Stadtrichter  zu  München  und  im  Jahre  1879  zum  Land- 
gerichtsrat daselbst,   1886  zum  Oberlandesgerichtsrat  in  Nürnberg  und 

1895  zum  Rat  am  bayerischen  obersten  Landesgericht  zu  München  er- 
nannt 

Seine  niemals   ermüdende  Kiaft  und  seine  glänzenden  Kenntnisse 

ia    den   verschiedensten  Rechtsstoffen,    namentlich    in  dem  des   Civil- 

reehts,  verbunden  mit  reichen  praktischen  Er&hrungen,  die  er  bei  der 

Rechtsprechung  in  der  gewandtesten  Weise  zu  verwerten  verstanden 

hat,  verschafften  ihm  nicht  nur  beim  Riehterstand  und  bei  den  übrigen 

Juristen,   sondern  auch,  soweit  er   dabei  mit  der  Bevölkerung  in  Be- 

Z«itaehrtf(  t  intern.  PriTAi-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  12 
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rührung  gekommen  war,  bei  dieser  wegen  seines  ihr  gegenüber  stets 
bewiesenen  humanen  und  zuvorkommenden  Benehmens  und  w€gen  seiner 
strengen  Gerechtigkeitsliebe  vollste  Achtung  und  Anerkennung,  die 
höheren  Ortes  durch  Verleihung  eines  bayerischen  Ordens  ihre  Würdigung 
gefunden  hat. 

Für  uns  liegt  sein  Hauptverdienst  in  seiner  litterarischen  Wirksam- 
keit, die  er  neben  der  schweren  Aufgabe  des  ihm  zunächst  obli^enden 
Richterberufes,  ungeachtet  mancher  Störungen  seiner  Gesundheit,  in  den 
letzten  Jahren  bis  an  sein  Lebensende  entfaltet  hat.  Die  gründliche 
und  klare  Auslegung  der  Gesetze,  ihre  wissenschaftliche  Erforschoog 
nach  ihrer  Zweckbestimmung  behu&  richtiger  Anwendung  in  der  Recht- 
sprechung bildete  für  den  ihm  eigenen  iScharfsinn  und  den  damit  ver- 
bundenen eisernen  Fleifs  seine  geeignetste  Aufgabe.  Diese  Thätigkeit 
entwickelte  er  als  Mitarbeiter  bedeutender  in-  und  ausländischer  Fach- 
zeitschriften, sowie  als  selbständiger  Fachschriftsteller.  Mit  Recht  wurden 
deshalb  seine  Werke  alsbald  nach  ihrem  Erscheinen  zum  beliebten  und 
unentbehrlichen  juristischen  Werkzeug  in  den  Gerichtssälen  und  Amts- 
stuben. Solches  gilt  ganz  besonders  für  die  Schriften,  die  intemationalee 
Recht  zum  Gegenstand  haben,  dies  Rechtsgebiet,  das  eigentlich  erst 
durch  die  seit  Gründung  des  Deutschen  Reiches  hervorgerufene  rasche 
und  umfassende  Entwickelung  unseres  Rechtsverkehrs  mit  dem  Aasland 
namhafte  Bedeutung  für  die  inländischen  Juristen  erlangt  hat  Seine 
Verdienste  auf  diesem  Gebiete  erwarben  ihm  die  Ehre  der  Ernennung 
zum  ^Ässod^  de  V Institut  de  droit  international^. 

Von  seinen  Einzelwerken  heben  wir  hervor: 

Handbuch  der  internationalen  Nachlafsbehandlung  (1.  Auflage  1881 1 

2.  Auflage  1895), 
Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  (1890), 

Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens  im  Deutschen  Reich  und  gegen- 
über dem  Ausland,  2  Teile  (1886—88,  Ergänzungsband  1890), 

Das  bayerische  Gesetz  vom  23.  Februar  1879  über  die  Ausführung 
der  Reichs-Civilprozefs-  und  Konkursordnung  (1898), 

Das  bayerische  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom 
9«  Juni  1899t  berausgegeben  im  Verein  mit  Reichsgerichtsrat  Mose 
Klein  (1900); 

Im  Jahre  1891  bat  er  diese  Zeitschrift  begründet  und  sich  ihrer 
Herausgabe  (seit  1896  in  Verbindung  mit  Herrn  UniversitätsprofesBor 
Dr.  Th.  Niemeyer  zu  Kiel)  mit  rastlosem  Eifer  gewidmet  Auf  dem  Gebiete 
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des  internationalen  Rechts  war  und  ist  sie  gegenwKrtig  die  erste  und 
einzige  in  Deutschland  bestehende  Zeitschrift.  Bei  ihrem  ersten  Er- 
scheinen wurde  von  gewichtiger  Seite  deren  Existenzberechtigung  mit 
der  Au&tellung  bestritten,  die  desfalbige  französische,  von  Advokat 
Clunel  herausgegebene  Zeitschrift  genüge  durchaus  allen  Ansprüchen 
der  deutschen  Gerichte.  Allein  selbst  abgesehen  davon,  dafs  es  doch 
eine  Ehrensache  ist,  auch  ftlr  unser  Vaterland  ein  gleich  bedeutendes 
Werk  zu  schaffen,  so  hat  die  damals  von  uns  selbst  vertretene  Auf- 
fassung, dafs  in  der  That  ein  BedUrftiis  vorliegt,  in  einer  deutschen 
Zeitschrift  die  internationalen  Rechtsbeziehungen  der  Kulturstaaten  dar- 
zustellen und  zu  pflegen,  recht  behalten,  wie  deren  Oedeihen  zeigt. 

Ihre  lebenskräftige  Weiterfühmng  durch  den  hochverehrlichen 
Herrn  Mitherausgeber  wird  den  besten  Ausdruck  der  Verehrung  und 
Dankbarkeit  gegen  den  Verblichenen  bilden. 

Gedenken  wir  überdies  kurz  noch  der  segensreichen  Thätigkeit, 
die  der  Verlebte  in  seiner  Eigenschaft  als  Vorstand  des  bayerischen 
Juristenvereins  mit  liebevoller,  stets  httlfebereiter  Aufopferung  ftlr  Witwen 
und  Waisen  entwickelt,  wie  sein  Tod  so  manche  Witwe  mit  Söhnen 
in  grofse  Trauer  versetzt  hat,  endlich  mit  welch  unsäglicher  Liebe  er 
bei  seinem  köetlich  unversiegbaren  Humor  sich  selbst  und  die  Seinigen 
bis  zur  letzten  Stunde  über  seine  Krankheit  hinweggetäuscht  hat,  so 
glauben  wir,  die  wir  seit  sechzehn  Jahren  in  litterarischem  Briefwechsel 
mit  dem  Verlebten  gestanden  und  dadurch  einen  tiefen  Einblick  in  des 
verehrten  Gelehrten  Geistes-  imd  Gemütsleben  gewonnen  haben,  von 
ihm  ein  richtiges  Lebensbild  gegeben  zu  haben,  das  uns  berechtigt  und 
verpflichtet,  ihm  ein  treues  Andenken  dauernd  zu  bewahren. 

Metz,  im  Juli  1901. 

E.  Orflnewald, 

Geheimer  Justizrat 
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Wiederverheiratung  einer  in  Deutschland  wegen  Ehe- 
bruchs geschiedenen  Ehefrau  mit  ihrem  Mitschuldigen 

im  Auslande. 

Von  Advokat  and  Professor  J.  BmisiBi  in  Mailand^). 

Das  schon  ans  dem  römischen  Recht  (1.  13  D.  84,  9,  Nov.  134 
cap.  12)  stammende  und  mit  einigen  Modifikationen  von  dem  kanonischen 


1)  Die  nachfolgenden  Bemerkungen  (Ahersetst  von  Herrn  Dr.  BerthoU  in 
Berlin)  sind  einem  (nach  Inkrafttreten  des  deutschen  B.O.B.)  erstatteten  Gutachten, 
ob  und  in  welchem  Lande  eine  Deutsche,  die  am  1.  Februar  1897  im  Gebiete 
des  preufsiscben  Landrechts  wegen  Ehebruches  geschieden  war,  im  Auslande 
mit  mrem  Mitschuldigen  die  Ehe  schliefsen  könne,  entnommen.  —  Für  nicht- 
deutsche Leser  sei  bemerkt:  Das  deutsche  Reichseesetz  vom  6.  Februar  1875 
bestimmte  in  §  33:  „Die  Ehe  ist  verboten :  5)  Zwischen  einem  wegen  EhebmehB 
Geschiedenen  und  seinem  Mitschuldigen  ...  Im  Falle  der  No.  5  ist  r^pen- 
sation  zulässig."  Die  DispensatioDsbeiugnis  war  in  Preufsen  dem  JustisminiBter 
zugewiesen.    Das  B.G.B.  bestimmt  nunmehr:  §  1312   „Eine  Ehe  darf  nicht 
geschlossen  werden  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Ehe^tten 
und  demienigen,  mit  welchem  der  geschiedene  Ehegatte  den  Ehebrud)  be- 
gangen nat,  wenn  dieser  Ehebruch  in  dem  Scheidungsurteil  als  Grund  der 
Scheidung  festffestellt  ist.    Von  dieser  Bestimmung  kann  Befreiung  bewilligt 
werden''.    S  1328  ^Eine  Ehe  ist  nichtig,  wenn  sie  wegen  Ehebruchs  nach 
g  1312  verooten  war.    Wird  nachträglich  Befreiung  von  der  Vorschrift  des 
9  1312  bewilligt,  so  ist  die  Ehe  als  von  Anfang  an  gültig  anzusehen.''    Für 
aie  Befreiung  ist  in  Preufsen  zufolge  Königlicher  Verordnunff  vom  16.  November 
1899  (G.S.  1899  S.  562)  der  JusSzminister  zustftndie.  —  Der  nächstliegende 
We^,  um  im  gegebenen  Fall  die  fragliche  Eheschnefsung  zu  erreichen,  iFt 
somit  das  an  den  preufsiscben  Justizminister  zu  richtende  Gesuch  um  Be- 
freiung.  Hinsichtlich  der  Bewüligung  dieser  Befreiung  müfste  wohl  auch  die  £^ 
wägunff  in  Betracht  kommen,  inwiefern  die  Antragstellerin  unter  Umständen 
im  Auslände  die  Eheschliefsung  erreichen  kann.    Würde  aber  die  Befreiung 
versagt  und  die  Eheschliefsung  im  Auslande  bewirkt,  so  würde  die  Frage 
entstehen,   ob  die  Ehycbliefsnng,   sofern  sie  nach  dem  Ortsrecht  der  Ehe- 
schliefsung  gültig  ist,   auch  in   Deutschland  als  gültig  anzuerkennen  sei. 
Diese  Frage  ist  zu  verneinen  nach  Art.  13  E.G.  z.  B.G.B.  und  nach  dem  in 
Artt  201,  202  a.  a.  O.  als  selbstverständlich  vorausgesetzten  Princip,  dafs  die 
Wirkung  einer  vor  1900  erfolgten  Ehescheidung  sich  nach  der  zur  Zeit  der 
Ehescheidung  geltenden  Ux  fori  des  Ehescheidunesgerichtes  richtet  —  Nach 
letzterem  Pnncip  mufs  auch  der  Gedanke  abgdennt  werden,  dafs  gemäfs 
§  1328  Abs.  2  B.G.B.  eine  nachträgliche  Befreiung  zulässig  sei.  Die  ohne 


Wiederverheiiatiuig  e.  i.  Deutachland  weg.  Ehebruchfl  geech.  Frau  etc.     181 

Recht  (c  6  X  de  eo  qui  duxU  iT,  7)  tlbernommene  fihehindemis  des 
EhebmcheB  ist  Yon  dem  gTSfeten  Teil  der  europäiechen  Geeetzgebungea 
adoptiert  worden.  Wir  finden  ee  —  aufaer  in  Deutschland  —  in: 
RufaUnd  (88UH)d  sakönow  XIj  2  ort.  332),  Österreich  (BOrger- 
lichea  Gesetzbuch  §  67,  119),  Frankreich  und  Belgien  (Code  cwil 
ort.  298),  Holland  (BurgeHijk  Weiboek  ort.  89h  Spanien  (Coel^o 
Cml  ort.  84  no.  7),  Portugal  (Cod.  cwü  ort,  1058  no.  3)*). 

Nicht  so  das  Recht  des  Königreichs  Italien.  Der  italienische 
Codtee  cipüe  entbült  keinerlei  einschlägige  Bestimmung  und  die  Be- 
ratungsprotokoUe  der  Kommission  zur  Ausarbeitung  des  Gesetzbuches 
ergeben  ein  bewufstes  Abweichen  von  den  übrigen  Legislationen.  In 
der  Sitzung  vom  20*  April  1865  beantragte  das  Kommissionsmitglied 
Bonacciy  das  bezügliche  Eheverbot  aufzunehmen;  doch  wurde  der  An* 
tng  abgelehnt  Es  ist  daher  kein  Zweifel,  dafs  flkr  Italiener  der  Ehe- 
bruch niemals  ein  Ehehindemis  bilden  kann.  Und  da  Art.  8  des 
Codice  den  Fremden  in  Italien  ausdrücklich  den  GenuTs  aller  Rechte 
der  italienischen  Unterthanen  gewährleistet,  stände  der  in  Deutschland 
verbotenen  Eheschliefsung  aus  dem  blofsen  Gesichtspunkte  des  nationalen 
Recbtea  in  Italien  kein  Hindernis  entgegen.  Anders  dagegen  li^gt  die 
Frage  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts.  Hier 
statuiert  Art  6  des  italienischen  Gesetzbuches  allgemein,  dafs  die  Status- 
und  Familienrechte  der  Personen  nach  dem  Rechte  des  Staates  zu  be- 
urteilen sind,  dem  sie  angehören;  und  Art  102  im  besonderen:  die 
Fähigkeit  eines  Ausländers  zur  Eheschlieieung  hängt  von  den  Gesetzen 
seines  Landes  ab.  Hat  man  nun  die  das  Ehehindemis  in  Deutschland 
begrtbidenden  Gesetzesbestimmungen  ab  solche  anzusehen,  die  die 
persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliefsung  modifizieren?  Für  die 
Bejahung  dieser  Frage  spricht,  dafs  allerdings  durch  das  Verbot  eine 
partielle  Minderung  der  ohne  die  Thatsache  des  Ehebruchs  un- 
eingeschittnkt  vorhandenen  Fähigkeit  zur  Eheschliefsung  eintritt,  eine 
Rechtsminderung ,  die  den  Personen  anhaftet  und  sie  begleitet,  wohin 
sie  sich  auch  hieben  mögen.  Andererseits  ist  das  Verbot,  schon  in 
Ansehung  des  zulässigen  Dispenses,  weniger  ftlr  die  juristische  Kon- 
sequenz eines  modifizierten  persönlichen  Zustandes  der  Betroffenen  zu 
halten,  die  doch  im  übrigen  frei  sind,  zu  heiraten,  wen  sie  wollen, 
und  rechtmftfsige  Kinder  zu  erzeugen,  als  für  eine  polizeiliche  Be- 
stimmung, durch  die  der  Gesetzgeber  der  alten  Überlieferung  und 
einer  teils  wirklich  bestehenden,  teils  konventenzmäfsigen  moralischen 
Anschauung  Rechnung  trägt  So  aufge&fst  sinkt  die  Verbotsnorm  auf 
das  Niveau  einer  von  Land  zu  Land  verschieden  regulierbaren  Mafs- 
regel  der  inneren  Staatsordnung,  einer  Mafsr^gel,  die  die  Grenzen  des 


Dispensation  mit  dem  Mitschuldigen  geschlossene  Ehe  ist  nach  preufsischem 
Landrecht  nich%  und  kann  durch  nachträgliche  Befreiung  keine  Kraft  er- 
halten (vgl.  Förgter-Eceius  §  209  No.  9).  N. 

2)  eSis  Ehehindemis  des  Ehebruchs  gilt  femer  in  Schweden  (Sveriges 
lUkes  Lag,  Giftemäls  BaUc  2  §  11,  3  §  %    Vgl  auch  Clunet  1883  S.  847. 

N. 
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Landes,  fi\r  das  sie  gilt,  nicht  überschreiten  kann.  Denn  wenn  es  in 
Deutschland  für  unmoralisch  gilt  und  deshalb  verboten  ist,  so  ist  es 
in  Italien  nicht  verboten  nnd  kann  sogar  ab  moralische  Pflicht  an- 
gesehen werden,  dafs  der  Mitschuldige  einer  verführten  Ehefrau  sie 
nach  der  Scheidung  durch  seinen  Namen  rehabilitiere.  Ist  sonach  die 
Frage  theoretisch  diskutabel,  so  kommt  es  doch  in  der  Praxis  auf  die 
I  ^Entscheidung  dieser  Zweifel  nicht  an.  Denn  Art.  108  des  Codiee  OmU 
bestimmt:  „Ein  Ausländer,  der  im  Königreich  Italien  zur  Ehe  schreiten 
will,  hat  dem  Civilstandesbeamten  eine  Bescheinigung  der  zuständigen 
ausländischen  Behörde  vorzulegen,  ausweise  deren  nach  den  Oesetseu 
seines  Landes  kein  Ehehtndemis  für  ihn  besteht.''  Hat  der  Ausländer 
seinen  Wohnsitz  in  Italien,  so  hat  er  aufserdem  das  Au%ebot  nach  den 
Vorschriften  des  italienischen  Rechtes  zu  veranlassen.  Mithin  hängt 
für  den  italienischen  Civilstandesbeamten  alles  von  der  Fassung  der 
fraglichen  Bescheinigungen  ab.  Lauten  sie  pure  dahin  —  und  zwar  für 
die  beiden  Beteiligten,  jeden  einzeln  und  für  sich  — ,  dafs  die  Fähigkeit 
zur  Eheschliefsung  allgemein  bejaht  wird,  gut,  so  wird  der  Beamte 
sich  daran  ohne  weiteres  genügen  lassen  und  die  Eheschliefsung  vor- 
nehmen; bejahen  die  Bescheinigungen  —  oder  deren  eine  —  zwar  im 
allgemeinen  die  Fähigkdt,  schliefsen  aber  für  beide  oder  für  einen  Teil 
das  Eheschliefsüngsrecht  mit  dem  anderen  Teile  wegen  des  Ehebruehes 
aus,  so  wird  der  Beamte  die  alsdann  zum  Austrag  zu  bringende  Rechts- 
frage richterlicher  Entscheidung  anheimgeben  müssen.  Meines  Wissens 
ist  bisher  kein  solcher  Fall  vor  ein  italienisches  Gericht  gebracht 
worden. 

Selbstverständlich  lassen  sich  diese  Zweifel  und  Schwierigkeiten 
durch  den  Wechsel  der  Nationalität  vermeiden.  Haben  die  Nupturienten 
die  italienische  Staatsangehörigkeit  erworben,  so  steht  der  begangene 
Ehebruch  ihrer  Verheiratung  nicht  im  Wege.  Nach  Art  103  des 
Codice  ist  es  nicht  nötig,  dafs  der  Fremde,  der  vor  der  italienischen 
Behörde  zur  Ehe  schreitet,  in  Italien  domiziliert  sei;  ebensowenig  legt 
die  erworbene  Staatsangehörigkeit  die  Verpflichtung  auf,  Wohnsitz  im 
Lande  zu  nehmen. 

Ein  anderes  Land,  in  welchem  ein  wegen  Ehebruchs  geschiedener 
Ehegatte  seinen  Mitschuldigen  heiraten  kann ,  ist  E  n  g  1  a  n  d  ^).  Das 
Oesetz  St  20  u.  21  Vict  c.  85  bestimmt  —  ohne  Einschränkung  für 
den  Fall  des  Ehebruches  — ,  dafs  nach  Verstrich  der  Rechtsmittdfrist 
oder  Verwerfung  des  Rechtsmittels  gegen  ein  die  Ehe  scheidendes  End- 
urteil ^it  shaU  he  lawful  for  the  reapecHve  partiea  ikereto  to  marry 
again,  as  if  the  prior  marric^ge  had  heen  dissolved  by  deaih^.  Jede 
Scheidung  soll  im  Hinblick  auf  die  Wiederverheiratung  so  wirken  wie 
die  Lösung  der  Ehe  durch  den  Tod.  Nur  wird  die  kirchliche 
Gewissensfreiheit  ausdrücklich  durch  den  gesetzlichen  Vorbehalt  gewahrt^ 


3)  In  Schottland  dagegen  gilt,  —  ysl.  Oarmer^  Internationales  Ehe- 
schliefsüngsrecht, Bern  1884,  S.  27  —  das  i&ehindemis  des  Ehebruches. 

N. 
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dafs  kein  OeistUcher  gehalten  ist,  die  Wiederverheiratong  einer  wogen 
EhefanicheB  geschiedenen  Person  vonsonehmen;  er  kann  sich  nach 
eigenem  Gntditnken  ohne  jede  Verantwortlichkeit  frei  entscheiden,  ob  er 
die  neue  £he  abschlielsen  oder  seine  amtliche  Mitwirkung  versagen  will. 
Da  nun  aber  die  öffentliche  Meinung  in  England  mit  dem  ihr  in  diesem 
Lande  eigentümlichen  besonderen  Schwergewicht  dahin  drttngt,  dafs  der 
Verftlhrer  einer  Frau,  die  aswar  in  Leidenschaft  oder  Schwi&che 
die  eheliche  Trene  verletzt,  im  übrigen  aber  sich  der  gesellschaftlichen 
Achtong  nicht  unwürdig  gemacht  hat,  die  Frau  nach  der  Scheidung 
heirate  und  dadurch  ihren  Buf  wiederherstelle,  sind  die  intransigenten 
Geistlichen  selten  ( —  hauptsächlich  nur  solche,  die  die  Scheidung  über^ 
haupt  ab  im  Widerspruch  mit  dem  göttlichen  Gesetze  stehend  be- 
kämpfen — )  und  derartige  Eheschliefsungen  durchaus  nicht  un- 
gewöhnlich. 

Nach  englischer  Rechtsanschanung  gilt  im  Gegensatz  zu  den 
Ländern  des  Kontinents  für  das  VerhIÜtnis  der  Personen  zum  Recht, 
von  dem  ihre  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  abhängt,  nirgend  das 
Recht  des  Staates,  dem  sie  als  Unterthanen  angehören,  sondern  aus- 
schliefiilich  die  lex  domicilU,  Die  englischen  Gerichtshöfe  wenden  daher 
in  Ehesachen  das  Recht  jdes  ehelichen  Domiziles  an,  d.  h.  teils  des 
ersten  eheÜchen  Domizils,  teils  desjenigen  Domizils,  welches  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  der  Scheidung  haben.  Entspricht  die  Ehescheidung 
dem  Rechte  des  Domizils  der  Parteien  und  kommt  ihr  nach  diesem 
Re<^t  uneingeschränkte  Wirkung  zu,  so  gilt  sie  in  diesem  Sinn  auch 
vor  dem  englischen  Gesetz;  verlegen  aber  die  Parteien  nach  solcher 
Ehescheidung  ihren  Wohnsitz  nach  England,  so  gilt  für  die  Frage  der 
Wiederverheiratung  ohne  weiteres  nur  das  englische  Gesetz  als  das 
Gesetz  des  neuen  Wohnsitzes,  folglich  unterliegt  sie  keiner  Beschränkung, 
und  es  fällt  auch  Ausländem  nicht  schwer,  Geistliche  zu  finden,  die 
sie  kopulieren.  Dergleichen  Fälle  sind  in  England  mehrfach  vor- 
gekommen. Beispielsweise  sei  berichtet  der  Fall  ScoH  v.  ÄUomey- 
generai  1886,  11  Prohaie  Div.  p.  128*):  Die  Ehegatten  A.  und  B. 
haben  in  Irland  gewohnt,  einander  dort  geheiratet  und  sind  ein  Jahr 
später  in  eine  englische  Kolonie  verzogen;  ein  Jahr  darauf  ist  wegen 
B^  Ehebruch  mit  S.,  domiziliert  in  England,  die  Ehe  durch  das  koloniale 
Gericht  nach  kontradiktorischer  Verhandlung  geschieden  worden. 
Anders,  als  im  Mutterlande,  bestimmt  das  Gesetz  der  Kolonie,  dafs  der 
ehebrecherische  Gratte  so  lange  seinen  Mitschuldigen  nicht  heiraten  dürfe, 
wie  der  beleidigte  Ehegatte  nicht  selbst  wieder  geheiratet  habe.  Ohne 
das  abzuwarten,  kehrte  B.  aber  nach  England  zurück,  heiratete  ohne 
Schwierigkeit  ihren  Mitschuldigen  S. ,  und  die  Anfechtung  dieser  Ehe 
wurde  verworfen,  1.  weil  das  Scheidungsurteil  in  Ansehung  des  da- 
maligen Wohnsitzes  der  Parteien  in  der  Kolonie  nach  kolonialem  Recht 


4)  Der  Fall  ist  u.  a.  berichtet  bei  Dtay,  A  Digest  of  the  law  of  Eng- 
land ioÜh  reference  to  ihe  Conflict  of  Law8  (London  1^6)  S.  430.  Vgl.  auch 
WesÜake,  PrivaU  itOemaHonal  law  8.  Aufl.  (1890)  §  50  a.  E.  und  Clunets 
Journal  de  droit  intern,  priv.  1891  S.  262.  N, 
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va  prüfen  and  darnach  rechtskrüftig  sei,  2.  weil  in  Ansebnng  des  in- 
zwischen nach  England  verlegten  Wohnsitzes  von  B.  die  in  der  Kolonie 
geltende  Ehebeschrttnkong  auf  ihre  Wiedenrerheiratong  nicht  anwendbar 
sei.  Daraas  eigiebt  sich,  dafs,  wenn  eine  in  Deatschland  wegen 
Ehebraches  geschiedene  Partei  ihr  Domizil  in  England  nimmt,  das 
deatsche  Eheverbot  ihnen  nicht  mehr  entgegensteht,  and  zwar  ohne  dafs 
sie  ihre  Staatsangehörigkeit  zn  verttndem  genötigt  wäre;  da(s  dagegen, 
wenn  sie  ihr  Domizil  nicht  verlegt,  das  deatsche  Eheverbot,  als  ihre 
lex  domidUiy  aach  in  England  aaf  sie  angewandt  wird. 

Die  hier  für  England  gegebenen  AosfÜhrongen  dürften  gleicher- 
mafsen  tiXr  die  Staaten  der  nordamerikanischen  Union,  die  dem  eng- 
lischen Rechte  gefolgt  sind,  gelten^). 

In  Bafsland  gilt  das  Ehehindemis  des  Ehebraches  fllr  die 
Orthodoxen,  d.  h.  die  Angehörigen  der  griechisch-katholischen  Kirche 
nach  S9wod  seikdnow  ZJ,  Jü  ort.  332  ^  während  ftlr  die  Nicfatorthodoxen 
nichts  bestimmt  ist  Nach  den  eingezogenen  Informationen  soll  eine 
Eheschliefsong  der  wegen  Ehebrnchs  geschiedenen  nichtorthodoxen 
Deatschen  mit  ihrem  Mitschaldigen  demnach  in  BuMand  möglich  sein, 
sofern  die  Naptorienten  vorher  ihr  Domizil  nach  Ra&land  verlegt  haben*). 


5)  y^l.  darüber  Story,  Conflict  of  lam  8.  Ausg.  (Boston  1888)  §  228fil; 
auch  Ho^nchtf  Einwirkung  des  B.G.B.  auf  zuvor  entstendene  RecntBveih£lt- 
niflse  2.  Aufl.  (1900)  S.  506.  —  Die  Gesetzgebung  und  Praids  mehrerer 
Gliedstaaten  der  Ver.  Staaten  von  Amerika  behandelt  den  Ehebrach  aber 
als  Ehehindemis.  Eine  Übersicht  der  teilw^se  sehr  merkwürdigen  Bestim- 
mungen giebt  Stirn 8 on,  American  Statue  Lano,  Boston  1886,  8.  696  (§  6241: 
Bemarriage),  Y^I.  auch  das  lehirdche  Buch  von  TT.  L.  Snyder,  The 
Oeography  of  atarriage  or  legal  perplexities  of  we^^odc  in  the  United  States, 
2.  Aufl.,  New  York  und  London  1889.  N. 

6)  Die  Gesetzgebung  der  Schweiz  enth&lt  das  Ehehindemis  des  Ehe- 
bruchs nicht,  Bundesgesetz  v,  24.  Dez.  1874  Art  28.  Bezüglich  ansüindiseher 
Nupturienten  verlangt  aber  das  angeführte  G^esetz  grundätzlich  den  Nach- 
weis, dafs  die  Eheschliefsung  von  dem  Heimatstaat  anerkannt  wird. 


Der  Entwurf  einer  ungariechen  Civilprozefliordnung. 

Von  D^  Mmol  P^UmlL,  Verteidiger  in  Strafinohen  in  Wien. 


Der  im  Jahre  1895  in  Österreich  durchgeführten  CivilprozefBreform 
soll  nnnmehr  eine  ähnliche  Reform  in  der  anderen  Hälfte  der  Monarchie 
folgen.  Schon  der  Gesetaartikel  XVUI  vom  Jahre  1898  über  das 
Summarverfithren  hatte  in  beairksgerichtUchen  Prozessen  bis  500  Golden 
das  Mtlndlichkeitsprincip  eingefllhrt,  während  die  bisher  geltende  Civil- 
prosefsordnnng  (O.A.  LIV:  1886)^)  im  wesentlichen  aaf  Schriftlichkeit 
des  Verfahrens  aofgebant  war.  Um  dieselbe  Zeit  (1893)  verOfientlichte 
die  Regiemng  einen  vom  damaligen  Universitätsprofessor  Alezander 
PIÖB0  verfi&fsten  Entwarf  einer  GP.O.,  welcher  im  verflossenen  Frühjahr 
in  verbesserter  nnd  umgearbeiteter  Form  vom  jetzigen  Justizminister 
Plöu  der  Öffentlichkeit  ttbergeben  wurde'). 

Im  Folgenden  soll  zunächst  eine  ttbenichtliche  Darstellung  des 
Verfahrens,  wie  sich  dieses  nach  dem  System  des  Entwurfes  gestalten 
wird,  sodann  aber  eine  Darstellung  derjenigen  Bestimmungen  gegeben 
werden,  die  fUr  den  internationalen  Rechtsverkehr  von  Bedeutung  sind. 


1.  Oerichtsorganisation  und  sachliche  Zuständig- 
keit (Wirkungskreis)  der  Gerichte  sind  analog  den  Grundsätzen  der 
deutschen  und  der  österreichischen  G^chtsverfiusuog  geregelt  Als 
Grerichte  erster  Instanz  fungieren  1)  die  Bezirksgerichte  als  Einzel- 
gerichte   in   vermögensrechtlichen    Streitigkeiten    bis    zum    Werte    von 


1)  Abkörzungen:  Q.A.  <»  Gesetzartikel;  C.P.O.  «  Civilprozefsordnong; 
£.  ^  BSntwurf.  , 

2)  „IZrv^yjacMlat  a  magyar  polgari  perrendtart  dsröl  Atdolgozott 
iervezet.  Khszeteszi  a  magyar  Jurälyt  igazsag^gyminiszier,  BudapestfßriU 
Kdrciy  es.  ^s  Kir.  udvari  klmwUereshedege.  1901.**  Eine  deutsche  Über- 
setsimg  hiervon  ist  soeben  unter  dem  Titel:  „Gesetzentwurf  einer  ungarischen 
Civilprozelsordnung.  Umgearbeiteter  Entwurf.  Veröffentlicht  durch  den  kffl. 
ung.  Jostizminister.  Übersetzt  von  Dr.  Jtäius  SgaHitzer,  Rechtsanwiut, 
Redaeteur  der  Zeitschrift  f&r  ung.  5ff.  u.  Privatrecht  in  Budapest  und 
Dr.  Max  PoUak,  Verteidiger  in  Strafisachen  in  Wien^  (in  Kommission  bei 
Bfans  in  Wien)  erschienen. 
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1000  Kronen^),  femer  in  Bestand-,  Besitzstörongs- ,  aolsereheliclie 
Vaterschaft  und  Alimentation  betreffenden  Prozessen;  2)  die  königL 
Gerichtshöfe  als  Kollegialgerichte  (in  Dreiersenaten)  in  allen  flbrigen 
Streitigkeiten,  sowie  ansschliefslich  in  Fideikommifs-  und  Syndikats- 
Prozessen.  In  Handelssachen  schreiten  die  Gerichte  als  Handelsgerichte 
ein,  wobei  vor  Gerichtshöfen  der  Senat  ans  zwei  Bemisrichtem  und 
einem  Handelsbeisitzer  zusammengesetzt  ist.  Auf  dem  Gebiete  der 
Hauptstadt  Budapest  fungiert  in  Handelsachen  ein  eigener  Handels-  und 
Wechselgerichtshof.  —  In  zweiter  Instanz  sind  den  Bezirksgerichten 
die  Gerichtshöfe  (Dreiersenat),  den  Gerichtshöfen  die  königi.  T&feb 
(=:  Oberlandesgericht),  den  königL  Tafeln  die  königi.  Kurie  Itber- 
übergeordnet  Der  Wert  des  Streitgegenstandes  wird  vom  Gerichte 
nach  freiem  Ermessen,  jedoch  unter  Anwendung  gewisse^  vom  Gesetze 
dafllr  aufgestellter  Vorschriften,  bestimmt.  Ausschliefsung  und  Ablehnung 
von  Gerichtspersonen  sind  analog  dem  deutschen  und  österreichischea 
Rechte  geregelt. 

2.  örtliche  Zuständigkeit  (Gerichtsstand).  Den  all- 
gemeinen Gerichtsstand  bildet  das  forum  domicilii ,  in  Ermangehmg 
dessen  das  des  Aufenthaltsorts.  Wahlgerichtsstttnde  sind  die  der 
Beschäftigung,  des  Vermögens,  der  Niederlassung,  des  Erfüllungsortes, 
der  Buchflihrung,  der  Vermögensverwaltung,  des  Deliktes,  der  Naohlafs- 
abhandlung,  der  Prorogation,  der  G^enseitigkeit  Hierzu  tritt  aufser- 
dem  das  forum  rei  sUae, 

3.  Parteien  und  deren  Vertreter.  Parteifilhigkeit  ist  mit 
PrivatrechtsfUhigkeit  identisch.  Prozefsfkhigkeit  geniefst  jeder,  der  sich 
durch  Vertigo  verpflichten  kann.  —  Wie  im  deutschen  und  öster- 
reichischen Rechte  sind  Streitgenossenschaft,  Neben-  und  Haupt- 
intervention ,  Streitverkündung  und  Benennung  des  Autors  geregelt 
Die  Vertreter  sind  entweder  gesetzliche  oder  gewillkürte.  Als  letztere 
können  in  der  Regel  nur  Advokaten  auftreten,  aufserdem  gewisse  nahe 
Verwandte,  Streitgenossen,  Wirtschaftsbeamte,  Handlungsbevollmächtigte 
und  -gehülfen ;  andere  Personen  nur  dann,  wenn  am  Sitze  des  Gerichtes 
sich  keine  Advokaten  befinden  oder  die  dort  Befindlichen  verhindert 
sind,  sofern  der  betreffende  (männliche)  Bevollmächtigte  das  20.  Lebens- 
jahr überschritten  hat.  Vor  den  Kollegialgerichten  herrscht  Anwalt- 
zwang, der  nur  für  Richter,  Notare,  Staatsanwälte,  Doktoren  der  Rechte, 
sowie  fUr  Vergleich,  Verzicht,  Anerkenntnis,  endlich  für  Ptozefshand- 
lungen  vor  dem  Gerichtsschreiber,  beauftragten  und  ersuchten  Richter 
enteilt 

4.  Armenrecht.  Wer  aufser  stände  ist,  die  Prozefskosten  zu 
bestreiten,  ohne  seinen  und  seiner  Angehörigen  notwendigen  Unterhalt 
zu  beeinträchtigen,  kann  das  Armenrecht^  d.  i.  die  vorläufige  Befireioog 
von  den  Gebühren  ^  von  der  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten 
(s.  darüber  ad  II),  sowie  die  unentgeltliche  Bestellung  eines  Advokaten 
erlangen. 


3)  2  Kronen  (2  K.)  =  1  fl.  ö.  W.  =  1  Mark  60  Pf. 
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5«  Verfahren  vor  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz. 
Du  Ver&hren  wird  durch  die  in  je  einer  Ansfertigaag  für  das  Gericht 
und  den  Beklagten  zu  aberreichende  Klageschrift  eingeleitet  ^  welche 
entweder  auf  Leistung  oder  auf  Feststellung  eines  Bechtes  oder  Rechts- 
Terhältnisses,  der  Echtheit  oder  Unechtheit  einer  Urkunde,  sofern  diese 
Feststellung  zur  Sicherung  des  Bechtsznstandes  des  Elllgers  notwendig 
erscheint,  gerichtet  sein  kann.  Auf  Grund  der  Eiage  erfolgt  die  Ladung 
zum  Termine  zur  Prozefsaufiiahme ,  welcher  binnen  8  oder  15  Tagen 
(je  nachdem  der  Beklagte  am  Sitze  des  Gerichtes  oder  aufserhalb  des- 
selben wohnt)  anzuberaumen  ist.  Ist  der  Ladungsbescheid  im  Auslande 
zuzustellen,  so  wird  die  Einlassungsfirist  vom  Vorsitzenden  des  Senates 
entsprechend  bemessen.  Mit  der  Zustellung  der  Klage  und  der  Ladung 
wird  die  Sache  rechtshängig.  Die  Zustellung  selbst  erfolgt  von  Amts* 
w^gen  auf  Veranlassung  des  Gerichtsschreibeni  durch  Zustellungsorgane,  als 
welche  die  Post,  Gerichtsdiener,  städtische  oder  Gemeindeorgane  fungieren 
kOnnen. 

Im  Termine  zur  Prozefsaufiiahme  (welcher  im  wesentlichen  der 
österreichischen  „ersten  Tagsatzling^  oder  dem  in  der  deutschen  Civil- 
prozefimovelle  vom  Jahre  1898  geplanten  „Vortermin^  entspricht)  trägt 
zunächst  der  Kläger  seine  Klage  vor.  Eine  meritorische  Verhandlung 
kann  an  diesem  Termin  in  der  Regel  nicht  stattfinden,  derselbe  ist 
Tiefanehr  zur  Anbringung  etwaiger  prozefshindemder  Einreden  (Aus- 
schlnik  des  Rechtsweges,  Unzuständigkeit,  Streitanhängigkeit,  Mangel  der 
Prozefstehigkeit  oder  gesetzlichen  Vertretung  u.  a.),  sowie  zur  Erledigung 
der  Sache  durch  Versäumnis,  Anerkenntnis,  Klagsrttcknahme,  Vergleich 
oder  Verzieht  bestimmt.  Tritt  keiner  dieser  Fälle  ein,  so  ordnet  das 
Gericht  einen  Termin  zur  Sachverhandlung  an,  welcher  in  der  Regel 
in  einer  Frist  von  30  Tagen  anzuberaumen  ist  Diese  Zwischenzeit 
ist  zur  Vorbereitung  der  Verhandlung  durch  vorbereitende  Schriftsätze 
bestimmt.  Auch  der  Vorsitzende  kann  in  Ausübung  der  materiellen 
Prozefsleitung  von  Amtswegen  die  Parteien  zum  persönlichen  Erscheinen 
bei  der  Verhandlung,  sowie  Zeugen  vorladen,  Urkunden  herbeischaffen 
und  die  Parteien  zu  deren  YorUge  auffordern. 

Bei  der  mtlndlichen  Verhandlung  sind  die  Parteien  an  den  Inhiilt 
ihrer  vorbereitenden  Schriftsätze  nicht  gebunden.  Sie  beginnt  mit  der 
Stellung  der  Parteianträge  und  bildet  bis  zu  ihrem  Schlüsse  ein  Gkmzes, 
so  dafs  thatsächliche  Behauptungen  und  Beweismittel  bis  zur  Urteils- 
fiülnng  vorgebracht  werden  können ;  doch  trifft  die  Partei,  die  aus  ihrem 
Verschulden  durch  verspätetes  Vorbringen  die  Vertagung  der  Verhand- 
lung verursacht  hat,  Kostenpflicht  und  hat  das  Gericht  das  Recht, 
solches  Vorbringen  bei  Verschleppungsabsicht  zurückzuweisen.  Die 
formelle  und  materielle  Prozefsleitung  steht  dem  Vorsitzenden,  bezw. 
dem  Senate  zu,  welche  daf)tr  zu  sorgen  haben,  dafs  der  Sachverhalt 
aufgeklärt  und  die  materielle  Wahrheit  ermittelt  werde.  Desgleichen 
hat  das  Gericht  das  Recht,  Prozesse  zur  gemeinsamen  Verhandlung 
zu  verbinden,  sowie  die  Verhandlung  nach  Streitpunkten  zu  sondern, 
endlich   den   Prozefs   bis  zur  Entscheidung  eines   präjudiziellen  Civil-, 
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8traf-  oder  VerwaltangBYerfahrens  su  unterbrechen.  Die  Vertagung  der 
Verhandlung  kann  nur  durch  das  Gericht  und  nur  ans  den  im  Oesetae 
aufgezählten  Gründen  erfolgen.  Über  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll 
zu  flihren,  welches  den  Gang  des  Verfahrens  ersichtlich  zu  machen, 
Dispositiverklftrungen  der  Parteien,  das  Ergebnis  der  Beweisaufnahmeo 
und  die  Parteianträge  wiederzugeben  hat.  Vom  Inhalte  der  Yor- 
bereitenden  Schriftsätze  abweichende  thatsächliche  Behauptungen  können 
die  Parteien  in  besonderen  dem  Protokolle  anzuschliefsenden  Schrift- 
stücken fixieren,  wenn  sie  nicht  etwa  schon  von  Amtswegen  ins  Ver- 
handlungsprotokoll  in  gedrängter  Fassung  angenommen  sind«  In 
Rechnungs-  und  Vermögensauseinandersetsungsprozessen  kann  das  Ge- 
richt nach  Beginn  der  meritorischen  Verhandlung  vorerst  ein  yor- 
bereitendes  Verfiihren  vor  einem  beauftragten  Richter  anordnen. 

Das  Beweisverfiihren  erfolgt  im  Zuge  der  mündlichen  Verhandlung. 
Keines  Beweises  bedürfen  Thatsachen,  welche  durch  Geständnis  aufser 
Streit  gestellt  oder  offenkundig  sind.  Die  Beurteilung  der  Wahrheit 
oder  Unwahrheit  einer  Thatsache  erfolgt  auf  Grund  freier  Beweis- 
Würdigung.  Die  Beweisaufnahme  wird  durch  Beweisbeschlufs  an- 
geordnet, an  den  das  Gericht  indes  im  weiteren  Verlaufe  der  Verhand- 
lung nicht  gebunden  ist  Die  Beweisau&ahme  findet  in  der  Regel  vor 
dem  erkennenden  Gerichte,  nur  ausnahmsweise  vor  dem  beauftragten 
oder  ersuchten  Richter  statt.  Beweismittel  sind:  Zeugen,  Urkunden, 
Augenschein,  Sachverständige,  eidliche  Vernehmung  der  Partei  und 
Parteieneid.  Die  eidliche  Vernehmung  der  Partei  kann  nur  dann  an- 
geordnet werden,  wenn  andere  Beweismittel  nicht  zu  Gebote  stehen. 
Die  Vernehmung  erfolgt  zunächst  unbeeidet,  und  zwar  durch  Befragung 
der  Parteien  über  die  in  Rede  stehenden  Thatsachen.  Unbeeidet 
können  über  dieselbe  Thatsache  beide  Parteien  vernommen  werden, 
nach  der  Vernehmung  aber  hat  das  Gericht  zu  entscheiden,  welche 
Partei  zur  eidlichen  Bekräftigung  ihrer  Aussage  zuzulassen  sei.  Parteien- 
eid findet  statt,  wenn  die  Parteien  dahin  übereinkommen,  dafs  die 
Wahrheit  oder  Unwahrheit  einer  Thatsache  vom  Eide  einer  Partd  ab- 
hängig gemacht  werden  soll. 

Die  gerichtlichen  Entscheidungen  erfolgen  entweder  in  der  Form 
von  Urteilen  oder  Beschlüssen  (Bescheiden).  Arten  des  Urteils  sind 
das  Endurieil,  das  Teil-,  Zwischen-  und  Ergänzungsurteil.  In  allen 
andern  Fällen  entscheidet  das  Gericht  mit  Bescheid.  Die  Erf^illungs- 
frist  ist  im  Urteile  mit  15,  in  Bescheiden  mit  8  Tagen  festzusetzen. 

6.  Prozefs kosten.  Der  Kostenersatz  ist  der  unterliegenden 
Partei  aufzutragen.  Bei  teilweisem  Obsiegen  sind  die  Kosten  in  der 
R^el  zu  verteilen  oder  gegenseitig  aufzuheben.  Hat  der  Beklagte  zum 
Prozefs  keinen  Anlafs  gegeben  und  die  Klagsforderung  bei  der  ersten 
Verhandlung  anerkannt,  so  hat  die  gesamten  Kosten  der  obsiegende 
Kläger  zu  erstatten.  Im  einzelnen  folgt  der  Entwurf  der  öster- 
reichischen C.P.O. 

7.  Versäumnis,  Wiedereinsetzung  und  EinsprucL 
Die  Folgen    des  Versäumnisses    sind   verschieden   nach  je  nach  dem 
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Stadium,  in  dem  sich  der  ProBefs  befindet  Die  Versitamnng  des 
TerminB  zur  Proseraanfnahme  durch  eine  Partei  berechtigt  den  Klttger 
sor  Erwirkung  des  VersMamnisnrteilB  gegen  den  Beklagten  im  Sinne 
dea  Kiageinhaltes;  den  Beklagten  aber,  die  Aufhebung  der  Ladung  zu 
begehren«  —  Versäumung  des  Termins  zur  meritorischen  Verhandlung 
berechtigt  nicht  zur  FftUnng  des  Kontnmazurteiles ,  vielmehr  ist  die 
Verhandlung  bezw.  deren  Fortsetzung  abzuhalten  und  hierbei  auf  die 
Eigebnisse  frttherer  Verhandlungen  oder  Beweisaufisahmen  Bttcksicht 
zu  nehmen^  auf  neues  Vorbringen  nur  insoweit,  als  es  der  abwesenden 
Partei  vorher  durch  vorbereitenden  Schriftsatz  mi^eteilt  wurde. 

Oegen  unverschuldete  Ver^umung  von  Fristen  oder  Terminen 
findet  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  gegen  das  beim  Termin 
zur  Prozefsaufiiahme  vom  Kläger  erwirkte  Kontumazurteil  Einspruch 
statt,  welcher  analog  dem  deutschen  Rechte  geregelt  ist 

Erscheint  zu  einem  Verhandlungstermin  keine  der  Parteien,  so  ruht 
das  Verfahren  und  kann  um  Anberaumung  eines  neuerlichen  Termins 
ent  nach  drei  Monaten  angesucht  werden. 

8.  Rechtsmittel,  a)  Gegen  erstinstanzliche  Urteile  ist  binnen 
15  Tagen  Berufung  zulässig,  sofern  der  Streitwert  100  K.  übersteigt. 
Dieselbe  geht  in  Bezirksgerichtsprozessen  an  den  Gerichtshof,  in  G^ 
richtsho&prozessen  an  die  königl.  Tafel.  Ihre  Erledigung  erfolgt  ent- 
weder auf  Grund  mündlicher  Berufungsverhandlnng ,  für  welche  das 
jus  novorum  wie  in  der  Reicbs-C.P.O.  gilt  (volle  Berufung);  oder  auf 
Grand  öffentlichen  Vortrags  durch  einen  Berichterstatter  (fklls  die 
Parteien  auP  Anordnung  einer  mündlichen  Berufungsverhandlung  ver- 
zichten). 

b)  Revision  ist  statthaft  gegen  Urteile  der  Berufungsgerichte,  sofern 
der  Wert  des  Streitgegenstandes  400  K.  übersteigt  und  die  Revision 
sich  nicht  gegen  zwei  gleichlautende  Urteile  richtet  Als  Revisions- 
gericbt  ftmgiert  über  die  königl.  Tafeln  die  königl.  Kurie,  über  die 
königl.  Gerichtshöfe  als  Berufungsgerichte  die  königl.  Kurie  oder  die 
königL  Tafel,  je  nachdem  der  Wert  des  Streitgegenstandes  1000  K. 
übersteigt  oder  nicht.  Revisionsgrund  kann  nur  die  unrichtige  An- 
wendung einer  Rechtsnorm  sein.  Die  Revision  wird  in  mündlicher 
Revisionsverhandlung '  auf  Grund  des  Vortrages  eines  Berichterstatters 
erledigt 

Revision  ist  femer  zulässig  gegen  erstinstanzliche  Urteile  der 
Bezirksgerichte  in  Rechtssachen  bis  100  K. ,  in  welchem  Falle  die 
Revision  vom  übergeordneten  königl.  Gerichtshof  auf  Grund  öffentlichen 
Vortrags  der  Sache  erledigt  wird. 

c)  Gegen  Endbescheide  ist  Beschwerde  statthaft,  sofbm  dieselbe 
nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist,  gegen  die  im  Laufe  des  Ver- 
fahrens erkssenen  Bescheide  aber  nur  insofern,  als  die  Beschwerde  im 
Geeets  ausdrücklich  zugelassen  ist  Beschwerde  ist  weitere  unzulässig 
gegen  bestätigende  Beschlüsse  der  zweiten  Instanz,  sowie  gegen  ab- 
ändernde Beschlüsse  derselben,  sofern  das  Gesetz  die  Beschwerde  an 
die  dritte  Instanz  nicht  ausdiOcklich  gestattet 
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9.  Wiederaufnahme  des  Verfafarens.  Gegen  redilB- 
kräftige  Urteile  ist  Wiederaa&ahniBklage  znlilasig,  wenn  die  Zusammen- 
setzung des  Gerichtes  ungesetzlich,  die  Parteien  nicht  proaefsfUiig  oder 
gar  nicht  vertreten  waren,  wenn  das  Urteil  durch  stra%e8etslich  ver- 
botene  Handlungen  herbeigeAlhrt  wurde,  endlich  im  Falle  Auftau^ens 
von  novo.  Sie  vereinigt  somit  die  Funktion  der  Wiederaufhahma-  mit 
der  der  Nichtigkeitsklage. 

10.  Bezirksgerichtliches  Verfahren.  Die  Bestimmungen 
für  das  Gerichtshofverfahren  sind  im  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten 
analog  anzuwenden ,  mit  einigen  Abweichungen ,  welche  der  £.  nicht 
wie  die  deutsche  und  österreichische  C.P.O.  in  einem  eigenen  Kapitel 
zusammenfafst,  sondern  an  den  entsprechenden  Stellen  des  Gerichtshof- 
verlahrens  einfügt.  Die  wichtigsten  sind :  das  Einschreiten  eines  Einzd- 
richters,  Gestattnng  des  mündlichen  Anbringens  der  Klage  sowie  anderer 
Anträge,  Mangel  vorbereitender  Schriftsätze,  Vornahme  der  meritorischen 
Verhandlung  schon  im  ersten  Termin  nach  Streiteinlassung  des  Be- 
klagten. 

11.  Besondere  Verfahrensarten.     Dieselben  sind: 

a)  Summarisches  Besitzstörungs-  und  Grenzstreitverfahren; 

b)  Mahnverfahren  (dem  österreichischen  Mahnverfahren  nachgebildet) ; 

c)  Mandatsverfahren  auf  Grund  von  Wechseln,  kaufmännischen  An- 
weisungen und  Verpflichtungsscheinen.  Dasselbe  besteht  in  der 
Erlassung  eines  Zahlungsaufb^ges  an  den  Beklagten,  der,  wenn 
niclft  binnen  drei  Tagen  Einwendungen  erhoben  werden,  in 
Rechtskraft  erwächst.  Über  erhobene  Einwendungen  ist  Termin 
zur  mündlichen  Verhandlung  anzuordnen,  auf  Grand  welcher  das 
Gericht  mit  Urteil  entscheidet,  ob  der  Zahlungsauftrag  aufrecht- 
erhalten oder  aufgehoben  wird; 

d)  Bestandverfahren  (insbes.  Kündigung  und  Einwendungen  gegen 
dieselbe) ; 

e)  Verfahren  in  Eliesachen; 

f)  Verfahren  behufs  Anfechtung  der  Ehelichkeit  eines  Kindes; 

g)  Verfahren  behufs  Verlängerang  der  Minderjährigkeit,  Kuiatels- 
aufhebung  und  Einstellung  der  Ausübung  der  väterlichen  Gewalt 
(im  wesentlichen  der  Reicbs-CP.O.  nachgebildet); 

h)  Todeseridärungsverfahren ; 
i)  Schiedsverfahren. 

IL 

1.  Zuständigkeit  ungarischer  Gerichte  für  Klagen 
gegen  Ausländer  oder  im  Ausland  befindliche  Beklagte. 

a)  Gerichtsstand  des  letzten  Wohnsitzes.  Ungarische 
Staatsbürger  behalten  den  Gerichtsstand  ihres  letzten  inländiachen  Wohn- 
sitzes, wenn  sie  im  Auslande  Exterritorialität  geniefsen  oder  ah  Beamte 
des  ungarischen  Staates  oder  der  östarreichisch-ungariachen  Monarchie 
im  AusUtnde  angestellt  sind;  in  Ermangelung  dessen  gelten  sie  als  im 
IV.  Bezirke  von  Budapest  wohnhaft  (§  28  £.).    Den  allgemeinen  Ge- 


Der  Entwurf  einer  ungarischen  CivilprozefsordnaDg.  191 

richtwtand  jener  Personen,  welche  keinen  Wohnsitz  haben,  bestimmt 
ihr  Aufenthaltsort,  and  wenn  dieser  unbekannt  ist  oder  sich  im  Aus- 
lande befindet,  der  letzte  Wohnsitz.  Derselbe  Gerichtsstand  gilt  für 
die  Kuratelsrerhängung  und  Todeserklärung  (§§  772i  787  E.). 

b)  Gerichtsstand  des  Vermögens.  In  vermögensrechtlichen 
Prosesflen  gegen  Personen,  die  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  haben,  ist 
mangels  eines  aosschliefslichen  Gerichtsstandes  auch  jenes  Gericht  zu- 
ständig, in  dessen  Sprengel  der  Streitgegenstand  oder  ihr  ezekutions- 
f^iges  Vermögen  sich  befindet  (bei  Forderungen  der  Wohnort  des 
Drittschnldners). 

c)  Gerichtsstände  der  Beschäftigung  und  Nieder- 
lassung (§§  29,  31  E.). 

d)  Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes.  Prozesse  auf 
Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens,  auf  Erfüllung  oder 
Aufhebung  des  Vertrages,  können  auch  bei  dem  Gerichte  jenes  Ortes 
angestrengt  werden,  wo  die  streitige  Verpflichtung  auf  Grund 
schriftlicher  Vereinbarung  zu  erfüllen  ist,  in  Ermangelung 
einer  schriftlichen  Vereinbarung  aber  vor  dem  Gerichte  des  Erfüllungs- 
ortes nur  dann,  wenn  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Zustellung  der  Ladung 
auf  dem  Gebiete  dieses  Gerichtes  sich  aufhält  (§  32  E.).  Ebenso 
können  Wechselklagen  vor  dem  Gerichte  des  Zahlungsortcr)  angestrengt 
werden  (§  33  E.). 

e)  Gerichtsstand  der  Buchfttbrung.  Forderungen  von 
protokollierten  Kaufleuten  ^egen  protokollierte  Kaufleute 
können,  falls  der  bezügliche  beglaubigte  Buchauszug  vorgelegt  wird, 
innerhalb  zehn  Jahren  vom  Datum  der  letzten  Eintragung  an  gerechnet, 
vor  dem  Gerichte  des  Ortes  der  Buchführung  eingeklagt  werden 
(§  34  E.).  Das  Erfordernis  der  Protokollierung  bedeutet  eine  wesent- 
liche Einschränkung  gegenüber  dem  bisherigen  Rechte,  gegen  welche 
die  Vertretungen  der  ungarischen  Kaufmannschaft  bereits  Stellung  ge- 
nommen haben. 

f)  Gerichtsstände  der  Vermögensverwaltung,  des 
Deliktes  und  der  belegenen  Sache. 

g)  Gerichtsstand  der  Advokatenkosten.  Prozesse,  welche 
die  Auslagen  und  Gebühren  eines  Advokaten  zum  Gegenstand  haben, 
können  auch  vor  jenem  Gerichte  angestrengt  werden,  in  dessen  Sprengel 
der  Advokat  seine  Kanzlei  hat.  Dies  gilt  auch  für  die  Kosten- 
forderung des  von  einem  andern  Anwalte  substituierten  Advokaten 
(§  45  E.). 

h)  forum  prorogatum.  In  vermögensrechtlichen  Prozessen  ist 
mangels  eines  ausschlieCslichen  Gerichtsstandes  auch  jenes  Gericht  zu- 
ständig, dem  sich  der  Beklagte  unterwirft.  Die  Unterwerfung  ist  nur 
dann  wirksam,  wenn  sie  der  Beklagte  entweder  im  Prozesse  ausdrücklich 
erklärt,  oder  wenn  diese  ErklKrung  in  einer  öffentlichen  oder  in  einer 
eigenhändig  geschriebenen  und  unterschriebenen,  oder  vor  zwei  Identitäts- 
zeugen  unterfotigten  oder  beglaubigten  Privaturkunde  enthalten  ist, 
sich  auf  Streitigkeiten  aus  einem  bestimmten  Rechtsverhältnisse  bezieht 
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und  die  Znstibidigkeit  aaf  ein  bestimmteB  inlftndiBches  Gericht  ObertrSgt 

(§  46  E.). 

i)  QericfatsBtand  der  Oegenseitigkeit.  Wenn  in  einem 
andern  Staate  gegen  nngariscbe  Staatsbürger  in  bürgerlichen  Beehts- 
sachen  die  E^age  auch  vor  einem  Gerichte  angestrengt  werden  kann, 
welches  nach  diesem  Gesetze  in  derlei  Proaessen  überhaupt  nicht  oder 
nicht  in  solcher  Weise  znsti&ndig  wttre,  kann  g^gen  Angehörige  des 
betreffenden  Staates  aufser  den  in  diesem  (}esetee  begründenden  Gerichts- 
ständen aach  jener  Gerichtsstand  angewendet  werden  (§  47  E.  =  §  101 
österreichische  Jarisdiküonsnorm). 

k)  Gerichtsstand  der  Widerklage  (§  197  E.). 

1)  Gerichtsstand  für  Ehestreitigkeiten.  Ftir  Klagen 
auf  Nichtigkeit,  Anfechtong,  Anflösnng  oder  Scheidung  einer  Ehe  ist 
das  forum  domicilii  des  M&nncs,  wenn  dieser  aber  in  Ungarn  keinen 
Wohnsitz  hat,  das  der  Frau  zuständig.  Ist  von  den  im  Auslände 
wohnhaften  Eheteilen  der  eine  ungarischer  Staatsbürger,  oder  klagt 
eine  in  Ungarn  nicht  wohnhafte  Frau  eines  Ausländers,  welche  yor 
ihrer  in  Ungarn  erfolgten  Eheschliefsung  ungarische  Staatsbürgerin  war 
(§117  G.A.  XXXI:  1894)  auf  Ungültigkeit  der  Ehe,  so  gilt  der 
IV.  Bezirk  von  Budapest  ab  ihr  Wohnort  (§  670  E.).  In  Ehe- 
prozessen von  Ausländem  ist,  sofern  Urteile  ungarischer  G^chte  im 
Heimatstaate  der  Eheleute  als  wirksam  anerkannt  werden  (§116  cit), 
das  forum  domicüii  derselben,  bezw.  des  Beklagten  oder  ihres  letzten 
gemeinsamen  Wohnsitzes  ausschliefslich  zuständig  (§  671  E.). 

Verboten  ist,  im  Falle  der  Streitgenossenschaft,  in  welchem  der 
Kläger  sonst  unter  den  allgemeinen  Gerichtsständen  der  mehreren  Be- 
klagten die  Wahl  hat,  den  Hauptverpflichteten,  der  im  Inlande  einen 
allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  unter  den  G^chtsstand  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  zu  bringen  (§  782). 

2.  Persönliche  Fähigkeit,  Rechte  und  Beschrän- 
kungen der  Ausländer. 

a)  Partei-  und  Prozefsfähigkeit  Dieselbe  ist  gemäfs 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  nach  dem  Rechte  des 
Heimatsstaates  der  Partei  zu  beurteilen.  Doch  kann  der  Mangel  der 
Prozefsfähigkeit  eines  Ausländers  nicht  berücksichtigt  werden,  wenn 
ihm  diese  Fähigkeit  nach  dem  Rechte  des  Prozefsgerichtes  zukommt 
Hierdurch  wird  jedoch  das  Einschreiten  des  nach  dem  ausländischen 
Rechte  berechtigten  gesetzlichen  Vertreters  ftlr  die  Partei  nicht  aus- 
geschlossen (§75  E.).  Die  im  Auslande  ausgestellte  Vollmacht  zur 
Prozefsftlhrang  ist  in  einer  öffentlichen  oder  in  einer  legalisierten  Privat- 
urkunde zu  erteilen  (§  100  E.). 

b)  Exterritorialität  fHlr  Exterritoriale  sind  die  ungarischen 
Gerichte,  sofern  sie  sich  diesen  nicht  ft^iwillig  unterwerfen,  nur  in  Bezug 
auf  die  in  Ungarn  gelegenen  Immobilien  zuständig  (§12  E.).  Zu- 
stellungen an  solche  Personen  erfolgen  im  Wege  des  Justizministeriums 
(§  179  E.). 
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c)  Armenrecht  Ausländem  wird  das  Armenrecht  nur  unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  gewährt.  Ist  diese  zweifelhaft, 
so  bat  das  Gericht  die  Äufserung  des  Justizministeriums  einzuholen, 
welche  dann  für  das  Gericht  bindend  ist 

d)  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten.  Deraus- 
ländische  Kläger  bat  auf  Beehren  des  Beklagten  ftlr  die  Prozefskosten 
mid  Urteilsgebtthren  Sicherheit  zu  leisten,  ausgenommen,  wenn  in  jenem 
Staate,  dem  der  Kläger  angehört,  ungarische  Staatsbürger  im  gleichen 
Falle  zur  Sicherheitsleistung  nicht  verpflichtet  sind.  Ist  letzterer  Um- 
stand zweifelhaft,  so  hat  das  Gericht  die  Äufserung  des  Justizministers 
einzuholen,  welche  dann  ftlr  das  Gericht  bindend  ist  (§  128  E.). 
Das  Gleiche  gilt  ftir  den  Fall,  dafs  der  ungarische  Kläger  während 
des  Prozesses  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  verliert  Die  Höhe  der 
Kautionssumme  bestimmt  das  Gericht;  dieselbe  ist  in  Bargeld  oder 
kautionsfUhigen  Wertpapieren  zu  leisten.  Insolange  die  Kaution  nicht 
bestellt  ist,  kann  der  Beklagte  die  Streiteinlassung  verweigern.  Giebt 
daa  Gericht  der  aus  diesem  Grunde  erhobenen  prozefshindemden  Ein- 
rede statt,  so  gilt  das  Verfiihren  als  eingestellt,  M\s  der  Kläger  nicht 
binnen  acht  Tagen  von  Rechtskraft  des  Urteils  an  die  Kautionssumme 
hinterlegt  oder  sich  darüber  mit  dem  Beklagten  einigt. 

3.    Rechtshilfe. 

a)  Im  allgemeinen.  Requisitionen  sind  an  das  Bezirksgericht 
zu  richten,  auf  dessen  Sprengel  die  requirierte  Rechtshandlung  zu  voll- 
ziehen ist  (§  17  E.).  Sie  sind  abzulehnen,  wenn  die  Gerichtshandlung 
im  Requisitionswege  überhaupt  nicht  vollzogen  werden  kann. 
Requisitionen  ausländischer  Gerichte  sind  nur  unter  der  Voraussetzung 
der  G^enseitigkeit  zu  vollziehen,  sofern  nicht  Staatsverträge  etwas 
anderes  festsetzen.  Ist  die  Gegenseitigkeit  zweifelhaft,  so  ist  die 
ÄuTsenuig  des  Justizministeriums  einzuholen,  welche  für  das  Gericht 
bindend  ist  Die  Amtshandlung  eriblgt  nur  nach  den  ungarischen  Ge- 
setzen. Es  kann  aber  auch  das  im  ausländischen  Rechte  begründete 
Verfiihren  auf  Verlangen  des  ersuchenden  Gerichtes  beobachtet  werden, 
wenn  dieses  Verfahren  mit  einem  inländischen  verbietenden  Gesetze 
nicbt  in  Widerspruch  steht  Über  die  grundlose  Verweigerung  der 
Rechtshilfe  entscheidet  über  Beschwerde  die  vorgesetzte  königl  Tafel.  — 
Die  im  Auslande  zu  vollziehenden  Requisitionen  sind  seitens  der 
ungarischen  Gerichte  an  die  in  den  Staatsverträgen  bezeichneten  Be- 
hörden, mangels  eines  Staatsvertrages  aber  an  die  in  der  gegen- 
seitigen Praxis  festgesetzten  Behörden  zu  richten.  In  den  übrigen 
Fällen  erfolgt  die  Requisition  im  Wege  des  Justizministeriums.  Die 
Gerichte  haben  über  jene  Fälle,  in  welchen  die  ausländischen  Gerichte 
keine  Gegenseitigkeit  üben,  dem  Justizminister  Bericht  zu  erstatten 
(§§  16-21  E.). 

b)  Zustellung.  Zustellungen,  welche  aufserhalb  Ungarns  zu 
erfolgen  haben,  geschehen  nach  den  Vorschriften  der  internationalen 
Verträge,  der  bestehenden  Gegenseitigkeit  und  den  diesbezüglich  mafs- 
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gebenden  anderweitigen  Vorschriften,  in  deren  Ennuigeiang  aber  im 
Wege  des  Jastizministeriams.  Die  Gültigkeit  der  anfaerhalb  Ungarns 
bewirkten  Znatellangen  kann  aof  Grond  dee  Gesetzes  des  Zosteliongs- 
ortes  nicht  angefochten  werden,  wenn  die  Zostellnng  den  Vorsehriften 
der  C.P.O.  entspricht  (§  178  E.).  Siehe  femer  das  ad  a  Gesagte, 
sowie  oben  ad  2  b. 

c)  Bew  ei  sauf  nahm  en:  a)  in  Ungarn  auf  Requisition  aus- 
ländischer Gerichte.  In  diesem  Falle  entscheidet  der  ersuchte  Richter 
auch  über  jene  Fragen,  welche  andemiklls  dem  Prozelsgerichte  zu- 
gewiesen sind  (Berechtigung  der  Zeugnisweigerung,  Anordnung  von 
Urkundenvorlage  durch  Zeugen  u.  a.). 

ft)  im    Auslande    auf   Requisition    ungarischer    Gerichte.      Ist    die 
Beweisaufnahme  im  Auslande  zu  bewerkstelligen,  so  wird  das  Ersuchen 
durch    den    Vorsitzenden    entsprechend    den    dem    betreffenden    Staate 
gegentlber    geltenden    Vorschriften    veranlafst      Insofern    die   Parteien 
nicht   erklären,   dafs  sie  bei  der  Beweisaufnahme  nicht  anwesend  sein 
wollen,   ist  die   betreffende  Behörde   auch  zu  ersuchen,   Zeit  und  Ort 
der    Beweisaufnahme    rechtzeitig    mitzuteilen.      Auf  Antrag    einer   der 
Parteien  kann  das  Gericht  anordnen,    dafs  das  Eisuchschreiben  behu& 
Betreibung   der  Durchführung    der  beweisführenden  Partei    übergeben 
werde,   oder  es  kann   die   beweisführende  Partei   anweisen,   über  die 
Beweisaufnahme     eine    den    Gesetzen    des    betreffenden    Staates    ent- 
sprechende öffentliche  Urkunde  beizubrin<]:en.     In  diesem  Falle  ist  der 
Partei   zur  Vorlage  der  Akten  über  die  Beweisaufnahme  eine  Frist  zu 
geben,   nach   deren  fruchtlosem  Verlaufe  jede   der  Parteien   verlangen 
kann,   dafs  zur   Fortsetzung  der  Verhandlung  ein  Termin   anberaumt 
werde.    Die  Akten  über  die  Beweisaufnahme  können  in  einem  solchen 
Falle    nur  insofern  berücksichtigt  werden,    als   hierdurch   der   Schlufs 
des  Verfahrens  keine  Verzögerung  erleidet    Die  beweisführende  Partei 
ist  verpflichtet,    im   Falle  des  vorigen   Absatzes  die  Gr^enpartei   Ton 
Zeit  und  Ort  der  Beweisaufnahme  rechtzeitig  zu  verständigen,  widrigens 
das  Gericht  darüber  entscheidet,  inwieweit  die  Beweisan^ahme  benutzt 
werden   dürfe.  —  Auf  Antrag  des  Gegners  kann  das  Gericht  von  der 
Anordnung  einer  im  Auslande   zu   bewirkenden  Beweisaufnahme  ganz 
absehen,  wenn  es  sich  nach  Anhörung  der  Parteien  als  wahrscheinlich 
erweist,  dafs  die  Anordnung  der  Beweisaufnahme  zu  keinem  Ergebnisse 
führen  werde.    Steht  aber  zu  befürchten,  dafs  die  im  Auslande  za  be- 
wirkende Beweisaufnahme  die  Beendigung  des  Prozesses  aufserordentlieh 
verzögern   würde,   so   kann  das  Gericht  schon  bei  Anordnung  der  Be- 
weisanfiiahme   einen    Termin    zur    Fortsetzung   der  Verhandlung    fest- 
setzen. —  Alle   diese  Bestimmungen  sind  jedoch  unanwendbar,   wenn 
die  Beweisaufiiahme  in  Osterreich  oder  in  Bosnien  und  der  Herzegowina 
zu  bewirken  ist 

Entspricht  die  im  Auslande  bewirkte  Beweisaufnahme  dem  unga- 
rischen Gesetze,  so  kann  das  Gericht  dieselbe  auch  dann  berücksichtigen, 
wenn  ihre  Gültigkeit  auf  Grund  der  Gesetze  des  Aufitahmsortes  an- 
fechtbar ist  (§§  299,  300  E.). 
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d)  Wirkfiamkeit  und  Vollstreckung  ausländischer 
Urteile  in  Ungarn.  Dem  Urteile  eines  ausländischen  Gerichtes  ist 
die  Gültigkeit  eu  versagen: 

1)  wenn  nach  den  ungarischen  Gesetzen  kein  Gericht  des  Staates, 
auf  dessen  Gebiete  das  Urteil  geschöpft  wurde,  zuständig  war ; 

2)  wenn  die  yerurteilte  Partei  ungarischer  Staatsbürger  ist  und  sich 
in  den  Prozefs  infolge  Nichterscheinens  nicht  eingelassen  hat, 
ausgenommen,  wenn  ihr  die  Ladung  zu  eigenen  Händen  oder 
infolge  Requisition  im  Wege  eines  inländischen  Gerichtes  ordnungs* 
mäfsig  zugestellt  worden  ist; 

8)  wenn  die  Partei  ungarischer  Staatsbürger  ist  und  von  der  Teil- 
nahme am  Prozesse  infolge  von  Unregelmäfsigkeiten  des  Ver- 
fifthrens  ausgeschlossen  war; 

4)  in  Prozessen,  welche  den  persönlichen  Stand  eines  ungarischen 
Staatsbüi^ers  betreffen; 

5)  wenn  die  Anerkennung  der  Gültigkeit  des  Urteiles  der  öffent- 
lichen Sittlichkeit  oder  dem  Zwecke  eines  ungarischen  Gesetsea 
widerstreitet ; 

6)  wenn  mit  dem  Staate,  dessen  Gericht  das  Urteil  g^eschöpft  hat, 
in  dieser  Beziehung  keine  Gegenseitigkeit  besteht,  ausgenommen, 
wenn  das  Urteil  nicht  in  einem  vermögensrechtlichen  Prozesse 
geschöpft  wurde  und  für  den  Prozefs  kein  inländisches  Gericht  zu- 
ständig ist  (§  488  E.). 

Über  die  VoUstreckbarkeit  ausländischer  Urteile  enthält  der  Ent- 
warf keine  Bestimmungen;  dieselben  werden  in  dem  in  Ausarbeitung 
befindlichen  Entwürfe  einer  Exekutionsordnang  enthalten  sein. 

Eine  besondere  Normierung  erfahrt  der  Einflufs  ausländischer 
Urteile  oder  im  Auslande  angebrachter  Klagen  in  Ehesachen  für  den 
Fall,  als  nach  UrteilsfäUnng,  bezw.  Klagsanstrengung  die  Ehegatten 
die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erlangt  haben.  Hatte  das  ausländische 
rechtskräftige  Urteil  die  Scheidung  der  Ehe  von  Tisch  und  Bett  aus- 
gesfnrochen,  so  kann,  wenn  die  Scheidungsgründe  zugleich  Auflösungs- 
gründe  im  Sinne  des  ungarischen  Ehegesetzes  sind  (§  115  G.A.  XXXI: 
1894),  nach  zwei  Jahren  von  Rechtskraft  des  Urteiles  an  vor  dem 
nngarischen  Gerichte  auf  Auflösung  der  Ehe  geklagt  werden.  Das 
Gracht  hat  in  diesem  Falle  auf  die  Prüfung  der  Wahrheit  des  vom 
ausländischen  Gerichte  in  seinem  Urteile  festgestellten  Scheidungsgrundes 
nicht  mehr  einzugehen  (§  715  E.). 

Wurde,  bevor  die  Ehegatten  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  er- 
langten, ein  Eheprozefs  vor  einem  ausländischen  Gericht  angestrengt, 
und  befindet  sich  derselbe  noch  im  Zuge,  so  ist  zwar  binnen  gewisser 
Fristen  eine  neuerliche  Klage  vor  d^m  ungarischen  Gerichte  anstrengbar, 
es  18t  jedoch  die  vorherige,  sonst  vorgeschriebene  Vornahme  von  Ver- 
söhnungsversuchen  nicht  erforderlich,  wenn  sie  schon  im  Auslande  ver- 
soeht  worden  war;  es  kann  weiters  von  der  vorläufigen  Absonderung 
der  Gatten  abgesehen  werden,  wenn  schon  das  ausländische  Gericht 
sie    angeordnet    hat,    und    endlich    kann    das    ungarische   Gericht   die 
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im     anslttndischen     Prozesse     erfolgten     Beweisauftiahmen     benutzen 
(§  716  E.). 

4.  Berttcksichtigang  aaslttndischen  Rechtes  durch 
inländische  Gerichte. 

Die  in  einem  anderen  Staate  geltenden  Rechtsnormen,  die  auf  die 
Gegenseitigkeit  bezüglichen  Vorschriften  mit  inbegriffen,  sind  nur  dann 
zu  beweisen,  wenn  sie  dem  Richter  nicht  bekannt  sind.  Das  Gericht 
kann  jedoch  behufs  deren  Ermittelung  auch  von  den  Parteien  nicht  ^) 
vorgebrachte  Quellen  benutzen  und  zu  diesem  Behufe  die  notwendigen 
Schritte  von  Amts  wegen  vornehmen  (§  283).  Zu  diesen  Rechtsnormen 
gehören  wohl  insbesondere  auch  die  Bestimmungen  über  gesetzliche 
Vermutungen  und  Beweisregeln,  nicht  aber  die  tlber  die  Verteilung 
der  Beweislast,  welche  vielmehr  ausschliefslich  nach  dem  ungarischen 
Gesetze  (§  284  E.)  zu  beurteilen  sind.  Die  unrichtige  Anwendung 
oder  Aufserachtlassung  einer  Bestimmung  des  ausl&idischen  Gesetzes 
bildet,  da  der  E.  zwischen  in-  und  ausländischem  Recht  hier  nicht 
unterscheidet,  einen  Revisionsgrund  im  Sinne  des  §  547  E. 

Fälle  der  Anwendung  ausländischen  Prozefsrechtes  wurden  bereits 
oben  erwähnt. 

5.  Beweiskraft  ausländischer  XJrkunden.  Die  im  Aus- 
lande ausgestellten  Urkunden,  welche  nach  dem  Rechte  ihres  Aus- 
stellungsortes als  öffentliche  Urkunden  gelten,  geniefsen  dieselbe  Beweis- 
kraft, wie  inländische  öffentliche  Urkunden,  d.  h.  sie  begrtlnden  vollen 
Beweis  über  die  darin  enthaltenen  Verfügungen,  Beschlüsse,  Erklärungen 
oder  Bezeugungen  (§  332  E.).  Die  Beweiskraft  von  aufserhalb  Ungarns 
ausgestellten  Privaturkunden  beurteilt  das  Gericht  nach  den  Vorschriften 
der  C.P.O.  Jene  Privaturkunden  aber,  welche  vom  Aussteller  zum  Be- 
weise eines  Rechtsgeschäftes  ausgestellt  wurden,  behalten  die  nach  dem 
Rechte  des  Ausstellungsortes  ihnen  zukommende  Beweiskraft  auch  dann^ 
wenn  sie  den  durch  die  C.P.O.  für  Privaturkunden  mit  voller  Beweis- 
kraft vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  entsprechen.  Die  Vor- 
schriften, welche  sich  auf  die  Beurteilung  der  Gtlltigkeit  der  im  Auslande 
zu  Stande  gekommenen  Rechtsgeschäfte  beziehen,  werden  durch  dieses 
Gesetz  nicht  berührt  (§  339  E.).  —  Sofern  die  bestehenden  Staats- 
verträge  keine  andere  Verfügung  treffen,  beurteilt  das  Gericht  die  Be- 
weiskraft der  im  Aaslande  geführten  Handelsbücher,  sowie  der  Tage- 
bücher und  Schlufsbriefe  ausländischer  Mäkler  nach  freiem  Ermessen 
(§  340  E.).  —  Während  eine  inländische  öffentliche  Urkunde  bis  zum 
Gegenbeweise  als  echt  gilt,  beurteilt  das  Gericht  nach  den  Umständen 
des  Falles,  inwiefern  die  Vermutung  für  die  Ek^htheit  ausländischer 
öffentlicher  Urkunden  streitet.  Die  Beglaubigung  durch  einen  Gesandten 
oder  Konsul  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  genügt  zum  Be- 
weise der  Echtheit  (§  353  E.). 


4)  Das  Wort  .nicht''  ist  in  der  in  Anm.  2  erwähnten  OberBetzong  in- 
folge eines  Druckfealers  weggeblieben. 


Das  internationale  Privatrecht  im  Japanischen  Civil- 

gesetzbuch. 

Von  Tli«  iviemejer. 

Das  im  Mftrz  1899  publizierte  und  am  16.  Juni  1899  in  Kraft 
getretene  CiTilgesetzbnch  für  das  Kaiserreich  Japan  selbst  enthält  keine 
Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts.  Intematiooalpriyatrechtlich 
sind  jedoch  die  nachfolgend  (anter  1.)  mitgeteilten  Vorschriften  der 
Artikel  49  nnd  1086  des  Gesetzbaches. 

Dagegen  enthält  ein  im  Jnni  1898  publiziertes  Gesetz,  „betreffend 
die  Anwendung  der  Rechtsvorschriften  im  allgemeinen*',  welches  nach 
Mitteilung  der  Kaiserlichen  Japanischen  Gesandtschaft  in  Berlin  gleichfi&lls 
seitdem  in  Kraft  getreten  ist  (der  Geltungsbeginn  ist  im  Gesetz  selbst 
Kaiserlicher  Order  vorbehalten)  eine  Kodifikation  des  internationalen 
Privatrechts,  welche  nachfolgend  (unter  2.)  mitgeteilt  ist. 

£b  bietet  Interesse,  mit  diesen  Bestimmungen  diejenigen  zu  ver- 
gleichen, welche  in  dem  später  nebst  der  ganzen  Kodifikation  suspen- 
dierten und  nunmehr  durch  das  vorher  genannte  Gesetz  ersetzten  ent- 
sprechenden Gesetz  von  1891  enthalten  waren  und  welche  nachstehend 
(unter  8.)  mitgeteilt  sind. 

Die  Übersetzung  ist  nach  dem  englischen  Text  gefertigt.    Letzterer 
ist  für  die  nunmehr  in  Geltung  stehenden  Gesetze  enthalten  in: 
The  dtnl  Code  of  Japan.    Translated  hy  Dr.  Lönhclm ,  Professor 

at  the  Imperial   üniversüy  Tokyo.    Bremen   (ohne  Jahr),  Mass 

Nössler^ 
während  die  deutsche  Ausgabe: 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  Japan.  Übenetzt  von  Dr.  X.  LönhoJm  etc. 

8  Bde.,   Tokyo    1896,  1898    (zu    haben    Bd.    1    und    2    in    der 

Rossbergschen  Buchhandlung  in  Leipzig,  Bd.  3  bei  Max  Nössler  in 

Bremen), 
das  bezeichnete  Nebengesetz  nicht   enthält.      Der  Entwurf  von    1891 
hat   mir  im  Jahre  1894   in  einem  Exemplar  ohne  Druckort  und  Jahr 
in  der  Bibliothek  des  GomHi  de  legislation  äranghre  in  Paris  vorgelegen. 

1.   Bargrerliohes  Gesetzbuch. 

Art  49. 

Abs.  2.  Wenn  eine  ausländische  juristische  Person  zum  erstenmal 
eine  Geschäftsstelle  im  Inland  errichtet,   so   kann   die  Entstehung   der 
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jnristiflcben   Person   Dritten   gegenüber    ent   geltend  gemacht   werden, 
nachdem   sie  ihre  Eintragung  am  Orte  der  Geschäftsstelle  erwii^t  hat 

Art.  1086. 

Wenn  ein  Japaner,  der  sich  an  einem  Orte  befindet,  wo  ein 
ja|>anischer  Konsul  seinen  Sitz  hat,  seinen  letzten  Willen  im  Wege  der 
öffentlichen  Urkunde  oder  der  Geheimurkunde  errichten  will,  so  übt 
der  Konsul  das  Amt  des  Notars  aus. 

2.   GhesetZy  betreffend  die  Anwendungr  der  Reohts- 
YorBChriften  im  allgremeinen,  von  1898. 

Art.  3. 

Die  Rechts-  und  Eüindlungsfkhigkoit  (capacity)  einer  Person  richtet 
sich  nach  ihrem  Heimatrecht  (law  of  his  nationtUitfi!), 

Wenn  ein  Fremder  in  Japan  einen  Rechtsakt  vernimmt,  wozu  er 
nach  seinem  Heimatrecht  nicht  die  Fähigkeit  besitzen  würde,  so  gilt 
er  trotz  vorstehender  Bestimmung  als  fHhig,  sofern  er  es  gemttÜB  dem 
japanischen  Recht  sein  würde. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  finden  leine  An- 
wendung auf  familienrechtliche  und  erbrechtliche  Akte  und  auf  Rechts- 
«kte,  welche  sich  auf  im  Ausland  belegene  Immobilien  beziehen. 

Art.  4. 

Die  Grttnde,  aus  welchen  eine  Person  entmündigt  werden  kann, 
werden  durch  ihr  Heimatreeht  bestimmt,  die  Wirkung  der  Entmündigung 
durch  das  Recht  des  Landes,  wo  diese  erfolgt  ist. 

Wenn  für  einen  AuslSnder,  der  sein  Domizil  oder  seinen  Aufent- 
halt in  Japan  hat,  ein  Entmündigungsgrund  nach  seinem  Heimatrecht 
vorliegt,  kann  das  Gericht  die  Entmündigung  aussprechen,  auch  wenn 
das  japanische  Recht  solchen  Grund  sonst  nicht  anerkennt. 

Art.  5. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  finden  auf  Personen, 
denen  ein  Kurator  bestellt  ist  (quasi  incompeteni  personi)^  entsprechende 
Anwendung '). 

Art.  6. 

Wenn  es  ungewifs  ist,  ob  ein  Ausländer  lebendig  oder  tot  ist, 
kann  ein  Gericht  eine  Verschollenheitserklärung  gemäfs  dem  japanischen 
Recht  erlassen;  aber  nur  hinsichtlich  des  in  Japan  befindlichen  Ver- 
mögens oder  hinsichtlich  der  dem  japanischen  Recht  unterworfenen 
Reditsverhältnisse. 


1)  „Incompetent'*   heifsen   Geisteskranke,    „quasi-incompetent*^   Greistes- 
Bchwache,  Taube,  Blinde,  Verschwender  (Artt  7,  9  B.G.B.). 
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Art.  7. 

Die  Frage,   welchee  Baeht  für  die  Existenz  und  Wirkung  eines 
Rechtsaktes  mafsgebend  ist,  richtet  sieh  nach  der  Absicht  der  Parteien. 
Wenn  solche  Absicht  nicht  festgestellt  werden  kann,  ist  das  Recht 
des  Ortes  mafsgebend,  wo  der  Akt  stattgefunden  hat. 

Art»  8« 

Die  für  einen  Rechtsakt  erforderliche  Form  bestimmt  sich  nach 
dem  Recht,  welches  für  seine  Wirkung  mafsgebend  ist. 

Trotz  der  yorhergehenden  Bestimmungen  sind  die  Formen  genügend, 
welche  dem  Gesetz  des  Ortes  entsprechen,  wo  der  Akt  stattgefunden 
hat;  jedoch  findet  dieser  Grundsatz  keine  Anwendung  auf  die  Rechts« 
akte,  betreffend  Begründung,  Yeründerung  oder  Aufhebung  von  ding- 
lichen oder  der  Eintragung  bedürfenden  Rechten. 

Art  9. 

Wenn  eine  Willenserklärung  gegenüber  einer  Person  abgegeben 
wird,  welche  sich  an  einem  Ort  mit  anderem  Recht  befindet,  so  gilt 
der  Ort,  von  dem  aus  die  Erklärung  abgesendet  ist,  als  der  Ort  der 
Abgabe. 

Hinsichtlich  der  fbdstenz  und  der  Wirkung  eines  Kontraktes  gilt 
der  Ort,  von  welchem  aus  die  Offerte  abgegeben  ist,  als  Ort  des  Aktes. 

Art  10. 

Rechte  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  und  Rechte, 
welche  der  Eintragung  bedürfen,  richten  sich  nach  dem  Recht  des 
Ortes,  wo  die  solchen  Rechten  unterworfenen  Sachen  sich  befinden. 

Erwerb  oder  Verlust  solcher  Rechte  richtet  sich  nach  dem  Recht 
des  Ortes,  wo  die  Sache  sich  in  dem  S^itpunkt  befindet,  in  welchem 
sich  die  Thatsachen  vollziehen,  auf  welche  solcher  Erwerb  oder  Verlust 
sieh  gründet. 

Art  11. 

Existenz  und  Wirkung  einer  Obligation  aus  unbeauftragter  Ge- 
schäftsführung, ungerechtfertigter  Bereicherung  oder  unerlaubter  Handlung 
richtet  sich  nach  dem  Recht  des  Ortes,  wo  die  Thatsachen  sich  voll- 
ziehen, welche  den  Grund  solcher  Obligation  bilden. 

Die  vorhergehenden  Bestimmungen  bezüglich  unerlaubter  ELand- 
lungen  finden  keine  Anwendung  auf  Thatsachen,  welche  sich  im  Aus- 
lände vollziehen,  aber  nach  japanischem  Recht  keine  unerlaubte  Hand- 
longen  bilden. 

Ebenso  kann,  wenn  Thatsachen,  die  sich  im  Ausland  vollziehen, 
nach  japanischem  Recht  unerlaubte  Handlungen  sind,  die  verletzte  Partei 
daraus  keine  weiteren  Ansprüche  erheben,  als  diejenigen,  welche  das 
japanische  Recht  gewährt 
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Art.  12. 

Die  Wirkung  der  Übertragang  einer  Cession  wird  hinsichtlich 
dritter  Personen  .durch  das  Recht  des  Domizils  des  Schuldners  be* 
stimmt. 

Art.  13. 

Die  Erfordernisse  der  Eheschliefsung  werden  hinsichtlich  jedes 
Beteiligten  durch  sein  Heimatrecht  bestimmt  Die  Form  wird  durch 
dss  Recht  des  Ortes  der  Eheschliefsung  bestimmt 

Die  Bestimmungen  des  Yorhergehenden  Absatzes  berühren  nicht 
die  Anwendung  des  Art.  777  des  Btligerlichen  Gesetzbuchs. 

Art.  777  B.G.B.  bestimmt:  „Wenn  Japaner  im  Ausland  eine  Ehe  mit- 
einander eineehen,  mttssen  sie  ihre  Eheschliefsung  dem  Gesandten^  oder 
Konsul  des  betreffenden  Bezirkes  mitteilen.  In  diesem  Fall  finden  die  Be< 
Stimmungen  der  Artt  775  und  776  entsprechende  Anwendung." 

Die  zuletzt  genannten  Artikel  schreiben  vor,  dafs  die  Wirkung  einer 
Eheschliefsung  erst  auf  Gnmd  der  Annahme  der  Mitteilung  durch  den 
Resisterbeamten  eintritt  und  dafs  letzterer  die  Mitteiluxig  nur  annehmen 
dan»  wenn  gewisse  zwingende  I^fordemisse  des  japanischen  Rechtes^  vor- 
liegen,  in  anderen  F&llen  sie  nur  annehmen  soll,  wenn  nach  Hinweis  auf 
gewisse  Umst&nde,  die  Beteiligten  auf  der  Mitteilung  bestehen. 

Art.  14. 

Die  Wirkung  der  Eheschliefsung  richtet  sich  nach  dem  Heimat- 
recht des  Ehemannes. 

Wenn  ein  Ausländer  eine  Frau  heiratet,  welche  das  Haupt  eines 
Hauses  ist  und  zugleich  in  ihr  Haus  eintritt,  oder  wenn  er  der 
mükoyOshi  einer  Japanerin  wird,  so  richtet  sich  die  Wirkung  solcher 
Ehe  nach  japanischem  Recht. 

Art  15. 

Das  eheliche  Güterrecht  richtet  sich  nach  dem  Heimatreeht  des 
Ehemannes  zur  Zeit  der  Eheschliefsung. 

Wenn  ein  Ausländer  eine  Japanerin  heiratet,  welche  das  Haupt 
eines  Hauses  ist  und  er  zugleich  in  ihr  Haus  eintritt  oder  wenn  er  der 
mükoyöshi  einer  Japanerin  wird,  richtet  sich  das  eheliche  Güterrecht 
nach  japanischem  Recht. 

Art  16. 

Die  Ehescheidung  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Ehe- 
mannes zur  Zeit  der  Thatsachen,  welche  den  Ehescheidungsgnmd 
bilden;  aber  das  Gericht  kann  keine  Ehescheidung  aussprechen,  wenn 
der  Ehescheidungsgrund  als  solcher  vom  Japanischen  Recht  nicht  an- 
erkannt ist 

Art.  17. 

Die  Legitimität  eines  Kindes  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht 
des  Ehemannes  der   Mutter  zur  Zeit   der  Geburt   des  Kindes.     Wenn 
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der  Ehemann  stirbt,    bevor  das  Kind   geboren   ist,    ist  das  Recht  des 
Staates  mafsgebend,  dem  er  zuletzt  angehörte. 

Art  18. 

Die  Erfordernisse  der  Anerkennung  eines  natürlichen  Kindes 
werden  hinsichtlich  des  anerkennenden  Vaters  oder  der  anerkennenden 
Matter  durch  deren  Heimatrecht  zur  Zeit  der  Anerkennung  bestimmt, 
hinsichtlich  des  Kindes  durch  dessen  Heimatrecht  zur  Zeit  der  An- 
erkennung. 

Die  Wirkung  einer  Anerkennung  richtet  sich  nach  dem  Heimat- 
recht des  Vaters  oder  der  Mutter. 

Art.  19. 

Die  Erfordernisse  der  Adoption  werden  bezüglich  jeder  der  be- 
teiligten Personen  durch  deren  Heimatrecht  bestimmt. 

Die  Wirkung  der  Adoption  und  deren  Aufhebung  bestimmen  sich 
nach  dem  Heimatrecht  des  Adoptierenden. 

Art  20. 

pie  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  Eltern  und  Kindern  richten 
sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Vaters,  oder  wenn  kein  Vater  vor- 
banden ist,  nach  dem  Heimatrecht  der  Mutter. 

Art  21. 

Die  Unterhaltspflicht  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Unter- 
haltspflichtigen. 

Art.  22. 

Abgesehen  von  den  in  den  vorhergehenden  neun  Artikeln  hervor- 
gehobenen Fällen  richten  sich  Familienverhältnisse  und  die  daraus  ent- 
stdienden  Rechte  und  Pflichten  nach  dem  Heimatrecht  der  betreffenden 
Personen. 

Art  23. 

Die  Vormundschaft  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Mündels. 

Die  Vormundschaft  über  einen  Ausländer,  der  in  Japan  Domizil 
oder  Aufenthalt  hat,  richtet  sich  nur  dann  nach  japanischem  Recht, 
wenn  gemäls  dessen  Heimatrecht  die  Voraussetzung  einer  Vormundschaft 
gegeben  ist,  aber  keine  Person  vorhanden  ist,  welche  sie  ausübt  oder 
wenn  in  Japan  eine  Entmündigung  ausgesprochen  ist 

Art  24. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  finden  auf  die  Be- 
stellung eines  Kurators  entsprechende  Anwendung. 

Art  25. 
Die  Erbfolge  richtet  sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Erblassers. 
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Art.  26. 

Die  Existenz  und  die  Wirkung  einer  letztwilligen  Verftlgong  be- 
stimmt sich  nach  dem  Heimatrecht  des  Erricbters  zur  Zeit  der  Er- 
richtung. 

Der  Widermf  einer  letztwilligen  Yerfögnng  richtet  sich  nach  dem 
Heinu&trocht  des  Widermfenden  zur  Z^eit  des  Widerrofs. 

Unbeschadet  der  Bestimmongen  der  beiden  vorhergehenden  Abältze 
kann  bezttglich  der  Form  das  Recht  des  Ortes  angewendet  werden,  wo 
die  Willenserklärang  abgegeben  wird. 

Art.  27. 

Wofern  das  Heimatrecht  mafsgebend  sein  soll,  die  betreffende  Person 
aber  eine  doppelte  oder  mehrfache  Staatsangehörigkeit  besitzt,  so  ist  die 
zuletzt  erworbene  Staatsangehörigkeit  entscheidend;  ist  aber  eine  von 
diesen  Staatsangehörigkeiten  die  japanische,  so  ist  diese  mafsgebend. 

Für  eine  Person,  die  keine  Staatsangehörigkeit  hat,  gilt  das  Recht 
des  Wohnsitzes  als  Heimatrecht  oder  wenn  kein  Wohnsitz  bekannt  ist, 
das  am  Ort  ihres  Aufenthaltes  geltende  Recht. 

Wenn  eine  Person  einem  Staate  angehört,  dessen  Recht  örtlich  ver- 
schieden ist,  entscheidet  das  Recht  des  Ortes,  dem  die  Person  angehört 
(fhe  law  of  the  locäXJUy  to  hoHm^  he  behngs). 

Art.  28. 

Wenn  das  Recht  des  Wohnsitzes  der  betrefienden  Person  mafs- 
gebend sein  soll  und  kein  Wohnsitz  bekannt  ist,  so  entscheidet  das 
Recht  des  Aufenthaltsortes. 

Die  Bestimmungen  des  Art.  27  Abs.  2  und  3  finden  entsprechende 
Anwendung  auf  den  Fall,  wenn  das  Recht  des  Wohnsitzes  mafs- 
gebend ist. 

Art  29. 

Wofern  das  Heimatrecht  einer  Person  mafsgebend  sein  soll,  die 
Bestimmungen  desselben  aber  das  japanische  Recht  für  mafsgebend  er* 
klflren,  so  findet  das  letztere  Anwendung. 

Art.  30. 

Wenn  ein  an  und  für  sich  mafsgebendes  auslKndisches  Recht  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  den  guten  Sitten  widerspricht,  soll  es  nicht 
mafsgebend  sein. 

8.   Gesetzentwurf  von  1891. 

Art  3. 

Der  bürgerliche  Status  und  die  gesetzliche  Fähigkeit 
der  Personen  wird  regiert  durch  das  Gesetz  des  Landes,  dem  sie 
angehören.  Dasselbe  gilt  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Verwandt- 
schaft und  der  daraus  entspringenden  Rechte  und  Pflichten. 
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Art.  4. 

Bewegliche  und  imbew^liche  Sachen  werden  regiert  durch  das 
G^esetz  des  Ortes,  wo  sie  belegen  sind. 

Hinsichtlich  der  Erbfolge  und  der  YennXchtnisse  werden  sie  von 
dem  GesetE  des  Landes  regiert,  dem  die  Erblasser  and  Vermächtnisgeber 
angehören. 

Art.  5* 

Hinsichtlich  eines  im  Ausland  geschlossenen  Vertrages  ist  das  6e« 
setE  anzuwenden,  welches  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden 
Intention  der  Parteien  entspricht 

Wenn  die  Intention  der  Parteien  nicht  klar  ist,  so  ist  das  Recht 
des  Landes,  dem  sie  angehören,  anzuwenden,  wenn  sie  ein-  und  dem- 
selben Lande  angehören;  andemfidls  das  Recht  des  Ortes,  welches  im 
gegebenen  Fall  bei  dem  Vertrage  am  meisten  in  Betracht  kommt 

Art  6. 

Wenn  in  Japan  ein  Ausländer  mit  einem  Japaner  einen  Ver- 
trag schliefst,  so  ist  hinsichtlich  der  Oeschäftsfkhigkeit  das  japanische 
Recht  oder  das  Recht  des  Landes,  dem  er  angehört,  anzuwenden, 
je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  dem  Bestände  des  Vertrages 
günstiger  ist 

Art.  7. 

Ungerechtfertigte  Bereicherungen,  rechtswidrige  Verletzungen  und 
gesetzliche  Verwaltungen  werden  regiert  durch  das  Gesetz  des  Ortes, 
wo  ihre  Veranlassung  sich  ereignet  hat 

Art.  8* 

In  allen  Fällen,  in  denen  sonst  das  Recht  des  Landes  mafsgebend 
ist,  dem  eine  Person  angehört,  wird  eine  Person,  die  keine  Nationalität 
hat,  oder  in  deren  Heimatland  an  verschiedenen  Orten  verschiedenes 
Recht  gilt,  durch  das  Recht  ihres  Domizils  regiert;  ist  solches  nicht 
bekannt,  so  werden  sie  durch  das  Recht  ihres  Aufenthaltsortes  regiert. 

Eine  Person,  welche  sowohl  die  japanische  wie  eine  andere  Staats- 
angehörigkeit besitzt,  wird  durch  das  japanische  Recht,  und  solche 
Personen,  welche  zweien  oder  mehr  fremden  Staaten  zugehören,  werden 
durch  das  Recht  des  Landes  regiert,  dessen  Staatsangehörigkeit  sie  zu- 
letzt erworben  haben. 

Art.  9. 

Die  Förmlichkeiten  öffentlicher  und  und  privater  Urkunden  werden 
durch  das  Recht  des  Landes  regiert,  wo  sie  errichtet  sind.  I^vat- 
urkunden,  welche  von  einer  einzelnen  Person  oder  von  mehreren  Per- 
sonen errichtet  sind,  welche  demselben  Staate  angehören,  können  in 
Gemäfsheit  der  Förmlichkeiten  errichtet  werden,  welche  das  Recht  des 
Landes  vorschreibt,  dem  sie  angehören. 


204t   l'h-  Niemeyer,  D.  intern.  Privatr.  im  Japanischen  Givilgesetsbach. 

Art.  10. 

Alle  ASrmlicheu  Verträge  oder  Akte  sind  gültig,  sofern  ihre  Form 
den  Vorschriften  des  Landes  entspricht,  wo  sie  errichtet  sind  oder  wo 
«ie  ZQ  ereilen  sind.  Aasgenommen  ist  der  Fall,  dafs  die  Absicht  zu 
Grande  liegt,  die  Vorschriften  des  Japanischen  Rechtes  sa  amgehea. 

Art.  11, 

Eine  im  Aasland  in  Üboreinstimmong  mit  den  dortigen  Form- 
vorschriften errichtete  Urkunde  kann  in  Japan  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  solche  Urkunde  legalisiert  ist,  sofern  sie  sich  aof  die 
Übertragung  von  Realrechten  an  Immobilien  bezieht,  durch  den  Pr8si- 
denten  des  Distriktsgerichtes  des  Ortes,  wo  das  Grundstück  belegen 
ist,  und,  sofern  sie  sich  auf  einen  andern  Rechtsakt  bezieht,  durch  den 
Präsidenten  des  Distriktgerichtes  des  Domizils  oder  Aufenthaltsortes  der 
Parteien. 

Art  12. 

Die  Förmlichkeiten  der  öfientlichen  Bekanntmachungen,  welche  im 
Interesse  dritter  Personen  vorgeschrieben  sind,  werden,  wenn  sie  sich 
auf  Immobilien  beziehen,  durch  das  Recht  des  Ortes  regiert,  wo  diese 
belegen  sind,  andernfalls  durch  das  Recht  des  Landes,  in  dem  die  Ver- 
anlassung gegeben  worden  ist. 

Art.  15. 

Verträge  oder  andere  Akte,  welche  gegen  die  Gesetze  der  Polizei 
und  gegen  die  guten  Sitten  verstofsen,  oder  welche  deren  Umgehung 
bezwecken,  sind  ungültig. 

Art.  16. 

Verträge  oder  Akte,  welche  die  bezüglich  des  Givilstandes  oder 
der  rechtlichen  Fähigkeit  gegegebenen  Vorschriften  aufser  Anwendung 
stellen,  sind  null  und  nichtig. 


Über  die  Änderung  der  Nationalität  im  Faile  der 

Annexion. 

Von  Z.  Perltscliy  ord.  Profeaeor  der  Rechte  in  Belgrad. 

Gemeiniglich  zahlen  die  Autoren  die  Annexion  zu  denjenigen 
Hechtsthatsachen ,  welche  eine  Änderong  der  Nationalität  nach  sich 
ziehen.  Nnr  hesteht  zwischen  ihr  and  den  beiden  andern  Fällen  von 
NationalitätsSndenmg  (Naturalisation  im  engeren  Sinne  und  Ehe)  der 
Unterschied,  dafs  bei  der  Annexion  eine  ganze  Gruppe  von  Individuen 
eine  Nationalität  aufgiebt  und  eine  andere  annimmt,  während  bei  der 
NfttmraliBation  stricto  sensu  und  der  Ehe  dies  nur  bei  einzelnen, 
bestimmten  Peraonen  der  Fall  ist.  Daher  wird  auch  die  Naturalisation 
im  ersteren  Falle  eine  kollektive,  im  letzteren  individuelle 
Naturalisation  genannt.  Im  übrigen  haben  wir  an  einer  anderen 
Stelle  und  anläfslich  einer  anderen  Frage  ^)  dai^elegt,  dafs  auch  dann, 
wenn  die  Naturalisation  des  Vaters,  nach  einer  Meinung,  welche  gewisse 
Sebriftsteller  vertreten,  sich  auf  seine  Ehefrau  und  minderjährigen 
Kinder  erstreckt,  wir  dennoch  es  mit  einer  individuellen  und  nicht 
kollektiven  Naturalisation  zu  thun  haben.  Dort  haben  wir  auch  gleich- 
zeitig auf  noch  einige  Eigentümlichkeiten  der  Kollektivnaturalisation 
hingewiesen,  indessen  wollen  wir  diese  hier  nicht  wiederholen,  da  sie 
von  keiner  Bedeutung  für  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  sind. 

Überhaupt  finden  die  Grundprincipien,  welche  fllr  die  Naturalisation 
im  allgemeinen  mafsgebend  sind,  auch  bei  der  Annexion  Anwendung. 
So  büfst  die  Idee,  wonach  die  Unterthanschaft  das  Ergebnis  freier  Ver- 
ständigung zwischen  Staat  und  Individuum  ist,  nichts  von  ihrer  Geltung 
ein  bei  der  Naturalisation  im  Falle  einer  Territorialcession.  Auch  dann 
ist  in  erster  Reihe  die  Änderung  der  Nationalität  ein  Willensakt 
der  Bevölkerung  des  annektierten  Territoriums.  Dieselbe  tritt  in  die 
Unterthanschaft  des  Staates,  zu  dessen  Gunsten  die  Annexion  statt- 
gefunden hat,  nur  dann  ein,  wenn  sie  selbst,  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend,  in    diesem  Sinne  sich   erklärt.     Andernfalls  verbleibt  sie 


1)  Bevue  de  droit  international  et  de  legislation  compar^e, 
t.  32,  184  ff.,  19ÜÖ.  („  Un  cos  de  naturalisation  cotiettive  en  dehors  de  toute 
cession  de  terriMre,^) 
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auch  weiter  im  Unterthanenverband  desjenigen  Staates,  von  welchem 
das  betreffende  Territorinm  losgelöst  ist  Alle  Einwohner  eines  solchen 
Gebietes  zu  naturalisieren,  ohne  eine  Ericlärung  von  ihnen  darüber  za 
verlangen,  ob  sie  selbst  die  Naturalisation  wünschen,  —  w%re  eine 
augenscheinliche  Verletzung  des  Princips,  dafs  einer  Person  ohne  ihre 
Einwilligung  ihre  Nationalität  nicht  genommen  und  eine  andere  auf- 
gedrängt werden  kann.  In  zweiter  Reihe  bleibt  auch  nicht  un- 
berücksichtigt der  Wille  des  Staates,  dessen  Unterthanen  die  Bewohner 
des  annektierten  Gebietes  werden  sollen,  wenn  es  auch  den  Anschein 
hat,  dafs,  ihm  gegenüber,  die  beregte  Auffassung  des  inneren  Charaktere 
der  Unterthanschaft  hier  keine  Anwendung  gefanden  habe.  Mit  anderen 
Worten:  es  gewinnt  den  Anschein,  als  wenn  im  Falle  der  Annexion 
der  Erwerb  der  neuen  Nationalität  einzig  und  allein  abhinge  von  dexa 
Willen  der  Bevölkerung  des  annektierten  Gebiets,  da  der  annektierende 
Staat  jeden  Bewohner  des  abgetretenen  Territoriums,  der  den  Wunsch 
nach  Naturalisation  äufsert,  in  seine  Unterthanenschaft  aufnehmen  mufs. 
In  Wirklichkeit  aber  verhält  es  sich  nicht  so.  Auch  in  diesem  FisUe 
behält  die  obige  AufGusung  von  der  Natur  der  Naturalisation  ihre 
Richtigkeit.  Auch  hier  liegt  ein  Vertragsverhältnis  zwischen  Staat  und 
Individuum  zu  Grunde,  nur  mit  der  Besonderheit,  dafs  bei  der  Annexion 
(abweichend  von  dem  Vorgange  bei  der  Naturab'sation  stricto  sensu) 
der  annektierende  Staat  seine  Einwilligung,  dafs  er  der  annektierten 
Bevölkerung  die  Staatsangehörigkeit  einräumen  werde,  zuerst  giebt,  und 
dafs  dann  erst  die  Einwilligung  der  Bevölkerung  zu  erfolgen  bat. 
Durch  die  Thatsache  der  Annexion  selbst  hat  der  erwerbende  Staat 
sich  verpflichtet,  alle  Einwohner  des  codierten  Territoriums,  welche  es 
wünschen  sollten,  zu  naturalisieren.  Seitens  des  annektierenden  Staates 
liegt  eine  Art  polliciiatio  vor,  ein  Anerbieten  der  Staatsbürger- 
schaft au  die  cedierte  Bevölkerung,  welche  dieses  Anerbieten  annehmen 
oder  zurückweisen  kann. 

Damit  nun  der  vertragsmäfsige  Charakter  der  Nationalität  bei  der 
Annexion  gewahrt  werde,  besteht  auch  das  Institut  der  Option. 
Mittels  dieser  entscheiden  die  Einwohner  des  annektierten  Territoriums 
über  die  Frage  ihrer  Nationalität;  das  heifst,  durch  die  Option  ant- 
worten sie  auf  das  Anerbieten  des  Bürgerrechts,  welches  ihnen  der 
erwerbende  Staat  macht.  Auf  diese  Weise  erklären  sie  sich  darüber, 
ob  sie  wünschen,  in  der  bisherigen  Nationalität  zu  verbleiben  oder  ob 
sie  dieser  die  neue  ihnen  angetragene  Nationalität  vorziehen.  Die  Option 
wird  in  der  Praxis  ausdrücklich  oder  stilkchweigend  durch  Emigration 
ausgeübt  Die  Cessionsverträge  regeln  gewöhnlich  die  Form  der  Option 
sowie  deren  Frist. 

Die  anläfslich  der  Annexion  erfolgende  Naturalisation  bietet  mebr- 
fiiche  Schwierigkeiten,  von  denen  wir  hier  nur  zwei  der  wichtigaten 
erörtern  wollen.  In  erster  Reihe  wirft  sich  die  Frage  auf  nach  der 
Stellung  der  Bevölkerung  des  cedierten  Gebietes  in  der 
Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  und  sodann 
die  Frage  nach   dem  genauen  Zeitpunkte  der  Änderung  der 
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Nationalität  bei  jenem  Teile  dieser  Bevtflkerang,  welcher  i^r   die 
ihm  angetragene  Nationalität  optiert. 

Wir  wollen  ans  zuvörderst  mit  der  ersteren  dieser  beiden  als  der 
Vorfrage  beschäftigen,  am  dann  zar  zweiten  überzogehen. 

Was  die  Frage  nach  der  Stellang  der  BevOlkerong  des  annektierten 
Gebietes  im  Zeitraame  zwischen  Annexion  und  Option  betri£ft,  so  wird 
dieselbe  nicht  von  allen  Schriflstellem  des  internationalen  Privatrechts 
berührt,  und  anter  denjenigen,  welche  diese  Frage  —  wenngleich  ober* 
flächlich  —  behandelt  haben,  herrscht  keine  Übereinstimmung^). 

Nach  den  einen')  ist  die  Annexion  eine  rechtliche  Thatsache, 
welche  eo  ipso  den  Wechsel  der  Nationalität  nach  sich  zieht,  einen 
Wechsel,  den  ttbrigens  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums 
Termeiden  können,  dnrch  die  Ausübung  ihres  Optionsrechts  zu  Gunsten 
desjenigen  Staates,  von  dem  sie  getrennt  worden  sind.  Nach  dieser 
Theorie  hat  der  Annexionsvertrag  die  unmittelbare  Wirkung,  dafs  er 
die  Bewohner  des  oedierten  Gebietes  der  vollständigen  Souveränität  des 
annektierenden  Staates  unterwirft;  mit  anderen  Worten,  dafs  er  sie  zu 
Unterthanen  dieses  Staates  macht  Das  Raisonnement  dieser  Autoren 
ist  im  wesentlichen  folgendes:  Wenn  mit  der  Annexion  nicht  diese 
Wirkung  verknüpft  würde,  so  hätte  sie  auch  fOr  den  erwerbenden  Staat 
keinen  Nutzen.  Die  Annektierung  des  Territoriums  allein  ohne  die- 
jenige  der  Bevölkerung  würde  zu  einer  der  folgenden  beiden  Kon- 
sequenzen ftlhren:  1.  Entweder  bliebe  das  annektierte  Gebiet 
anbewohnt,  was  der  Fall  wäre,  wenn  der  erwerbende  Staat  sämtliche 
Einwohner  aus  demselben  entfernen  würde,  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  er  sie  als  fremde  Unterthanen  gar  nicht  einmal  auf  seinem  Terri- 
torium zurückhalten  dürfte.  Eine  Annexion,  welche  ohne  Wirkung 
aof  die  Nationalität  der  Bevölkerung  des  Anuexionsgebietes  geblieben 
ist,  würde  das  Resultat  ergeben,  dafs  auf  dem  Boden  des  annektierenden 
L«andes  plötzlich  eine  grofse  Menge  fremdländischer  Unterthanen  sich 
befinden  würde,  welche  ein  für  den  erwerbenden  Staat  gefährliches 
Element  bilden  könnten.  2.  Oder  aber  der  annektierende  Staat  mü  fste 
diese  unangenehme  Situation  acc optieren,  von  dem  Wunsche 
geleitet,  dafs  das  annektierte  Gebiet  nicht  ohne  die  zur  Kultivierung 
desselben  nötigen  Arbeitskräfte  verbleibe. 

Sowohl  die  eine  wie  die  andere  Folge  würde  für  den  erwerbenden 
Staat  schädlich  sein,  und  deswegen  mufste  eine  dritte  Lösung  gefunden 


2)  So  behandeln  dieseFraffe  nicht  z.B.  Ca Iro,  Le  droit  international 
theorique  et  pratique,  t  H,  p.  124  ff,;  Despagnet,  Präcis  de  droit 
international  prive\  p.  220  ff,;  Durand ,  Essai  de  droit  inter- 
national priv^  p,  252  ff.;  Funck- Brentano ,  Sorel^  Fricis  du 
droit  de  gens  p,  338,  etc..,.;  kurz  berühren  sie  z.  6.  Weiss,  Trait^ 
theorique  et  pratique  de  droit  international  j[>riv4j  t.  i,  p,  527  et 
suiv.,  566  et  suiv.;  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privat- 
rechta,  I.  Bd.,  8.  247  u.  248;  Cogordan,  La  nationaliti  au  point  de  vue 
des  rapports  internationaux  p.  305  et  351,  etc. . . . 

3)  Weiss,  V.  Bar. 
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werden,  welche  beide  Anforderungen  befriedigte:  nämlich  sowohl  die, 
dafs  das  fragliche  Gebiet  bewohnt  bleibe,  als  auch  die,  dafs  die  Be- 
wohner desselben  Unterthanen  des  annektierenden  Staates  werden. 

Wenn  also  der  Zweck  der  Annexion  die  Veigrö(kerang  und  die 
Kräftigung  des  erwerbenden  Staates  ist,  was  nur  in  der  Weise  ge- 
schehen kann,  dafs  mit  der  VergrOfserong  des  Territoriums  auch  die 
Einwohnerzahl  yergrtffsert  wird,  so  folg^  daraus  mit  Notwendigkät, 
dafs  die  Bewohner  des  codierten  Gebiets  in  dessen  Unterthanenverband 
eintreten  müssen,  —  ein  Faktum,  welches  diesen  Staat  gegen  das  obige 
Dilemma  schützen  wird.  Als  Unterthanen  des  annektierenden  Staates 
werden  diese  Bewohner  im  annektierten  Grebiete  verbleiben.  Denn  der 
Staat  setzt  sich  nicht  mehr  einer  Gefohr  aus,  wenn  er  sie  behält;  ab 
seine  Unterthanen  werden  sie  niemals  mehr  ein  unbequemes  Kon* 
tingent  ausmachen. 

Damit  indessen  auch  das  Princip,  wonach  die  Nationalität 
niemandem  aufgedrängt  werden  darf,  nicht  verletzt  würde,  ist  das  Recht 
der  Option  eingeführt  worden,  mittelst  welcher  jene  Einwohner,  welche 
es  wünschen,  ihre  bisherige  Nationalität  beibehalten  können. 

Der  Option  wird  rückwirkende  Kraft  beigelegt,  was  bedeutet, 
dafJB  diejenigen,  welche  sich  für  den  Staat  erklären,  dem  sie  bis  zur 
Annexion  angehört  haben,  so  angesehen  werden,  als  wenn  sie 
niemals  in  die  Unterthanschaft  des  annektierenden  Staates 
eingetreten  wären ^).  Die  Anhänger  dieser  Theorie  erkennen  der 
Option  diese  rückwirkende  Kraft  zu,  um  das  Princip  der  freien  Wahl 
der  Nationalität  aufrecht  zu  erhalten.  Wenn  die  Option  nicht  diese 
Wirkung  hätte,  so  würden  diejenigen  Einwohner,  welche  f)lr  ihre  alte 
Nationalität  optieren,  dieselbe  doch  nur  von  dem  Zeitpunkte  der  Option 
an  gerechnet,  flir  die  Zukunft  haben.  Also  was  den  Zeitraum 
zwischen  Annexion  und  Option  anbetrifft,  so  würden  sie  in 
demselben  jene  Nationalität  definitiv  haben,  welche  ihnen  die  Annexion 
gegeben  hat,  das  heifst,  die  Nationalität  des  annektierenden  Staates. 
Dieses  würde  bedeuten,  dafs  ihnen  während  dieses  Zeitraumes  eine 
Nationalität  aufgedrängt  würde,  welche  sie  nicht  angestrebt  haben, 
ja  gegen  welche  sie  sich  sogar  erklärt  haben.  Durch  die  rück- 
wirkende Kraft:  der  Option  soll  erreicht  werden,  dafs  bei  diesen  Ein- 
wohnern der  Wechsel  der  Nationalität,  welchen  die  Annexion  ihnen 
aufgezwungen  hat,  zu  nichte  gemacht  werde. 

Aber  trotz  der  retroaktiven  Wirkung  der  Option  haben  wir  es 
dennoch  hier  mit  einer  Verletzung  des  Princips  zu  thun,  wonach  die 
Nationalität  niemandem  aufgezwungen  werden  kann.  An  erster  Stelle 
kann  diese  Wirkung  nicht  gegen  die  Thatsache  aufkommen,  dafs  sämt- 
liche Bewohner  des  codierten  Gebiets  während  der  ganzen 
Dauer  der  Optionsfrist  als  Unterthanen  des  annek- 
tierenden Staates  betrachtet  werden,  trotzdem  sie  sich  noch 
nicht  erklärt  haben,  ob  sie  die  Nationalität  zu  ändern  wtlnschen. 

4)  Weiss  a.  a.  0,,  t  I,  p,  533. 
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An  zweiter  Stelle  bat  die  rückwirkende  Kraft  der  Option  im  wesent- 
lichen nor  theoretische  Bedeutung.  Und  in  der  That  kann 
diese  rückwirkende  Kraft  jene  Rechtshandlungen  der  Bewohner  des 
codierten  Gebietes  nicht  entkräften,  welche  dieselben  im  Einklang  mit 
den  Gesetzen  des  erwerbenden  Landes  in  der  Zeit  von  der  Annexion 
bis  zur  Option  voigenommen  haben.  Als  Unterthanen  dieses  Staates 
nnterliegen  sie  in  dieser  Zwischenzeit  ganz  dessen  Gesetzen,  und  also 
auch  den  Gesetzen  des  Personalstatus,  welche  bekanntlich  nur 
die  Inländer  binden.  Die  Rechtsgeschäfte,  welche  von  den  Bewohnern 
des  annektierten  Territoriums  in  dieser  Zwischenzeit  vorgenommen 
werden,  haben  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  die  Kontrahenten  nach  den 
Gresetzen  des  erwerbenden  Staates  dazu  f^hig  waren;  und  diese  Akte 
bebalten  ihre  Rechtskraft  auch,  nachdem  die  Kontrahenten  für  die  alte 
Nationalität  optiert  haben.  Hieraus  ersehen  wir,  "^afs  die  Option  für 
die  alte  Unterthanschaft  dieselbe  den  betreffenden  Bewohnern,  fUr  die 
Zeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  praktisch  nicht  wieder- 
verleibt Andernfalls  würde,  wenn  durch  die  rückwirkende  Kraft  der 
Option  erworbene  Rechte  vernichtet  würden,  die  Folge 
hiervon  die  sein,  dafs  die  Bevölkerung  des  annektierten  Gebietes 
während  der  ganzen  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option  sich 
aller  Rechtsgeschäfte  enthalten  mUfsten,  aus  Furcht,  dafs  diese  Geschäft» 
eventuell  nach  der  Option  ihre  Gültigkeit  verlieren  könnten.  Hierdurch 
würde  gewissermafsen  das  Rechtsleben  der  cedierten  Bevölkerung 
suspendiert  werden^). 

Die  Theorie,  welche  mit  der  Annexion  die  Wirkung  verbindet, 
eo  ipso  einen  Wechsel  der  Unterthanschaft  herbeizuftlhren,  leidet  auch 
an  dem  Mangel,  dafs  sie  die  Bewohner  des  annektierten  Gebietes 
eventuell  einem  doppelten  Nationalitätswechsel  aussetzt.  Insbesondere 
ist  dieses  bei  denjenigen  der  Fall,  welche  ftlr  die  alte  Nationalität 
optieren.  Dieselben  ändern  zuerst  ihre  Nationalität  infolge  der 
Annexion ;  das  heifst,  sie  werden  Unterthanen  des  erwerbenden  Staates. 
Sodann  wechseln  sie  infolge  der  Option  abermals  ihre  Nationalität:  sie 
kdiren  zum  alten  Vaterlande  zurück. 

Dieser  doppelte  Wechsel  kann  in  der  Praxis  viele  Schwierigkeiten 
herbeiftihren.  So  mtlssen  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums, 
da  sie  pendente  conditione  als  Unterthanen  des  erwerbenden 
Staates  gelten,  in  dieser  Zwischenzeit  alle  jene  Verpflichtungen  erfüllen, 
welche  den  Unterthanen   eines  Staates  in   dieser  Eigenschaft  obliegen. 


5)  Jedenfalls  nimmt  Weiss  an,  dafs  die  rückwirkende  Kraft,  die  er  der 
Option  beimifst,  erworbene  Rechte  nicht  vernichten  könne.  Allerdings  sagt 
er  im  allgemeinen,  dafs  „Voption  r^troagit  au  jour  de  Vannexian^  (op,  city 
t,  I,  p.  533),  aber  gewifs  geht  er  nicht  so  weit,  dieser  rückwirkenden  Kraft 
einen  solchen  Umfang  zu  geben,  dafs  durch  sie  jene  Rechtshandlungen  ent- 
krttftet  werden,  welche  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums  pendente 
conditione,  nach  Mafseabe  der  Gesetze  des  erwerbenden  Staates,  unter 
deren  Herrschaft  sie  nach  der  Annexion  bis  zur  Option  geraten  sind,  voU- 
gfiltig  abgeschlossen  haben. 

Zeitschrift  f.  intern.  PriTat-  n.  Strafrecht  etc.,  Band  XI.  14 
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So  z.  B.  die  Militärpflicht.  Der  annektierende  Staat  hat  also  das  Recht, 
die  Bewohner  des  cedierten  Oebiets,  welche  pendente  conditione 
grofsjKhrig  werden,  zu  rekrutieren  und  in  den  stehenden  Cadre  ein- 
zustellen. Wenn  nun  diese  Militärpflichtigen  fUr  ihre  alte  Nationalität 
optieren,  so  müssen  sie  sogleich  von  dem  weiteren  Heeresdienst  ent- 
bunden werden.  Nachdem  sie  durch  die  Option  Unterthanen  eines 
fremden  Staates  geworden  sind,  unterliegen  sie  nicht  mehr  der  Militär- 
pflicht in  einem  Lande,  welches  infolge  ihrer  Option  aufgehört  hat,  ihr 
Vaterland  zu  sein.  Und  da  infolge  der  rückwirkenden  Kraft  der  Option 
es  so  angesehen  werden  wird,  als  ob  diese  Personen  niemals  Unter- 
thanen des  erwerbenden  Staates  gewesen  seien,  so  wird  ihr  altes  Vater- 
land, zu  welchem  ihre  Option  sie  zurückgeführt  hat,  keine  Rücksicht 
nehmen  auf  den  Umstand,  dafs  sie  schon  eine  gewisse  Zeit  im  Militär- 
dienst des  annektierenden  Staates  zugebracht  haben,  sondern  wird  sie 
von  neuem  zur  vollständigen  Dienstleistung  im  eigenen  Heere  verhalten. 
Und  so  würden  diese  Personen,  ohne  ihr  Verschulden,  der  Militärpflicht 
in  zwei  Staaten  zu  genügen  haben,  während  andererseits  diesen  Staaten 
in  keiner  Weise  ein  unkorrektes  Verfahren  vorgeworfen  werden  kann; 
der  eine  wie  andere  Staat  hat  eben  von  diesen  Personen  nur  die  Er- 
füllung einer  Pflicht  gefordert,  wozu  er  ihnen  gegenüber,  als  seinen 
Unterthanen,  berechtigt  war. 

Ähnliche  Komplikationen  können  bei  einem  solchen  System  ein- 
treten auch  in  Ansehung  jener  Rechte,  welche  eine  Person  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Unterthan  haben  kann,  wie  z.  B.  in  Ansehung  des 
Stimmrechts.  Wenn  pendente  conditione  politische  Wahlen  aus- 
geschrieben werden  sollten,  so  werden  die  Bewohner  des  annektierten 
Gebietes  unzweifelhaft  das  Stimmrecht  bei  denselben  haben.  Aber  wie 
steht  es  mit  dem  Votum  jener  Bewohner,  welche  für  ihr  altes  Vater- 
land optieren?  Nachdem  sie  durch  die  Option  die  Nationalität  des  er- 
werbenden Staates  verloren  haben,  mufs  angenommen  werden,  dals 
diese  Stimmen  von  ihnen,  als  fremden  Unterthanen,  abgegeben  word^i 
sind.  Die  Folge  hiervon  würde  eine  eventuelle  Vernichtung  der 
Wahlen  sein,  was  jedenfalls  von  Nachteil  wäre  fUr  den  regelrechten 
Fortgang   der  öffentlichen  Angelegenheiten  in  dem  betreffenden  Lande. 

Aufserdem  kann  dieser  doppelte  Nationalitätswechsel ,  mit  rück- 
wirkender Kraft  der  Option,  Schwierigkeiten  hervorrufen,  auch  be- 
züglich der  Nationalität  der  Kinder  der  annektierten  Bevölkerung, 
welche  pendente  conditione  zur  Welt  kommen.  Von  der  Annexion 
bis  zur  Option  gelten  diese  Kinder  als  Unterthanen  des  erwerbenden 
Staates,  da  in  dieser  Zwischenzeit  ihren  Eltern  diese  Qualität  beiwohnt 
Aber  welches  wird  die  Nationalität  der  neugeborenen  Kinder  jener 
Einwohner  sein,  welche  für  ihr  altes  Vaterland  optieren?  Werden  sie 
diejenige  Nationalität  beibehalten,  welche  sie  durch  die  Geburt  erlangt 
haben  —  die  Nationalität  des  annektierenden  Staates;  oder  wird  ihnen 
mit  Rücksicht  darauf,  dafs  ihre  Eltern  infolge  der  Option  retroaktiv 
ihre  alte  Nationalität  wiedererlangt  haben,  ebenfiälls  diese  Nationalität 
zu  teil  werden? 
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Wie  wir  sehen,  zieht  das  System  der  retroaktiven  Wirkung  der 
Option  praktische  Unzukömmlichkeiten  nach  sich,  daher  es  für  uns  schon 
aus  diesem  Qrunde  schwierig  wäre,   ein  solches  System  zu  adoptieren« 

Einige  Autoren,  wie  z.  B.  der  ausgezeichnete  Göttinger  Professor 
V.  Bar ^  schreiben  der  Annexion  die  Wirkung  zu,  ipso  facto  eine 
Änderung  der  Nationalität  nach  sich  zu  ziehen,  ohne  indessen  der  Option 
rückwirkende  Kraft  zuzuerkennen.  Ein  solches  System  fUhrt  allerdings 
nicht  zu  allen  jenen  Unzukömmlichkeiten,  welche  wir  oben  als  Folgen 
der  retroaktiven  Wirkung  der  Option  erörtert  haben.  Es  hat  aber  den 
Nachteil,  dafs  in  der  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option 
das  Princip  der  freien  Wahl  der  Nationalität  hintangesetzt  wird,  da 
nach  diesem  System  sämtliche  Bewohner  des  codierten  Gebietes, 
in  Ansehung  des  Zeitraumes  zwischen  der  Annexion 
und  Option,  ausschliefslich  als  Unterthanen  des  annektierenden 
Staates  angesehen  werden,  also  auch  jene  Einwohner,  welche 
für  ihre  alte  Nationalität  optiert  haben. 

Eine  zweiteTheorie  geht  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dafs  der 
Wechsel  der  Nationalität  bei  keinem  Individuum  eintreten  kann,  ohne 
Einwilligung  desselben,  und  gelangt  daher  zu  dem  Schlufs,  dafs  die 
Bewohner  des  codierten  Territoriums  in  dem  Zeiträume  von  der 
Annexion  bis  zur  Option  als  Unterthanen  jenes  Staates  anzusehen  sind, 
von  welchem  das  betreffende  Gebiet  losgelöst  ist^).  Nach  dieser  Theorie 
verdrängt  das  Princip,  wonach  die  Nationalität  das  Willensergebnis  des 
Individuums  ist,  jenes  andere  Princip,  welches  wir  in  der  früheren 
Tiieorie  dominieren  sahen,  nämlich  das  Princip,  dafs  die  Annexion  von 
selbst  die  Änderung  nach  sich  ziehe.  Aber  so  wie  die  Autoren,  welche 
der  ersten  Theorie  anhängen,  da«  Princip,  wonach  die  Nationalitilt 
niemandem  aufgezwungen  werden  darf,  nicht  ganz  aufgegeben,  sondern 
durch  das  Optionsinstitut  ihm  ebenfalls  Raum  gelassen  haben,  so  wird 
ebenso  auch  bei  dieser  zweiten  Theorie  das  Princip  anerkannt,  dafs  die 
Annexion  eine  Nationalität^nderung  nach  sich  zieht.  Es  wird  nämlich 
auch  hier  der  Option  nie  rückwirkende  Kraft  beigelegt,  daher  die  Be- 
wohner des  annektierten  Gebiets,  welche  fUr  den  erwerbenden  Staat 
optieren,  nicht  erst  vom  Momente  der  Option,  sondern  schon  von 
der  Annexion  an,  als  Unterthanen  des  annektierenden  Staates 
gelten ''). 


6)  Cogordanf  op.  ctt,  p.  305;  Trih.  civ.  Vesoul,  19  juükt  1871  (Sir. 
1871.  2.  185). 

7)  Cogordan  spricht  es  zwar  nirgends  ausdrücklich  aus,  dafs  die  Option 
rückwirkende  Krait  habe;  aber  aus  seinen  Erörterungen  über  die  Bechts» 
Wirkung  der  Annexion  mnfs  gefolgert  werden,  dafs  er  eine  solche  Kraft  der 
Option  zuschreibe.  Er  sagt  n&mhch  an  mehreren  Stellen,  dafs  die  Annexion 
die  Wirkung  habe,  eo  ipso  die  Bevölkerung  des  oedierten  Territoriums,  zu 
Gunsten  des  annedLtieTenden  Staates,  zu  naturalisieren.  Damit  aber  anderer- 
seits durch  eine  solche  Wirkung  der  Annexion  das  Princin  der  freien  Wahl 
der  Nationalität  nicht  vernichtet  werde,  so  beläfst  Coaoraan  für  die  Daner 
der  Optionsfnst  sämtliche  Einwohner  des  annektierten  Territoriums  in  ihrem 
alten  Unterthanen  verband.    Wenn  man  beides  mitdnander  in  Verbindung 
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Diese  Theorie  ist  ▼om  praktischen  Gesichtspunkt  aus  der  ersten 
vorzuziehen,  weil  sie  keinen  doppelten  Nationalittttswechsel  kennte 
sondern  nur  eine,  durch  die  Option  herbeigedlhrte  Änderung;  denn 
nach  dieser  Theorie  nimmt  die  Annexion  vor  der  Option  den  Be- 
wohnern des  annektierten  Gebietes  ihre  bisherige  Nationalität  nicht. 
Aber  sie  hat  den  Nachteil,  dafs  sie  jene  Einwohner,  welche  für  die 
ihnen  angetragene  Nationalität  optieren,  als  Unterthanen  des  erwerbenden 
Staates  betrachtet  von  dem  Momente  der  Annexion,  also  da(& 
sie  ihnen  diese  Qualität  schon  zu  einem  Zeitpunkte  giebt,  wo  dieselben 
sich  für  diese  Nationalität  noch  gar  nicht  erklärt  hatten.  Das  ist  eine, 
wenn  auch  mehr  theoretische^)  Verletzung  des  Grundsatzes  der  freien 
Wahl  der  Nationalität  Die  erstere  Theorie  vernachlässigt  dieses  Princip 
für  den  Zeitraum  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  bemüht  sich  aber 
diesen  Mangel  zu  mildem  durch  die  rückwirkende  Kraft  der  Option; 
während  die  zweite  Theorie  dieses  Princip  pendente  conditione 
aufrecht  erhält,  aber  es  doch  theoretisch  verletzt  gerade  durch  die  rück- 
wirkende Kraft  der  Option.  Wie  wir  sehen,  hat,  trotzdem  beide 
Theorien  der  Option  rückwirkende  Kraft  zuerkennen,  dieser  Umstand 
dennoch  je  nach  der  Theorie  verschiedene  Folgen;  bei  der  einen  wird 
durch  rückwirkende  Kraft  der  Option  das  Princip  der  freien 
Wahl  der  Nationalität  intakt  erhalten,  bei  der  anderen  hingegen 
das  Princip,  wonach  die  Annexion  an  sich  einen 
Nationalitätswechsel  nach  sich  zieht.  Deswegen,  weil  beide 
Theorien  nicht  dasselbe  Princip  zum  Ausgangspunkt  genommen  haben, 
sind  auch  die  Ergebnisse  ungleiche. 

Sowohl  eine  wie  die  andere  Theorie  bringt  beide  Principien  zur 
Anwendung :  sowohl  das  Princip,  dafs  die  Annexion  einer  der  Fälle  der 
Naturalisation  ist,  als  auch  das  Princip,  dafs  die  Naturalisation  ein  Akt 


bringt^  so  ergiebt  sich,  dafs  er  der  Ansicht  ist,  dafs  jene  Einwohner,  welche 
für  die  neue  Nationalität  optiert  haben,  dieselbe  schon  vom  Tage  der 
Annexion  an  erlangt  haben.  Bezüglich  ihrer  liegt  kein  Anlafs  vor,  die 
Wirkung,  welche  Cogordan  der  Annexion  zuschreibt,  zu  beschränken,  da 
diese  Bewohner  durch  ihre  Option  sich  für  die  ihnen  angetragene  Nationalitat 
erklärt,  mit  anderen  Worten,  die  beregte  Wirkung  der  Annexion  ratifiziert 
haben.  Ebenso  ist  auch  nach  unserer  Ansicht  die  Doktrin  der  französischen 
Jurisprudenz  aufzufassen,  welche  in  konkreten  Fällen,  wie  sie  nach  dem 
Frankfurter  Vertrage  auftauchten,  sich  dafür  entschied,  dafs  die  Bewohner 
von  Elsafs-Lothringen  pendente  conditione  französische  Unterthanen  se- 
wesen  seien.  Jedenfalls  haben  bezüglich  jener  Einwohner,  welche  für  aas 
Deutsche  Reich  optierten,  die  französischen  Gerichte,  wie  auch  Cogordan,  die 
Anwendung  des  Princips  zugelassen,  wonach  die  Annexion  an  sich  eine 
Änderung  der  Nationalität  nach  sich  zieht;  mit  anderen  Worten,  diese  Ein- 
wohner sind  auch  nach  der  französischen  Jurisprudenz  deutsche  Unterthanen 
mit  dem  Tage  der  Annexion  geworden. 

8)  Wir  sagen:  mehr  theoretisch  deswegren,  weil  die  privatrechtlichen 
Akte,  welche  die  Bewohner  pendente  conditione  voigenommen  haben^ 
bezüglich  der  Rechtsfähigkeit  der  Kontrahenten,  nach  den  Gesetzen  des 
codierenden  Staats  beurteilt  werden  würden,  da  diese  Kontrahenten  in  der 
Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option,  Unterthanen  dieses  Staates 
waren. 


über  die  Änderung  der  Nationalit&t  im  Falle  der  Annexion.        213 

^ier  Einwilligang  des  Individaums  ist  Der  Unterschied  liegt  nur 
darin,  dafs  die  eine  Theorie  das  Übergewicht  dem  ersteren  Frincip 
giebt,  welches  durch  das  zweite  Princip  nur  gemildert  wird,  während 
die  andere  Theorie,  welche  den  Bewohnern  des  annektierten  Terri- 
toriums bis  zur  Option  ihre  bisherige  Nationalität  beläfst,  im  wesent- 
lichen das  Princip  der  freien  Wahl  der  Nationalität  zur  Anwendung 
bringt,  wobei  sie  jenem  anderen  Princip  nur  sekundäre  Bedeutung  giebt 
Bei  beiden  Auffassungen  wird  also  mit  denselben  Principien  operiert, 
aber  weil  diesen  Principien  nicht  die  gleiche  Wichtigkeit  eingeräumt 
wird,  so  gelangen  ihre  Anhänger  zu  verschiedenen  Endergebnissen. 

Beide  Theorien  haben  aufser  ihren  besonderen  Mängeln  noch  einen 
gemeinsamen  Fehler,  welcher  flbrigens  unvermeidlich  ist,  sobald  einmal 
die  Autoren  behufs  Lösung  der  uns  hier  interessierenden  Frage  zu  einer 
Kombination  obiger  beider  Principien  ihre  Zuflucht  genommen  haben. 
Die  eine  wie  die  andere  Theorie  fuhrt  nämlich  zu  dem  Ergebnis,  dafs 
die  definitive  Entscheidung  Über  die  Nationalität  der  Bevölkerung  des 
codierten  Gebiets  in  der  Zeit  zwischen  Annexion  und  Option  an  Un- 
gewifsheit  leiden  wird. 

Wir  werden  diese  unsere  Behauptung  sogleich  näher  erläutern,  — 
nur  sei  vorweg  erwähnt,  dafs  die  Ungewifsheit  ttber  dieNationalität 
nach  der  Option  und  von  derselben  an  ftlr  die  Zukunft 
gerechnet  keine  notwendige  Folge  der  obigen  Theorien  an  sich  ist. 
Mit  anderen  Worten,  wie  immer  die  Frage  der  Nationalität  der  Be- 
völkerung des  annektierten  Gebiets  penäente  conditione  beurteilt 
werden  mag,  so  wird  immer,  während  der  ganzen  Dauer  der  Options- 
frist, es  ungewifs  bleiben,  welchem  der  beiden  in  Betracht  kommenden 
Staaten  die  betreffenden  Individuen  nach  der  Option  angehören 
werden.  Diese  Ungewifsheit  rtthrt  von  dem  Institut  der  Option  selbst 
her.  Da  dieselbe  gerade  zu  dem  Zweck  eingeftlhrt  ist,  damit  die  Be- 
wohner ihre  Wahl  treffen  zwischen  den  beiden  interessierten  Staaten, 
und  da  es  vorher  unbekannt  ist,  in  welchem  Sinne  sich  der  betreffende 
Einwohner  erklären  wird,  so  kann  man  natürlich  auch  vorher  nicht 
wissen,  welches  Vaterland  er  nach  der  Option  haben  wird. 

Schreiten  wir  nunmehr  zur  Erörterung  des  vorstehend  berührten 
gemeinsamen  Fehlers  beider  Theorien. 

Nehmen  wir  das  erste  System  vor.  Nach  ihm  haben,  wie  wir 
sahen,  die  Bewohner  des  annektierten  Gebiets  penäente  conditione 
die  Nationalität  des  erwerbenden  Staates.  Zu  der  f^  die  Option  fest- 
gesetzten Frist  werden  sie  sich  erklären,  ob  sie  in  dieser  Nationalität 
zu  verbleiben  wünschen  oder  aber  zu  jener  zurückkehren  wollen,  welche 
sie  bis  zur  Annexion  besessen  haben.  Es  entsteht  jetzt  die  Frage,  ob 
ein  Einwohner,  auch  nachdem  er  optiert  hat,  für  dieZeit  von  der 
Annexion  bis  zur  Option  die  Nationalität  behalten  wird,  welche 
er  hatte,  bevor  der  Zeitpunkt  der  Option  eingetreten  war?  Dies  hängt 
davon  ab,  in  welchem  Sinne  der  betreffende  Einwohner  optieren  wird. 
Wenn  er  für  das  neue  Vaterland  optiert,  so  bleibt  er  definitiv  Unterthan 
des    Staates,    dem    er    bereits    durch    die    Annexion    angehört      Die 
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Nationalität,  welche  er  bis  zur  Option  hatte  ^  verbieibt  ihm  auch  nach 
derselben.  Optiert  er  aber  für  seine  alte  Nationalität,  so  wird  er  nicht 
blofs  für  die  Zukunft  dem  Staate  angehören,  dessen  Bürger  er 
bis  zur  Annexion  war,  sondern  es  wird  sogar  angenommen  werden, 
dafs  er  auch  in  der  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis 
zur  Option  nicht  Unterthan  des  annektierenden  Staates 
gewesen  ist.  Auf  diese  Weise  wird  es  so  angesehen  werden,  als 
ob  er  in  diesem  Intervalle  eine  andere  Nationalität  gehabt  hat, 
und  nicht  diejenige,  welche  er  hatte,  so  lange  die  Options- 
frist noch  nicht  abgelaufen  war.  Und  so  können  wir  während 
der  Dauer  der  Optionsfirist  nicht  wissen,  ob  ein  Einwohner  definitiv, 
das  heifst  auch  nachdem  die  Optionsfrist  verstrichen  ist,  in  An- 
sehung der  Zeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option  die 
Nationalität  behalten  wird,  welche  ihm  jetzt,  so  lange  die  Frist 
ftlr  die  Option  noch  dauert,  verliehen  wird. 

Das   ist  diese  Ungewifsbeit ,   welche  wir  oben  angedeutet  haben. 
Im  übrigen  hat  dieselbe  keine  besondere  praktische  Wichtigkeit  in.  An- 
sehung der  privatrechtlicben  Akte,  da,  wie  wir  gesehen  haben,  die  rück- 
wirkende Kraft  der  Option  die  Gültigkeit  der  zwischen  der  Annexion 
und  Option  voigenommenen  Rechtshandlungen  nicht  beeinträchtigt.    Mit 
demjenigen,  welche  fllr  die  alte  Nationalität  optieren,  geht,  in  Ajisehung 
der  Zeit  zwischen  Annexion   und  Option,   eine  mehr  theoretische  Ver- 
änderung ihrer  Rechtslage  vor.    Gleichwohl  ist,  wie  wir  bereits  erläutert 
haben,  ein  solches  System  auch  nicht  ohne  gewisse  praktische  Folgen. 
So   nimmt  Weifs  bei  seiner  Erläuterung  des  Frankfurter  Vertrags 
an,  dafs  die  Bewohner  von  Elsafi»- Lotbringen  pendente  conditione 
deutsche    Unterthanen    waren;     dafs    diejenigen,     welche     £\^r     diese 
Nationalität  optieren,   dieselbe  auch  femer  behalten  haben,    dafs  aber 
diejenigen,    welche  fllr  Frankreich  optiert  haben ,    Franzosen  geblieben 
sind,  iind  zwar  mit  retroaktiver  Wirkung,   das  heifst,   es  wird  so  an- 
gesehen, als  ob  sie  auch  pendente  conditione  dies  gewesen  wären. 
Wenn  wir  aber  beispielshalber  einen  solchen  Einwohner  nehmen,  so  ist 
er   zuerst  pendente   conditione   Deutscher   gewesen   —   vor   der 
Option;  nach  der  Option  aber  hat  er  für  denselben  Zeitraum  die 
Eigenschaft  eines  Franzosen   erhalten.     Seine  Rechtslage   ist   demnach, 
für   einen  und  denselben  Zeitpunkt  betrachtet,    eine  zwie- 
fache:  er  ist   Franzose  und    Deutscher,  je  nach    dem    Momente,    in 
welchen  wir  uns  versetzen. 

Dieselbe  Ungewifsbeit  ist,  wie  wir  ersahen,  auch  mit  dem  andern 
System  verbunden.  Nach  demselben  behalten,  wie  wir  wissen,  die 
Bewohner  des  cedierteu  Gebietes  ihre  bisherige  Nationalität  bis  zur 
Option,  und  nach  derselben  behalten  auch  femer  diese  Nationalität  nur 
jene,  welche  für  dieselbe  optieren,  während  die  andern  sie  verlieren 
und  zwar  mit  rückwirkender  Krafl,  das  heifst,  es  wird  so  angesehiiu, 
als  ob  sie  dieselbe  bereits  mit  dem  Momente  der  Annexion  verloren 
hätten.  Demgemäfs  können  wir,  wenn  wir  uns  in  einen  Moment 
zwischen  der  Annexion  und  Option  versetzen,  in  diesem  Momente  nicht 
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wiseen,  welche  Nationalitüt  endgültig  ein  Bewohner  des  annektierten 
Gebietes  in  Ansehung  der  Zwischenzeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option 
haben  wird.  Das  wird  von  seiner  Option  abhängen,  welche  er,  wie 
wir  hier  annehmen,  noch  nicht  ausgeübt  hat*). 

Vom  Gesichtspunkte  dieses  ihres  gemeinsamen  Mangels  aus,  dürfte 
der  ersten  Theorie  der  Vorzng  vor  der  zweiten  zu  geben  sein,  weil 
die  Zahl  derjenigen  Personen,  deren  definitive  Rechtslage  bezüglich  der 
Zeit  zwischen  Annexion  und  Option  eine  Ungewisse  ist,  bei  diesem 
System  eine  viel  geringere  ist,  als  bei  dem  andern.  Wenn  man  an- 
nimmt, dafs  die  Bewohner  des  codierten  Territoriums  pendente  con- 
ditione  Unterthanen  des  erwerbenden  Staates  werden,  so  wird  die 
oben  berührte  Ungewifsheit  bei  diesem  System  nicht  so  viel  bedeuten 
wie  bei  dem  andern.  Und  in  der  That  werden  wir,  da  die  Zahl  der 
Einwohner,  welche  für  das  alte  Vaterland  optieren  werden,  regelmttfsig 
eine  kleine  sein  wird,  hier  weniger  solche  Fälle  haben,  wo  ein  Ein- 
wohner —  beztlglich  der  Zeit  von  der  Annexion  bis  zur  Option  — 
die  Nationalität  verliert,  welche  er  vor  der  Option  besafs. 

Im  Gegenteil,  wenn  wir  die  zweite  Auf&ssung  adoptieren,  wonach 
pendente  condiiione  die  Bewohner  des  annektierten  Territoriums 
ihre  NationalitKt  nicht  ändern,  werden  wir  eine  viel  gröfsere  Zahl 
von  Personen  haben,  deren  endgültige  Nationalität  in  Ansehung  des 
Zeitraums  von  der  Annexion  bis  zur  Option  ungewifs  sein  wird,  und 
zwar  aus  demselben  Grunde,  aus  welchem  die  Zahl  solcher  Personen 
bei  der  ersten  Auffassung  eine  kleinere  sein  wird.  Zu  dem 
Zeiträume  von  der  Annexion  bis  zur  Option  behalten  alle  Bewohner  des 
codierten  Gebietes  die  Nationalität  des  codierenden  Staates;  aber 
definitiv  werden  diese  Nationalität  jene  behalten,  welche  nicht  für  das 
neue  Vaterland  optieren;  und  die  Zahl  dieser  wird  weit  geringer  sein 
als  die  jener,  welche  diese  Nationalität,  und  zwar  retroaktiv,  verlieren 
werden,  und  welche  auf  diese  Weise  betreffs  der  Zeit  zwischen  der 
Annexion  und  Option  zuerst  ihre  alte  Nationalität  und  sodann,  nach 
der  Option,  die  neue  Nationalität  haben  werden. 

Das  ist  der  Vorteil,  den  die  erste  Auffassung  vor  der  zweiten 
voraus  hat,  ein  Vorteil,  der  durchaus  nicht  genügend  ist,  um  dieser  Auf- 


9)  Wie  wir  sehen,  bestehen  sowohl  nach  der  einen,  wie  anderen  Theorie 
bei  den  Bewohnern  des  annektierten  Territoriums,  was  ihre  Nationalität  an* 
betrifft,  zwei  Perioden:  die  erste,  von  der  Annexion  bis  zur  Option;  die 
zweite,  von  der  Option  an,  in  die  Zukunft  sich  erstreckend.  In  dieser 
zweiten  Periode  hat  der  Bewohner  des  codierten  Territoriums  nur  eine 
Nationalität,  jene  nämlich,  für  die  er  optiert  hat.  Hingegen  kann  er  in 
der  ersten  Periode  eventuell  zwei  Nationalitäten  haben:  einmal  di^'enige, 
welche  ihm  bis  zur  Option  beigewohnt  hat  —  die  Nationalität  des  annek- 
tierenden oder  abtretenden  Staates  ^was  von  der  zu  adoptierenden  Theorie 
abhängt)  —  und  sodann  die  Nationalität,  welche  ihm  für  diese  erste  Periode, 
nach  der  Option,  verliehen  werden  wird,  und  welche  nicht  identisch  sein 
mvSs  mit  derjenigen,  welche  er  bis  zur  Option  gehabt  hat  Bezuglich  dieser 
ersten  Periode  kann  also  ein  Einwohner  des  annektierten  Territoriums  bald 
die  eine,  bald  die  andere  Nationalität  haben,  je  nachdem  ob  wir  ihn  vor 
oder  nach  der  Option  betrachten. 
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fassong  den  Vorrang  vor  der  anderen  zu  geben.  Er  wäre  auch  dann 
ungenügend,  wenn  die  Ungewifsheit,  die  wir  oben  erläuterten,  mehr 
praktischen  Wert  hätte.  Um  so  weniger  kann  ein  nur  mehr  theo- 
retischer Unterschied  zwischen  diesen  Systemen  (und  zwar  lediglieh 
in  Ansehung  ihrer  Folgen)  einen  Grund  abgeben  zur  Bevorzugung  des 
ersteren. 

Nachdem  wir  so  beide  Systeme,  welche  bis  heute  für  die  Lösung 
der  Frage  des  Wechsels  der  Nationalität  be^  der  Annexion  in  Betracht 
kommen,  erörtert  haben,  wollen  wir  nunmehr  versuchen,  unsere  eigene 
Lösung  des  Problems  zu  entwickeln,  eine  Lösimg,  welche  die  Mängd 
der  obigen  beiden  Systeme  vermeidet,  ohne  doch  dabei  zu  verhindern, 
dafs  der  durch  die  Annexion  angestrebte  Zweck  erreicht  werde. 

Eins  der  Grundprincipien  des  internationalen  Privatrechts  ist,  dafs 
es  jeder  Person  freisteht,   den  Staat  sich  zu  wählen,  dessen  Unterthan 
sie    werden    will;    mit    andern    Worten,    ihre    Nationalität    zu 
wählen.    Dieses  Princip  leitet  sich  her  aus  dem  allgemeinen  Princip, 
dafs  jede  Person  das  Recht  der  freien  Bewegung  hat,    welche 
eine  Vorbedingung    für  ihren  physischen   und   geistigen  Fortschritt    in 
der  Gesellschaft  und  oftmals,   unter  den  jeweilig  obwaltenden  Verhält* 
nissen,    eine   Vorbedingung    sogar    für   ihre  Existenz    ist.      Jemanden 
zwingen ,   Bürger  eines   einzigen ,    bestimmten  Staates   zu  werden ,    das 
würde  bedeuten,   eventuell  dieses  sein  Recht  zu  beschränken.     Dieses 
wäre   namentlich   dann  der  Fall,  wenn  der  Staat,  dessen  Unterthan  er 
ist,    ihm   nicht   so   günstige  Bedingungen   für  seine  Existenz  und  Ent- 
Wickelung  bieten  könnte,   als  er  in  einem  andern  Staat  zu  finden  ver- 
mag.    Allerdings  könnte  diese  Person  den  Staat,  dessen  Unterthan  sie 
ist,   verlassen    —    kein   civil isiertes   Land    verbietet  heute   seinen    Be- 
wohnern die  Expatriierung  —  und  in  einem  anderen  Staate  sich  nieder- 
lassen ,    der   nicht    ihr   Vaterland    ist ,    in    welchem    sie    aber    bessere 
Existenzbedingungen  fluide.     Nur  mufs  man  wissen,  dafs  es  nicht  das- 
selbe  ist,    in   einem   fremden   Staat  zu  wohnen   als  im   eigenen.      Im 
ersteren  Falle  stöfst  man  auf  Schwierigkeiten,  welche  im  letzteren  Falle 
nicht  vorhanden   sind.     Auf  diese   Weise  verfehlt  die   Auswanderung, 
deren  Ziel   es  war,    dem  Auswanderer   eine   bessere  Lebenslage  als  in 
seinem  Vaterlande  zu  schafien,    ihren  Zweck,    oder  realisiert  ihn  doch 
nicht  vollkommen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  der  Auswanderer 
in  dem  neuen  Staate  als  Fremder  gilt,   ein  Umstand,  der  in  keiner 
Weise  günstig  für  seine  Interessen  ist    Aber  diese  Schwierigkeit  wUrde 
fortfallen ,    wenn   ihm   der  Eintritt   in   die  Unterthanschaft  des  Staates, 
in  welchen  er  eingewandert  ist,  gewährt  würde.    Aber  da  ihm  dies  ver- 
wehrt ist  —  wir  setzen  voraus,  dafs  ihm  der  Wechsel  der  Nationalität 
nicht   frei   steht  —  so  würde  er,   unter  Beeinträchtigung  seines  Rechts 
auf  besseres  Fortkommen  und  Vervollkommnung,  stets  in  der  ungewissen 
und  mifslichen  Lage  eines  Ausländers  verbleiben. 

Das  Recht  der  freien  Wahl  der  Nationalität  läfst  sich  auch  durch 
theoretische  Erwägungen  anderer  Art  begründen.  Die  Nationalist 
wirkt   auf  den  Status  oder  die  Rechtslage  der  Persönlichkeit  ein.     Der 
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Status  ist  die  Basis  aller  Rechte  und  Pflichten  eines  Individuums.  Von 
ihm  httngt  es  ab,  welche  Rechte  dasselbe  haben  kann,  sowie  welchen 
Pflichten  es  unterworfen  ist  Unser  Status  ist  sozusagen  unser  Eigentum, 
und  ebenso  wie  wir  frei  über  dieses  verfügen  können,  können  wir 
auch  über  unsem  Status  verfügen,  —  insofern  mit  dieser  Freiheit  nicht 
etwa  das  allgemeine  gesellschaftliche  Interesse  kollidiert  Seine 
Nationalität  ändern,  das  bedeutet,  eine  gewisse  Modifikation  in 
seinem  Status  vornehmen,  und  diese  Modifikation  mufs  das  Ergebnis 
unseres  freien  Willens  sein,  da  es  dem  allgemeinen  Gesellschafts- 
interesse durchaus  nicht  widerstreitet,  dafs  wir  eine  derartige  Modi- 
fikation in  unserm  Status  vornehmen  können.  Inwiefern  könnte  das 
Interesse  der  Allgemeinheit  dadurch  gefördert  werden,  dafs  ein 
Individuum  Unterthan  eines  bestimmten  Staates  sein  mufs,  d.  h. ,  dafs 
es  uTir  einen  ganz  bestimmten  Status  bezüglich  seiner  Nationalität 
haben  darf  und  keinen  andern?  Dem  allgemeinen  Interesse  ist  genügt, 
sobald  jedes  Individuum  mit  einem  bestimmten  Staate  durch  die  Unter- 
thanschaft  verbunden  ist,  gegenüber  einem  bestimmten  Staate  Unter- 
thanenpflichten  zu  erfüllen  hat,  ohne  welche  die  Staaten  ab  Aggregate 
von  Einzelwesen  nicht  existieren  könnten.  Da  aber  hiermit  dem 
Interesse  der  Allgemeinheit  Genüge  geschehen  ist,  so  ist  es  für  diese 
ganz  gleichgültig,  an  welches  Staatswesen  speciell  ein  Individuum  als 
Unterthan  gebunden  ist  Eine  Person  auch  ohne  ihre  Einwilligung  an 
einen  Staat  fesseln,  würde  bedeuten,  ihr  Verpflichtungen  aufzwingen, 
welche  sie  nicht  will,  und  zwar  ohne  allen  Vorteil  für  das  allgemeine 
Gesellschaftsinteresse.  Dem  Willen  der  einzelnen  mufs  man  volle 
Autonomie  gewähren  und  ihn  nur  dann  einschränken,  wenn  das  all- 
gemeine Interesse  des  staatlichen  Granzen  dieses  erheischt 

Diese  Erwägungen  sind  hinreichend,  um  uns  von  der  Richtigkeit 
des  Piincips  zu  überzeugen,  wonach  die  Nationalität  niemandem  auf- 
gedrängt werden  darf.  Und  dieses  Prineip  mufs  immer  Anwendung 
finden,  wenn  man  will,  dafs  es  in  vollem  Umfimge  jene  praktischen 
Vorteile  eigeben  solle,  welche,  wie  oben  erläutert,  mit  seiner  An- 
wendung verbunden  sind.  Nur  unter  dem  Drucke  eines  übermächtigen 
Arguments  könnte  es  und  mufs  es  aufgegeben  werden.  Speciell  liegt 
ein  solches  übermächtiges  Aigument  dann  vor,  wenn  dieses  unser  Prineip 
in  Konflikt  gerät  mit  einem  anderen  Prineip,  dem  abdann  der  Vorrang 
eingeräumt  werden  mufs.  Ein  solches  Prineip  ist,  dafs  jedes 
Individuum  in  jedem  Momente  seiner  Existenz  eine 
Nationalität  besitzen,  Unterthan  eines  bestimmten 
Staates  sein  mufs.  Wir  sahen  bereits,  von  welcher  Wichtigkeit 
für  den  Fortschritt  eines  Individuums  die  Thatsache  ist,  dafs  es  durch 
die  Unterthanschaft  mit  einem  bestimmten  Staatswesen  verbunden  ist. 
Aufserdem  erheischt  schon  die  Möglichkeit  eines  Konfliktes  der  die 
internationalen  Privatrechtsverhältnisse  regelnden  Gesetzesbestimmungen 
kategorisch  die  Kenntnis  der  Nationalität  einer  Person.  Speciell  ist 
diese  Kenntnis  notwendig,  wenn  die  in  Frage  stehende  Person  ein 
privates  Recht  für  sich  beansprucht,   welches  nach  den  Gesetzen  ihres 
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Landes  zu  beurteilen  ist,  so  z.  B.  das  Recht,  eine  Ehe  einzogefaeiL 
Die  materiellen  Recbtserfordemisse  der  Eheschliefsnng  bestimmt  dag 
Landesgesetz  derjenigen  Personen,  welche  die  Ehe  eingehen  wollen. 
Ebben  dieselben  aber  keine  bestimmte  Nationalität,  so  kann  man  nicht 
wissen,  nach  welchem  Gesetz  es  zu  beurteilen  ist,  ob  diesen  Erforder- 
nissen genttgt  ist. 

Wenn  also  die  Anwendung  des  Princips,  dafs  die  NationalitKt  ein 
Akt  freier  Einwilligang  des  Indiyidnnms  sein  mufs,  die  Anwendm}g 
des  korz  zuvor  erwähnten  Princips  verhindern  würde,  so  wird  das 
letztere  Princip  den  Vorzug  erhalten,  und  es  wird  einem  Indiyiduum 
eine  bestimmte  besondere  Nationalität  verliehen  werden  auch  beim 
Mangel  seiner  Einwilligung.  Dies  ist  der  Fall  bei  neu- 
geborenen Kindern.  Wenn  auch  hier -der  Grundsatz,  dafs  die 
Nationalität  nicht  aufgezwungen  werden  kann,  zur  Anwendung  gelangen 
würde,  so  bliebe  das  neugeborene  Kind,  da  es  unAlhig  ist,  eine 
Nationalität  sich  zu  erwählen,  die  ganze  Zeit  hindurch  bis  zu  seiner 
Grofsjährigkeit  ohne  Vaterland.  Um  dies  aber  zu  vermeiden,  und 
damit  die  rechtliche  Existenz  des  Neugeborenen  nicht  während  eines 
so  langen  Zeitraumes  gewissermafsen  in  suspenso  bliebe,  wird  ihm  bei 
der  Geburt  die  Nationalität  seiner  Eltern  verliehen. 

Aufser  diesem  Falle  ist  das  Princip,  dafs  die  Nationalität  nicht 
aufgedHIng^  werden  kann,  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  zu  bringen, 
weil  dasselbe  eben  aufser  diesem  Falle  nicht  kollidiert  mit  dem  Princip, 
dafs  jedes  Individuum  Unterthan  eines  Staates  sein  mufs. 

Aus  der  gesamten  vorstehenden  Darlegung  ergiebt  sich,  dafs  bd 
der  Annexion  der  Vorrang  zu  geben  ist  dem  Grundsatze  der  freien 
Wahl  der  Nationalität,  da  der  Zweck  der  Annexion  demselben  in 
keiner  Weise  widerstreitet  Der  Zweck  der  Annexion  ist,  wie  wir 
bereits  wissen,  sowohl  das  Territorium  wie  dessen  Bewohner  der 
Souveränität  desjenigen  Staates  zu  unterstellen,  zu  dessen  Gunsten  die 
Annexion  erfolgt.  Inwiefern  könnte  dieser  Zweck  beeinträchtigt  werden, 
wenn  der  Bevölkerung  des  annektierten  Gebietes  das  Recht  der  Wahl 
zwischen  zwei  interessierten  Staaten  belassen  würde?  Die  Option 
könnte  den  Interessen  des  neuen  Vaterlandes  der  abgetretenen  Be- 
völkerung zuwiderlaufen,  wenn  letztere  ganz  oder  ihrer  grofsen  Mehrheit 
nach  fAr  die  alte  Nationalität  optierte  und  aus  diesem  Grunde  das  ab- 
getretene Territorium  verliefse.  Eine  solche  Eventualität  würde  ohne 
Zweifel  den  Absichten  des  annektierenden  Staates  zuwiderlaufen,  da 
derselbe  durch  die  Annexion  nicht  blofs  sein  Territorium  zu  ver- 
gröfsern  wünscht  —  welchen  Vorteil  würde  er  denn  von  einem  nicht 
bewohnten  Gebiete  haben?  —  sondern  auch  seine  Einwohnerzahl  zu 
vermehren  bestrebt  ist.  Aber  eine  solche  Eventualität  wird  bei  der 
Annexion  selten,  um  nicht  zu  sagen  niemals,  eintreten.  Die  Praxis 
liefert  uns  hierfür  den  besten  Beweis.  In  der  That  verläfst  der  Mensch 
nur  schwer  den  Ort,  an  welchen  ihn  seine  moralischen  und  materiellen 
Interessen  und  oft  auch  sein  Ursprung  knüpfen.  Damit  die  Mehrheit 
der  Bewohner  eines  annektierten  Gebietes   dennoch   zu  diesem  Schritt 
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sieb  entscblieffie ,  mafs  man  schon  eine  solcbe  Annexion  annehmen, 
welche  eine  flagrante  Verletzang  des  Nationalittttsprincips  {le  principe 
des  naiioncdites)  darstellt.  Aber  in  einem  derartigen  Falle  würde  der 
annektierende  Staat,  wenngleich  er  der  annektierten  Bevölkemng  das 
Recht  der  Staatsbtlrgerschaft  ohne  das  Recht  der  Option  gäbe,  und 
zwar,  um  sie  von  der  Emigration  zorttckzuhalten  —  dennoch  durch 
ein  solches  Auskunftsmittel  nicht  viel  gewinnen,  weil  die  annektierte 
Bevölkerung  trotz  ihrer  infolge  der  Annexion  erlangten  Naturalisation 
dennoch  einen  Staat  verlassen  wtlrde,  der  durch  die  Annexion  ihre 
nationalen  Gefühle  verletzt  hat^^). 

Hieraus  eigiebt  sich  also  der  Schlufs,  dafs  die  Annexion  an  sich 
noch  keinen  Wechsel  der  Nationalität  nach  sich  zieht  Sie  ist  nur  ein 
Ereignis,  anläfslich  dessen  dieser  Wechsel  bei  einer  grofsen  Anzahl  von 
Personen  eintritt ;  aber  der  rechtliche  Akt  selbst,  welcher  die  Änderung 
der  Nationalität  nach  sich  zieht,  ist  nicht  die  Annexion,  sondern 
die  Option.  Bei  der  Annexion  haben  wir  also  einen  Fall  der 
Naturalisation,  welcher  sich  von  dem,  was  man  gewöhnlich  unter  dieser 
Bezeichnung  versteht,  im  wesentlichen  nur  durch  die  Zahl  der 
naturalisierten  Personen  unterscheidet.  Erst  wenn  die  Bewohner  des 
cedlerten  Gebietes  von  ihrem  Optionsrecht  Gebraucli  machen,  d.  h.  erst 
wenn  sie  die  neue  ihnen  angebotene  Nationalität  annehmen,  tritt  bei 
ihnen  euie  Änderung  der  Nationalität  ein. 

Bis  zur  Option  verbleibt  demnach  diese  Bevölkerung  bei  ihrer 
alten  Nationalität  Pendente  conditione  ist  ihr  Status  in  An- 
sehung der  Nationalität  nicht  geändert.  Eine  gegenteilige  Lösung  wäre 
eine  Verletzung  des  Princips  der  freien  Wahl  der  Nationalität.  Jene 
Einwohner,  welche  für  ihre  bisherige  Nationalität  optieren,  verbleiben 
definitiv  in  demselben  Status,  in  welchem  die  Annexion  sie  angetroffen 
hat-,  dieselbe  ist  ohne  Einflufs  auf  ihre  Nationalität  geblieben.  Freilich 
ist  sie  nicht  ohne  Wirkung  auf  ihr  Leben  und  vielleicht  auch  auf  ihre 
ZnkonA  geblieben,  da  die  Emigration,  zu  welcher  sie  in  einem  solchen 
Falle  regelmäfsig  gezwungen  sind,  unvermeidlich  wichtige  Folgen  für 
ihr  späteres  Leben  haben  mufs.  Aber  ihre  Rechtslage  in  Ansehung 
der  Nationalität  ist  durch  die  Annexion  nicht  geändert. 

Was  aber  diejenigen  anbetrifit,  welche  für  den  erwerbenden  Staat 
optieren,  so  unterliegen  dieselben  mit  dem  Momente  der  Option  der 
ausschliefs liehen  Gewalt  desselben,  d.  h.  sie  unterliegen  den 
Gesetzen  dieses  Staates  auch  in  Ansehung  des  Personalstatns. 

Beztlglich  des  Realstatus  waren  sie  den  Gesetzen  dieses  Staates 
auch  vor  der  Option  unterworfen.  Denn  da  das  annektierte  Territorium 
durch  die  Annexion  ein  integrierender  Teil  des  Staates  geworden  ist, 
au  dessen  Gunsten  die  Annexion  erfolgt  ist,  so  haben  sich  die  Be- 
wohner dieses  Territoriums  natürlicherweise  nach  der  Annexion  auf 
dem  Territorium  eines  fremden  Staates  als  fremde  Unterthanen  be- 
funden, eine  Thatsache,    welche  bewirkt  hat,   dafs  sie  sofort  nach  der 


10)  Felix  Stoerk,  Option  und  Plebiacit  bei  Eroberungen  und  Gebiets- 
cessionen  (1879). 
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Annexion  den  Gesetzen  des  annektierenden  Staates  hinsichtlich  der 
Vorschriften  der  öffentlichen  Ordnung  und  des  Realstatus  unterworfen 
waren,  welche  bekanntlich  für  alle  Einwohner  eines  Staates  bindend 
sind,  gleichviel,  ob  diese  aus-  oder  inländische  Untertbanen  sind. 

Was  jedoch  die  Frage  betrifft,  ob  der  Option  rückwirkende  Kraft 
zu  gewähren  ist,  so  geht  unsere  Meinung  dahin,  dafs  sie  eine  solche 
Wirkung  nicht  haben  kann.  Einmal  deshalb  nicht,  weil  eine  solche 
Lösung  gegen  daa  Recht  der  freien  Wahl  der  ^Nationalität  verstofsen 
würde,  ein  Recht,  um  dessenwillen  wir  der  Annexion  die  Wirkung, 
ipso  facto  einen  Wechsel  der  Staatsbürgerschaft  nach  sich  zu  ziehen, 
absprechen.  Wenn  der  Option  rückwirkende  Krafi  verliehen  würde, 
so  würde  es  hinsichtlich  jener  Einwohner,  welche  für  den  annektierenden 
Staat  optiert  haben  —  und  welche  pendente  conditione  ihre  alte 
Nationalität  hatten  —  so  angesehen  werden,  als  wenn  sie  bereits  im 
Momente  der  Annexion  optiert  hätten,  d.  i.,  dafs  sie  bereits  in  diesem 
Momente  in  die  Unterthanschaft  des  annektierenden  Staates  eingetreten 
seien.  Eine  derartige  Fiktion  läfst  sich  aber  nicht  aufrecht  erhalten, 
wie  wir  bereits  früher  erläutert  haben,  denn  nach  ihr  würde  den  Be- 
wohnern des  codierten  Gebiets  die  neue  Nationalität  in  einem  Momente 
aufgedrängt,  wo  sie  noch  gar  nicht  ihre  Einwilligung  hierzu  erklärt  haben. 

Im  übrigen ,  welche  praktische  Bedeutung  hätte  die  Theorie  von 
der  rückwirkenden  Kraft  der  Option?  Ohne  Zweifel  könnte  diese 
rückwirkende  Kraft  sich  nicht  geltend  machen  zum  Nachteil  von  bereits 
erworbenen  Rechten.  Mit  anderen  Worten,  wenn  die  Fiktion,  dafs  der 
betreffende  Einwohner  von  der  Annexion  bis  zur  Option  Unterthan  des 
annektierenden  Staates  war,  zur  Folge  hätte,  dafs  dadurch  eine  Rechts- 
handlung annulliert  wtlrde,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  damalige 
Nationalität  der  Interessenten,  in  dem  Zeitraum  zwischen  Annexion  und 
Option,  vollgültig  zu  stände  gekommen  war,  so  würde  diese  Fiktion 
keine  Anwendung  finden  können.  Hiermit  wollen  wir  folgendes  gesagt 
haben:  In  dem  Zeiträume  zwischen  der  Annexion  und  Option  behält 
die  annektierte  Bevölkerung  ihre  Nationalität  bei.  Ihre  rechtliche  Lage 
und  Rechtsfähigkeit  in  dieser  Zwischenzeit  wird  also  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  geregelt  werden,  welchem  das  codierte  Territorium  angehört 
hat,  und  zwar  nach  jener  internationalen  Rechtsregel,  wonach  für  die 
rechtliche  Lage  und  Fähigkeit  eines  Individuums  seine  nationalen  Ge- 
setze mafsgebend  sind.  Wenn  nunmehr  ein  solcher  Einwohner  ein  be- 
stimmtes Rechtsgeschäft  nach  der  Annexion,  aber  vor  der  Option, 
abgeschlossen  hat,  so  wird  dieses  Geschäift  Gültigkeit  haben  unter  der 
Voraussetzung,  dafs  dieser  Einwohner  nach  den  Gesetzen  des  abtretenden 
Staates  rechtsfifthig  war.  Dieses  Rechtsgeschäft  verbleibt  in  Kraft,  selbst 
wenn  eventuell  der  betreffende  Einwohner,  infolge  seiner  Option  für 
das  neue  Vaterland  und  wegen  der  rückwirkenden  Kraft  derselben,  als 
zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  handlungstähig  angesehen  werden 
sollte.  Andernfalls  wilrden  erworbene  Rechte  vernichtet  oder  die  in 
Rede  stehende  Bevölkerung  ftlr  die  Zeit  nach  der  Annexion  bis  zur 
Option   in  die  Unmöglichkeit  versetzt,    Rechtshandlungen  vorzunehmen, 
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ans  Fnrcht,    dafs   dieselben   eventaell  wegen  der  rückwirkenden  Kiaft 
der  Option  yemichtet  werden  könnten. 

Uiemach  wtirde  die  rückwirkende  Kraft  der  Option  hinsichtlich 
der  Privatrechte  eine  praktische  Bedentang  insofern  haben,  als  hier* 
durch  eine  Verletzung  gewisser  Interessen  verursacht  werden  könnte. 
Aber  es  ist  nicht  nötig,  der  Option  rückwirkende  Kraft  zu  verleihen, 
damit  ein  Einwohner,  der  ftkr  die  Nationalität  des  neuen  Vaterlandes 
optiert  hat,  unter  die  Gesetze  desselben  in  Ansehung  jener  Kechts- 
beziehungen  aus  der  Zeit  zwischen  Annexion  und  Option  falle,  welche 
ffkr  ihn  kein  erworbenes  Recht,  sondern  nur  seine  Interessensphäre 
darstellen.  Derjenige,  welcher  sich  naturalisieren  läfst,  befindet  sich 
bezüglich  der  in  seinem  neuen  Vaterlande  in  Geltung  stehenden  Gresetze 
in  derselben  Lage,  in  welcher  sich  die  Unterthanen  eines  Staates  im 
Falle  der  Promulgierung  eines  neuen  Gesetzes  befinden.  Ebenso  wie 
das  neue  Gesetz  die  nach  den  Bestimmungen  des  alten  Gesetzes  er- 
worbenen Rechte  nicht  verletzen  kann,  so  können  auch  im  Falle  der 
Naturalisation  die  Gesetze  des  neuen  Vaterlandes  des  Naturalisierten 
jene  Rechte  nicht  vernichten,  welche  er  nach  den  Gesetzen  des  alten 
Vaterlandes,  so  lange  er  demselben  angehörte,  erworben  hat  Aber 
wenn  nicht  von  erworbenen  Rechten,  sondern  von  der  Interessen- 
sphäre die  Rede  ist,  so  finden  die  Gesetze  des  Liandes,  in  dem  sich 
eine  Person  hat  naturalisieren  lassen,  auf  dieselbe  ebenso  mit  rück- 
wirkender Kraft  Anwendung,  wie  das  neue  Gesetz  rück- 
wirkende Kraft  bat,  soweit  nur  nicht  ein  erworbenes 
Recht  in  Frage  steht 

Ftlr  die  Einwohner,  welche  ftir  den  annektierenden  Staat  optiert 
haben,  ist  es  also  vom  praktischen  Gesichtspunkte  aus  gleichgültig,  — 
wenigstens  soweit  privatrechtliche  Handlungen  in  Frage  kommen  — , 
ob  sie  als  Unterthanen  dieses  Staates  mit  dem  Tage  der  Annexion 
oder  erst  mit  dem  der  Option  angesehen  werden.  Und  daher  ist  auch, 
von  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet,  die  Frage  für  sie  gleichgtlltig, 
ob  die  Option  rückwirkende  Kraft  hat  oder  nicht  Diese  i?>age  hat 
nur  eine  mehr  theoretische  Bedeutung,  wenigstens  wenn  von  privat« 
rechtlichen  Beziehungen  die  Rede  ist  Aber,  wie  bereits  oben  erörtert, 
kann  sie  auch  theoretisch  keineswegs  in  dem  Sinne  gelöst  werden,  dafs 
der  Option  rückwirkende  Kraft  beigelegt  wird.  Die  Einwohner,  welche 
ftir  den  annektierenden  Staat  optiert  haben,  sind  erst  vom  Tage  der 
Option  an  als  Unterthanen  desselben  anzusehen. 

Nach  unserer  Ansicht  haben  wir  es  hier  also  eigentlich  mit  zwei 
Arten  von  Annexion  zu  thun.  Erstens  haben  wir  eine  Annexion 
des  Territoriums,  welche  als  vollendete  Thatsache  anzusehen  ist 
mit  dem  Momente  der  Ratifizierung  des  Annexionsvertrages ;  hierdurch 
ist  eo  ipso  das  Territorium  ein  integrierender  Teil  des  annektierenden 
Staates  geworden.  Dieses  ist  der  Wille  der  kontrahierenden  Parteien, 
und  nichts  steht  im  Wege,  dafs  dieser  Wille  sogleich  auch  zur  Ver- 
wirklichung gelange.  Zweitens  haben  wir  es  zu  thun  mit  der 
Annexion    der  Bewohner    des  annektierten   Territoriums.     Auch 
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bezüglich  dieeer  Annexion  besteht  ein  Konsensus  der  vertragschltefsendeii 
Staaten ;  der  eine  derselben  willigt  ein,  daCs  sein  SoaverXnitKtareeht  über 
diese  Einwohner  auf  den  andern  übergehe,  welcher  ebenMls  dasselbe 
wtlnscht  Wir  sahen  bereits,  dafs  der  Zweck  der  Annexion  dahin  geht, 
dem  annektierenden  Staate  nicht  blofs  einen  Zuwachs  an  Grebiet,  sondern 
auch  an  BevOlkening  zu  verschafien,  und  dafs  deswegen  bei  der 
Annexion  die  Staaten  nicht  blofs  einen  Wechsel  der  SoaveränttSt 
stipulieren  bezüglich  des  abzutretenden  Territoriums,  sondern  auch  be- 
züglich der  Einwohner  desselben.  Aber  wtthrend  diese  Stipulation, 
soweit  sie  blofs  das  Territorium  betrifift,  sogleich  in  Kraft  tritt,  ist  sie 
in  Ansehung  der  Bevölkerung  des  Territoriums  an  die  Erfüllung  der 
wichtigen  Vorbedingung  geknüpft,  dafs  auch  die  betreffende 
Bevölkerung  in  diesen  Wechsel  einwillige.  Dieselbe  hat 
das  Recht  —  welches  die  souveräne  Macht  der  Staaten  wenigstens 
moralisch,  wenn  nicht  anderweitig,  beschränkt  —  sich  ihr  Vaterland 
zu  wählen,  und  dieses  ihr  Recht  wiederum  fliefst,  wie  wir  bereits  ge- 
sehen haben,  aus  jenem  allgemeinen  Princip,  wonach  das  Individuum 
ein  unantastbares  Selbstbestimmungsrecht  besitzt. 

Und  während  so  die  Annexion  eines  Territoriums  in  jenem  Momente 
vor  sich  geht,  fhr  welchen  die  Staateninteressenten  dies  vereinbart 
haben,  erfolgt  die  Annexion  der  Einwohner  ent  dann,  wenn  sie 
sich  in  diesem  Sinne  erklären.  Indem  sie  für  den  annektierenden 
Staat  optieren,  optieren  sie  für  ihre  Unterwerfting  unter  seine  Sou- 
veränität; mit  anderen  Worten,  sie  annektieren  sich  sozusagen 
selber  diesem  Staate.  Bis  zu  diesem  Momente  aber  sind  sie  nicht 
annektiert;  sie  befinden  sich  nur  auf  fremdem  Territorium,  aber  der 
Unterthanenverband  zwischen  ihnen  und  ihrem  bisherigen  Vaterlande 
ist  noch  nicht  gelöst  Sie  lösen  ihn  durch  die  Option  zu  Ounsten  des 
annektierenden  Staates  und  fallen  dann  definitiv  unter  die  Machtsphäre 
dieses  Staates;  sie  sind  dann  an  ihn,  ebenso  wie  das  Terri- 
torium, angegliedert 

Hieraus  ersehen  wir,  dafs  die  Annexion  ihrem  Wesen  nach  keines- 
wegs ein  Rechtsakt  ist,  der  eo  ip$o  einen  Nationalitätswechsel  nach 
sich  zöge.  Sie  ist  nur  ein  Ereignis,  anläfslich  dessen  die  Naturalisation 
einer  grofsen  Zahl  von  Personen  erfolgt,  eine  Naturalisation,  welche 
von  der  gewöhnlichen  sich  zwar  durch  die  Zahl  unterscheidet,  mit  ihr 
aber  wiederum  dieses  gemein  hat,  dafs  auch  bei  ihr,  wie  bei  der  ge- 
wöhnlichen Naturalisation,  die  Änderung  der  Nationalität  herbeigeführt 
wird  nicht  durch  die  Annexion,  sondern  durch  den  Willen  der  be- 
treffenden Individuen. 

Diese  unsere  Auffassung  verliert  auch  unseres  Bedünkens  nicht  an 
Wert  durch  die  Erwägung,  dafs,  wenn  man  annimmt,  da(k  die  Ein- 
wohner des  annektierten  Gebietes  ihre  Nationalität  nicht  in  dem  Zeit- 
räume von  der  Annexion  bis  zur  Option  wechseln,  —  der  annektierende 
Staat  während  dieser  ganzen  Zeit  keine  Unterthanen  in  dem  annektierten 
Gebiete  hätte.  Dies  ist  ein  rein  praktisches  Moment,  wdches  nicht 
genügt,   um   die  Bewohner  des  codierten  Territoriums  eines  ihnen  zu- 
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stehenden  Rechtes  zu  berauben.  Im  ttbrigen  erblicken  wir  keinerlei 
Unzukömmlichkeit  für  den  annektierenden  Staat  in  dem  Umstände,  dafs 
die  Bewohner  des  annektierten  Gebietes  in  demselben  pendente  con- 
ditione  mit  ihrer  bisherigen  Nationalität  verbleiben,  d.  h.  als  Unter- 
thanen  des  codierenden  Staates.  Wenngleich  sie  von  der  Annexion  bis 
zur  Option  ihre  Nationalitl&t  beibehalten,  so  hindert  doch  dies  nicht, 
dafs  sie  in  diesem  Intenrall  der  Souverttnitilt  des  erwerbenden  Staates 
in  dem  Mafse  unterstehen  als  es  ftb*  die  Sicherheit  desselben  not- 
wendig ist,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  diese  Einwohner  sich 
pendente  condiiione  infolge  der  Annexion  auf  dem  Territorium 
dieses  Staates  befinden.  Die  Gesetze,  welche  die  öffentliche  Ordnung 
und  den  Bealstatus  regeln  und  die  in  engem  Zusammenhange  mit  der 
Oiganisation  und  dem  Bestände  der  Gesellschaft  selbst  stehen,  tlben 
ihre  Wirkung  im  Bereiche  des  gesamten  Territoriums  eines  Staates  aus 
ohne  Rtlcksicht  darauf,  ob  die  Person  eines  in-  oder  ausländischen 
Unterthanen  in  Frage  steht  Bei  einer  derartigen  Sacbhige  wissen  wir 
nicht,  inwiefern  es  gefklhrlich  sein  könnte  fUr  den  annektierenden  Staat, 
wenn  die  Bewohner  des  annektierten  Gebiets  Unterthanen  des  ab- 
tretenden Staates  pendente  conditione  bleiben,  namentlich  wenn 
man  im  Auge  behält,  dafs  dieser  Zeitraum  gewöhnlich  ein 
kurzer  ist  Dies  hindert  durchaus  nicht,  dafs  diese  Einwohner 
schon  mit  dem  Momente  der  Annexion  den  Gesetzen  betreffend  die 
öffentliche  Ordnung  und  den  Realstatus  dieses  Staates  unterstehen,  und 
das  ist  ftlr  den  letzteren  genügend,  um  diese  Personen  auch  vor  jeder 
Option  in  seiner  Hand  zu  haben. 

Im  ttbrigen  kann  derselbe  Umstand,  der  zwecks  Bekämpfung  der 
von  uns  verfochtenen  Meinung  als  eine  Unzukömmlichkeit  betont  wird, 
auch  bei  jenem  System  eintreten,  wonach  die  Bewohner  des  annektierten 
Gebietes  infolge  der  Annexion  ihre  Nationalität  ändern  und  bei  welchem 
die  Option  nur  zu  bestimmen  hat,  wer  definitiv  diese  neue  Nationalität 
behalten  und  wer  zur  alten  zurückkehren  wird.  In  der  That  erfllhrt 
nach  diesem  Systeme  die  Situation,  welche  bis  zur  Option  zu  Gunsten 
des  annektierenden  Staates  bestanden  hat  (insofern  bis  zu  diesem  Augen- 
blicke sämtliche  Einwohner  des  cedierten  Gebietes  seine  Unterthanen 
waren),  eine  Änderung  nach  der  Option,  da  nach  derselben  die  Anzahl 
der  Unterthanen  dieses  Staates  im  annektierten  Gebiete  jedenfalls  sich 
verringern  wird;  viele  werden  erklären,  dafs  sie  ihre  alte  Nationalität 
zu  behalten  wünschen.  Die  Zahl  solcher  Einwohner  wird  namentlich 
dann  eine  grofse  sein,  wenn  man  annimmt,  dafs  die  Annexion  erfolgt 
ist  im  Widerspruch  mit  den  nationalen  Aspirationen  der  annektierten 
Bevölkerung.  Auf  diese  Weise  wird  sich  nach  dem  System,  welches 
dem  nnsrigen  entgegengesetzt  ist,  auf  dem  annektierten  Territorium 
wenn  nicht  vor,  so  doch  nach  der  Option,  oftmals  eine  grofse  Anzahl 
von  Unterthanen  des  abtretenden  Staates  vorfinden,  und  diesen  Unter- 
thanen mufs  nach  der  Option  eine  bestimmte  Frist  zur  Emigration  be- 
lassen werden.  Und  so  haftet  auch  diesem  Systeme,  wenn  auch  in 
geringerem  Grade,  dieselbe  Unzukömmlichkeit  an,  welche  seine  Anhänger 
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benutzen,  um  den  Wert  jener  Theorie  zu  bekämpfen,  welche  wir  hier 
als  die  begründetere  verteidigen. 

Dafs  dies  schliefslicb  gar  keine  Unzatrilglichkeit  und  tiberhaapt 
kein  ernstliches  Argument  ist,  ersieht  man  auch  daraus,  dafs  ea  in 
jedem  Staate  fremde  Unterthanen  giebt,  in  manchen  sogar  in  grofser 
Menge,  ohne  dafs  darum  der  Bestand  oder  auch  nur  der  Fortschritt 
dieser  Staaten  im  geringsten  in  Frage  gestellt  wäre.  Und  sodann,  wiis 
fUr  eine  Gefahr  sollte  dies  f^r  den  erwerbenden  Staat  sein,  wenn  den 
Einwohnern  des  annektierten  Gebietes  ihre  bisherige  Nationalität  pen^ 
dente  conditione  belassen  wUrde? 

Indessen  hat  gerade  jenes  System,  welches  wir  hier  bekämpfen, 
einen  erheblichen  praktischen  Nachteil.  Denn  wenn  es  zur  Anwendung 
gelangte,  so  wttrden  diejenigen  Bewohner  des  annektierten  TerritoriumB, 
welche  fttr  ihre  alte  Nationalität  optieren,  einem  zwiefachen  Wechsel 
ihrer  Nationalität  ausgesetzt  sein.  Sie  wttrden,  wie  wir  bereits  sahen, 
erstlich  Unterthanen  des  erwerbenden  Staates  sein,  um  sodann  infolge 
der  Option  wiederum  Unterthanen  des  cedierenden  Staates  zu  werden. 
Ihre  rechtliche  Existenz  würde  auf  diese  Weise  einen  Rifs  erfahren, 
was  wirklich  eine  Unzuträglich keit  ist.  Die  Bewohner  des  abgetretenen 
Gebietes  würden  als  Unterthanen  des  annektierenden  Staates  auch  be- 
züglich ihres  Personalstatns  sich  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  zu 
richten  haben,  demnächst  aber  würden  sie  nach  der  Option,  wenn  sie 
durch  dieselbe  ihre  alte  Nationalität  wieder  erlangten,  von  neuem  mit 
demselben  Status  unter  diejenigen  Gesetze  fallen,  unter  deren  Herrschaft 
sie  bis  zur  Annexion  standen.  Es  ist  begreiflich,  dafs  in  der  Praxis 
so  häufige  Änderungen  des  Personalstatus  eine  Quelle  von  Bechts- 
komplikationen  und  Schwierigkeiten  sowie  auch  von  Konflikten  zwischen 
den  interessierten  Staaten  wären.  Ist  es  schliefslich  recht  und  billig, 
die  gesamte  Einwohnerschaft  des  annektierten  Gebietes,  der  im  Princip 
die  Wahl  zwischen  dem  cedierenden  und  erwerbenden  Staate  belassen 
ist,  zu  nötigen ,  während  der  meist  kurzen  Frist  von  der  Annexion  bis 
zur  Option,  sich  mit  den  Gesetzen  des  Personalstatus  des  annektierenden 
Staates  bekannt  zu  machen,  trotzdem  ein  erheblicher  Teil  dieser  Ein- 
wohnerschaft für  ihr  bisheriges  Vaterland  optieren  wird?  Heifst  dies 
nicht  Verwirrung  in  ihr  Rechtsleben  hineintragen  und  sie  eventuell 
sogar  schädigen  w^en  ihrer  Unkenntnis  der  beregten  Gesetze,  infolge 
deren  viele  ihrer  Rechtshandlungen  annulliert  werden  konnten? 

Wir  finden  somit ,  dafs  gerade  das  entgegengesetzte  System  nach- 
teilige praktische  Folgen  hat,  die  bei  unserem  System  entfidlen.  Im 
übrigen  kann  der  Umstand,  welchen  die  Gregner  unseres  Systems  hervor- 
heben, dafs  nämlich  der  annektierende  Staat  keine  Unterthanon  in  dem 
codierten  Gebiete  haben  wird,  wenn  die  Bewohner  des  letzteren  ihre 
Nationalität  nicht  pendente  conditione  ändern,  ernstlich  schon 
deswegen  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  weü  in  der  Praxis  der 
Zeitraum  von  der  Annexion  bis  zur  Option  durchgehends  ein  kurzer 
ist,  so  dafs  auch  aus  diesem  Grunde  dieser  Umstand  nicht  zu  Un- 
zukömmlichkeiten führen  wird. 
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Wir  haben  bisher  die  Frage  des  Wechsels  der  Unterthanschaft  bei 
der  Annexion  vom  theoretischen  Gesichtspunkte  aus  behandelt  Wir 
haben  versncht,  die  Rechte  des  Individunms  in  dessen  Beziehungen 
aam  annektierenden  Staate  zu  präcisieren,  Rechte,  welche  in  Annexions- 
▼ertriigen  nicht  vemachUlssigt  werden  dürfen.  Aber  wenn  auch  nach 
unserer  Meinung  die  Nationalitätsfrage  bei  der  Annexion  stets  in  der 
Praxis  auf  die  von  uns  dargelegte  Weise  geregelt  werden  sollte  (ist 
doch  die  Theorie  dazu  da,  um  die  Praxis  auf  den  wahren  Weg  zu 
leiten),  so  liat  die  Praxis  dennoch  oftmals  an  die  Anforderungen  der 
Wissenschaft  sich  nicht  gekehrt,  sondern  die  Frage  der  Nationalität  in 
einer  den  Grundrechten  des  Individuums  widerstreitenden  Weise  gelOst, 
sei  es,  indem  sie  dem  Individuum  das  Optionsrecht  versagte  oder  indem 
sie  es  dem  Nationalitätswechsel  auch  in  der  Zwischenzeit  von  der 
Annexion  bis  zur  Option  unterwarf.  Diese  Nichtachtung  emes  un- 
zweifelhaften Rechtes  des  Individuums  läfst  sich  keineswegs  rechtfertigen 
durch  das  Princip  der  souveränen  Macht  des  Staates.  Der  Staat  ist  — 
so  heifst  es  —  souverän,  er  steht  über  dem  Individuum,  letzteres  hat 
keine  anderen  Rechte,  als  welche  der  Staat  ihm  einzuräumen  geruht, 
und  es  giebt  überhaupt  keine  individuellen  Rechte,  welche  sich  über 
den  Staat  erhöben,  da  solche  Rechte  eben  dem  Staate  den  Charakter 
einer  souveränen  Macht  rauben  würden.  Wir  erkennen  an,  dafs  das 
Individuum  sich  nicht  über  den  Staat  stellen  kann  und  dafs  letzterer 
souverän  sein  mufs,  um  seiner  Aufgabe  gerecht  werden  zu  können. 
Aber  ein  Raisonnement  auf  diesen  sozusagen  brutalen  Grund  allein 
stüteen  und  jeden  Akt  des  Staates  nur  deshalb  gutheifsen,  weil  derselbe 
in  der  Theorie  ein  schrankenloses  Recht  besitze  —  das  können  wir 
nicht  begreifen.  Dem  Staate  ist  allerdings  ein  unbeschränktes  Gesetz- 
gebungsrecht eingeräumt  Aber  aus  diesem  Rechte  läfst  sich  nicht 
die  Befugnis  herleiten,  es  zu  mi fsbrauchen.  Sobald  wir  ein  uns 
zustehendes  Recht  mifsbrauchen ,  sind  wir  dadurch  eo  ipso  aus  dem 
Kreise  der  uns  gesetzlich  verliehenen  Ermächtigung  gewissermafsen 
herausgetreten,  und  sobald  wir  diesen  Kreis  verlassen,  können  wir  nicht 
umhin,  jemandes  Recht,  wenigstens  moralisch,  zu  verletzen.  Ebenso 
verhält  es  sich  auch  mit  dem  Staat.  Wenn  er  sein  Souveränitätsrecht 
mifsbraucht,  so  verletzt  er  dadurch  individuelle  Rechte.  Denn  der 
Staat  besteht  wegen  der  Individuen,  nicht  das  Individuum  wegen  des 
Staates ;  mit  anderen  Worten,  die  souveräne  Gewalt  ist  dem  Staate  ver- 
liehen zum  Besten  der  Individuen,  deshalb  verliehen,  damit  er  freiere 
Hand  habe  bei  der  Ausfindigmachung  der  Mittel,  welche  das  Individuum 
am  besten  seiner  Vervollkommnung  entgegenzuitthren  geeignet  sind. 
Bei  Ausübung  seines  Souveränitätsrechtes  darf  der  Staat  den  Zweck 
nicht  aus  dem  Auge  verlieren,  zu  welchem  ihm  dieses  Recht  verliehen 
worden.  Wenn  der  Staat  diesem  Zwecke  zuwiderhandelte,  so  würde 
er  aus  dem  Kreise  der  ihm  gewährten  Ermächtigung  heraustreten,  das 
Recht  des  Individuums  verletzen,  er  wäre  nicht  mehr  Staat,  und  dem 
Individuum  könnte  es  nicht  verargt  werden,  wenn  es  in  einem  solchen 
Falle  don  Staate  den  Gehorsam  versagte. 
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In  eine  solche  Lage  würde  sich  der  Staat  versetzen,  wenn  er  dem 
Individaam  den  Gebrauch  jener  Mittel  verbieten  würde,  die 
ihrer  Natur  nach  sich  als  die  ftb*  seinen  Bestand  und  Fortaehhtt 
günstigsten  herausstellen.  Ein  solches  Voi^hen  des  Staates  wire  eine 
Verletzung  der  Rechte,  welche  für  das  Individuum  ans  der  Natur  der 
Sache  selbst  sich  ergeben.  Ein  derartiges  Recht  ist  auch  das  Selbst- 
bestimmungsrecht.  Das  Individuum  wird  in  seiner  Vervollkommnung 
am  weitesten  vorschreiten,  wenn  ihm  dieses  sein  natürliches  Recht  be- 
lassen wird.  AuB  diesem  allgemeinen  Rechte  aber  erfliefsen  andere, 
kleinere  Rechte,  so  auch  das  Recht  der  freien  Wahl  seiner  Nationalität 
Namentlich  sollte  dieses  Recht  des  Individuums  respektiert  werden  bei 
der  Annexion,  welche  durchgehends  ohne  Plebiscit  der  Bewohner  deB 
annektierten  Gebiets  erfolgt 

Ein  solcher  internationaler  Akt,  in  welchem  das  vorerwähnte  Recht 
der  einzelnen  hintangesetzt  wurde,  ist  der  Berliner  Vertrag. 
Durch  diesen  Vertrag  wurden  mehrere  Annexionen  durchgeführt  (zu 
Gunsten  Rufslands,  Rumäniens,  Griechenlands,  Serbiens,  Montenegros), 
ohne  dafs  den  Bewohnern  der  annektierten  Gebiete  das  Optionsrecht 
garantiert  wurde.  Dies  bedeutet,  dafs  der  Berliner  Vertrag  sämtliche 
Einwohner  der  cedierten  Territorien  beduigungslos  der  Souveränität  der 
erwerbenden  Staaten  unterstellt  hat,  indem  er  sie  auf  diese  Weise  des 
Rechts  beraubte,  zwischen  den  genannten  Staaten  und  der  Tttrkd  zu 
wählen.  Auf  alle  Fälle  hat  doch  der  Berliner  Vertrag  resp.  die  Hohe 
Pforte  in  dieser  Hinsicht  freie  Hand  gelassen  den  annektierenden  Staaten, 
welche  ermächtigt  waren,  für  den  Fall,  dafs  ihre  Interessen  ihnen  dies 
nahe  legten,  die  Bewohner  der  cedierten  Territorien  zu  annotieren 
ohne  Recht  auf  Option,  eine  Ermächtigung  übrigens,  von  der  nicht 
alle  Staaten  —  wie  z.  B.  Serbien  —  vollkommenen  Gebrauch  gemacht 
haben. 

Wie  sehr  auch  die  durch  den  Berliner  Vertrag  sanktionierten 
Annexionen  den  nationalen  Bestrebungen  der  cedierten  Bevölkemngen 
entsprochen  haben  mögen  und  auf  Gründen  historischer  und  etimo- 
graphischer  Art  beruhten ,  wie  sehr  auch  mit  anderen  Worten  bei  einer 
derartigen  Sachlage  das  Optionsrecht  überflüssig  erscheinen  möchte,  so 
kann  doch  alles  dieses  die  Signatarmächte  des  Berliner  Vertrages  von 
dem  Vorwurfe  nicht  reinwaschen,  dafs  sie  die  annektierten  Bevölkerungen 
ihres  Rechtes,  zwischen  der  Türkei  und  den  erwerbenden  Staaten  zu 
wählen,  beraubt  haben. 

Wir  haben  in  einer  unserer  Studien  ^^)  diese  Frage  bezüglich  der 
Einwohnerschaft  jener  Gebiete,  welche  der  Berliner  Vertrag  an  das 
Fürstentum  Serbien  angegliedert  hat,  erörtert  und  darauf  hingewiesen, 
dafs  dieser  Einwohnerschaft  weder  durch  diesen  Vertrag  noch  dnrcli 
eine  Specialkonvention  zwischen  der  Türkei  und  Serbien  das  Options* 


11)  ^Le  traitS  de  Berlin  et  la  quesUon  de  la  nationcUü^  par  rapport  ä 
la  FrvndpauU  de  Serbie** y  Bevue  de  droit  international  public 
1900. 
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recht  gewtlhrleistet,  sondern  die  Lösnng  dieser  Frage  der  serbischen 
Gesetzgebnng  überlassen  worden  sei.  Wenn  aach^  wie  wir  dies  in  der 
beregten  Studie  ausführten  ^  keinerlei  specielle  G^etze  zu  dem  Zwecke 
eriassen  worden  sind,  um  den  Bewohnern  des  annektierten  Territoriums 
das  Recht  der  Option  zu  garantieren,  so  haben  wir  doch  dieses  Options- 
recht jenen  ßewohnem  des  betrefienden  Oebietes,  welche  türkischer 
Rasse  waren,  zuerkannt,  und  dieses  ihr  Recht  deduziert  aus  den  be- 
sonderen politischen  und  ökonomischen  Verhältnissen,  in  denen  sich 
diese  Einwohner  befimden. 

Aber  wir   haben  dort,    entgegen   unsem   Erörterungen  in   dieser 
Studie,   erklärt,   dafs  die  Einwohner  türkischer  Herkunft  pendente 
condiiione   serbische   Unterthanen    waren«      Der   Annexion 
haben   wir  also  dort  die   Bedeutung  beigelegt,  dafs   die  betreffionden 
Personen  auch  vor  der  Option  serbische  Unterthanen  geworden  shid« 
Wir  mufsten  zu  einer  solchen  Konklusion  deswegen  gelangen,  weil  wir 
in  Ermangelung  legislativer  Bestimmungen,  welche  eine  bestimmte  Frist 
fbr  die  Option  festsetzen,    den  Türken  das  Optionsrecht  für  ihr  ganzes 
Leben  eingeräumt  hatten.    Bei  dieser  Sachlage  konnten  wir  nicht  ohne 
Gefahr  fllr  die  Ruhe  und  Ordnung  im  serbischen  Staat  alle  die  Türken, 
deren   es   in   den   annektierten  Gebieten  eine  bedeutende  Anzahl  gab, 
in   ihrer  türkischen  Nationalität  belassen.     Wenn  wir  diese  Frage  so 
gelöst  hätten,  dann  hätten  wirklich  jene  Nachteile  zu  Tage  treten  können, 
welche  von  Bar  als  Gründe  gegen  die  Theorie,  wonach  den  Bewohnern 
eines   annektierten  Territoriums  pendente  conditione  ihre  Natio- 
nalität zu  belassen  ist,  ins  Feld  fllhrt,  Nachteile,  welche  in  Wirklich- 
keit   nicht    bestehen,    da    die  Optionsfrist   legelmäfsig  eine  kurze  ist 
Wenn   aber  diese  Frist  zufällig   eine  lang  bemessene  wäre  —  so  wie 
dies    der  Fall  ist  bezüglich  der  Frist,    welche  wir  den  die  Serbien  im 
Jahre   1878   angegliederten   Gebiete   bewohnenden  Türken  eingeräumt 
haben,    —   so   würde  es  dem  Interesse  des  annektierenden  Staates  zu- 
widerlaufen,   wenn   die  Einwohnerschaft  des  annektierten  Territoriums 
während   eines   langen  Zeitraumes   in  dem   alten  Unterthanenverbande 
belassen  würde.     Namentlich  war  eine  solche  Lösung  nicht  annehmbar 
für  den  uns  hier  beschäftigenden  Fall,  weil  hier  die  Frist  für  die  Option 
sich    sogar    bis    zur    Dauer    eines   Menschenlebens    erstrecken    konnte. 
Was    aber  die  Wirkung  der  Option  anbetrifit,   so  haben  wir  derselben 
rückwirkende  Kraft  in  dem  Sinne  beigelegt,  dafs  jene  Türken,  welche 
durch  ihre  Emigration  für  das  Türkische  Reich  optierten,  so  behandelt 
würden,   als   wenn  sie   nie   aufgehört  hätten  türkische  Unterthanen  zu 
sein,    und    so    haben    wir    nach    Möglichkeit    das    Princip,    wonach 
niemandem  eine  Nationalität  aufgedrängt  werden  kann,  intakt  erhalten. 
Selbstverständlich    waren    die    von    solchen  Tüiken  pendente  con- 
ditione   voigenommenen    Rechtshandlungen    nach    serbischem    Gesetz 
zu    beurteilen,    da   diese  Personen    während   des   gedachten   Zeitraums 
serbische  Unterthanen  waren,   mit  anderen  Worten,   die  rückwirkende 
Sjraft   der   Option   konnte  nicht   zum  Nachteile  für   erworbene  Rechte 
geltend  gemacht  werden. 

15* 
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Im  übrigen  halten  wir  allerdings  dafür,  dafs  Serbien  dnrch  eine 
solche  Lösung  der  Frage  bezüglich  der  Nationalitftt  der  Türken  in  den 
dnrch  den  Berliner  Vertrag  gewonnenen  Territorien,  in  gewissem  Grade 
gegen  die  Thorie  wie  gegen  die  Rechte  dieser  Personen  sich  vergangen 
hat.  Es  hat  die  Theorie  insoweit  respektiert,  ab  es  den  Türken  ein 
Optionsrecht  im  Wege  der  Auswanderung  gegeben  hat  Aber  es  hat 
gegen  die  Theorie  verstofsen  dadurch,  dafs  es  die  serbische  Nationalitat 
sogleich  nach  der  Annexion  und  vor  ausgeübter  Option  an%edrangt 
hat  Dies  .mufste  aber  geschehen,  sobald  man  verabsäumt  hatte,  das 
Optionsrecht  an  eine  kurze  Frist  zu  knüpfen,  in  welchem  letzteren 
Falle  es  ftlr  den  serhiscben  Staat  gefithrios  gewesen  wttre,  den  Türi^en 
pendente  conditione  ihre  Nationalität  zu  belassen  und  demnächst 
denjenigen,  welche  eine  dies&Usige  Erklärung  abgaben,  den  Charakter 
serbischer  Unterthanen  beizulegen. 


Der  Erbfall  Collaro  und  die  internationalen  Rechtefragen, 

welche  er  veranlaret  hat 

Von  Herrn  €.  M .  BasdaCAH,  Erstem  Präsidenten  des  RöniKl.  Ramttnischen 
Distriktsgerichtshofes  von  Mehedinti  zu  Tumseyerin. 

(Mit  Aatorisiemng  des  Herrn  Verfassers  aus  dem  Rymänischen  ins  Deutsche 

übersetzt  von  H.  8ch.) 

Der  Fall  Collaro^)  ist  wegen  der  Ausdehnung,  die  man  ihm  gab, 
and  weil  er  so  sehr  unsere  juristische  und  politische  Welt  aufregte  und 
sogar  den  Staat  interessierte,  ein  berühmter  Fall  geworden,  vom 
juridischen  Standpunkte  aus  vielleicht  noch  bertlhmter  als  der  Fall 
„Zappa*'.  In  letzterem  Falle  waren  sowohl  die  Regierung  als  auch  die 
Gerichte  nnd  alle  Juristen  mit  der  der  Angelegenheit  gegebenen  Ij^Ssung 
einverstanden;  in  dem  Fall  Collaro  sind  die  Meinungen  geteilt.  Die 
aufgetauchten  Fragen  des  internationalen  Rechts  haben  zu  Kontroversen 
und  zu  ernsten  Schwierigkeiten  Veranlassung  gegeben,  zu  um  so 
ernsteren,  als  sich  auch  die  Politik  einmischte,  ohne  welche,  wie  es 
scheinen  möchte,  nichts  in  unserem  Lande  behandelt  werden  kann. 

Berücksichtigen  wir  noch  eine  Empfindsamkeit  als  junger  Staat, 
dessen  Rechtsprechung  lange  Zeit  vergewaltigt  und  angezweifelt  worden, 
wie  dies  sehr  richtig  unser  ausgezeichneter  Professor  und  Rechtsgelehrter 
H^T  Dissescu  in  seinem  Artikel  im  „Dreptul^  vom  17*  Mai  anerkannt, 
und  tragen  wir  noch  dem  Umstände  Rechnung,  dafs  wir  aus  demselben 
Grunde  mit  scheelem  Auge  die  Konsulai^erichtsbarkeit  bei  uns  be- 
trachten, so  werden  wir  es  noch  besser  verstehen,  dafs  man  dieser  An« 
gelegenheit  eine  so  grofse  Wichtigkeit  gegeben  hat 

Nach  Rechtsgelehrten,  wie  die  Herren  Dissescu  und  VcHerian 
ZTrsioft,  zu  schreiben,  ist  schwer.  Diese  Professoren,  ebenso  wie  die 
Herren  Yidor  Äntonescu  und  Dimürie  N.  Comsa,  Juristen  von  Talent, 
haben  in  meisterhafter  Weise  und  mit  unleugbarer  Kompetenz  alle 
Fragen  behandelt,  welche  der  Fall  Collaro  zur  Erörterung  gestellt  hat. 
Trotzdem   halte  ich   es  nicht  f\ir  überflüssig,   als  alter  Richter  und  als 


1)  Das  diesen  Fall  behandelnde  Urteil  ist  in  dem  gegenwärtigen  Heft 
dieser  Zeitschr.  unter  „Rechtsprechung^  bei  Rumänien  mitgeteilt 
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ein  Mann,  der  auch  anderwttrts  Gelegenheit  gehabt  bat,  sich  ttber  ver- 
Bcbiedene  Materien  des  internationalen  öffentlichen  and  privaten  Rechtes  aus- 
zusprechen '),  mein  Wort  aach  in  dieser  Frage  zu  sprechen.  Ich  werde 
versuchen,  soviel  ich  kann,  die  Herren  Välerian  Unian^)  nnd 
Äntonescu^)  zu  ergänzen,  nnd  bitte  die  Herren  Dissescu  und  C(ym$a^)y 
sich  nicht  zu  erzttmen ,  wenn  ich  ihre  Ansichten  über  die  Löeangen 
nicht  teile,  welche  sie  den  in  dieser  Sache  entstandenen  Rechtsfragen 
gegeben  haben. 

Die  juridischen  Schwierigkeiten,  zu  welchen  die  Erbfolge  CoUaro 
Veranlassung  gegeben,  können,  glaube  ich,  auf  folgende  Fragen  zurttck- 
geführt  werden: 

1.  Erkennt  das  internationale  Recht  an,  dafs  in  den  Beziehungen 
zwischen  Staaten  Abmachungen  gemeinsamen  Einverständnisses 
bestehen,  ohne  Aufstellung  eines  geschriebenen  Aktes?  Schreibt 
dasselbe  den  Konventionen  irgend  eine  äufserltche  obligatorische 
Form  vor?  Und  verpflichten  solche  internationale  Konventionen 
die  tlbereinkommenden  Souverttnitttten  ? 

2.  Können  die  Uq^erthanen  eines  dritten  Staates  die  Bestimmungen 
einer  internationalen  Konvention  anrufen,  in  welcher  ihr  Land 
nicht  selbst  kontrahierender  Teil  ist?  In  Sonderheit,  ist  die 
Konsularkonvention,  welche  Rumänien  mit  Italien  abgeschlossen 
hat,  auf  dem  Wege  der  Gegenseitigkeit  anwendbar  auf  die 
anderen  Länder,  mit  denen  wir  internationale  Beziehungen  unter- 
halten? Hat  die  Klausel  der  Behandlung  der  meistbegünstigten 
Nation  in  allen  Fällen  denselben  Charakter? 

8.  Welcher  der  drei  Staatsgewalten  steht  das  Recht  zu,  die  Schutz- 
mafsr^eln  zu  interpretieren,  welche  von  den  kontrahieroideii 
Souveränitäten  durch  die  geschlossenen  Verträge  zu  Gunsten  ihrer 
Staatsangehörigen  festgesetzt  wurden,  und  insbesondere  die  Aus- 
dehnung des  Wirkungskreises  der  diplomatischen  und  der  Konsular- 
agenten ? 
Wir  werden  uns  der  Reihe  nach  mit  jeder  dieser  Fragen  beschäftigen 
und  ihre  Nutzanwendung  auf  den  Fall  Collaro  machen. 

I. 

Herr  v,  Martens  sagt  uns:  Eine  internationale  Konvention  ist  eine 
Willensübereinstimmung  zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten.  Keine 
irgend  wie  äufsere,  obligatorische  Form  ist  vorgeschrieben  für  das  Be* 
stehen  dieser  Übereinstimmung.  Bei  den  internationalen  Konventionen 
hat  die  Form  nicht  dieselbe  Wichtigkeit  wie  bei  Verpflichtungen  privat- 

2)  8.  besonders  unsere  Studien:  .Über  die  Form  der  Testamente  im 
internationalen  Privatrecht,^  veröffentlicht  in  Revista  de  drept  vom  15.  Man 
1900  p.  576  ff.  und  vom  15.  Mai  1900  p.  156. 

8)  S.  „Drepiul*'  No.  88  vom  13.  Mai  1901. 

4)  Vaffaire  CoUaro,  in  LHnd^sendance  roumaine  vom  10./28.  Mai  1901. 

5)  Siehe  den  Artikel  des  äerm  Comsa  in  Curiend  Judicias  vom 
17.  Mai  1901. 
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rechtlicher  Natur«  Die  Znstimmoiig  oder  die  Übereinstimmong  der 
abechliefsenden  Teile  kann  ausgedruckt  werden  nicht  allein  durch  Schrift- 
Bttlcke,  welche  von  den  geeetsgebenden  Gewalten  genehmigt  und  von  den 
betreffenden  Regierungen  latifisiert  sind,  sondern  auch  durch  zwischen 
den  Souveränen  gewechselte  Briefe,  durch  diplomatische  Noten  oder 
durch  von  den  Regierungen  gewechselte  Schriftsttlcke.  Dieselbe  kann 
mündlich  oder  sogar  stillschweigend  ausgedruckt  werden.  Weder  die 
wissenschaftliche  Lehre,  noch  die  internationale  Übung  kennen  in  diesem 
Punkte  einen  Unterschied.  ,In  internationalen  Vertrügen, **  sagt  Herr 
Hefßer^  „ist  Mr  die  Feststellung  des  Willens  keinerlei  bestimmte  Form 
Torgeschneben.  Sie  haben  ihr  Bestehen  von  dem  Augenblicke  an,  wo 
einer  der  Teile  sich  dazu  herbeigelassen  hat,  etwas  zu  thnn  mit  der  Absicht, 
sich  durch  das  , Annehmen^  des  anderen  Teiles  für  gebunden  zu  halten 
und  das  Annehmen  genügend  nachgewiesen  ist^).**  Über  die  Möglich- 
keit stillschweigender  Verträge  sagt  Herr  v.  Neumann,  dafs 
gewisse  Handlungen  allerdings  ebenso  deutlich  als  die  deutlichsten 
Unterredungen  den  Willen  und  sogar  die  künftigen  Absichten  ihrer 
Urheber  ausdrücken.  Also,  es  ist  nur  davon  die  Rede,  dafs  die  Willens- 
ttbereinstimmung  hergestellt  sei^). 

Von  dem  Augenblicke  an,  wo  die  internationale  Konvention  be- 
steht und  unter  einer  der  oben  bezeichneten  Formen  nachgewiesen  ist, 
stehen  wir  vor  einem  Voigang,  der  zwischen  den  abmachenden  Staaten 
Gesetzeskraft  hat  Eine  zwischen  den  Regierungen  zweier  Staaten  auf 
dem  W^ge  diplomatischer  Noten  oder  gemeinsamen  Einverständnisses 
zu  Stande  gekommene  Abmachung  hat  ftlr  jeden  der  beiden  ab- 
schliefsenden  Staaten  dieselbe  bindende  Kraft  wie  eine  geschriebene 
Konvention,  die  von  den  betreffenden  gesetzgebenden  Gewalten  an- 
genommen worden.  Pacta  sunt  servanda.  Dies  ist  ein  unbestrittener 
Grundsatz  des  internationalen  Rechtes. 

Internationale  Konventionen  behalten  ihre  Gesetzeskraft  zwischen 
den   absdiliefsenden  Teüen  sogar  im  Falle  des  Wechsek,   sei  es  der 


6)  F,  de  Martens,  ob.  Werk  Bd.  I  p.  540.  „In  den  Werken,  welche 
über  aas  internationale  Recht  schreiben,  ist  die  Jnrage  behandelt  worden, 
ob  Staaten  sich  durch  mündliche  Konventionen  verpflichten  können.  Da 
keinerlei  Vorschrift  für  internationale  Konventionen  allgemein  gültig  fest- 
gesetzt ist,  80  sind  mündliche  Abmachimgen  vollständig  zulässig  und  müssen 
ebenso  treu  ausgeführt  werden  wie  die  geschriebeneD.  Es  giebt  keinerlei 
jmridischen'  Grund,  um  nicht  ihr  Vorkommen  und  ihre  Gültigkeit  im  Be- 
xeiehe  freier  internationaler  Beziehungen  zuzugeben.^ 

7)  A,  G,  Hefßer,  Das  internationale  Recht  von  Europa,  Übersetzung 
von  Jtdes  Bergsou  S.  198  §  87.  In  demselben  Sinne  nachzusehen  in 
F.  Martens,  oben  gen.  Werk  Bd.  I  S.  538—540;  A,  Chräien,  oben  een.  Werk 
8.  381;  H.  Wheatan,  lüSments  du  droit  international,  5e  idition  228.  „Die 
Zotfkimmttttg  der  Parteien  ,*  sagt  uns  dieser  Autor,  „kann  stUlschweigend  ge- 
gebm  weraen  in  dem  Fall  eines  unter  unvollständiger  Ermächtigung  ge- 
gebenen Einverständnisses,  indem  nach  'diesem  als  geziemend  abgeschlossen, 
gehandelt  wird." 

8)  Neumann,  Elemente  des  modernen  europäischen  Völkerrechts,  Über- 
setzung von  Riedmattsu  §  29. 
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Person  der  Souveräne,  Bei  ee  der  Kegieningen,  welche  sie  abgeschlossen 
haben.  Im  Spiele  ist  die  Personalitttt  des  Staates,  welche  asn  bestehen 
fortführt  nnd  welche  den  Abmachungen  unterworfen  bleibt,  die  im 
Namen  der  oder  von  denjenigen  Regierungen  gepflogen  wurden,  welche 
nacheinander  de  facto  die  Ausübung  der  Souverttnität  inne  hatten. 

Steht  einmal  fest,  dafs  internationale  Konventionen  unter  jeder 
Form,  auch  der  mtlndiichen  und  der  stillschweigenden,  mit  verpflichtender 
Kraft  zwischen  Staaten  vorkommen,  so  entsteht  die  Frage,  ob  ein 
solches  von  dem  rumänischen  Staate  abgeschlossenes  Übereinkommen 
bindende  Kraft  ftlr  den  rumänischen  Richter  hat,  wenn  es  vor  unsere 
Gerichte  gebracht  wird,  um  in  Bezug  auf  seine  Gtlltigkeit  erörtert  zu 
werden.  Wir  antworten  zum  voraus  mit  » Ja**,  insoweit  selbstverständ* 
lieh  der  Grundsatz  des  internationalen  Rechtes,  auf  welchen  es  sich 
stützt,  nicht  im  Widerspruch  steht  mit  unseren  Staatsgrundgesetzen. 

Es  ist  augenscheinlich,  dafs,  wie  der  Appellhof  von  Bukarest, 
Sektion  III,  in  seiner  Entscheidung  vom  9.  Mai  1901  in  Sachen  Collaro^) 
nach  Mafsgabe  unserer  Gesetze  über  Öffentliches  Recht,  des  Art  11  aus 
dem  Codex  cwü  und  Art.  54  der  Givilprocedur  behauptet,  die  Fremden 
sich  gewöhnlich  derselben  bürgerlichen  Rechte  erfteuen,  deren  sich  anch 
die  Rumänen  erfreuen,  ausgenommen  diejenigen  Fälle,  wo  das  Gesetz 
anders  entschieden  hat,  und  dafs  die  rumänischen  Gerichte  alle  An- 
gelegenheiten zwischen  Rumänen  und  Fremden  abzuurteilen  berufen 
sind,  sowohl  Givilsachen  als  solche,  welche  ihnen  durch  andere  Gesetze 
zugewiesen  werden,  selbstverständlich  ausgenommen  diejenigen  Fälle, 
in  denen  internationale  Konventionen  dies  beschränken,  wie  dies  auch 
Herr  Dtssescu  in  seiner  Studie  über  eben  diesen  Fall  sehr  wolil  an- 
erkennt. 

Wenn  dies  sich  nun  so  verhält,  so  mufs  eine  bestehende  und 
nachgewiesene  internationale  Konvention,  welches  auch  die  Form 
sei,  in  der  sie  geschlossen  wurde  —  und  soweit  sie  nicht  im  Wider- 
spruch steht  mit  der  Verfiissung  und  unseren  Gesetzen  — ,  ftir  den 
rumänischen  Richter  dieselbe  bindende  Kraft  haben,  wie  ftir  den 
rumänischen  Staat,  der  sie  abschlofs. 

Eine  Willenseinigung  zwischen  dem  rumänischen  Staat  und  einem 
andern  Lande,  z.  B.  in  Bezug  auf  Schutzmafsregeln  zu  Gunsten  ihrer 
beiderseitigen  Unterthanen  oder  auf  Befugnisse  ihres  diplomatischen  und 
konsularischen  Personals,  ist  nicht  eine  .Gewohnheit'^  in  der  inter- 
nationalen  Praxis,  eine  ^comitas  gentium^ y  zählt  nicht  unter -diejenigen 
Quellen  von  Rechtslehren,  welche  nur  eben  einfietche  Ratschll^e  flir 
internationales  Recht  bleiben,  die  gänzlich  dem  Belieben  und  Gutdtlnken 
des  Richters  überlassen  sind,  wie  Herr  Dissescu  behauptet  Ein  solches 
Übereinkommen  ist  ein  wirklicher  Vertrag,  eine  wirkliche  internationale 
Konvention,  wie  ich  oben  gezeigt  habe,  anerkannt  von  dem  bestehenden 
internationalen  Recht.  Die  Grundlage  der  verpflichtenden  Eigenschaft 
solcher  internationalen  Konventionen    müssen  wir  suchen  —  wie  Herr 


8  a)  S.  oben  Anm.  1. 
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Ckräien  sehr  gut  sagt  —  in  der  Rechtsidee,  welche  jedem  menschlichen 
Gewissen  eingepflanzt  ist.  „Ohne  Achtang  vor  Konventionen  wtlrde 
die  internationale  Gesellschaft  der  Anarchie  verfallen,  nicht  leben  können 
und  in  die  Barbarei  zurücksinken.  Diese  Achtung  ist  also  ein  Gesetz 
für  ihr  Bestehen,  ein  Gesetz,  welches  der  Instinkt  —  (dem  auf  rein 
sittlichom  Boden  die  Philosophie  den  Namen  Gewissen  giebt)  —  jedem 
Gliede  der  Gesellschaft  offenbart').^ 

Wenn  die  Vorschriften  des  internationalen  Öffentlichen  Rechtes  nicht 
kodifiziert  und  in  die  innere  Gesetzgebung  jedes  Landes  aufgenommen 
sind,  so  ist  doch  nicht  weniger  wahr,  dafs  sie  sich  grtlnden  auf  die 
Menschenrechte  und  auf  die  Rechte  der  Nationen,  und  dafs  sie  damit 
wahrhaftige  Rechtsgrundsätze  geworden  sind,  als  bindend  anerkannt  in 
allen  civilisierten  Staaten.  Von  ihnen  kann  sich  ein  Richter  nicht 
entfernen,  ohne  sich  eine  „zu  tadelnde^  und  „tadelnswerte^  Handlang 
za  schulden  kommen  zu  lassen.  Das  Recht,  welches  die  Regierungen 
der  Staaten  haben,  Konventionen  jeder  Art  abzuschliefsen,  gehört  dem 
internationalen  öffentlichen  Rechte  an.  Solche  Konventionen  nicht  zu 
achten,  hiefse  den  guten  internationalen  Beziehungen  Schaden  zufllgen, 
bedeutete,  dafs  wir  uns  nicht  mehr  zu  den  civilisierten  Staaten  Europas 
zählen.  Unserem  Lande  würde  es  dann  besser  anstehen,  in  Asien  zu 
li^en,  eingeschlossen  von  chinesischen  Mauern. 

Ich  habe  gesagt,  dafs  eine  Vorschrift  des  internationalen  Rechtes, 
um  für  einen  rumänischen  Richter  verpflichtende  Kraft  zu  haben,  auch 
die  Bedingung  erfüllen  mufs  —  und  über  diesen  Punkt  bin  ich  in 
vollkommener  Übereinstimmung  mit  Herrn  Dissescu  — ,  dafs  sie  nicht 
im  Widerspruch  stehe  mit  unserem  konstitutionellen  Recht  und  mit 
•  unseren  organischen  Gesetzen. 

Ist  aber  diese  Vorschrift  des  internationalen  Rechtes,  nach  welcher 
als  gültig  und  gesetzeskräftig  zwischen  den  übereinkommenden  Staaten 
angesehen  werden  sogar  Übereinkünfte,  die  durch  diplomatischen  Noten- 
wechsel, darch  gemeinsames  Einverständnis  von  Staat  zu  Staat  oder  gar 
mündlich  oder  stillschweigend  geschlossen  sind  — ,  ist  sie  wirklich  so 
sehr  in  Widersprach  mit  unseren  Grundgesetzen,  dafs  sie  unsere  Ge- 
richte ermächtigen  würde,  solche  Konventionen  nicht  zu  beachten  ?  Ist 
es  nötig,  dafs  auch  diese  Konventionen  die  Form  eines  Schriftstückes 
haben,  das,  wie  jedes  innere  Gesetz,  von  den  gesetzgebenden  Körpern 
angenommen  ist?  Mufs  der  rumänische  Richter  ihnen  die  Anwendung 
versagen  unter  der  Begründung,  dafs  sie  nicht  die  Form  eines  von 
Kammer  und  Senat  angenommenen  Schriftstückes  haben?  Wir  glauben, 
nein.  Allerdings  setzt  der  Art.  93  der  Verfassung  im  Princip  fest,  dafs 
eine  Ton  dem  Souverän  geschlossene  Konvention,  um  verpflichtende 
Kraft  zu  haben,  zuvor  den  gesetzgebenden  Gewalten  unterbreitet  und 
von  ihnen  angenommen  sein  mufs.  Was  setzt  aber  unser  Verfassungs- 
gesetz voraus?  Es  setzt  ein  Schriftstück  voraus,  welches,  um  Gesetzes- 
kraft  haben  zu  können   —  denn   neben  dem  Charakter  als  politische 


9)  Ä,  Qire'tien  S.  340. 
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Akte,  haben  die  mtemationaleii  Konventionen  auch  denjenigen  ab  Ge- 
setze —  auch  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  genehmigt  sein  müfste. 

Im  öfientlichen  internationalen  Rechte  steht  es  heute  als  nn- 
abänderlicher  Grundsatz  fest,  dafs  der  Stand  der  Konsuln  in  Beziehung 
auf  ihre  Unverletzlichkeit  und  ihre  Vorrechte,  Befugnisse  und  Obli^en- 
heiten  bedingt  ist  teils  durch  Vertriige ,  .  Konsularkonventionen  oder 
andere,  teils  beim  Fehlen  von  Konventionen  durch  die  „Übung"  und 
den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit.  Herr  Cälvo  erkennt  die  Zu- 
sti&ndigkeit  der  Konsuln  an  als  feststehende  Regel  des  Völkerrechtes  in 
Sachen  von  Erbfolgen ,  Civilstandsakten  u.  s.  w. ,  und  drttckt  sich  so 
aus:  „Wenn  die  Konsuln  in  dem  Lande  ihres  Amtssitzes  nicht  den 
Charakter  eines  Richters  im  eigentlichen  Sinne  haben,  noch  haben 
können,  so  erkennen  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Völkerrrechtes 
ihnen  doch  aufserhalb  jeder  besonderen  Vertrags mäfsigen  Bestimmung 
Air   ihre  Nationalen  einige  Befugnisse  wahrhaftigen  Richteramtes  zu^^). 

In  Vincent  und  Penaud  finden  wir,  dafs  die  Beftignisse  der 
Konsuln  bestimmt  sind  entweder  durch  Verträge  oder  durch  den 
Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  und  das  allgemeine  Völkerrecht  Sie 
kommen  hauptsächlich  zur  Ausübung  bei  Abwesenheitsf^Uen,  Civilstands- 
akten, allgemeinen  Rechtshandlungen,  Erbfolgen,  Seefahrtsangelegen- 
heiten u.  s.  w."  ^^).  Ferner:  „Die  Konsuln  haben  in  derThat  das  Recht, 
kraft  der  VertrJ^e,  deren  Vorschriften  wir  weiter  unten  anführen 
werden,  gewisse  Mafsregeln  zu  treffen,  wie  das  Anlegen  von  Siegeln 
im  Interesse  ihrer  Nationalen  und  sogar  in  gewissen  Fällen  eine  Erb- 
folge zu  verwalten  und  zu  ordnen.  Sogar  wenn  Verträge  nicht  be- 
steben, haben  die  Konsuln  das  Recht,  infolge  von  Gegenseitigkeit,  Siegel 
anzulegen  und  bei  Inventarisierungen  anwesend  zu  sein.  Es  ist  anderer- 
seits in  dem  internationalen  Rechte  zugestanden,  dafs  die  Konsuln  stets 
das  Recht  haben,  über  die  Interessen  ihrer  minderjährigen  und  ab- 
wesenden Nationalen  zu  wachen"  ^*. 

Über  diesen  Punkt  giebt  es  keine  Streitfrage.  Wollte  ich  noch 
mehr  Schriftsteller  anführen,  so  müfste  ich  alle  diejenigen  anftlhren, 
welche  über  das  internationale  Recht  geschrieben  haben. 

Ein  Princip ,  wie  das  der  Gegenseitigkeit ,  ist  nicht  von  der  Art, 
dafs  es  die  Ver&ssung  noch  irgend  ein  anderes  unserer  organischen 
Gesetze  berühren  könnte.  Dies  ist  um  so  sicherer,  als  wir  ein  orga- 
nisches Gesetz  besitzen,  das  jünger  ist  als  die  Ver&ssung,  und  zwar 
das  Gesetz  über  die  Reorganisation  des  Ministeriums  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten,  welches  in  seinem  Art.  23  bei  der  Feststellnng  der 
Befugnisse  unserer  diplomatischen  Agenten  und  Konsuhi  im  Auslände 
sagt,    dafs  sie   das  Amt  der  Civilstandesbeamten ,   der  Notare  und  De- 


10)  Calvo,  Le  droit  international  et  pratique  Bd.  HI  S.  256. 

11)  Vincent  et  Penaud,  Dictionnaire  de  droit  international  prive\  S.  ^4 
No.  24  u.  25,  wie  auch  die  dort  citierten  Gewährsmänner. 

12)  Vincent  et  Penaud  S.  842  No.  169,  dort  citierte  Jurisprudenz. 
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poeitare,  der  Richter  in  Civil-  und  Handelssachen,  bei  Streitigkeiten, 
welche  zwischen  Rumänen  vorkommen  u.  s.  w.,  ausüben  und  tlberhanpt 
im  Rahmen  der  diplomatischen  Gewohnheiten  und  Verträge  alle  Sicher- 
BteUungsmafsregeln  in  Abwesenheits-  und  Todesfällen  von  in  der  Fremde 
befindlichen  Rumänen  ins  Werk  setzen. 

Das  heilst:  Eines  unserer  organischen  Gesetze  erkennt  das  Be- 
stehen der  intematioiuden  Gewohnheiten  an  und  sagt  unseren  Konsuln 
in  der  Fremde,  dafs  sie  gemäfs  dem  diplomatischen  Brauch  —  also 
auch  einem  ein&chen  Einverständnis  zwischen  den  Regierungen  —  sich 
mit  der  Erbfolge  unserer  Nationalen,  die  in  der  Fremde  sterben-,  zu 
beschäftigen  haben,  und  wir  sollen  —  kraft  der  Gegenseitigkeit  —  das- 
selbe Vorgehen  den  fremden  Konsuln  nicht  gestatten? 

In  der  Wirklichkeit  werden  unsere  diplomatischen  Agenten  und 
Konsularagenten,  auch  diejenigen,  welche  nicht  in  Italien  sind,  mit  dem 
wir  eine  besondere  Konsularkonvention  haben,  von  den  Regierungen  der 
Staaten,  bei  denen  sie  beglaubigt  sind,  nicht  daran  gehindert,  jene  Be- 
fbgnisse  auszuüben ;  in  Wirklichkeit  wird  dieselbe  Übung  bei  uns  schon 
seit  dem  Jahre  1869  gehandhabt,  wie  ich  sofort  zeigen  werde,  und 
zwar  kraft  Übereinkommens  von  Regierung  zu  Regierung.  Warum 
verweigern  wir  also  jetzt  bei  der  Erbfolge  CoHaro  die  Anwendung  eines 
internationalen  Übereinkommens,  welches  schon  über  80  Jahre  dauert 
und  dessen  Anwendung  uns  keinerlei  Schaden  bringen  kann,  während 
die  Verweigerung  der  Anwendung  ganz  dazu  angethan  ist,  Trübungen 
in  den  guten  Beziehungen  hervorzubringen,  welche  wir  mit  allen  Staaten 
haben?  Wenn  wir  den  fremden  Konsuln  bei  uns  gestatten,  was  auch 
den  unsrigen  in  der  Fremde  nicht  verweigert  wird,  so  tasten  wir  in  keiner 
Weise  die  Würde  unseres  Staates  an  und  rotten  keine  der  Attributionen 
der  Souveränität  unseres  Staates  aus.  Wir  brauchen  uns  nicht  vor 
der  sogenannten  Konsularingerenz  zu  ^Irchten,  die  so  schlecht  an- 
gesehen ist  in  unserem  Lande,  wie  auch  Herr  Dissescu  anerkennt :  Sie 
besteht  in  allen  Ländern  Europas,  wo  beinahe  täglich  Erbregulierungen 
durch  die  Konsuln  geschehen,  ohne  dafs  sich  jemand  deshalb  aufregt. 
Der  Unterschied,  welchen  Herr  Dissescu  macht,  zwischen  unserem  Lande, 
wo  viele  Fremde  durch  Geldangelegenheiten  und  Familienbanden  zu 
Rumänen  u.  s.  w.  in  Beziehung  stehen,  und  anderen  Ländern,  wo  ver- 
hältnismäfsig  wenige  Fremde  leben,  und  woher  auch  die  Behauptung 
kommt,  dafs  f\Xr  diese  anderen  Länder  keine  Gefahr  in  der  Ausübung 
der  Konsularingerenz,  sogar  auch  ohne  Vertrag  bei  Regelung  von 
Erbfolgen,  bestehe,  während  bei  uns  dies  Gefahr  bringe  —  stützt  sich 
auf  gar  nichts.     Wir  sehen  nirgends  eine  Gefahr. 

Solange  der  Konsul  sich  nur  mit  der  Person  und  dem  Vermögen 
seines  Nationalen  beschäftigt,  solange  er  weder  die  Interessen  eines 
Eingeborenen,  oder  des  Staates,  oder  der  öffentlichen  Ordnung  schädigt 
und  sich  nicht  mit  der  Regelung  unbeweglicher  Nacblafsgegenstände 
beschäftigt  — ,  welchen  Schaden  kann  er  uns  da  bringen? 
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II. 


Können  die  Untertbanen  eines  dritten  Staates  die  Bestimmungen 
einer  internationalen  Konvention  anrufen,  bei  welcher  ihr  Land  nicht 
yertragschliefsender  Teil  ist? 

In  Sonderheit:  Ist  die  Konsularkonvention  mit  Italien 
vom  Jahre  1881  im  Wege  der  G-egenseitlgkeit  anwendbar  auf  die 
anderen  Länder,  mit  den  wir  internationale  Beziehungen  haben? 

JSat  die  Klausel  der  Behandlung  der  meistbegtlnstigten  Nation, 
welche  sich  in  den  meisten  Verträgen  findet,  in  allen  Fällen  denselben 
Charakter? 

Im  Princip  und  streng  genommen  können  die  Unterthanen  eines 
dritten  Staates  die  Bestimmungen  eines  Vertrages  nicht  anrufen,  in  dem 
ihr  Land  nicht  Teilnehmer  ist  Es  giebt  indes  Fälle,  und  dazu  ge- 
hören insbesondere  die  Konsularbefugnisse  bei  der  Ordnung  von  Erb- 
Schäften  für  minderjährige  und  abwesende  Nationale,  wo  die  oben  auf- 
gestellte Regel  Ausnahmen  erleidet  Die  Vorschrift  des  internationalen 
Rechtes,  welche  wir  anführten,  dafs  die  Konsuln  jederzeit  das  Recht 
haben,  über  die  Interessen  ihrer  minderjährigen  und  abwesenden 
Nationalen  zu  wachen,  wird  auf  Grund  des  Principes  der  Gegenseitig- 
keit ausgeübt  bei  der  Ordnung  der  Erbschaf\Bangelegonheiten  der 
Nationalen  und  rechtfertigt,  auch  wenn  keine  Verträge  bestehen, 
diese  Ausnahme,  da  sie  ebensowohl  von  der  Doktrin  als  von  der 
Jurisprudenz^^)  gutgeheifsen  ist.  So  sagen  Vincent  und  Penaud, 
dafs  in  Frankreich  die  französisch-schweizerischen  and  die  französisch- 
italienischen  Verträge  über  die  Ausführung  fremder  Richtersprüche  auf 
alle  Parteien  anzuwenden  seien,  welches  auch  deren  Nationalität  sein 
möge  ^*). 

Wenn  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation,  die  in  den  meisten 
internationalen  Konventionen  vorkommt,  im  allgemeinen  Sinne  geschrieben 
ist,  so  giebt  sie  den  Unterthanen  des  einen  vertragschliefsenden  Teiles 
das  Recht,  Bestimmungen  anzurufen,  welche  sich  nicht  in  seinem  Ver^ 
trage  finden,  sondern  in  einem  solchen,  den  der  andere  vertragschliefsende 
Teil  mit  einem  dritten  Staate  geschlossen  hat.  Eine  solche  Klausel 
von  allgemeinem  Charakter,  sogar  wenn  sie  in  einem  Handels-  oder 
Schif&hrtsvertrag  aufgenommen  ist,  giebt  den  Unterthanen  der  vertrag- 
schliefsenden Teile  das  Recht,  Bestimmungen  eines  Konsularvertragcs  oder 
eines  solchen  von  anderer  Natur  anzurufen,  welcher  ven  einem  dieser 
Länder  mit  einem  dritten  Staate  geschlossen  ist  So  hat  eine  in  dem 
zwischen  Frankreich  und  Brasilien ^^)   am  7.  Juni  1826  abge- 


13)  Vincmt  et  Tenaud  S.  842  No.  169 ;  Bluntschli^  Le  droit  intematümal 
coäifü,  ÜbersetzuDg  von  M,  C,  Lardy  S.  166. 

14)  Vincent  et  Penaitd  8.  888  No.  29,  wie  auch  die  dort  citieitea 
Autoritäten. 

15)  Die  Bestimmung  bezüglich  der  Klausel  hat  folgende  Fassung:  .Die 
Unterthanen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  werden,  während  äe 
den  Gesetzen  ihres  Landes  unterworfen  bleiben,  sich  mit  ihrer  jPerson  in  der 
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Bchloflsenen  Freundschafts-,  Handeis-  nnd  (Scfaiffahrtsver- 
trag  enthaltene  Klaneel  allgemeinen  Charakters  die  richterlichen  In- 
atanzen Fiankreicha  ermttchtigt,  den  brasilianischen  Unterthanen  günstige 
Beatimmnngen  in  anderen  Materien  znzaerkennen,  welche  der  Schweiz 
▼on  Seiten  Frankreichs  durch  einen  späteren  Vertrag  aus  dem  Jahre  1869 
zuerkannt  wurden.  Das  Seinetribnnal  hat  mittelst  eines  Spruches  vom 
17.  Mai  1884,  den  der  Appellhof  von  Paris  anerkannte,  gestattet,  da(k 
Brasilianer,  welche  in  Frankreich  plädieren,  in  Kücksicht  auf  Zu- 
ständigkeit das  Recht  auf  dieselbe  Behandlung  haben  sollen  wie  die 
Schweizer,  deren  Nation  die  meistbegtlnstigte  ist  Der  Kassationshof 
hat  diese  Doktrin  bestätigt  durch  seine  Entscheidung  vom  22.  Juni 
1886  "). 

Wenn  dagegen  die  Klausel  in  einem  anderen  als  in  einem  Kon- 
snlarvertrag  sich  vorfindend  z.  B.  in  einem  Handelsvertrag  speciell  auf 
die  Handekverhältnisse  Bezug  nimmt,  so  mufs  ihre  Anwendung  auf 
diesen  Gegenstand  beschränkt  bleiben.  Das  ist  die  im  internationalen 
Recht  angenommene  Doktrin. 

Die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  hat  also  nicht  in  allen 
Fällen  denselben  Charakter. 

Die  Bestimmung  des  Art.  1  der  Handelskonvention  mit 
Griechenland  vom  19.  Dezember  1900^^),  dafs  die  Natio- 
nalen, die  Schiffe  und  die  Waren  jedes  der  beiden  Staaten  sich  auf 
dem  Territorium  des  anderen  der  Behandlung  der  meistbegünstigten 
Nation  erfreuen  sollen  —  ,yfttr  die  Einfuhr,  die  Ausfuhr,  den  Transit 
und  im  allgemeinen  für  alles,  was  Handels-  und  Scbiffahrtswesen, 
Austlbnng  von  Handel  und  Industrie,  Hebung  von  Taxen  und  anderen 
Steuern,  sowie  den  Schutz  des  industriellen  Eigentums  anlangt **,  hat 
keinen  allgemeinen,  sondern  einen  ganz  besonderen  und  beschränkten 
Charakter. 

Sie  kann  den  griechischen  Unterthanen  nicht  das  Recht  geben, 
gestützt  auf  die  Klausel  allein  die  Behandlung  zu  beanspruchen,  welche 
wir  den  Italienern  durch  die  Konsularkonvention  von  1881  in  Be- 
ziehung auf  die  Regulierung  ihrer  Erbschafbsachen  zugestehen.  In 
diesem  Funkte  hat  also  ebensowohl  der  Gerichtshof  von  Bukarest  als 
HeiT  Camsa  Recht 

Aber  Griechenland  hat  nicht  nötig,  diese  Klausel  anzurufen,  um 
sieh  der  Bestimmungen  der  Konsularkonvention  mit  Italien  bedienen  zu 
können;  seine  Konsuln  haben  bei  uns  die  Möglichkeit,  die  Mobiliar- 
erbeehaften ihrer  Nationalen  zu  ordnen  kraft  des  Grundsatzes  der 
Gegenseitigkeit,  wie  dies  auch  mit  Osterreich -Ungarn  und  den  anderen 
Ländern  schon  seit  1869  gehandhabt  wird. 


nmzen  Ausaehnung  des  Gebietes  des  anderen  Staates  derselben  Rechte, 
Privilegien,  Vorzüge  und  Ausnahmen  erfreuen,  welche  zugestanden  sind  oder 
worden  werden  den  Unterthanen  der  meistbegünstigten  Nation.**  (Vincent 
et  Ptfnaud  S.  279  No.  517.) 

16)  Vincent  et  P^aud  S.  270  No.  518;  Clunet  1886  S.  583. 

17)  Mcnitorul  Official  No.  286  vom  28  Januar  1901. 
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Ich  gebe  hier  einige  Teile  des  Schreibens  Nr.  283  vom  9.  Januar  1869 
des  unvergefslicben  Rechtsgelehrten  B,  Boerescu,  damaligen  Jnstiz- 
ministers,  an  das  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten,  mit 
welchem  er  die  Grundsätze  des  Volkerrechtes  über  die  Befugnisse  der 
fremden  Konsuln  in  unserem  Lande  und  Aber  die  R^eln  zusammen- 
fafst,  welchen  in  dieser  Beziehung  unsere  richterlichen  Autoritäten  zu 
folgen  haben. 

Der  Justizminister  sagt:  „Sie  haben  diesem  Ministerium  noch  am 
7«  November  vergangenen  Jahres  unter  Nr.  6664  ein  Schreiben  ge- 
sendet, mit  welchem  Sie  bei  Gelegenheit  mehrerer  Schreiben  des 
griechischen  Konsulates  bezüglich  Erbschafts-  und  anderer  Angelegen- 
heiten seiner  Unterthanen  die  Grundsätze  des  Völkerrechtes  auseinanda- 
setzen,  nach  denen  sich  die  Gerichte  besonders  in  Erbschaftssaehen  zu 
richten  haben.  ^ 

„Es  ist  wahr,  dafs  wir  beim  Mangel  an  Verträgen  uns  nach  dem 
Usus  und  nach  dem  europäischen  Völkerrecht  richten  müssen.  Die 
Herren  Konsuln  wollen  aber  hie  und  da  mehr  als  dieses;  sie  wollen 
ein  besonderes  Recht  für  sich  schaffen.  Dies  werden  wir  nicht  zu- 
lassen und  ich  für  meinen  Teil  werde  mich  bemühen,  es  dahin  zu 
bringen,  dafs  unsere  Gerichte  sich  in  Fragen  des  internationalen  Priyat- 
rechtes  nach  dem  richten,  was  man  in  Frankreich  in  England,  in 
Belgien  und  in  allen  civilisierten  Staaten  thut"  „Die  Grundaätse, 
welche  Sie  mir  in  dem  vorgenannten  Schreiben  auseinandeigesetzt  haboi, 
sind  wahr.  Um  aber  zu  einem  praktischen  Erfolg  zu  gelangen  und 
gerade  bei  dem  griechischen  Konsulate,  werde  ich  mir  erlauben,  ^e- 
selben  etwas  ausgedehnter  zu  fiissen,  so  wie  sie  das  Justizministerium 
«uffafst,  und  wie  ich  hoffe,  sie  zur  Auslegung  zu  bringen.'' 

„Persönliche  Zuständigkeit.^  »^^  ^o^  allem  Anderen  die  persön- 
liche Zuständigkeit  anlangt,  so  ist  es  unbestritten,  dafs  alle  Streitfragen 
zwischen  Unterthanen  dieser  Zuständigkeit  und  Fremden  von  ihren 
Konsularbehörden  abgeurteilt  werden.  Dahin  gehören  Streitigkeiten 
zwischen  Fremden  bezüglich  1.  beweglicher  Güter,  Schuldsachen, 
2.  Interessen  aller  Art,  welche  aufserhalb  Rumäniens  liegen." 

Femer,  nachdem  er  sich  mit  dem  Vermögensstand  und  den  Falli- 
menten beschäftigt,  kommt  er  zu  den  Erbschaftssaehen  und  drückt  sich 
folgendermafsen  aus: 

„Die  Behandlung  der  Erbschaflsangelegenheiten  bietet  das  gröfste 
Interesse ;  denn  hier  erheben  sich  hauptsächlich  die  Fragen  über  Siegel- 
anlegung, Inventarisierung,  Besitzergreifung,  Fragen  über  Grandsätze 
des  Völkerrechtes,  die  allgemein  angenommen  und  ganz  unbestritten  sind.' 
„Zuerst  soll,  sobald  ein  Fremder  stirbt,  diejenige  Behörde,  welche  zuerst 
von  dem  TodesfiaU  erfahrt,  sei  es  die  Ortsbehörde  oder  die  Konsulats- 
behörde,  sofort  die  andere  von  dem  Falle  benachrichtigen.'' 

„Wenn  der  Verstorbene  keine  Erben  hinterlassen  hat  oder  wenn 
unter  den  gesetzlichen  oder  Testamentserben  sich  ein  Minderjähriger, 
-ein  Abwesender  oder  ein  Unzurechnungsfähiger  befindet,  so  hat  die 
Konsularbehörde  das  Recht,  im  Verein  mit  der  Ortsbehörde  Siegel  an- 
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enlegen  und  im  Beisein  der  Ortsbehtfrde  ein  Inventar  von  dem  ge- 
samten Vermögen  anfzonehmen.^  ^Solche  Erbschaften  folgen  nach  All- 
gemeinen Grundsätsen  der  Nationalität  des  Verstorbenen,  imd  die  Orts- 
behörde  schreitet  dabei  nicht  handelnd  ein,  aufser  wenn  ein  inländisches 
Interesse  im  Spiele  ist.^  Folglich  geschieht  die  Verwaltung,  Ordnung 
und  Liquidierung  einer  solchen  Erbschaft  nur  durch  die  Konsular- 
behörde.** 

„Wenn  aber  ein  Einheimischer  irgend  ein  Recht  an  dem  Erbe  hat 
oder  wenn  ein  Einspruch  bezüglich  der  Immobilien  geschieht,  so  hat 
jenes  Recht  oder  dieser  Einspruch  nur  von  den  Ortsgerichten  abgeur- 
teilt zu  werden  und  die  Konsularbehörde  wird,  wenn  sie  will,  als  Ver- 
treterin der  Erben  auftreten.'' 

„Der  unbestrittene  Teil  der  Erbschaft  fährt  fort  unter  der  Ver- 
waltung des  Konsuls  zu  bleiben,  während  selbstverständlich  dt^e  Erb- 
schaft nicht  den  Erben  wird  Übergeben  werden  kOnnen,  als  nur  dann, 
wenn  sämtliche  von  dem  Verstorbenen  im  Lande  gemachten  Schulden 
werden  bezahlt  worden  sein.  Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Konsul  aus- 
gedehnte Bekanntmachungen  durch  öffentliche  Blätter  machen  zu  lassen, 
damit  die  Berechtigten  sich  mit  ihren  Ansprüchen  melden  können.'' 

„Wenn  ein  Vertrag  über  diesen  Gegenstand  zwischen  zwei  Staaten 
besteht,  so  ist  die  Zeitdauer  für  die  Publikation  wenigstens  ein  Jahr; 
beim  Fehlen  eines  solchen  Vertrags  glaube  ich,  dafs  wir  nicht  an- 
spruchsvoll sind,  wenn  wir  diese  Zeitdauer  auf  sechs  Monate  be- 
stimmen.'' 

Das  Schreiben  handelt  sodann  von  den  Fragen  über  Pfleger  und 
Vormünder  und  über  erblose  Verlassenscbaften  (suocesiuni  vacante)^  in- 
dem es  die  ersteren  der  Befugnis  des  Konsuls  überläfst,  letztere  aber 
nach  dem  Gesetze  des  Landes  regelt,  in  dem  die  Erbschaft  eröffnet 
wird,  d.  h.  nach  rumänischem  Gesetz. 

Diese  Vorschriften  des  internationalen  Rechtes,  von  denen  auch 
Boerescu  nicht  geglaubt  hat,  dafs  sie  in  Widerspruch  mit  unseren 
G^rnndgesetzen  kommen  könnten,  wurden  in  Anwendung  gebracht  und 
9iad  auch  heute  noch  in  Anwendung  auf  dem  Wege  der  Gegenseitig- 
keit und  vermittelst  gemeinsamen  Einverständnisses  von  Staat  zu  Staat, 
zwischen  unserem  Lande  durch  das  Organ  der  ausübenden  Gewalt, 
welches  die  Regierung  ist,  und  den  anderen  Ländern.  Konsularkon- 
ventionen sind  mit  einigen  Staaten  schon  von  dem  Jahre  1880  an  ab- 
geschlossen worden,  nicht  lange  nach  unserer  Unabhängigkeitserklärung. 
Dieselben  sind  aber  abgelaufen,  ohne  wieder  erneuert  worden  zu  sein. 
Nur  diejenige  mit  Italien,  obwohl  sie  abgelaufen,  ist  heute  noch  in 
Geltung,  da  sie  noch  nicht  gekündigt  ist.  Im  Jahre  1880  wurden  von 
unserem  Staat  zwei  Konsularkonventionen  geschlossen,  eine  mit  Italien, 
die  andere  mit  der  Schweiz. 

Die  erstere  wurde  im  „Moniiorul  Oficial^  vom  26.  Februar  1881 
bekannt  gemacht  und  ratifiziert  am  1.  Mttrz  1881,  die  zweite  wurde 
bekannt  gemacht  am  11.  Januar  1881,  und  die  Auswechselung  der 
RatijSkationen  geschah  am  81.  Januar  1881.    Im  Jahre  1881  wurden 
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die  Konsularkonventionen  mit  Belgien,  ratifiziert  am  30.  Müix  nnd 
im  y^Monitorid  Oficiäl*^  pabli2iert  am  1.  April  1881,  und  diejenige 
mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  abgeachlosaen,  ver- 
öffentlicht am  4.  Januar  1882  und  ratifiziert  am  1.  Juli  1883^^). 
Die  Konsularkonvention  mit  Belgien  wurde  abgeschlossen  mit  der  Be- 
Ißignis  zur  Verlftngerung  durch  stillschweigende  Erneuerung^*). 

In  den  Jahron,  in  welchen  diese  Konsularkonventionen  abgeschlossen 
wurden,  und  auch  noch  später,  folgten  Verhandlungen  zwischen  unserer 
Hegierung  und  mehreren  fremden  Regierungen  wegen  des  Abschlnases 
solcher  Konventionen;  aber  sie  ftlhrten  zu  keinem  Erfolg.  Wir 
finden  dartlber  folgendes  in  dem  oben  angeführten  Buehe  des  Hexm 
I^uvara  *®) : 

„Der  Entwurf  für  eine  Gerichts-  und  Konsularkonvention  wurde 
aufgestellt  mit  Österreich-Ungarn  im  Jahre  1870;  die  damals 
unterbrochenen  Verhandlungen  wurden  1881  wieder  angenommen, 
ohne  aber  zu  irgend  einem  f^olg  zu  führen.  Unterredungen  derselben 
Natur  und  eben&Us  ohne  Erfolg  folgten  mit  Frankreich  in  den 
Jahren  1881  und  1884.  Zwischen  Frankreich  und  der  rumänischen 
Regierung  bestehen  indes  Verbindungen,  welche  anf  gewisse  Zeit 
hinaus  eine  Konsularkonvention  ersetzen  können.  So  sagt  uns 
Herr  Djuvara^  dafs  am  13*  Februar  1887  unser  Minister  des 
Äufseren  seinem  Kollegen  der  Justiz  Folgendes  geschrieben  bat: 
„Frankreich  erfreut  sich  bei  uns  bis  zum  Abschlufs  einer  besonderen 
Konsularkonvention  der  gleichen  Behandlung,  die  den  andern  Staaten 
zuerkannt  wird."  Ihrerseits  sagte  die  firanzösische  Gesandtschaft  in 
einer  Note  vom  22./14.  April  1888,  dafs  „bis  zum  Abschlufs  eines  be- 
sonderen Vertrags  zvnschen  Rumänien  und  Frankreich  die  Behandlung 
der  meistbegünstigten  Nation  in  Konsular-  und  Niederlassungsangel^gen- 
heiten  in  gegenseitiger  Weise  den  Agenten  und  anderen  Unterthanen 
der  beiden  Länder  auf  dem  Oebiete  des  anderen  gewährleistet  ist; 
nnd  einer  der  Erfolge  dieses  Standes  der  Dinge  ist  es,  dafs,  bestätigt 
durch  zahlreiche  Vorgänge,  die  Bestimmungen  der  italienisch-rumänischen 
Konsularkonvention  in  Rumänien  gültig  sind  für  die  Regelung  der  Be- 
ziehungen der  Konsuln,  Vicekonsidn  und  Konsularagenten  Frankreichs 
zu  den  Ortsbehörden.''  Diese  Anschauung  wurde  bestätigt  durch 
die  Note  Nr.  7947  vom  28.  Mai  1888,  welche  das  Ministerium  des 
Äufseren  an  das  Justizministerium  richtete. 


18)  T,  G.  Djuvara,  Die  heute  gültigen  Traktate,  Konventionen  und  Ab- 
machungen internationaler  Natur  in  Rumänien  (1888)  (rumänisch)  S.  204,  348 
u.  485. 

19)  „Durch  stillschweigende  Erneuerung''  heifst,  dafs  die  vertrat- 
schlielsenden  Teile  durch  eine  Klausel  ad  hoc  übereingekommen  sind,  daia, 
wenn  in  dem  Jahre  oder  in  sechs  Monaten,  welche  dem  Endtermin  voran- 
gehen, nicht  der  eine  oder  der  andere  erklärt  hat,  dafs  er  dessen  Wirknn^^ 
aufheben  will,  der  Vertrag  fortföhrt  für  beide  verpflichtend  zu  sein  auf  eme 
mehr  oder  weniger  lange  Zieit  (Calvo  Bd.  III  S.  402). 

20)  T.  G.  I^uvara  S.  XXX. 
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Mit  DeutBchland  wurde  ebenfidk  im  Jahre  1886  eine  Konsolar- 
koüTeiition  abgeechlossen,  aber  nicht  ratifiziert. 

Entwürfe  fUr  Konventionen  wnrden  gemacht  und  auch  Verhand- 
lungen gepflogen  mit  den  Regierungen  von  Holland,  der  Tttrkei 
und  Griechenland  in  den  Jahren  1881, |  1884  und  1887,  aber  alle 
ohne  Erfolg. 

Mit  Rufs  1  and  setzt  der  Art.  12  der  Handelskonvention  fest,  dafs 
bis  zum  Abschlufb  eines  besonderen  Vertrages  dasjenige  Konsulats- 
regime bestehen  soll,  welches  auf  alle  Staaten  angewendet  wird,  mit 
denen  wir  Konsularkonventionen  haben. 

Nach  diesen  Verhandlungen  blieb  als  abgemacht  feststehend  zwischen 
unserer  R^erung  und  den  Regierungen  aller  derjenigen  Staaten,  mit 
denen  wir  internationale  Beziehungen  pflegen,  auf  Grund  der  Gegen- 
seitigkeit, bestätigt  durch  Art  2  des  Civilgesetzbuehs  und  auf  Grund 
der  Vorschriften  des  internationalen  Rechts,  die  anerkannt  sind  von  dem 
Olganischen  Gesetze  unseres  Ministeriums  des  Auswärtigen'^),  dafs  die 
Unterthanen  aller  Staaten  sich  in  Rumänien  des  Konsularregimes  er- 
freuen, insbesondere  wie  es  in  Beziehung  auf  Italien  gemäfs  der  Kon- 
vention von  1881  anwendbar  ist. 

Nach  Art  22  der  genannten  Konvention  „mnfs  im  Falle  des  Ab- 
lebens eines  Unterthanen  des  einen  der  beiden  vertragschliefsenden 
Teile  die  LokalbehOrde  sofort  den  Greneralkonsul,  Konsul,  Vicekonsul 
oder  Konsularagenten  benachrichtigen,  in  dessen  Bezirk  der  Todes^l 
vorgekommen  ist  Diese  haben  ihrerseits  die  QrtsbehOrde  zu  benach- 
richtigen, wenn  sie  zuerst  sollten  in  Kenntnis  gesetzt  worden  sein.^ 
„Wenn  ein  Rumäne  in  Italien  stirbt  oder  ein  Italiener  in  Rumänien, 
ohne  ein  Testament  gemacht  zu  haben  tmd  ohne  einen  Testamentsvoll- 
strecker ernannt  zu  haben,  oder  wenn  die  Erben,  natttrliche  oder 
dnrch  Testament  bezeichnete,  minderjährig,  unzurechnungsfilhig  oder  ab- 
wesend wären  oder  wenn  die  Testamentsvollstrecker  sich  nicht  an  dem 
Orte  befinden,  wo  die  Erbfolge  eröffnet  wird,  so  haben  die  G^eral- 
konaoln,  Konsuln,  Vicekonsuln  und  Konsular^enten  der  Nation  des 
Verstorbenen  das  Recht,  der  Reihe  nach  folgende  Handlungen  vorzu- 
nehmen .  .  .'^): 

Siegel  anzulegen,  Vermögensinventar  zu  machen  und  endlich  alle 
Ma&nahmen  bis  zur  vollständigen  Liquidierung  der  Erbschaft  zu  treffen, 
sei  es  nach  dem  Testament  oder  ab  intestaio.^ 

Zwei  Voraussetzungen  nimmt  dieser  Artikel  an,  um  das  Einschreiten 
der  Konsuln  zu  rechtfertigen:  a)  Die  Annahme,  dafs  die  Erben  voll- 
jährig sind,  aber  kein  Testamentsvollstrecker  ernannt  worden  ist,  der  sich 
an  dem  Ort  der  Erbschaftseröfinung  befindet;  in  diesem  Falle  sollen 
nur  die  Ortsbehörden  mafsgebend  sein;  b)  die  Annahme,  dafs  die 
Erben,   Testamentserben    oder  ab  mteslato  Erben  Minderjährige,   Ab- 


21)  Nachzusehen  das  Gesetz  von  1878  und  das  von  1894. 

22)  T.  G.  Diuvara  S.  271. 
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wesende  oder  UnznrechniingBfllhige  seien;  in  dieser  VorauBsetzong,  ob 
nun  ein  Testamentsvollstrecker  aufgestellt  sei  oder  nicht,  soll  das 
Konsalatsregime  seine  Anwendung  finden. 

Eis  genUgt,  dafs  der  Erbe,  —  ob  legitim  oder  natürlich  — 
minderjährig,  nnfilhig  oder  abwesend  sei,  am  dem  Einschreiten  des 
Konsuls  Raum  zu  geben.  Dies  folgt  deutlich  aus  der  Fassung  des 
fraglichen  Artikels  an  sich,  welcher  sagt:  „oder  wenn  die  Erben  ob 
natürliche,  ob  durch  das  Testament  bestimmte,  minderjährig  sind**  u.  b.  w. 
Im  tlbrigen  ist  dieser  Text  vollständig  in  Übereinstimmung  mit  der 
oben  aufgeführten  Regel  des  internationalen  Rechts,  dafs  die  Konsuln 
das  Recht  haben,  in  Erbschaitssachen  über  die  Interessen  ihrer  Natio- 
nalen, ob  Minderjährige,  Abwesende  oder  Unfllhige,  zu  wachen. 

Nach  den  Bestimmungen  von  Alinea  6  dieses  Artikeb  schreiten 
nur  dann  die  betreffenden  Ortsgerichte  ein  bezüglich  der  Verwaltung  und 
Liquidierung  der  Erbschaft,  ob  testamentarische  oder  ab  intesUUOy  wenn 
die  Unterthanen  des  Landes  oder  einer  dritten  Macht  Rechte  aus  der 
Erbfolge  beanspruchen. 

Dafs  auf  Grund  gemeinsamen  Einverständnisses  zwischen  der 
rumänischen  and  der  griechischen  sowie  den  Regierungen  der  anderen 
Länder  festgestellt  worden,  dafs  das  Konsularregime  mit  Italien  auch 
auf  Unterthanen  der  anderen  Länder  angewendet  werden  solle,  dies 
folgt  nicht  allein  aus  den  gewechselten  diplomatischen  Noten  und  den 
ihnen  folgenden  Verhandlungen,  wie  ich  schon  oben  gezeigt  habe, 
sondern  auch  aus  verschiedenen  Schreiben,  die  imser  Ministerium  des 
Äulseren  mit  dem  Justizministerium  gewechselt  hat  aus  Veranlassung  von 
Erbschaftseröfihungen  Fremder.  Aus  diesen  Schriftstücken,  welche  ich 
erhalten  konnte,  und  welche  wir  im  ganzen  wiedeigeben  werden,  wird 
ersichtlich  werden,  dafs,  wer  auch  die  Person  des  Ministers  des 
Äufseren  und  welches  Regierungsregime  herrschend  gewesen,  doch 
das  oben  erwähnte  Einvernehmen  sich  nicht  verändert  und  die  Frsge 
keinerlei  Änderung  erlitten  hat. 

Bei  Gelegenheit  der  Eröffiiung  der  Erbfolge  Corandino,  eines 
griechischen  Unterthanen,  schreibt  im  vorigen  Jahre  der  Minister  des 
Äufseren  seinem  Kollegen  der  Justiz  (unter  No.  12  455  vom  28.  Juni 
1900)  folgendes. 

„Herr  Minister! 

Indem  ich  mich  auf  Ihr  Schreiben  No.  8817  vom  31.  Mai  d.  J. 
beziehe,  habe  ich  die  Ehre  Sie  zu  bitten,  Sie  möchten  die  Güte 
haben,  dem  Gerichtshöfe  zu  Braila  aufeutragen,  dafs  er  in  Sachen  der 
Erbfolge  Corandino  die  Bestimmungen  der  Konsularkonvention  mit 
Italien  in  Anwendung  bringe  auf  Grund  der  vorhandenen  Voigänge, 
und  zwar  so  schnell  als  möglich,  da  sich  in  der  Erbschaft  Effekten 
befinden,  deren  Ver£edltermin  nahe  bevorsteht^ 

In  derselben  Angelegenheit  setzt  Herr  A.  Marghiloman,  welcher 
im  Ministerium  des  Äufseren  dem  Herrn  J.  Lahovari  folgte,  von  neuem 
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dem  JuBtizministerinm  anaeinander,  wie  bei  der  Ordnung  jener  Erbfolge 
▼oizngehen  sei.  Es  folgt  hier  auch  dieses  Schreiben  (No.  14  245  vom 
24.  Juli  1900): 

Herr  Minister! 

„Sie  haben  die  Gttte  gehabt,  mir  persönlich  die  Berichte  des 
Primprttsidenten  des  Gerichtshofes  von  Braila  in  der  Angelegenheit 
Gorandino  (No.  99  900  des  Justizministeriums)  mitzuteilen,  ebenso  wie 
die  Befehle,  welche  Sie  gegeben  haben  in  Erwartung  einer  neuen 
Untersuchung,  die  mein  Ministerium  in  dieser  internationalen  Rechts- 
iärage  vornehmen  werde." 

„In  dieser  Angelegenheit  ist  schon  mein  Schreiben  No.  12  435 
vermittelnd  eingetreten,  durch  welches  das  Ministerium  „aus  freien 
Stücken^  die  Anwendung  der  Konvention  mit  Italien  gestattet 
(Art  22  u.  ff.y 

„Ich  sehe  aber,  dafs  der  Gerichtshof  von  Braila  diese  Ansicht 
nicht  teilt,  und  dafs  sowohl  der  Herr  Prüsident  Grigorescu  als  auch 
der  Herr  Primprflsident  Mikulescu  der  Ansicht  sind,  dafs,  weil  die 
Erbschaft  auch  unbewegliches  Eigentum  enthält,  dieselbe  nur  von 
den  rumänischen  Gerichten  geordnet  werden  kOnne.*^ 

„Ich  bestreite,  Herr  Minister,  den  Gerichten  nicht  das  Recht, 
sich  in  souveräner  Weise  Über  diesen  Punkt  auszusprechen,  da 
kdnerlei  Gesetz  oder  diplomatische  Abmachung  die  Wohlthaten  der 
Konsularkonvention  mit  Italien  auch  auf  Griechenland  ausgedehnt 
hat« 

„Es  ist  aber  augenscheinlich,  dafs  den  Gerichten  einfiich  zu 
empfehlen  sein  möchte,  sie  sollen  sich  nach  den  Vorgängen  richten, 
welche  eine  Rechtslebre  aufstellen,  und  sollen  betrefis  der  beweglichen 
Erbschaft  die  Konsularbehörden  walten  lassen.  Überdies  ist  auch 
bezüglich  des  Personenstandes  deren  Beftignis  im  Spiele,  ganz  über- 
einstimmend mit  allen  internationalen  Konventionen." 

„Da  bei  den  unbeweglichen  und  gemischten  Erbschaftsteilen 
dieser  Beweggrund  nicht  zutrifit,  so  bleibt  die  Anschauungsweise  des 
Grerichtshofes  hier  unberührt"  (Es  wird  angeführt,  dafs  der  Ge- 
richtshof von  Falciu  eine  rein  unbewegliche  Erbschaftssache  von 
sich  abgewiesen  hat) 

„Ich  habe  Gelegenheit  gehabt,  diesen  Punkt  gegenüber  der 
griechischen  Gesandtschaft  ins  Licht  zu  stellen  (Angelegenheit 
Monotidi,  Note  vom  22.  August  1882),  wo  ich  versichert  habe,  ,dafs 
die  Gerichtsbehörden  allein  urteilen  und  entscheidend" 

„Dies  für  unseren  vorliegenden  Fall." 

„In  Beziehung  auf  die  Theorie  im  allgemeinen  deute  ich  Ihnen, 
Herr  Minister,  die  Richtschnur  an,  nach  welcher  bis  heute  das 
Ministerium  in  Erfolgefragen  vorgegangen  ist: 

1.    Für  bewegliche  Erbschaften  giebt   das  Ministerium  bereitwillig 
zu,   dafs  die  Konsularbehörden   der  fremden  Länder  sich  des 

16* 
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Art.  22  u.  ff.  der  Konvention  mit  Italien  bedienen.  (Ich  be- 
merke tlbrigens,  dafs  in  der  Sache  Corandino  der  Herr  Konsul 
flieh  nicht  an  die  Vorschrifl  gehalten  hat,  welche  beatimmt, 
daffl  die  Konsolarbehörde  die  Ortsbehörde  verständige,  ehe  sie 
Siegel  anl^e,  damit  die  letztere  beim  Anlegen  der  Siegel  an- 
wesend sein  könne.) 

2.  Für  gemischte  Erbschaften  giebt  das  Ministerium  gerne  zu,  dafs 
die  bewegliche  Erbschaft  gemäfs  dem  Personenstand  geordnet 
werde,  die  unbewegliche  aber  nach  dem  Sachenstand,  insoweit 
die  Interessen  der  Erbfolge  eine  solche  Trennung  zulassen. 
In  diesem  Sinne  spricht  sich  die  österreichisch- ungarische  Aus- 
legung aus,  welche  mit  vollständiger  Gegenseitigkeit  die  An- 
wendung der  Konvention  mit  Italien  zuläfst.  In  demselben 
Sinne  haben  Sie  auch  unser  Schreiben  No.  12145  vom 
22.  August  1897. 

8.  „Für  unbewegliche  Erbschaften  hat  das  Ministerium  niemals 
die  Ausdehnung  der  Konvention  mit  Italien  zugestanden,  haupt- 
sächlich nicht,  wenn  die  Interessenten  oder  einer  von  ihnen 
die  rumänischen  Gerichte  angerufen  haben.'' 

„Bei  dieser  Sachlage  möchte  ich  empfehlen,  der  Gerichtshof 
von  Braila  möge  diese  &bfolgesache  aufschieben,  wenn  die  Interessen 
der  Erbfolge  es  zulassen.  Wenn  nicht,  so  möge  der  Gerichtshof  von 
Braila  diejenigen  Mafsregeln  treffen,  welche  er  ftlr  gut  findet,  und 
wenn  dieselben  von  Seiten  des  Herrn  Konsuls  auf  Widerstand  stofsen 
sollten,  so  werden  wir  unsere  Pflicht  erfüllen  und  den  Herrn  Konsul 
verpflichten,  die  gerichtlichen  Entscheidungen  zu  achten. ** 

Die  Zuschrift  des  gegenwärtigen  Ministers  des  Auswärtigen,  Herrn 
Dimitrie  A.  Sturdza,  an  den  Minister  der  Justiz  in  der  Angel^enheit 
CoUaro  ist  ein  wirkliches  Dokument.  Dieselbe  erklärt  in  der  deut- 
lichsten Weise  das  gemeinsame  Einverständnis  ftir  die  Anwendung  des 
konsularischen  Regimes  mit  Italien  auf  alle  anderen  Staaten,  mit  denen 
wir  internationale  Beziehungen  haben,  gemäfs  den  H^eln  des  Völker- 
rechtes, und  das  im  Falle  der  Eröffnung  der  Erbfolge  eines  Fremden 
zu  beobachtende  Vorgehen. 

Dieses  Schreiben  (No.  7853  vom  27.  April  1901)  lautet: 

Herr  Minister! 


na.Tnit    r^iA 


^  Damit  die  Ordnimg  der  Erbfolge  CoUaro  nicht  zu  späteren  Ver- 
wickelungen Anlafs  gebe,  habe  ich  die  Ehre,  Ihrer  Würdigung  folgende 
Betrachtungen  zu  unterbreiten,  mit  der  Bitte,  dieselben  den  be- 
treffenden richterlichen  Instanzen  zur  Beachtung  vorzulegen.^ 

„Die  Ordnung  der  Erbfolge  Fremder  bildet  einen  Teil  derjenigen 
Fragen  des  Völkerrechtes,  über  welche  die  Staaten  zu  einem  gemein- 
samen Einverständnis  gelangt  sind,  auch  in  solchen  Fällen,  wo  keine 
besonderen  Übereinkommen  bestehen.*' 
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„Dies  ist  besonders  der  Fall  bei  dem  Vorgehen,  welches  m  be- 
obachten ist  bei  dem  Tode  eines  Fremden. 

„Das  Vorgehen  ist  folgendes: 

„Wenn  ein  fremder  Unterthan  stirbt,  ohne  ein  Testament  zu  hinter- 
lassen oder  ohne  einen  Testamentsvollstrecker  zu  bezeichnen,  oder  wenn 
die  naturlichen  oder  TestamentBerben  unbekannt,  abwesend,  mindeijfthrig 
oder  untehtg  sind,  dann  haben  die  Konsuln  desjenigen  Staates,  dessen 
Unterthan  der  Verstorbene  ist,  das  Recht,  Siegel  an  die  Hinterlassen- 
schaft anzulegen,  das  Inventar  zu  machen,  bewegliche  Oegenstttnde 
zn  verkaufen  und  aufzubewahren,  die  Hinterlassenschaft  ordentlich 
zu  verwalten  und,  wenn  nötig,  eine  Vormundschaft  einzusetzen.  Bei 
der  Siegelung  und  Entsiegelung ,  der  Inventarisierung  können  die 
ortsrichterlichen  Behörden  teilnehmen,  wenn  sie  dies  ftlr  gut  finden. 
Ebenso  ist  die  Einmischung  dieser  Behörden  gestattet,  wenn  bei  einer 
Erbschaft  einheimische  Interessen  oder  Interessen  von  Unterthanen 
anderer  Staaten  eingemischt  sind,  wenn  diese  letzteren  nicht  unter- 
einander einverstanden,  oder  in  besonderen  Fällen  des  Nichtzureichens 
der  Erbschaft  ftlr  die  Bezahlung  der  Gläubiger  oder  bei  Konkursen.^ 

„Diese  Regeln  sind  nicht  nur  in  der  Theorie  anerkannt,  sondern 
sie  sind  auch  in  einer  bedeutenden  Anzahl  von  internationalen  Ver- 
trägen festgelegt,  so  dafs  ttber  Fragen,  welche  lange  Zeit  bestritten 
waren,  ein  gemeinsames  Einverständnis  der  Staaten  zu  stände  ge- 
kommen ist,  denn  das  Ziel  des  Völkerrechtes  aller  Zeiten,  und  be- 
sonders in  der  neueren  Zeit,  ist  es,  Mifsverständnisse  zwischen  den 
Staaten  zu  unterdrücken  und  unter  ihnen  ein  friedliches,  durch  Ge- 
setze geregeltes  Zusammenleben  einznftlhren.  Die  Absicht  der  neueren 
Staaten  ist.  Streit  zu  vermeiden,  ganz  besonders  solchen,  der  leicht 
beigelegt  werden  kann,  und  sich  nicht  untereinander  nutzlose  Un- 
annehmlichkeiten zu  schaffen. 

„Staaten,  welche  internationale  und  allgemein  angenommene  und 
in  Anwendung  befindliche  Regeln  nicht  anerkennen  würden,  setzten 
sich  in  unangenehme  Lagen,  wtlrden  Mifsverständnisse  hervorrufen, 
welche  sicherlich  ihnen  selbst  nicht  günstig  wären,  da  sie  den  Tadel 
der  gebildeten  Welt  gegen  sie  aufrufen  würden.^ 

„Wenn  dies  schon  sicher  ist  für  die  alten  Staaten,  um  so  viel 
wahrer  ist  es  ftlr  die  Staaten,  welche  erst  neu  in  das  Konzert  der 
europäischen  Staaten  eingetreten  sind,  und  es  wird  von  diesen  nicht 
zugelassen  werden,  dafs  irgend  ein  Staat  sich  dasjenige,  was  ihm 
gefiele,  von  diesen  Regeln  auslese,  welche  heute  das  gemeinsame  Ein- 
verständnis der  gebildeten  Staaten  vorstellen.*' 

„Aufserdem  giebt  es  noch  ein  allgemeines  Gesetz  zwischen  den 
Staaten,  welches  Gesetz  eben  den  äufserlichen  Ausdruck  ihrer  Un- 
abhängigkeit vorstellt,  nämlich,  dafs  internationale  Fragen  durch  Be- 
ziehungen geordnet  werden,  welche  von  einer  Behörde  unterhalten 
sind,  die  das  Ministerium  des  Äufseren  heilst.  Dieses  allein  hat  die 
Befiignis,  den  internationalen  Gewohnheiten  und  Konventionen  ihre 
Auslegung  zu  geben,  denn  sie  sind  gemacht  von  Staat  zu  Staat,  nicht 
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von  dem  Staate  mit  venchiedenen  richterlichen  Instanzen  der  anderen 
Staaten,  ohne  noch  weiter  zu  reden  von  der  Verwirrung,  welche  die 
Folge  sein  mttfste,  wenn  man  ein  solches  Vorgehen  annähme.*' 

„Angesichts  dieses  bitte  ich  Sie,  Herr  Minister,  bei  der  be- 
tre£f(Bnden  richterlichen  Instanz  daraaf  dringen  zu  wollen,  dafii  in 
der  Frage  der  Erbfolge  Collaro  der  von  dem  Ministeriam  des 
Änfseren  angezeigte  Weg  gegangen  werde,  damit  nicht  ein  unnötiger 
Streit  hervorgerufen  werde,  welcher  unserer  internationalen  Stellung 
ungünstig  wttre.*' 

Diese  Ansicht  habe  ich  immer  geteilt,  und  ein  Beweis  dafür  ist, 
dafs  ich  im  vergangenen  Jahre,  als  wir  nicht  daran  dachten,  dafs  em 
Fall  „Collaro*'  eintreten  werde,  die  gleiche  Ansicht  niederschrieb  bei 
Gelegenheit  einer  Studie  über  die  Form  der  Testamente  in  dem  inter- 
nationalen Privatrecht.  In  dieser  Studie,  welche  in  der  ^Mevista  de 
drept  gi  sociologie*'  Heft  No.  8  vom  15.  Mttrz  1900  Seite  578  ver- 
öffentlicht ist,  sagte  ich,  da  von  der  Befugnis  der  diplomatischen  und 
Konsularagenten  Rumäniens  im  Auslande,  Testamente  ihrer  Nationalen 
aufzunehmen  die  Rede  ist,  nachdem  ich  die  verschiedenen  Verhandlungen 
anftlhrte,  welche  zwischen  unserer  Regierung  und  denjenigen  anderer 
Staaten,  mit  Ausnahme  von  Italien,  ohne  Erfolg  geführt  worden,  um 
Konsularverträc:e  abzuschliefsen : 

„Bei  allen  negativen  Resultaten,  welche  diese  Verhandlungen  ge- 
habt, ist  doch  heute  feststehend,  dafs  die  Bestimmungen  der  ab- 
geschlossenen Konsularkonventionen,  und  insbesondere  derjenigen  mit 
Italien,  welche  noch  nicht  gekündigt,  auf  dem  Wege  der  Gegenseitigkeit 
bei  allen  Staaten  anwendbar  sind,  mit  welchen  wir  internationale  Be- 
ziehungen haben.*' 

Herr  Djuvara  erkennt  auch  seinerseits  in  seiner  obenangeführten 
Arbeit,  nachdem  er  die  in  den  mit  Italien,  der  Schweiz  und  den  Ver- 
einigten Staaten  geschlossenen  Konsularkonventionen  aufgeführten  Grund- 
sätze vorgeftlhrt,  an,  dafs  sie  auf  unsere  Beziehungen  mit  allen  Staaten, 
ohne  Ausnahme  anwendbar  seien. 

„Es  ist  von  der  höchsten  Wichtigkeit,"  sagt  er,  „hier  einen  un- 
bestreitbaren Punkt  festzustellen,  dafs  die  Anwendbarkeit  der  Be- 
stimmungen unserer  Konsularkonventionen  in  Wirklichkeit  auf  alle 
übrigen  Staaten  anerkannt  ist  Man  würde  in  Erbschaitssachen  nicht 
wohl  den  Unterthanen  eines  Staates,  mit  welchem  wir  keine  Konsular- 
konvention haben,  Schwierigkeiten  machen  können.  In  der  That,  wenn 
es  wegen  irgend  einer  zufälligen  oder  vorübergehenden  Ursache  einige- 
male  nicht  möglich  war,  regelrechte  Konventionen  zu  schliefsen,  so  ist 
damit  nicht  gesagt,  dafs  deshalb  in  unserem  Lande  z.  B.  ein  Fran- 
zose oder  ein  Deutscher  sollte  anders  behandelt  werden  als  ein 
ItaHener«  ««). 


28)  T.  O,  Djuvara  8.  XXVII.   Im  gleichen  Sinne:  D.  G.  Maxifit,  Xnnere 
and  internationale  Fragekommissionen  S.  187. 
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In  der  Erbfolgefinge  CoUaro'^)  behaupten  der  Appellhof  von 
Bokarest  nnd  der  Richter  des  Gerichtshofes  Ilfoo,  Herr  Or.  Caiinesca, 
in  seiner  separaten  Ansicht,  dafs,  nachdem  nnser  Staat  mit  Griechenland 
keine  eigene  KonsnlarkonTention,  nändich  in  Form  eines  von  unserem 
gesetzgebenden  Körpers  wie  jedes  Gesetz  angenommenen  Schriftstückes, 
abgeschlossen  hat,  die  griechischen  Unterthanen  nicht  die  Dispositionen 
des  Konsularr^mes  mit  Italien  anrufen  können,  um  ihre  Erbschaften 
m  ordnen;  dafs  sogar,  wenn  auf  Grund  der  internationalen  Gebräuche 
im  vorliegenden  Falle  der  Konsularvertrag  mit  Italien  angerufen  werden 
könnte,  noch  femer  aus  folgenden  Gründen  — :  weil  Testaments- 
vollstrecker ernannt  sind,  und  zwar  die  Herren  N.  Moroianu  und  Herr 
Mathen,  von  denen  der  erstere,  ein  Rumäne,  an  dem  Orte  der  Erbschafts- 
eröfinnng  sich  befindet,  weil  in  der  Erbsache  auch  noch  die  Frau 
Elena  Magdo,  die  Mutter  des  minderjährigen  George  Collaro,  Universal- 
erben, die  österreichisch-ungarische  Unterthanin  ist,  Rechte  beansprucht ; 
weil  auTser  diesem  auch  der  rumänische  Staat  das  Recht  hat  gemäfs 
dem  Stempelgesetz  Taxen  zu  erheben  —  nur  die  rumänischen  Gerichte 
nach  Art.  22  Lin.  6  der  Konvention  mit  Italien  befiigt  sind,  Mafs- 
regeln  zu  ergreifen  und  zu  urteilen. 

Ich  habe,  glaube  ich,  genug  dargel^t,  dafs  die  griechischen  ebenso 
wie  die  Unterthanen  der  anderen  Staaten  die  Bestimmungen  der 
Konsularkonvention  mit  Italien  zur  Regelung  ihrer  Erbfolgesachen  an- 
rufen können  auf  Grund  des  gemeinsamen  Einvernehmens  unserer 
Regierung  mit  den  betreffenden  Staaten  und  auf  Grund  des  Princips 
der  Gegenseitigkeit,  welches  von  unseren  organischen  Gesetzen  an- 
genommen ist.  In  dem  vorliegenden  Falle  war  der  griechische  Konsul 
in  Bukarest  befugt,  sieh  mit  dUeser  Erbfolge  zu  beschäftigen. 

Was  die  letzten  Einwendungen  anlangt,  so  können  sie  einer  ernst- 
haften Auslegung  des  Art  22  der  Konvention  mit  Italien  nicht  wider- 
stehen. Ich  habe  oben  angezeigt,  dafs  der  Text  zwei  Voraussetzungen 
vorsieht,  in  denen  die  Einmischung  des  Konsulates  nötig  wird:  die 
Voraussetzung  von  Erben,  ob  testamentarischen,  ob  Intestaterben,  die 
volljährig  sind,  aber  in  diesem  Falle  dürfen  keine  Testamentsvollstrecker 
am  TestamentserOffiiungsorte  vorhanden  sein,  und  die  Voraussetzung 
mindeijähiger,  unfähiger  oder  abwesender  Erben,  ob  Testaments- 
vollstrecker ernannt  seien  oder  nicht.  Da  dieser  Fall  vorlag,  mufste 
in  dem  Fall  Collaro,  obwohl  Testamentsvollstrecker  existierten,  da  der 
Erbe  Geoige  Collaro  minderjährig,  die  Erbfolge  bis  zur  Aufteilung 
einer  Vormundschaft  —  wo  dann  die  Rolle  des  österreichisch-ungarischen 
Konsuls  in  Bukarest  anfing  —  von  der  griechischen  Gesandtschaft  ge- 
ordnet werden.  Der  Umstand,  dafs  einer  der  Testamentsexekutoren  in 
Bukarest  wohnte,   wo  die  Erbfolge  eröfßnet  wurde,  und  dafs  wir  uns 


24)  Nachzosehen  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes  von  Bfov  vom 
28.  Apnl,  1901  veröffentlicht  in  Dreptal  No.  26.  vom  6.  Mai  1901  S.  291,  und 
die  Entscheidang  des  Appellhofes  Bakarest  vom  9.  Mai  1901,  veröffentlicht 
im  Dreptul  No.  39  vom  17.  Mai  1901  S.  818.  S.  in  dieser  Zeitschrift  unten : 
nReehtsprechnng^  unter  „Rumänien^. 
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also  vor  der  dritten  in  dem  angeführten  Artikel  genannten  Hypo- 
these befinden  —  »oder  wenn  die  Testamentsvollstrecker,  die  ernannt 
sind,  sich  nicht  an  dem  Testamentseröffiiangsorte  befinden **  — ^ 
bringt  in  unsere  Lösong  gar  keine  Ändemng,  denn  diese  Bestimmung 
kann  sich  nur  auf  die  erste  Vorausseteang  beziehen,  d«  h.  dann,  wenn 
Testamentsexekutoren  vorhiuiden  sind,  ohne  dafs  die  Erben  minder- 
jährig seien. 

Die  letzten  Einwendungen  bezüglich  der  Rechte  in  der  Erbfolge, 
welche  auf  einer  Seite  die  Elena  Magdo,  die  Mutter  des  minderjiUirigen 
Erben,  eine  österreichisch-'ungarische  Unterthanin,  auf  der  anderen  Seite 
der  Staat,  haben,  sind  ebenso  unbedeutend,  weil  die  Elena  Magdo  bei 
dem  Gerichte  noch  mit  keinem  Gesuch  eingekommen  ist,  um  einen 
Anspruch  oder  ein  Recht  auf  das  Erbe  zu  verlangen,  und  weil  die 
Taxen  des  Staates  jederzeit  eingezogen  werden,  sei  es,  dafs  die  Erb- 
schaft von  den  Konsulaten  geordnet  werde,  oder  daCs  die  rumftnischen 
Gerichte  in  der  Sache  befugt  sind.  Nur  die  Einwendungen,  welche 
etwa  von  den  in  der  Erbschaft  Interessierten  gegen  diese  Registriemngs- 
tazen  des  Staates  gemacht  werden  würden,  sind  von  den  rumllniBchen 
Gerichten  abzuurteilen. 

Übrigens  kann  der  Umstand,  dafs  jede  Erbschaft  bei  uns  einer 
Registriertaxe  an  den  Staat  unterworfen  ist,  nicht  begründen,  dafs  die 
KonsularbehOrden  nicht  befugt  wären.  Dann  würde  keine  Erbfolge 
mehr  von  den  Konsulaten  geordnet  werden  kennen. 

III. 

Diejenige  Frage,  welche  am  meisten  unsere  politische  und  juristische 
Welt  in  der  Erbschaftssache  CoUaro  angeregt  hat,  und  über  welche  sich 
die  Herren  Dissescu  und  Comsa  am  meisten  verbreitet  haben,  ist  die- 
jenige bezüglich  der  Befugnis,  die  internationalen  Konventionen  aus- 
zulegen. 

Wer  hat  das  Recht,  eine  solche  internationale  Konvention  nach- 
zuweisen und  auszulegen,  die  Regierung,  d.  h.  die  ausübende  G«walt 
oder  die  Gerichte? 

Obwohl  die  Herren  Dissesou  und  Comsa  anerkennen,  dafs  alle 
internationalen  Konventionen  zwischen  den  Staaten  „von  Staat  zu  Staat^ 
abgeschlossen  werden,  dafs  der  Staat  den  ihm  zukommenden  Teil  bei  der 
Auslegung  der  internationalen  Konventionen  hat,  und  dies  besonden 
dann,  wenn  vom  öffentlichen  internationalen  Standpunkte  aus  deren 
Sinn  und  Ausdehnung  festzustellen  ist,  behaupten  sie  doch,  dafs  bei 
Verträgen,  welche  nicht  den  Staat  in  seiner  politischen  Gesamteigenschaft 
interessieren  —  wie  dies  bei  einer  Konsularkonvention  ist  — ,  die  Aus- 
legung den  Gerichten  angehöre.  Herr  Dissescu  macht  einen  Unter- 
schied zwischen  Verträgen,  welche  den  Staat  in  seiner  politischen  Ge- 
samtheit angehen,  vne  solche  sind  „die  über  Gebietsabtretungen, 
Thronfolge,  Allianzen,  Verträge  in  Kriegszeiten  zum  Zweck  der  Sorge 
ftlr  Verwundete,  Friedensverträge,  Schiedsgerichtsverträge",  und  zwischen 
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Vertriigeii,  ans  denen  Rechte  und  Pflichten  ftbr  gewöhnliche  Privatleute 
heiTorgehen  können,  als  da  sind  „Handelsvertittge,  Zollvertxttge,  Post- 
ond  Tel^graphenvertil&ge,  Eisenbahnyertrttge,  solche  wegen  Anerkennung 
gemeinschaftlicher  Einrichtungen  (Anerkennung  juristischer  Personen,  wie 
in  dem  Vertrag  vom  9.  Desember  1900  mit  Griechenland)  —  Kon- 
sularkonventionen u.  B.  w.^  Die  Auslegung  der  ersteren,  welche 
nur  zu  Fragen  des  internationalen  öffentlichen  Rechtes  Veranlassung 
giebt,  ist  ausschliefslich  der  Befugnis  der  Regierung  und  der  Ver- 
waltungsbehörden anheimgegeben;  die  Auslc^ng  der  letztexen,  welche 
nur  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes  hervorruft,  gehört  allein  den 
Gerichten. 

Herr  Comsa  geht  noch  ttber  den  Sinn  der  von  Herrn  Dissescu 
gegebenen  Auslegung  hinaus  und  sagt:  „Dann,  wenn  die  Rede  ist 
nicht  von  einer  diplomatischen  Auslegung  noch  von  einer  Beschränkung 
der  Rechte  der  kontrahierenden  Staaten,  sondern  von  der  Anwendung 
eines  Vertrages,  der  ein  Gesetz  bildet  zur  Erledigung  eines  Streitfalles 
des  internationalen  Privatrechtes,  mttssen  die  Gerichte  diesen  Vertrag 
auslegen,  wie  sie  jedes  Gesetz  auslegen,*^  und  dieser  FaU  mufs  eintreten 
in  der  Angelegenheit  Gollaro,  weil  die  Rede  ist  von  der  Liquidation 
einer  Erbfolge  und  von  einer  Frage  reinen  internationalen  Privat- 
rechtes — ,  femer  behauptet  er,  wenn  die  Befugnis  der  Gerichte  im 
Falle  Collaxo  nicht  aufrechterhalten  werde,  so  wttrde  die  Souveränität 
unseres  Staates  angetastet,  die  Rechte  der  Landesjustiz  vernichtet  und 
also  damit  auch  eines  der  Hauptattribute  der  Souveränität  aufgegeben. 

Wir  glauben,  dafs  weder  Herr  Dtssescu  noch  Herr  Cotnaa  recht  haben. 

Allerdings  hat  jeder  Vertrag  und  jede  internationale  Konvention 
zweierlei  Chiurakter:  ab  politisches  Schriftstflck  und  als  Gesetz.  Weder 
die  Doktrin  noch  die  Jurisprudenz  des  internationalen  Rechtes  machen 
den  Unterschied,  welchen  Herr  Dissescu  macht  Es  ist  richtig,  dafs 
die  Wirkungen  der  einen  Verträge  nur  den  politischen  Teil,  die  öffent- 
liche Staatsordnung  betreffen,  während  andere  neben  diesen  Wirkungen 
den  Zweck  haben,  Streitfragen  des  Privatrechtes  zwischen  Privaten  zu 
ordnen.  Keiner  internationalen  Konvention  kann  aber  ihr  politischer 
oder  öffentlicher  Charakter  fehlen.  So  die  Handels-,  Schifiahrts-,  Zoll-, 
Kbnsularverträge  u.  s.  w. 

Über  diesen  Punkt  sind  wir  vollständig  in  Übereinstimmung  mit 
Herrn  V(üerian  Unian. 

Betrachtet  als  öffentliche  Akte,  als  Akte,  welche  das  öffentliche 
Recht  und  die  allgemeinen  Angelegenheiten  der  abschliefsenden  Staaten 
angehen,  hat  die  austlbende  Gewalt  ihre  Auslegung,  d.  h.  die  Regierung' 
jedes  Staates^  da  eine  internationale  Konvention  ein  gegenseitiger  Ver- 
trag ist,  wie  jeder  Vertrag,  wo  die  gegenseitige  Zustimmung  zweier 
Parteien  vorkonmit  und  also  deswegen  die  Auslegung,  wie  bei  jedem 
Kontrakt,  von  dem  Rechte,  ihn  abzuschliefsen,  abhängt. 

Als  Gesetze  betrachtet  sind  allein  die  Gerichte  befugt,  sie  auszu- 
legen, indem  sie  Anwendung  von  ihnen  machen  bei  der  Aburteilung 
der  vor  sie  gebrachten  Streitfälle. 
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Die  Lösung,  welche  wir  der  Frage  geben,  ist  nicht  im  Wider- 
sprach mit  der  VerfiMsong  nnd  mit  unseren  Gresetaen  über  inneres 
Privatrecht  Der  Art  84  der  Ver&ssnng  sagt  allerdings,  dafs  die  Ans- 
legnng  der  Gesetze  dnrch  die  gesetagebende  Gewalt  geschieht  Aber 
welche  Auslegung ?  Nur  diejenige  mit  dem  Recht  der  Autorität?  Die 
juristische  Auslegung  im  einzelnen  Falle  haben  einerseits  die  Gkariehte, 
wenn  sie  berufen  sind,  über  Streitfragen  sich  auszusprechen,  welche 
ihnen  voigelegt  werden,  andererseits  die  Parteien,  wenn  darüber  ver- 
handelt wird,  ob  das  Vorhandensein  und  die  Gültigkeit  eines  gegen- 
seitigen Vertrages  vorliegt  Eine  von  unserem  Souveri&n,  dessen  binden 
die  Handhabung  der  ausübenden  Gewalt  anvertraut  ist  (Art  35  der 
Verfassung),  durch  seine  verantwortlichen  Minister  abgeschlossene  üiter- 
nationale  Konvention  ist,  nachdem  sie  durch  Annahme  seitens  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  verpflichtende  AutoritKt  erhalten  (Art  93  der  Ver- 
&ssung)  der  Ausl^ung  durch  die  Grerichte  ebensowohl  als  durch  die 
abschliefsenden  Teile  ausgesetzt.  Es  kann  vorkommen,  dafs  der  politische 
Charakter  und  abo  damit  derjenige  als  gegenseitiger  Vertrag  der  Kon- 
vention bestritten  wird,  —  das  Auslegungsrecht  hat  die  Regierung; 
wenn  aber  dagegen  die  Rede  ist  von  ihrer  Eigenschaft  ab  Gresets,  so 
haben  allein  die  Gerichte  jene  Befugnis. 

Dieser  doppelte  Chankter  einer  internationalen  Konvention  und 
das  Ausl^ungsrecht  der  Regierung  sind  heute  ebensowohl  von  der  ganzen 
Doktrin  als  von  den  fremden  Jurisprudenzen  anerkannt  ^Im  Prinzip,'^ 
sagt  Herr  Cal/oo^  »^^S^  ^^  Auslegung  der  Vertrüge  mit  dem  Rechte,  sie 
abzuschlieCsen,  zusammen  und  gehört  von  diesem  Augenblicke  an  aus- 
schliefslich  der  ausübenden  Gewalt  eines  jeden  Staates,  welche  in  Be- 
ziehung auf  die  mitkontrahierende  Macht  wie  auch  für  die  unter  ihre 
unmittelbaren  Befehle  gestellten  Behörden  allein  berufen  sein  kann,  den 
unterschriebenen  Verpflichtungen  ihren  doktnni&ren  Wert  und  ihre  Be- 
deutung zu  geben.  Aber  wenn  wir  uns  auf  den  praktischen  Boden, 
denjenigen  der  privaten  Interessen  und  der  Anwendung  auf  die  einzel- 
nen Fttlle,  welche  sich  darbieten  können,  stellen,  und  wenn  wir  die 
internationalen  Konventionen  vom  Standpunkte  ihres  Charakters  als 
Gesetze  aus  betrachten,  mit  dem  sie  umgeben  sind,  so  mols  anerkannt 
werden,  dafs  die  Auslegung  der  Vertrüge  ebenso  wie  diejenige  der  ge- 
wöhnlichen gesetzgeberischen  Akte  in  die  Befugnis  der  richterlichen 
Behörden  f^lt.  Es  giebt  sogar  Staaten  —  unter  ihnen  die  Vereinigten 
Staaten  Amerikas  — ,  deren  inneres  öfientliches  Recht  in  dieser  Beziehung 
Regeln  vorschreibt  und  eine  besondere  Jurisprudenz  gutheifst'*'^) 

Herr  Alfred  Curetien  ist  nicht  weniger  bestimmt  in  dieser  Hin- 
sicht. „In  den  Beziehungen  zwischen  den  Staaten,^  sagt  er,  „steht  das 
Recht  der  Auslegung  in  souveräner  Weise  einem  jeden  zu.  Daher 
Widersprüche,  Quellen  neuer  Konflikte.  Daher  sehen  wir  häufig  beide 
Teile  sich  entweder  unmittelbar  oder  ex  post  facto  über  den  Sinn  einer 


25)  Ch,  Cdlvo,  Das  theoretische  und  praktische  internationale  Recht  in 
S.  398  i  1660. 
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Kknsel  einverstehen,  welche  Veranlassung  zu  Schwierigkeiten  hätte 
geben  können  oder  schon  g^eben  hat  Die  häufigste  Auslegung  wird 
dann  in  einem  Protokoll  niedergelegt,  welches  kurz  nach  der  Untere 
aeichnung  des  Vertrages  aufgenommen  wurde  oder  auch  dem  Akt 
selbst  angefügt  oder  in  einer  nachträglichen  Deklaration  von  beiden 
Staaten  unteraeichnet  wird. 

Fehlt  das  gemeinsame,  auf  diplomatischem  Wege  zu  erreichende 
Einverständnis,  so  mufs  notwendigerweise  bei  jedem  der  kontrahieren- 
den Teile  die  Auslegung  einer  der  Staatsgewalten  angeboren.  Welches 
ist  diese  Gewalt?  Im  Prinzip  mufs  das  Recht  der  Auslegung  der- 
jenigen zuerkannt  werden,  welche  den  Vertrag  abgeschlossen  hat,  d.  h. 
im  allgemeinen  der  austlbenden  Oewalt,  wenigstens  soweit  von  einer 
Anwendung  auf  die  direkten  Beziehungen  zwischen  den  Staaten  die 
Rede  ist.  Wenn  die  Auslegung  nötig  wird  wegen  des  Vorkommens 
eines  Widerspruchs  rein  privater  Natur,  der  von  den  Gerichten  an- 
hängig, so  gehört  sie  den  Gerichten  an.  Der  Vertrag  erscheint  dann 
in  der  Gestalt  eines  Staatsgesetzes,  welches  die  Gerichte  bei  Konflikten 
privater  Interessen  auf  ihrem  Gebiete  in  Anwendung  zu  bringen  haben.  ^  ^®) 
Endlich  versucht  Herr  Leon  Begnd  in  den  Bemerkungen,  die  er  zu 
einer  Entscheidung  des  £ranzösischen  Eassationshofes  —  bei  Dalloz^^)  — 
macht,  wie  Herr  Victor  Äntonescu  zuerst  zu  beweisen,  dafs,  wenn  die 
Auslegung  der  internationalen  Verträge  nicht  den  Gerichten  zugehöre, 
dies  daher  komme,  dafs  die  gesetzgebende  Gewalt,  welche  den  Ver- 
trägen Gesetzeskraft  gebe,  und  welche  der  richterlichen,  administrativen 
oder  bürgerlichen  Behörde  das  Recht  der  Auslegung  zuerteile,  da  dafs 
Gesetz  selbst  entweder  administrativer  oder  btlrgerlicher  Art  ist,  diese 
Zuerteilung  nicht  auf  internationale  Verträge  anwende,  —  eine  Theorie, 
welche  wir  nicht  für  begründet  halten  aus  den  von  Herrn  Dissescu  sehr 
gut  aasgedrückten  Gründen;  sodann  spricht  er  sich  folgendermafsen  ans: 
„Aus  diesem  doppelten  Charakter  als  Gesetz  und  als  gegenseitiger  Ver- 
tragy  den  ein  internationaler  Vertrag  darbietet,  ist  ersichtlich,  dafs  die 
Gerichte  die  Macht,  diesen  Vertrag  auszulegen,  haben  oder  nieht  haben, 
je  nach  der  Natur  der  Verhandlungen  oder  nach  der  Eigenschaft  der 
Personen,  zwischen  denen  er  geschlossen  wurde."  „Wenn  die  Rede  ist 
von  Fragen,  die  durch  das  Völkerrecht  der  örtlichen  Gerichtsbarkeit 
unterworfen  werden,  wie  solche,  die  sich  auf  Güter  und  ihre  Über- 
tragung bezieben,  oder  wenn  die  Rede  ist  von  Eingeborenen,  die  ihrer 
Nationalität  wegen  von  französischen  Gesetzen  abzuurteilen  sind,  so 
haben  diese  die  Verträge  als  Gesetze  zu  betrachten,  welche  auszul^;en 
sie  Macht  und  Recht  haben.  Wenn  aber  die  Rede  ist  von  Sachen,  in 
denen  die  öffentliche  Ordnung  oder  das  Völkerrecht  interessiert  ist, 
dann  entschlüpft  die  Auslegung  der  internationalen  Verträge  der  Be- 
fiignis   der  Richter,   wer  sie  auch  seien,   weil  ihre  Entscheidung   einen 


26)  A.  ChrAien  S.  314  No.  335. 

27)  BäBojg,  Beeueil  P^riodique  1878   I  S.  137.    Nachzusehen  Martens 
Bd.  I  S.  556;  Heffter  S.  215;  Vincent  et  Pinaud  S.  887  u.  ffl 
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Eingriff  m  das  Soaveritnitfttsreeht  derjenigen  Nation  in  sich  scblie&en 
könnte,  mit  welcher  die  internationale  Konvention  geschloBBen 
worden.** 

Ist  dies  nun  gesagt^  welches  können  dann  in  einer  Konsnlarkon- 
▼ention  die  Bestimmungen  sein,  die  ihrem  politischen  Charakter  Eufttllen 
und  als  solche  der  Auslegungsbefognis  der  Regierung  angehören? 

Es  sind  dies  alle  diejenigen  Bestimmungen,  welche  sich  auf  Gegen- 
stftnde  beziehen,  die  die  öffentliche  Ordnung  und  das  öffentliche  inter- 
nationale Recht  interessieren. 

In  diese  Gegenstände  mttssen  wir  auch  diejenigen  einbegreifen, 
welche  yon  den  Befugnissen,  Rechten  und  Vorrechten  der  Konsuln 
handeln.  Diese  Bestimmungen  sind  von  Staat  zu  Staat  festgesetzt  wor- 
den, der  als  politische  Gesamtheit  seinen  Vertretern  einen  Teil  seiner 
Macht  an  öffentlichem  Recht  anvertraut  und  sie  mit  verantwortlich 
macht  bei  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  des  Rechtes  zwischen 
den  Nationen. 

Den  Souveränen  der  Staaten,  welche  abgeschlossen  haben,  und 
also  ihren  Regierungen  gehört  demnach  die  BeAignis  zur  Auslegung  zu. 

So  müssen  wir  als  Fragen  der  Öffentiichen  Ordnung  betraditen 
alle  Fragen,  welche  die  Ausdehnung  der  Macht  der  Konsuln  zum 
(xegenstand  haben,  alle  Fragen,  die  sich  beziehen  auf  Schutzmafsregeb 
der  kontrahierenden  Staaten  zu  Gunsten  ihrer  Nationalen,  wie  die  den 
Konsuln  zuerteilten  Befugnisse,  über  die  Interessen  der  Minderjährigen, 
Unfähigen  und  Abwesenden  zu  wachen,  sich  um  die  Erbfolge  ihrer 
Nationalen  zu  bekümmern,  hauptsächlich  wenn  Interessen  Minderjähriger 
im  Spiele  sind.  Unsere  Regierung  ist  allein  berechtigt,  die  Konsulai^ 
konvention  mit  Italien  auszulegen,  was  ihren  gegenseitigen  Charakter 
anlangt  von  dem  Gesichtspunkte  der  Befugnis  der  Konsuln  in  Fragen 
von  Erbfolgen  ihrer  Nationalen,  wenn  sie  durch  ein  gemeinsameB 
zwischen  unserem  Staat  m't  Griechenland  und  mit  Österreich-Ungarn 
getroffenes  Übereinkommen  zugegeben  liat,  dafs  die  den  italieniBcfaen 
Konsuln  bei  uns  gestatteten  B^fognisse  auch  auf  die  Konsuln  jener 
beiden  anderen  Mächte  ausgedehnt  werden  dürfen,  dafs  also  die  Be- 
fugnis der  Ordnung  der  Erbfolge  des  verstorbenen  CoUaro  das  griechische 
Konsulat  in  Bukarest  und  bei  der  Ordnung  der  Vormundschaft  des 
minderjährigen  CoUaro  das  österreichisch-ungarische  Konsulat  oder  die 
rumänischen  GericShte  haben  sollen. 

Es  ist  hier  bei  dem  Fall  der  Erbfolge  CoUaro  nicht  die  Rede 
von  den  Einsprüchen,  welche  bei  Gelegenheit  der  Ordnung  der  Erb- 
folge unter  den  fremden  Erben  oder  zwischen  ihnen  und  einem  Rumänen 
oder  mit  dem  rumänischen  Staat  wegen  fiskalischer  Rechte  oder 
anderer,  die  sie  an  die  Erbschaft  haben  könnten,  auftauchen  möchten,  — 
Einsprüche,  welche  zu  Streitigkeiten  Über  Gesetze  privatrechtlicher 
Natur  und  somit  auch  zu  Fragen  internationalen  Privatrechtes  führ^i 
würden. 

Herr  Comsa  täuscht  sich,  wenn  er  glaubt,  dafs  bei  der  Ange- 
legenheit CoUaro  ganz  einfach  nur  „von  der  Liquidation  einer  Erbfolge* 
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die  Rede  sei.  Nein,  in  dieser  Angelegenheit  stehen  in  der  DiBkussion 
Befbgnisse,  Vollmachten,  die  den  Konmiln  dnrch  die  Konsularkon- 
vention mit  Italien  and  dorch  Übereinkommen  mit  den  anderen 
Staaten  überwiesen  sind,  aber  nicht  Streitfragen  tlber  privatrechtliche 
Gesetze,  deren  Auslegung  ausschliefslich  eine  Befugnis  der  richter- 
lichen Gewalten  wttre.  Eine  Erbschaftsliquidierung  ist  in  Wahrheit 
eine  Frage  des  internationalen  Priyatrecbtes,  soweit  wir  nur  privat- 
rechtliche Fragen  zwischen  Privatpersonen  zu  lösen  haben;  aber  in 
unserem  Falle  sind,  wie  ich  gezeigt  habe,  volktttndig  andere  Fragen 
in  Diskussion. 

Diese  Anschauungsweise  ist  auch  von  der  ausländischen  Juris- 
prudenz anerkannt  So  haben  wir  eine  Entscheidung  des  französischen 
Kaaaationshofes  vom  27.  Juli  1887,  welche  sagt,  dafs  die  internationalen 
Verträge  in  Beziehung  auf  die  von  den  vertragschliefsenden  Souveräni- 
täten festgesetzten  Schutzmafsregeln  zu  Gunsten  ihrer  Nationalen  Ver- 
handlungen von  Staat  zu  Staat  bilden,  welche  nur  von  den  Regierungen 
selbst  ausgelegt  werden  können.  „In  Anbetracht,^  sagt  dieser  Kassations- 
hof« „dafs,  wenn  regelrecht  veröffentlichte  diplomatische  Verträge  in 
Frankreieh  Gesetzeskraft  haben  und  unter  diesem  Titel  von  der  richter- 
lichen Behörde  angewendet  werden  mtkssen,  es  nicht  Sache  der  Gerichte 
ist,  sie  auszuixen,  aufser  in  dem  Fall,  dafs  diese  Auslegung  sich  auf 
private  Interessen  beziehe,  deren  Ordnung  ihrem  Gutbefinden  unter- 
liege, —  dafs,  nachdem  in  allem,  was  Fragen  öffentlicher  Ordnung  in 
Beziehung  auf  die  von  den  vertragschliefsenden  Souveränitäten  au%e- 
stellten  Schutzmafsregeln  für  ihre  Nationalen  anbetrifit,  die  diplomati- 
schen Konventionen  Akte  von  Regierung  zu  Regierung  sind  und  nur 
von  den  Regierungen  selbst  ausgelegt  werden  können  u.  s.  w.**  '^) 

In  einem  anderen  Falle  ist  ebenfalls  von  dem  französischen  Kassations- 
hof entschieden  worden,  dafs  die  Gerichte  es  der  Sorge  der  Regierung 
tlberlassen  können,  eine  Konsularkonvention  auszulegen  in  Beziehung 
auf  Vorrechte  und  Befugnisse,  die  einem  fremden  Konsul  zustehen'^). 
Im  Sinne  des  französischen  Kassationshofes  hat  sich  auch  der  Kassationshof 
von  Rom  ausgesprochen  in  seiner  Entscheidung  vom  12.  Juni  1885'^). 

Ebensowenig  können  wir,  wie  Herr  Comsa  es  thut,  in  der  That- 
sache,  dafs  den  fremden  Konsuln  auf  unserem  Gebiete  verschiedene 
Rechte  und  Befugnisse  eingeräumt  sind,  eine  Vernichtung  der  Souve- 
ränität unseres  Staates  finden.  Konsularkonventionen  haben  alle 
Staaten  abgeschlossen,  und  doch  werden  die  in  denselben  zu  Gunsten 
der  fremden  Unterthanen  enthaltenen  Bestimmungen  nirgends  als  Aus- 
rottungen des  Principes  der  Souveränität  angesehen. 

Die  civilisierten  Staaten  leben  nicht  eingeschlossen  zwischen 
Manem,  sie  haben  internationale  Beziehungen;  und  gute  internationale 
Beziehungen  sowie  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  verlangen  den 
Abschluß  von  Konventionen. 


28)  Dänoz,  R.  F.  1878  I  S.  137  n.  139. 

29)  Vincent  et  PAiaud  S.  889  No.  36. 

30)  Vincent  et  PSnaud  S.  889  No.  85. 
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Herr  Comsa  meint,  dafs  dergleichen  SonveränitätsbeBchrftnkungen 
wenigstens  nur  durch  besondere  Texte  sollten  gemacht  werden.  Aber 
inwiefern  würde  ein  besonderer  Text  die  Beschränkung  weniger  empfindlich 
machen? 

Eine  Annftherung  der  Gerichte  an  die  von  der  Regierung  ein« 
internationalen  Konvention  gegebene  Auslegung  begründet  bei  Gelegen- 
heit einer  Streitfrage  nicht  einen  Eingriff  in  den  Grundsatz  der  Teilung 
der  Gewalten.  So  hat  sich  auch  der  französische  Kassationshof  in 
mehreren  Fällen  gettufsert '^). 

Der  Weg,  dessen  sich  die  Regierungen  bedienen  können,  um 
ihre  Auslegung  zur  Kenntnis  der  Gerichtshöfe  zu  bringen,  kann  kein 
anderer  sdn  ab  derjenige  der  Girkulare  oder  dienstlichen  Schreiben  seitens 
des  Justizministeriums,  sei  es,  dafs  Forderungen  von  selten  der  Gerichte 
vorliegen,  oder  dafs  die  Regierung,  angegangen  von  den  Parteien  oder 
aus  sich  selbst,  im  Laufe  der  Streitfrage  sich  direkt  an  die  Gerichte 
wenden  würde. 

So  das  hier  gegebene  Cirkular  des  französischen  Jnstizminisl^s 
aus  dem  Jahre  1841  an  die  Generalstaatsanwälte  betreib  der  Aus- 
legung eines  Auslieferungsvertrages  bei  einem  vor  die  französischen  Ge- 
richte gebrachten  Streitfall:      ' 

„Im  Prinzip  ist  die  Regierung  allein  Richter  über  die  Gültigkeit 
einer  Ausweisung,  woraus  folgt,  dafs  es  ihr  allein  zusteht,  über  ihre 
Ausdehnung  zu  urteilen  und  ihre  Fassung  auszulegen.  Aus  diesem 
Grunde  mufs,  sobald  vor  einem  Gerichtshof  behauptet  wird,  dafs  eine 
Ausweisung  gegen  die  Regel  sei,  oder  dafs  sie  in  einem  dem  Ange- 
klagten zu  günstigen  oder  zu  schädlichen  Sinn  ausgelegt  sei,  der  Ge- 
richtshof sich  vertagen,  bis  ihm  die  Regierung  ihre  Entscheidung  bekannt- 
gegeben haben  wird."  ^') 

Wenn  ein  solches  Vorgehen  in  Frankreich  nicht  aufser- 
gewöhnlich  erschien,  so  weifs  ich  nicht,  warum  es  bei  iins  anders 
erscheinen  soll.  Die  Zuschrift  unseres  Ministers  des  Äufseren  an 
den  Justizminister  und  diejenige  dieses  letzteren  an  den  Gerichtshof 
von  nfov  in  Sachen  der  Erbfolge  CoUuro  stellen,  glaube  ich,  kein 
Vorgehen  dar,  welches  dazu  angethan  wäre,  die  Unabhängigkeit  und 
die  Empfindlichkeit  einer  Gerichtsbehörde  anzutasten  oder  den  Grund- 
satz der  Trennung  der  Gewalten  zu  verletzen.  Sie  stützt  sich  auf 
frühere  Vorgänge  —  wie  in  der  Erbfolge  Cortmdino,  wo  das  Ein- 
schreiten des  Ministen  des  Äufseren  bei  dem  der  Justiz  und  dieees 
bei  dem  Gerichtshof  von  Braila  bei  niemand  Aufregung  verursacht  hat  — 
und  auf  in  ähnlichen  Fällen  gehandbabte  Gewohnheiten.  Durch  solche 
Dinge  vrird  unser  konstitutionelles  Recht  nicht  verletzt 


81)  Im  besonderen  nachzusehen  Entscheidung  vom  30.  Juni  1884  (Vimoent 
et  Pena/ud  S.  889  No.  86).  Femer  denselben  Autor  S.  889  No.  87,  88,  88  bis 
und  89. 

32)  Daüoz,  R.  P.  1878  S.  138. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Seit  Inkrafttreten  des  B.G.B.  haben  die  Gerichte  der  ehetnals 
französisch-rechflichen  Gebiete  den  die  Nachforschung  nach  der 
unehelichen  Vaterschaft  verbietenden  Art.  340  C.  c.  nur  auf  die- 
jenigen Thatbestände  anzuwenden^  für  welche  nach  den  sonst  mafs- 
gebenden  Kollisionsnormen  ^)  das  französische  Recht  mafsgebend 
ist.  Den  Charakter  eines  absolut  anzuwendenden  Verbotsgesetzes 
{„Exklusivgesetz  der  lex  fori*")  hat  Art  340  für  deutsche  Berichte 

verloren. 

Urteil  des  BeichBgerichtB  (II.  avilsenat)  Tom  10.  Mai  1901  in  Sachen  R.  K.  BL 

wider  K.  H.  B.  (U  87/1901). 

Thatbestand.  Der  Kläger  and  der  Beklagte  sind  Staatsan- 
hörige des  Königreichs  Sachsen.  Der  Beklagte  hatte  jedoch  schon 
vor  dem  1.  Jannar  1900   seinen  Wohnsitz   in   Elsafs-Lothringen ;   zur 


1)  Das  Urteil  des  Keichsgerichts  entscheidet  nicht  die  Frage,  welches  die 
mafsgebende  Kollisionsnorm  und  welches  demgemäfs  das  auf  den  gegebenen 
Thatbestand  anzuwendende  Kecht  ist.  Es  ^eht  davon  aus,  dals  fiir  die  Tor 
1900  stattgehabten  Thatbestände  auch  die  damals  geltenden  partikular- 
rechtlichen  Kollisionsnormen  mafsgebend  bleiben.  Durch  die  Ent- 
scheidung, dais  die  Funktion  des  Art.  340  als  Kollisionsnorm  (im  Sinne  eines 
Ezklnaivsatzes  der  Itx  fori)  erloschen  sei,  wird  jene  Auffassung  e  contrario 
best&tigt.  Was  die  Frage  nach  den  mafsgeblichen  Kollisionsnormen  betritft, 
so  laarcn  die  Ausfuhrungen  des  Urteils  £e  Vermutung  zu,  das  Grericht  ei> 
achte  die  Kollisionsnormen  des  Heimatrechtes  für  entscheidend. 
Denn  sonst  würden  ia  die  im  Urteil  angezogenen  Kollisionsnonnen  des 
sächsischen  Gesetzbuches  (§§  15,  16,  17)  gar  nicht  interessieren.  Nicht  aber 
auf  diese  Vorschriften  des  sächsischen  Gesetzbuches,  sondern  auf  Art.  8 
Abs.  3  des  Code  civil  muJs  im  g^ebenen  Fall  die  Anwendung  des  sächsischen 
Rechtes  als  des  Heimatrechtes  gegründet  werden.  Art.  3  Abs.  3  Code  dvil 
als   die  vor  1900  in  foro  geltend  gewesene  Kollisionsnorm  bestimmt  das  an- 
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Zeit  der  nach  dem  1.  Januar  1900  geschehenen  Klageerhebong  wohnte 
er  in  Diedenhofen.  Der  Klflger  hat  mit  der  Klage  beantragt,  den 
Beklagten  zu  yerurteilen: 

1.  anzuerkennen,  dafs  dem  am  22.  April  1880  von  der  J.  W.  M., 
jetzt  Ehefrau  M...r,  geborenen  ELlMger  dem  Beklagten  gcgenflber 
die  Rechte  eines  ehelichen  Kindes  zustehen,  und 

2.  darin  einzuwilligen,  dals  das  Geburtsregister  zu  Reinsdorf  da- 
hin berichtigt  werde,  dafs  der  Klttger  nicht  den  Namen  „M.^ 
sondern  „B.''  zu  ftlhren  habe. 

Zur  Begründung  der  Klage  war  geltend  gemacht:  Der  Beklagte 
habe  vom  Jahre  1879  bis  1884,  während  welcher  Zeit  er  ab  Bahn- 
beamter in  Zwickau  (Sachsen)  angestellt  war,  mit  der  Mutter  des 
Klägers  in  einem  gUltigen  Verlöbnisse  gestanden,  zu  dem  insbesondere 
die  Eltern  der  Verlobten  ihre  ausdrückliche  Zustimmung  erteüt  hätten; 
während  dieses  Verlöbnisses  sei  Kläger  von  den  Verlobten  gezeugt  and 
von  der  damab  ledigen  M.  am  22.  April  1880  geboren  worden.  Dem 
Kläger  ständen  danach  die  Rechte  eines  Brautkindes  nach  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  fiir  das  Königreich  Sachsen 
gegen  den  Beklagten  zu.  Diese  Rechtsstellung  sei  auch  durch  das  In- 
krafttreten des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  nicht  geändert  worden,  da 
nach  Artikel  208  Absatz  2  des  EinfUhrungsgesetzes  zu  dem  Büiger- 
liehen  Gesetzbuche  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend  blieben. 
Der  Beklagte  hat  die  Zurückweisung  der  Klage  beantragt 
Das  Landgericht  zu  Metz  hat  mit  Urteil  vom  12.  Okto- 
ber 1900  die  Klage  abgewiesen.  Die  von  dem  Klttger  eingelegte  Be- 
rufung wurde  durch  Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu 
Colmar  vom  16.  Januar  1901  zurückgewiesen. 

zuwendende  Recht.  Nur  das  kann  die  Fra^e  sein,  ob  diese  Kollisionsnorm 
nach  wie  vor  durch  den  Art  340  ein^escnränkt  Tverde.  Ent^e^en  dem 
Rdchsgeriebt  würde  ich  diese  fSra^e  bejahen.  Art  340  in  Verbmaung  mit 
Art  3  (^mit  dem  Sinn,  den  die  Rechtsubune  diesen  Artikehi  gegeben  hat)  eri^bt 
den  m.  E.  nach  wie  vor  für  die  älteren  Tbatbestände  mafsgebuchen  Kollimoiis- 
grundsatz,  dafs  zwar  im  allgemeinen  die  Rechtsfragen  des  Familienstatns 
sich  nach  dem  Recht  der  StaatBangehörigkeit  richten,  jedoch  mit  Ausnahme 
der  Frage  der  unehelichen  Vaterschaft,  welche  stets  nach  Mafsgabe  des 
französischen  Rechtes  zu  behandein  ist  Der  Qedanke,  dafs  diese  Ausnahme 
nnanwendbar  geworden  sei,  nachdem  die  Gerichte  des  ehemals  französisch- 
rechtlichen  Gebiets  nunmehr  ja  doch  die  ehemals  absolut  verpönte  recherche 
auf  spätere  Tbatbestände  anzuwenden  hätten,  entspricht  der  SatHany^h&nt 
Auffiassung  von  der  Natur  der  sog.  Prohibitivgesetze  und  der  verbreiteten 
Anschauung  vom  ordre  public ,  welche  neuerdings  gerade  hinsichtlich  des  in 
Rede  stehenden  Problems  zu  der  Formel  zugespitzt  worden  ist,  „da  ^e 
Zwiespältigkeit  des  Moralbegrifiis  unmöglich  sei^,  so  könne  nicht  fui  die  Yei^ 
gangenheit  Ezklusivsatz  sein,  was  jetzt  nicht  dafür  gelte.  S.  dagegen:  Niemeyer, 
D.  intern.  Privatrecht  des  B.G.B.  (Berlin  1901)  S.  181  und  dort  citierte 
Litteratur,  und  besonders  Kahn,  Jherings  Jahrb.  39  S.  4  ff.  Vgl.  femer 
Niedner,  Das  Einfuhrungsgesetz  z.  B.G.B.  2.  Aufl.  S.  457;  Brogsitter  in  „Das 
Recht"  1901  S.  202,  Hascht,  Einwirkung  des  B.G.B.  auf  zuvor  entstandene 
Rechtsverhältnisse  3.  Aufl.  8.  662.  Die  letztgenannten  Schriftsteller  stehen 
gleichfalls  auf  einem  der  vorliegenden  Entscheidung  entgegengesetzten  Stand- 
punkt   Vgl.  auch  unten  S.  292  ff.  Niemeyer, 
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In  den  Grttnden  der  Yorderrichter  wird  ttbereinBtimmend  ans- 
geführt:  Artikel  208  des  Einfühnrngsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Ote- 
setzboche  bestimme  in  Absatz  1,  dafs  in  Bezug  auf  die  vor  dem 
1.  Jannar  1900  geborenen  unehelichen  Kinder  ^  die  Erforschung  der 
Vaterschaft,  das  Recht  des  Kindes,  den  Familiennamen  des  Vaters  zu 
ftihren,  sowie  für  die  Unterhaltspflicht  des  Vaters  die  bisherigen  Oe- 
setze  mafsgebend  bleiben.  Danach  bestehe  fllr  alle  vor  dem  1.  Januar 
1900  geborenen  unehelichen  Kinder  in  dem  Gebiete  des  Code  dvü 
das  absolute  und  zwingende  Verbot  des  Art  340  fort,  das  jede  Nach- 
frage, wer  Vater  eines  Kindes  sei,  untersage.  Der  Wortlaut  des 
Art  208  a.  o.  St  und  der  in  den  Oesetzesmaterialien  niedergelegte 
Wille  des  Gesetzgebers  schliefse  die  für  das  Gebiet  des  Code  civil  ver- 
suchte Auslegung  aus,  dafs  das  Verbot  des  Art.  840  nur  für  die  Kinder 
fortbestehe,  die  an  sieh  dem  Code  dvü  unterstehen,  und  danach  nicht 
mehr  Platz  greife,  wenn  nach  dem  mafsgebenden  materiellen  Rechte 
an  sich  begründete  Ansprüche  eines  unehelichen  Kindes  lediglich  vor 
einem  Gerichte  im  früheren  Gebiete  des  Code  cttn2  verfolgt  würden. 
Wegen  dieser  unbeschränkten  Fortgeltung  stehe  Art.  340  auch  jetzt 
noch  dem  Begehren  des  Kittgers  entgegen. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Kläger  Revision  eingelegt  mit 
dem  Antrage,  dasselbe  aufkiheben  und  nach  dem  von  ihm  in  der  Be- 
rufungsinstanz gestellten  Antrage  zu  erkennen. 

Von  Seiten  der  Beklagten  wurde  die  Zurückweisung  der  Revision 
beantragt 

Das  Reichsgericht  gab  der  Revision  statt  und  ver- 
wies die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung an  das  Berufungsgericht  zurück. 

Entscheidungsgründe.  Das  angefochtene  Urteil  konnte  nicht 
aufrecht  erhalten  werden.  Die  Anträge  der  Klage  sind  darauf  be- 
gründet, dafs  der  vor  dem  1.  Januar  1900  aufserehelich  erzeugte  und 
geborene  Kläger  zu  dem  Beklagten  in  der  rechtlichen  Stellung  eines 
Brautkindes  nach  §  1578  des  Btirgerlichen  Gesetzbuches  für  das  KOnig- 
nkh.  Sachsen  stehe.  Auf  Grund  des  Art  208  Abs.  2  des  EinfÜhrungs- 
gesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  bestimmt  sich  nach  den  bis- 
herigen Gesetzen,  inwieweit  einem  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  aufserehelich  erzeugten  Kinde,  wegen  Erzeugung 
im  Brantstande  die  rechtliche  Stellung  eines  ehelichen  Kindes  zukomme; 
die  Vorschriften  des  sächs.  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  recht- 
liche Stellung  der  Brautkinder  sind  auch  durch  Bestimmungen  in  dem 
tilchs.  Gesetze,  vom  18.  Juni  1898,  „die  Ausftlhrung  des  Btlrgerlichen 
Gesetzbuches  .  .  .  betreffiBud**,  für  iie  in  Betracht  kommenden  An- 
sprüche nicht  geändert  Bei  der  Frage,  ob  dem  Kläger  zu  dem  Be- 
klagten die  Eigenschaft  eines  Brautkindes  im  Sinne  des  §  1578  zu- 
komme, handelt  es  sich  femer  um  den  gesamten  Personen-  und  Familien- 
stand, und  es  wird  femer  in  der  Rechtslehre  der  Kollisionsnormen  des 
Sachs.  Büigerlichen  Gesetzbuches  angenommen  —  Hoffmann,  Bürger- 
lichea  Gesetzbuch  für   das  Königreich  Sachsen,   Band  I  zu  §  15,   Be- 

ZaitMhrifi  t  inUm,  Priyat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  XI.  17 
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merkuDg  2  — ,  dafs  diese  Frage  in  analoger  Anwendung  der  §§  15, 
16  und  7  nach  dem  Gesetze  des  Staates,  welchem  die  Beteiligten  ab 
Unterthanen  angehören,  zu  beurteilen  sei.  Nach  der  Absicht  des  er- 
wähnten Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Oesetzbuche  ist  eine 
Aufhebung  jener  KoUisionsnonnen  ausgeschlossen  und  daher  deren 
analoge  Anwendung  auf  den  hier  gegebenen  Fall  gleichmäisig  gerecht- 
fertigt 

Nach  dem  unbestritten  gebliebenen  Vorbringen  in  den  Instanzen 
ist  der  Klfiger  Staatsangehöriger  des  Königrßichs  Sachsen  und    war 
der  Beklagte  zur  Zeit   des   geltend    gemachten   Verlöbnisses    mit    der 
Mutter    des   Klfigers    und   der  Zeugung    des    letzteren  während  jenes 
Verlöbnisses     gleichfalls    sächsischer     Staatsangehöriger;    er 
hatte  überdies  zur  Zeit  der   angeblichen  Zeugung  seinen   Wohnsitz   in 
Sachsen  und  hat  auch  bei  Verlegung  seines  Wohnsitzes  in  die  Reichs- 
lande die  Sachs.  Staatsangehörigkeit  nicht  aufgegeben.     Soweit   sonach 
die  Kollisionsnormen   des  Sachs.  Bürgerlichen  Gesetzbuches   in  Betracht 
kämen,   stände   der  Anwendung   des   §  1578   nichts  entgegen;    die  in 
einer  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  Dresden  —  Annalen,  Band  9, 
Seite   64   —   angeregte,   aber   dort   nicht   entschiedene   Frage,    ob    bei 
dieser  analogen  Anwendung  der  §§  15,  16  und  7  die  Staatsangehörig- 
keit des  Vaters  —  arg.  §  15  —  oder  die  des  Kindes  zu  Grunde  zu 
legen  sei,  bedarf  nach  Lage  der  Sache  hier  nicht  der  Entscheidung. 
In   dieser  Rechtslage  ist   an   sich   auch  dadurch  eine  Änderung  nicht 
eingetreten,  dafs  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  nach  Elsafs-Lotbringen, 
also  in  das  Gebiet  des  Code  civü  verlegt  hat :  denn  die  KoUisionsnorm 
in  Art  3  Abs.  3  Code  civü  bestimmt  gleichfiills,  dafs  die  den  Penonen* 
und  Familienstand  betreffenden  Klagen,    zu  denen  die  voiiiegende  zu 
rechnen   ist,   nach   dem   Rechte  der  Staatsangehörigkeit  zu   beurteüen 
seien.     Der  Geltendmachung  der  hier  verfolgten  Ansprüche  vor  einem 
Gerichte  des   Code  civil  hätte  dagegen  bis   zum    1.  Januar  1900    die 
Vorschrift  des  Art  340  „Za  recherche  de  la  patemiU  est  inierdiie^  ent- 
gegengestanden;   denn   dieser   Vorschrift    wird    nach   der  nahezu    ein- 
stimmigen Rechtslehre  und  der  einstimmigen  Praxis  aller  Grebiete,  in  denen 
der  Code  civü  gegolten  hat,  auf  Grund  der  Annahme,  dafs  das  Verbot 
zur  Verhinderung  des  Mifsbrauches   der  Vaterschafts-   und  Unterhalts- 
prozesse  überhaupt  erlassen  sei,   die  Tragweite  gegeben,  dafs  die  Ge- 
richte im  Gebiete  des  Code  civil  sie  als  zwingende  KoUisionsnorm 
auf  jede  bei  ihnen  anhängige   Rechtssache   anzuwenden  haben,   auch 
wenn   dieselbe  an  sich  nach  ausländischem  Rechte  zu  beurteilen  wäre, 
dafs    sie  also  die   Bedeutung   eines   Exklusivsatzes   der   ter  fori   habe. 
Die  in  der  Theorie  gemachten  Versuche  —  Laurent,  Droit  ifUemcttianalj 
Bd.  V  No.  262  ff.  — ,  diese  Tragweite  des  Art  340  zu  verneinen,  sind 
ohne  Einflufs  auf  die  Praxis  geblieben. 

Sonach  hatte  Art.  340  nach  dem  Rechte  des  Code  <Avü  eine 
doppelte  Bedeutung,  einmal  die  einer  materiellen  Regelung  des  Rechts- 
verhältnisses unehelicher  Kinder,  die  in  dem  Gebiete  des  Code  civü 
geboren   sind,   oder  auf  die   nach   den  im  Einzelfidle  zur  Anwendung 
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kommenden  Kollisionsnormen  anderer  Rechte  das  materielle  Recht  des 
Code  cinÜ  anzuwenden  ist,  dahin,  dafs  durch  denselben  die  Entstehung 
eines  Rechtsverhältnisses  zwischen  dem  Kinde  und  dem  unehelichen 
Erzeuger  ausgeschlossen  wurde  und  darnach  ein  Anspruch  gegen  den 
aufserehelichen  Vater  überhaupt  nicht  entstand,  und  sodann  bezüglich 
von  Rechtsverhältnissen  aufserbalb  des  Gebietes  des  Code  civil  geborener 
unehelicher  Kinder,  dafs  nach  dem  mafsgebenden  materiellen  Rechte 
und  dessen  Kollisionsnormen  rechtsgültig  entstandene  Ansprüche  der- 
selben vor  einem  seinem  Gebiete  angehörenden  Gerichte  nicht  zuzulassen 
seien,  dafs  er  also  diesen  gegenüber  einen  Exklusivsatz  der  lex  fori 
begründete.  Der  Code  civil  ist  zwar  durch  §  1  des  elsalb-lothringischen 
G^eaetzes  vom  29.  November  1899,  „die  Aufhebung  von  Landesgesetzen 
betreffend"  dort  seit  1.  Januar  1900  aufgehoben;  es  käme  aber  hier 
§  3  jenes  Gesetzes,  wonach  die  künftige  Anwendung  der  dort  auf- 
gehobenen Gesetze  auf  Grund  der  Übergangsvorschriften  eines  Reichs- 
oder Landesgesetzes  durch  die  Aufbebung  der  Gesetze  nicht  berührt 
werde,  dann  zur  Anwendung,  wenn  durch  die  Vorschrift  in  dem  zweiten 
Satze  des  Art  208  Abs.  1  des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuche —  „ftlr  die  Erforschung  der  Vaterschaft bleiben  jedoch 

die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend"  —  Art  340  auch  in  seiner 
zweiten  Bedeutung  als  Exklusivsatz  der  lex  fori  aufrecht  erhalten 
wUre.  Die  Entscheidung  über  die  Revision  hängt  daher  von  der  Stellung- 
nahme zu  der  Frage  ab,  ob  durch  jene  Bestimmung  des  Art  208 
Abs.  1,  Art.  340  in  jener  zuletzt  bezeichneten  Richtung  aufrecht  er- 
balten ist;  denn  wenn  diese  Frage  zu  bejahen  wäre,  so  käme  für  die 
in  Art.  208  Abs.  2  zugelassenen  Ansprüche  eines  Brautkindes  jenes 
Verbot  als  zwingendes  Recht  des  Prozefsgerichtes  gleichfalls  zur  An- 
wendung, da  es  sich  auch  hier  um  Ansprüche  eines  aufserehelichen 
Kindes  handelt,  und  es  an  jedem  Anhalte  in  dem  Wortlaute  des  Ge- 
setzes und  in  den  Gesetzesmaterialien  für  die  Annahme  fehlen  würde, 
dafs  der  Gesetzgeber,  wenn  jenes  Verbot  als  zwingendes  Recht  des 
Prozefsgerichtes  sollte  erhalten  bleiben,  den  Fall  eines  Brautkindes 
ausgenommen  hätte. 

Die  sonach  für  die  Entscheidung  allein  mafsgebende,  in  der 
Litteratur  viel  umstrittene  Frage,  ob  das  Verbot  der  Erfbrschung  der 
Vaterschaft  in  Art.  340  im  Gebiete  des  Code  civü  ftir  die  nach  fremdem 
Rechte  rechtsgültig  entstandenen  Ansprüche  vor  dem  1.  Januar  1900 
aufserbalb  des  Gebietes  des  Code  dvü  geborener  unehelicher  Kinder 
auch  nach  dem  1.  Januar  1900  ein  zwingendes  Verbot  ftir  das  Recht 
des  Prozefsgerichts  —  „ein  Ezklusivsatz  der  lex  fori^  —  geblieben 
sei,  ist  aber  zu  verneinen. 

Der  erste  Entwurf  eines  EinfÜbrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
bache ist  in  Art.  126  Abs.  1  von  der  in  Art.  208  Abs.  1  zum  Gesetz 
gewordenen  Auffassung  ausgegangen,  dafs  die  rechtliche  Stellung  eines 
unehelichen  Kindes  sich  von  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches an  im  allgemeinen  nach  dem  neuen  Hechte  richte,  auch  wenn 
das  Kind  unter  der  Herrschaft  des  alten  Rechtes  geboren  ist;  es  hatte 
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indessen  Satz  2  des  Art.  126  Ahs.  1  bereits  die  Bestimmung  enthalten, 
„in  Ansehung  der  vorher  (vor  dem  1.  Januar  1900)  geborenen  Kinder 

bestimmt   sich die    Unterhaltungsverpflichtung   des   Vaters  nach 

den  bisherigen  Gesetzen."  In  den  Motiven  zu  dieser  letzteren  Vor- 
schrift —  Seite  298  —  wird  ausgeführt,  nachdem  zunächst  dargel^ 
wurde,  dafs  bei  rein  theoretischer  Auf&ssung  auch  auf  den  Unter- 
haltsanspruch das  neue  Becht  schlechthin  zur  Anwendung  zu  bringen 
wäre: 

„Oleich wohl  ist  in  dem  Entwürfe  ein  abweichender  Standpunkt  ein- 
genommen. Zur  Zeit  ist  in  einem  nicht  geringen  Teile  Deutschlands 
die  Erforschung  der  Vaterschaft  verboten.  Wird  den  in  den  be- 
treffenden Rechtsgebieten  bereits  vorhandenen  un- 
ehelichen Kindern  mit  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
ein  Unterhaltsanspruch,  wenn  auch  nur  für  die  Zukunft,  gewährt,  so 
sind  zahlreiche  Prozesse  die  Folge,  in  denen  wegen  des  in  der  Zeit 
vielleicht  weit  zurückliegenden  Thatbestandes  nicht  blofs  die  Er- 
mittelung der  materiellen  Wahrheit  in  hohem  Grade  schwierig,  sondern 
auch  Anlafs  zu  Meineiden  gegeben  wird.  Erpressongsversuche  und 
Störungen  des  Familienfriedens  sind  zu  besorgen.  Mag  der  Gesetz- 
geber diese  Momente,  die  gegen  die  Anerkennung  der  Unterhaltspflicht 
überhaupt  sprechen,  ftlr  nicht  so  gewichtig  erachten,  um  den  Unter- 
haltsanspruch im  allgemeinen  zu  versagen,  so  darf  er  sich  doch  nicht 
verhehlen ,  dafs  das  Gewicht  erheblich  zunimmt ,  wenn  es  sich  um 
Erstreckung  der  Unterhaltspflicht  auf  Kinder  handelt, 
die    zu    einer    Zeit   geboren   sind,    welche  eine  solche 

Unterhaltspflicht  nicht   kannte Hat  die  Gestaltung 

der  Unterhaltspflicht,  wie  dieselbe  in  den  einzelnen  Rechtsgebieten 
sich  entwickelt  hat,  bisher  den  praktischen  Bedttrftiissen  und  socialen 
Anforderungen  genügt,  so  wird  es  in  Ansehung  bereits  geborener 
Kinder  bei  dieser  Gestaltung  bewenden  können.  JedenBedls  kann 
daraus,  dafs  die  auf  die  Unterhaltspflicht  bezüglichen  Normen  eine 
gewisse  sittliche  Grundlage  haben,  nicht  die  Notwendigkeit  einer  so- 
fortigen allgemeinen  Geltung  derselben  abgeleitet  werden " 

Die  Beratungen  der  zweiten  Kommission  —  Protokoll  Band  VI 
Seite  548/552  —  bieten  hier  nichts  Erhebliches.  Die  Hinzufügung  der 
Worte  „für  die  Erforschung  der  Vaterschaft"  in  dem  jetzigen  Art.  208 
Abs.  1  ist  erst  in  der  Beratung  des  Bundesrates  erfolgt.  Eine  Ver- 
öffentlichung  der  Gründe,  welche  den  Bundesrat  hierbei  geleitet  haben, 
hat  nicht  stattgeftinden. 

Es  kann  im  Hinblick  auf  die  dargelegte  Entstehungsgeschichte 
nicht  verkannt  werden,  dafs  der  Begründung  zu  dem  Art.  126  des 
ersten  Entwurfes  um  deswillen  eine  durchschlagende  Bedeutung  nicht 
beigemessen  werden  darf,  weil  die  hier  in  erster  Reihe  in  Betracht 
kommenden  Worte  „für  die  Erforschung  der  Vaterschaft''  in  jenem 
Entwürfe  noch  nicht  enthalten  waren.  Immerhin  rechtfertigt  jene  Be- 
gründung die  Annahme,  dafs  in  jenem  Stadium  der  Gesetzgeber  bei 
Auirechterhaltung  des  Verbotes  der  Erforschung  der  Vaterschaft  die  im 
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Oeltungsbereiclie  jenes  Verbotes  geborenen  Kinder  im  Auge  gehabt  bat, 
bezüglich   deren   mit   der  Gebart  festgestanden  hatte,  dafs  ein  Rechts- 
verhältnis  za   dem  Erzeuger  nicht  zur  Entstehung  gekommen  sei,   und 
dafs  er  eine  Erstreckung  der  Aufrechterbaltnng  jenes  Verbotes  auf  solche 
Kinder,   die  nach  dem  für  ihr  Rechtsverhältnis  zu  dem  Erzeuger  mafs- 
gebenden  materiellen  Rechte  an  sich  einem  solchen  Verbote  nicht  unter- 
lagen, nicht  in  Aussicht  genommen  zu  haben  scheint    Die  Hin7.utügung 
der   Worte:    „fUr   die  Erforschung  der  Vaterschaft**,   konnte   in  dem 
Zusammenhange,  dafs  für  sie  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend  seien, 
allerdings  die  Annahme  nahelegen,  dafs  dieselbe  gerade  zu  dem  Zwecke 
erfolgt   sei,    um   das  Verbot   der  Erforschung   der  Vaterschaffc  seinem 
ganzen   bisherigen  Inhalte  nach,   also  auch  für  die  vor  dem  1.  Januar 
1900  geborenen  unehelichen  Kinder,  deren  rechtliche  Beziehungen  nicht 
dem  materiellen  Rechte  des  hier  in  erster  Reibe  in  Betracht  kommenden 
Code  civil  unterlagen^  aufrecht  zu  erhalten,  und  es  konnte  hierfür  noch 
geltend    gemacht    werden,    dafs    die    nachträgliche   Zustellung    solcher 
Klagen  hinsichtlich  derjenigen  unehelichen  Väter,  die  seit  vielen  Jahren 
in  dem  Gebiete  des  Code  eivü  ansässig  waren  und  dadurch  jenen  Schutz 
des  Art.  340   genossen  hatten,   von   den   üblen  Folgen  begleitet  sein 
konnte,   welche  in   der  Begründung   des  Entwurfes  unter  anderem  als 
Zweckmäfsigkeitsgründe    für   die    Aufrechterhaltung   des    Verbotes   an- 
geführt sind.     Allein  jene  Hinzufügung  findet   ihre  Rechtfertigung   in 
einem   weit  näherliegenden  Grunde.     Die  Rechtslehre  und   die  Praxis 
in  den  Gebieten  des  Code  dvil  hatte  dem  Verbote  der  Erforschung  der 
Vaterschaft  in  Art  340  eine  weitere  Bedeutung  dahin  zuerkannt,  dafs 
es    nicht    lediglich    auf   die    Feststellung    der   Vaterschaftsverhältnisse 
zwischen  Vater  und  Kind  beschränkt  werden  dürfe,   sondern  auch  bei 
anderen  Rechtsverhältnissen  anzuwenden  sei,  wo  die  Untersuchung  der 
Vaterschaft  in  Frage  komme.     Dieser  Auf&ssnng  g^enüber  war  die 
Aafrechterhaltung  jenes  Verbotes  in  der  Fassung  des  ersten  Entwurfes 
zu    eng,   auch   wenn   dasselbe  —  wie  hier  angenommen  wird  —  nur 
für    die   im   Gebiete  des    Code  civil   geborenen   oder  nach  Kollisions- 
normen anderer  Rechte  dem   materiellen  Rechte   des  Code  civil  unter- 
stehenden Kinder  fortbestehen  sollte.     Es  lag  daher  nahe,   aus  den  in 
d^*  Begründung  des  ersten  Entwurfes  enthaltenen  Erwägungen,  die  hier 
gleichmäfsig   zutrafen,  für  diese  Kinder  jene  weitere  Bedeutung  des 
Art.   340  aufrecht  zu   erhalten,   und   dies   durch  Aufnahme  einer  Be- 
stimmung, dafs  für  die  Erforschung  der  Vaterschaft  die  bisherigen  Ge- 
setze  mafsgebend   bleiben,   zum  Ausdruck  zu  bringen.     Deshalb  kann 
aus   der  Hinzufügung  jener  Worte  nicht  auf  eine  Absicht  der  gesetz- 
gebenden    Faktoren     geschlossen    werden,      dafs    jenes     Verbot     als 
zwingendes   Recht    des  Prozefsgerichts   (als   Exklusivsatz    der 
lese  fori)  festgehalten  werde.     Die  Beibehaltung  des  Verbotes   der  Er- 
forschung der  Vaterschaft  für  die  vor  dem    1.  Januar  1900  im  Ge- 
biete   des   Code  eivü  geborenen  Kinder  war  durch  die   in   der   Be- 
grflndung    des    ersten    Entwurfes    dargelegten    Erwägungen    durchaus 
gerechtfertigt;  für  dessen  Beibehaltung  als  absolut  zwingende  Kollisions- 


262  Rechtsprechung:  Deutschland. 

norm  des  Rechts  des  Proze  fsgerichts,  also  Air  die  Fülle,  wenn  das 
rechtsgültig  bestehende  materielle  RechtsverbKltnis  zu  dem  Code  dvil 
keine  innere  Beziehung  hätte,  sondern  nur  dadurch,  und  zwar  nach 
dem  1.  Januar  1900,  in  seinen  Machtbereich  getreten  wttre,  dafs  dort 
ein  Prozefs  anhängig  wurde,  fehlt  es  dagegen  an  zureichendem  Anhalt 
Im  Gegenteil  folgt  aus  der  Natur  und  dem  Rechtsgrunde  solcher 
zwingenden  Verbotsgesetze,  soweit  dieselben  wie  hier  ab  Kollistons- 
normen  des  Rechts  das  Prozefsgericht  in  Betracht  kommen,  dafs 
sie  im  Zweifel  des  Prozefsgerichts  für  die  Zeit  nicht  mehr  binden 
und  nicht  mehr  binden  wollen,  in  der  das  Verbotsgesetz  ftlr  das  Recht 
des  Prozefsgerichts  seine  allgemeine  Bedeutung  verloren  hat,  und  so- 
nach, wenn  es  weiter  fortbestände,  das  Prozefsgericht  zur  Versafi^nng 
seiner  Thätigkeit  zwingen  wttrde,  die  es  zur  gleichen  Zeit  nach  dem 
neuen  Rechte  ftlr  Ansprüche  dieser  Art  anstandslos  zu  gewähren  hätte. 
Es  kann  zwar  zugegeben  werden,  dafs  der  Gesetzgeber  eine  Zwie- 
spältigkeit des  zwingenden  Rechts  auch  in  dessen  Anwendung  auf  das 
Recht  des  Prozefsgerichts  zulassen  kann,  im  Zweifel  ist  aber  eine 
solche  Annahme  zu  verneinen.  Danach  rechtfertigt  auch  der  Wortlaut 
der  Vorschrift  in  Art.  208  Abs.  1,  dafs  für  die  Erforschung  der  Vater^ 

Schaft die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend   bleiben ,   nicht  den 

Schlufs,  dafs  das  in  Art  340  des  Code  civü  enthaltene  Verbot  der 
Erforschung  der  Vaterschaft  in  seiner  weiteren  Bedeutung  als  zwingendes 
Verbot  ftlr  das  Recht  des  Prozefsgerichts  fortbestehe. 

Das  angefochtene  Urteil,  welches  auf  der  Annahme  des  Fort- 
bestandes jenes  Verbotes  auch  in  dieser  letzteren  Beziehung  beruht, 
war  daher  aufzuheben,  und  die  Sache,  die  noch  weiterer  thatsächlicher 
Erörterung  bedarf,  an  das  Beruftmgsgericht  zurückzuverweisen. 

Transporir   (und  Feuer- ?)Versich€rtmgsvertrag.     Anwendung   des 

deutschen  Hechtes  als  des  Rechtes  des  vertragsmäfsig  bestimmten 

JErfüllungsortes.    Dieses  Recht  ist  auch  für  die  Verjährungsfrage 

mafsgebend.    Englisches  Versicherungsrecht. 

Urteil  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  (IV.  Oivilsenat)  vom 
14.  Juni  1901  (RheinlBche  TransportverBicherungseesellMnaft  gegen  1.  BaycU 
Excha/nge  Assurance   Corporation,  2.  Fine  Art  Insurance  Company  lAm,; 

A.  Z.  Bf.  IV  819/00). 

Mitgeteilt  durch  Herrn  Senatspräsidenten  Dr.  Martin  zu  Hamburg. 

Die  klagende  Spediteurfirma  beabsichtigte  im  Jahre  1892  den 
Versand  der  deutschen  Ausstellungsgegenstände  für  die  1893  in 
Chicago  stattfindende  Ausstellung  zu  besorgen  und  dabei  die  See- 
versicherung der  beförderten  Gegenstände  sovrie  deren  Feuerversiche- 
rung für  die  Dauer  des  Aufenthaltes  in  der  Ausstellung  zu  festen 
Sätzen  für  die  Aussteller  zu  übernehmen.  Sie  wandte  sich  an  den 
Assekuranzmakler  Charles  Girtanner  in  London  zur  Erlangung  von  Ver- 
sicherungsabschlttssen  ftlr  die  später  anzumeldenden  Objekte  mit  englischen 
Gesellschaften.     Girtanner    schlofs   aufser    einer   Transportversichernng 
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mit  den  beiden  beklagten  Gesellschaften  nnd  einer  dritten,  der  Economic 
Fire  Office  lAm.^  welche  hier  nicht  interessiert,  am  7.  April  1892  eine 
Feuerversichening  ab  auf  90  000  £^  zunttchst  als  pro  rofa- Versicherung 
auf  einen  Gesamtbetrag  von  800  000  £  und  zwar  so,  dafs  die  Beklagte 
ad  1,   Boyäl  Exchange,   zu  50000  £,  die  Beklagte  ad  2,  J^tfie  Ärty 
zu  20  000  SS  sich  beteiligte.    Das  ttber  diesen  Abschlufs  aufgenommene, 
von  beiden  'Parteien  als  ^SUp*^  bezeichnete  Schriftsttlck  lautet: 
yfFire  risk 
on  goods  andlor  merchandise  andlor  exhibits  of  äU  hmds  and^or 
oljects  of  art  andlor  pamtings  andlor  antiguiHes  of  German  exkibitora 
from  iime  of  arriral  in  Exhihition  Buildings  at  Chicai;o  tmtü  leaving 
Said  huüdings. 

A  complete  Ust  of  insured  objeds  m(h  (heir  vcdues  io  he  gwen 
as  soon  as  pradicäble  and  such  wüues  are  admiUed  in  case  of  daim, 
Claims  to  he  seUled  and  paid  in  Hamburg  and  parHes  stibmit  to 
Hamburg  Jurisdiction  to  be  concurrent  and  pro  rata  of  ihe  800000  £ 
insured  to  and  from  exhQAtionj  but  in  no  case  to  be  overlapping,^ 

Unterzeichnet  ist  dieses  Schriftstttck  wie  folgt: 

50000  J.  8.  Fofümin,  Boyäl  Exdiange, 
20000  Economic  F.A.B. 

Foulmin  ist  Underwriter  der  BoycH  Exchange^  und  die  Buchstaben 
P.A.B.  sind  als  Initialen  seines  Namens  von  Philipp  A.  Barendt,  da« 
maligem  Beamten  der  Economic  Fire  Ins.  Co.,  auf  den  Schein  gesetzt. 
Eine  Unterschrift  der  Beklagten  zu  2  ist  nicht  vorhanden.  Sie  hat 
aber  ihrerseits  an  Girtanner  die  Bescheinigung  @^)  erteilt 

Nach  Errichtung  des  vorstehenden  Slip  machte  im  Juni  1892 
KlKgerin  den  Versuch,  durch  Vermittelung  von  Girtanner  eine  Um- 
wandlung der  pro  rafa- Versicherung  in  eine  Versicherung  der  volleiL 
anzumeldenden  Werte  bis  zur  Höhe  der  von  den  drei  Gesellschaften 
gezeichneten  90  000  £  zu  erwirken.  In  diesem  Zusammenhange  wurden 
zwischen  ihr  und  Girtanner  im  Juni  und  Juli  1892  Briefe  gewechselt 
In  dem  Briefe  vom  11.  Juli  1892  berichtete  Girtanner,  er  habe  die 
Angelegenheit  nun  so  arrangieren  können,  betr.  des  Feuerrisikos,  dafs 
die  ersten  90000  Sß ^  die  Klägerin  fOr  Transport  deklariere,  auch  für 
Feuer  gedeckt  seien. 

Thatsüchlich  war  es  Girtanner  gelungen,  folgenden  Nachtrag  auf 
dem  Slip  zu  erhalten: 

j^To  take  any  interest  shipped  under  slip  No.  883  and  no 
ofher.*" 

Dieser  Zusatz  ist  beigeftlgt  von  Schmettau,  dem  Subdirektor  der 
Beklagten  zu  1,  nnd  er  ist  von  demselben  mit  den  Initialen  seines 
Namens  G.  E.  S.,  sowie  darnach  auch  von  Barendt  mit  dessen  Initialen 
unterzeichnet.  Nach  Ansicht  der  Klägerin  ist  durch  diesen  Nachtrag 
abseiten  der  drei  Gesellschaften  die  Verpflichtung  übernommen,  bis  zum 


1)  Die  Zahl  bedeutet  den  Hinweis  auf  die  Akten.  Bedciktion. 
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Betrage  von  90000  äS  AasBteliangsgegeiiBtttnde  aller  Art  von  der  Zeit 
der  Ankanft  in  Chicago  bis  zum  Abgange  zu  einer  festbeBtlmmtea 
Prämie  gegen  Feuer  zu  decken,  je  nach  ihnen  von  der  EJfigerin  ge- 
machter Aufgabe.  Es  sind  auch  zunächst  einige  kleinere  Objekte,  zwei 
elektrische  Scheinwerfer,  zum  vollen  Werte  von  den  Gesellschaften  unter 
Versicherung  genommen,  jedoch  wie  die  Beklagten  unter  Bezugnahme 
auf  die  vorgelegte  Police  betonten ,  mit  dem  Vorbehalte  ^;wilOwyi  pre- 
judice*^.  Als  indes  EJftgerin  die  restlichen  82  500  £  ^^  ^as  sogen. 
Oennan  ViUage  deklarieren  liefs,  verweigerten  die  Beklagten  die  Über- 
nahme der  Versicherung,  indem  sie  den  Standpunkt  einnahmen,  dafs 
sie  keine  andere  Beteiligung  an  der  Feuerversicherung  anzunehmen 
brauchten  als  pro  rata  von  800  000  i^,  und  dafs  das  sogen.  „Deatsche 
Dorf'  überhaupt  nicht  unter  Versicherung  genommen  zu  werden  brauche, 
weil  es  sich  dabei  nicht  um  Objekte  handle,  die  in  den  offiziellen 
Ausstellungsgebttuden  unterzubringen  seien,  sondern  um  ein  aufBerhalb 
des  offiziellen  Ausstellungsplatzes  beabsichtigtes  Privatuntemehmen.  EiS 
sind  unter  den  Beteiligten  bezüglich  der  Versicherung  des  „Deutschen 
Dorfes"  die  verlesenen  Briefe  gewechselt 

Nachdem  die  Differenzen  bezüglich  des  „Deutschen  Dorfes**  aus- 
gebrochen waren,  forderten  die  Beklagten  Einlösung  einer  in  Über- 
einstimmung mit  den  Bedingungen  des  Slip  ausgestellten  Greneralpolice 
binnen  bestimmter  Frist  Klägerin  fand  die  Bedingungen  dieses  Ent- 
wurfes nicht  übereinstimmend  mit  denjenigen  des  8Up^  weil  die  pro 
roto-Klausel  darin  beibehalten  sei.  Die  Gesellschaften  haben,  als  inner- 
halb der  von  ihnen  gesetzten  Fristen  die  Generalpolicen  nicht  eingel(Sst 
waren,  die  Versicherung  storniert. 

Klägerin  hat  fllr  die  zum  „Deutschen  Dorf  gehörigen  Gegenstände 
bei  anderen  GeseUschaften  Versicherung  genommen  und  zwar  wie  sie 
gemäfs  der  Klagschrift  näher  ausgeführt  hat,  ist  sie  gezwungen  gewesen, 
an  Prämien,  Auslagen  und  Kosten  insgesamt  83  956  Mk.  mehr  auf* 
zuwenden,  ab  ihr  die  Versicherung  gekostet  haben  würde  bei  Einhaltung 
der  mit  den  Beklagten  fest  bestimmten  Prämie. 

Im  g^enwärtigen  Prozefs  nimmt  Klägerin  die  Beklagten  auf  Ersatz 
der  gedachten  Mehrkosten  für  die  Versicherung  des  „Deutschen  Dorfes*' 
in  Anspruch,  indem  sie  der  Ansicht  ist,  dafs  die  Beklagten  auf  Grund 
Vertragsbruches  ihr  schadensersatzpflichtig  seien,  und  zwar  eine  jede 
nach  dem  Verhältnis  ihres  Anteils  an  der  Versicherung,  also  die  RoyaH 
Exdumge  zu  ^Ig  und  die  Fine  Art  J.  C  X.  zu  ^Z». 

Das  Landgericht  hat  durch  Urteil  vom  17.  September  1900  die 
Klage  abgewiesen. 

Hiei^egen  hat  Klägerin  Berufung  eingelc^ 

Das  Hanseatische  Oberlandesgericht  als  Berufiingßgericht  erkannte 
in  dem  oben  bezeichneten  Urteil  (Zwischenurteil)  dahin: 

Der  Anspruch  der  Klägerin  auf  Ersatz  des  Schadens,  welcher  ihr 
dadurch    erwachsen   ist,    dafs   sie   die  aufgeftlhrten   Güter   infolge  der 
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Weigerang  des  Beklagten,  ^)  diese  Ottter  gemftfs  dem  sogen.  Slip  zu  den 
daftlr  vereinbarten  Prämiensfttzen  Feaerversichernng  zu  gewähren, 
anderweitig  zu  höheren  Prämien  versichern  mnfste,  wird  dem  Grande 
nach  für  berechtigt  erklärt. 

Gleichzeitig  wnrde  beschlossen,  über  die  Höhe  des  zu  ersetzenden 
Sehadens  Beweis  zu  erheben. 

Aas  den  Gründen: 

Mit  der  Klage  wird  Schadensersatz  wegen  Yertragsbraches  verlangt. 
Nach  der  Anffassnng  der  Klägerin  begründete  das  in  dem  sogen.  iS^tp 
nebst  Nachtrag  bescheinigte  Abkommen  zwischen  den  Beklagten  und 
dem  Agenten  Girtanner  eine  Verbindlichkeit  der  ersteren,  Sachen  der 
in  dem  Sltp  bezeichneten  Art  je  nach  ihnen  von  der  Klägerin  gemachter 
Angabe  gegen  Feuer  zu  decken.  Klägerin  nimmt  also  eine  allgemeine 
Verbindlichkeit  der  Beklagten  an  in  der  Art  wie  sie  bei  offenen  Policen 
aaf  Seiten  der  Versicherungsgesellschaften  besteht  Sie  sieht  in  dem 
fraglichen  Abkommen  keinen  blofsen  auf  den  Abschluß  künftiger  Ver- 
sicherongen  gerichteten  Vorvertrag,  sondern  den  Versicherungsvertrag 
selbst,  wenn  auch  vorläufig  nur  noch  eine  allgemeine,  durch  Anmeldung 
der  Veraicherungsobjekte  und  Eintritt  bestimmter  thatsäch  lieber  Ver- 
hältnisse zu  konkretisierende  Verbindlichkeit  begründend.  Wenn  dieser 
Inhalt  in  das  vorliegende  Abkommen  zu  legen  ist,  so  würde  es  nach 
deotschem  Rechte  der  Gültigkeit  des  letzteren  nicht  entgegenstehen,  dafs 
keine  formelle  Police  vorliegt.  Denn  nach  diesem  Rechte  bedarf  der 
Versichemngsverirag  keiner  Form,  er  ist  ein  Konsensualvertrag,  der 
durch  Willensübereinstimmung  zum  Abschlüsse  gelangt 

(Vgl.  R.O.H.G.  in  Seufferts  Archiv  27  No.  61.) 
Und  Klägerin  hat  den  Inhalt  des  sogen.  Slip  ganz  zutreffend  hervor- 
gehoben. Die  für  die  Versicherung  in  Betracht  kommenden  Objekte 
sind  der  Art  nach  genau  bezeichnet,  das  Risiko  ist  fest  begrenzt,  die 
Versicherungssumme  ist  nach  dem  Höchstbetrage  —  wie,  wird  noch 
näher  anzugeben  sein  —  festgelegt,  und  in  dem  Passus: 
„a  eomplete  list  of  insured  objects  toWi  (heir  vaHues  io  he  giom  as 
soan  08  pracHcahU  and  such  välues  are  aämUUd  tn  case  of  cUAm^ 
ist  zum  Ausdrucke  gebracht,  dafs  sich  die  Gesellschaften  der  ihnen  von 
der  Klägerin  aufgegebenen  Sachen  beim  Eintritt  der  in  Betracht 
kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse  als  Versicherer  anzunehmen 
haben.  Seinem  Inhalte  nach  präsentiert  sich  also  das  vorliegende 
Abkommen  als  Versicherungsvertrag  und  als  solcher  würde  er 
nach  deutschem  Rechte  bindend  sein. 

Dieses  Recht  aber  mufs,  anlangend  die  Frage  nach 
der  Gültigkeit  des  Vertrages  entscheidend  sein.  Denn 
in  der  Bestimmung:  ^Claims  io  he  settled  and  paid  in  Hamburg  and 
parties  Bübmit  io  Hamburg  jurisdicOon*^  ist  vereinbart,  dafs  die  Regu- 
lierong  etwaiger  Schadensfälle   und  die  Auszahlung  der  Schadensgelder 


1)  Im  ürteihrtenor  ist  hier  offenbar  das  Wort  „aaf"  (oder  „fBr«)  ver- 
geswn.  RedakHon. 
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in  Hamburg  za  erfolgen  habe.  Hamburg  ist  also  zom  ErAllliingsorte 
für  alle  wesentlichen  Verpflichtungen  der  Versicherer  aas  dem  Vertrage 
gemacht.  Wenn  aufserdem  noch  bestimmt  ist,  dafs  man  sich  der 
Hamburgischen  Gerichtsbarkeit  unterwerfe,  so  ist  nicht  su  bezweifeln, 
dafs  das  Vertragsverhältnis,  wie  es  in  Deutschland  seine  Wirksamkeit 
erweisen  sollte,  auch  in  lülen  Beziehungen  den  hiesigen  Rechts-  und 
Verkehrsanschauungen  hat  unterstellt  werden  sollen.  Das  lag  auch  des- 
halb am  nüchsten,  weil  Klägerin  in  ihrer  Eigenschaft  als  Spediteurin 
für  Rechnung  deutscher  Aussteller  die  Versicherung  nahm,  der  Vertrag 
also  ausschliefslich  deutsche  Interessen  schützen  sollte.  Indes  kommt 
es,  anlangend  die  Frage,  ob  in  der  vorliegenden  Form  schon  ein 
Feuerversicherungsvertrag  des  von  der  Klägerin  angenommenen  Inhaltes 
bc^grttndet  werden  konnte,  nicht  darauf  an,  ob  deutsches  oder  eng- 
lisches Recht  zu  Grunde  zu  l€^;en  ist;  denn  die  rechtliche  Beurteilung 
gestaltet  sich  vom  Standpunkt  beider  Rechte  gleich. 

Was  die  Beklagten  über  die  Unverbindlichkeit  des  sogen.  SH^ 
vorgetragen  haben,  würde  nach  englischem  Rechte  dann  zutreffiand  sein, 
wenn  eine  Seeversicherung  in  Frage  stände.  Der  Seeversicherungs- 
vertrag bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Form  der  Police.  Das  beruht 
auf  der  Stamp  Act  von  1891  (54  u.  55.  Vict.).  Daselbst  ist  in  Sect.  93 
bestimmt: 
A  cofiirad  for  sea  insurance  ....  shaU  not  he  välid  unless  the  samt 
is  ea^esaed  in  a  policy  of  sea  insurance. 
Der  Grund  dieser  Biestimmung  ergiebt  sich,  wie  aus  dem  Zweck  des 
Gesetzes,  so  insbesondere  aus  Sect  95  desselben.  Er  ist  in  fiskalisdben 
Rücksichten  zu  suchen.  Denn  es  findet  sich  weiter  voigeschriebeo, 
dafs  Seeversicherungspolicen  vor  den  Gerichten  als  Beweismittel  nur 
zugelassen  werden  dtkrfen,  wenn  sie  gestempelt  sind.  Demgemftfs 
bemerkt  , 

Qow  y^Marine  Insurance^  EdU.  6  8.  13:  „Slips  or  insurance  notes 
of  ihis  Mnd  eure  in  England  of  no  legal  value:  in  the  form  desaribed 
tjiey  are  not  admiüed  in  any  English  couri  as  evidence  for  anyfhing 
heyond  (he  date  of  acceptance  of  a  rish;  ihis  being  the  resuU  of 
fiscal   arrangemmts  which   are  enforced  partly  hy  invalida^ing  aU 
contraäs  not  fulfiüing  the  requirements  ofthe  Bevenue  Btpartemeni.*^ 
Die   Folge    der    gedachten  Vorschriften   der  Stamp  Act  ist   es  selbst- 
verständlich, dafs  alle  nicht  den  Erfordernissen  einer  Police  genügenden  — 
cf.   darüber  Sect.  93   No.  3    — :    oder  ungestempelten   Beurkundungen 
vor  englischen  Gerichten  keine  Beweiskraft  haben  und  deshalb  auf  die 
Bedeutung    unverbindlicher  Appunktationen   herabsinken.      Diesen   Zn- 
sammenhang  der  Unverbindlichkeit  blofser  SUps  bei  Seeversicherungen 
stellt  insbesondere  auch  der  bei 

Aspiftall,  „Reports  of  easesrdaHng  to  Maritime  Law  VIIP  S.  408  f. 
referierte  Rechtsftdl  klar. 

Das  englische  Recht  betrachtet  also  mit  Rücksicht  auf  die  Vor- 
schriften der  Stempelakte  Slips  der  hier  vorliegenden  Art,  d.  h. 
die    verabredete    Vertragsbestimmungen    bescheinigenden    Schriftstücke, 
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welche  üch  nicht  als  gestempelte  Policen  darstellen,  als  y^binding  afUtß 
in  honaur*^. 

Vgl.  noch  hierüber: 

Mc.  Ärthvtr^  ^CoMrad  of  Marine  Inaurance*^  8.  5  u.  22; 
Amotdd,  j^Marine  Insurance^  £d.  6  S.  227  f. ; 
Loiondes^  ^Marine  Insurcmce^  S.  48. 

Lttge  es  bei  Fenenrersicherongen  ebenso,  so  wttrde  man  vor 
die  Fragen  gestellt,  ob  der  deutsche  Richter  eine  lediglich  im 
Interesse  des  englischen  Fiskus  aufgestellte  Beweisvorschrift  {for  the 
purpase  of  producHon  in  evidenoe)  zu  berttckstchtigen  habe,  und  ob 
vielleicht  die  Bedeutung,  auf  welche  vor  englischen  Grerichten  ein  Slip 
sich  reduziert,  dahin  geführt  hat,  dafs  im  einschlKgigen  Verkehr  die 
Parteien,  solange  sie  nicht  zur  Errichtung  und  Stempelung  einer  Police 
geschritten  sind,  eine  Bindung  auf  keiner  Seite  gewollt  haben.  In 
letzerer  Beziehung  wäre  weiter  zu  erwttgen,  ob  nicht  auch  bei  An- 
wendung deutschen  Rechtes  das  vorliegende  Abkommen  sich  als  un- 
verbindlich darstellen  müsse,  weil  etwa  der  Agent  der  Klägerin  und 
der  Vertreter  der  beklagtischen  Gesellschaften,  von  ihrer  heimischen 
Verkehrsauffassung  beherrscht,  eine  Bindung  noch  nicht  beabsichtigten. 

Indes  kommt  es  auf  alle  diese  Fragen  deshalb  nicht  an,  weil  das 
für  die  Seeversicherung  in  England  Geltende  keineswegs  auch  ftlr  Feuer- 
versicherungen in  Betracht  kommt. 

I>as  ergiebt  sich  schon  aus  der  Stomp  Act^  indem  diese  trotz  Be- 
handlung auch  der  anderweiten  Versicherungen  ihre  Vorschrift  der 
Policenform  und  der  Beweiskraft  gestempelter  Policen  nur  für  See- 
versicherungen giebt  und  in  Sect  100  sich  darauf  beschränkt,  für 
Nichterrichtung  und  Stempelung  von  Policen  bei  anderen  Versicherungen 
eine  Geldstrafe  einzuführen.  IWs  bei  Feuerversicherungen  der  formlose 
Vertng  genügt,  bezeugt  auch 

^tiffiyon,  j^Law  of  Fire  Insurance*^  S.  1  f. 
mit  dem  Hervorheben,  dafs  jedes  geschriebene  Vertragsinstrument,  auch 
wenn  es  nur  als  gebräuchliches  receipt  sich  darstelle,  schon  unter  die 
Bezeichnung  Police  falle.  Ebenso  hat  sich  in  dem  bei  A^^inäll  ab- 
gedruckten, oben  besprochenen  Rechtsfalle  der  Richter  SmUh  in  seinem 
Votum  ausdrücklich  dagegen  verwahrt,  dafs  das  von  ihm  über  die  Un- 
Verbindlichkeit  des  die  Seeversicherung  betreffenden  Slip  Ausgeführte 
auch  auf  andere  Versicherungen  Anwendung  finde.  „  J  say  nothing  abotU 
oQier  slips,*^ 

Hiemach  darf  ak  zweifellos  betrachtet  werden,  dafs  die  Contra- 
henten  im  vorliegenden  Falle  einen  bindenden  Vertrag  gewollt  haben, 
und  dafs  auch  der  Rechtsgültigkeit  ihres  Abkommens  nach  englischem 
Rechte  der  Umstand  nicht  entg^ensteht ,  dafs  zur  Bescheinigung  des- 
selben lediglich  das  vorgelegte,  als  Slip  oder  covering  note  von  den 
Parteien  bezeichnete  Schriftstück  ausgestellt  ist. 

Wenn  die  Beklagten  noch,  ohne  jeden  Hinweis  auf  eine  gesetzliche 
Grundlage,  behauptet  haben,  dafs  bei  Feuerversicherungen  eine  derart 
erteilte    note   den    Versicherten    erst    decke,    sofern   er  spätestens  am 
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80.  Tage,  nachdem  die  cover  noie  genominen  sei,  die  Police  geg«n 
Zahlung  der  Prämie  herausnehme,  so  ist  das  nicht  zutreffend.  In  dieser 
Beziehung  ist,  was  die  englische  Geschäftsprazis  angeht,  auf  den  Brief 
des  Agenten  Girtanner  an  Klttgerin  vom  14.  Juli  1893  zu  verweisen, 
in  welchem  der  Genannte  mitteilt,  dafs  er  eine  Generalpolice  nicht 
nehmen  könne,  weil  Klägerin  alsdann  die  Prämie  dafür  schon  erlogen 
müsse;  Klägerin  gehe  vollkommen  sicher,  wenn  sie,  sobald  sie  Aaftrag 
zur  Verncherung  (von  ihren  Kunden)  habe,  die  betreffende  Partie  ihm 
aufgebe,  er  notifiziere  alsdann  diese  Aufgaben  an  die  Gesellschaften  nnd 
nehme  allmonatlich  die  Police  darüber  heraus;  dieser  Vorschlag  sei  den 
Londoner  Usancen  entsprechend.  Das  hier  von  dem  gewifs  sach- 
verständigen Agenten  in  Vorschlag  gebrachte,  als  usancemäfsig  bezeichnete 
Verfahren  würde  einer  Rechtslage,  wie  sie  die  Beklagten  behaupten, 
nicht  entsprochen  haben.  Dieser  Behauptung  entspricht  es  femer  nicht, 
dafs  sich  weder  in  der  Stamp  Äd^  noch  in  der  dem  Berufungsgerichte 
zugänglich  gewordenen  Litteratur  ein  Hinweis  auf  den  von  den  Be- 
klagten angeführten  Rechtssatz  findet.  Wenn  bei  Bunyon  a.  a«  O. 
S.  52  von  einem  locus  poenitentiae  die  Rede  ist,  so  bezieht  sich  das 
auf  andere  Verhältnisse,  nämlich  auf  den  ausdrücklichen  Vorbehalt,  dafs 
bis  zur  Zahlung  etc.  der  Prämie  eine  Versicherung  nicht  beginnen  soll. 
Sodann  widerspricht  ihr  auf  das  schlagendste,  dafs  die  Stamp  Act  nur 
in  Sect.  100  eine  Straf bestimmung  an  die  Nichtausstellung  und  Stempe- 
lung einer  Police,  sofern  es  sich  nicht  um  Seeversicherung^  handelt, 
knüpft,  während  sie  für  letztere  die  weitergehenden,  oben  referierten 
Vorschriften  einführt  Endlich  ist  auch  in  diesem  Zusammenhange 
wiederholt  darauf  zu  verweisen,  dafs  nach  Bunyon  a.  a.  0.  S.  1  f. 
u.  51  f«  der  formlose  Kontrakt  zum  Abschlüsse  einer  Feuer- 
versicherung genügt,  und  als  Police  anzusehen  ist  sowohl  „ihe  usuäl 
deposit  receipt  as  weU  as  ihe  more  formal  Instrument^.  Auf  anderem 
Gebiete  liegt  die  Frage,  ob  bei  nicht  rechtzeitiger  Prämienzahlung  der 
Kontrakt  ab  Seiten  der  Versicherer  auflösbar  würde.  Darauf  wird  weiter 
unten  noch  zurückzukommen  sein.  Den  Beklagten  kann  bei  dem  von 
ihnen  behaupteten  Rechtssatze  nur  die  Vorschrift  der  Stempelstrafe  in 
Sect  100  der  Stamp  AM  vorgeschwebt  haben. 

Allerdings  haben  sie  sich  berechtigt  gehalten,  im  November  1892 
die  Einlösung  einer  Generalpolice  zu  verlangen  und  eventuell  den  Ver- 
trag aufzuheben.  Das  spricht  aber  nicht  für  das  Bestehen  des  von  ihnen 
jetzt  geltend  gemachten  Rechtssatzes.  Es  waren  damals  schon  die 
Differenzen  der  Parteien  darüber  ausgebrochen,  ob  das  Qerman  Viüage 
in  Versicherung  zu  nehmen  sei  und  ob  die  pro  rato-Klausel  noch 
Geltung  habe.  Die  Forderung  der  Einlösung  einer  Generalpolice  mit 
dieser  Klausel  war  offenbar  nur  eine  Kampfmafsregel ,  die  den  Zweck 
hatte,  der  Auffassung  der  Versicherungsgesellschaften  über  die  Fortdauer 
dieser  Klausel  Geltung  zu  fchaffen. 

Hiemach  ist  die  Rechtsansicht  der  Beklagten,  wonach  eventuell 
dem  Abkommen  der  Parteien  nur  eine  wie  angegeben  beschränkte 
Rechtswirksamkeit     innewohnen     soll,     nicht     zu    billigen.      Dasselbe 
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reprJIsentiert  auch  nach  englischem  Rechte  einen  bindenden  Feuer- 
yenieherungsvertiag,  der  allerdings  seinen  konkreten  Inhalt  erst  dadurch 
erhalten  sollte,  dafs  die  einzelnen  unter  die  Versicherung  fallenden 
Gegenstände  den  Versicherern  aufgegeben  wurden  und  in  den  Aus- 
stellnngsgebäuden  ssu  Chicago  ankamen.  Der  Schlüssel  zu  der  im 
Prozesse  vorgetragenen  gegenteiligen  Auf&ssung  der  Beklagten  findet 
sich  in  der  Aussage  des  im  Vorprozesse  der  Kliigerin  gegen  Oirtanner 
yemommenen  Zeugen,  des  Direktors  der  Fine  Art^  welcher  aussagte, 
dafs  er  ttber  die  Bedeutung  des  Nachtrages  keine  Auskunft  geben  könne, 
weil  die  Klausel  „yon  einem  Seeversicherer  in  solchen  Ausdrücken  ge- 
macht sei,  welche  dem  Feuerversicherungsgeschäfte  fremd  seien."  Die 
Beklagten  übertragen  offenbar,  weil  sich  die  fragliche  Feuerversicherung 
an  eine  Transportversicherung  anschlofs,  ohne  weiteres  die  fUr  letztere 
geltenden  Vorschriften  auf  die  erstere,  wie  sie  sich  auch  der  für  See* 
Versicherungen  üblichen  Aüsdrucksweise  bedient  haben.  Und  zwar  ohne 
Grund.  Denn  die  Feuerversicherung  ist,  wenn  auch  im  äufseren  Zu- 
sammenhange mit  der  Transportversicherung,  so  doch  nach  deren  Ab* 
schluTs  vollständig  selbständig  hinzugeschlossen,  und  daher  müssen  die 
diesbezüglichen  Abkommen  allein  nach  dem  ftlr  Feuerversicherungen 
mafsgebenden  Rechte  beurteilt  werden. 

Stellt  sich  somit  das  vorgelegte  Schriftstück  in  Verbindung  damit, 
dais  man  unbestritten  eine  feste  Prämie  vereinbart  hatte,  im  obigen  Sinne 
als  Versicherungsvertrag  dar,  so  fragt  sich,  den  näheren  Inhalt  anlangend, 
mit  Rücksicht  auf  die  jetzigen  Differenzen  der  Parteien  weiter:  erstens 
ob  Klägerin  Gegenkontrahentin  des  Vertrages  war  oder  ihr  Agent 
Gtrtanner,  zweitens  ob  die  ursprüngliche  Klausel,  wonach  die  für 
90  000  £  bewilligte  Versicherung  pro  rata  von  800  000  £  sein,  also 
die  Versicherung  sich  immer  nur  auf  '/so  des  Wertes  der  Objekte  er- 
strecken sollte,  durch  den  Nachtrag: 

^to    take  any  interest    sh^ed  under  tUp  No.  883  and  no 
oiher'' 
abgeändert  worden  ist. 

Nachdem  dann  das  Gericht  die  erste  Frage  dahin  beantwortet  hat, 
dafs  Klägerin  selbst  Kontrahentin  sei,  und  bezüglich  der  zweiten  Frage 
festgestellt  hat,  dafs  es  der  Eüägerin  von  allen  drei  beteiligten  Gesell- 
schi^len  konzediert  worden  sei,  bis  zu  90  000  £  auf  den  Vertrag  zum 
vollen  Werte  zu  versichern,  filhrt  das  Urteil  fort: 

Bis  Klägerin  dann  auf  das  unbestritten  unter  Transportversicherung 
genommene  Qerman  ViUagey  auf  den  Nachtrag  fufsend,  82  500  £  an- 
fang  Oktober  1892  dekhuierte,  haben  die  Beklagten  nicht  etwa  die 
EinlOaong  einer  Generalpolice  gefordert  gehabt,  so  dafs  sich  Klägerin 
hatte  versichert  halten  dürfen,  es  werde  das  ihr  von  Girtanner  seiner 
2^t  in  Aussicht  gestellte  und  als  usancemäfsig  bezeichnete  Verfiihren 
beobachtet  werden«  Als  sie  dann  das  German  VUiage  deklarieren  liefe, 
lehnten  die  Beklagten  diese  Versicherung  ab,  weil  sie  nur  anteilig  an 
800  000  £  Versicherung  zu  geben  hätten.  Nachdem  diese  Differenz 
fast  einen  Monat  lang  behandelt  war,  trat  dann  am  7.  November  1892 
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die  Boyäl  Exchange  plötzlich  mit  dem  Verlangen  hervor,  dafs  KlUgerin 
innerhalb  zehn  Tagen  zur  Vermeidung  des  Stornierens  der  Versiche- 
rung die  Generalpolice  einlöse.  Die  angebotene  Police  ^  enthielt  aber 
den  Passus: 

„TAts  imurance  is  cancurrent  tvith  and  forms  a  pro  rata  jtart 

of  the  insurance  of  800000  SS  eovtrvng  the  said  goods  pp.^ 
und  ferner  die  Klausel: 

„To   taJce   any   inierest  ahipped  under  slip  No.  883   and  no 

oiher\ 
Sie  hielt  also  den  von  den  Versicherten  in  den  damals  schwebenden 
Verhandlungen  eingenommenen  Standpunkt  fest,  dafs  es  sich  nur  um 
eine  pro  rata- Versicherung  von  zugleich  unter  Transportversicherung 
genommenen  Gütern  gegen  Feuersgefahr  handle.  Die  mit  diesem  Inhalte 
angebotene  Police  wies  Klägerin,  da  sie  nach  dem  oben  darüber  Aus- 
geführten in  der  Differenz  recht  hatte,  mit  vollem  Grunde  zurück,  so 
dafs  ihr  also  nicht  entgegengehalten  werden  kann,  sie  habe  die  Ein- 
lösung der  vertragsmäfsigen  Police  durch  Zahlung  der  Prämien  ver- 
weigert, und  so  dafs  keinesfalls  den  Beklagten  ein  Grund  zur  Aufhebung 
des  Versicherungsvertrages  gegeben  war,  wie  sie  am  17.  November 
1891  ab  Seiten  der  Boyäl  Exchange  erfolgte  und  auch  von  den  beiden 
anderen  beteiligten  Gesellschaften  auf  Grund  der  gleichen  Voigftnge 
vorgenommen  ist  Dafs  sie  mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Police  zum 
Ausdruck  gebrachte  pro  rota-KUusel  die  Einlösung  ablehne,  ha^ 
Klägerin  am  16.  November  der  Boyal  Exchange  angezeigt. 

Darauf  mufste  Klägerin  —  die  Frage  vorbehalten,  ob  überall  die 
unter  Bezeichnung  Qerman  VOÜage  deklarierten  Güter  ihrer  Beschaffen- 
heit nach  unter  den  Vertrag  der  Parteien  fielen  —  für  eine  ander- 
weitige Versicherung  derselben  Sorge  tragen;  denn  sie  mufste,  da  sie 
ihren  Kunden  gegenüber  die  Versicherung  deckte,  auf  alle  Fälle  sich 
eine  klare  Position  schaffen.  Sie  konnte  nicht  das  Resultat  eines  Pro- 
zesses mit  den  Beklagten  abwarten  und  auch  nicht  es  darauf  ankommen 
lassen,  ob  die  Beklagten  sich  dennoch  entschliefsen  würden,  später  im 
Schadens^le  die  Schäden  zu  vergüten. 

Nach  dem  Ausgeführten  also  enthielt  die  Aufhebung  des  Vertrages 
ab  Seiten  der'  Versicherungsgesellschaften  einen  Vertragsbruch ,  der  sie 
nach  den  Grundsätzen  des  in  dieser  Beziehung  gewifs  mafsgeblichen 
deutschen  Rechtes,  als  desjenigen  des  Erfüllungsortes  fllr  die  Versicherer, 
schadensersatzpflichtig  machte.  Die  Beklagten  haben  sich  auch  in  dieser 
Hinsicht  übrigens  auf  abweichendes  englisches  Recht  nicht  berufen. 
Da  der  Vertragsbruch  die  Klägerin  gezwungen  hat,  zu  höheren  Prämien 
anderweitig  zu  versichern,  so  macht  sie  als  Schaden  mit  Recht  den 
Mehrbetrag  der  verausgabten  Prämien  geltend.  Dafs  ihr  Schadens- 
anspruch verjährt  sei,  davon  kann  auch  nicht  die  Rede  sein,  da  bei 
Mafsgeblichkeit  des  deutschen  Rechtee  fllr  den  hier  zu  erftlllenden  Ver- 
sicherungsvertrag die  deutschen  Verjährungsgesetze  Anwendung  finden, 
so  dafs  die  Berufung  auf  die  kürzere  Verjährungsfrist  des  englischen 
Rechtes  hinMlig  erscheint 
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Es  kommt  hiernach  nur  noch  darauf  an,  oh  die  unter  der  Be- 
zeichnung German  Vülage  deklarierten  Güter  nach  ihrer  Art  und  Be- 
stimmung unter  den  Vertrag  fielen.  War  es  der  Fall,  so  war  das 
Verlangen  der  zu  Einlösung  einer  vertragsmäfsigen  Police  bereiten 
Klägerin ,  sich  dieser  Goter  als  Versicherer  anzunehmen ,  berechtigt, 
und  so  erwies  sich  die  in  der  Stornierung  des  Vertrages  zum  letzten, 
definitiven  Ausdrucke  gelangte  Ablehnung  des  Verlangens  als  ein  zum 
Schadensersatze  verpflichtender  Vertragsbruch  .... 

Nachdem  ausgeführt  ist,  dafs  die  Gegenstände  in  Oerman  Vülage 
unter  den  Vertrag  fielen,  schliefst  das  Urteil: 

Hiernach  hat  Klägerin  in  dem  Qerman  Vülage  nur  solche 
Objekte  deklariert,  deren  sich  die  Beklagten  vertragsmftfsig  anzunehmen 
hatten.  Daher  macht  die  Zurückweisung  die  letzteren  schadensersatz- 
pflichtig. Der  Schade  der  Klägerin  besteht  in  den  zweifellos  gehabten 
Mehrkosten  einer  anderweit  infolge  der  beklagtischen  Weigerung 
ftlr  dieselben  Sachen  genommenen  Versicherung.  Daher  ist  dem  Grunde 
nach  der  Klageanspruch  gerechtfertigt,  was  gemäfs  §  804  Civilprozefs- 
ordnung  durch  Zwischenurteil  ausgesprochen  ist,  da  es  bezüglich  des 
bestrittenen  Betrages  noch  der  Beweiserhebungen  bedarf. 


Anerkemmng  der  Wirhmg  eines  in  Ecuador  verhängten  Forderungs- 
arrestes.  Der  Arrest  (y^enibargo^),  welcher  in  Ecuador  durch 
dortige  Gerichte  auf  eine  Forderung  gelegt  ist,  die  einem 
Hamburger  Hause  mit  Zweigniederlassung  in  Ecuador  gegenüber 
einer  in  Hamburg  domieüierten  Versicherungsgesellschaft  zusteht, 
ist  mit  den  ihm  nach  ecuadorianischem  Recht  zukommenden 
Wirkungen  auch  in  Deutschland  anzuerkennen.  Er  hindert  äem- 
gemäfs   die    Wirksamkeit   der  Arrestierung   derselben  Forderung 

durch  deutsche  Gerüste. 

Urteil   des    hanseatischen  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  (IV.  Civilsenat) 
vom    10.  Oktober   1900.     (M.    gegen   TransatlantiBche   Feuerversicherungs- 

gesellscha»,  A.G.  Bf.  157/00.) 

Mitgeteilt  durch  Herrn  Senatspräsidenten  Dr.  Martin  zu  Hamburg. 

Thatbestand:  Die  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.  zu  Guayaquil 
ist  bei  der  Beklagten  gegen  Feuersgefahr  versichert  gewesen  und  hat 
auf  Grund  dieser  Versicherung  wegen  des  Schadens,  den  sie  am  5.  und 
6.  Oktober  1896  durch  Brand  zu  Guayaquil  (Ecuador)  erlitten  hat, 
eine  Forderung  von  50000  Sucres  gegen  die  Beklagte  erlangt. 

Diese  Forderung  ist  durch  das  zuständige  Gericht  zu  Guajaquil 
mit  Embargo  belegt  worden: 

1.  am  29.  Oktober   1896    auf  Antrag  von    Geo   Chambers   &  Co. 
w^en  einer  Forderung  von  9000  Sucres; 

2.  am    11.  November  1896   auf  Antrag  von  Seminario  W*^  &  Co. 
wegen  einer  Forderung  von  3000  Sucres. 
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Beide  Embargos  sind  durch  ZuBtellnng  an  Juan  H.  Krttger,  den 
zu  Ouajaquil  ansässigen  Bevollmächtigten  der  Beklagten,  zu  Händen 
seines  Prokuristen  D.  zur  Ausführung  gebracht. 

Am  13.  November  1896  ist  nach  der  Behauptung  der  Beklagten 
zwischen  Koppel,  Karl  &  Co.  einerseits,  Seminario  H^'  &  Co.  und 
Chambers  &  Co.  andererseits,  unter  Beitritt  von  Krttger  als  Vertreter 
der  Beklagten,  ein  Abkommen  getroffen  worden,  durch  welches  Seminario 
&  Co.  und  Chambers  &  Co.  sich  verpflichtet  haben,  die  erwirkten 
Embargos  aufzuheben ;  hiergegen  haben  Koppel,  Karl  &  Co.  an  Krttger 
ab  Vertreter  des  Beklagten  den  Auftrag  erteilt,  die  Versicherungssomme 
zwecks  Verteilung  an  ihre  europäischen  Gläubiger,  an  das  Bankhans 
Mildred  Goyenecke  &  Co.  zu  London  zu  remittieren,  und  Krttger  hat 
diesen  Auftrag  angenommen. 

Am  14.  November  1896  hat  Kläger  wegen  eines  ihm  g^gen 
Koppel,  Karl  &  Co.  zustehenden  Anspruches  die  Forderung  dieser 
seiner  Schuldner  gegen  die  Beklagte,  durch  einen  bei  dem  Amtsgerichte 
zu  Hamburg  erwirkten  Arrest-  und  PftindungsbeschluTs ,  der  der  Be> 
klagten  hierselbst  zugestellt  ist,  zu  ihrem  vollen  Betrage  pftlnden 
lassen. 

Des  weiteren  ist  diese  Forderung  durch  das  Gericht  von  Guayaquil 
mit  Embargo  belegt: 

1.  am    18.  November  1896   auf  Antrag  von  Seminario  H^  &  Oo. 
wegen  weiterer  4600  Sucres; 

2.  am   28.  November  1896   auf  Antrag    derselben   wegen   weiterer 
7000  Sucres; 

8.    am  5.  März  1897  auf  Antrag  der  Banca  del  Ecuador,  angeblich 
für  Streitbergs  Rechnung. 

Nachdem  der  Kläger  wegen  seiner  Forderung  hierselbst  gegen 
Koppel,  Karl  &  Co.  ein  Versäumnisnrteil  erwirkt  hatte,  ist  ihm  die 
arrestierte  Forderung  der  Schuldner  gegen  die  Beklagte  durch  Beechlufs 
des  Amtsgerichts  vom  9.  Juni  1897  zur  Einziehung  überwiesen  worden. 
Auf  Grund  der  Überweisung  hat  er  Klage  g^en  die  Beklagte  erhoboi 
auf  Zahlung  von  99848  Mk.  28  Pfg.  nebst  Zinsen  vom  1.  Januar 
1897.  Die  Beklagte  hat  erklärt,  dafs  die  Forderung  an  sich  zu  Recht 
bestehe,  sie  aber  mit  Rtlcksicht  auf  die  von  anderen  Gläubigem  auf 
Grund  der  aufgeführten  Arreste  und  des  Abkommens  vom  13*  November 
1896  erhobenen  Ansprtlche  nicht  zahlen  könne.  Sie  hat  keine  Anträge 
gestellt,  aber  dreizehn  Firmen  den  Streit  verkündet.  Die  elf  im  Rubrum 
des  angefochtenen  Urteils  aufgeftlhrten  Firmen  sind  der  Beklagten  als 
Nebenintervenienten  beigetreten.  Nachdem  das  Landgericht  diese  Neben- 
interventionen mit  Ausnahme  derjenigen  von  Seminario  H^"  zurück- 
gewiesen hatte,  sind  auf  eingelegte  Beschwerde  durch  Beschlufs  des 
Oberlandesgerichts  die  sub  2 — 5,  7 — 9  aufgeführten  Firmen  als  Neben- 
intervenienten zugelassen.  Die  sämtlichen  Nebenintervenienten  haben 
Abweisung  der  Klage  beantragt 

Das  Landgericht  hat  durch  das  Urteil  vom  21.  Februar  1900  die 
Beklagte  gemäfs  dem  Klagantrage  verurteilt 


Rechtspiechnog:  Deotscbland.  278 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Nebenintervenienten  Beminng  ein- 
gelegt 

Am  12.  Mai  1900  bat  die  Beklagte  das  Kapital,  in  das  sie  ver- 
urteilt war,  nebst  Zinsen,  anter  Bemfang  auf  §  872  des  B.6.B., 
eventnell  aof  §§  75  and  853  der  aP.O.,  bei  der  Hinterlegungsstelle 
des  Amtsgerichts  Hamburg,  ohne  Versieht  auf  Rtlcknahme,  hinterlegt 
In  der  mtlndlichen  Verhandlung  haben  die  Nebenintervenienten  1 — 5, 
8,  9  beantragt,  die  Kkge  kostenpflichtig  abzuweisen.  Der  KlAger  hat 
beantragt,  die  Beruiung  zu  verw^en.  Die  Beklagte  hat  keine  Anträge 
gestellt,  jedoch  erklttrt,  dafs  sie  den  Kläger  und  die  übrigen  Forderungs- 
pttttendenten  auf  die  hinterlegte  Geldsumme  verweise,  welche  Er- 
klArung  sie  ihnen  auch  aufserhalb  der  Verhandlung  hat  zugehen  lassen. 

Der  Anwalt  der  Nebenintervenienten  hat  zur  Rechtfertigung  seiner 
Berufung  ausgeftihrt:  Nach  der  Hinterlegung  müsse,  selbst  wenn  das 
Urteil  richtig  wäre,  die  KUge  abgewiesen  werden,  da  die  Beklagte  den 
Gläubiger  auf  das  Depositum  verweisen  könne.  Das  Urteil  sei  in 
mehreren  Punkten  unrichtig.  Allerdings  sei  das  Gericht  von  Ecuador 
mit  Recht  für  zuständig  erachtet  Dort  sei  die  Zweigniederlassung  der 
Beklagten  gewesen,  dort  sei  der  Erfhllungsort  der  Policen,  dort  auch 
das  Gericht  der  Hauptsache.  Krüger  habe  denmach  auch  gar  nicht  ge* 
zweifelt,  dafs  den  Arresten  gehorcht  werden  müsse.  Die  Formalien 
derselben  seien  einwandfrei.  Demnach  gingen  die  Arreste  zu  Ecuador, 
soweit  sie  zeitlich  firüher  lägen,  denen  des  Klagen  vor.  Kläger  könne 
nicht  mehr  Rechte  haben  als  Koppel,  Karl  &  Co.,  und  diese  könnten 
keine  Zahlung  fordern,  solange  die  Arreste  beständen.  Es  sei  daher 
auch  gar  nicht  zu  untersuchen,  ob  die  Embaigos  in  vollem  Umfange  zu 
Recht  erlassen  seien ,  ob  sie  wegen  der  kleineren  Forderung  auf  die 
ganze  Summe  hätten  gelegt  werden  dürfen;  vielmehr  könne  Beklagte 
warten,  bis  die  Interessenten  eine  Aufhebung  oder  Beschränkung  der 
Arreste  erwirkt  hätten. — 

Der  Anwalt  des  Klägers  entgegnete :  Obwohl  vielleicht  das  Gericht 
zu  Gnayaqoil  zuständig  gewesen  sei,  seien  die  Arreste  doch  unerheblich, 
weil  sie  nichts  getroffen  hätten,  denn  Beklagte  habe  in  Ecuador  kein 
Vermögen  gehabt  Vor  allem  sei  aber  der  Arrest  von  Ecuador  nichts 
weiter  als  ein  Zahlungsverbot;  ebenso  wie  der  alte  Hamborgische 
Arrest  gebe  er  dem  Gltobiger  keine  dinglichen  Rechte.  Femer  sei  D. 
nicht  l^timiert  gewesen,  sich  für  die  Beklagte  den  Arrest  zustellen  zu 
lassen.  Aber  auch,  wenn  formell  alles  in  Ordnung  sei,  gebe  der  Arrest 
der  Beklagten  kein  Recht,  die  Zahlung  zu  weigern.  Der  Satz,  dais  der 
pftedende  Gläubiger  nicht  mehr  Rechte  habe  als  der  gepfändete  Schuldner, 
sei  unrichtig;  so  im  Falle  des  auswärtigen  Konkurses,  vgl.  auch  R.G. 
26  S.  104.  Da  nun  das  Embargo  die  Forderung  nicht  aus  dem  Ver- 
mögen von  Koppel,  Karl  &  Co.  gebracht  habe,  sei  sie  in  Hamburg 
wirksam  gepfändet  Jedenfells  mtlsse  der  Arrest  des  Klägers  den 
Embaigos  voigehen,  die  zeitlich  nach  ihm  lägen.  Vor  ihm  seien  aber 
nur  der  Arrest  von  Chambers  wegen  9000  Sucres  und  der  von 
Seminario  wegen  3000  Sucres.    Der  dritte  Arrest  von  Seminario  &  Co. 
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Bei  ent  am  17.  November  zngeBtellt,  also  nach  Znstellang  des  klXge- 
rischen  Arrestes.  Schon  1898  sei  ttber  Koppel,  Karl  &c  Co.  Konknn 
eröffnet.     Damit  htttten  die  Embargos  anfj^hOrt  sa  existieren. 

Die  Hinterlegung  sei  für  den  Prozefs  anbeachtlich.  §  853  der 
C.P.O.  sei  nicht  anwendbar.  Denn  die  Fordening  sei  ansschlieffllich 
ffXt  Kliger  gepfkndet  Die  Embargos  in  Onaya^nil  seien  keine  Pftn- 
dnngen.  Eventnell  hätte  sn  Onajaqail  hinterlegt  werden  mttasen.  Der 
§  75  der  G.P.O.  verlange  Hinterlegnng  anter  Verncht  aof  Bttcknahme. 
Das  B.6.B.  §  872  sei  ebensowenig  anzuwenden.  Früher  seien  nor 
Koppel,  Karl  ft  Co.  Oläabiger  gewesen.  Jetzt  nach  der  Oberweisang 
sei  es  Kläger.  Die  Ungewifsheit  sei  keine  solche  ttber  die  Person  des 
Oläabigers,  sondern  nur  Ungewifsheit  darttber,  ob  Beklagte  sich  durch 
Zahlung  an  den  Oläabiger  befreien  ktfnne.  Halte  man  aber  §  372  ftür 
anwendbar,  so  mtlsse  das  Urteil  dennoch  bestehen  bleiben. 

Das  Oberlandesgericht  erkannte  durch  Urteil  vom  10.  Oktober  1900: 
Auf  die  Berufung  wird  das  Urteil  des  Landgerichtes  vom  21.  Februar 
1900  aufgehoben.  Die  von  der  Beklagten  am  12.  Mai  1900  ....  be- 
wirkte HhiterlQgung  des  emgeklagten  Betrages  nebst  Zinsen  wird  für 
reohtmäfsig  erklärt.  Durch  die  Hinterlegung  ist  die  Hauptsache  erledigt 
Die  Kosten  des  Prozesses  ....  werden  dem  Kläger  auferlegt. 
Aus  den  Gründen: 

Die  Sachlage  ist  seit  dem  Erlals  des  angefochtenen  Urteiles  wesent- 
lich dadurch  verändert,  dafs  die  Beklagte  am  12.  Mai  1900  das  Kapital, 
in  das  sie  verurteilt  war,  nebst  den  Zinsen  unter  Berufung  auf  §  872 
des  B.O.B.,  eventuell  auf  §§  75  und  853  der  C.P.O.,  bei  der  Hinter- 
legungsstelle des  Amtsgerichtes  Hamburg  ohne  Verzicht  auf  Rtteknahme 
hinterlegt  hat  Diese  Hinterlegung  mufs,  zwar  nicht  auf  Orund  der 
angezogenen  Bestimmungen  der  G.P.O.,  welche  nicht  zutrefien,  wohl 
aber  auf  Grund  des  §  372  des  B.G.B.  für  rechtmäfsig  erachtet  werden. 
Dieser  Paragraph  berechtigt  den  Schuldner  G^ld  etc.  bei  einer  dazu 
bestimmten  öffentlichen  Stelle  für  den  Gläubiger  zu  hinterlegen,  wenn 
der  Gläubiger  im  Verzug  der  Annahme  ist,  oder  der  Schuldner  aus 
einem  anderen  in  der  Person  des  Gläubigers  li^enden  Grunde,  oder 
infolge  einer  nicht  auf  Fahrlässigkeit  beruhenden  Ungewifsheit  ttber 
die  Person  des  Gläubigers  seine  Verbindlichkdt  nicht  oder  nicht  mit 
Sicherheit  erfüllen  kann.     Ein  solcher  Thatbestand  liegt  hier  vor. 

Das  streitige  Sachverhältnis  ist  offenbar  ein  sehr  verwickeltes.  Es 
firagt  sich,  ob  das  zur  Zwangsvollstreckung  gegen  Koppel,  Elarl  &  Co. 
zweifellos  zuständige  ecuadorianische  Gericht  befugt  gewesen  ist,  bei 
solcher  Zwangsvollstreckung  an  die  zu  Hamburg  ansässige,  aber  auch 
in  Ecuador  Greschäfte  betreibende  Beklagte,  Gebote,  wie  sie  in  der  Zu- 
stellung der  Embargos  enthalten  sind,  wirksam  zu  erlassen,  welche 
Wirkung  solche  Gebote  nach  dem  Rechte  von  Ecuador  haben,  und 
welche  Rechtsfolgen  entstehen,  wenn  mit  denselben,  wie  hier  geschehen, 
eine  deutschrechtliche  Pfändung  in  Konkurrenz  tritt  Es  (ragt  sich 
ferner,  wie  der  Inhalt  der  Üboweisung  rechtlich  zu  beurteilen  ist,  zu 
welchem  Zeitpunkte  dieselbe  aoceptiert  ist  und  welche  Wirkung  sie 
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demzufolge,  sowie  unter  BerttckBichtigung  der  veiBcbiedenen  Zwangs- 
vollBtreekaiigsmarBregeln,  auf  den  der  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.  gegen 
die  Beklagte  zoatehenden  Ansprach  aoBgettbt  hat  Dafs  alle  diese 
Fragen  höchst  schwierig  und  verwickelt  sind,  dafs  es  insbesondere 
höchst  zweifidhaft  ist,  welches  Eigebnis  durch  die  Kollision  der,  zwei 
ganz  yeiBchiedenen  Rechtssystemen  angehOrigen  Zwangsvollstreckungs- 
mafsregeln  hervoj^bracht  wird,  das  bedarf  besonderer  Darlegung  nicht; 
die  weiter  unten  folgenden  Erörterungen  aller  dieser  Fragen  worden  es 
ohne  weiteres  ersichtlich  machen.  Als  Beweis  ihrer  Zweifelhaftigkeit 
mag  hier  nur  angefllhrt  werden,  dafs  dieses  (Bericht  bei  Entscheidung 
derselben,  wie  sich  zeigen  wird,  zu  ganz  anderem  Ergebnisse  gelangt, 
als  das  Landgericht  trotz  augenscheinlich  gründlicher  und  sorgsamer 
Untersuchung  gefunden  hat 

Die  Beklagte  konnte  sich  daher  mit  gutem  Grunde  sagen,  dafs, 
wenn  sie  es  unternommen  hatte,  ihr  Verhalten  auf  Orund  eigener  Ent- 
flcheidung  aller  dieser  Fragen  einzurichten,  sie  sich  der  Ge&hr  doppelter 
Zahlung  ausgesetzt  hätte,  da  sie  auch  bei  Aufwendung  aller  Sorgfalt 
nicht  sicher  sein  konnte,  das  Richtige  zu  treffen  und  die  Billigung  der 
Gerichte  zu  finden. 

Es  ergab  sich  aber  Ülr  sie  aus  der  rechtlichen  Zweifelhaftigkeit 
der  Sachlage  in  erster  Linie  eine  nicht  auf  Fahrlässigkeit  beruhende 
Uogewifsheit  über  die  Person  des  Gläubigers.  Denn,  wenn  nach  dem 
ecuadorianischen  Rechte  durch  die  Embargos  die  beschlagnahmte  Forde- 
rung in  die  ausschliefsliche  Verfbgung  des  VoHstreckungsgertchtes  ge- 
bracht ist,  der  Art,  dafs  sie  —  wie  das  Gutachten  Viteris  sagt  — 
aufserbalb  des  menschlichen  Vei^ehrs  gestellt  war,  so  kann  es  be- 
gründeten Zweifeln  unterliegen,  ob  die  Forderung  später  noch  rechts- 
wirksam durch  das  hamburgische  Gericht  an  den  ELläger  überwiesen 
werden  konnte,  und  es  besteht  deshalb  &tt  die  Beklagte  die  Un- 
gewifsheit,  ob  Kläger  oder  die  Firma  Koppel,  ELarl  &  Co.  ihr 
Gläubiger  ist 

Sollte  man  aber  auch  zu  der  Überzeugung  gelangen,  dals  die 
Forderung  durch  den  amtsgerichtlichen  Überweisungsbeschlub  wirksam 
an  den  Kläger  übertragen,  und  dieser  somit  seit  dem  9*  Juni  1897 
Gläubiger  ist,  so  bldbt  doch  bestehen,  dafs  Beklagte  aus  anderen 
Gründen  nicht  mit  Sicherheit  an  den  E^läger  zahlen  kann.  Diese 
Gründe  liegen  zwar  nicht  in  der  Person  des  ELlägers,  wohl  aber  in 
derjenigen  seiner  Rechtsvorgängerin ,  der  Firma  Koppel,  Karl  &  Co.; 
und  unter  den  „in  der  Person  des  Gläubigers  liegenden  Gründen"  mufs, 
wenn  eine  Forderung  den  Inhaber  gewechselt  hat,  im  Siime  des  §  372 
des  B.G.B.  nicht  nur  der  jeweilige,  sondern  auch  der  frühere  Gläubiger 
▼erstanden  werden,  da  der  Wechsel  des  Gläubigers  dem  Schuldner 
nicht  znm  Nachteile  gereichen  darf. 

Die  in  der  Person  von  Koppel,  Karl  &  Co.  liegenden  Grrtlnde, 
weshalb  Beklagte  an  den  Kläger,  auch  wenn  dieser  Gläubiger  ist,  nicht 
mit  Sicherheit  zahlen  kann,  sind  die  vor  dem  Arreste  des  EJägers, 
zur  Zeit,  als  Koppel,  Karl  &  Co.  unstreitig  noch  Gläubiger  waren,  auf 
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die  Forderung  gelegten  EmlMugos,  die  ihr  verbieten,  an  Koppel, 
Karl  &  Co.,  nnd  somit  auch  an  deren  Rechtsnachfolger  Zahlung  za 
leisten.  Dafs  solche  dem  deatschen  Arreste  analoge  Zwangs- 
Yollstreckongsmafsregeln  im  Sinne  des  §  372  als  in  der  Person  des 
Gläubigers  liegende  Grttnde  zu  erachten  sind,  darüber  kann  nach  der 
Entstehungsgeschichte  des  Oesetaes  kein  Zweifel  bestehen.  Schon  die 
Motive  des  ersten  Entwurfes,  welcher  als  §  272  eine  dem  §  872  des 
Gesetaes  ganz  ähnliche  Bestimmung  enthielt,  führen  den  Fall,  dafs 
die  Forderung  mit  Arrest  belegt  sei,  ausdrücklich  als  Beispiel  eines  in 
der  Person  des  Gläubigers  Uzenden  Grundes,  der  dem  Schuldner  die 
sichere  ErftlUung  seiner  Verbindlichkeit  unmöglich  mache,  und  ihn  des- 
halb zur  Hinterlegung  berechtige,  an  (cf.  Mugdans  Materialien  S.  52). 
In  den  Verhandlungen  der  zweiten  Kommission  wurde  ein  Zweifel  ge- 
äufsert,  ob  die  Fsssung  des  Entwurfes  diesoi  Fall  decke,  und  es  wurde 
daher  beantragt,  die  Worte  einzuschalten,  „oder  weil  ihm  die  Leistung 
an  den  Gläubiger  in  rechtlich  bindender  Weise  untersagt  ist^  {Mugdan 
S.  547,  548).  Da  eine  sachliche  Abweichung  vom  Entwürfe  nicht  be- 
zweckt war,  wurde  der  Antrag  der  Redaktionskommission  überwiesen. 
Diese  hat  aber  eine  Abänderung  nicht  für  nötig  erachtet,  was,  da  tlber 
den  zum  Ausdruck  zu  bringenden  Sinn  kein  Zweifbi  bestand,  nur 
darauf  zurückgeführt  werden  kann,  dafs  man  die  Ausdrucksweise  des 
Entwurfes  für  genügend  hielt,  um  Fälle  von  der  Art  der  fraglichen  zu 
decken.  Dies  ist  auch  zutreffend,  denn  unter  den  in  der  Person  des 
Gläubigers  liegenden  Gründen  müssen  nicht  nur  persönliche  Eigen- 
schaften desselben,  z.  R  mangelnde  Geschäftsfkhigkeit ,  sondern  auch 
persönliche  Verhältnisse,  wie  Überschuldung  und  deren  Konsequenzen, 
verstanden  werden. 

Es  ist  femer  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  das  Bestehen  der  Embaigos 
der  Beklagten  die  sichere  Elrfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  unmöglich 
macht  Hierfür  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die  Embaigos  nach 
deutschem  Rechte  als  rechtsbeständig  und  als  dem  vom  Kläger  durch 
die  Pf^dung  erworbenen  Rechte  vorgehend  zu  erachten  sind,  —  was 
übrigens  nach  den  späteren  Ausführungen  dieses  Urteils  wird  bejaht 
werden  müssen.  Denn  jeden&Us  müssen  die  Embaigos  nach  den  Ge- 
setzen von  Ecuador  respektiert  werden.  Nach  dem  dortigen  Rechte 
würde  die  Beklagte  durch  eine  an  den  Kläger  geleistete  Zahlung  nicht 
befreit  werden,  und  da  sie  in  Ecuador  Geschäfte  betreibt,  würde  sie, 
wenn  sie  an  den  Kläger  zahlte,  stets  der  Gefahr  ausgesetzt  sein,  in 
Ecuador  nochmaki  Zahlung  leisten  zu  müssen.  Der  Bestand  der 
Embaigos  hat  also  ohne  Rücksicht  darauf,  welche  Wirkung  denselben 
nach  deutschem  Rechte  zukommt,  zur  Folge,  dafs  Beklagter  nicht  mit 
Sicherheit  an  den  Kläger  zahlen  kann.  Hieran  wird  auch  nichts  da- 
durch geändert,  dafs,  wie  Kläger  behauptet  und  allerdings  äufserst 
glaubhaft  gemacht  hat,  über  das  Vermögen  der  Firma  Koppel, 
Karl  &  Co.  am  12.  Mai  1898  zu  Guayaquil  Konkurs  eröfinet  ist,  denn 
durch  den  Konkurs  werden,  wie  schon  nach  der  Natur  der  Sache 
selbstverständlich  und  auch  von  Viteri  in  seinem  Gutachten  ausdrücklich 
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bezeugt  ist,  die  Embai^gos  nicht  aa%ehoben,  sondern  nar  die  Rechte 
ans  denselben  anf  den  Konkursverwalter  übertragen. 

Die  Beklagte  ist  demnach  sowohl  w^en  der  nicht  auf  Fahrlässig- 
keit beruhenden  Ungewifsheit  ttber  die  Person  des  Gläubigers,  wie 
auch,  weil  sie  aus  einem  in  der  Person  des  ursprtLnglichen  Gläubigers 
li^enden  Grunde  ihre  Verbindlichkeit  nicht  mit  Sicherheit  erfüllen 
kann,  gemftfs  §  372  B.G.B.  zur  Hinterlegung  des  geschilderten  Betrages 
berechtigt  gewesen.  Sie  hat  die  Hinterlegung  in  einwandsfreier  Weise, 
ohne  auf  das  Re2ht  zur  Rücknahme  zu  verzichten,  bewirkt,  und  hat 
den  Kläger  berechtigtermafson  auf  den  hinterlegten  Betrag  verwiesen, 
wodurch  ihr  gemäfs  §  379  eine  veizögerliche  Einrede  gegen  die  ELlag- 
forderung  erwachsen  ist  (vgl  Plancks  Komm,  zu  §  379). 

Kläger  kann  also  seit  dieser  Verweisung  den  eingeklagten  Betrag 
seihst  dann  nicht  mehr  fordern,  wenn  sein  Anspruch  bis  dahin  be- 
rechtigt gewesen  ist  Auch  seine  eventuellen  Antrl^e  sind  unberechtigt 
Beklagte  ist  nicht  verpflichtet,  ihre  Zustimmung  dazu  zu  geben,  dafs 
Kläger  die  am  12.  Mai  1900  hinterlegte  Summe  erhebe,  denn  die  Be- 
deutung ihres  Rechtes  zu  hinterlegen,  besteht  eben  darin,  dafs  sie  der 
Entscheidung  darüber,  ob  der  Betrag  ihrer  Schuld  dem  Kläger  oder 
den  anderen  Prätendenten  zukommt,  überhoben  ist.  Da  die  Hinter- 
legung rechtmäfsig  ist,  ist  im  Gegenteil  Kläger  verpflichtet,  dieselbe 
anzunehmen,  wodurch  gemäfs  §  876  sub  2  Beklagte  völlig  befreit 
werden  würde,  welche  Wirkung  auch  ohnehin  gemäfs  §  876  sub  8 
eintritt,  wenn  dieses  Urteil  die  Rechtskraft  beschreitet  und  der  Hinter- 
legungastelle vorgelegt  wird.  Ebensowenig  kann,  selbst  wenn  die 
Forderung  des  Klägers  vor  der  Hinterlegung  berechtigt  gewesen  ist, 
Beklagte  für  den  Fall,  dafs  sie  von  dem  Rechte  der  Rücknahme  des 
Depositums  Gebrauch  machen  sollte,  zur  Zahlung  verurteilt  werden. 
Dafs  der  Beklagten  die  Möglichkeit  der  Rücknahme  noch  zasteht,  ist 
nur  dAdureh  veranlafst,  dafs  Kläger  es  ohne  Grund  unterläfst,  seinerseits 
die  Ajinahme  zu  erklären.  Beklagte  hat  durch  Hinterlegung  alles  ge- 
leistet, was  nach  Sachlage  von  ihr  gefordert  werden  kann,  durch  die- 
selbe werden  daher  auch  gemäfs  §  379  Abs.  2  (vgl.  Planck)  gegen 
den  Kläger  die  Wirkungen  des  Annahmeverzuges  begründet;  und 
Kläger  kann  daher  ebensowenig  Verurteilung  der  Beklagen  für  den 
Fall  der  Rücknahme  des  Depositums  beantragen  wie  ein  im  Annahme- 
verzug befindlicher  Gläubiger  auf  Verurteilung  für  den  Fall,  dafs  der 
Schuldner  sein  ErfÜllungserbieten  zurückziehen  sollte,  würde  klagen 
können.     Die  Eventualanträge  sind  demnach  zurückzuweisen. 

Daraus,  dafs  die  Hinterlegung  fiir  rechtmäfsig  erklärt  ist,  eigiebt 
sich  zwar  ohne  weiteres,  dafs  das  angefochtene  Urteil,  welches  der 
Klage  entspricht,  aufgehoben  werden  mufs.  Da  aber  die  Hinterlegung 
erst  nach  Erhebung  der  Klage  geschehen  ist,  so  folgt  aus  ihrer  Reclit- 
mäfsigkeit  nicht,  dafs  die  Klage  von  Anfang  an  unberechtigt  gewesen 
ist.  Die  Beklagte  hat  vielmehr  kraft  der  ihr  vom  Gesetze  veriiehenen 
Befugnis  durch  die  Hinterlegung  die  Möglichkeit  abgeschnitten,  dafs 
zwischen   dem  Kläger   und   ihr  zur  Entscheidung  gebracht  werde,    ob 
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Klüger  oder  ein  anderer  ihr  Glänbiger  sei,  und  ob  sie  an  den  Kliger 
oder  an  einen  anderen  zu  zahlen  habe.  Der  Prosefs  mofB  alao  ohne 
eine  Entscheidung  in  der  Sache  selbst  enden,  weshalb  dies  Urteil  dahin 
zu  fassen  war,  dafs  die  Hinterlegung  rechtmäfsig  und  die  Hauptsache 
erledigt  sei. 

Träfe  dies  nicht  zu,  so  hätte  die  Klage  abgewiesen  werden  rnttaeOf 
denn  die  zu  Ouayaquil  gelegtoi  Embargos  müssen  als  rechtswirksam 
erachtet  werden,  und  deshalb,  soweit  sie  yor  dem  Arreste  des 
Klägers  gel^  sind,  diesem  yorgehen.  Unzweifelhaft  ist  das  Gericht 
yon  Quajaquil  als  Gericht  der  Niederlassung  der  ELandelsgeseU- 
Schaft  Koppel,  Karl  &  Co.  ftlr  die  Zwangsvollstreckung  gegen  diese 
Firma  zuständig.  Aus  der  Zuständigkeit  gegenüber  dem  Schuldner 
ergab  sich  nun  allerdings  für  dieses  Gericht  keineswegs  die  Macht, 
Zwangsyollstreckungsmafsregeln  gegen  denselben  in  beliebigen  Staats- 
gebieten rechtswirksam  vorzunehmen.  Diese  Macht  erstrecke  sich  viel- 
mehr nur  soweit  als  das  Gebiet,  über  das  dem  Gerichte  zu  Guajaquil 
die  G^richtshoheit  zusteht.  Ebensowenig  wie  das  Gericht  zu  Guajraquil 
in  Deutschland  befindliche  Sachen  hätte  pfknden  lassen  können,  konnte 
es  in  Deutschland  gegen  einen  Schuldner  von  Koppel,  Karl  &  Ck>. 
richterlichen  Zwang  dadurch  ausüben,  dafs  es  ihm  verbot,  an  letztere 
Firma  zu  zahlen.  Es  konnte  vielmehr  die  Embargos,  die  es  auf  die 
Koppel,  Karl  &  Co.  gegen  die  Beklagte  zustehende  Forderung  zu  legen 
beschlossen  hatte,  nur  dann  vollstrecken,  wenn  es  die  Beklagte  als 
Drittschuldnerin  innerhalb  des  Gebietes  von  Ecuador  mit  den  zur  Voll- 
streckung ntftigen  Zahlungsverboten  belegen  konnte.  Das  war  aber 
der  Fall.  Ausweislich  der  dem  Gerichte  vorliegenden  Vollmacht  vom 
23.  Mai  1894  hatte  die  Beklagte  den  zu  Guayaquil  ansässigen  Kauf- 
mann Juan  H.  Krüger  zu  ihrem  Generalbevollmächtigten  bestellt  und 
ihn  befugt,  Feuerversicherungen  in  ihrem  Namen  abzuschllefsen,  Prämien 
einzuziehen,  Schäden  anzuerkennen  und  zu  bezahlen  oder  abzulehnen, 
alles  auszufllhren,  was  die  Gesetze  von  Ecuador  von  dem  Agenten  einer 
Versicherungsgesellschaft  verlangen,  die  Gesellschaft  in  aller  und  jeder 
Beziehung  vor  Gerichten  und  Behörden  zu  vertreten,  diese  Vollmacht 
auf  andere  Personen  zu  übertragen,  endlich  Unteragenten  anzustellen 
und  im  Namen  der  Beklagten  zu  bevollmächtigen.  Auf  Grund  dieser 
Vollmacht  hat  Krüger  unstreitig  Namens  der  Beklagten  das  Gewerbe 
der  Feuerversicherung  zu  Guajaquil  auch  zur  Zeit  der  streitigen 
Embargos  betrieben.  Dafs  er  derzeit  nach  Europa  gereist  war,  macht 
keinen  Unterschied,  denn  er  hat  die  Führung  auch  der  beklagtischen 
Geschäfte  seinem  Prokuristen  D.  übertragen,  was  er  nach  dem  Inhalte 
seiner  Vollmacht  durfte,  und  was  auch  von  der  Beklagten,  die  regel- 
mäfsig  mit  D.  correspondiert  hat,  als  selbstverständlich  zulässig  ge- 
billigt ist  Die  Beklagte  hat  also  zur  Zeit  der  Embargos  einen 
dauernden  und  vollständigen  Betrieb  ihres  Versicherungsgewerbes  zu 
GhiayaquLl  unterhalten,  der  durch  ihren  dort  ansässigen  Agenten  mittelst 
selbständiger  Entschliefsungen  geftlhrt  wurde,  und  sie  hat  somit  dort 
eine  Zweigniederlassung   gehabt.      Diese   war  der   Grerichtshoheit   von 
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Ecuador  unterworfen.  Gegen  sie  konnte  daher  das  Gericht  von 
Gnajaqnil  richterlichen  Zwang  aosttben,  und  somit  mittekt  der  gelegten 
Embargos  wirksam  gebieten,  die  hier  streitige  Schuld,  die  zu  dem 
Creechäftskreise  der  Zweigniederlassung  gehtfrt,  nicht  an  die  derzeitigen 
Gläubiger  Koppel,  Karl  &  Co.  ssu  zahlen,  sondern  den  Betrag  zur  Ver- 
fllgnng  des  Gerichtes  zu  halten. 

Solche  gerichtliche  Befehle,  durch  die  die  Embargos  gegen  Koppel, 
Karl  &  Co.  vollstreckt  wurden,  sind  von  dem  Gerichte  von  Guajaquil 
gemäfs  den  dort  gültigen  Gesetzen  erlassen.  Das  ergiebt  sich  aus  Viteris 
Gutachten,  der  die  ihm  vorgelegten  Urkunden  nicht  beanstandet  hat. 

Wenn  Kläger  jetzt  die  Zustellung  an  D.  bemängeln  will,  weil 
dieser  nur  Prokurist  des  Agenten,  aber  nicht  Geschäftsangestellter  der 
Beklagten  sei,  und  eine  Ersatzzustellung  an  ihn  mithin  unzulässig  ge- 
wesen sei,  so  ist  das  binfilllig,  denn  KrOger,  welcher  befugt  war,  seine 
Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  übertragen,  hatte  ausweislich  seines 
Zeugnisses,  den  D.  zwar  nicht  unter  Erteilung  einer  schriftlichen  Voll- 
macht, wohl  aber  nach  seiner  allen  Beteiligten  ab  selbstverständlich 
erscheinenden  Willensmeinung  beauftragt,  ihn  während  seiner  Abwesenheit 
auch  in  Ftlhrung  der  beklagtischen  Agentur  zu  vertreten;  D.  war  also 
im  Um£mge  der  Krügerseben  Vollmacht  und  demnach  auch  gegenüber 
den  Gerichten  zur  Vertretung  der  Beklagten  befugt,  und  hat  die  Zu- 
stellungen der  Embargos  als  ihr  Vertreter  entgegennehmen  können,  was 
er  auch  unbedenklich  gethan  hat. 

Dafs  aber  die  Zustellung  an  einen  „gehörig  konstituierten"  Be- 
vollmächtigten des  Drittschuldners  zur  wirksamen  Vollziehung  der 
Embargos  genüge,  wird  von  Viteri  bezeugt 

Die  beiden  auf  Autrag  von  Chambers  &  Co.  und  von  Seminario 
Ro»  ^m  29.  Oktober  und  11.  November,  ako  vor  dem  klägerischen 
Arreste,  gelegten  Embargos  müssen  demnach  ab  von  dem  Gerichte  zu 
Guayaquil  innerhalb  seines  Machtgebietes  und  gemäfs  seinen  Gesetzen 
vollzogene  Zwangsvolbtreckungsmafsregeln  auch  von  diesem.  Gerichte 
ab  rechtswbrksam  anerkannt  werden,  und  zwar  kommt  ihnen  die 
rechtliche  Wirkung  zu,  welche  das  ecuadorianische  Recht  ihnen  beilegt. 
Die  Vorschriften  dieses  Rechtes  sind,  wie  das  Gutachten  Viteris  ergiebt, 
offenbar  dem  französischen  Rechte  nachgebildet,  welches  bekannter- 
mafsen  ftlr  die  meisten  südamerikanischen  Gesetzgebungen  zum  Muster 
gedient  hat.  Wie  nach  französischem  Rechte  (vgl.  Motive  zum  Entwürfe 
der  deutschen  C.P.O.  S.  422)  so  entsteht  ausweislich  des  genannten  Gut- 
achtens auch  nach  dem  Rechte  von  Ecuador  durch  die  PfiLndung,  dort 
Embaigo  oder  retenaan  genannt,  kein  P&nd-  oder  Verzugsrecht;  dieselbe 
wirkt  vielmehr  wie  eine  Sequestrierung.  Der  Drittschuldner  wird  durch 
den  gerichtlichen  Befehl  verpflichtet,  den  Betrag  seiner  Schuld  nach  Art 
eines  Depositars  zur  Verfögung  des  Gerichtes  zu  halten.  Von  da  ab 
bleibt,  wie  das  Gutachten  sagt,  der  mit  Embai^o  belegte  Betrag  aufser- 
halb  des  menschlichen  Verkehrs.  Die  Forderung  kann  also  nicht  mehr 
abeeiten  des  Drittschuldners  durch  Zahlung  an  den  Schuldner  getilgt, 
noch   auch   von  diesem  durch   Cession  veräufsert  werden.     Sie  kiwn 
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femer  nicht  von  einem  anderen  Richter  mit  Beschlag  belegt  werden, 
sondern  die  übrigen  Oläubiger  des  Schuldners  sind  darauf  beschrinkt, 
ihre  Forderungen  bei  dem  Gerichte,  das  das  Embaxgo  gel^  hat,  geltend 
zu  machen,  welches  dann  eine  gleichmttfsige  Verteilung  (ob  im  Wege 
des  Konkurses  oder  eines  sich  auf  das  Pfkndungsprovenue  beschrXnk^iden 
VerteilungsTerfithrens,  ist  aus  dem  Gutachten  nicht  ersichtlich)  durch- 
zuführen hat.  Diese  Wirkungen  kommen  also  auch  den  dem  klmge- 
rischen  Arreste  zeitlich  vorangehenden  Embai^os  vom  29«  Oktober  und 
11.  November  1896  zu.  Wenn  nun  das  Landgericht  meint,  dafs 
trotzdem  die  Arrestpfkndung  des  Klügers  diesen  Embaiigos  vorgehen 
mufste,  so  ist  das  nicht  zu  billigen.  Diese  Meinung  erklärt  sidi 
daraus,  dafs  das  Landgericht  den  Embargos  nur  die  Wirkung  beimifst, 
welche  Verfügungen  tthnlicher  Art,  wenn  sie  in  das  deutsche  Bechts- 
system  eingeordnet  würden,  zukommen  müfsten.  Richtigerweise  mds 
jedoch  den  ausländischen  Zwangsvollstreckungsma(bregeln  die  Wirkung 
beigelegt  werden,  welche  ihnen  innerhalb  der  Rechtsordnung,  der  sie 
angehören,  zukommt.  Nach  dem  Rechtssystem  von  Ecuador  haben  nun 
aber  die  beiden  Embargos  die  Wirkung,  dafs  durch  die  ZusteUung 
derselben  an  den  beklagtischen  Agenten,  die  beschkgnahmte  Forderung 
in  die  alleinige  VerAigung  des  Vollstreckungsgerichtes  gebracht  wurde^ 
der  Art,  dafs  sie  von  da  an  nicht  nur  der  Verfügung  von  Koppel, 
Karl  &  Go.,  sondern  auch  dem  selbständigen  Zugriffe  anderer  Gläubiger 
entzogen,  und  letztere  darauf  beschränkt  waren,  durch  Anmeldung  ihrer 
Forderupgen  bei  dem  Vollstreckungsgerichte  an  dem  Ergebnisse  der 
Embargos  zu  participieren.  Diese  Wirkung  mufs  also  auch  das  deutsche 
Gericht  den  beiden  Embargos,  da  sie  sowohl  gegenüber  Koppel, 
Karl  &  Co.  als  gegenüber  der  Beklagten  rechtswirksam  vollstreckt  sind, 
zugestehen,  und  zwar  erstreckt  sich  diese  Wirkung  nicht  nur  auf  einen 
den  Ansprüchen  der  betreibenden  Gläubiger  Chambers  &  Co.  und 
Seminario  R^*  gleichkommenden  Betrag  der  mit  Embargo  beleihten 
Forderung,  sondern  auf  den  gesamten  Umftmg  derselben,  denn  durch 
das  Embargo  vom  29.  Oktober  ist  der  auf  50000  Sucres  angegebene 
Wert  der  beiden  beklagtischen  Policen  ohne  Beschränkung  auf  eine 
bestimmte  Summe  beschlagnahmt  worden.  Dafs  dies  wegen  einer 
Forderung  von  nur  9000  Sucres  geschehen  durfte,  begreift  sich  sehr 
wohl,  da  die  betreibenden  Gläubiger  das  Ergebnis  der  Zwangs- 
vollstreckung mit  allen  sich  derselben  anschliefsenden  Gläubigem  zu 
teilen  hatten  und  somit  durch  eine  dem  Betrage  ihrer  Forderung  gldch- 
kommende  Beschlagnahme  nicht  gesichert  gewesen  wären.  UbrigoiB 
kommt  es  hierauf  auch  gar  nicht  an,  da  dieses  Gericht  die  materielle 
Berechtigung  der  ecuadorischen  Embargos  nicht  nachzuprüfen  hat, 
sondern  sie  respektieren  mufs,  wenn  sie,  was  nach  den  früheren  £p" 
^rterungen  der  Fall  ist,  von  den  dortigen  Gerichten  inner&ialb  ihrer 
Zuständigkeit  beschlossen  und  innerhalb  ihrer  Machtsphäre  in  einer  nach 
den  dortigen  Gesetzen  rechtswirksamen  Weise  vollstreckt  sind. 

Aus  der  hiernach  den  beiden  Embargos  vom  29.  Oktober 
und  11.  November   zukommenden  Rechtswirkung  ergiebt 
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sich  nun  erstens  die  Unzalässigkeit  der  klägeriscben 
Arrestpfändung  und  der  Überweisung.  Du  die  Forderung 
durch  die  Embaigos  dem  Zugriffe  der  Gläubiger  im  übrigen  entzogen 
war  und  von  diesen  nur  noch  durch  Anmeldung  und  Anschliefsung  bei 
dem  Gerichte  yon  Ecuador  angegriffen  werden  konnte,  so  konnte 
Kllger  nicht  mehr  eine  rechtsgültige  Arrestpfändung  durch  Beschlufs 
des  hamburgischen  Vollstreckungsgerichtes  erwirken,  und  ebensowenig 
konnte  ihm  später  die  Forderung  rechtswirksam  überwiesen  werden. 
Es  fehlt  daher  die  klägerische  Aktiviegitimation.  Wollte  man  aber 
auch  hiervon  absehen,  so  ergiebt  das  Zahlungsrerbot ,  mit  dem  die 
Beklagte  belegt  worden  ist,  fUr  diese  eine  Einrede,  auf  Grund  welcher 
sie,  wie  ihrm  ursprünglichen  Gläubigem,  so  auch  deren  angeblichem 
Rechtsnachfolger,  dem  Kläger,  die  Zahlung  weigern  kann.  H  i  er  gegen 
läfst  sich  nicht,  wie  ELläger  dies  will,  einwenden,  dafs  die 
Beklagte  jedenfalls  nur  in  ihrer  Zweigniederlassung  zu 
Ecuador  und  bezüglich  der  dort  befindlichen  Aktiven 
wirksam  mit  dem  Zahlungsverbote  habe  belegt  werden 
können,  dafs  sie  aber  in  ihrer  hiesigen  Hauptniederlassung  und  be- 
züglich ihrer  hiesigen  Aktiven  durch  das  Verbot  nicht  gebunden  werde 
und  dasselbe  daher  auch  nicht  dem  ELläger  entg^enhalten  dürfe.  Die 
beklagte  Gesellschaft  ist  eine  einheitliche  juristische 
Person,  und  ihre  Schuldverbindlichkeit  ist  nur  eine;  sie 
kann  daher  zu  Hamburg  nicht  anders  beschaffen  sein 
als  zu  GuayaquiL  Soweit  diese  Verbindlichkeit  durch 
den  dort  rechtmäfsig  an  die  Beklagte  erlassenen  richter- 
lichen Befehl  modifiziert  ist,  hat  dies  notwendig  auch 
zu  Hamburg  Geltung.  Die  Wirkung  der  Embargos,  dafs  Beklagte 
ihre  Schuld  nicht  mehr  durch  Zahlung  an  den  Gläubiger  tilgen  kann, 
mufs  also  ebensowohl  zu  Hamburg  wie  zu  Guajaquil  zu  Recht  be- 
stehen, und  sie  kann  sich  demzufolge  ebensowohl  dort  wie  hier  gegen- 
über dem  Kläger  auf  das  Embargo  berufen.  DieGCS  Recht  mufs  ihr 
um  so  mehr  zustehen,  als  sie  andernfalls  zu  Guayaquil,  wo  sie  Ver- 
sicherongsgeschäfte  betreibt,  ohne  Rücksicht  auf  eine  hier  an  den 
Kläger  geleistete  Zahlung  der  Zwangsvollstreckung  unterworfen  werden 
wttrdc- 

Die  Wirkung  der  Embargos  ist  auch  keineswegs  dadurch  auf- 
gehoben, dafs  am  12.  Mai  1898  der  Konkurs  über  das  Vermögen  von 
Koppel,  Karl  &  Co.  erOffiiet  ist.  Denn  die  Konkurseröffiiung  kann 
selbstrerständlich  nicht  die  Wirkung  haben,  dafs  die  durch  Embaigos 
sequestrierten  Vermögensstücke  wieder  in  die  freie  Verfolgung  des  Gridars 
kommen,  sondern  vielmehr  nur  die,  dafs  sie  durch  das  Gericht,  in 
dessen  Disposition  sie  durch  die  Embargos  gebracht  waren,  dem 
Konkursverwalter  zur  konkursmäfsigen  Verwertung  und  Verteilung 
überantwortet  werden.  Das  ist  denn  auch  augenscheinlich  die  Meinung 
VUeris^  wenn  er  sagt,  dafs  die  übrigen  Gläubiger  berechtigt  gewesen 
seien,  durch  Beantragung  des  Konkurses  eine  gleichmäfsige  Verteilung 
der  mit  Embargo  belegten  Aktiven  herbeizufüluren. 


282  Beehtsprechnng:  Deatsehland. 

Für  die  güterrechüichen  VerhäUnisse  der  Ehegatten  ist  das  Qesäe 
des  ersten  Wohnsüees  der  Eheleute,  nicht  deren  Staatsangehörigheit 
mafsgebend.  Ausgenommen  hiervon  sind  die  Immobilien  der  CHUer- 
gemeinschaft ;  das  Bechi  der  Teilungsgenossen  an  ihnen  wird  nach 
dem  Gesetz  der  belegenen  Sache  beurteilt^). 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  xa  Colmar  (IlL  Ciy.Seii.)  vom  12.  Febnuur  1901. 

(ZtBchr.  f.  insa.  Civilrecht  XXXII  292.) 

.  .  .  Auch  der  (eine  Frage  des  ehelichen  Güter-,  nicht  des  Erb- 
rechts betreffende)  Hauptetreitpnnkt  ist  vom  ersten  Richter  zutreffsnd 
entschieden.  Zeitlich  untersteht  das  Gttterrecht  der  Eheleute  W. 
dem  bisherigen  Recht  (Art  20  des  Einf.G^.  snm  B.G.B.);  die  ans 
den  Protokollen  der  Kommission  ftür  die  zweite  Lesnng  des  Elntwnris 
des  B.G.B.  (Bd.  VI  S.  57  ff.)  zur  Befürwortung  des  Staatsangehörigkeits- 
princips  niedergelegten  Erwttgnngen  können  daher  für  den  yorliegenden 
Fall  nicht  für  ausschlaggebend  erachtet  werden,  örtlich  ist  das 
fragliche  Gtlterrecht^  obgleich  die  Eheleute  W.  Franzosen  waren,  (mit 
der  später  hinsichtlich  der  Immobilien  vorzubehaltenden  Ausnahme)  nach 
dem  in  Cincinnati  geltenden  Rechte  zu  beurteilen.  Denn  in  Ermangelung 
eines  Ehevertrages  bestimmen  sich  die  gegenseitigen  Vermögensrechte 
der  Ehegatten  W.  nach  dem  Gesetze  des  ersten  Wohnsitzes  der  Ehe. 
Dahin  geht  die  in  Frankreich  herrschende  communis  opiniOy  welche  in 
den  deutschen  Gebieten  des  französischen  Rechts  bisher  nicht  aufgegeben 
worden  ist  Insbesondere  streitet  gegen  dieselbe  nicht  das  Urteil  des 
Reichsgerichts  vom  8.  September  1899  (Entscheidungen  Bd.  XLIV 
8.  482).  Daselbst  werden  zwar  Standesverttnderungen  von  Auslftodem 
zufolge  L.R.  S.  8  Abs.  8,  „welcher  sich  gleicherweise  auf  die  eheliehen 
Gttterrechtsverhältnisse  bezieht**,  nach  dem  Rechte  der  Staatsangehörig- 
keit der  Ausländer  beurteilt  Aber  aus  der  hieran  geknüpften  Ver- 
weisung auf  Entscheidungen  Bd.  XXV  S.  842  geht  hervor,  dafe  jene 
Entscheidung  auf  Sondervorschriften  des  badischen  Rechtes  beruht,  und 
dafs  das  Reichsgericht  es  ausdrücklich  unentschieden  gelassen  hat,  ob 
aus  Art  8  Abs.  8  des  Code  civil  der  Satz  abgeleitet  werden  k5nnte, 
dafs  sich  die  ehelichen  Güterrechtsverhftltnisse  beim  Mangel  eines  sie 
regelnden  Ehevertrages  nach  dem  Rechte  desjenigen  Staates  richten, 
dessen  Staatsangehöriger  der  Ehemann  ist 

Welches  von  den  möglicherweise  in  Betracht  kommenden  Domizilen 
(Laurent^  droü  international  prive  Bd.  V  S.  422)  das  im  vorliegenden 
Falle  allein  mafsgebende  ist,  bedarf  hier  keiner  Erörterung,  da  hier 
das  Domizil  des  Beklagten  mit  demjenigen  des  Eheabschlusses  und  mit 
demjenigen  zusamratmfHllt ,  in  dem  sich  die  Ehegatten  in  der  Absicht 
der  Grilndung  des  Mittelpunktes  ihrer  Existenz  niedergelassen  haben. 
Zunächst  nämlich  steht  nach  Art  476,  10  G.  c.  fest,  dafs  der  Beklagte, 
obwohl  bis  zur  Verehelichung  minderjährig,   von  derselben  an  befähigt 


1)  Vgl.  unten  S.  816. 
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wmr,  recktBwirluam  einen  Wohnsitz  asu  wählen.  Seine  Wahl  ist  anf 
CSncinnati  gefiillen.  £r  hat  sich  nicht  darauf  beschränkt,  seinen  Aufent- 
haltsort vortlbergehend  zu  ändern,  in  der  Absicht,  demnächst  in  sein 
Heimatland,  Fnmkreich,  zurückzukehren.  Klägerischerseits  wenigstens 
sind  keinerlei  Thatsachen  angeführt,  aus  denen  zu  sehliefsen  wäre,  dafs 
der  Beklagte  nur  vortlbergehend  den  Aufenthalt  ins  Ausland  verlegt 
habe.  Im  Gegenteil:  Übereinstimmung  herrseht  unter  den  Parteien 
darüber,  dafs  er  von  Anfang  bis  Ende  der  fünfeiger  Jahre  in  Cincinnati 
(sei  es,  wie  Kläger  behaupten,  als  Handwerker  oder,  nach  Angabe  des 
Beklagten,  als  Inhaber  einer  Restauration)  den  Lebensunterhalt  ge- 
wonnen, dafs  er  dort  geheiratet  hat  und  nach  der  Heirat  mit  seiner 
Familie  dort  geblieben  ist.  Auf  die  Emstlichkeit  seines  damaligen  Vor- 
habens, der  Rückkehr  in  die  Heimat  zu  entsagen,  ist  auch  daraus  ein 
Httckschlufs  gestattet,  dafs  er  im  Jahre  1888  das  amerikanische  Bürger- 
recht erworben  und  in  der  von  ihm  überreichten,  klägerischerseits  nicht 
bestrittenen  Urkunde  vom  16.  September  desselben  Jahres  förmlich  auf 
die  Zugehörigkeit  zu  Frankreich  verzichtet  hat. 

Hiemach  kann  nicht  —  jedenfalls  nicht  in  vollem  UmfSsuige  — 
dem  Antrage  der  Kläger  entsprochen  werden,  ihnen  einen  Anspruch 
auf  Teilung  nach  den  Regehi  des  Code  NapoUon  über  die  geseteliche 
Gütergemeinschaft  zuzuerkennen.  Auch  ihr  Versuch,  ihn  aushülfsweise 
auf  einen  mit  dem  Beklagten  geschlossenen  Vertrag  zu  stützen,  ist  er- 
folglos. Zwar  gewinnt  ihr  unter  Beweis  gestelltes  Vorbringen,  Beklagter 
habe  nach  dem  Tode  seiner  Ehefrau  mit  ihnen  vereinbart,  nach  hiesigem 
Rechte  mit  ihnen  zu  teilen  und  ihnen  gegenüber  seine  ihm  nach 
amerikanischem  Rechte  zustehenden  Ansprüche  nicht  geltend  zu  machen, 
an  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  durch  die  von  ihm  in  dem  Schrift- 
satze vom  26.  Juni  1900  angestellten  und  in  der  Berufungsverhandlung 
wiederholten  Erklärungen.  Allein,  selbst  wenn  jenes  Abkommen  der 
Parteien  sich  bewahrheitete,  würde  es  nicht  zu  beachten  sein.  Unter 
den  Gesichtspunkt  eines  der  Form  nicht  bedtlrfenden  Vergleiches  näm- 
lich läfst  es  sich  nicht  bringen.  Denn  es  fehlt  an  einem  wesentlichen 
Merkmale  dieses  Rechtsgeschäftes,  nämlich  daran,  dafs  beide  Vertrags- 
sehliefsende  etwas  von  ihren  Rechten  aufopfern.  Nach  der  eigenen 
Darstellung  der  ELläger  würde  bei  jener  Vereinbarung  das  Opfer 
blolfl  auf  selten  des  Beklagten  liegen;  denn  er  würde  —  wie  un- 
bestritten: unentgeltlich  —  auf  die  ihm  durch  das  Gutachten  des 
amerikanischen  Vicekonsuls  Adler  an  dem  ehelichen  Vermögen  zu- 
geschriebenen Rechte  zu  Gunsten  der  Kläger  verzichtet  haben  (Art.  894 
C.  c).  Hierzu  war,  bei  Vermeidung  der  Ungültigkeit  der  Schenkung, 
die  notarielle  Form  erforderlich  (Art.  931  C.  c).  Diese  Form  der  vor- 
schriftswidrigen Formlosigkeit  des  Verzichtes  des  Beklagten  vermögen 
Kläger  auch  dadurch  nicht  abzuwenden,  dafs  sie  den  Inhalt  des  Gut- 
achtens von  Adler  ohne  näheres  Eingehen  auf  dasselbe  bestreiten. 
Selbst  wenn  es  in  Einzelheiten  ungenau  oder  unvolbtändig  sein  sollte, 
so  wird  doch  sein  wesentlicher  Inhalt,  dafs  nämlich  dem  Beklagten  zum 
mindesten  weitergehende  Rechte  als  den  Klägern  an  dem  ehelichen  Ver- 
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mögen  gebühren,  durch  das  eigene  Verhalten  der  Klüger  bekrttfttgt 
Denn  sie  würden  nicht  als  Teilangsgmndlage  den  Code  cUnl  dem  in 
Oincinuati  zur  Zeit  des  Todes  ihrer  Mutter  geltenden,  in  dem  Gutachten 
berücksichtigten  Rechte  vorziehen,  wenn  sie  sich  nicht  durch  das 
amerikanische  Recht  benachteiligt  wü&ten.  Übrigens  besteht  mit  EtUck- 
eicht  auf  die  sich  näheren  Eingehens  enthaltende  Erklärung  der  Klüger 
über  das  mehrerwäbnte  Gutachten  kein  Anlafs,  von  der  durch  §  298 
O.P.O.  gewährten  Befugnis  Gebrauch  zu  machen,  zumal  auch  darüber 
kein  Zweifel  bestehen  kann,  dafs  das  zur  Zeit  des  Eheabschlnsses  und 
der  Begründung  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  in  Cincinnati  in  dem 
Staate  Ohio  geltende  Recht  mafsgebend  ist. 

Immerhin  sind  die  Kläger  jedoch  wenigstens  insofern  durch  die 
Vorentscheidung  beschwert,  als  sie  den  Abs.  2  des  Art.  3  C.  c.  aafser 
acht  gelassen  hat.  Wie  nämlich  aus  dem  Inventare  erhellt,  bestand  das 
Vermögen  der  Eheleute  M.  aufser  aus  Mobilien  auch  aus  Immobilien. 
Die  französische  Doktrin  und  Rechtsprechung  behandelt  nun,  waa  die 
räumlichen  Grenzen  der  Herrschaft  der  Gesetze  anbelangt,  das  eheliche 
Vermögen  nicht  als  Einheit,  sondern  wendet  auf  dessen  nnbeweg^liche 
Bestandteile  die  lex  rei  sitae  an,  eine  Regelung,  welche  nicht  (wie  dies 
bei  der  Erbschaft  der  Fall  sein  würde,  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts Bd.  XX  S.  352)  der  Natur  des  ehelichen  Vermögens  wider- 
strebt (vgl.  Art  1401,  1404  G.  c).  Bei  der  Lage  der  in  Rede 
stehenden  Immobilien  in  den  Bannen  von  Pfalzburg  und  Lütaelbmg 
unterliegt  deren  Teilung  den  Grundsätzen  des  Code  civil  (Art.  1476, 
Slb). 


unlauterer  Wettbewerb  durch  einen  im  Inlande  geschriebenen  und 
abgesandten  Brief  <m  einen  Empfänger  im  Audande. 

Urteil  des  Reichsgerichts  (II.  Sen.)  vom  21.  Dezember  1900  in  der  hambrns. 
Sache  Matthiä  w.  den  Verein  der  Stauer  u.  Gen.  IL  25^99.    (Seuff.  Aren. 

Bd.  56  S.  308.) 

Die  Revision  beanstandet  die  Anwendung  des  deutschen  Reichs- 
gesetzes zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vom  27.  Mai 
1896  auf  den  vorliegenden  Fall,  weil  der  Brief,  auf  den  die  Klage 
sich  stützt,  zwar  in  Deutschland  geschrieben  und  abgesandt,  jedoch  an 
eine  in  England  domizilierte  Empfängerin  gerichtet  worden  und  die 
fragliche  Handlung  daher  als  an  dem  Orte  des  Emp&nges  dieses  Briefes, 
somit  in  England  begangen  anzusehen  sei.  Dieser  Angriff  ist  ungerecht- 
fertigt. Wie  der  erkennende  Senat  bereits  in  seinem  Urteil  vom 
20.  November  1888  (Eutsch.  des  RG.  Bd.  XXIII  S.  805)  bexUglich 
einer  aus  einem  Delikt  erhobenen  Schadensersatzklage,  welche  sich  auf 
einen  im  Inland  abgesandten,  an  einen  im  Ausland  wohnenden  Empfänger 
gerichteten  Brief  stützte,  näher  ausgeführt  hat,  ist  eine  auf  diese  Weise 
begangene  unerlaubte  Handlung^  wie  sie  auch  im  gegebenen  Falle  in 
Frage    steht,    als   ein   einheitliches    civilrechtliches    Delikt  au&ufiissen. 
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demen  Thatbestand  sich  örtlich  an  zwei  Terachiedene  Punkte  knüpft^ 
an  den  Ort  der  Absendnng  und  an  den  Ort  der  Empfangnahme  des 
Briefes.  Im  vorliegenden  Falle  bat  die  Aosflibrung  der  firaglicben 
Handlang  in  Hamburg  mit  der  Ab&ssung  und  Absendung  des  die  be- 
treffenden Behauptungen  über  die  gewerblichen  Leistungen  des  Klägers 
enthaltenden  Briefes  begonnen,  und  ist  dieselbe  in  Liverpool,  wo  der 
Brief  der  Empfiingerin  zugegangen  ist,  vollendet  worden.  Es  sind  daher 
die  beiden  Stftdte,  Hamburg  und  Liverpool,  als  Orte  der  Begehung  de» 
Deliktes  anzusehen.  Hieraus  ergiebt  sich ,  dafs  letzteres  mit  seinen 
Folgen  von  dem  an  dem  einen  und  dem  andern  Orte  geltenden  Rechte 
beherrscht  wird.  Es  ist  daher  schon  deshalb,  weil  die  fragliche  Hand- 
lung der  Beklagten  in  Deutschland  begangen  ist,  in  der  Anwendung 
des  erahnten  deutschen  Reichsgesetzes  auf  dieselbe  ein  rechtlicher 
Verstofs  nicht  zu  finden,  und  ist  daher  auch  hier  nicht  weiter  zu  er- 
örtern, ob  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  den  vorliegenden  Fall 
sieh  nicht  auch  von  anderen  rechtlichen  Gesichtspunkten  ans  recht- 
fertigen Ittfst. 

Freiheit  der  Ausländer^  besonders  der  Engländer,  von  dem  Kosten- 
vorschufs  und  der  Sicherheitsleistung  für  Prozefskosten.     G.K.G. 

§  85  (CP.O.  §  HO). 

Mugdtm  u.  FdÜcmann^  Rechtsprech.  d.  Oberlandesger.  II  S.  487. 

1.  Beschl.  des  Kammergerichts  (XIll.  Civ.Sen.)  vom  9.  April  1900. 

Die  Meinungen  gehen  darfkber  auseinander,  ob  die  Befreiung  des 
Anslünders  davon  abhängt,  dafs  die  materielle  oder  dafe  nur  die 
formelle  Gegenseitigkeit  verbüi^  ist,  wobei  unter  dem  ersteren  Aus- 
druck die  Befreiung  der  Deutschen  von  jeder  Vorausbezahlung  oder 
Sicherstellung,  unter  dem  letzteren  lediglich  die  Gleichstellung  der 
Deatschen  mit  den  Angehörigen  des  ausländischen  Staates  verstanden 
wild.  Überwiegende  Gründe  sprechen  für  die  formelle  Gegenseitigkeit. 
Es  ist  anzunehmen,  dafs  durch  §  110  G.P.O.  und  §  85  G.K.G.  über- 
einstimmend als  Voraussetzung  der  Befreiung  der  Ausländer  die  Gleich- 
stellung der  Deutschen  im  Auslande  hat  zum  Ausdrucke  gebracht  werden 
sollen  (Entsch.  d.  R.G.  89  S.  411).  Gegen  diese  Auffassung  kann 
nicht  ins  Gewicht  fallen,  dafs  §  85  das  Wort  „besonders**  mit  „Voraus- 
zahlung'', nicht  aber  mit  „Sicherstellung**  verbindet,  denn  es  kann  bei 
dieser  verschiedenen  Ausdrucksweise  lediglich  daran  gedacht  sein,  dafa 
im  Auslande  die  Sicherstellung  in  Formen  vorkommen  mag,  welche  sich 
mit  den  Instituten  des  deutschen  Prozefsrechtes  nicht  vergleichen  lassen 
(J.W.Schr.  1898  S.  498).  Hiemach  hängt  —  entgegen  der  AufßMSung 
des  R.G.  88  8.  405  [und  J.W.Schr.  1901  S.  l41]  —  die  Freilassung 
der  Ausländer  von  der  Vorauszahlung  der  Gerichtskosten  allein  von  der 
Gleichstellung  der  Deutschen  in  ihrem  Heimatsstaate  ab.  In  England 
findet  sowohl  von  dortigen  Staatsangehörigen  als  von  Ausländem  fUr 
jeden   Prozefsabschnitt   eine  Vorauszahlung  von  Kosten   in   der  Höhe^ 
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wie    sie   ftlr  den  einzelnen  Abschnitt  Toranssichtlich  erwachsen,   statt. 
(Vgl  auch  Pfafferoth  S.  212?  J.W.Schr.  1898  S.  474,  497,  499.) 

2.   Urteil  des  Kammergerichts  (XIII.  Ciy.Sen.)  vom  21.  Februar  1901. 

Der  Anspruch  der  KUlgerin  auf  Freiheit  von  SicherheitsleiBtnng 
fUr  die  Prozefskosten  würde  begrtlndet  sein,  wenn  die  Bestimmungen, 
welche  England  die  Rechte  der  mdatbegttnstigten  Nation  in  Handels- 
beziehungen sichern  (Qesetz  vom  30.  Juni  1900  und  Bek.  vom  23.  Jnli 
1900,  R.0.B1.  S.  305,  777),  auch  auf  die  Behandlung  der  Englflnder 
in  Prozessen  Über  Handelssachen  Anwendung  zu  finden  hätten.  Da 
das  internationale  Abkommen  einer  Reihe  von  Staaten  die  Befreiung 
von  der  Sicherheitsleistung  gewilhrt,  so  mtlfste  diese  auch  den  EngUlndeni 
zu  gute  kommen.  Die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  deshalb  aus- 
zuschliefsen,  weil  die  Gültigkeit  der  Meistbegtlnstigungsklausel  für  Eng- 
land zunächst  auf  einer  dem  freien  Widerruf  unterliegenden  Anordnung 
des  Bundesrates  beruhe  (vgl.  Rsp.  1  No.  291c),  erscheint  bedenklieh, 
da  doch  immerhin,  so  lange  die  Anordnung  besteht,  sie  gleiche  Rechte 
wie  ein  Gesetz  begründet  Indessen  ist  keineswegs  durch  eine  der 
Überschrift  nach  „ Handelsbeziehungen*'  betreffende  Anordnung  die 
Anwendung  der  darin  enthaltenen  Meistbegttnstigungsklausel  auf  die 
entsprechenden  Prozesse  gegeben.  Hiergegen  spricht  schon  die  That- 
sache,  dafs  in  letzterer  Hinsicht  besondere  Bestimmungen  bestehen,  wie 
sie  das  erwähnte  Abkommen  enthält  (Vgl.  Leske- Löwen fddy  Rechts- 
Verfolgung  1  S.  45). 

Auch  in  anderer  Weise  erscheint  der  Standpunkt  der  Klägerin 
nicht  haltbar.  [Es  wird  ausgeführt,  dafs  an  dem  in  der  vontehendeo 
Entscheidung  ausgesprochenen  Grundsatz  der  formellen  G^enseitigkeit 
festgehalten  werde,  und  dann  fortgeftihren:]  Der  entwickelte  Crrnndaatz 
scheint  zunächst  eine  der  Klägerin  günstige  Entscheidung  zu  erfordern, 
weil  nach  dem  gebotenen  Material  (vgL  auch  Leske-Lötoenfdd  1  S.  742, 
746)  nicht  daran  zu  zweifeln  ist,  dafs  grundsätzlich  in  England  Elng- 
länder  und  Deutsche  insofern  gleich  behandelt  werden,  als  für  ihre 
Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung  nur  der  Wohnsitz  in  England  ent- 
scheidet Indessen  besteht  hier  die  Gefiihr,  unmittelbar  aus  dem  Schlag- 
wort der  „formellen  Gegenseitigkeit^  Folgerungen  zu  ziehen,  welche 
mit  dem  Gesetz  nicht  vereinbu*  sind.  —  §  110  C.P.O.  (und  über- 
einstimmend §  85  G.K.G.)  sagt,  dafs  die  fragliche  Verpflichtung  des 
Ausländers  nicht  eintritt,  wenn  „in  gleichem  Falle^  dem  Deutschen  im 
Auslände  gewisse  Verpflichtungen  nicht  auferlegt  werden.  Denkt  man 
an  die  Lage  dieser  Sache,  so  würde  gerade  „in  gleichem  Faile^, 
nändich  wenn  es  sich  in  England  um  einen  nicht  dort  wohnendoi 
Deutschen  handelt,  dieser  zur  Sicherheitsleistung  yerpflichtet  sein.  Über- 
einstimmend meinen  auch  Le8ke»Läwenfdd  (S.  769),  dafs  der  klagende 
Engländer  Sicherheit  leisten  mufs,  „wenn  er  nicht  seinen  Wohnaitz  im 
Deutschen  Reiche  hat*',  und  diese  Auslegung  erscheint  insofern  saeh- 
gemäfs,   als   andernfalls  ein  Deutscher  in  England  der  Regel  nach  die 
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Pflicht  der  SicherheitsleiBtaiig  haben,  ein  Engbbider  in  Deatschland  aber 
regdmiüsig  davon  frei  sein  würde. 

a    BeschlnTs  des  OberlandesgeiichtB  Hamburg  (lY .  CSv.Sen.)  yom  24.  April  1901. 

Die  neueren  englischen  Bestimmungen,  betr.  das  Armenrecht,  be- 
sonders die  jetzt  mafsgebenden  BtUes  of  (he  Supreme  Court  von  1888 
{Leslce-Löwenfdd  1  S.  679  ff.),  machen  jedenfalls  insoweit  keinen  Unter- 
schied zwischen  Ausländem  und  Inländern,  als  die  Ausländer  in  Eng- 
land sich  aufhalten,  wie  denn  auch  Schuster  (Rechtspflege  in  England 
S.  69)  filr  zweifelhaft  nur  erklärt,  ob  ein  „im  Auslande  wohnender" 
Kläger  in  England  im  Armenrecht  prozessieren  kann.  Diese  Fassung 
der  BtUes  erklärt  sich  daraus,  dafs  England  in  diesen  prozessualen 
Fragen  den  Begriff  des  Ausländers  überhaupt  nicht  nach  der  Staats- 
angehörigkeit, sondern  nach  dem  Wohnsitze  bestimmt,  so  dafs  ent- 
scheidend ist,  ob  der  Kläger  aufserhalb  der  Jurisdiktion  des  angegangenen 
Gerichtes  wohnt  (vgl.  auch  Schuster  S.  136  und  die  zu  Gunsten  des 
Ausländers  noch  weiter  gehenden  Leske-Löwenfeld  S.  680).  Dieses 
Ergebnis  findist  auch  in  dem  vorgelegten  Outachten  englischer  SölicitorSj 
die  ebenfalls  für  die  Rechtsverfolgung  in  forma  pauperis  einen  Unter- 
schied zwischen  englischen  Staatsangehörigen  und  Fremden  überhaupt 
nicht  zulassen,  eine  weitere  Bestätigung.  Hiemach  ist  jedenfalls  insoweit 
in  England  die  Gegenseitigkeit  verbürgt,  als  es  sich  um  den  hier  vor- 
liegenden Fall  handelt,  dafs  ein  im  Inlande  wohnender  Engländer  das 
Armenrecht  nachsucht .  .  . 


N(Kh  foelchem  Recht  ist  eine  Bürgschaft  eu  beurteilen,  welche  in 

Württemberg    seitens    dort    wohnender  Personen   für   eine   dem 

schweizerischen  Recht  unterliegende  Schuld  eingegangen  ist? 

Urtdl  des  Oberlandesgerichts  Stattgart  (IL  Civilsenat)  vom  25.  Januar  1900 

(Jahrb.  der  Wttrttemb.  Rechtspflege  XlII  16). 

Aus  den  Gründen: 

Was  weiterhin  das  aus  der  Rückbürgschaft  zwischen  den  Parteien 
entstandene  Rechtsverhältnis  betrifft,  so  würde  sich  zwar  die  aus  dieser 
Rückbürgsehaft  für  den  Fall  ihrer  Gültigkeit  erwachsene  Schuld  der 
Beklagten  als  eine  accessorische  Verpflichtung  gegenüber  der  für  A«  H. 
ans  der  vorerwähnten  Bürgschaft  erwachsenen  Schuld,  der  Hauptschuld, 
darstellen;  es  würde  objektiv  eine  Obligation  mit  mehrfacher  subjektiver 
Beziehung  vorliegen,  und  man  könnte  im  Hinblick  auf  dieses  Verhältnis 
daran  denken,  dafs  dem  Willen  der  Beteiligten  entsprechend  das  Schud- 
verhSltnis  der  Beklagten  gegenüber  don  L.  gleichfieJls  nach  schweize- 
rischem Recht  zu  beurteilen  sei.  Allein  das  angeführte  Verhältnis  der 
beiden  Verpflichteten  „rechtfertigt  doch  nur  den  Schlufs,  dafji  in  ob- 
jektiver Beziehung,  also  hinsichtlich  des  Gegenstandes  und  Inhaltes  der 
schuldigen  Leistung,  für  die  Verpflichtungen  des  Hanptschuldners  (A.  H.) 
nnd  der  beiden  Bürgen  (der  Beklagten)  ein  und  dasselbe  Recht,  nämlich 
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das  die  Hauptschuld  beherrschende  Recht,  mafsgebeBd  sein  mufs.^ 
Dagegen  ist,  wenn  man  von  dem  Gegenstand  und  Inhalt  der  schuldigen 
Leistung  absieht,  der  BUigschaftsvertrag  ^als  ein  selbständiges  Rechts- 
geschttit  aufzufassen,  welches  in  Ansehung  der  Form,  der  Auslegung 
und  der  Gültigkeit  und  Klagbarkeit  des  daraus  entspringenden  Forderungs- 
rechtes  auch  besonders  zu  beurteilen  ist*',  ohne  dafs  hierbei  an  sich  die 
Beziehung  zur  Hauptschuld  in  Betracht  kommt  ^).  —  Im  vorli^enden 
Fall  ist  nun  das  Rechtsgeechitft ,  durch  welches  die  Haftung  der  Be- 
klagten als  Bürgen  begrtlndet  sein  soll,  —  wie  unbestritten  —  in  Gmflnd 
abgeschlossen  worden;  die  Personen,  welche  die  Bttigschaflserklllningen 
abg^eben  haben,  hatten  sämtlich  damals  ihren  Wohnsitz  in  Gmünd, 
wie  auch  bezüglich  der  Verbürgung  der  M.  H.  eine  dortige  BehGrde 
mitgewirkt  hat.  Bei  dieser  Sachlage  und  da  Anhaltspunkte  dafQr,  dafs 
etwa  nach  der  Willensmeinung  der  Beteiligten  das  Rechtsgeschäft  anderen 
als  den  hierländischen  Gesetzen,  speciell  dem  schweizerischen  Recht, 
unterstellt  werden  sollte,  nirgends  vorhanden  sind,  ist  in  den  bereits 
angeführten  Richtungen  für  das  Rechtsverhältnis  der  Parteien  das  in 
Württemberg  geltende  Recht  mafsgebend. 

Gerichtskostenvorschufspflicht  der  Türken. 

Beschlufs  des  Eammerg^chts  vom  17.  September  1900.    {Mugdan  u.  Fätk- 

mannjU,  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  I  467.) 

Der  Antrag  des  Klägers,  dafs  von  der  Einforderung  eines  Aus- 
ländervorschuBses  Abstand  zu  nehmen  sei,  wird  abgelehnt.  Nach  der 
Mitteilung  bei  Leske- Löwenfdd  ^  Rechtsverfolgung  2  8.  868  und 
369  hat  in  der  Türkei  der  Kläger  ^U  der  Grerichtskosten  zu  erlogen, 
bevor  das  Gericht  überhaupt  tbätig  wird,  und  der  Bemfungskläger  dem 
Berufungsbeklagten  ftlr  die  Prozefskosten  der  Instanz,  Reiseauslagen 
und  sonstige  Schäden  Sicherheit  durch  Bürgensteliung  zu  leisten.  Der 
Deutsche  ist  also  in  der  Türkei  auch  der  Gerichtskasse  gegenüber  zur 
Sicherheitsleistung  durch  Vorausbezahlung  eines  Viertels  der  Kosten 
mit  der  Wirkung  verpflichtet,  dafs  sonst  das  Gericht  nicht  einschreitet 
Deshalb  liegen  die  Voraussetzungen  des  §  85  No.  1  G.K.G.  ftlr  die 
Befreiung  bei  einem  Türken,  der  als  Kläger  auftritt  oder  als  Kläger 
(Entsch.  des  R.G.  31  S.  885)  ein  Rechtsmittel  einlegt,  nicht  vor. 
Gleichgültig  ist  dabei,  dafs  in  der  Türkei  den  eigenen  Staatsangehörigen 
die  gleiche  Verpflichtung  obliegt  (R.G.  38  S.  408,  dessen  Richtigkeit 
durch  die  Begründung  des  den  Fall  des  §  102  C.P.O.  betreffenden 
Urteiles  R.G.  89  S.  406  nicht  erschüttert  wird).  Dem  internationalen 
Abkommen  vom  14.  November  1896  ist  die  Türkei  bisher  nicht  bei- 
getreten. 


1)  Vgl.  EntBch.  des  Reichsger.  Bd.  IX  S.  187. 
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Aus  österreichischen  Kostenfeststellungsbeschlüssen  kann  weder  ein 
Vollstreckungsurteü  erlcissen   noch  im    Urkundenprozesse   geklcigt 

werden. 

Urteil  des  OberUndesgerichtee  Dresden  vom  5.  Juli  1900  (Mugdan  m.  Falk'' 

ma/wn^  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandegg.  II  79). 

Der  Kltfger  (österreichischer  Rechtsanwalt)  fordert  im  Urkunden- 
prozesse  Zahlung  des  Honorars,  das  ihm  für  die  ProzefsYertretang  des 
Beklagten  mittels  Beschlosses  des  Bezirksgerichtes  zu  K.  vom  29.  Sep- 
tember 1899  zogesprochen  worden.  Dieser  Beschlafs  ist  anf  Orond 
des  (in  Wirksamkeit  gebliebenen)  Hofdekretes  vom  4.  Oktober  1883 
ergangen.  Darnach  sind  „die  Gebühren  der  Advokaten  von  jenem 
Richter,  vor  dem  das  Geschftft  verhandelt  wnrde,  im  amtlichen  Wege 
nndy  falb  nötig,  nach  vorlKufigem  Einvernehmen  der  Parteien  ...  zu 
liquidieren",  and  es  hat  „über  das  Begehren  des  Advokaten,  den 
ELlienten  zur  Bezahlung  der  liquidierten  oder  vom  Klienten  anerkannten 
Gebühren  zu  erhalten,  der  kompetente  Richter  dieses  letzteren  .  .  . 
durch  Urteil  zu  entscheiden".  In  diesem  Nachver&hren  kann  zwar 
nicht  die  Höhe  des  Anspruches,  wohl  aber  noch  die  „Frage  der  Be- 
voUmMchtigang  und  der  faktischen  Leistung  der  verzeichneten  Ver- 
tretungshandlungen und  Kosten  Gegenstand  des  Streites  und  der  Ent- 
scheidung sein"  {Schauer,  österr.  C.P.O.  S.  220  f.).  Ist  aber  hiemach 
der  Kostenschuldner  nach  dem  Erlasse  des  Beschlusses  überhaupt  noch 
mit  Einwendungen  gegen  den  Grund  des  Anspruches  zu  hören,  so 
fehlt  es  auch  schon  nach  österreichischem  Rechte  an  der  Fttgltchkeit 
für  den  GJAubiger,  sofort  die  Zwangsvollstreckung  beginnen  zu  lassen, 
und  damit  an  einer  Voraussetzung  des  §  722  C.P.O. 

Auch  der  weitere  Einwand  gegen  die  Beweiskraft  der  Klag- 
urkunde ist  beachtlich.  Der  Beklagte  hat  nunmehr  die  Erteilung  des 
Auftrages  an  den  Klüger  bestritten,  diese  Thatsache  kann  aber  durch 
den  KostenfeststellungsbeschlufB  aus  den  angeführten  Gründen  nicht 
bewiesen  werden. 

Der  Richter  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  hatj  soweit  er  hierm 
in  der  Lage  ist,  auch  von  den  in  Betracht  kommenden  im  Aus- 
land geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  sich  Kenntnis  zu  ver- 
schaffen.  Für  die  Legalisation  ausländischer  Urkunden  ist  auch 
jetzt  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1878  §  2  mafsgebend  geblieben. 

Beschlufs   des  Kammergerichts  vom  6.  Juni  1900  (Mugdan  u.  FäOcmann, 

D.  Kechtspr.  d.  Oberlandesg.  I  412). 

Der  Notar  G.  hat  am  9.  April  1900  eine  Urkunde  aufgenommen, 
in  der  die  Eheleute  V.  an  Eidesstelle  venichert  haben,  dafs  die  in 
Holland  verstorbene  Frau  B.  als  alleinige  Intestaterbin  ihre  Tochter,  die 
Hbefrau  V.,  hinterlassen  habe.  Da  zum  Nachlasse  der  Ventorbenen  ein 
im  Bezirke  des  Amtsgerichtes  A.  belegenes  Grundstück  gehört,  haben 
die  Eheleute  V.  unter  Überreichung  jener  notariellen  Verhandlung  und 

Z«itMhrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  «tc.,  Band  XI.  19 


290  Bechtsprechong:  Deatachland. 

dreier  standesamüicbeii ,  in  Holland  anagestellten  Urkunden  die  Ans- 
Btellang  eines  Erbscheines  beantragt.  Das  Amtsgericbt  bat  den  Antrag 
dem  Notar  zurückgegeben,  weil  die  Urkunden  nicbt  l^alisiert  seien, 
dem  Richter  aucb  das  hollftndische  Recbt  nicbt  bekannt  sei.  Die  Be- 
*8chwerde  und  die  weitere  Bescbwerde  sind  zurückgewiesen,  letztere  ans 
folgenden  Gründen: 

Mit  Becbt  bat  das  Landgericbt  den  ersten  Ghund,  den  das  Amts- 
gericbt für  Abweisung  des  Antrages  geltend  gemacbt  bat,  verworfen. 
Für  die  Angelegenbeiten  der  freiwilligen  Grericbtsbarkeit  gelten  nicbt  die 
Yorscbriften  der  G.P.O. ,  und  es  kann  der  Ricbter ,  wenigstens  soweit 
er  in  der  lAge  ist,  sieb  von  dem  Inbalt  auslftndiscben  Eecbtes 
Kenntnis  zu  versebaffen,  seine  Thätigkeit  nicbt  desbalb  abiebnen,  weU 
die  Parteien  ibm  den  Inbalt  eines  ausländiscben  Recbtssatzes  nicht 
nachgewiesen  blltten.  Ebenso  mufste  dem  Landgericbt  darin  bei- 
getreten werden,  dafs  das  Amtsgericbt  berechtigt  ist,  die  Legalisation 
der  boUttndiscben  Standesamtsurknnden  zu  verlangen.  Es  mag  sein, 
dafs,  wie  der  beschwerdefUbrende  Notar  behauptet^  in  den  Grenzbesirken 
bisher  die  Praxis  geherrscht  bat,  derartige  Urkunden  aucb  ohne 
Legalisation  anzunehmen  und  für  gültig  zu  erachten.  Einer  derartigen 
Praxis  würde  aucb  nicbt  entgegengetreten  werden  müssen,  wenn  sie 
auf  Kenntnis  der  Grenzverhältnisse  beruht.  Eine  Rechtsverletzung  aber 
kann  in  dem  Verlangen  der  Vorinstanz  nicbt  gefunden  werden,  und 
nur  auf  eine  solche  Ittfst  sich  nach  §  27  Fr.G.G.  das  Rechtsmittel  der 
weiteren  Beschwerde  stützen. 

Der  §  2  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Mai  1878  schreibt  vor,  dafs 
zur  Annabme  der  Ecbtbeit  einer  ausländiscben  öffentlicben  Urkunde 
die  L^alisation  durcb  einen  Konsul  oder  Gesandten  des  Reiches 
genügt  Ans  diesem  Wortlaut  des  Gesetzes  ergiebt  sieb,  dafs  der 
Ricbter  zur  Annabme  der  Ecbtbeit  einer  ausländiscben  öffentlicben 
Urkunde  mindestens  das  Erfordernis  der  Legalisation  stellen  kann,  es 
ist  nicbt  gesagt,  dafs  der  Ricbter  auch  ohne  Legalisation  die  Echtheit 
anzuerkennen  brauche,  f^s  kann  demselben  desbalb  nicht  entgegen- 
getreten werden,  wenn  er  bei  dem  vom  Gesetz  aufgestellten  Mindest- 
erfordemis  bebarrt.  Demgegenüber  kann  sich  der  Beschwerdeführer 
nicbt  auf  die  Vorschrift  des  §  438  C.P.O.  berufen.  Nach  diesem  bat 
das  Gericht  allerdings  nach  den  Umständen  des  Falles  zu  ermessen, 
ob  es  eine  von  einer  ausländischen  Behörde  ausgestellte  Urkunde  ohne 
weiteres  als  echt  ansehen  will.  Allein  die  Vorschriften  der  C.P.O.  be- 
ziehen sich,  wie  bereits  erwähnt,  nicht  auf  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  soweit  das  diese  betreffende  Gesetz  nicht 
ausdrücklich  auf  sie  Bezug  nimmt,  und  das  ist  hier  nicbt  der  Fall. 
Das  Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
enthält  keine  besonderen  Vorschriften  über  ausländische  Urkunden.  Es 
mufs  desbalb  bei  den  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Mai  1878 
sein  Bewenden  behalten. 
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Elterliche  Gewalt  (E.G.  z.  B.G.B.  Art.  19). 

Beachlufs  des  OberUmdeegerichtB  Dresden  vom   16.  Januar  1900  {Mugdan 
u.  Fdlkmann,  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  I  484). 

Ein  aus  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  entlassener  Minderjähriger, 
welcher  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat,  bleibt  unter 
der  elterlichen  Gewalt  seines  Vaters  bezw.  seiner  Mutter. 


Ehescheidung.    Bedeutimg  der  „bisherigen  Gesetze^  im  Art.  301 

E.G.  z.  B.G,B. 

Urteil  des  Oberlaadesgerichts  Köln  (L  Civ.Sen.)  Yom  14.  Mai  1901  {Mugdan 
M.  FaVcmanHy  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  II  452). 

Art  201  Abs.  1  E.O.  z.  B.O.B.  stellt  den  das  moderne  Recht 
überhaupt  beherrschenden  Grundsatz  an  die  Spitze,  dafs  grundsätzlich 
für  die  Scheidungen  dasjenige  Recht  mafsgebend  ist,  unter  dessen  Herr- 
schaft sie  begehrt  werden.  Damach  und  dem  öffentlichrechtlichen 
Charakter  des  Scheidungsrechtes  entsprechend  wtlrde,  streng  genommen, 
nur  zu  prtlfen  sein,  ob  die  behaupteten  Thatsachen,  gleichviel,  wann 
sie  sich  ereignet  haben,  nach  den  Grundsätzen  des  B.G.B.  einen 
Scbeidnngsgrund  darstellen  oder  nicht.  Das  Gesetz  hat  nun  aber  nach 
den  Vorgängen  der  früheren  preufsischen  Gesetzgebung  aus  Billigkeits- 
gründen eine  Ausnahme  von  dem  im  Abs.  1  aufgestellten  Grundsatz 
dahin  zugelassen,  dafs  die  Verfehlungen,  deren  sich  ein  Ehegatte  vor 
1900  schuldig  gemacht  hat,  nur  dann  als  Scheidungsgrund  gelten  sollen, 
wenn  bereits  das  bisherige  Recht  eine  derartige  Verfehlung  ab 
Scheidungsgrund  anerkannt  hat.  Begründet  wird  dies  in  den  Motiven 
(4  S.  288)  damit,  dafs  „die  ab  Scheidungs-  und  Trennungsgründe  sich 
qualifizierenden  Thatsachen  der  Regel  nach  im  schuldhaften  Verhalten 
eines  Ehegatten  bestehen  und  ein  solches  Verhalten  füglich  nur  dann 
angenommen  werden  kann,  wenn  der  Ehegatte  wufste  oder  wissen 
konnte,  dafs  seine  Handlungsweise  überhaupt  den  Bestand  der  Ehe  in 
Frage  zu  stellen  geeignet  sei**.  Nach  diesem  gesetzgeberischen  Motiv 
können  unter  den  „bisherigen  Gesetzen''  des  Art  201  Abs.  2  nur  die- 
jenigen Gesetze  verstanden  werden,  welche  am  Wohnsitze  der  Ehegatten 
zu  der  Zeit  galten,  als  der  eine  Ehegatte  sich  die  ihm  zur  Last  gelegte 
Verfehlung  hat  zu  schulden  kommen  lassen. 

Zu  demselben  Ergebnisse  führt  folgende  Erwägung:  Da  grund- 
sätzlich seit  1.  Januar  1900  das  B.G.B.  für  die  Scheidung  von  Ehen 
aller  Reichsangehörigen  mafsgebend  ist,  so  kann  in  den  Scheidungs- 
prozessen derselben,  genau  genommen,  ein  Fall  der  Statutenkollision 
gar  nicht  mehr  vorkommen.  Es  fehlt  demnach  für  das  mit  einem 
solchen  Scheidungsprozesse  befafste  Grericht  jeglicher  Grund  dafUr ,  die 
bbherige  lex  fori  ab  das  unter  allen  Umständen  mafsgebende  Scheidungs- 
recht anzuwenden,  da  vielmehr  jetzt  nur  das  Recht  des  B.G.B.  die  lex 
fori   im  Sinne   der  Grundsätze   des   internationalen  Privatrechtes  bildet 

19  ♦ 
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(vgl.  Abs.  4  Art.  17  E.O.).  Demnach  sind  jetzt  auch  die  bisher  bei 
der  Anwendung  des  Scheidungsrechtes  aafgetauchten  Streit-  and  Zweifels- 
tragen  (ygl.  Entsch.  des  R.O.  9  8.  191;  16  8.  138;  41  8.  215)  be- 
seitigt, soweit  sie  nur  darauf  beruhten,  dafs  innerhalb  der  einzelnen 
Bundesstaaten  das  verschiedenartigste  Scheidungsrecht  in  Geltung  war. 
Vgl.  auch  D.  Jur.-Zeit.  1900  S.  250 ;  Habicht  3.  Aufl.  S.  605  Anm.  2  ^). 

Ehescheidung.     ÖrÜiche  und  zeitliche  Statutenkollision. 

Urteil  des  Oberlandesgeriehts  zu  Karlsruhe  (III.  Senat)  vom  81.  Januar  1901 
in  Sachen  Haas  gegen  Haas  („Badische  Bechtsprazis^  1901  S.  55). 

Da  sämtliche  Verfehlungen ,  aus  welchen  die  Parteien  ihre  E[lage- 
und  Widerklageanträge  herleiten,  in  die  Zeit  vor  Einführung  des 
B.G.B.  fallen,  und  angesichts  der  württ  Staatsangehörigkeit  der  Streit- 
teile ergiebt  sich  aus  Art.  201  E.O.  z.  B.G.B.  hinsichtlich  der  örtlichen 
und  zeitlichen  Statutenkollision,  dafs  die  Scheidung  vorliegende  nur 
ausgesprochen  werden  kann,  wenn  sich  die  behaupteten  Vorgänge  so- 
wohl als  Scheidungsgrttnde  i.  S.  des  B.G.B.,  wie  auch  als  Scheidungs- 
oder  Trennungsgründe  im  Sinne  desjenigen  bisherigen  Landrechts 
darstellen,  welches  mafsgeblich  des  jetzigen  und  des  firUheren  inter- 
nationalen Privatrechts  in  Betracht  kommt.  Im  vorwtlrfigen  Falle 
weisen  nun  die  für  den  badischen  Richter  bindenden  internationalen 
Rechtsnormen  des  alten  und  des  neuen  Rechts  gleichmäfsig  auf  die 
württembergische  Ehegesetzgebung  hin;  denn  nach  Bad.L.R.S.  ist  flir 
das  persönliche  Eherecht  die  lex  originis^  d.  h.  das  Recht  des  Heimats- 
staates der  Ehegatten,  ausschlaggebend  (R.G.  in  Jurist  WocheoBchr. 
1899  S.  717  u.  736,  1900  S.  285;  Bad.  Annalen  1899  S.  276),  ein 
Grundsatz,  der  auch  in  der  nach  Aufhebung  des  Bad.L.R.  eingreifenden 
gemeinrechtlichen  Doktrin,  sowie  in  Art.  17  E.G.  z.  B.G.B.  anerkannt 
ist.  Zu  demselben  Ergebnisse  würde  auch  die  auf  das  jetzige  inter- 
nationale Privatrecht  deutende  Anwendung  des  Art  2  des  Bad.AaBf.G. 
z.  B.G.B.  führen. 

Unterhaltsanspruch  des  unehelichen  Kindes.     „Bisherige  Gesetze^ 

im  Sinne  des  Art.  208  E.G.  z.  B.G.B. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  (II.  Civ.Sen.)  vom  4.  Mai  1901  {Mugdan 
u,  Falkmanny  D.  Rechtspr.  d.  Oberlandesg.  II  453). 

Der  Beklagte  und  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes  haben  während 
der  Empfllngniszeit  und  bei  der  Geburt  des  Kindes  in  X.  im  Gebiete 
des  preufs.  A.L.R.  gewohnt;  dort  ist  auch  die  Geburt  erfolgt.  Nach 
den  Regeln  des  internationalen  Privatrechtes  findet  daher  auf  den  Unter- 


1)  Vgl.  auch  Ziielmannj  Jherings  Jahrb.  42  S.  189 ff.,  Niedner.  Ein- 
führungsgesetz,  2.  Aufl.  (1901),  8.  447 ;  Niemeytr^  Das  intern.  Privatrecht  des 
B.G.B.  (1901)  S.  179  ff.  N. 
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haltaansprach  des  Kindes  an  sich  anzweifelhaft  das  preufs.  Ges.  vom 
24.  April  1854  Anwendung,  wonach  dem  Kinde  der  Ansprach  zusteht 
unter  der  Voraussetzung,  dafs  der  Beklagte  während  der  Empfitngszeit 
der  Kindesmutter  beigewohnt  hat.  Nach  feststehender  Rechtsprechung 
stand  jedenfalls  bis  1.  Januar  1900  der  Geltendmachung  derartiger  An- 
sprtlche  im  Gebiete  des  rheinischen  Rechtes  die  Verbotsbestimmung 
des  Art.  340  C,  c,  entgegen.  Dem  Vordeirichter  ist  aber  darin  bei- 
zupflichten, dafs  das  Gleiche  auch  nach  1.  Januar  1900  bezüglich  der 
Ansprüche  der  vor  diesem  Zeitpunkte  geborenen  unehelichen  Kinder 
der  Fall  ist,  und  zwar  jedenfalls  dann,  wenn,  wie  hier,  der  als  Vater 
in  Anspruch  Genommene  vor  1.  Januar  1900  im  Gebiete  des 
rheinischen  Rechtes  gewohnt  hat.  Hierfür  spricht  sowohl  der  Wortlaut, 
als  auch  die  Entstehungsgeschichte  des  Art  208. 

Nach  Art.  208  bestimmt  sich  die  rechtliche  Stellung  eines  Mher 
geborenen  unehelichen  Kindes  vom  Inkrafttreten  des  B.G.6.  an  zwar 
im  allgemeinen  nach  dessen  Vorschriften,  jedoch  bleiben  für  die  Er- 
forschung der  Vaterschaft,  das  Recht  des  Kindes,  den  Familiennamen 
des  Vaters  zu  führen,  sowie  für  die  Unterhaltspflicht  des  Vaters  die 
bisherigen  Gesetze  mafsgebend.  Dieser  Wortlaut  des  Gesetzes  bietet 
keinen  Baum  zu  der  beschränkenden  Auslegung,  dafs  das  Verbot  der 
Erforschung  der  Vaterschaft  nur  insoweit  habe  aufrecht  erhalten  werden 
sollen,  ab  es  in  den  nach  den  Regeln  des  internationalen  Privatrechtes 
über  die  örtliche  Statutenkollision  zur  Anwendung  kommenden  Gesetzen 
enthalten  sei. 

Anlangend  die  Entstehungsgeschichte,  so  sollten  nach  Art.  126 
des  ersten  Entwurfes  nur  ftir  das  Recht  des  Kindes,  den  Familien- 
namen des  Vaters  zu  führen,  und  für  die  Unterhaltspflicht  des  letzteren 
die  bisherigen  Gesetze  aufrecht  erhalten  bleiben  .  .  .  Die  Motive  er* 
achten  also  die  Vermeidung  nach  den  bisherigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ausgeschlossener,  unliebsamer  Prozesse  für  erheblich  genug, 
um  mit  Rücksicht  hierauf  bezüglich  der  vorher  geborenen  unehelichen 
Kinder  eine  Ausnahme  von  den  Grundsfttzen  des  B.G.B.  und  der  im 
Prinzipe  ausgesprochenen  alsbaldigen  Anwendbarkeit  der  Bestimmungen 
desselben  auf  die  rechtliche  Stellung  dieser  Kinder  eintreten  zu  lassen. 
Was  die  Motive  vermieden  wissen  wollten,  würde  aber  nur  teilweise 
vermieden  worden  sein,  wenn  der  Art.  126  Gesetz  geworden  wäre. 
Es  würden  alsdann  nämlich  die  das  Verbot  der  Erforschung  der  Vater- 
schaft enthaltenden  bisherigen  Gesetze  nur  bezüglich  der  Unterhalts- 
pflicht und  nur  soweit  sie  in  Beziehung  auf  die  Entstehung  derselben 
als  solcher  in  Frage  kamen,  aufrecht  erhalten  worden  sein.  Dagegen 
wären  in  zahllosen  Fällen,  namentlich  in  denjenigen,  in  welchen  bisher 
im  Hinblicke  auf  Art.  340  C.  c.  die  Klage  versagt  worden  ist,  Prozesse 
w^en  oft  weit  zurückliegender  Thatbestände  und  demgemäfs  mit  d^i 
von  den  Motiven  gekennzeichneten  unliebsamen  Folgen  alsbald  statthaft 
gewesen.  Es  erscheint  daher  die  Annahme  gerechtfertigt,  dafs  der 
Bandesrat  die  Worte  „für  Erforschung  der  Vaterschaft**  hinzugefügt 
hat,  weil  er  diese  Lücke  erkannt  und  hat  ausfüllen,  also  zum  Ausdrucke 
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bringen  wollen,  dafs  die  Verhttltnisse,  wie  sie  nnn  einmal  bisher  anUr 
dem  Schutze  der  bezüglichen  Bestimmangen  bestanden  haben,  auch 
fernerhin  zu  Recht  bestehen  bleiben  sollen^). 

Cession.    Die  WirJcsamJceit  der  Cession  richtet  sich  nach  dem  für 
die  cedierte  Forderung  mafsgebenden  BechL 

Urteil  des  Oberlandesgeriehts  Hamburg  vom  15.  Dezember  1900  (SeufferU 

Archiv  Bd.  56  S.  260.). 

K.  &  Co.  in  Hamburg  schuldeten  dem  Kaufmann  J.  in  St.  Brieux 
in  Frankreich  den  Kaufpreis  i\lr  von  ihm  bezogene  Waren.  Am 
10.  Januar  1900  zog  J.  über  den  Fakturabetrag  einen  Wechsel  auf 
K.  &  Co.  und  indossierte  denselben  an  die  £Llttgerin,  ein  Bankhaus  in 
Paris.  Diese  liefs  den  Wechsel  den  Bezogenen  zur  Annahme  präsen- 
tieren, welche  aber  von  ihnen  abgelehnt  wurde,  weil  am  24.  Januar 
von  D.  0.  in  Hamburg  bei  den  dortigen  Gerichten  ein  Arrest  gegen 
den  inzwischen  in  Konkurs  geratenen  J.  erwirkt  und  dessen  Forderung 
an  K.  &  Co.  aus  dem  hier  fraglichen  Kaufgeschäft  gepflindet  worden 
war.  Die  Klägerin  klagte  nunmehr  gegen  K.  &  Co.  auf  Zahlung  des 
von  ihnen  dem  J.  geschuldeten  Kaufpreises,  indem  sie  sich  znr  Be- 
gründung ihrer  Aktivlegitimation  auf  einen  Satz  des  französischen 
Rechtes   berief,   demzufolge  durch  Indossierung  der  über  eine  Waren- 


1)  Vgl.  oben  S.  255  ff.  Der  Einsender  des  Erkenntnisses  v.  4.  Mai  1901 
bemerat  a.  a.  0.  zu  demselben :  „Die  Entscheidanfir  dieser  vielumstrittenen 
Frage  — -  vgl.  auch  Habicht  8.  Aufl.  S.  41  u.  42  Anm.  1  —  erscheint 
nicht  unbedenklich.  Unter  den  ^bisherigen  Gksetzen^  und,  ähnlich  wie 
im  Art  201   KG.  z.  B.G.B.,  diejenigen  zu  verstehen,  welche   hätten  an- 

Sewendet  werden  müssen,  wenn  die  nach  1.  Januar  1900  angestrengte 
llage  auf  Gewährung  des  Unterhaltes  zur  Zeit  der  Geburt  oes  Kindes 
erhoben  worden  wäre;  denn  wie  auch  die  Motive  hervorheben,  ist  f3r 
die  Fraee,  ob  dem  vor  1900  geborenen  unehelichen  Kinde  ein  Unt^halts- 
ansprucn  zusteht,  lediglich  der  Zeitpunkt  seiner  Geburt  und  das  damals 
malsgebende  Becnt  entscheidend.  Im  obigen  Urteile  ist  aber  nicht  dieees 
Recht,  sondern  die  ehemalige  lex  fori  (Art.  340  C.  c.  als  absolates  Yerbots- 

fesetz)  zur  Anwendung  gebracht.  Nach  den  Grundsätzen  des  internationalen 
'rivatrechtes  kommt  aber  die  lex  fori  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  ein 
absolutes  Ge-  und  Verbot  für  den  Prozefsrichter  enthält;  dagegen  ISist  sie 
das  zwischen  den  Parteien  bestehende  Privatrechtsverhältnis  an  sieh 
unberührt,  wie  denn  auch  zweifellos  die  Klage  ohne  weiteres  zu^lassm 
werden  mufs,  sobald  der  Beklagte  sich  wieder  in  das  frühere  Gebiet  des 
A.L.R.  begiebt.  Da  das  Urteil  an  mehreren  Stellen  betont,  dafs  der  Be- 
kldffe  bereits  vor  1900  (nicht  aber  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes)  im 
Geoiete  des  rheinischen  Hechtes  seinen  Wohnsitz  genommen,  so  scheint  es 
davon  auszugehen,  als  ob  der  Beklagte  dadurch  em  subjektives  Recht 
auf  den  ihm  durch  das  Verbot  des  Art.  S40  C.  c.  thats&chlich  gew&hrten 
Schutz  gegen  eine  Inanspruchnahme  erlangt  habe,  während  derartige  Verbots- 
gesetze nur  Bedeutung  für  das  Prozefsf^ericht  haben,  dagegen  auf  das 
zwischen  den  Parteien  einmal  rechtsgültig  entstandene  materielle  Rechts- 
verhältnis ohne  Einflufs  sind.  Lex  fori  ist  aber  seit  1.  Januar  1900  für 
alle  Klagen,  die  sich  auf  eine  uneheliche  Geburt  gründen,  ledigÜch  das 
B.G.B.« 
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forderang  gesogenen  Tratte  auch  die  der  letzteren  zu  Oninde  liegende 
Warenfordening  selbst  auf  den  Indossatar  übergehe.  K.  &  Co.  ver- 
kttndeten  dem  D.  0.  den  Streit,  hinterlegten,  nachdem  dieser  erklärt 
hatte,  dem  Rechtsstreit  beitreten  bq  woUen,  die  Seholdsomme  anter 
Verzicht  anf  das  Recht  der  Rücknahme  ond  wurden  auf  ihren  Antrag 
ans  dem  Rechtsstreit  entlassen.  In  dem  nnnmehr  gemäls  G.P.O.  §  75 
zwischen  den  streitenden  Olänbigem  fortgesetzten  Rechtsstreit  vemrteilte 
das  Landgericht  den  D.  0.,  in  die  Erhebung  des  hinterlegten  Betrages 
sntens  der  Klägerin  za  willigen.  In  der  Ber.-Instanz  worde  die 
EJjIgerin  abgewiesen  nnd  auf  Orond  der  Widerklage  verurteilt,  in  die 
Erhebung  des  Depositnms  seitens  des  D.  0.  zu  willigen.  —  Aus  den 
Gründen: 

„Die  Klägerin  leitet  ihre  Legitimation  zur  Oeltendmachong  der 
von  der  Firma  J.  in  St.  Brieux  erworbenen  Forderung  daraus  her, 
dafs  nach  einem  im  Gebiete  des  französischen  Rechts  anerkannten  Rechts- 
satze mit  der  Indossierung  der  über  den  Betrag  der  Faktura  vom 
10.  Januar  1900  gezogenen  Tratte  auch  der  Anspruch  aus  dem  von 
der  Firma  J.  mit  der  Firma  K.  &  Co.  geschlossenen  Vertrage  selbst, 
welcher  die  Deckung  für  die  Tratte  bilde,  auf  sie  übergegangen  sei. 
Dals  das  deutsche  Recht  einen  solchen  Rechtssatz  nicht  kennt,  steht 
fest  und  damit  auch,  dafs,  wenn  ftlr  den  Rechtsstreit  zwischen  der 
Klägerin  und  dem  Intervenienten,  welcher  an  Stelle  der  Firma  K.  &  Co. 
als  Beklagter  in  den  Rechtsstreit  eingetreten  ist  und  Widerklage  er- 
hoben hat,  deutsches  Recht  in  Anwendung  zu  bringen  ist,  Klägerin  mit 
ihrem  Ansprüche  nicht  durchzudringen  vermag.  Davon  geht  auch  das 
Landgericht  bei  der  Begründung  seines  Urteils  aus;  es  gelangt  jedoch 
zu  der  Ansicht,  dafs  der  Entscheidung  französisches  und  nicht  deutsches 
Recht  zu  Omnde  zu  l^gen  sei.  Darin  ist  jedoch  dem  angefochtenen 
Urteile  nicht  beizustimmen. 

In  Übereinstimmung  mit  mehrfachen  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts ^)  ist  davon  auszugehen,  dafs  bei  PHlftmg  der  Frage,  ob  ein  be- 
stimmter Rechtsakt  geeignet  sei,  den  Übergang  einer  Forderung  von 
dem  bisherigen  Gläubiger  auf  einen  anderen  zu  bewirken,  dasjenige 
Recht  mafsgebend  ist,  welchem  das  Schuldvcrhältnis,  aus  welchem  sich 
die  Forderung  exgiebt,  untersteht,  jedenfidls  soweit  es  sich  um  die 
Wirksamkeit  des  Forderungsüberganges  dem  Schuldner  und  Dritten 
g^enttber  handelt.  Die  Einwendungen,  welche  in  dem  angefochtenen 
Urteile  gegen  diese  Auffassung  erhoben  werden,  sind  nicht  zutreffend. 
Liegt  eine  Statutenkollision  vor,  so  hat  der  Richter  bei  der  Entscheidung 
darüber,  ob  auswärtiges  oder  einheimisches  Recht  anzuwenden  sei,  sich 
nach  den  für  den  Fall  der  Statutenkollision  in  Betracht  kommenden 
Vorschriften  des  einheimischen  Rechts  zu  richten  und,  insoweit  fllr  die 
Entscheidung  die  rechtliche  Natur  eines  Rechtsverhältnisses  oder  eines 


1)  Vgl.  B.G.  39  S.  976  und  die  dort  citierten  Erkenntnissei  sowie  Bar, 
Lehrbuch  des  inteniationalen  Privat-  nnd  Strafrechtes  (Stuttgart  1892)  S.  117. 
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Rechtsaktes  von  Bedeatang  ist,  die  Beurteilang  des  ReehtsYerhültnisses 
oder  des  Rechtsaktes  ssu  Orunde  su  legen«  welche  dem  einheimischen 
Rechte  entspricht.  Der  Vertrag  zwischen  der  Firma  J.  und  der  Firma 
K.  &  Co.,  aas  welchem  die  streitige  Forderung  entstammt,  ist  im 
Januar  1900  geschlossen,  die  Begebung  des  Weehseb,  aus  welcher 
Kltfgerin  ihre  Berechtigung  zur  Geltendmachung  der  eingeklagten 
Forderung  herleitet,  ist  ebenfidls  im  Januar  1900  erfolgt.  Soweit 
deutsches  Recht  in  Betracht  kommt,  sind  demnach  die  Bestimmungen. 
des  B.6.B.  in  Anwendung  zu  bringen.  Nach  §  898  B.G.B.  geht  mit 
Abschlufs  des  Cessionsyertrags  die  Forderung  auf  den  Erwerber  Über. 
Die  Gession  kann  Rechte  und  Verpflichtungen  zwischen  dem  Cedenten 
und  dem  Cessionar  begründen ;  sie  enthttlt  aber  weiter  einen  sog.  ding- 
lichen Vertrag,  den  Veräufserungsvertrag,  und  gerade  diese  Seite  der 
Cession  ist  es,  wdche  fdr  die  Wirkung  derselben  dem  Schuldner  und 
Dritten  gegenüber  von  Bedeutung  ist.  Wenn,  wie  das  L.G.  in  dem 
angefochtenen  Urteil  ausfahrt,  die  Wirksamkeit  der  Gession  in  dem 
Verhältnisse  zwischen  Gedenten  und  Cessionar  nach  dem  ftir  den  Sitz 
des  Cessionsgeschäftes  mafsgebenden  Rechte  zu  beurteilen  ist,  so  folgt 
daraus  nicht,  dafs  das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Wirkung  des  zwischen 
dem  Gedenten  und  Cessionar  vorgenommenen  Rechtsaktes  Dritten  gegen- 
über, zu  welchen  auch  der  Schuldner  zu  rechnen  ist  Ob  der  ding- 
liche Vertrag,  durch  welchen  eine  Sondemachfblge  in  die  Forderung 
bewirkt  wird,  zur  Vollziehung  gelangt  ist,  entscheidet  sich  vielmehr 
nach  dem  Recht  des  Ortes,  wo  die  Obligation,  dem  die  Forderung  ent- 
stammt, ihren  Sitz  hat,  möge  es  nun  der  Erfüllungsort  sein  oder  der 
Ort,  wo  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat  Es  kommen  in  dieser 
Beziehung  gleiche  Gesichtspunkte  in  Betracht  wie  in  dem  Falle,  in 
welchem  es  sich  um  den  Erwerb  einer  Sache  handelt  Wenn  zwei 
Auslttnder  im  Aaslande  einen  Kaufv^ertrag  über  eine  in  Deutschland 
befindliche  Sache  schliefsen,  so  bestimmt  sich  die  Wirksamkeit  des  Ver- 
trages zwischen  den  Kontrahenten  nach  dem  ausländischen  Rechte; 
nicht  aber  ist  dieses  Recht  mafsgebend  fdr  die  Frage,  ob  der  Eläufer 
Eigentum  an  der  Sache  erworben  hat,  sondern  diese  regelt  sieh  nach 
dem  einheimischen  Rechte.  Es  würde  also,  wenn  ein  Kau^ertrag 
über  eine  in  Deutschland  befindliche  Sache  zwischen  zwei  Franzosen 
in  Frankreich  geschlossen  wäre,  der  Käufer  bei  einem  deutschen  Gre- 
richt  in  einem  Rechtsstreit  mit  einem  Dritten  nicht  damit  gehört  werden 
können,  dafs  nach  französischem  Rechte  der  Eigentumsübergang  besüglich 
der  verkauften  Sache  sich  unmittelbar  mit  Abschlufs  des  Vertrages  voll- 
ziehe, während  die  Wirksamkeit  des  Vertrages  unter  den  Kontrahenten 
im  übrigen  allerdings  nach  französischem  Rechte  zu  beurteilen  wäre. 
Was  das  L.G.  ausführt,  ist  somit  nicht  geeignet,  die  als  unrichtig  be- 
zeichnete Ansicht  zu  widerlegen.  Die  weiteren  Deduktionen,  welche 
das  L.G.  unter  Bezugnahme  auf  ein  Urteil  des  Schweizer  Bandesgerichts 
macht,  stehen  auch  nicht  grundsätzlich  im  Widerspruch  zu  dem  Satze, 
dafs  die  dingliche  Wirkung  der  Cession  sich  nach  dem  Rechte  be- 
stimmt, welches  fllr  die  Forderung,  deren  Übertragung  in  Frage  steht, 
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das  mafsgebende  ist,  sondern  sie  gehen  darauf  hinaus,  eine  Ausnahme 
von  diesem  Satze  eintreten  zu  lassen  ^  den  Fall,  dafs  die  Stellung 
des  Schuldners  durch  den  Übergang  der  Forderung  in  keiner  Weise 
erschwert  wird,  eine  Ausnahme,  für  deren  Begründung  mehr  Rücksichten 
der  Zweckmäfsigkeit  herangezogen  werden. 

(Vgl.  z.  B.  V.  Bar,  Internationales  Priyatiecht  Bd.  2  S.  79  ff.) 
Ob  diese  Ansicht  Billigung  verdient,  mag  dahingestellt  bleiben,  sie  ist 
jedenfalls  nicht  entscheidend,  wenn  es  sich  um  eine  Kollision  zwischen 
demjenigen,  welcher  als  angeblicher  Cessionar  die  Forderung  in  An« 
Spruch  nimmt,  und  einem  Dritten,  der  Rechte  an  der  Forderung  zu 
haben  vermeint,  handelt  Bei  diesem  Streit,  bei  welchem  der  Schuldner 
unbeteiligt  ist,  handelt  es  sich  lediglich  um  die  Frage,  ob  die  Forderung 
aus  dem  Vermögen  des  Cedenten  durcb  den  Rechtsakt,  welcher  den 
Übergang  der  Forderung  auf  den  angeblichen  Cessionar  bewirkt  haben 
soll,  herangegangen  ist,  und  diese  Frage  ist  nach  dem  Rechte  zu  be- 
urteilen, welchem  das  die  Forderung  begründende  Schuldverbfiltnis  unter- 
steht (vgl  auch  V.  Bar  S.  82  ff.).  Sonach  ist  auch  im  vorliegenden 
Fall  die  Frage,  ob  zu  der  Zeit,  als  auf  Antrag  von  D.  0.  die  Arrest- 
pf^dung  erfolgte,  die  von  derselben  betroffene  Forderung  noch  zu  dem 
Vermögen  der  Firma  J.  gehörte,  nach  deutschem  Recht  zu  entscheiden. 
Bei  Anwendung  des  deutseben  Rechts  gelangt  man,  das  ist  nicht  streitig, 
zu  einer  Bejahung  dieser  Frage  und  damit  zu  der  für  die  Entscheidung 
des  Rechtsstreits  genügenden  Feststellung,  dafs  dem  D.  0.  der  Klägerin 
g^;enüber  das  bessere  Recht  an  der  fraglichen  Forderung  zusteht  Die 
weitere  Konsequenz  ist  allerdings,  dafs  Klägerin  überhaupt  als  Inhaberin 
der  fraglichen  Forderung  Dritten  gegenüber  nicht  anerkannt  werden 
kann. 

Französisches  Recht  ist  sonach  für  den  vorliegenden  Rechtsstreit 
nicht  heranzuziehen,  und  es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  der  Rechts- 
satz, auf  welchen  Klägerin  sich  beruft,  in  der  französischen  Recht- 
sprechung Anerkennung  geftmden  hat  oder  nicht ^ 

Eismbahnfrachtgeschäft  ^   ZoUnachf orderung,     AnerJcennung   eines 
ausländisehen  Urteiles  äk  Grundlage  eines  privairechüichen  An- 
spruches. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Zweibrttcken  vom  12.  Dezember  1900  (Ztschr. 

f.  französ.  Civilrecht  XXXII  174  ff.). 

Auf  Rechnung  des  Kaufmanns  Sigmund  K.  in  Zweibrücken  sind 
am  26.  und  28-  Dezember  1887  ftbnf  Eisenbahnwagen  Gerste  aus 
Belgien  in  das  Zollvereinsgebiet  eingeführt  worden.  Die  Frachtbriefe 
trugen  den  Vermerk:  „An  der  Grenze  zu  verzollen;  Station  Bettingen **. 
Die  KaiserL  deutsche  Fisenbahnverwaltung  in  Elsafs-Lothringen,  der 
die  Verwaltung  der  Wilhelm-Luxemburg-Fisenbahnen  zusteht,  brachte 
das  Getreide  bei  dem  Grofsh.  NebenzoUamte  Bettmgen  zur  Verzollung. 
Nach  dem  Zolltarife  vom  24.  Mai  1885  wurden  1  M.  50  Pf.  für 
100  kg  erhoben.    Auf  Grund  des   Reichsgesetzes  vom   21.  Dezember 
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1887,  die  Abttndenmg  des  Zolltarifs  betr.,  wurde  nachtrtiglieh  von  der 
Zollbehörde  die  Zahlung  eines  Betrages  von  808  M.  verlangt  Anf 
Grand  des  §  2  Abs.  2  des  Reichsgeeetzes  reichte  K.  ein  Gesuch  nm 
Elrlafs  der  erhöhten  Abgabe  ein,  das  jedoch  durch  Veiftigung  der 
Grofsh.  Zolldirektion  zu  Luxemburg  vom  5*  April  1888  ablehnend 
beschieden  wurde,  weil  aus  den  beigebrachten  Schriftstttcken  nicht  zu 
entnehmen  sei,  dafs  die  Gerste  schon  vor  dem  26.  November  1887 
zur  Einfuhr  bestimmt  gewesen  sei.  Da  von  K.  auf  gtltlichem  Wege 
Zahlung  nicht  zu  erlangen  war,  erging  von  seiten  des  Grofsh.  Haupt- 
zollamts Luxemburg  an  die  Generaldirektion  der  Eisenbahnen  in 
Elsafs-Lothringen ,  vertreten  durch  ihre  Betriebsdirektion  in  Luxem- 
burg, im  November  1888  Zahlungsaufforderung  imd  sodann  Zwangs- 
befehl, worauf  zu  dem  Grofsh.  Bezirksgerichte  zu  Luxemburg  Ein- 
spruch erhoben  wurde.  In  diesen  Ptozefs  liefs  die  Eisenbahn- 
verwaltung  am  15.  Dei.ember  1890  den  Sigmund  K.  beüaden. 
K.  erschien  nicht  Durch  Urteil  vom  3.  August  1892  wurde  die 
Eisenbahnverwaltung  zur  Zahlung  verurteilt.  Im  Jahre  1895  erhob 
sie  Klage  gegen  Sigmund  K.  auf  Ersatz  des  an  die  Zollbehörde  ge- 
zahlten Betrages  von  808  M.  und  der  in  Luxemburg  ihr  erwachsenen 
Prozefskosten.  Das  Landgericht  Z.  wies  die  Klage  ab,  weil  die  Grerste 
vor  dem  26.  November  1887  zur  Einfuhr  gekauft  worden  und  die  Bei- 
ladung in  den  Luxemburger  Prozefs  nicht  in  den  Formen  der  Reichs- 
civilprozefsordnung  erfolgt  sei.  In  zweiter  Instanz  wurde  EL  nach  An- 
trag verurteilt 

Aus  den  Gründen:  „Wie  in  dem  Thatbestande  des  ange- 
fochtenen Urteils  festgestellt  ist,  sind  die  ftbif  Wagen  Gerste,  welche  am 
26.  und  27.  Dezember  1887  in  Betting  zur  Verzollung  kommen  soUten, 
auf  Bestellung  des  K.  von  der  Firma  Gebr.  M.  in  Antwerpen  abge- 
schickt worden.  K.  giebt  zu,  dafs  der  Zoll,  wenn  er  geschuldet  wäre, 
im  Verhältnis  zur  Firma  Gebr.  M.  von  ihm  zu  tragen  sein  wfirde.  Es 
ist  daher  die  Klage  mit  Recht  gegen  ihn  erhoben  worden,  indem  er 
als  derjenige  erscheint,  der  durch  Gebr.  M.  den  Frachtvertrag  mit  der 
Eisenbahnverwaitnng  abgeschlossen  hat 

In  der  über  den  Frachtvertrag  aufgenommenen  Urkunde  ist  der 
Auftrag  erteilt:  „An  der  Grenze  zu  verzollen;  Station  Bettingen*'. 
Die  Eisenbahnverwaltung  hat  diesen  Auftrag  angenommen  und  auf  der 
Station  Bettingen  durch  ihre  Leute  das  Getreide  zur  Verzollung  ange- 
meldet, auch  den  ihr  damals  von  der  Zollbehörde  angeforderten  Zoll 
zur  Zahlung  übernommen.  Ob  die  Zollbehörde  am  26.  oder  28.  Dezem- 
ber schon  den  erhöhten  Zoll  nach  dem  Reichsgesetze  vom  21-  Dezem- 
ber 1887  hatte  verlangen  können  und  sollen,  berührt  die  KUlgeiin 
nicht,  denn  jedenfalls  durfte  sie  selbst  den  Empfängern  der  Gerste  oder 
dem  Beklagten  gegenüber  keinen  höheren  Zollbetrag  in  Ansatz  bringen, 
als  sie  selbst  der  Zollbehörde  entrichtet  oder  zu  entrichten  sich  ver- 
bindlich gemacht  hatte. 

Aus  dem  Grunde,  weil  die  Eisenbahnverwaitung,  dem  Auftrage 
des  Beklagten   entsprechend,   die   Gerste   in   Bettingen   zur   Verzollung 
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angemeldet  hatte,  ist  ihr  später  daselbst  der  Betrag,  um  den  der  Zoll 
mit  Wirkung  vom  26.  November  ab  erhöht  worden  ist,  von  der  Zoll- 
behörde angefordert  worden.  Gemäfs  Art.  1998  C.  c  wMre  es  Sache 
des  Beklagten  gewesen,  die  KlXgerin  von  den  Ansprüchen  zu  befreien, 
die  aus  der  Vollziehung  des  ihr  erteilten  Auftrages  mit'  Recht  oder 
mit  Unrecht  gegen  sie  erhoben  wurden.  Dem  Beklagten  ist,  wie  aus 
den  von  den  Parteien  verlesenen  Schriftstücken  sich  ergiebt,  von  der 
Anforderung  der  Zollbehörde  Kenntnis  gegeben  worden,  er  hat  auch 
um  Erlafis  der  erhöhten  Eingangsabgmbe  nachgesucht;  nachdem  er 
aber  von  der  Qrofsh.  Zolldirektion  zu  Luxemburg  am  5.  April 
1888  ablehnenden  Beschdd  erhalten  hatte,  hat  er  unterm  15.  Juni 
1888  erklärt,  er  zahle  nicht,  bis  er  in  Zweibrttcken  verurteilt 
werde. 

Dieses  Verhalten  des  Beklagten  hatte  zur  Folge,  dafs  die  Zoll- 
behörde der  Klägerin  schliefslieh  Zwangsbefehl  zustellen  liefs.  Klägerin, 
die  gemäfs  §  8  der  Übereinkunft  vom  11.  Juni  1872  (Heich8ges.Bl. 
S.  331)  vor  den  Gtoiehten  in  Luzemboiig  Recht  zu  nehmen  hat,  machte 
durch  Einspruch  die  Sache  bei  Gericht  anhängig,  und  ermöglichte  dem 
Beklagten  dadurch,  dafs  sie  ihn  am  15*  Dezember  1890  beiladen  liefs, 
vor  dem  Gerichte  den  durch  §  2  des  Reichsgesetzes  vom  21.  Dezem- 
ber 1887  zugelassenen  Nachweis  zu  liefern.  Da  der  Beklagte  der 
Beiladung  keine  Folge  leistete,  auch  auf  die  Zustellung  des  Urteils 
vom  3.  August  1892  sich  unthätig  verhielt,  ist  die  Ellägerin  rechts- 
kräftig zur  Zahlung  des  Zollbetrags  von  303  M.  und  der  Prozefs- 
kosten  verurteilt  worden.  Dafs  die  Prozefskosten,  soweit  sie  hier  in 
Betmcht  kommen,  167  M.  48  Pf.  betragen,  und  dafs  die  Klägerin  die 
von  ihr  eingeklagten  Beträge  gezahlt  hat,  ist  aufser  Streit  Ihr  Ersatz- 
anspruch aber  ist  nach  den  Bestimmungen  der  Art  1999,  2000  C.  c 
begründet  Auf  die  Frage,  auf  welche  das  angefochtene  Urteil  ent- 
scheidendes Gewicht  legt,  ob  nämlich  die  Gerste  eingeftlhrt  worden  ist 
infolge  von  Verträgen,  die  vor  dem  26.  November  1887  abgeschlossen 
waren,  kommt  es  nicht  an;  der  Anspruch  der  Zollbehörde  auf  den  er- 
höhten Zoll  ist  der  Klägerin  gegenüber  rechtskräftig  festgestellt  Richtig 
ist  wohl,  dafs  das  in  Luxemburg  ergangene  Urteil  nicht  g^en  den 
Beklagten  vollziehbar  ist,  allein  ftir  den  jetzt  anhängigen  Rechtsstreit 
genügt  ee,  dafs  fttr  die  von  dem  Beklagten  oder  dessen  Vertreter  mit 
der  Verzollung  beauftragte  Klägerin  das  Urteil  des  Luxemburger  Ge- 
richts bindend  ist  Jenes  Urteil  bildet  die  Grundlage  fttr  die 
Ersatzforderung  der  Klägerin,  wenn  es  auch  kein  Voll- 
strecknngstitel  gegen  den  Beklagten  ist  Bei  seiner  Weige- 
rung zu  zahlen,  bis  er  von  einem  Gerichte  in  Z.  verurteilt  werde,  hat 
d<v  Beklagte  übersehen,  dafs  bei  der  Entscheidung  des  heimatlichen 
Gerichtes  die  Vorgänge  in  Luxemburg  in  Betracht  gezogen  werden 
müssen.  Der  Beklagte  konnte  nicht  gezwungen  werden,  in  Luxemburg 
Recht  zu  nehmen;  da  er  aber  durch  seine  Vertreter,  Gebr.  M.,  die  Ver- 
zollung in  Luxemburg  angeordnet,  und  die  Klägerin,  welche  in  Luxem- 
burg Recht  nehmen  mufs,  mit  der  Verzollung  beauftragt  hat,   kann   er 
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Bicb    der  Wirkung   der   in   Luxemburg    ergangenen  Venirteilang   der 
Klägerin  nicht  entziehen. 

Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  etwa  KlJIgerin  dadurch  ein  Venehen 
herbeigeführt  hat,   dafs  die  eingeklagten  Ausgaben  auf  Rechnung   des 
Beklagten  gemacht   werden  mufsten.     Diese   Frage   ist  zu   vemeineo. 
Ein    Versehen    ist    insbesondere    nicht    darin    zu    erblicken,    da(a    die 
Klägerin  den  Beklagten   nicht  als  Zeugen   nach   Luxemburg   hat   vor- 
laden lassen.     Eiii  solches  Ver&hren  wXre  nicht  angemessen  gewesen, 
denn  es  handelte  sich  in  seinem  Prozesse  um  die  eigene.  Angelegenheit 
des  Beklagten;    Beklagter  hatte  in  jenem   Prozesse  als  Partei  auftu- 
treten,  nicht  als  Zeuge  zu  erscheinen.     Die  Klägerin  hat  ihren  Mandats- 
pflichten Genflge  geleistet,   indem  sie  dem   Beklagten  durch  die   Bei- 
ladung die  Möglichkeit  gewährte,   die  Prozefsleitung  zu   übernehmen. 
Dafo   Beklagter   die   Vorladung   vom    16*  Dezember  nicht   verstanden 
haben  sollte,  ist  nicht  gKubhaft,   zumal  er  selbst   zagegeben   hat,    dafs 
er  das  Schriftstück    seinem   damaligen   Becht^beistande    gezeigt    habe. 
Über  den  Grund  der  BtreitveikUndimg  und  über  die  Lage  des  Reehts- 
Streites  war  ttbi'^ens  der  Beklagte  schon  durch  die  an  ihn  eigangenen 
Zahlungsaufforderungen  und  durch  die  Zuschrift  vom  9.  Februar  1889 
hinreichend  au^ekllbt,  es  genügte  vollständig,   wenn  er  den  Verhand- 
lungstermin  aus    der  Zustellung   ersah.     Wäre   ihm   aber   selbst    dies 
nicht  möglich  gewesen,   so  wäre  es  seine  Aufgabe  gewesen,   bei   der 
Klägerin,  die  fUr  ilm  in   den  Pmzefs  gezogen  worden   war,   Erknndi- 
gang   einzuziehen.     Das   angefochtene    Urteil   vermifst    die 
Beobachtung  der  Vorschriften   der  Reichscivilprozefs-' 
Ordnung  bei  der  dem  Beklagten  gewordenen  Beiladung. 
Diese  Vorschriften  kommen  hier  nidit  in  Betracht,  es  war  nur  ein  Ver- 
fahren einzuhalten,  das  nach  den  in  Luxemburg  geltenden  BestimmongeD 
dem    Beklagten    gestattete,    in    den    Prozeils    als    Partei    einssutreten. 
Das  ist  geschehen.     Dafs  Beklagter  von  der  ihm  verschallten  Beftignis, 
in  Luxemburg  den  Prozefs  zu  A^ren,  keinen  Gebrauch   machte,    darf 
der  Klägerin  nicht  zum  Nachteil  gereichen.     Nur  dann  wäre   der  Er- 
satzanspruch  der  ELlägerin  nicht  ohne   weiteres   gerechtfertigt,    wenn 
das   unthätige  Verhalten    des  Beklagten    darauf   zuiUckzuführen    wäre, 
dafs   Klägerin   in   dem  Schreiben  vom  9.  Februar  1889,   wie  sie  m- 
giebt,   irrtümlicherweise  behauptet  hat,   es  sei  an  der  Verurteilung  in 
Luxemburg  nicht  zu  zweifeln.     Dem  Gerichte  stehe  keine  Nachprüfung 
zu,  ob  der  erhöhte  Zoll  geschuldet  werde;  nach  §  12  des  VereinszoU- 
gesetzes   seien   die  Entscheidungen    der  Verwaltungsbehörden    für   die 
Gerichte  unbedingt  mafsgebend  ^).     Beklagter  ist  aber  durch  diese   un- 
richtige Belehrung  nicht  bestimmt  worden,  sich  dem  in  Luxemburg  an- 
hängigen Prozesse  gegenüber  unthätig  zu  verhalten.   .....   Da  auch 

nicht  anzunehmen  ist,    dafs  Beklagter  in  den  Prozefs  eingetreten  wäre, 
wenn  ihm  die  Klägerin  später  von   der  Unrichtigkeit  ihrer   Rechtsan- 


1)  Vgl.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  Bd.  5  S.  a?  Bd.  16  S.  d9. 
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sieht  Kenntnis  gegeben  hätte,  so  kann  auch  kein  Gewicht  darauf  gelegt 
werden,  dafs  sie  ihm  eine  solche  Mitteilung  nicht  gemacht  hat   ,  ,   .*^ 

JRechtshulfeverkehr   deutscher    Gerichte  mit  EUafs-Lothringen   in 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 

Oberlandesfferieht  Coknar  1.  Mai  1901,  Beiohflffericht  8.  Jani  1901  (Zeitschr. 
f.  Kechtspflege  im  Herzogtum  Braonscaweig  1901  S.  81  ff.)* 

In  der  Flentgeschen  Vormundscbaftssache  hatte  auf  Ersuchen  des 
H.  Amtsgerichts  Eschershausen  das  Kaiserliche  Amtsgericht  zu  Dieuze 
in  Elsafs-Lothringen  seitens  des  aufserehelichen  Vaters  des  Mündels, 
Musketiers  P.,  das  Anerkenntnis  seiner  Vaterschaft  und  seiner  Ver- 
pflichtung zur  Alimentation  des  Mtlndels  zu  Protokoll  genommen,  das 
fernere  Ersuchen,  den  P.  noch  erklären  zu  lassen,  dafs  er  sich  rtlck- 
sichllich  seiner  Unterhaltsverpflicbtung  der  sofortigen  Zwangsvollstreckung 
unterwerfe  (C.P.O.  §  794  Nr.  5)t  jedoch  unter  Berufong  auf  §  44  des 
elsafs  -  lothringischen  Ausfbhrungsgesetzes  zum  Reichsgesetze  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  6.  November  1899^) 
wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichts  abgelehnt.  Die  gegen  diesen  Be- 
schlufs  seitens  des  genannten  hiesigen  Gerichts  in  Gemttfsheit  des  §  2 
des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit bezw.  §§  159,  160  des  Gerichtsver&ssungsgesetzes  bei  dem 
Kaiserlichen  Oberlandesgerichte  zu  Colmar  nachgesuchte  Ent- 
scheidung vom  1.  Mai  1901  ging  auf  Zurückweisung  der  Beschwerde. 
Die  GrtUide  lauten: 

„Das  Amtsgericht  in  Dieuze  bat  zwar  insoweit  dem  Ersuchen  des 
H.  Braunschweigischen  Amtsgerichts  Eschershausen  stattgegeben,  als  es 
von  dem  p.  P.  die  Anerkennung  der  Vaterschaft  den  am  15.  Januar  1901 
geborenen  unehelichen  Kindes  der  Marie  F.,  sowie  die  Anerkennung 
au%enommen  hat,  iur  dessen  Unterhalt  eine  gewisse  Summe  zu 
entrichten.  Das  weitere  Ersuchen,  den  p.  P.  zu  einer  Erklärung 
darüber  zu  veranlassen,  dafs  er  sich  hinsichtlich  der  Unterhalts- 
gewähmng  der  sofortigen  Zwangsvollstreckung  unterwerfe,  wurde  von 
dem  Amtsgericht  in  Dieuze  mit  Recht  abgelehnt.  Die  von  dem  Vater 
eines  unehelichen  Kindes  abzugebenden  Erklttrungen  unterscheiden  sich 
nämlich,  was  ihre  Beurkundung  betrifit,  darin,  dafs  die  Anerkennung 
d^  Vaterschaft  nach  §  1718  des  B.G.B.  nur  in  einer  öffentlichen 
Urkunde  abgegeben  werden  kann,  für  deren  Aufnahme  nach  §  167 
Abs.  2  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  aufser  den  Notaren  auch  die  Amtsgerichte  zuständig 
sind,  während  die  Anerkennung  des  Vaters  über  seine  Verpflichtung 
zur  Unterhaltsleistung   (B.G.B.   §  1708)    der   blofsen   Schriftform    (das. 


1)  Dieser  §  44  lautet:  „Für  die  Beurkundung  von  Rechtsgeschäften, 
welche  nach  den  Vorschriften  der  Reichsgesetze  gerichtlicher  oder 
notarieller  Beurkundung  bedürÜBn,  sind,  soweit  nicht  ein  anderes  ge- 
setzlich bestimmt  ist,  nur  die  Notare  zuständig. '^ 
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§  781)  nnterworfen  ist.  Dagegen  findet  nach  §  794  Nr.  5  der  C.P.O. 
die  ZwangsvoUatreckang  aus  jenem  UnterhaltBversprechen  nor  dann 
statt,  wenn  die  Urkunde,  worin  dasselbe  niedei^l^  ist,  von  einem 
deutseben  Gericbte  oder  von  euiem  deutseben  Notar  innerhalb  der 
Grenzen  seiner  Amtsbefiignisse  in  der  vorgeschriebenen  Form  aufge- 
nommen ist,  und  der  Schuldner  sich  der  sofortigen  Zwangsvollstreckung 
unterworfen  hat  Obgleich  sich  an  diese  Unterwerfong  einschneidende 
prozessualische  Folgen  knüpfen,  stellt  sich  ihre  Beurkundung,  wenn  sie, 
wie  hier,  aufserhalb  eines  Rechtsstreites  vorgenommen  wird,  als  ein 
Akt  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  dar.  Nach  §  2  des  angefhhrten 
Reichsgesetzes  haben  sich  nun  'die  Gerichte  Rechtshülfe  zu  leisten, 
lind  finden  hierauf  die  §§158  und  169  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
Anwendung.  Diese  Verpflichtung  zur  Rechtshülfe  beschiünkt  sich  nach 
§  1  das.  auf  diejenigen  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbark^t, 
welche  durch  Reichsgesetz  den  Gerichten  übertragen  sind.  Durch  §  44 
des  elsafs-lothringischen  Ausfdhrungsgesetzes  vom  G.November  1899  (Ge- 
setzblatt S.  128)  ist  jedoch  auf  Grund  der  der  Landesgesetzgebung  im  Art 
141  des  Einflibrungsgesetzes  zum  6.G.B.  erteilten  Ermächtigung  ausschließ- 
lich den  Notaren  die  ZustHndigkeit  zur  Beurkundung  solcher  Rechtsge- 
schäfte verliehen,  welche  nach  Vorschrift  der  Reichsgesetze  der  geiicbt- 
liehen  oder  notariellen  Beurkundung  bedürfen.  Dem  Amtsgerichte  in 
Dieuze  wird  daher  durch  den  Beschwerdeführer  eine  Amtshandlung 
angesonnen,  die  in  den  Geschäftskreis  des  Notariats  ftlllt.  Nach  Abs.  2 
des  §  159  des  Gerichtsverfiissungsgesetzes  ist  aber  das  Ersuchen  eines 
nicht  im  Instanzenwege  vorgesetzten  Gerichts  abzulehnen,  wenn  die 
vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichts 
verboten  ist.  Hierunter  sind  nicht  blofs  solche  Handlungen  begriffen, 
deren  Vornahme  ausdrücklich  gesetzlich  untersagt  ist,  sondern  auch 
solche,  deren  Erledigung  überhaupt  nicht  zum  Geschäftskreise  des  er- 
suchten Gerichts  gehört;  dies  war  im  §  87  des  Bundesgesetzes  vom 
21.  Juni  1869  (B.G.Bl.  S.  313)  ausdrücklich  als  Ablehnungsgnind  zu- 
gelassen und  ist  blofs  wegen  seiner  Selbstverständlichkeit  nicht  in  den 
§  159  des  G.V.G.  hinübergenommen  worden.  An  der  Berechtigung 
des  Amtsgerichts  in  Dieuze  zur  Ablehnung  des  fraglichen  Ersuchens 
wird  auch  durch  §  194  Abs.  4  des  Reichsgesetzes  Über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  nichts  geändert,  da  er  auf  der 
hier  nicht  zutreffenden  Voraussetzung  einer  Zulässigkeit  der  Rechts- 
hülfe beruht.  Endlich  besteht  auch  kein  allgemeiner  Rechtssatz  dahin, 
dafs  ein  Gericht  ohne  weiteres  zur  Vornahme  solcher  —  an  sich 
seinem  Geschäftskreise  fremder  —  Amtshandlungen  zuständig  bleibt, 
die  sich  als  Zubehör  oder  als  Folgerung  aus  einer  von  ihm  zuständiger- 
mafsen  bewirkten  Amtshandlung  qualifizieren  lassen." 

Unter  Bezugnahme  darauf,  dafs  es  sich  um  eine  Frage  handle, 
die  nicht  allein  ftlr  das  hiesige  Herzogtum,  sondern  ftlr  das  ganze 
Reich  und  namentlich  ftlr  alle  Vormundschaftsgerichte  von  Wichtigkeit 
sei,  verfolgte  das  Amtsgericht  Escbershausen  die  nach  §  160  des  Ge- 
richtsverfassungsgesetzes  zulässige  Beschwerde  an  das  Reichsgericht 
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Sie  ist  indessen  durch  Beschlnfs  des  4.  Civilsenats  vom  8.  Juni  1901 
(IV.  Bd.  143,  1901)  als  unbegründet  surttckgewiesen,  ^da  die  Aus- 
führungen, auf  Orund  deren  das  Oberlandesgericht  zu  Gohnar  zur 
Billigung  der  ablehnenden  Entscheidung  des  Amtsgerichts  zu  Dieuze 
vom  29.  MJIrz  1901  gelangt  sei,  durchweg  fUr  zutreffend  zu  erach- 
ten seien.*' 

Zuständiges  Nachlafsgericht  nach  einem  in  Amerika  verschollenen 

Erblasser. 

Beschlufs  des  Oberlandesoerichts  Stutt^^  (I.  Civilsenat)  yom  15.  März  1901 
(Ztschr.  für  d.  Äreiwillige  Gerichtsbarkeit ....  in  Württemberg  42.  Jahrgang 

S.  157). 

Dem  am  17.  Juni  1830  zu  B.  im  Königreich  Holland  geborenen 
P.  fii.  ist  im  Jahr  1845  auf  Ableben  seiner  Mutter,  die  nach'  dem 
Tode  des  Vaters  nach  St  in  Wtlrttemberg  tibergesiedelt  war,  ein  elter- 
liches Vermögen  zugefallen,  welches  in  der  Folge  unter  der  Aufsicht 
der  württ.  Vormundschaftsbehörde  W.,  wo  der  Vater  das  Gemeinde- 
büigerrecht  besessen  hatte,  verwaltet  wurde.  P.  M.  hat  sich  im  Jahre 
1854  mit  einer  aus  seinem  Pflegvermögen  ihm  gereichten  Ausstattung 
nach  Amerika  begeben  und  ist  dort  nach  kurzer  Zeit  verschollen.  Durch 
Urteil  des  Amtsgerichts  St  vom  12.  November  1990  ist  derselbe  nun- 
mehr für  tot  erklärt  worden.  Zu  der  von  dem  Bruder  des  Verschollenen 
Cfa.  M.  in  M.  beantragten  Auseinandersetzung  seines  Nachlasses  hat  sich 
sowohl  das  Nachlafsgericht  W.  als  das  Nachlafsgericht  St  für  un- 
zuständig erklärt,  ersteres,  weil  der  Verschollene  sich  nie  in  W.  auf- 
gehalten, letzteres,  weil  er  auch  in  St  keinen  Wohnsitz  gehabt  habe, 
wonach  gemäfs  §  73  Abs.  2  des  G.  fr.  G.  das  zuständige  Nachlafs- 
gericht von  der  Landesjustizverwaltung  zu  bestimmen  sei. 

Von  dem  Nachlafsgericht  W.  um  Entscheidung  nach  §  5  des  ge- 
nannten Gesetzes  angerufen,  hatte  das  Oberlandesgericht  zu  erwägen, 
dafiai  ein  inländischer  Wohnsitz  des  P.  M.  allerdings  nicht  nachweisbar 
ist,  indem  insbesondere  der  von  seiner  Mutter  nach  dem  Tode  des 
Vaters  gewählte  Wohnsitz  der  letzteren  in  St  nach  den  mafsgobenden 
Grundsätzen  des  wttrtt.  und  gemeinen  Rechts  nicht  geeignet  war,  einen 
neuen  gesetzlichen  Wohnsitz  der  Kinder  an  dem  letzteren  Ort  zu  be- 
gründen, und  keine  Anhaltspunkte  dafür  vorliegen,  dafs  der  Sohn 
P.  M.  mit  dem  Willen  der  Mutter  oder  seines  nach  deren  Tod  auf- 
gestellten Vormundes  einen  eigenen  Wohnsitz  in  St.  oder  an  einem 
dritten  Ort  begründet  habe,  ehe  er  im  Alter  von  24  Jahren  Württem- 
berg für  immer  verliefs.  Gemäfs  §  73  Abs.  2  Satz  2  des  G.  fr.  G. 
wäre  daher  die  Entscheidung  des  K.  Justizministeriums  einzuholen, 
wenn  P.  M.  noch  jetzt  als  wflrttembergischer  Staatsangehöriger  zu  be- 
trachten wäre.  Diese  Voraussetzung  ist  jedoch  zu  verneinen,  nachdem 
derselbe,  wie  aus  den  vorliegenden  Erhebungen  hervorgeht,  kurze  Zeit 
nach  seiner  Ankunft  in  New  York  seinen  im  Inland  gebliebenen  An- 
gehörigen wie  seinem  Vormund  fremd  und  unerreichbar  geworden  ist, 
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ohne  sich  je  wieder  um  die  wdrttembergische  Heimat  nnd  um  sein 
daeelbBt  verwaltetes  Vermögen  zu  kttmmem.  Wenn  auf  Gmnd  der 
Feststellung  in  dem  Ansschlnfsorteil  des  Amtsgeriehts  vom  12.  November 
1900  gemäfs  B.6.B.  ^§  18,  19  das  Fortleben  des  Verschollenen  bis 
znm  1.  Jannar  1900  an  vermnten  ist,  so  ist  doch  hieran  keine  Ver- 
mntang  der  Fortdauer  der  wtirtt  Staatsangehörigkeit  desselben  au 
knüpfen,  und  entspricht  es  vielmehr  den  gegebenen  Umstünden,  im  Hin- 
blick auf  die  mit  dem  1.  Januar  1871  in  Geltung  getretene  Vorschrift 
des  §  21  des  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870  die  Thatsache  eines 
ununterbrochenen ,  wenigstens  zehnjährigen  Aufenthaltes  desselben  im 
Ausland  und  eben  damit  den  Verlust  der  württ  Staatsangehörigkeit  als 
feststehend  anzusehen,  wonach  die  in  §  78  Abs.  2  des  G.  ir.  G.  vor- 
gesehene Zuständigkeit  des  Nachlafsgerichts,  in  dessen  Bezirk  Naehlafs- 
gegenstände  —  hier  das  ftlr  den  Verschollenen  in  W.  verwaltete  Ver- 
mögen —  sich  befinden,  Platz  greift.  Hiemach  war  das  Nachlafsgericht 
W.  als  zuständiges  Nachlafsgericht  zu  bestimmen. 

Bedeutung  englischer  Schiedssprüche.  Klausel:  ^Äny  düpute  an 
this   contract    to    he   settled   hy    arbitration    in    London    in  the 

usual  way**. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  (II.  Senate  vom  5.  März  1901  in 
Sachen  Goz  &  Cie.  gegen  Seilindustrie  („Badische  Recntspraxis^  1901  S.  106). 

Durch  diese  Vertragsbestimmung  haben  die  Parteien  die  Verein- 
barung getroffen,  dafs  die  Entscheidung  aller  aus  dem  Vertrage  er- 
wachsenden Rechtsstreitigkeiten  durch  ein  Schiedsgericht  erfolgen  solle. 
Die  beklag  tische  Behauptung,  diese  Klausel  lege  den  Parteien  nur  die 
Verpflichtung  auf,  sich  im  Falle  des  Streites  dem  Versuche  einer  gilt- 
liehen  Lösung  durch  Schiedsspruch  zu  unterziehen,  beeinträchtige  aber 
fUr  den  Fall,  dafs  sie  den  Schiedsspruch  nicht  anerkennen  wollen,  ihr 
Recht  nicht,  die  Entscheidung  der  ordentlichen  Gerichte  anzumfen, 
widerstreitet  dem  Wortlaut,  Sinn  und  Zweck  dieser  Vertragsbestimmung. 
Statt  der  angestrebten  Vereinfachung  für  die  Regelung  der  beider- 
seitigen Beziehungen  würde  dadurch  eine  der  Verkehrssitie  wider- 
strebende Erschwerung  und  Verschleppung  beim  Austrage  von  Zwistig- 
keiten  hervorgerufen  werden.  Das  Wesen  des  Schiedsvertrags  besteht 
gerade  in  der  Unterwerfung  unter  den  Spruch  des  bestellten  Schieds- 
gerichts, und  nachdem  die  Parteien  ausdrücklich  vereinbart  haben,  dafs 
ihre  Streitigkeiten  aus  dem  Vertrage  durch  ein  Schiedsgericht  zu  schlich- 
ten seien,  haben  sie  in  einer  Weise,  die  sie  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  eines  jeden  der  in  Betracht  kommenden  Civilrechte  bindet, 
kraft  der  ihnen  über  den  Gegenstand  zustehenden  Verfügungsgewalt 
ihren  Vertragswillen,  sich  dem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen,  rechts- 
geschäftlich bethätigt.  Die  Parteien  haben  dann  auch  in  Vollziehung 
dieser  Vereinbarung  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  über  den  den 
Gegenstand  der  Widerklage  bildenden  Anspruch  der  Beklagten  ange- 
rufen, und  das  Schiedsgericht  hat  seinen  Spruch  gefUlt     Die  Beklagte 
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hat  nicht  behauptet,  dafs  die  bestellten  Schiedsrichter  g^en  die  nach 
dem  englischen  Rechte  bestehenden  Vorschriften  Air  das  schiedsgericht- 
liche Verfahren  verstofsen  htttten ;  sie  giebt  selbst  sbq,  da&  der  Schieds- 
spmch  nach  dem  englischen  Rechte  formell  richtig  ara  stände  gekommen 
ist.  Die  Beklagte  behauptet  nur,  nach  englischem  Rechte  sei  ein 
Schiedssprach  nicht  bindend,  wenn  die  Entscheidung  materiell  anrichtig 
sei  nnd  auf  einem  groben  Lrrtam  beruhe.  Diese  Behauptung  zerfWt 
nicht  nur  an  der  Kraft  der  civilrechtlichen  Wirkungen  der  nach  dem 
Obigen  zwischen  den  Parteien  getroffenen  Vereinbarung,  sie  steht  auch 
im  Widenpruche  mit  den  allgemein  gültigen  Grunds&tzen  über  das 
Wesen  des  Schiedsvertrags.  Für  das  englische  Recht  insbesondere, 
das  nach  dem  übereinstimmenden  Vorbringen  der  Parteien  und  nach 
der  Auffassung  des  Gerichts  auf  den  Fall  ansuwenden  ist,  ergiebt  sich 
die  Unrichtigkeit  der  von  der  Beklagten  angestellten  Behauptung  aus 
der  Arbitratian  Ad,  1889  (52  und  53  Vici.  Gh.  41),  durch  welche 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  für  England  geregelt  ist.  Dieses 
Gesetz  enthält  keine  Bestimmung,  welche  die  Aufhebung  eines  Schieds- 
spruchs aus  dem  von  der  Beklagten  angegebenen  Grunde  zulielse.  In 
dem  von  der  Klägerin  weiter  ttbergebenen  Auszuge  aus  einem  Judg- 
ment  des  Lord  Halsbury  in  Adams  v.  Oreat  North  of  ScoÜand 
Baäway  Company  ist  dargelegt,  dafs  eine  Aufhebung  eines  formell 
perfekten  Schiedsspruches  wegen  Irrtums  in  rechtlicher  oder  thatsäch- 
Hcher  Beziehung  unzulttssig  sei. 


Vereinigte  Staaten  von  Ameriica. 

Prisengerichtlicher   Spruch    des  Supreme    Court    in   Sachen   des 

„Benito  Estenger^. 

Mitgeteilt  von  Th.  N. 

Der  Dampfer  „Benito  Estenger*^  war  bis  zum  9.  Juni  1898 
Eigentum  des  spanischen  Unterthanen  Enrique  deMessa.  An  dem 
genannten  Tage  übertrug  de  Messa  das  Eigentum  des  Schiffes  an  den 
Engländer  Beattie,  auf  dessen  Namen  es  bei  der  RegisterbehOrde 
des  Hafens  Kingston  (Jamaica)  gemäfs  den  Vorschriften  des  englischen 
Rechtes  eingetragen  wurde.  Das  Schiff  verliefs  darauf  Kingston  am 
23.  Juni  und  fuhr,  mit  einer  Ladung  Reis,  Getreidemehl  und  Kaffee, 
nach  Manzanillo,  wo  die  Ladung  gelöscht  wurde.  Am  27.  Juni 
verliefs  es  mittags  2  Uhr  Manzanillo,  um  zunächst  nach  Montejo,  dann 
nach  Kingston  zu  fahren.  Um  5^/8  Uhr  wurde  es  bei  Kap  Cruz 
durch  das  amerikanische  Kanonenboot  „Hörnet"  angehalten  und  be- 
schlagnahmt Es  wurde  nach  Key  West  gebracht  und  dort  auf  An- 
ordnung des  Gerichtshofes,  nachdem  es  am  17.  Dezember  1898  „05 
lawfid  prige  as  enemy  property*^  erklärt  war,  verkaufl.  Der  oberste 
Gerichtshof   bestätigte    im    Oktober    1899    (Entscheidung  No.  192  — 

Z«itMhrift  f.  intern.  PriTAt-  n.  Strafreeht  etc.,  Band  XI.  20 
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Oktober  Term  1899)  die  Ehitscheidiing  des  GerichtBbofes  eister  Instaiu, 
indem  er  —  Richter  Fall  er  —  unter  anderem  ausführte: 

Die  in  Frankreich  geltende  Regel,  wonach  die  Verttufserong  von 
Schiffen  flagrante  heüo  als  schlechthin  ungültig  zu  behandeln  ist,  hat 
in  England  und  den  Vereinigten  Staaten  keine  Geltung.  (Das  Urteil 
beruft  sich  auf  Hall^  IntemoHonäl  Law,  4^  ed.  §  5^5;  Siorff, 
Frmdples  and  Practice  of  Prige  CouH$,  PraUs  ed.  §  63,  2  Wheat, 
Äpp,  30.)  Aber  der  Verkauf  feindlicher  Schiffe  an  Neutrale  ist  ^UahU 
to  gretU  suspidon*'.  Damit  er  prisenrechtlich  respektiert  werde,  mufs 
nachgewiesen  werden,  dafs  er  ^bona  fide^  und  ^äbsoluUHy^  geschehen  ist 
Der  bisherige  Eigentümer  mufs  sich  jedes  ferneren  Interesses  an  dem 
Schiff  entttufsem,  damit  die  fllr  die  Fraudulosität  des  Verkaufes 
sprechende  Pillsumtion  entkräftet  werde.  (Das  Urteil  weist  hin  auf  die 
Prücedenzftile  „Sechs  Geschwister,  4  C  Roh.  100  [Richter 
William  Scott];  Jemmy,  4  C.  Roh.  81  [Richter  William  Scott]: 
Omnibus,  6  C.  Rob.  71  [Richter  Cadwalader];  Baltica,  Spmb 
Priae  Cases  [Dr.  Lushington];  Ernst  Merck  [Spinks  Prize  Ossee  98]; 
Jenny  [5  Wall.  183];  Amiable  Isabella  [6  Wheat.  1];  LilU 
[2  Cliff.  69,  Storys  Prize  Courts  26].)" 

Im  gegebenen  Fall  sei,  so  führt  das  Urteil  aus,  der  Beweis  der 
bona  fides  nicht  erbracht  Es  sprachen  verschiedene  Umstände  direkt 
dagegen.  Dazu  gehöre  insbesondere  die  Thatsache,  dafs  der  bisherige 
Kapitän  nach  dem  Verkauf  in  seiner  Stellung  an  Bord  geblieben  sei, 
und  dafs  der  bisherige  Eigentümer  nach  dem  Verkauf  als  Superkargo 
des  Schiffes  fungierte. 

Das  Urteil  erörtert  auch  die  Frage,  ob  die  nach  Manzanillo  ge- 
brachte Ladung  als  „enemy  properiy^  zu  betrachten  gewesen  sä, 
worunter  im  Sinn  des  amerikanischen  Prisenrechtes  alle  der  Wegnahme 
unterworfene  Zufuhr  verstanden  wird.  Die  Frage  wird  bejaht,  weil 
Manzanillo  ein  durch  Kriegsschiffe  und  Kttstenbatterien  verteidigter,  that- 
sächlich  (wenn  auch  nicht  rechtlich)  blockierter  Platz  gewesen  und  die 
Zufuhr  daher  geeignet  gewesen  sei,  die  feindliche  Stellung  zu  stärken. 
„Jt  18  enough  that  in  dealing  with  a  vessd  adjudicated  in  svpplies 
necessary  for  the  enemy's  forces,  is  of  weU  nigh  decmoe  importance^ 

PrisengerichÜicher   Spruch    des    Supreme    Court   in   Sachen   des 

„Olinde  Rodrigues^. 

Mitgeteilt  von  Th,  N. 

Der  von  der  französischen  Regierung  subventionierte  grofse  Dampf(^ 
der  Compagnie  O^nerale  Transatiantique  „Olinde  Rodrigues"  ver- 
liefs  am  27.  Juni  1898  Havre  und  kam  am  3.  Juli  in  St  Thomas 
an.  Von  dort  kommend  lief  er  am  4.  Juli  1898  in  den  Hafen  von 
San  Juan,  Portorico,  ein,  wobei  er  von  dem  amerikanischen  HtÜ&kreuzer 
„Tosemite**,  welcher  als  Blockadeschiff  fungierte,  beobachtet  wurde, 
ohne  dafs  es  diesem  gelang,  ihn  aufzuhalten.  Am  5.  Juli  verliefs  der 
„Olinde  Rodrigues*'  wieder  den  Hafen  von  San  Juan.  Der  „Yosemite'' 
hielt  ihn  nunmehr  an  und  machte  ihn  in  Form  der  Verwarnung  darauf 
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aafinerkBam,  dafs  der  Hafen  San  Juan  laut  Proklamation  des  PrSsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  vom  27«  Juni  blockiert  sei.  £in  Offizier  des 
^Toeeroite''  trug  in  die  Sehifikpapiere  des  „Olinde  Rodrigaes"  ein: 
^Wamed  off  San  Juan,  July  5*,  1898,  hy  TT.  8.  8.  Yosemiie. 
Cffmmander  Emofv»  John  Bums  Ensi^n.  ü.  8.  Na/oy.*^  Der  „Olinde 
Bodrigues^  ging  daiaaf  naeh  Paerto  Plata,  HaltL  Am  16«  Jaü  ver- 
liefs  er  diesen  Hafen.  Am  Morgen  des  17.  Jnii  wnrde  er  dnreh  den 
amerikanischen  Kreuzer  „New  Orleans*',  welcher  San  Juan  blockierte, 
angehalten  und  wegen  versuchten  Blockadebruches  beschlagnahmt, 
wfthrend  er  unweit  San  Juan  auf  hoher  See  erschien.  Der  District 
Court  von  South  Carolina  als  Prisengericht  ordnete  am  13.  Dezember 
1898  die  Freigabe  des  Schiffes  an,  weil  die  Blockade  von  San  Juan 
nicht  efifektiv  gewesen  sei.  Der  Supreme  Court  trat  am  15.  Mai  1899 
dieser  Entscheidung  bei,  ohne  jedoch  Schadensersatz  an  den  „Olinde 
Rodrigues**  zu  bewilligen.  Richter  Füller  führte  zur  Begründung  -^ 
No.  704  Oktober  Term  1898  —  aus: 

Die  Blockade  von  San  Juan  sei  im  Sinne  der  Pariser  Seerechts- 
deklaration y^pradkaOy  effedAve^  gewesen.  Die  Pariser  Deklaration 
sei  gegen  die  y^aptr  Uockadea*'  gerichtet  gewesen,  habe  aber  nicht  etwa 
eine  absolute  militärische  Überlegenheit  gefordert  Die  Oeneral  Order 
(No.  492)  des  Secretary  of  Navy  vom  20.  Juni  1898  habe  zutreflend 
bestimmt:  „A  Uockade  io  he  effedive  and  binding  must  he  mainiained 
by  a  force  sufßcieni  io  render  ingress  to  or  egrtss  from  ihe  part 
dangerousj^    Diesem  Erfordernis  sei  gentigt  gewesen. 

Ein  Blockadebruch  wurde  nicht  in  dem  Einlaufen  des  Schifies  in 
San  Juan  am  4.  Juli  gefunden,  da  die  Blockade  verhängt  worden  sei, 
während  das  Schiff  sich  auf  hoher  See  befinden  hatte  und  nicht  in 
der  Lage  war,  Kenntnis  von  der  Blockadeproklamation  zu  nehmen. 

Der  Gerichtshof  neigte  auf  Grund  einer  sehr  eingehenden  Beweis- 
aufnahme trotz  gegenteiliger  Behauptung  der  Offiziere  des  „Olinde 
Rodrignes"  zu  der  Annahme,  dafs  das  Schiff  im  Augenblick  der  Be- 
sehlagnahme  die  Absicht  gehabt  habe,  die  Blockade  zu  brechen,  indem 
es  in  San  Juan  Passagiere  und  Material  im  spanischen  Interesse  an 
Bord  nehmen  wollte.  Unterstützend  wurde  dabei  in  Betracht  gezogen, 
dafs  zwei  spanische  Gesundheitsplisse  verheimlicht  und  vernichtet  worden 
waroi,  welche  in  Port  au  Prince  und  Gap  Haytien  ausgestellt  waren 
und  als  Bestimmungshafen  San  Juan  angaben,  femer  der  Umstand,  dafs 
der  „Olinde  Rodrignes"  auf  das  Haltesignal  des  „New  Orleans **  nicht 
sogleich  beigedreht,  dies  vielmehr  erst  diuin  gethan  hatte,  als  der  „New 
Orleans^  feuerte. 

Indessen,  im  E^rgebnis  nahm  das  Gericht  an,  dafs  ein  voller  Be- 
weis ftlr  die  Absicht  des  Blockadebruches  nicht  erbracht  sei.  j,The 
evidence  of  eml  inimt  muat  be  cUar  and  oowmcmg  before  a  merahant 
Mp  bdonging  to  cUuens  of  a  friendly  nation  wiü  be  condemned. 
And  on  a  careful  retneu)  of  Ute  entire  evidence^  we  ihink  we  are  not 
eompeUed  io  (hat  exiremUy.*^  In  Rücksicht  des  Schadensersatzes  und 
der  Kosten  wurde   der  dringende  Verdacht  des  Blockadebruches,   weil 
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^öbahU  cause  for  moMng  (he  capture  undaubklp  existed^^  ab  Grand 
fttr  die  Verantwortlichkeit  des  „Olinde  Rodrigaes^  angesehen,  anter 
Berofiing  auf  Section  4639  der  bandesrechtlichen  Revised  Statotes, 
welche  bestimmen  „that^  under  circumstanoes  aU  costs  and  e^epemes 
shaU  remain  charged  on  the  eaptured  vessel  tkough  $he  he  resUired^, 
Der  Gerichtshof  stellte  als  einen  von  ihm  konstant  anerkannten  Grund- 
satz fest,  y^tJuU  damages  and  cosU  wiÜ  he  denied  tckere  there  was 
prohaliU  cause  for  seieure.^ 

JPrisengerichtlicher  Spruch    des    Supreme    Court   in   Sachen   des 

^Paquete  Hahana^  und  ^Lola^. 

Sapreme  Court,  8.  Januar  1900  (Clunei  1900  S.  1027). 

Die  spanischen  Fischereifithrzenge  „Paqaete  Habana"  und 
„Lola**  wurden  während  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  am  25. 
und  26.  April  1898  von  amerikanischen  SchifiPen  aufgebracht.  Der 
District  Court  des  Southern  District  von  Florida  als  Prisengericht  er- 
klärte beide  Fahrzeuge  ^r  gute  Prise,  und  beide  Fahrzeuge  wurden 
infolge  dieses  Spruches  öffentlich  versteigert.  Der  Sapreme  Court  der 
Vereinigten  Staaten  sprach  sich  in  seiner  Msjorltftt  durch  den  Richter 
Gray  dafür  aus,  dafs  die  nur  der  Küstenfischerei  dienenden  Fischerei- 
ikhrzeuge  dem  Beuterecht  zur  See  nicht  unterliegen.  Ein  Minoritttts- 
Votum  (durch  Chief  Justice  Füller  begrilndet)  sprach  sich  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  aus. 

Anm.  Das  Urteil,  dessen  ausführliche  Wiedergabe  die  Redaktion  dieser 
Ztschr.  sich  vorbehält,  giebt  eingehende  historische  und  litterarische  Dar- 
legungen über  die  Ausübung  des  Beuterechts  gegen  Fischereifahrzeuga 

SchiffskoUision    auf  hoher   See  ewischen   Schiffen   verschiedener 
Nationalität^    Schadensersaieanspruch  der  Erben  eines  dabei  um- 
gekommenen Passagiers.    Mafsgeblichkeit  der  lex  fori. 

Circuit  Court  of  Appeals,  28.  März  1900  {Clunet  1900  S.  1019). 

Am  4.  Juli  1898  sank  der  französische  Dampfer  ^Bourgogne*^ 
auf  hoher  See  auf  der  Fahrt  zwischen  New  York  und  Havre  infolge 
einer  Kollision  mit  dem  englischen  Schiff  „Cromartyshire".  Der  als 
Passagier  der  „Bourgogne^  fahrende  Edwin  R.  Rundell  ertrank  dabei. 
Der  Nachlafsadministrator  verlangte  namens  des  minderjährigen  Kindes 
des  Rundell  von  der  Schifisgesellschafl  für  den  durch  ihr  V^^chulden 
verursachten  Tod  eine  Entschädigung  von  50000  Dollars.  Es  war 
fraglich,  ob  dieser  Anspruch  nach  französischem  oder  nach  amerika- 
nischem Recht  zu  beurteilen  sei.  Der  Gerichtshof  lehnte  es  ab,  franzö- 
sisches Recht  anzuwenden,  weil  nicht  erwiesen  sei,  dafs  der  Verstorbene 
an  Bord  ertrunken  sei,  vielmehr  umgekehrt  die  Wahrscheinlichkeit 
dafür  spreche,   dafs   er  im  Meere  selbst  umgekommen  sei.     In  diesem 
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Fall  aber  mttase  die  lex  fori  angewendet  werden,  da  es  nicht  darauf 
ankomme,  wo  das  den  Tod  verursaehende  Verschnlden  begangen  sei, 
sondern  wo  der  Tod  stattgefanden  habe.  Übrigens  sei  der  Inhalt  des 
französischen  Rechtes  dem  Gerichtshof  nicht  nachgewiesen,  und  anch 
deswegen  müsse  der  amerikanische  Richter  das  amerikanische  Recht 
anwenden.  Endlich  habe  sich  die  amerikanische  Jurisprudenz  dafür 
entschieden,  dafs  bei  Schiflbkollisionen  auf  hoher  See  zwischen  Schiffen 
verschiedener  Nationalität  die  lex  fori  entscheide.  Das  amerikanische 
Recht  aber  lasse  keinerlei  Schadensersatzanspruch  für  den  Tod  eines 
Menschen  zu. 

Willkürung  eines  bestimmten  Rechtes  durch  die  Konnossements- 

klausel. 

DistriktBgericht  von  Maryland,  15.  Dezember  1885  (Clunet  1900  8.  1015). 

Die  Konossementsbestimmnng,  wonach  das  englische  Recht  für  alle 
Ansprüche  gegen  das  Schiff  oder  seinen  Eigentümer  maisgebend  sein 
sollte,  ist  vor  amerikanischen  G^ichten  wiricsam.  Dies  gilt  insbesondere 
für  die  vor  einem  amerikanischen  Admiralittttsgericht  geltend  gemachten 
Schadensersatzansprüche. 

Staatsangehörigkeit.     Erwerbung   der   amerikanischen  St.  gemäfs 

jus  soli. 

Sopieme  Court,  28.  MIiz  1898  (Supreme  Court  BmoHs  Bd.  XVIII  S.  456  ff; 

American  Law  Smew  Bd.  XXXII  S.  554). 

Der  im  Jahre  1873  in  San  Francisco  als  Sohn  chinesischer  Eltern 
geborene  Wong  Kim  Ark,  welcher  bis  1894  in  den  Vereinigten  Staaten 
gewohnt  hatte,  begab  sich  in  diesem  Jahr  nach  China.  Von  dort  1895 
nach  den  Vereinigten  Staaten  zurückkehrend  sollte  er  als  Auslttnder, 
und  insbesondere  als  Chinese,  gemäfs  der  Chinese  exdusion  act  vom 
6.  Mai  1882  ausgewiesen  bezw.  ihm  das  Betreten  der  Union  versagt 
werden.  Das  Distriktsgericht  von  Nord-Kalifornien  am  8.  Januar  1896 
und  ebenso  der  Supreme  Court  in  dem  oben  bezeichneten  Erkenntnis 
verwarfen  dieses  Vorgehen  der  Behörden  und  erkannten  Wong  Elim 
Ark  als  amerikanischen  Bürger  an,  unter  Berufung  auf  das  14.  Amend- 
ment zur  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  in  welchem  der  höchste 
Gerichtshof  den  Grundsatz  des  jus  soli  erblickt,  d.  h.  der  Erwerbung 
des  amerikanischen  BtUgerrechtes  seitens  aller  im  Gebiet  der  Union 
geborenen  Personen. 

Anm.  Vgl,  dazu  Wharton,  Digest  of  the  intemationai  Imo  of  the 
UnUed  StaUs  (Washmgton  1886  U  S.  894  ff.);  Ca  An,  Das  Reichagesetz  über 
die  Erwerbung  u.  d.  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkot,  2.  Aufl. 
(Berlin  1896)  S.  22;  Clunet  1900  S.  1015.  —  Das  vielbestnttene  Amend- 
ment 14  lautet:  ^AU  persons  hom  or  fuUuraiised  in  ihe  United  States  and 
subject  to  the  junsdictum  ihereof,  are  eigens  of  ihe  United  States  and  of  the 
States  toherein  they  reside^  2v. 
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Belgien. 

JJinwand  der  Rechtshängigkeit  auf  Crrund  eines  im  Auslände  ge- 

fürten  Prozesses. 

AppeUationagerichtdiof  BrüMel  (Clunel  1900  S.  1014). 

Auf  einen  im  Auslände  anhängigen  Prozefis  kann  von  belgischen 
Gerichten  unter  dem  Gesichtspunkt  des  durch  die  Streiteinlassung  be- 
gründeten QuasikontFaktsrerbMltnisses  der  Einwand  der  Rechtshängigkeit 
gegründet  werden. 

Konkurs.   Grundsätzliche  Anerkennung  sowie  Grenzen  der  Wirkung 
einer  im  AusUxnd  erfolgten  Konkurseröffnung. 

Antwerpen,  27.  Mai  1896,  10.  Mai  1899  (Clunet  1900  S.  1012). 

1.  Der  Verwalter  eines  im  Auslände  eröffneten  Konkurses  ist 
auch  vor  belgischen  Gerichten  allein  aktiv  legitimiert  zur  Veifolgimg 
der  Rechte  der  Konkursgläubiger. 

2.  Konkursprivilegien  sind  „  ä^ ordre  puhhc  ^ .  Ausländische  Konkurs- 
Privilegien,  welche  dem  belgischen  Recht  unbekannt  sind,  finden  daher 
vor  belgischen  Gerichten  keine  Anerkennung. 

3.  Die  Bestimmungen  der  Artt  444,  452,  453  des  belgischeo 
Konkursgesetzes  (wonach  auch  das  nach  der  Konkurseröffnung  vom 
Gemeinschuldner  erworbene  Vermögen  zur  Konkursmasse  gehört  und 
gegen  den  Gemeinschuldner  während  des  Konkursverfahrens  keine  ver- 
mögensrechtlichen Klagen  angestellt  werden  können)  sind  von  belgischen 
Gerichten  absolut  anzuwenden.  Insbesondere  sind  die  abweichenden 
Vorschriften  des  russischen  Rechtes  nicht  zu  beachten. 

Anm.  Über  die  belgsche  Judikatur  und  die  duich  sie  seit  der  Ent- 
Bcheiduns  des  belgischen  Kassationshofes  vom  23.  Januar  1889  (Postcrme 
hdgt  1889,  1,  229)  konstant  befolgte  Anerkennung  der  sog.  Universalität  des 
Konkurses  s.  die  Note  bei  Clunet  1900  S.  1012.  N. 


Internationales   Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
vom  Id.  Oktober  1890;  Haftpflicht  für  Verlust  und  Beschädigung 

des  Frachtgutes. 

Urtdi  des  belgischen  Kassationshofee  vom  22.  November  1900  {Ptisicr.  helge 
1901.  1.  58.  Ztsch.  f.  franz.  Civilrecht  XXXU  S.  101  ff.,  359  ff.). 

„In  Erwägung,  dafs  thatsächlich  feststeht  und  aufserdem  von  den 
Parteien  anerkannt  ist,  dafs: 

1.  am  4.  Juni  1897  Appellat  bei  der  königl.  Eisenbahndirektion 
zu  Altona  die  Zusammenstellung  eines  Sonderzuges,  bestehend  ans 
23  Personen-  und  Gepäckwagen,  behufs  Transportes  des  Personals  und 
Materials  des  Cirkus  Wulff  von  Kiel  nach  Lttttich  beantragt  hatte; 
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2.  die  Beladung  durch  das  Personal  eines  Spediteurs  zu  Kiel  unter 
Mitwirkung  des  Personals  des  Cirkus  und  in  Gegenwart  eines  Bahn- 
beamten  bethätigt  worden  war; 

3-  nur  3  Gepäckwagen  mit  Decken  versehen  worden  waren, 
zwei  Decken  bei  jedem  Wagen,  im  ganzen  sechs  Decken,  zur  Ver- 
wendung kamen,  deren  Mietpreis  vom  Appellaten  an  die  Eisenbahn- 
verwaltung bezahlt  worden  war; 

4.  auf  einem  offenen  und  nicht  mit  einer  Decke  versehenen  Wagen 
sich  ein  mittelst  Ketten  befestigter  Möbelwagen,  eine  Kutsche  und  eine 
Schaukel  befand;  die  Rttder  der  Kutsche  mit  Strohbändem  umflochten 
und  Strohmatten  zwischen  diesen  verschiedenen  Gegenständen  angebracht 
worden  waren,  um  die  Reibung,  während  der  Fahrt  zu  verhüten;  die 
Verpackung  der  Kutsche  im  Cirkus  selbst  stattgefunden  hatte;  endlich 
dieser  Gepäckwagen  durch  die  Bahnbediensteten  nahe  an  der  Loko- 
motive eingestellt  worden  war; 

5.  der  Zug  in  der  Nacht  vom  13.  auf  den  14.  Juni  1897  ab- 
gelassen worden  war;  im  Laufe  der  Fahrt  dann  zwischen  den  Bahn- 
höfen Blechten  und  Buchholz  auf  dem  erwähnten  Gepäckwagen  an  der 
Aufsenseite  des  Möbelwagens  ein  Brand  ausbrach ;  dieser  Gepäckwagen 
vom  Zuge  abgetrennt  und  mit  Volldampf  auf  den  Bahnhof  Buchholz 
verbracht  wurde,  woselbst  es  gelang,  den  Brand  zu  ersticken;  jedoch 
die  auf  dem  Gepäckwagen  befindlichen  Gegenstände  und  die  Mehrzahl 
der  in  dem  Möbelwagen  untergebrachten  Sachen  durch  Feuer  zerstört 
oder  beschädigt  worden  waren; 

6«  der  zwischen  den  Parteien  abgeschlossene  Transportvertrag 
nach  der  internationalen  Übereinkunft  vom  14«  Oktober  1890,  genannt 
Bemer  Obereinkunft,  zu  beurteilen  ist; 

in  Erw.,  dafs  Art.  30  des  besagten  Übereinkommens  den  Grundsatz 
der  Haftpflicht  der  transportierenden  Eisenbahn  hinsichtlich  des  aus  dem 
gänzlichen  oder  teilweisen  Verluste  oder  der  Beschädigung  des  Gutes 
von  der  Annahme  zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  aufstellt;  dafs 
er  sie  jedoch  von  dieser  Haftpflicht  befireit,  wenn  sie  beweist,  dafs  der 
Schaden  durch  ein  Verschulden  des  Verfügungsberechtigten  oder  eine 
nicht  von  der  Eisenbahn  verschuldete  Anweisung  desselben  entstanden 
ist;  dafs  er  sie  femer  befreit,  wenn  der  Schaden  durch  die  natürliche 
Beschaffenheit  des  Gutes  oder  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführt 
worden  ist; 

in  Erw.,   dafs  dieser  Beweis   weder  anerboten  noch  erbracht  ist; 

in  Erw.  aber,  dafs  Appellantin  (Eisenbahngesellschaft  Lüttich- 
Mastricht),  um  der  ihr  kraft  Gesetzes  der  Parteien  obliegenden  Haft- 
pflicht zu  entgehen,  in  erster  Linie  sich  auf  Art  31  des  Bemer  Über- 
einkommens boruft,  welcher  eine  Anzahl  von  Fällen  aufstellt,  in  welchen 
bis  znm  Nachweise  des  Gegenteils  vermutet  wird,  dafs  der  eingetretene 
Schade  aus  einer  der  in  diesem  Artikel  bezeichneten  Gefahren  ent- 
standen sei; 

in  Erw.,  dafs  sie  namentlich  aufstellt,  es  seien  Strohbänder,  Stroh- 
matten und  andere  brennbare  Gegenstände  auf  dem  ungedeckten,   in 
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Brand  geratenen  Wagen  angebracht  gewesen,  nnd  es  sei  deshalb  nach 
Ziff.  1  Abs.  1  des  erwähnten  Artikels  ihre  Haftpflicht  für  den  dem 
Gute  entstandenen  Schaden  nicht  begründet,  da  dieser  Schaden  aas  der 
mit  dieser  Transportart  verbondenen  Gefahr  entstanden  sei; 

in  Erw.,  dafs  die  Bestimmungen  des  Art  31  Ausnahmen  von  dem 
in  Art.  SO  aufgestellten  GhrundsatBe  der  Haftpflicht  bilden  nnd  sie  dem- 
gemäfs  enge  ausgelegt  werden  müssen; 

in  Erw.,  dafs  bei  der  Annahme,  der  Brand  bilde  eine  mit  dem 
Transport  in  ungedecktem  Wagen  verbundene  G^ftihr,  doch  diese  Ans- 
nahmebestimmung  nur  auf  das  Out,  nicht  aber  &uf  die  Verpackung 
Anwendung  finden  kann,  welche  im  vorliegenden  Falle  von  keiner  der 
Parteien  dem  Oute  gleichgestellt  wird;  dafs  es  nttmlich  weder  dem 
Spediteur  noch  dem  Fracbtftlhrer  in  den  GManken  gekommen  ist,  die 
Strohbttnder,  welche  die  Rttder  der  auf  dem  Gepäckwagen  verladenen 
Kutsche  umgaben,  oder  die  Strohmatten  oder  Hürden,  welche  zum  Fest- 
halten der  anderen  Gegenstände  dienten,  ab  Güter  zu  erachten,  dalB 
dies  so  richtig  ist,  dafs  die  Bahnbeamten  nicht  einen  Augenblick  daran 
dachten,  das  Verlangen  zu  stellen,  es  sollen  die  derart  geschützten 
Gegenstände  mit  einer  Decke  versehen  werden,  wie  sie  dies  für  drei 
andere  Gepäckwagen  verlangt  hatten,  dafs  sie  die  so  verpackten  Gegen- 
stände angenommen  hatten,  während  die  Verpackung  der  Kutsche  sogar 
im  Cirkus,  wie  Appellantin  behauptet,  stattge^den  hatte  und  demgemäls 
der  Aufmerksamkeit  der  Beamten,  welche  die  derart  verpackte  Kutsche 
angenommen  haben,  nicht  entgehen  konnte;  dafs  endlich  noch  ein  Be- 
weis dafür,  dafs  die  Eisenbahn  diese  so  beschaffenen  Gregenstände  nicht 
als  der  Brandgefiihr  ausgesetzt  erachtete,  aus  dem  Umstand  zu  entnehmen 
ist,  dafs  der  Gepäckwagen,  auf  welchem  sie  verladen  waren,  nahe  an 
der  Lokomotive  emgestellt  wurde; 

in  Erw.,  dafs  es  bei  dieser  Sachlage  unmöglich  ist,  im  vorliegenden 
Falle  die  augenscheinlich  eine  Ausnahme  bildende  Bestimmung  der 
Ziff.  1  Abs.  1  des  Art.  81  zur  Anwendung  zu  bringen  und  der  in 
dieser  Richtung  erbetene  Beweis  unerheblich  erscheint; 

in  Erw.,  dafs  vorstehende  Erwägungen  ebenfalls  auf  die  Behauptung 
der  Appellantin,  es  seien  im  vorliegenden  Falle  die  in  Abs.  1  Ziff.  2 
und  8  desselben  Artikels  enthaltenen  Bestimmungen  zur  Anwendung 
zu  bringen,  nach  welchen  die  Eisenbahn  nicht  für  den  Schaden  hafte, 
welcher  dem  mit  mangelhafter  Verpackung  versehenen  oder  mangelhaft 
verladenen  Gute  entstanden  sei,  die  Antwort  erteilen;  dafs  es  nämlich 
genügt,  den  Wortlaut  des  Art.  9  des  Bemer  Übereinkommena  und 
XXXIV  der  Anlage  I  zu  lesen,  um  sich  zu  überzeugen,  dafs  diese 
Bestimmungen  Güter  von  ganz  anderer  Natur  als  die  auf  dem  in 
Brand  geratenen  Wagen  verpackten  und  verladenen  Gegenstände  im 
Auge  haben;  dafs  aufserdem  der  Mangel  der  Verpackung  im  vorliegenden 
Falle  nur  darin  bestehen  konnte,  dafs  der  Spediteur  die  in  Frage 
stehenden  Gegenstände  mit  Strohbändem  und  Strohmatten  umgeben 
hatte,  einer  vollkommen  offensichtlichen  Verpackung,  die  zu  verbergen 
der  obenerwähnte  Spediteur  zudem  kein  Interesse  hatte  und  die  auch 
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von  den  Bahnbeamten  nicht  als  mangelhaft  erachtet  wurde,  da  sie  keine 
Erklärong  in  dem  Frachtbriefe  verlangt  haben,  wozu  sie  Art  9  Abs.  2 
des  angerufenen  Übereinkommens  berechtigt  hätte;  dab  demnach  der 
▼on  der  ApeUantin  zu  diesem  Punkte  anerbotene  Beweis  ebenfalls  un- 
erheblich erscheint; 

in  Erw.,  dafs  man  aus  obigen  Erwägungen  den  Schlufs  ziehen 
mufs,  dafs  Art.  43  des  Bemer  Übereinkommens,  kraft  dessen  die  Haft- 
pflicht des  Transports  sich  nicht  auf  Gegenstände  erstreckt,  welche, 
obschon  vom  Transport  ausgeschlossen  oder  nur  bedingungsweise  zu- 
gelassen, nichtsdestoweniger  unter  unrichtiger  oder  ungenauer  Deklaration 
zur  Beförderung  aufgegeben  oder  ftlr  welche  der  Absender  die  fUr 
dieselben  voigesehenen  Sicherungsvorschriften  aufser  acht  gelassen  hat, 
in  der  Sache  selbst  keine  Anwendung  finden  kann;  dafs  demnach  der 
Grundsatz  der  Haftpflicht  der  Eisenbahn,  wie  er  in  Art  80  des  vor- 
genannten Übereinkommens  geregelt  ist,  vollständig  zur  Geltung  zu 
bringen  ist; 

In  Erw.,  da(s  die  vom  ersten  Richter  wegen  des  Verlustes  des 
Materials  zugebilligte  Summe  von  keiner  der  Parteien  einer  Kritik 
unterstellt  wird; 

Zum  Incidentappell : 

in  Erw.,  dafs  Appellat  als  Incidentappellant  gestützt  auf  Art  41 
des  Bemer  Übereinkommens  beantragt,  es  mOge  ihm  eine  weitere 
Summe  von  40  000  Franken  als  Ersatz  des  Schadens  zugebilligt  werden, 
den  er  dadurch  erlitten  habe,  dafs  es  infolge  der  Nichter^ung  des 
Frachtvertrages  ihm  unmöglich  gewesen  sei,  am  15.  Juni  1897  und 
den  folgenden  Tagen  Vorstellungen  zu  geben; 

in  Erw.,  dafe  die  Bestimmung  des  vorerwähnten  Artikels,  nach 
welcher  die  Vergütung  des  vollen  Schadens  in  allen  Fällen  gefordert 
werden  kann,  wenn  derselbe  infolge  der  Arglist  oder  der  groben  Fahr- 
lässigkeit der  Eisenbahn  entstanden  ist,  ebenfalls  eine  Ausnahme- 
bestimmung ist  und  enge  ausgelegt  werden  mufs;  daüs  man  nicht  ein 
grobes  Verschulden  der  Angestdlten  der  Eisenbahn  darin  erblicken  kann, 
da(s  sie  den  Gepäckwagen,  auf  dem  sich  die  in  Brand  geratenen  Gegen- 
stände befanden,  in  die  Nähe  der  Lokomotive  eingestellt  haben,  da 
nicht  einmal  dargethan  ist,  dafs  der  an  diesen  Gegenständen  entstandene 
Brand  durch  die  Funken  der  Lokomotive  oder  nicht  aus  einem  anderen 
Grmnde  hervoigerufen  worden  ist; 

in  Erw.,  dafs  man  femer  nicht  als  ein  grobes  Verschulden  die 
Thatsache  erachten  kann,  dafs  der  in  Brand  geiatene  Gepäckwagen 
vom  Zuge  losgetrennt  und  mit  gröfster  Eile  auf  den  nächsten  Bahnhof 
verbracht  wurde,  da  die  vorerwähnten  Angestellten  nicht  sichere  Gre- 
wifsheit  darüber  hatten,  ob  es  ihnen  gelingen  werde,  gröfseren  Schaden 
dadurch  zu  verhüten,  dafs  sie  den  Versuch  machten,  den  Brand  an  Ort 
und  Stelle  zu  löschen; 

in  Erw.,  dafs,  wenn  die  von  dem  Incidentappellanten  artikulierten 
und  zum  Beweis  gestellten  Thatsachen  als  ein  der  Eisenbahn  zur  Last 
fallendes  Verschulden  angesehen  werden  können,   sie  in  keinem  Falle 
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ein  grobes  Verschulden  bilden;  dafs  sie  demnach  als  weder  zulässig 
noch  erheblich  zu  erachten  sind  und  hinsichtlich  des  erlittenen  Schadens 
ausschliefslich  die  Art.  24  und  37  des  erwähnten  Obereinkommes  an- 
zuwenden sind ^ 

Gegen  dieses  Urteil  des  Appellhofes  Lüttich  vom  31  •  Januar 
1900  war  Kassationsrekurs  eingelegt  worden,  welcher  durch  das  nach- 
folgende Urteil   des   belgischen  Kassationshofes  zurückgewiesen  wurde: 

,,Zu  den  vier  vereinigten  Kassationsmitteln :  das  erste  derselben 
stützt  sich  auf  die  unrichtige  Anwendung  des  Art  30  des  am  14.  Oktober 
1890  zwischen  Belgien,  Deutschland,  Österreich-Ungarn ,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Kufsland  und  der  Schweiz  ge- 
schlossenen und  durch  das  Gesetz  vom  25.  März  1892  (Monüeur  vom 
7. — 8.  November  1892)  genehmigten  Übereinkommens,  sowie  auf  die 
Verletzung  des  Art.  31  dieses  Übereinkommens  und  der  Art  1349, 
1350  und  1851  C.  c,  begangen  dadurch,  dafs  das  angefochtene  Urteil 
die  durch  das  Hemer  Übereinkommen  an  die  bekannte  Thatsache,  dafs 
der  Transport  in  offen  gebauten,  nicht  mit  einer  Decke  versehenen 
Wagen  in  den  Eisenbahnzügen  die  brennbaren  Gegenstände  dem  Brand 
aussetze,  geknüpfte  Vermutung  mifskannt  habe,  indem  es  hinsichtlich 
der  in  einem  offen  gebauten,  nicht  mit  einer  Decke  versehenen  Wagen 
transportierten  Waren  die  Haftung  für  den  während  des  Transports 
entstandenen  Brand  der  Lüttich-Mastrichter  £isenbahngesellschaft  auf- 
erlege, obgleich  Wulff  nicht  den  Nachweis  dafür  erbringe,  da(s  das 
Vorhandensein  der  brennbaren  Stoffe  auf  dem  Wagen  den  Brand  nicht 
habe  verursachen  können; 

das  zweite  Kassationsmittel  stützt  sich  auf  die  Verletzung  des 
Art  81  Ziff.  1  des  Bemer  Übereinkommens  mit  der  Behauptung,  das 
angefochtene  Urteil  betrachte  diese  Klausel  der  Nichthaftbarkeit  als 
lediglich  auf  die  Gefahren  des  Verlustes  und  der  Beschädigung  an- 
wendbar, welchen  die  Art  des  Transportes  in  offen  gebauten,  nicht  mit 
einer  Decke  versehenen  Wagen  die  Güter  aussetze,  und  beziehe  sie 
nicht  auf  die  Gefahr  des  Brandes,  welcher  diese  Art  des  Transportes 
die  aus  entzündlichen  Stoffen  hergestellte  Verpackung  aussetze,  während 
doch  die  Nichthaftbarkeit  der  Eisenbahn  in  ganz  allgemeiner  Form  und 
unter  dem  alleinigen  Vorbehalt  des  dem  Absender  oder  dessen  Rechts- 
nachfolgern obliegenden  Gegenbeweises  geregelt  sei,  da  die  notwendige 
Folge  der  durch  dessen  Handlung  sich  ergebenden  Unsicherheit  auB 
dem  Mangel  einer  Vorsicht  sich  ergebe,  deren  Nützlichkeitsgrad  wesent- 
lich von  der  Natur  der  Verpackung  abhänge; 

das  dritte  Kassationsmittel  stützt  sich  auf  die  Verletzung  des 
Art  31  Ziff.  3  des  Bemer  Übereinkommens,  weil  das  angefochtene 
Urteil  entscheide,  dafs  diese  EJausel  der  Nichthaftbarkeit  ausschliefslich 
eine  Kategorie  von  Gütern  betreffe,  zu  welcher  die  Güter,  deren  Ver- 
lust oder  Beschädigung  Anlafs  zur  Erhebung  der  Klage  gegen  die 
Lüttich-Mastrichter  Eisenbahngesellschaft  gegeben  habe,  nicht  gehörten, 
während  sie  unterschiedslos  alle  durch  die  Eisenbahn  transportierten 
Güter  betreffe,  deren  Verladung  durch  den  Absender  bethätigt  worden  ist; 
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das  vierte  Mittel  gründet  sich  auf  die  Verletzung  der  Art  9 
nnd  48  des  Bemer  Übereinkommens,  der  Ziff.  34  der  die  erste  Beilage 
ZQ  diesem  Übereinkommen  bildenden  Vorschriften  und  die  Verletzung 
der  Art  1882,  1388  und  1384  C.  c,  weil  das  angegriffene  Urteil 
entscheide,  dafs  das  in  Ziff.  34  der  ersten  Beilage  zu  dem  Bemer  Über- 
einkommen ausgesprochene  Verbot  sich  nicht  auf  das  Stroh  oder  jeden 
sonstigen  entzündlichen,  von  dem  Absender  zur  Verpackung  oder  Be- 
festigung der  von  ihm  in  offen  gebauten,  nicht  mit  einer  Decke  ver- 
sehenen Wagen  verladenen  Güter  verwendeten  Stoff  beziehe,  selbst  wenn 
das  Stroh  oder  der  sonstige  Stoff  in  der  Form  von  Strohdecken  oder 
in  sonstiger  Weise  ohne  Wissen  des  Transporteurs  in  den  Wagen  ver- 
bracht worden  sei;  dafs  demnach  diese  Handlungsweise  seitens  des  Ab- 
senders gestattet  sei  und  weder  ein  vertragliches  Verschulden  noch  ein 
Qnasidelikt  bilde; 

in  Erw.,  dafs  ausweislich  des  angefochtenen  Urteils  das  verbrannte, 
dem  Beklagen  gehörige  Material  durch  die  klttgerische  GeseUschaft  von 
Kiel  ab  nach  dem  Bestimmungsort  Lttttich  in  einem  offen  gebauten,  nicht 
mit  einer  Decke  versehenen  Wagen  transportiert  wurde; 

in  Erw.,  dafs  nach  Art.  30  des  internationalen  Bemer  Über- 
einkommens vom  14.  Oktober  1890,  welches  durch  Gesetz  vom  25.  Mflrz 
1892  f^r  Belgien  gültig  erklärt  worden  ist,  die  Eisenbahn  ^  den 
Verlust  oder  die  Beschädigung  des  von  ihr  transportierten  Gutes  von 
der  Annahme  zur  Beförderung  bis  zur  Ablieferung  haftbar  ist,  sofern 
sie  nicht  beweist,  dafs  die  Ursache  des  Schadens  in  einem  Verschulden 
des  Verftlgiwgsberechtigten ,  einer  nicht  aus  einem  Verschulden  der 
Eisenbahn  sich  ergebenden  Anweisung  desselben,  einem  Fehler  des 
Gutes  oder  in  höherer  Gewalt  ztt  finden  ist; 

in  Erw.,  dafs  nach  Art  31  Abs.  1  des  besagten  Übereinkommens 
die  Eisenbahn  nicht  fUr  den  Schaden  haftbar  ist,  welcher  den  Gütern 
entsteht,  die  kraft  der  Bestimmungen  des  Tarifes  oder  der  mit  dem  Ab- 
sender getroffenen  Vereinbarang  in  offen  gebauten  Wagen  transportiert 
worden,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dafs  der  Schaden  aus  der  mit 
dieser  Transportart  verbundenen  Ge£&far  entsteht; 

in  Erw.,  dafs  der  Instanzrichter,  nachdem  er  erkannt  und  erklärt 
hat,  die  klägerische  Gesellschaft  habe  weder  zum  Beweis  gestellt  noch 
den  Beweis  dafür  erbracht,  dafs  sie  sich  in  einem  der  in  Art  SO  des 
besagten  Übereinkommens  vorgesehenen  Fälle  der  Nichthaftbarkeit  be- 
funden habe,  ausdrücklich  feststellt,  der  Brand  des  transportierten 
Materials  sei  keinesw^  das  Ergebnis  der  mit  dem  Transport  in  offen 
gebautem  Wagen  verbundenen  Gefahr,  da  diese  Gefahr  in  der  Regel- 
widrigkeit bestehe;  dafs  aufserdem,  wenn  die  transportierten  Gegenstände 
mit  Strohbändem  umgeben  und  voneinander  durch  Strohmatten  ge- 
trennt waren,  diese  besondere  Art  der  Verpackung  der  Aufmerksamkeit 
der  Eisenbahnbeamten,  welche  die  besagten  Gegenstände,  so  wie  diese 
verpackt  waren,  angenommen  hatten,  nicht  entgangen  sei,  da  sie  die 
Verpackung   so   wenig  als  gefahrdrohend  ansahen,   dafs  sie  sogar  den 
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Wagen,   auf  welchem  sich  das  in  Brand  geratene  Material  be&nd,  in 
der  Nähe  der  Lokomotive  in  den  Zng  einstellten; 

in  £rw.,  dafs  es  ohne  Bedentang  ist,  wenn  das  angefochtene  Urteil 
irrtümlich  erklärt,  die  in  Art  31  Abs.  1  des  besagten  Übereinkommens 
vorgesehene  Ursache  der  Nichthaftbarkeit  der  Eisenbahn  könne  nur  bei 
Gütern,  nicht  aber  bei  den  verschiedenen,  einen  Bestandteil  des  Trans- 
portes bildenden  Gegenständen  Anwendung  finden;  dafs  es  ebenfidis 
bedeutungslos  ist,  wenn  der  Instanzrichter  erklärt  hat,  die  Verpackung 
des  Materials  habe  aus  Strohbändem  und  Strohmatten,  d.  h.  aus  ent- 
zündlichen Stoffen  bestanden,  da  er  gleichzeitig,  wie  oben  bemerkt, 
feststellt,  die  Verpackung  sei  sichtbar  gewesen,  und  die  Bahnbeamten 
hätten  nichtsdestoweniger  das  Material  des  Beklagten  angenommen  und 
an  eine  gefthrliche  Stelle  des  Zuges  eingestellt; 

in  Erw.,  dafs  das  angefochtene  Urteil  durch  die  Entscheidung, 
nach  Lage  der  Sache  sei  die  Haftbarkeit  der  Klägerin  begründet  ge- 
wesen, die  Thatsachen  in  der  Nachprüfung  entzogener  Weise  gewürdigt 
hat  und  demnach  den  zur  Begründung  des  Kassationsrekurses  angeftlhrt^ 
Gesetzesstellen  nicht  zuwiderhandeln  konnte ^ 


Frankreich. 

Eheliches  Güterrecht.  Mangels  eines  Ehevertrages  und  hei  Ter- 
schiedenheit  der  Nationalität  der  Ehegatten  ist  dus  Güterrecht 
des   als  erstes  eheliches  Domieü  in  Aussicht  genommenen   Ortes 

mafsgehend. 

Appellationsgericht  Caen  28.  Mai  1900  (Cltmet  1900  S.  982). 

Ein  in  Cherbourg  domizilierter  Franzose  hatte  in  London  eine  dort 
domizilierte  Engländerin  geheiratet.  Die  Mafsgeblichkeit  des  französischen 
GUterstandes  gründet  der  Gerichtshof  auf  die  präsumtive  Intention  der 
Parteien. 

Anm.  Die  französische  Judikatur  befolgt  in  konstanter  Praxis  den 
Grundsatz,  dafs  für  das  eheliche  Güterrecht  {„regime  malrimonial*')  die  aus 
den  obwaltenden  Umständen  sich  ergebende  Intention  der  Nnptuiienten  im 
Augenblick  der  Eheschliefsun^  maisgebend  ist.  Bei  der  DordifÜhnuig 
dieses  Grundsatzes  tritt  die  Neigung  hervor,  das  Becht  des  bei  der  £be- 
schliefsung  ins  Auge  gefafsten  ersten  Ehedomizils  zu  Grunde  zu  legen. 
Aus  neuerer  Zeit  sind  z.  B.  die  Erkenntnisse  des  Kassationshofe  vom 
9.  März  1891  (diese  Ztschr.  I  S.  697),  Seine,  22.  Mai  1890  (diese  Ztschr.  I 
S.  797),  Boideauz,  25.  Mai  1891  (diese  Ztschr.  II  8.  612)  zu  vergleichen. 

In  manchen  Entscheidungen  wird  eine  Präsumtion  zu  Gunsten  des 
ersten  Ehedomizils  angenommen.  Ein  Erkenntnis  des  Appellationsgerichtes 
Toulouse  vom  26.  April  1893  {Clunet  1893  S.  816)  bezeichnet  diese  Präsumtion 
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tc^ar  als  QnindMtx  „d'tine  jurisprudence  qui  paraU  (ibsolument  fiaee*.  Doch 
wird  mitanter  anch  auf  Grund  der  Umstände  des  Falles  Joi  nationcde"  an- 
gewendet Vgl.  s.  B.  in  dieser  Ztschr.  Bd.  II  S.  611,  612,  613.  Auch  be- 
gegnet rereinzelt  die  Aoffasenng,  daft  eine  Prttsamtion  für  loi  nationale 
spreche.    Vgl  s.  B.  Qunet  1892  S.  471,  1896  S.  1070. 

Nietneyer. 


Ehescheidung.      Verschiedene  Nationalität   der  beiden  Ehegatten, 
Unsmlässigkeit  der  Ehescheidung^  wenn  diese  nach  dem  Heimatrecht 

der  Frau  unstatthaft  ist. 

Urteil  des  AppeUationsgeiichts  Montpellier  yom  19.  Februar  in  Sachen  Bordes 

gegen  Bordes  (Clunet  1900  8.  955.) 

Ein  ehemaliger  Spanier,  der  durch  Naturalisation  Franzose  ge- 
worden ist,  während  seine  Frau  Spanierin  geblieben  ist,  kann  die  nach 
französischem  Recht  zugelassene  Ehescheidung  nicht  erlangen,  weil  sie 
nach  spanischem  Recht  nicht  zulässig  ist.  In  der  Begrlindung  heifst 
es:  „iSä  2e  naturalis^  frangais  est  rigi  par  la  loi  frangaise^  et  si  son 
Statut  personnd  doit  äre  respectS  dans  toute  son  etendue^  les  mSmes 
prindpes  s'appliquent  aux  Arangers.*'  Es  wird  femer  hervorgehoben, 
dafs,  wenn  man  dem  Personalstatut  des  Mannes  die  ausschlaggebende 
Rolle  zuweisen  wollte,  dies  zu  schweren  Mifsständen,  insbesondere 
zn  der  Möglichkeit  führen  würde,  dafs,  während  der  Mann  eine  zweite 
Ehe  eingehen  könne,  die  Frau  „verheiratet  bleiben  wttrde,  ohne  einen 
Ehegatten  zu  haben  **,  nnd,  wenn  sie  in  Spanien  wieder  heiraten  wttrde, 
sich  der  Bigamie  schuldig  mache. 

Anm.  In  demselben  Sinn  ist  in  Frankreich  auch  sonst  mehrfach  ent- 
schieden worden;  so  z.  B.  durch  die  Urteile  des  Tribunal  civil  zu  Nizza 
vom  10.  Januar  1894  und  vom  9.  Dezember  1896  {Clunet  1894  S.  120,  1897 
S.  383).  Die  französischen  Schriftsteller  haben  sich^leichfialls  meist  für  diese 
Behandlung  der  Frage  ausgesprochen.  Vgl.  z.  B.  öurville  und  Arthuys, 
Cours  €limenta\rt  de  droit  international  prici,  8.  Aufl.  (Paris  1900)  S.  320; 
Weiss,  ^Trait^  iMorique  et  pratique  de  droit  international prive',  Bd.  3  (Paris 
1898)  S.  588.  (Bei  aunet  ist  irrtttmlich  Asser-Bivier,  Elements  de  droit 
intemaiionat  priv^  [Paris  1884]  fQr  die  geffenteilige  Auffassung  citiert 
AsseT'ILivier  referieren  nur  ttber  die  Judikatur  und  sprechen  ihrerseits 
nnr  von  der  Gerichtskompetenz.)    Dabei  steht  indessen  meist  der  Qesichts- 

Snnkt  im  Vordergrund,  dais  es  unbillig  sei,  dem  einen  Ehegatten  zu  gestatten, 
ni€h  die  seinerseits  bewirkte  Naturausation  die  Rechtslage  des  anderen  Ehe- 
gatten hinsichtlich  der  Ehescheidungsfra^e  einseitig  zu  yerändem.  Die  Be- 
grUndimg  des  yorstehend  rrferierten  Urteils  greift  weiter. 

Einzelne  französische  Judikate  im  entgegengesetsten  Sinn  sind  mitgeteilt 
bei  Clunet  1894  S.  120,  1896  S.  842,  1897  S.  728. 

Niemeyer, 
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Trennung  ausländischer  Ehegatten  auf  Zeit  kann  durch  framö- 
sische  Gerichte  ausgesprochen  werden,  wenn  dies  nach  dem  Heimat- 
recht  der  Ehegatten  0ulässig  ist    Zuständigkeit. 

Tribmial  civil  de  la  Seine,  23.  Mai  1900,  P.  gegen  P.  {aund  1900  S.  993). 

Ein  Chilene  hatte  auf  beettodige  Separation  de  corps  geklagt  Der 
Gerichtshof  hielt  dafUr,  dafs  die  Verfehlungen  der  Frau  nicht  einen 
^caracthre  irripardble^  trtkgen,  und  erkannte  deswegen  gemäls  dem 
chilenischen  Recht  anf  Trennung  für  die  Daner  von  ftnf  Jahren.  Die 
ZuBtilndigkeit  der  französischen  Gerichte  stutzte  der  Gerichtshof  anf  die 
Klausel  des  franzOsisch-chilenischen  Vertrages  vom  15.  September  1846: 
j^que  les  sujets  et  cUoi^ens  respedifs  jouiront  dans  les  deux  Etats  ^une 
compMe  et  constante  protection  pour  leurs  personnes  et  leurs  proprietes; 
qu'Hs  auront  lihre  et  facHe  acchs  aupris  des  trihunaux  de  justice  powr 
la  poursuite  et  la  defense  de  leurs  droits;  qu'ils  jouiront  enfin  sous  ce 
rapport  des  mSmes  droits  et  privil^es  que  ceux  qui  sont  accordes  aux 
nationaux  eux-mSmes*^, 

Die  Note  bei  Clunet  a.  a.  0.  legt  dar,  dafs  die  wissenschaftlichen 
Autoren  Frankreichs  die  Auffiissung  des  Gerichtshofes  hinsichtlich  der 
Rechtsfrage  teilen. 


Das  Erbrecht  richtet  sich  hezOgUch  des  MohiliarnaMasses  nach 

dem  Heimatrecht  des  Erblassers. 

Appellationsgerichtshof  Paris,  26.  März  1900  {aund  1900  S.  995). 

Pedro  de  Errazquin,  ein  spanischer  Staatsangehöriger,  der  zur  Zeit 
seines  Todes  ein  kaufmännisches  Geschäft  in  Bilbao  betrieb,  aber  eine 
Wohnung  in  Paris  bewohnte,  hinterliefs  ein  Testament,  in  welchem 
seine  Witwe  als  Universalerbin  eingesetzt,  drei  TestamentsvoUstredLer 
ernannt  wurden  und  jede  gerichtlidie  oder  konsularische  Einmischung 
untersagt  war.  Ein  Bruder  des  Verstorbenen  erhob  zunächst  als 
Intestaterbe,  dann  als  Gläubiger  Anspruch  auf  Siegelung.  Die  An- 
sprüche wurden,  weil  gemäfs  „loi  nationale  du  de  cujus^  unbegründet, 
zurückgewiesen. 

Anm.  Die  französische  Judikatur  hat  sich  in  der  Weise  entwickelt, 
dafs  ursprünglich  wie  far  den  Immobiliamachlafs  so  auch  für  den  Mobiliar- 
nachlafs  lex  rei  sitae  als  mafsgeblich  behandelt  wurde.  Als  locus  ret  sitae 
des  gesamten  Mobiliamachlasses  wurde  aber  das  Domizil  des  ErblaaserB  an- 

gesehen.  So  entwickelte  sich  die  Formel,  dafs  far  den  Mobiliamachlais  lex 
omicüii  des  Erblassers  mafsgebend  sei.  Als  Domizil  aber  wird  in  der  neueren 
Judikatur  nicht  der  thatsächliche  Wohnsitz,  „domicHe  de  fait",  sondern 
„domicile  legal'',  das  durch  die  Autorisation  der  Regierung  gem&fs  Art  13 
Code  civil  erworbene  Wohnrecht,  behandelt  Vgl.  Vincent  und 
Pdnaud,  DicUonnaire  de  droit  international  prive'(Pam  1888)  S.  824,  No.  7 
und  8;  s.  auch  diese  Ztschr.  U  S.  617,  V  588;  Clunet  1896  S.  400  ft.    Obige 


Frankreich.  319 

Formel  giebt  nun  kdiie  Lösung  für  die  F&lle,  wo  &n  auBländischer  Erblasser 
zur  Zeit  seines  Todes  in  Frankreich  domicile  de  fait,  nicht  aber  domicüe  Ufgal 
hat.  In  diesen  Fällen  legt  die  Judikatur  lai  nationate  des  Erblassers  zu 
Grande.    Vgl.  s.  B.  diese  Ztschr.  I  S.  70,  U  617;  Clund  1896  S.  402. 

r^Fäll  Petrolea.'^    Schcuknsverursachung  durch  ein  englisches,  Schiff 
in  franMösisehen  Terriioridlgewässem.    Recht  des  Abandons. 

Hinaiehtlich  der  vielverhandelten  Explosion  des  englischen  Scbiffee 
^Petrolea^  im  französischen  Hafen  Blaye  (Gironde)  —  am  11.  Joni 
1892  —  haben  der  Kassationsbof  am  81.  Juli  1899  and  der  Appellations- 
hof von  Poitiers  am  28.  Febniar  1900  —  ebenso  wie  Mher  schon 
der  Kaasationshof  (24.  November  1897,  Clunet  1898  S.  98  ff.)  —  den 
Grundsatz  anerkannt,  dafs  in  Bezug  auf  Unfälle  in  französischen 
Territorialgewüssem  ausländische  Schifteigner  das  Recht  des  Abandons 
gemäfs  Art  216  des  Code  de  commerce  haben,  auch  wenn  ihr  Heimat- 
recht es  nicht  gewährt. 

Kauffcihrteischiffe  in  tunesischen   Territorialgewössem  sind  nicht 

exterritorial. 

(Conseil  permanent  de  r^vision  d'Alger,  5.  Juli  1900  {Clunet  1900  S.  974). 

Der  französische  Soldat  Thomas,  welcher  seinen  Truppenteil 
yerlassen  hatte,  wurde  am  18.  Januar  1900  in  einem  tunesischen  Hafen 
an  Bord  des  italienischen  Kauffahrteischiffes  ^Paraguay**  durch  einen 
französischen  Commissaire  de  police  verhaftet  Der  „Conseil  permanent 
de  revision**  in  Algier  entschied: 

1.  dafs  Tunis  und  seine  Küstengewässer  zufolge  des  französisch- 
tunesischen Vertrages  vom  12.  Mai  1884  der  französischen 
Territorialhoheit  („un  v^äble  droit  de  souverainetd)  unter- 
worfen seien; 

2.  dals  der  Soldat  Thomas  sich  demgemäfs  im  Augenblick  seiner 
Verhaftung  auf  französischem  Grebiet  im  Sinn  des  (den  Thai- 
bestand der  Desertion  behandelnden)  Art  235  des  Code  de  justice 
müitaire  befunden  habe. 

Anm.  Es  ist  hervorzuheben,  dafs  der  verhaftende  Polizeikommissar 
fflch  erst  an  Bord  beeab,  nachdem  er  von  dem  italienischen  Konsul  des  Ortes 
ein  betreffendes  (inhiHtlich  nicht  näher  bezeichnetes)  Schreiben  erhalten  hatte. 
Die  französische  Praxis  hat  ihrerseits  stets  den  Grundsatz  festgehalten ,  dafs 
auch  bei  Kauffahrteischiffen  Je  regime  interieur  du  navire^  der  Bordautoritftt 
vorbehalten  ist  Dem  entspricht  die  Königlich  französische  Ordonnanz 
vom  29.  Oktober  1888  über  das  Verhältnis  der  Konsuln  zur  Handelsmarine 
(BuU,  des  lots  9.  S,,  B,  267  n.  5060),  worin  die  französischen  Konsuln  ins- 
besondere auch  angewiesen  werden,  in  vorkommenden  Fällen  mit  Rttcksicht 
auf  die  seitens  der  franzönschen  Behörden  beobachtete  Praxis  das  Prindp 
der  G^enseitigkeit  anzurufen.  N. 
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Geschäftsfähigkeit.     Eine   grofsjährige  Rumänierin   wird   durch 
Erwerbung  der  österreichische  StcMtstmgehörigkeit  nicht  wieder 

minderjährig  ^). 

Entschädnng  des  obenten  Gerichtshofes  Tom  29.  November  1900,  Z.  12.988. 

EllMgerin  giebt  an,  dafs  ihr  die  Beklagte  durch  die  Annahme  der 
Wechsel  ddo.  15.  Juni  1899  per  600  K.,  ddo.  28.  Febmar  1899  per 
10000  K.  und  2000  K.  nnd  vom  3.  Joli  1899  per  2600  R.  die  beattg- 
lichen,  bereits  iUIig  gewordenen  Betrüge  schulde.  Gegen  die  diesbeafl^chen 
Zahlnngsaufbüge  hat  die  Beklagte  unter  anderem  die  Einwendung  e^ 
hoben,  dafs  sie  zur  Zeit  der  Acceptation  der  KUgewechsel  noch  minder- 
jährig gewesen  sei.  Dem  gegenüber  führt  die  RlKgerin  an,  da(fa  die 
Beklagte  —  zugeetandenermafsen  —  ab  rumttnische  Unterthanin  im 
Jahre  1876  geboren  und  als  solche,  da  in  RumMnien  die  Grofsjtthrig- 
keit  mit  dem  21.  Lebensjahre  eintrete,  bereits  im  Jahre  1897  grofs- 
jährig  geworden  sei. 

Die  erste  Instanz  hat  die  Zahlungsaufträge  aufrecht  erhalten.  — 
Orttnde:  Die  Einwendung  der  Minderjährigkeit  ist  unbegründet 
Nach  rumänischem  Rechte  tritt,   da  dort  unbestrittenermafsen  der  oade 


1)  Es  mag  daran  erinnert  werden,  dafs  das  österreichische  CiTilgeseti- 
buch  bestimmt :  §  4.  ...  „Die  Staatsbtt^i^  bleiben  auch  in  Handlungen  und 
Geschäften,  die  sie  auTser  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  diese  Gesetze 

Sebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche  FShiKkeit,  sie  zu  unternehmen,  da- 
urch  eingeschränkt  wird,  und  als  diese  Han£ungen  und  G^eschäfte  zugleich 
in  diesen  Ländern  rechtliche  Folgen  hervorbringen  sollen/  §  84.  ...  «Die 
persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften  ist  insgemein  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge  seines  Wohnsitzes,  oder 
wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  vermöge  seiner  Geburt  als  Unter- 
than  uuterliqi^,  zu  beurteilen;  insofern  nicht  für  einzelne  Fälle  in  dem  Ge- 
setze etwas  Anderes  verordnet  ist"  Trotzdem  legt  die  österreichische  Praris 
seit  langer  Zeit  auch  bei  Ausländem  konstant  das  Recht  der  Staatsangehörig- 
keit  zu  Grunde.  Vgl.  JeUä,  Handbuch  des  intern.  Priv.-  u.  Strümrechtes 
(Wien  u.  Leipzig  1893)  S.  24 ff.  —  Jettel  a.  a.  O.  S.  27  berichtet,  dafs  der 
Grundsatz  der  Unwandelbarkeit  der  einmal  erworbenen  Grofinährigkdt  in 
Osterreich  anerkannt  sei.  Böhm,  „Die  räuml.  Herrschaft  der  Rechtanormen 
(Erlangen  1890)"  berichtet  —  S.  27  —  unter  Berufung  auf  „Die  SpruchpraziB, 
Revue  über  die  Rechtsprechung  in  den  obersten  Instanzen  der  im  Reichs- 
rat  vertretenen  Länder  (Bühl),''  Bd.  4,  1887,  S.  126  im  Gegensatz  hierzu, 
dafs  nach  österr.  Rechtsprechung  die  Frage,  „ob  für  eine  an  einen  Oster- 
reicher  verehelichte  Ausländerin,  welche  nach  dem  Recht  ihrer  Heimat  be- 
reits grofsjährig  gewesen,  aber  noch  nicht  das  für  Österreich  erfbiderliche 
Gro£mährigkeitsaIter  erreicht  hat,  als  noch  minderjährig  anzusehen  ist,  bejaht 
wird."  —  Die  neuere  PraziB  steht  aber  entschieden  auf  dem  in  obigem  E^k.  v. 
25.  Nov.  1900  vertretenen  Standpunkt  Vgl.  insbesondere  auch  diese  Ztschr.  Y 
S.  588  (£rk.  des  obersten  Gerichtshofes  v.  18.  Febr.  1894  Z.  1553),  Clund 
Xm  468  (£rk.  des  obersten  Gerichtshofes  v.  9.  Aug.  1882). 
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NapoUon  gilt'),  die  Grofsjäbrigkeit  mit  dem  vollendeten  21.  Lebensjahre 
ein.  Da  die  Beklagte  eingeBtandenermafsen  im  Jahre  1876  geboren 
wnrde,  hat  sie  im  Jahre  1897  ihre  Orofsjährigkeit  erlangt,  die  sie 
durch  ihre  im  Jahre  1898  erfolgte  Verbeiratang  mit  einem  (jster- 
reicbiflchen  Unterthan  nicht  deshalb  wieder  verlieren  kann,  weil  in 
Österreich  die  Grofsjäbrigkeit  erst  mit  dem  vollendeten  24.  Lebensjahre 
«üntritt .  .  . 

Die  zweite  Instanz  hat  das  erstrichterlicbe  Urteil  tlber  Be- 
mfting  der  Beklagten  bestStigt  —  Ortlnde:  Wie  die  Beklagte  selbst 
zugiebt,  hat  sie  nach  romttnischem  Rechte  mit  dem  21.  Lebensjahre  die 
£igenberechtigang  erlangt.  Diese  Eigenberechtigong  gab  ihr  die 
Möglichkeit,  allein  mit  JRechtswirkung  Vertxflge  abzoschliefsen,  —  sie 
wirkte  daher  gleich  einem  erworbenen  Rechte.  Diese  Eigenberecbtignng 
konnte  auch  dnrch  die  nachher  erfolgte  Verehelichang  mit  einem  (toter- 
reichischen  Staatsbürger  und  die  hierdurch  erlangte  Osterreichische 
Staatsbürgerschaft  nicht  mehr  beseitigt  werden,  blieb  vielmehr  —  gleicb 
einem  erworbenen  Rechte  —  aufrecht  bestehen.  Ftlr  die  Richtigkeit 
dieser  Auslegung  spricht  die  analoge  Anwendung  des  Hoidekretes  vom 
3.  Januar  1818,  J.O.S.  No.  1403  .  .  . 

Die  dritte  Instanz  hat  der  Revision  der  Beklagten,  als  un- 
begründet, keine  Folge  gegeben. 

Anwendung  des  §  36  8t.  O.    Anrechnung  einer  im  Auslande  ver- 

büfsten  Strafe.     Wurde  daselbst  von  gesetglich  angedrohten  snoei 

J^af arten  die  müdere  verhängt  und  in  VoThug  gesetgt^  so  kommt 

auch  nur  diese  für  die  Einrechnung  in  Betracht, 

Entschmdnng  des  Kassationshofes  vom  21.  September  1900,  Z.  9127. 

(Sammig.  strafr«  £.  II  Nr.  ^18.) 

Der  Kassationshof  verwarf  die  von  Peter  P.  erhobene  Nichtigkeits- 
beschwerde gegen  das  Urteil  des  Schwurgerichtshofes  in  Innsbruck  vom 
5.  Juni  1900,  womit  der  genannte  Angeklagte  des  in  den  §§  171,  173 
und  176  IIc  St 6.  bezeichneten  Verbrechens  des  Diebstahles  und  des 
in  den  §§  197,  200,  201,  lit  a  und  203  St.6.  bezeichneten  Ver- 
brecbens  des  Betruges  schuldig  erkannt  und  deshalb  nach  §  203  zum 
schweren  Kerker  in  der  Dauer  von  drei  Jahren,  verschärft  mit  einem 
Fasttage  in  jedem  Vierteljahre,  verurteilt  und  zugleich  ausgesprochen 
wurde,  dafs  die  von  demselben  in  Sachsen  bereits  verbttfste  1^/9  jtthrige 
Geftlngnisstrafe  einer  einjährigen  schweren  Kerkerstrafe  entspreche,  dafs 
diese  von  der  verhängten  dreijährigen  schweren  Kerkerstrafe  in  Abzug 
gebracht  werde,  und  der  Angeklagte  sohin  noch  zwei  Jahre  schwerer 
Kerkerstrafe  zu  verbttfsen  habe. 

Gründe:  Vom  Schwurgerichte  in  Innsbruck  wurde  Peter  P. 
schuldig  erkannt  des  Verbrechens  des  Diebstahles  nach  den  §§  171,  173 


2)  BecUus:  §  342  des  rumänischen  Civilgesetzbuches,  welches  sich  in 
der  Hauptsache  dem  Code  Napoleon  anscbüelst,  läfst  die  Grofsj&hrigkeit  mit 
der  Vollendimg  des  21.  Lebenigahres  eintreten.  N, 
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und  176  IIc  StG.,  begangen  zum  Nachteile  des  Otto  P.  in  Innsbrodc 
und  des  Si^ried  S.  in  Dresden,  dann  des  Verbrechens  des  Betruges 
nach  den  §§  197,  200  und  201a  8iG.,  begangen  zum  Nachtue  des 
Siegfried  S.  in  Dresden.  Er  wurde  deshalb  nach  §  208  St.6.  mit  Be- 
dacht auf  §§  84  und  36  StO.  und  unter  Anwendung  des  §  388  StP.O. 
zum  schweren  Kerker  in  der  Dauer  von  drei  Jahren,  verschftrft  mit 
einmal  Fasten  vierteljährig,  verurteilt  und  dabei  zugleich  ausgesprochen, 
dafs  ihm  auf  diese  Strafe  die  wegen  der  angeführten,  an  Siegfried  S. 
in  Dresden  begangenen  strafbaren  Handlungen  im  Auslande  verhSagte 
1^/a  jährige  Gefängnisstrafe  im  Äquivalente  einer  einjährigen  schwoeo 
Kerkerstmfe  eingerechnet  werde.  In  der  gegen  diese  Strafbemessnng 
aus  dem  Nichtigkeitsgrunde  des  §  844,  Z.  12  StP.O.  erhobenen  Be- 
schwerde behauptet  der  Angeklagte,  dafs  ihm  von  der  mit  drei  Jahrea 
zuerkannten  schweren  Kerkerstrafe  die  gegen  ihn  mit  dem  Urteile  des 
Landgerichtes  in  Dresden  vom  24.  Oktober  1898  v^hängte  Gefiiagnis- 
strafe  im  vollen  Ausmafse  von  l^/a  Jahren  abzurechnen  sei,  weil  er 
sonst  der  ihm  mit  jenem  Urteile  zu  teil  gewordenen  Begünstigung,  ver- 
möge welcher  ihm  anstatt  der  nach  §  268  R.StG.  hier  zutrefienden 
Zuchthausstrafe  nur  Geflbignisstrafe  zuerkannt  wurde,  verlustig  gehen 
wttrde,  und  weil  die  schwere  Kerkerstrafe  der  Zuchthausstrafe  des 
Reichsstrafgesetzes  gesetzlich  überhaupt  nicht  gleichgestellt  ist  Der  an- 
gerufene Nichtigkeitsgrund  liegt  jedoch  nicht  vor.  §  268,  Z.  1  R.StG., 
nach  welchem  vorliegend  die  Strafbemessung  in  dem  ausländischen  Ur- 
teile erfolgte,  setzt  allerdings  auf  das  Delikt,  welches  für  jene  den  Aus- 
schlag gab,  in  erster  Linie  Zuchthausstrafe,  er  normiert  jedoch  zugleich, 
dafs  anstatt  der  Zuchthausstrafe  Gefängnisstrafe  zu  verhängen  sei,  wenn 
mildernde  Umstände  vorhanden  sind.  Da  nun  das  diesbezügliche  Urteil 
mildernde  Umstände  angenommen  hfit,  war  die  Gefängnisstrafe  nach  den 
Umständen  des  Falles  die  gesetzliche,  und  es  kann  daher  von  einer 
in  Anwendung  eines  richterlichen  Strafmilderungsrechtes  geschehenen 
Strafumwandlung  keine  Hede  sein. 

Übrigens  kann  es  sich  bei  der  Anwendung  des  §  86  St.G.  nur 
darum  handeln,  welche  Strafe  im  Auslande  gegen  den  Angeklagten 
thatsächlich  verhängt  und  von  ihm  verbüfst  wurde.  Das  Gesetz 
will  durch  die  hier  bezeichnete  Einrechnung  verhüten,  dafs  der  Inländer 
fllr  seine  That  ein  gröfseres  oder  geringeres  Übel  erleide,  als  ihn  bei 
der  Zugrundelegung  des  inländischen  Gesetzes  getroffen  hätte.  Dies 
kann  aber  nur  erreicht  werden,  wenn  der  inländische  Richter  die  von 
ihm  verhängte  Strafe  mit  der  im  Auslande  verbüfsten  in  ein  Verhältnis 
bringt  und  mittels  der  so  gewonnenen  Vergleichungsbasis  das  bereits 
erlittene  Straf^lbel  ermittelt  Da  nun  die  Gefängnisstrafe  des  deutschen 
Strafrechtes  der  hierländischen  schweren  Kerkerstrafe  nicht  gleichwertig 
ist,  war  es  vorliegend  erforderlich,  für  die  im  Auslande  verhängte 
1^/2  jährige  Gefllngnisstrafe  nach  den  dortlands  geltenden  strafrechtlichen 
Bestimmungen  jenes  Äq^uivalent  zu  finden,  welches  zugleich  der  von 
dem  österreichischen  Richter  verhängten  Strafe  hinsichtlich  der  Strafart 
gleichwertig  ist  und  daher  hinsichtlich  der  Strafdauer  die  Einrechnung 


Österreich.  828 

ermöglicht.  Nach  §  21  ILStG.  mt  aber  eine  einjährige  GefltUigniflatrafe 
einer  achtmonatlichen  ZachthaosBtrafe  gleichzuachten,  folglich  steht  eine 
1^/8  jährige  G«QlngniB8trafe  einer  einjährigen  Zachthaasstrafe  gleich.  Die 
ZochthaoBstrafe  des  dentscfaen  Reichsstrafgesetaes  steht  hinsichtlich  der 
Strafart  der  hierländischen  schweren  Kerkerstrafe  gleich  ^).  Es  ergiebt 
flieh  dies  ans  der  Würdigung  aller  bei  einer  Vergleichnng  beider  mafs- 
gebenden  Momente,  aas  der  Intensität  und  der  Art  der  Freiheits- 
beschränknng  sowie  aas  den  sonstigen  damit  yerbandenea  StrafUbeln, 
insbesondere  auch  aas  den  mit  der  Strafe  verbandenen  Rechtsfolgen. 
Wenn  also  das  angefochtene  Urteil  nach  der  die  Oleichwertigkeit  der 
aosländiflchen  Strafen  untereinander  regelnden  Beetimmang  des  §  21 
R.St6.  fllr  die  dem  Angeklagten  im  Auslände  zuerkannte  1^/2 jährige 
Gefängnisstrafe  als  Äquivalent  einjährige  Zuchthausstrafe  annahm,  und 
diese  wegen  der  Gleichwertigkeit  von  Zuchthausstrafe  und  schwerer 
Kerkerstrafe  von  der  hierlands  mit  drei  Jahren  bemessenen  schweren 
Kerkerstrafe  in  Abrechnung  brachte,  so  hat  es  den  §  86  St.G.  gana 
richtig  angewendet 

Ungültigkeitserklärung  der  von  einem  Österreicher  mit  einer  ÄitS' 

länderin  im  Amlande  geschlossenen  Ehe  wegen  des  Ehehindemisses 

des  bestehenden  Ehebandes  und  des  Katholidsmus^), 

PlenareniBcheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  19.  Dezember  1900, 

Z.  15  377. 

Wenzel  F.  hat  am  1.  September  1892  vor  dem  grofsherzoglieh 
oldenburgischen  Standesamte  der  Stadt  Oldenburg  mit  Johanna  F.  geb. 
B.  die  Ehe  geschlossen.  Dieselbe  wurde  auch  nach  evangelisch- 
lutherischem Ritus  eingesegnet.  Wenzel  F.  war  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliefsung ,  wie  vorher  und  auch  nachher,  katholischer  Religion  und 
von  seiner  ersten  Gattin,  Auguste  M. ,  welche  gegenwärtig  noch  am 
Leben  ist  und  mit  welcher  er  am  11.  Mai  1885  vor  dem  kgl. 
sächsischen  Standesamte  in  Dresden,  die  Ehe  eingegangen  war,  laut 
Urteilee  des  kgl.  Landgerichtes  in  Dresden  vom  27.  April  1891  dem 
Bande  nach  geschieden.  Johanna  F.  war  zur  Zeit  der  Eheschliefsung 
ledig,  und  wie  auch  jetzt  noch,  evangelisch  -  lutherischer  Konfession. 
Wenzel  F.  war  und  ist  österreichischer  Staatsbürger,  Johanna  F.  war 
oldenbuigische  Staatsbflrgerin.  Auguste  M.  war  zur  Zeit  ihrer  Ehe- 
sdiliefsung  mit  Wenzel  F.  evangelisch-lutherischer  Konfession  und 
sächsische  Staatsbtlrgerin.  Sämtliche  angeführten  Thatsachen  sind  bis 
auf  die  kirchliche  Trauung  der  Ehegatten,  Wenzel  und  Johanna  B., 
urkundlich  nachgewiesen. 

Alle  drei  Instanzen  haben  die  zwischen  Wenzel  F.  und 
Johanna  B.  geschlossene  Ehe  für  das  Gebiet  der  österreichischen  Länder, 


1)  Ebenso:  Entscheidung  v.  18.  M&rs  1898,  Z.  8179,  Sammlung  Nr.  2282. 
9  Vgl.  diese  Ztschr.  X  S.  150  ff.,  XI  8.  110  ff. 
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in  welchen  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  vom  1.  Juni  1811 
gilt,  als  angflltig  erklärt. 

Gründe  der  ersten  Instanz:  Die  Gültigkeit  der  beiden  von 
dem  Österreichischen  Staatsangehörigen  Wenzel  F.  im  Deutschen  Reiche 
geschlossenen  Ehen  richtet  sich  bezüglich  der  Form  nach  den  in 
Deutschland  geltenden  Gesetzen  (§37  a.  b.  G.B.).  Gerichtsbekannt 
ist,  dafs  in  Deutschland  zur  Zeit  der  Eingehung  beider  Ehra  die  ge- 
setzliche Form  in  der  Abschliefsung  vor  dem  Standeeamte  bestand,  — 
eine  kirchliche  Einsegnung,  wie  sie  bei  der  zweiten  Ehe  noch  statt- 
gefunden hat,  kommt  nicht  in  Betracht.  Die  Ehe  des  Wenzel  F.  mit 
Auguste  geb.  M.  war  daher  eine  auch  nach  Österreichischem  Rechte 
gtlltige  Ehe.  Diese  Ehe  wurde  vom  Landgerichte  Dresden  dem  Bande 
nach  geschieden,  ein  Ausspruch,  der  zweifellos  der  Trennung  nach 
Österreichischem  Rechte  gleichkommt.  Es  soll  hier  gar  nicht  untersucht 
werden,  welche  Bedeutung  dieser  Spruch  im  Inlande  und  fllr  den  Mann 
«Is  Osterreichischen  Staatsangehörigen  hat,  —  für  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reiches  war  die  Ehe  zweifellos  gelOst.  Wenzel  F.  aber 
konnte  als  Österreichischer  Staatsangehöriger  und,  da  er  zur  Zeit  der 
ersten  Eheschliefsung  bereits  dem  katholischen  Glauben  angehOrt  hatte, 
gemttfs  §  111  a.  b.  G.6.  zu  Lebzeiten  seiner  ersten  Gattin  eine  nach 
Österreichischem  Rechte  gültige  Ehe  nicht  mehr  eingeben.  Dies  ist  mit 
Rücksicht  auf  das,  was  wegen  Gültigkeit  der  ersten  Ehe  gesagt  wurde, 
für  das  Inland  ganz  zweifellos.  Dasselbe  gilt  aber  nach  §  37  und  dem 
darin  bezogenen  §  4  a.  b.  G.B.  auch  für  das  Ausland.  Wenzel  F. 
blieb  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Fähigkeit  zu  einer  neuen  Ehe- 
schliefsung an  das  inländische  Gesetz  gebunden.  Es  war  daher  die 
Ungültigkeit  der  zweiten  Ehe  auszusprechen,  wenn  auch  die  Wirkung 
dieses  Spruches  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes 
nur  Wirksamkeit  für  das  Inland  hat^). 

Gründe  der  zweiten  Instanz:  In  dem  erstrichterlichen 
Urteile  konnte  der  Mangel  der  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  nicht 
erblickt  werden,  da  bei  der  Beurteilung  der  Gültigkeit  der  strittigen 
Ehe  thatsächlich  die  Normen  des  §  111  a.  b.  G.B.  zur  Anwendung 
zu  gelangen  haben.  Die  zwischen  Wenzel  F.  und  Auguste  M.  in 
Dresden  geschlossene  Ehe  kam  nach  den  in  Deutschland  bestehenden 
Gesetzen  gültigerweise  zu  stände,  sie  hat  daher  nach  dem  Grundsatze: 
locus  regit  adwn  in  Österreich  Rechts  Wirkung.  Eine  solche  kann  aber 
dem  Urteile  des  Landgerichtes  in  Dresden,  durch  welches  diese  erste 
Ehe  dem  Bande  nach  geschieden  wurde,  nicht  zugeschrieben  werden, 
da  gemäfs  §  83  Abs.  3  E.G.  die  Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund 
eines  ausländischen  Erkenntnisses  zu  versagen  ist,  wenn  der  Exekntions- 
titel  den  Personenstand  eines  Osterreichischen  Staatsangehörigen  betrifit 
und  gegen  letzteren  vollzogen  werden  soll.  Nach  Österreichischem  Ge- 
setze   besteht    daher   die    zwischen  Wenzel  F.    und   Auguste   M.   ge- 


1)  Dieser,  von  der  dritten  Instanz  ausdrücklich  bestätigte  Satz,  macht 
das  Erkenntnis  besonders  bemerkenswert.  Bed, 
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flchloBsene  £he  noch  fort  und  war  der  Ehegatte  nach  §  111  a.  b.  Q.B. 
nicht  fkhig,  bei  Lebzeiten  seiner  Ehegattin  eine  zweite  Ehe  ein- 
zogehen. 

Gründe  der  dritten  Instanz:  Gegen  die  Gültigkeit  der 
ersten,  von  Wenzel  F.  mit  Aoguste  M.  am  11.  Mai  1885  vor  dem 
Standesamte  in  Dresden  eingegangenen  Ehe  bestehen  keinerlei  Be- 
denken. Diese  Ehe  wnrde  zwar  vom  kgl.  Landgerichte  in  Dresden 
rechtskräftig  dem  Bande  nach  geschieden,  allein  Wenzel  F.,  welcher 
nach  wie  vor  Österreichischer  Staatsbürger  geblieben  war,  blieb  nach 
§  4  a.  b.  G.B.  insoweit  an  das  österreichische  Gesetz  gebunden,  als 
seine  persönliche  Fähigkeit,  eine  neue  Ehe  einzugehen,  hierdurch  ein- 
geschränkt wird,  und  die  neue  Ehe  zugleich  in  diesen  Ländern  recht- 
liche Folgen  hervorbringen  soll.  Da  nun  Wenzel  F.  zur  Zeit  der  Elin- 
gehung  der  ersten  Ehe  katholischer  Religion  war  und  es  übrigens  auch 
dermal  noch  ist,  —  da  fem  er  seine  erste  Gattin  noch  am  Leben  ist,  — 
da  endlich  nach  §  111  a.  b.  G.B.,  wenn  auch  nur  Ein  Teil  schon  zur 
Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  katholischen  Religion  zugethan  war, 
das  Band  einer  gültigen  Ehe  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten 
getrennt  werden  kann,  so  erscheint  durch  dieses  Ehehindemis  des 
Katholicismus  die  persönliche  Fähigkeit  des  Wenzel  F.  zur  Eingehung 
einer  neuen  Ehe  beschränkt,  und  somit  die  am  1.  September  1892 
zwischen  Wenzel  F.  und  Johanna  B.  vor  dem  Standesamte  in  Olden- 
burg geschlossene  Ehe  ftlr  das  Geltungsgebiet  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuchs^)  ungültig,  weil  Wenzel  F.  nach  §  62  a.  b.  G.B.  zu 
gleicher  Zeit  nur  mit  Einem  Weibe  verehelicht  sein  kann  und  ihm  das 
Ehehindemis  des  bestehenden  Ehebandes  zufolge  der  für  ihn  noch 
gültigen  ersten  Ehe  entgegenstand.  Dieser  Anschauung  steht  die  Vor- 
schrift des  §  37  a.  b.  G.B.  nicht  entgegen,  denn  wenn  hiernach  auch 
Inhalt  und  Form  der  im  Auslande  von  Österreichern  mit  Ausländem 
geschlossenen  Rechtsgeschäfte  —  also  auch  Eben  —  in  der  Regel  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes  zu  beurteilen  ist,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen 
worden  ist,  so  ist  doch  die  Einschränkung  normiert,  „daferae  die  im 
§  4  enthaltene  Vorschrift  nicht  entgegensteht",  welche  sich  eben  auf 
die  Beschränkung  der  persönlichen  Fähigkeit  bezieht.  Unentscheidend 
ist  daher,  ob  die  erste,  von  Wenzel  F.  eingegangene  Ehe  nach 
sächsischem  Rechte  den  Charakter  der  Löslichkeit  an  sich  trag,  und 
ebenso  unentscheidend,  dafs  diese  erste  Ehe  eine  Civilehe  und  keine 
katholisch-konfessionelle  Ehe  war.  Nach  §  75  a.  b.  G.B.  mufs  die 
feierliche  Erklärung  der  Einwilligung  allerdings  vor  dem  ordentlichen 
Seelsorger  eines  der  Brautleute  geschehen,  sdlein  die  Form  der  Ehe- 
Bchliefsung  kommt  nach  §  37  a.  b.  G.B.  hier  nicht  in  Betracht,  weil 
die  Ehe  im  Auslande  eingegangen  wurde,  bezüglich  der  Form  der 
Ebeschliefsung  also  das  ausländische  Gesetz  zur  Anwendung  zu 
kommen  hat. 


1)  S.  vorige  Anmerkung.  Red. 
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Auslegung  des  §  29  der  deutschen  CiviJpro0efsordnung  und  des 
§  101  der  österreichischen  Jurisdiktionsnorm.  Anwendung  des 
österreichischen  Rechtes  auf  die  Frage  des  Erfüllungsortes  einer 
in  Unterlassungen  bestehenden  Verbindlichkeit  deutscher  Staats- 
bürger aus  einem  in  Österreich  geschlossenen  Vertrage. 

£ntBcheidiinff  des  k.  k.  OberlandeagerichteB  Wien  yom  22.  Januar  1901, 

G^KhttfTfiahl  R IV  7/01. 

In  dem  in  Wien  zwischen  dem  Frankfurter  Kaufmann  A.  nnd  der 
Wiener  Firma  B.  im  Jalire  1895  abgeschlossenen  Vertrage  verpflichtete 
sich  ersterer  zur  Unterlassung  gewisser  näher  bezeichneter  Lieferungen 
nach  Österreich-Ungarn  bei  sonstigem  Verfall  einer  in  Wien  zahlbaren 
Konventionalstrafe.  B.  klagte  diese  nun  beim  Wiener  Landesgerichte 
ein  und  stützte  die  Zuständigkeit  dieses  Gerichtes  auf  §  101  der  Juris- 
diktionsnorm vom  1.  August  1895  (No.  111  R.G.BL),  in  Verbindung 
mit  §  29  R.C.P.O.  Nach  ersterer  Oesetzesstelle  ist,  wenn  in  einem 
andern  Staatsgebiete  gegen  österreichische  Staatsangehörige  in  btbger- 
liehen  Rechtssachen  Klagen  vor  Gerichten  zugelassen  werden,  welchen 
nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  für  derlei  Rechtssachen  Überhaupt  keine 
oder  nur  eine  beschränkte  Zuständigkeit  zukommen  würde,  ein  gleicher 
Gerichtsstand  gegen  die  Angehörigen  jenes  Staatsgebietes  auch  bei  den 
inländischen  Gerichten  begründet.  Kläger  behauptet  nun,  dafs  im  vor> 
liegenden  Falle  der  Gerichtsstand  des  vereinbarten  Erfüllungsortes  nach 
§  29  R.C.P.O.  in  Anwendung  komme,  wonach  die  Konventionalstrafe 
als  in  Wien  zahlbar,  auch  in  Wien  kUgbar  sei.  Die  erste  Instanz 
pflichtete  diesem  Standpunkte  bei  und  wies  die  vom  Beklagten  erhobene 
Einrede  der  Unzuständigkeit  ab.  Dagegen  ergriff  der  Beklagte  den 
Rekurs,  indem  er  unter  anderem  anfllhrte,  dafs  nach  deutschem  Rechte 
im  vorlicigenden  Falle  nicht  der  Ziahlungsort  der  Konventionalstrafe, 
sondern  der  ErMlungsort  der  Hauptverbindlichkeit,  zu  deren  Be- 
stärkung jene  versprochen  worden  sei,  den  Gerichtsstand  des  §  29  cit. 
begründe  (Entscheidungen  des  Reichsgerichtes  in  Civilsachen  Bd.  III, 
S.  385,  Bd.  XV  S.  436,  Bd.  XL  S.  409  und  §  241  B.G.B.  für  das 
Deutsche  Reich). 

Das  Oberlandesgericbt  bestätigte  mit  Entscheidung  vom  22.  Januar 
1901  den  erstrichterlichen  Beschlufs. 

Begründung:  Da  der  Beklagte  unbestrittenermafsen  deutscher 
Reichsangehöriger  ist  und  die  Kompetenz  des  inländischen  Gerichts  auf 
die  Vorschrift  des  §  101  J.N.  gestützt  wird,  hängt  die  Entscheidnng 
des  Znständigkeitsstreites  davon  ab,  ob  nach  den  im  Deutschen  Reiche 
bestehenden  Gesetzen  daselbst  derartige  Klagen  wie  die  vorliegende 
gegen  österreichische  Staatsangehörige  zugelassen  werden.  Nachdem 
der  Bestand  und  der  Wortlaut  des  diesfalls  mafsgebenden  §  29  der 
deutschen  C.P.O.  dem  Gerichte  bekannt,  übrigens  auch  unbestritten  ist, 
bedarf  es  nach  §  271  C.P.O.  in  dieser  Beziehung  keines  Beweises. 
Was  die  Auslegung  des  §  29  anlangt,  so  ist  es  richtig,  dafs  unter  die 
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Klagen  aaf  Entschädigung  wegen  Nicbteiftallang  nach  der  Einreihung 
des  §  1336  dea  a.  b.  G.B.  in  daa  30.  Hauptstttck  des  II.  Teiles  anch 
Klagen  anf  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  zu  subsumieren  sind,  femer 
dafs  unter  „str^tiger  Verpflichtung*'  im  §  29  diejenige  Verpflichtung 
zu  verstehen  ist,  an  deren  Stelle  der  Entschädigungsanspruch  tritt. 
Unrichtig  ist  es  aber,  dafs  im  vorliegenden  Falle  diejenige  Leistung, 
für  welche  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  die  Konventionalstrafe  be- 
dungen wurde,  an  einem  andern  Orte  zu  erfolgen  hat,  als  die  Kon- 
ventionalstrafe selbst.  Es  handelt  sich  hier  um  Unterlassungen,  zu 
denen  sich  der  Beklagte  verpflichtet  hat,  und  wenn  auch  im  allgemeinen 
die  Leistung  auch  in  einem  Unterlassen  bestehen  kann,  so  ist  diese 
Subsumtion  doch  logischerweise  nicht  auf  den  Erfüllungsort  auszudehnen, 
da  die  Unterlassung  nicht  an  einem  bestimmten  Orte,  sondern  Über- 
haupt zu  erfolgen  hat.  Offenbar  aus  diesem  Grunde  haben  die  Parteien 
nicht  der  stipulierten  Unterlassung,  wohl  aber  der  im  Falle  des  Zu- 
widerhandelns vereinbarten  Konventionalstrafe,  der  einzigen  positiven 
Leistung,  die  aus  diesem  Vertragsverbältnisse  entspringen  kann,  den 
Erftlllungsort  Wien  beigesetzt  und  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht, 
dafs  der  Vertrag  in  den  hier  in  Rede  stehenden  Punkten  überhaupt, 
soweit  hierbei  ein  bestimmter  ErfüUungsort  in  Betracht  kommen  kann, 
an  demselben  zu  eritülen  ist.  Abgesehen  davon  kommen  aber  auf 
diesen  in  Wien  zwischen  österreichischen  und  deutschen  Beichs-, 
angehtfrigen  errichteten  Vertrag  nicht  die  Bestimmungen  des  deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuchs,  sondern  nach  §  36  a.  b.  G.B.  die  Vor* 
schiiften  des  a.  b.  G.B.  in  Anwendung,  denen  zufolge  (§§  905  und 
1420  a.  b.  G.B.)  mangels  anderer  Voraussetzungen  die  Leistung  be- 
weglicher Sachen,  wozu  nach  §  298  a.  b.  G.B.  auch  Rechte  gehören, 
an  dem  Orte,  wo  das  Versprechen  gemacht  worden  ist,  also  vorliegenden 
Falles  in  Wien,  zu  erfolgen  hat.  Da  somit  sowohl  Vertrags-  als  gesetz- 
m&fisig  die  streitige  Verpflichtung  in  Wien  zu  erMlen  ist,  erscheint  die 
Kompetenz  des  angerufenen  Gerichtes  nach  §  101  J.N.  und  §  29  der 
deutschen  C.P.O.  begründet. 


Rumänien. 


NichtanerTcennwng  ausländischer  Urteile, 

AppellationsfferichtBhof  Galatz_1898  in  Sachen  Fraissinet^ej^en  Naville 


(„Dreptul''  Jahrg.  27  No.  80,  83,  Clwnet  1900  S.  1037). 


Der  Liqneurfi&brikant  Naville  in  Tecuci  (Rumänien)  hatte  durch 
die  Schi£bhrtsgesellschaft  Fraissinet  (Marseille)  Liqueure  transportieren 
lassen,  welche  durch  Havarie  geschädigt  wurden.  Die  Gesellschaft 
wurde  von  den  Gerichten  erster  und  zweiter  Instanz  (Bordeaux)  zum 
Schadensersatz  verurteilt,  indem  angenommen  wurde,  die  im  Transport- 
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vertrage  enthaltene  Klausel  der  Nichthaftong  sei  wiikangslos.  Die  Ge- 
sellschaft zahlte  7033  Franken,  legte  aber  Kassationsrekars  ein.  Der 
Kassationshof  erklärte  die  Klausel  für  wirksam,  verwies  den  Pn>ie(s 
vor  das  Appellationsgericht  Agen,  und  letzteres  wies  die  Klage  ab.  — 
Die  Gesellschaft  klagte  nun  vor  dem  Gericht  in  Tecnci  gegen  Naville 
auf  Rückgabe  der  gezahlten  Summe,  wurde  aber  abgevriesen,  und  das 
abweisende  Urteil  wurde  vom  Appellationsgericfatshof  Galatz  bestätigt, 
unter  Berufung  auf  Art  374  der  rumänischen  Prozefsordnung.  Dieser 
Artikel  lautet:  Ausländische  Urteile  können  in  Rumänien  nur  in  der 
Weise  und  in  den  Grenzen  vollstreckt  werden  wie  die  rumänischen 
Urteile  in  dem  betreffenden  Lande,  und  nachdem  sie  durch  die  zu« 
ständigen  rumänischen  Richter  für  vollstreckbar  erklärt  worden  aind. 

Der  Richter  Sp.  Statescu  gab  ein  ausführliches  Minoritätsvotum 
ab,  in  welchem  er  die  Nichtanwendbarkeit  des  Art  874  und  die  Natur 
der  Klage  als  einer  Bereicherungsklage  darzulegen  suchte. 

Anm.  Über  die  Nichtanerkennung  ausländischer  Urteile  in  Humänien 
s.  ausführlich:  Leske- Löwen feld.  Die  Rechtsverfolgnng  im  internationalen 
Verkehr  Bd.  n  S.  161  ff.  N. 


„Der  FaU  CoUaro^,  Zuständigkeit  der  rumänisehen  Gerichte  für 
JErbschaftscmgdegenheiten  van  Ausländem.  Das  Heinuxbreckt  nach 
rumänischem  Recht.  PersonalstcUut  in  Erbschafts-  und  Vormund^ 
Schaftssachen.    Auch   die   Testamentsfarm  richtet  sich  nach  dem 

Heimaitrecht 

Urteil  des  AppellationsgerichtB  zu  Bukarest  vom  9.  Biai  1901  ^). 

Es  wurden  gehört:  der  Rechtsanwalt  F.  G.  der  AppeUanten: 
Elena  Magdo,  Vormttnderin  des  Minderjährigen  George  Collaro,  und 
N.  D.  Moroianu,  Testamentsvollstrecker: 

Herr  Staatsanwalt  C.  G.  S.,    welcher  den  Stuhl    des    öffentlichen 
Ministeriums  einnahm,    hat    sich    in   seinen  Ausführungen  für  Zurück- 
weisung der  Beruftmg  erklärt 
'  Der  Gerichtshof  verhandelt 

In  Erwägimg,  dafs  Berufung  eingelegt  worden  von  Elena  Magdo, 
der  Mutter  des  Minderjährigen  George  Ck>llaro,  und  von  N.  D.  M., 
einem  der  beiden  Testamentsvollstrecker  des  Verstorbenen  N.  Collaro,  — 
gegen  den  Spruch  in  Civilsachen  des  Tribunals  Ufov,  S.  III  Nr.  334 
aus  1901,  durch  welchen  dieses  ablehnt,  die  auf  die  Erbfolge  des 
verstorbenen  N.  Collaro  bezüglichen  Differenzen  zu  untersuchen; 

In  Erwägung,  dafk  noch  am  1.  März  d.  J.,  dem  Todestage  des 
N.  Collaro,  das  Tribunal,  von  diesem  Falle  benachrichtigt  durch  N. 
D.  Moroianu,  beschlossen  hat,  Siegel  an  die  Geldkasse  des  Verstorbenen 


1)  Das  Urteil  ist  rumänisch  in  der  Zeitschrift  ^.Dreptul"  No.  39  vom 
17.  Mai  1901  (S.  818)  abgedruckt  Die  Übersetzung  für  diese  Zeitschrift  ist 
von  Herrn  H,  S.  gefertigt    S.  über  das  Urteil  den  Aufisatz  oben  S.  229  ff. 
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ansulegeD,  ein  Vorgehen,  welches  auch  von  dem  (Gehilfen  des  Bezirks- 
richters  I  von  Bukarest  am  2.  MMni  ausgeführt  wurde;  dals  femer, 
immer  infolge  Verlangens  des  Herrn  Moroianu  am  5.  Mftrz  das 
Tribunal,  durch  Tagebuch  Nr.  2686,  die  Abnahme  der  Siegel  und 
Auüoahme  des  Inventars  befohlen  hat,  welche  Arbeit  auch  von  diesem 
Gerichte  ausgeftüirt  wurde,  wobei  anwesend  war  6.  Miliaresis,  Gerant 
des  griechischen  Konsulates,  der  auf  Verhingen  der  Blutsverwandten 
auch  sein  Siegel  auf  der  eisernen  Kasse  anlegte  und  die  Schlüssel  in 
Verwahrung  nahm; 

In  Erwigung,  dafs  bei  Aufiaahme  des  Inventars  in  einer  eisernen 
Kassette  des  Verstorbenen,  welche  in  dem  Comptoir  des  Herrn  Moroianu 
in  Verwahrung  gelassen  war,  sich  ein  Briefumschlag  fand,  in  dem  nach 
seiner  £rOffiiung  durch  das  Tribunal,  das  eigenhändige  Testament  des 
Verstorbenen  N.  Colkro,  datiert  vom  20.  Dezember  1900,  enthalten 
war,  und  durch  welches  als  einziger  Universalerbe  des  ganzen  Ver- 
m(SgenB  bestimmt  ist  sein  Adoptivsohn,  der  Minderjährige  George  Collaro; 
und  die  Mutter  dieses,  Frau  Elena  Magdo,  mittelst  Bittschrift  an  das 
Tribunal  vom  9.  März,  eingetragen  unter  Nr.  7564,  verlangt,  als  gesetz- 
liche Vormtbiderin  ihres  minderjährigen  Sohnes  Geoige  Collaro  aner- 
kannt zu  werden,  während  sie  mittelst  einer  anderen  Bittschrift,  zu- 
gleich mit  N.  D.  Moroianu  und  M.  Matheiu,  den  Testamentsvollstreckern, 
die  durch  das  Testament  des  verstorbenen  N.  Collaro  ernannt  waren, 
verlangt,  dafs  der  Finanzbehörde  mitgeteilt  werde,  sie  möge  die  der 
Staatskasse  zukommenden  Taxen  einziehen,  nachdem  die  Mutter  in 
ihrer  Eigenschaft  als  gesetzliche  Vormttnderin  in  Besitz  des  Nachlasses 
gesetzt  wäre,  fenier  die  Frau  Elena  Magdo  mittekt  Bittschrift  Nr.  10  512 
und  Heir  Moroianu  durch  solche  Nr.  10  513  zur  Kenntnis  des  Tribunals 
bringen,  dafs  der  griechische  Konsul  angefangen  habe,  Verwaltungsakte 
besllglich  des  von  dem  verstorbenen  N.  Collaro  hinterlassenen  Ver- 
mögens vorzunehmen,  und  verlangen,  dafs  das  Tribunal,  welches  zuerst 
angegangen  worden,  sich  ausspreche  und  dem  an  dasselbe  gerichteten 
VerLuDgen  Folge  gebe  in  Gemäfsheit  der  rumänischen  Gesetze;  dafs 
endlich  das  Tribunal  über  diese  verschiedenen  Verlangen  den  mittelst 
Bemfung  angegriffenen  Spruch  geftlUt  hat,  durch  welchen  es  die  Ord- 
nung dieser  Erbschaft  von  sich  abweist; 

In  Erwägung,  dafs  die  Beweggründe,  auf  welche  sich  der  Spruch 
des  Tribunals  stützt,  sind :  dafs  der  Verstorbene  N.  Collaro  griechischer 
ünterthan  war,  dafs  nach  ihm  nur  bewegliches  Vermögen  hinterblieb; 
dafs  an  dieser  Erbfolge  auch  keine  Interessen  eines  rumänischen  Unter- 
thanen  beteiligt  sind;  dafs  der  Universalerbe  österreichisch-ungarischer 
Untertban  ist  und  dessen  Konsularbehörde  sich  in  Übereinstimmung 
mit  der  griechischen  befindet;  dafs  die  Appellantin  Elena  Magdo  den 
Schutz  des  österreichisch-ungarischen  Konsulats  angerufen  hat,  indem  sie 
dessen  Einschreiten  zur  Ordnung  dieser  Erbfolge  verlangte,  so  dafs  sie,  die 
Befugnis  desselben  anerkennend,  nicht  mehr  nachher  sich  an  die  rumäni- 
schen Gerichte  wenden  konnte;  und  dafs  nach  den  heute  zwischen 
Rumänien    und    den    fremden    Staaten   in    Kraft  stehenden  Konsular- 
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konventionell  die  KonsnlarbehOrden  aUein  befiigt  sind,  die  Erbfolge  d« 
verstorbenen  N.  Collaro ,  eines  griechischen  Unterthanen ,  za  ordnen 
and  die  Interessen  des  Minderjfthrigen  Georg  GoUaro,  eines  Osterreichiseh- 
ungarischen  Unterthanen  zu  sehütaen; 

In  Erwignng,  dafs  der  Gesetzgeber  dnrch  Art  II  des  Grvilgeset^ 
bnches  bestimmt  hat,  dafs  die  Fremden  für  gewöhnlich  in  RamKnien 
sieh  derselben  bürgerlichen  Rechte  erfreaen  wie  die  Rumänen,  mit 
Ausnahme  der  Fttlle,  in  denen  das  Gesets  anders  bestimmt  hat,  und 
als  dieser  von  dem  Civilgesetzbuch  aufgestellte  Grundsatz  anch  von 
dem  neuen  Gesetzbuch  ttber  den  Civilprozefs  in  Art  54  aa%enommen 
ist,  welcher  bestimmt,  dafs  die  Bezirksgerichte  alle  Streitsachen  zwischai 
allen  rumllnischen  oder  fremden  Streitenden,  sowohl  Civilsachen  ab 
auch  solche,  die  ihnen  in  Folge  anderer  Gesetze  zn&llen,  abzu- 
urteilen haben,  mit  anderen  Worten,  dafs  das  Recht^  Gerechtigkeit  za 
erhalten,  ein  bürgerliches  Recht  ist,  auch  alle  Fremden  sich  dieses 
Rechtes  erfreuen  und  die  rumänischen  G^chte  ihren  Schutz  dem 
Fremden  nicht  verweigern  können,  welcher  ihn  verlangt,  ttbrigens,  was 
die  Gesetze  anlangt,  welche  hier  anzuwenden  sind,  grundsätzlich  die 
Regel  gilt,  dafs  die  rumänischen  Gerichte  keine  anderen  Gesetze  an- 
zuwenden haben  als  die  rumänischen,  weil  sie  nicht  gehalten  sind, 
andere  als  die  rumänischen  Gresetze  zu  kennen;  ausnahmsweise  jedoch, 
wenn  es  sich  um  den  Personenstand  der  Fremden  handelt  und  die 
G^erichte  in  den  Stand  gesetzt  werden,  die  Bestimmungen  des  fremden 
Landes  kennen  zu  lernen,  welche  sich  auf  den  Streitfall  beziehen,  dann 
die  rumänischen  Gerichte  gehalten  sind,  das  fremde  Gesetz  auf  Grund 
des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  anzuwenden,  da  Art  2  des  Gvil- 
gesetzbucbs  das  Entsprechende  f)lr  die  Rumänen  bestimmt,  wenn  sie 
sich  in  der  Fremde  befinden^); 

In  Anbetracht  aber,  dafs  insbesondere  Elena  Magdo  mit  ihrer 
Bittschrift,  eingetragen  bei  Nr.  10  512,  verlangt  hat,  dafs  das  rumänische 
Gericht  die  Ordnung  der  Erbfolge  des  Verstorbenen  Collaro  vornehmen 
und  in  Übereinstimmung  mit  dem  Willen  des  Verstorbenen  zur 
Flflssigmachung  dieses  Vermögens  schreiten  solle,  wie  dies  in  dem 
Testament  desselben  und  nach  den  rumänischen  G^esetzen  vorgesehen 
ist,  dafs  das  Gericht  richtig  und  regelmäfsig  verständigt  worden,  dafs 
dasselbe  nur  ablehnen  konnte,  wenn  eine  Konsularkonvention  mit 
Griechenland  besttlnde,  welche  dem  Konsulate  Griechenlands  znspiäche, 
die  Erbfolge  seiner  Unterthanen  zu  ordnen,  die  in  Rumänien  sterben 
würden; 

In  Anbetracht  aber,  dafs  eine  solche  Konvention  nicht  besteht; 
dafs  die  einzige  Konvention  mit  Griechenland  die  Handelskonvention 
vom  19.  Dezember  1900  ist,  welche  beschlossen   und  veröffiontlicht  ist 


1)  Art  2  AI.  2  dea  Civilgesetzb.  (vom  4.  Dez.  1864,  in  Kraft  getreten  am 
1.  Dez,  1865)  bestimmt:  „Die  Uesetze  betreffend  den  bürgerlichen  Stand  und 
die  persönliche  Fähigkeit  sind  für  die  Rumänen  mafsgebend,  auch  wenn  sie 
im  Auslände  wohnen.'*  A". 
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mit  dem  Ometze  vom  5.  Januar  1901,  bekannt  gemacht  im  Amts- 
Uatte  Nr.  236  vom  23.  Januar  d.  J.,  welche  in  ihrem  Art.  1  be- 
stimmt: „dafa  die  Landesangehtfrigen,  Schiffe  und  Waren  eines  jeden 
der  beiden  Staaten  sich  auf  dem  Gebiete  des  anderen  der  Behandlung 
der  meistbegünstigten  Nation  erfreuen  sollen  für  die  Einfuhr,  die  Aus- 
fahr,  die  Durchfuhr  und  im  allgemeinen  in  allem,  was  die  Handels- 
und seemännische  Thätigkeit,  die  Ausübung  der  Industrie,  Zahlung 
von  Taxen  und  anderen  Steuern,  sowie  den  Schutz  des  industriellen 
Eigentums  angeht" ;  dals  also  die  Ellausel  der  meistbegünstigten  Nation 
dieser  Konvention  nicht  das  Recht  giebt,  den  mit  Italien  ab- 
gesehioasenen  Konsulaorertrag  anzurufen,  was  die  Ordnung  der  Erb- 
folge griechischer  Unterthanen  betrifit. 

In  Betracht  ziehend,  dafs,  auch  wenn  auf  Orund  der  internationalen 
Oebränche  in  diesem  Fall  der  Konsularvertrag  mit  Italien  angerufen 
werden  könnte,  welcher  in  Art.  2  den  Konsuln  das  Recht  giebt,  allein 
die  Erbfolge  üirer  auf  dem  Gebiete  des  anderen  Staats  gestorbenen 
Unterthanen  zu  liquidieren,  ohne  dafs  die  Ortsbehörden  bei  diesem 
Vorgehen  einzuschreiten  haben,  —  wenn  aber  ein  von  dem  Verstorbenen 
ernannter  Testamentsvollstrecker  vorhanden  ist,  welcher  sich  am  Orte 
der  Erbschafiseröffiiung  befindet,  oder  wenn  Unterthanen  des  Landes 
oder  einer  dritten  Macht  Rechte  aus  der  Erbfolge  beanspruchen,  und 
da  in  allen  diesen  Fällen  Schwierigkeiten  entstehen  könnten,  die  haupt- 
■Ichlicb  aus  irgend  einer  Reklamation  herrühren,  welche  zu  einem 
Widerspruch  führen  könnten,  während  die  Konsuln  keinerlei  Recht 
dazQ  haben,  diese  Schwierigkeiten  zu  endigen  oder  zu  schlichten,  dann 
die  Gerichte  des  Landes  berufen  sind,  wie  es  ihnen  gebührt,  Mafs- 
regeln  zu  ergreifen  oder  zu  urteilen; 

In  Betracht  ziehend  insbesondere,  dafs  der  verstorbene  N.  CoUaro, 
griechischer  Unterthan,  als  Testamentsvollstrecker  den  N.  Moroianu  und 
den  M.  Matheiu  ernannt  hat,  von  denen  der  erstere  sich  am  Orte  der 
Erfoflchaftseröfihung  befindet,  Rumäne  ist  und  nach  Art.  916  des  Civil- 
gesetzbnches  die  Pflicht  hat,  darauf  zu  dringen,  dafs  das  Testament 
ausgeführt  werde;  femer,  dafs  der  Erbe  George  CoUaro,  den  das 
Testament  bezeichnet,  obwohl  minderjährig,  aber  österreichisch-ungarischer 
Unterthan  ist;  da(k  hinsichtiich  dieser  Erbfolge  auch  die  Frau  Elena 
Magdo,  Mutter  des  minderjährigen  Universalerben  George  Collaro,  welche 
österreichisch-ungarische  Unterthanin  ist,  Ansprüche  macht;  dafs  aufser- 
dem  der  rumänische  Staat  seinerseits  das  Recht  hat,  die  ihm  laut 
Stempelgesetz  zukommenden  Taxen  einzuziehen;  dafs  also  von  einem 
zum  anderen  Schwierigkeiten  entstehen  könnten,  welche  zu  Einwendungen 
führen  könnten,  —  so  sind  allein  die  rumänischen  Gerichte  berufen, 
Mafsnahmen  zu  treffen  und  zu  urteilen. 

In  Anbetracht,  dafs,  sobald  die  Erbfolge  Collaro  von  diesen  Ge- 
sichtspunkten aus  betrachtet  wird,  die  Befugnis  der  rumänischen  Ge- 
richte nicht  in  Zweifel  gezogen  werden  kann,  auch  die  zwischen  dem 
griechischen  und  österreichisch-ungarischen  Konsul  zu  stände  gekommene 
Übereinstimmung  nicht  die  Wirkung   haben   kann,   jene  Befugm's   auf- 
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zaheben,  dafs,  wenngleich  die  AppelUntin  Elena  Magdo  die  Yer> 
mitteiung  des  Österreichiacb-nngarischen  Konsnlatee  behoft  Qrdnang  dieser 
Erbschaft  verlangt  bat,  doch  damit  nicht  behauptet  werden  kann,  dafs 
sie  sich  nicht  mehr  an  die  ramftnischen  Gerichte  wenden  könne,  denn 
sie  konnte  als  österreichisch-nngartscbe  Unterthanin  in  dem  Augenblick, 
als  sie  sah,  dafs  der  griechische  Konsul  Verwaltungs-  und  Erbschafts- 
liquidationsmafsnahmen  treffe,  die  Vermittelnng  ihres  eigenen  Konsulates 
anrufen  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  und  derjenigen  ihres  minder- 
jährigen Sohnes,  aber  daraus  kann  nicht  gefolgert  werden,  da(s  sie 
das  Recht  verloren  habe,  sich  an  die  rumänischen  Gerichte  au  wenden ; 

Dafs,  nachdem  die  Beftignis  des  rumKniscben  Gerichts  anerkannt 
ist,  bezüglich  der  Fragen,  welche  in  Besiehung  auf  die  Erbfolge 
Collaro  dem  Gericht  vorgelegt  wurden,  zu  bemerken  ist,  dafs  nach 
dem  griechischen^)  G^etze  vom  11.  Februar  1880  ein  Grieche  in  holo- 
graphischer Form  testieren  kann,  wobei  unter  holographischem  Testament 
verstanden  ist  dasjenige,  welches  geschrieben  und  unterzeichnet  ist  von 
dem  Testator  und  welches  sich  nach  seinem  Tode  unter  seinen  Papieren 
vorfindet  —  nicht  in  den  Händen  eines  anderen  — ,  das  die  Auf- 
schrift des  Tages,  Monates,  Jahres  und  Ortes  tragen  mufs,  —  Be- 
dingungen, welche  in  der  Form  des  Testaments  des  N.  Collaro  zutrefien; 

In  Betracht  ziehend,  dafs  der  minderjährige  George  Collaro,  der 
Universalerbe  und  Adoptivsohn  des  verstorbenen  N.  Collaro,  ungmrischer 
Nationalität  ist,  da  er  als  natürlicher  Sohn  der  Nationalität  seiner  Mutter 
folgt,  welche  durch  ihren  Pafs  Nr.  87  794,  unterzeichnet  von  dem 
rumänischen  Generalkonsulat  in  Budapest,  am  18.  Juli  1898,  beweist, 
dafs  sie  magyarischer  Nationalität  ist;  dafs  nach  §  89t  ^^-  ^^^  ^^ 
ungarischen  Gesetzes  vom  Jahre  1877,  das  von  der  Ordnung  der  Vor- 
mundschaft und  Kuratel  handelt,  die  Vormundschaft  über  ein  illegitimes 
Kind  nur  allein  dem  Rechtsstande  der  mündigen  Mutter  folgt;  dafs, 
wenn  behufb  Ausübung  dieses  Rechts  zufolge  §  66  und  folgende  es 
nötig  wird,  von  Seiten  der  Vormundschaftsbehörde  irgendwelche  Ver- 
ftlgungen  zu  treffen ;  dafs  in  jedem  Falle  die  ErftlUupg  dieser  Förmlieh- 
lichkeiten  in  Ungarn  von  der  Vormundschaftabehörde  und  in  der  Fremde 
von  den  Konsuln  beobachtet  werden  mufs,  aber  dafs  sie  nicht  obliga- 
torisch ist  ftlr  die  Gerichte  des  Ortes,  insonderheit  ftir  die  rumänischen, 
welche  sich  nur  darum  zu  bekümmern  haben  ob  die  natürliche  Mutter 
die  Eigenschaft  als  gesetzliche  Vormünderin  nach  ihren  Landesgesetzen 
hat    oder  nicht  —  eine  Eigenschaft,    welche  die    Appellantin    besitzt; 

Dafs  folglich  in  dieser  Eigenschaft  die  Appellantin  Elena  Magdo 
berechtigt  ist,  ftlr  den  Minderjährigen  die  Einsetzung  in  den  Besitz 
des  Vermögens  zu  verlangen,  welches  sich  in  der  Erbfolge  des  ver- 
storbenen Collaro  vorfindet. 


1)  Art  61:  „Der  sich  im  Ausland  aufhaltende  Grieche  kann  durch 
eigenhändiges  Testament  oder  durch  eine  öffentliche  Urkunde  in  den  am 
Orte  der  niandiung  für  öffentliche  Urkunden  üblichen  Formen  testieren.^ 
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In   ErwKgQng,    dafs,    was   die  Ton    dem    Herrn   Staatsanwalt   ex 
officio    erhobene    Frage    nach    der   Anwendbarkeit,  der    Gesetze    der 
Konsulargerichtsbarkeit  anlangt,  d.  b.  der  Gesetze,  die  zufolge  kaiser- 
lichen Patentes  in  der  Fremde  anf  die  österreichisch-ungarischen  Unter- 
thanen  ohne  Unterschied  ihrer  Nationalit&t  angewendet  werden  sollen, 
wobei  insbesondere  der  Osterreichische  Civilkodex   in   Betracht  kommt, 
welcher    der   natürlichen    Mutter    nicht    die    Vormundschaft    über    ihr 
minderjähriges  Kind  zuerkennt,  —  zu  bemerken   ist:  Abgesehen   von 
dem  Umstände,  dafs  der  Gerichtshof  nicht  in  die  Lage  gesetzt  wurde, 
diese  G^etze  über  Konsulaigerichtsbarkeit  und  die  betreffenden  kaiser- 
lichen Patente  zu  kennen,  so  würde,  auch  wenn  er  in  die  Lage  gesetzt 
wire,  sie  zu  kennen,   die  Sachlage  für  ihn  doch  die  gleiche  sein,  wie 
für  die  Österreichischen  Konsulate,  im  Falle  sie  mit  der  Erledigung  be- 
h&t  wttren;    denn  da  in  Österreich-Ungarn  verschiedene  Nationalitäten 
bestehen,    jede  mit  ihrem  eigenen  Gesetze,   aber  die  Konsulargerichts- 
barkeit eine  einzige  für  alle  ist,  so  kOnnen   die   Osterreichischen   Kon- 
sulate nur  gehalten  sein,  das  Osterreichische  Gesetz  zu  kennen  und  an- 
zuwenden;  nicht  ganz  ebenso   wird   aber  vorgegangen   werden,   wenn 
das  Gericht  des  Landes,  in  dem  sich  der  Unterthan   befindet,    berufen 
ist,  zu  urteilen;   denn  in  diesem   Falle  verpflichtet   der  Personenstand 
das  Gericht,  für   ihn  sein  Nationalgesetz  in  Anwendung  zu   bringen, 
in  diesem  Falle  das  ungarische; 

In  Anbetracht,  dafs  der  minderjährige  George  Collaro  neben  seiner 
Eigenschaft  als  Universalerbe  auch  das  Adoptivkind  des  verstorbenen 
N.  Collaro  ist,  dafs  er  in  jeder  dieser  Eigenschaften  das  Recht  der 
Erbfolge  besitzt  und  infolgedessen  auch  dasjenige,  in  den  Besitz 
der  Erbschaft  gesetzt  zu  werden;  da  er  aber  keinen  Rechtsakt  aus- 
führen kann,  weil  er  minderjährig  ist,  da  das  ErbschaftsvermOgen  sich 
in  den  £bfcnden  des  Gerichts  befindet,  und  da  die  Taxen  an  den  Staat 
zu  sahlen  sind,  so  kann  die  Appellantin  als  gesetzliche  Vormünderin 
nicht  anders  in  den  Besitz  der  Erbschaft  treten  als  durch  Zulassung 
seitens  des  Gerichtes. 

Aus  diesen  Rechtsgrttnden,  die  der  Herr  Gerichtsrat  Sc.  Popescu 
redigierte,  unter  Anhörung  auch  des  Herrn  Staatsanwaltes,  wird  der 
Bentfung  stattgegeben,  wird  der  Urteilsspruch  des  Tribunales  ange- 
hoben, wird  erklärt,  dafs  die  rumänischen  Gerichte  zuständig  sind,  Be- 
stimmungen zu  treffen  über  die  Fragen,  welche  eingetragen  worden 
unter  Nr.  7564,  10  512  und  10  513  aus  1901,  wird  die  Frau  Elena 
Magdo  als  gesetzliche  Vormünderin  ihres  minderjährigen  Sohnes  George 
Collaro  anerkannt,  wird  befohlen,  den  minderjährigen  George  Collaro, 
vertreten  durch  seine  Mutter  und  gesetzliche  Vormünderin  Elena  Magdo^ 
in  den  Besitz  des  ErbschaflsvermOgens  einzusetzen,  das  geblieben  ist 
nach  dem  Verstorbenen  Collaro,  nachdem  zuerst  die  dem  Staate  zu- 
kommenden Taxen  gezahlt  sein  werden. 

Mit  der  Ausführung  dieser  Operation  wird  beauftragt  das  Tribunal 
Ilfov,  Sektion  III. 
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RuMand. 

Ghrenzen  der  Ingerenz  der  italienischen  Konsulatsbeharden  in  Erb- 
schaftsangelegermeiten.     VoUstreckbarheit  itdUemscher    Urteile  in 

Rufsland. 

Besirksgericht  Petenborg  11./25.  Januar  1900  (Chmd  1900  S.  841,  Sondebnais 

Gazeta  13.  Febmar  1900  No.  7  p.  18). 

G.  Cbinizelli,  italienischor  Staatsangehöriger,  Eigentümer  eines 
Cirkos,  war  1881  in  Petersbnrg  gestorben.  Unter  seinen  Kindern, 
Scipione  Obinizelli,  Frau  Pnjot  und  Frau  Kirgheim,  entstand,  nachdem 
ersterer  die  Fortfüiirung  des  Cirkus  an  sich  genommen  hatte,  zunächst 
Streit  über  die  Yerteilung  der  Einktlnfte;  dann  suchten  Frau  Pujot 
und  Frau  Kirgbeim  bei  den  Gerichten  die  Übertragung  der  Verwaltung 
des  Cirkus  an  Pujot  zu  erreichen,  wurden  aber  abgewiesen.  Dagegen 
erreichten  sie,  dab  auf  Anordnung  der  italienischen  Regierung  und  mit 
Grenehmigung  des  russischen  Auswärtigen  Amtes  der  italienische  Konsul 
den  Cirkus  siegelte,  inventarisierte  und  in  Verwaltung  nahm,  indem  er 
Scipione  Chinizelli  die  Geschäfte  unter  seiner  Aufisicht  führen  liefs,  die 
Kasse  aber  seinerseits  verwaltete.  Nach  einigen  Monaten  ordnete  der 
Konsul  an,  dafs  S.  Chinizelli  durch  dessen  Schwager  Pujot  ersetit 
werde,  vermochte  aber  die  Verwirklichung  dieser  Mafsnahme  gegen  den 
Widerstand  Chinizellis  nicht  durchzusetzen,  da  die  Polizeibehörden  ihre 
HtÜfe  versagten. 

Die  Ehegatten  Pujot  und  Kirgbeim  klagten  darauf  in  Italien  (Oomo) 
auf  Bestätigung  der  Anordnungen  des  Konsuls,  insbesondere  der  Vcr- 
waltungsbefugnis  des  Pujot.  Sie  erlangten  ein  obsiegendes  Urteil  und 
beantragten  dessen  Exequatur  bei  dem  Bezirksgericht  in  Petersbuig. 
Dieses  wies  den  Antrag  ab  mit  der  Begründung,  dafs  ausländische 
Urteile  in  Rufsland  nur  auf  Grund  besonderer  Staatsverträge  exequierbar 
seien,  wie  solche  zwischen  Rufsland  und  Italien  nicht  existierten.  Der 
Gerichtshof  erklärte  femer,  dafs  der  russisch-italienische  Vertrag  vom 
28./16.  April  1875  die  italienischen  Konsuln  nur  zu  konservatorischeo 
Mafsr^eln  bis  zu  dem  Moment  ermächtigte,  wo  der  Nachlafs  den  Erben 
ausgeantwortet  werde. 

Anm.  Ober  die  VoUstreckbarkeit  ausländischer  Urteile,  welche  troti 
der  deutlichen  Bestumnuxig  des  Art  1273  der  rusdschen  G.P.O.  (mit  welchem 
Art  1614  des  im  Jahr  1900  publizierten  Entwurfes  einer  C.P.O.  fibereinstinimt: 
„Die  Urteile  ausländischer  Gerichte  sind  im  Kaiserreich  nur  vollstreckbar, 
sofern  darüber  Staatsverträge  existieren*')  bestritten  ist,  vgL  Le$ke  und 
Löwenfeld,  Die  Rechtsverfolguog  im  internationalen  Verkehr  Bd.  II 
(1897)  S.  688.  N. 
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Schweiz. 

Verjährung.    Maßgeblich  für  die  Verjährung  ist  nicht  das  Recht 
des  Proeefsgerichtes ,    sondern    das   für    das    betreffende    Rechts- 
verhältnis sonst  mafsgebende  Recht. 

Bandesgerieht,  14.  JoU  1899  {Clunet  1900  S.  884). 

Gegen  den  Beklagten,  der  in  der  Schweiz  seinen  Wohnsitz  ge- 
nommen hatte,  wnrde  ans  einem  Kommanditgesellschaftsyertrage  geklagt, 
der  Ton  ihm  in  Frankreich  mit  dort  domizilierten  Personen  geschlossen 
war,  wKhrend  auch  er  selbst  dort  Domizil  hatte.  Der  Klaganspmeh 
gründete  sich  auf  den  in  Frankreich  ertffineten  Konkurs  der  Oesellschaft 
Der  Goichtshof  erklärte  fttr  den  Anspruch  das  französische  Recht  wie 
im  übrigen  so  auch  hinsichtlich  der  Verjährung  für  mafsgeblieh,  ins- 
besondere die  VerjähruQgsfrist  des  schweizerischen  Rechtes  f\lr  un- 
anwendbar,  die  im  gegebenen  Fall  kürzer  als  diejenige  des  französischen 
Rechtes  war. 

Erbrecht.   Fransösisch-schweigerischer  Vertrag  vom  15.  Juni  1869. 
Kantonalgericht  Vaud,  3.  Oktober  1899  (Clunet  1900  S.  850). 

Die  Erbfolge  nach  einem  in  Frankreich  domizilierten  und  dort  ge- 
storbenen Franzosen  richtet  sich  gemäfs  Art.  5  des  in  der  Überschrift 
genannten  Vertrages  nach  dem  Recht  seines  Heimatkantons.  Die  Be- 
stimmungen dieses  Vertrages  gehen  dem  schweizerischen  Bundesgesetz 
vom  25.  Juni  1891  vor  (s.  diese  Ztschr.  II  S.  198  ff.). 


Vermischte  Mitteilungen. 

1.  Amerikanische  Äufserungen  über  das  Beuterecht 
im  Seekriege. 

In  der  New  York  Times  vom  17.  November  1898  veröffent- 
lichte A.  T.  Mahan  einen  an  die  Redaktion  gerichteten  Brief,  in 
welchem  er  darauf  hinweist,  dafs  in  der  Frage  des  feindlichen  Privat- 
eigentums zur  See  zu  unterscheiden  sei  zwischen  Privateigentum,  welches 
den  Gegenstand  des  Handels  bildet  und  Privateigentum,  welches 
Passagieren  gehöre.  Letzteres  könne  und  müsse  frei  sein.  Frsteres 
könne  dem  Zugriff  des  Kriegführenden  nicht  entzogen  werden.  Die 
Zerstörung  des  feindlichen  Handels  aber  bilde  eines  der  wichtigsten 
Kriegsmittel,  und  zudem  ein  humanes.  Die  damit  für  den  Handel  ge- 
gebene Gefahr  femer  trage  wesentlich  zur  Verminderung  der  ELriege 
bei.  —  Wenn  Amerika  früher  die  Freiheit  des  Privateigentums  zur 
See  erstrebt  habe,  so  hänge  das  mit  dem  damaligen  Fehlen  einer 
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flotte  zoBammen.  Gegenwärtig  habe  Amerika  kein  Interesse  mehr  an 
der  Freiheit  des  Privateigentums. 

In  der  New  York  Times  vom  19«  November  1898  wurde  gegen 
diesen  Brief  Mähana  anonym  unter  der  Überschrift:  j^Capt,  Mähan  on 
commerce  ai  war^  geltend  gemacht ,  dafs  Amerikas  wachsender  Handel 
Sicherheit  des  Privateigentums  auch  zur  See  fordere. 

Femer  antwortete  auf  Mähans  Brief  Charlez  Henry  Builtr 
in  einer  Broschüre: 

A  letier  addreseed  to  Captain  A,  T.  Mahan  in  regard 
io  freedom  of  private  properiy  on  the  sea  from  capture 
during  war;  Washington  D.  C.  Nov.  24,  1998  (7  Seiten), 

in  welcher  ausgeführt  wird ,  einmal ,  dafs  jmvtxte  property^  in  inter- 
nationalrechtlichem Sinn  das  gesamte  yfiwnership*^  umfassen  und  nur  im 
Gegensatz  zum  Staatseigentum  stehe,  femer,  dafs  Amerika  interessiert 
an  der  Freiheit  des  Privateigentums  zur  See  sei,  da  es  ein  sehr  groiBes 
Angri£bobjekt  in  seinem  Handel  biete. 

Ch.  H,  Butter  hatte  früher  bereits  in  demselben  Sinne  ver- 
öfientlicht: 

Letter  addressed  to  the  Hon.  6.  H.  Schwab,  Chairman  ComiUee 
on  Commerce^  Chamber  of  Commerce  of  the  State  of  New  York,  in 
regard  to  freedom  of  private  property  on  the  sea  from  capture  durwg 
war  (Washington,  12  Nov.  1898), 

worin  u.  a.  daran  erinnert  wurde,  dafs  die  Frage  im  Parlament  der 
Vereinigten  Staaten  erörtert  ist:  1856,  1862  (HorsfaUs  motion)^  1871 
(Treaty  of  Washington)  und  1878  (Lubhoek),  sowie  dafs  die  Freiheit 
des  Privateigentums  anerkannt  ist  in  Amerikas  Vertrügen  mit  Preufsen 
(1785),  Bolivia  (1858),  Italien  (1876). 

(W.  E,  Hall  schrieb  1875,  Oktober  in  der  Contemporarj  Review 
über  Freiheit   des  Privateigentums  zur  See  unter  anderem: 

„  Jjf  two  men  set  füre  to  each  other's  houee^  he  is  apt  to  lose  fnost 
who  has  most  to  hse,  The  custom  of  seieing  private  property  at 
sea  appears  in  fad  to  he  of  more  and  more  doubtful  advantage  to 
England.^) 


2.  Zuführung  von  Kriegsmaterial  an  Kriegführende 
von  selten  neutraler  Privatpersonen. 

In  der  Washington  Post  vom  22.  Februar  1901  findet  sieh 
unter  der  Überschrift:  ^Chairman  HiU  eaplam  shipments  to  Souih 
Africa^  ein  Bericht  über  die  Interpellation  des  Abgeordneten  Fitt- 
gerald  im  Parlament  der  Vereinigten  Staaten  über  die  Duldung 
der  Zufuhr  von  Pferden  und  Mauleseln  aus  den  Vereinigten  Staaten 
nach  Südafrika  ftlr  englische  Zwecke.  Der  Interpellant  macht  den 
Vertrag  von  Washington  geltend  und  erinnert  daran,  dafs  1898  Eng* 
land  zwei  amerikanischen  Dampfern  („New  Orleans **  und  „Somers**)  das 
Auslaufen   aus  englischen  Häfen  untersagt  habe,   welche  ftlr  Beehnung 
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der  anierikanischen  Regierang  einige  Monate  vor  Ausbrach  des  Krieges 
«Dgekaaft  waren. 

Chairmann  Hitt  erwiderte,  dafs  der  Vertrag  von  Washington 
von  so  zweifelhaftem  Sinn  sei,  dafs  man  sich  darauf  nicht  berufen 
könne.  Er  sei  fttr  eine  bestimmte  Situation  geschaffen  und  habe  keine 
allgemeinere  Bedeutung.  Nach  dem  mafsgebenden  allgemeinen  Völker- 
recht dürfe  grundsätzlich  jeder  Private  einem  Kriegf^renden  Pferde 
und  auch  Waffen  zuflihren. 

3.  Zuständigkeit  zur  Behandlung  des  Nachlasses 
eines    in   Tsingtau   gestorbenen  Deutschen. 

Für  den  bezeichneten  Nachlafs  ist  das  kaiserliche  Gericht  in  Kiautschau 
als  Nachlafsgmcht  zuständig.  Vgl.  den  Allerhöchsten  Erlaüs,  betr.  die 
Erklärung  Kiautschous  zum  Schutzgebiete  vom  27.  April  1898  [R.G.BL 
S.  171],  §  2  des  Schutzgebietsgesetzes  in  der  Fassung  vom  10.  Septem- 
ber 1900  [K.6.B1.  S.  813]  in  Verbindung  mit  §  7  des  Gesetzes  über 
die  EonsuUrgerichtsbarkeit  vom  7.  April  [B.G.B1.  S.  213]  und  §  72 
des  R.Ges.  Ü.  d.  ft-eiw.  Gbkeit.,  Art.  1  der  V.  zur  Einführung  des 
Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  25.  Oktober  1900 
[RG.Bl.  S.  999];  vgl.  auch  §  1  der  V.  betr.  die  Rechtsverhältnisse 
in  Kiautschou  vom  27.  April  1898  [R.G.B1.  S.  173J,  §  2  des  Ge- 
setzes betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  in  der 
Fassung  vom  19.  März  1888  [R.G.B1.  S.  75]  und  §  12  Abs.  2  des  Ge- 
setzes über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879  [R.G.B1. 
S.  197]  hinsichtlich  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar  1901. 

Bekanntmachung  des  Bad.  Just-Min.,  19.  Jan.  1901. 

4.  Siegelung  und  Inventarisierung  der  Verlassen- 
schaften  der  im  Grofsherzogtum  Baden  verstorbenen 
russischen  Staatsangehörigen. 

Nach  der  auf  Grund  des  §  43,  Abs.  3,  Satz  3  des  R.P.G. 
erlassenen  Vorschrift  des  §  156  Abs.  1  der  R.P.O.  sind  für  die 
in    der    Konvention    über    die    Regulierung    von    Hinterlassenschaften 

zwischen     dem     Deutschen    Reiche    und    Rufsland    vom     ^f;  ^!r?'f  ^^'^ 

31.  Oktober 

1874  (R.G.B1.  1875  S.  136)  der  inländischen  Lokalbehörde  zu- 
gewiesene Inventarisierung  oder  Mitwirkung  bei  Inventarisierung 
des  Nachlasses  im  Inlande  verstorbener  russischer  Staatsangehöriger 
die  Notare  zuständig;  in  diesem  Falle  konunt  somit  auch  die 
Verzeichnung  der  zum  Nachlafs  gehörigen  beweglichen  Sachen  dem 
Notar,  nicht  der  örtlichen  Inventurbehörde  (dem  Ortsgericht)  zu,  soweit 
sie  nicht  etwa  durch  diese  schon  an  Stelle  der  Siegelung  (R.P.O. 
§§  108  und  117)  stattge^den  hat.  Das  Just-Min.  hat  überdies  die 
Notare  angewiesen,  deSs  sie  auch  die  Siegelung  des  Nachlasses  eines 
russischen  Staatsangehörigen  vorzunehmen  und  das  vorgeschriebene 
Siegelnngs-  und  Ermittelungsprotokoll  aufzunehmen  haben,  wenn  die 
Siegelung  am  Sitze  eines  Notariats  zu  erfolgen  hat  und  der  kaiserlich 

Zeitcchr.  f.  intarn.  Priyat-  u.  Strafrecbt  etc.,  Bd.  XI.  22 
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russische  Geschäftstrilger  auf  die  ihm  BOgegangene  Mitteilung  dem  Notar 
zu  erkennen  gegeben  hat,  dafs  er  bei  der  Siegelung  selbst  mitzuwirkfln 
oder  einen  Vertreter  2U  entsenden  beabsichtige. 

An  den  Orten,  welche  Sitz  eines  Notariats  sind,  hat  das  Ortsgericht 
deshalb  Ton  der  Anordnung  der  Siegelung  des  Nachlasses  eines  rassi- 
schen Staatsangehörigen  regelmäfsig  abzusehen  und  die  SterbefaUs- 
anzeige  mit  einem  Vermerk  gemflfs  §  94  Abs.  3  der  RP.O.  unge- 
säumt an  das  Notariat  einzusenden,  welches  von  der  Anordnung  der 
Si^elung  durch  Vermittelung  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  dem 
kaiserlich  russischen  Oeschäftsträger  die  durch  die  NachlafskonTention 
voigeschriebene  Mitteilung  zu  machen  hat  (R.P.O.  §  117  Abs.  2). 
Wenn  der  kaiserlich  russische  Geschäftsträger  bei  der  Siegelung  weder 
selbst  mitwirkt  noch  einen  Vertreter  dazu  entsendet,  darf  der  Notar 
um  den  Vollzug  der  von  ihm  angeordneten  Siegelung  das  Ortsgericht 
ersuchen  (R.P.O.  §  104  Abs.  4).  Hiervon  abgesehen  soll  nur  in 
dringenden  Fällen,  in  denen  zur  Sicherung  des  Nachlasses  eines 
russischen  Staatsangehörigen  die  unverzügliche  Vornahme  der 
Sicherungsmafsregeln ,  insbesondere  der  Siegelanlegung  notwendig  er- 
scheint, deren  Vornahme  durch  das  Ortsgericht  am  Notariatssitze  er- 
folgen. In  solchen  Fällen  ist  das  Notariat  behuft  weiterer  Mitteilung 
nach  Art  2  Abs.  3  der  Nachlafskonvention  ungesäumt  von  den  ge- 
troffenen Mafsregeln  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Wenn  hinsichtlich  der  Siegelung  an  Orten,  die  nicht  Sitz  eines 
Notariats  sind,  von  der  gleichen  Anordnung  Umgang  genommen  wird, 
so  geschieht  dies  deshalb,  weil  die  Zahl  der  auswärtigen  Amtsgeschäfie 
der  Notare  ohnedies  schon  sehr  grofs  und  zu  befürchten  ist,  daCs  durch 
eine  solche  Anordnung  die  Erfüllung  anderer  wichtiger  Aufgaben  der 
Notare  beeinträchtigt  werden  könnte.  Das  Just -Min.  hat  aber  den 
Notaren  empfohlen,  soweit  irgend  thunlich,  die  Siegelung  unter  Be- 
achtung des  §  103  Abs.  3  der  R.P.O.  selbst  vorzunehmen,  falls  der 
kaiserlich  russische  Geschäftsträger  auf  die  nach  §  117  Abs.  2  der  B.P.O. 
durch  Vermittelung  des  Notariats  und  des  Ministeriums  des  Auswärtigen 
an  ihn  gelangte  Mitteilung  ihnen  zu  erkennen  giebt,  dafs  er  bei  der 
Siegelung  selbst  mitzuwirken  oder  einen  Vertreter  dazu  zu  entsenden 
beabsichtige. 

Bekanntmachung^  des  Bad.  Just-Min.,  29.  Jan.  1901. 

5.  Erbrecht  und  Vormundschaft  im  nordamerikani- 
schen Staate  Massachusetts. 

Nach  dem  Gutachten  des  Anwaltes  T.  in  Boston  f^Ült  ein  im 
Staate  Massachusetts  belegener  unbeweglicher  Nachlafs,  sofern 
der  Erblasser  Kinder  hinterläfst  und  letztwillig  nicht  verfügt,  ans- 
schliefslich  den  ELindem  des  Verstorbenen  zu.  Dagegen  ist  an  dem 
beweglichen  Nachlasse  des  Verstorbenen  auch  seine  Witwe  erb- 
berechtigt, und  zwar,  wenn  Kinder  vorhanden  sind,  in  Höhe  von 
^/s    des    Reinnachlasses.      Wenn    Nachkommenschaft   nicht    vorhanden 
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istf  erhält  die  Witwe  den  beweglichen  Beinnachlafs ,  fitlb  derselbe 
$  5000  nicht  übersteigt,  flir  sich  allein.  Wie  der  Anwalt  aus- 
^rt,  bestand  der  Nachlais  des  W.  anscheinend  nur  ans  beweglichem 
Verm^Sgen  von  nicht  über  $  900.  Es  würden  mithin,  soweit  ersicht- 
lich, dem  Kinde  0.  S.  ans  jenem  Nachlafs  eventuell  $  600  abzüglich 
des  anf  diesen  Anteil  ent&Uenden  Betrages  etwaiger  Nachlafssehulden 
sowie  der  Begräbnis-  nnd  Verwaltnngskosten  asostehen.  Wegen  Ver- 
waltung dieses  Vermögens  würde  dem  minderjährigen  0.  S.  in  Boston 
oder  an  einem  anderen  Orte  der  Vereinigten  Staaten  nur  dann  ein  Vor- 
mnnd  bestellt  werden  können,  wenn  der  Genannte  sich  im  Bezirke  des 
betreffenden  Gerichtes  aufhielte;  und  auch  in  diesem  FaUe  wtlrde  die 
Bestellung  nicht  von  Amts  wegen  erfolgen,  sondern  nur  auf  Antrag  von 
Angehörigen  oder  Freunden  des  Kindes. 

Mitteilung   des   Kais.    Generalkons.   New -York,    14.  Jan.  1901. 
(„Badische  Rechtspraxis''  1901,  S.  86.) 


6.  Rechtliche  Stellung  unehelicher  Kinder  nach 
italienischem  Recht 

„Nach  italienischem  Rechte  besteht  zwischen  einem  unehelichen 
Kind  und  seiner  Mutter  kein  gesetzlich  anerkanntes  Verhältnis^  so- 
lange die  letztere  ihre  Mutterschaft  nicht  im  Geburtsakte  oder  sonst 
in  öffentlicher  Urkunde  ausdrücklich  anerkannt  hat  Der  vom 
Standesbeamten  aufgenommene  Geburtsakt  genügt  demnach  selbst  dann 
nicht  zum  Nachweise  der  unehelichen  Mutterschaft,  wenn  die  Mutter 
darin  namhaft  gemacht  ist  Uneheliche  Kinder,  die  weder  von  der 
Mutter  noch  vom  Vater  rechtmäfsig  aneiicannt  sind,  werden  nach 
italienischem  Rechte  als  Kinder  unbekannter  Eltern  bezeichnet  und  als 
Staatsangehörige   des  Landes  angesehen,   in   dem   sie  geboren  sind.'' 

Bekanntmachung    des  Bad.   Just-Min.  vom  28.  November  1900. 
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7.  Internationaler  Aaslieferangsverkehr  der  Schweiz 
in   den  Jahren  1890  bis  1899. 

In    der    Zeitschrift    flir    schweizerisches    Strafrecht    14.    Jahrgang 
8.  213  finden  sich  folgende  Mitteilungen: 


Tab.  1. 


I.  Auslieferungsbegehren  der  Schweiz  an  autwArtige  Staaten. 

a)  Zahl  der  Begehren. 


Staaten,  an  welche  Aoslieferangshegehren  gestellt  worden  sind 

Jahre 

U3 
1 

£ 

s 

'S 

S 

ä 

J3 
O 

'3 

b 

s 

& 

3 

® 

3 

« 

o 
CS 

Verein.  Staaten 
von  Nordamerika 

u 

1 

• 

s 

1 

'S 

■ 

1 

1 
9 

OQ 

« 
5 

>«  o  S 

ir 

Toüd 
der 

suche 

1899 

51 

47 

14 

2 

2 

4 

4 

124 

1898 

69 

47 

8 

6 

3 

— 

—. 

-~ 

1 

— 

1 

1 

136 

1897 

45 

41 

11 

2 

4 

3 

2 

1 

1 

— 

2 

2 

114 

1896 

59 

28 

3 

4 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

^— 

3 

99 

1895 

42 

25 

6 

5 

9 

— 

1 

— 

— . 

— > 

11 

99 

1894 

49 

37 

4 

— 

4 

— . 

— 

1 

— 

^-. 

3 

98 

1893 

49 

32 

5 

2 

6 

1 

■— 

1 

1 

— 

2 

99 

1892 

51 

33 

3 

4 

3 

7 

2 

1 

— 

1 

-_ 

2 

107 

1891 

70 

32 

8 

6 

5 

9 

— 

3 

1 

«^i^ 

— > 

184 

1890 

64 

18 

7 

7 

2 

4 

— 

— 

— 

— 

6 

108 

Summa 

549 

340 

69 

38 

37 

25 

7 

5 

4 

3 

7 

34 

1118 

Die  andern  Staaten,  an  welche  Ausliefemngsbegehren  gerichtet 
wurden,  waren 

Rursknd  1899  und  1897  je  ein  Fall 
Mexiko  1899  und  1898  je  ein  Fall, 
Portugal  1899  ein  Fall, 
Transvaal  1899  ein  Fall, 
Brasilien  1897  ein  Fall. 

Ein  Blick  auf  die  Eisenbahnkarte  der  Schweiz  genügt,  um  Aiif- 
schlufs  darüber  zu  erhalten,  warum  die  übeigrofse  Mehrzahl  der  flüch- 
tigen die  französische  oder  deutsche  Grenze  zu  erreichen  trachtet  £r- 
üeJirungsgemäfs  hat  auch  Havre  für  diejenigen,  die  über  Meer  zu  kommen 
trachten,  stets  eine  gröfsere  Anziehungskraft  als  die  deutschen  Aus- 
wanderungshafen ,  es  entscheidet  eben  die  kürzeste  Linie  für  Havre. 
Unser  Konsul  daselbst  würde  davon  zu  erzählen  wissen.  Nach  den 
Nachbarstaaten,  zum  Teil  noch  vor  Italien,  kommen  die  beiden  gleich- 
falls an  der  Linie  nach  Nordamerika  gelegenen  Staaten  Belgien  (Ant- 
werpen) und  Grofsbritannien  (Southampton  und  andere  Plätze). 


YermiBchte  Mitteilungen. 


341 


Tab.  2. 


b)  Erledigung  der  Auslieferungsbegehren. 


Aus- 
lieferung 
bewerk- 
stelligt 

Die  Auslieferang  erfolgte  nicht 
wegen 

Unerledigt 

am 

Schlüsse 

des 

Jahres 

Jahre 

Nichtent- 
deokung 

des 
Thtters 

Bflekzug 

des 
Begehrens 

Ver- 
Dfeigerung 
der  Aus- 
lieferung 

Total 

1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 
1891 
1890 

93 
85 
69 
66 
59 
64 
68 
62 
70 
59 

13 
23 
16 
11 

20 

11 
11 

25 

20 
26 

10 
18 
22 
13 
13 
17 
11 
13 
20 
16 

2 

3 
2 

1 

1 
1 

3 

6 
7 
5 
8 
7 
6 
8 
6 
24 
4 

124 

136 

114 

99 

99 

98 

99 

107 

134 

108 

Summa 

695 

176 

153 

13 

13 

1118 

<»/o 

62.i 

15.7 

13.7 

U 

7.2 

100 

Die  Yergleichmig  mit  der  Tabelle  ttber  die  Erledigung  der  vom 
Ausland  gestellten  Beehren  wird  unten  seu  einigen  Bemerkungen  Anlafs 
geben. 

2.  Autlieferungtbegehren  auswärtiger  Staaten  an  die  Scliweiz. 


Tab.  8. 


o)  Zahl  der  Begehren. 


Staaten,  welche  Auslieferungsbegehren  gestellt  haben 

•o 

1     . 

1 

^«t 

1 

Total 

Jahre 

1 

1 

2 

'S 

1 

Österreich- 
Ungarn 

Belgien 

a 

3 

1 

S 

•c 

& 

0 

n 

Andere 

Staaten 

der 
Ge- 
suche 

1899 

215 

52 

66 

32 

1 

1 

1 

368 

1898 

186 

56 

53 

23 

2 

2 

.i~ 

3 

3 

328 

1897 

174 

44 

60 

17 

— 

2 

1 

— 

298 

1896 

209 

53 

41 

11 

_ 

2 

1 

— . 

2 

319 

1895 

151 

49 

47 

10 

2 

1 

— 

—^ 

1 

261 

1894 

147 

45 

39 

6 

— 

_^ 

1 

_ 

— 

238 

1893 

111 

38 

29 

6 

2 

1 

—. 

^_ 

2 

189 

1892 

105 

63 

36 

6 

1 

1 

— 

— . 

— 

212 

1891 

99 

59 

44 

9 

3 

1 

1 

>-. 

2 

218 

1890 

70 

53 

46 

8 

3 

— 

— 

— 

180 

Summa 

1467 

512 

461 

128 

16 

10 

5 

3 

11 

2611 
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Die  anderen  Staaten,  welche  Anslieferangsbegehren  Btellten,  waren 
folgende: 

Liechtenstein  1899  und  1896  je  ein  Begehren, 

Orofsbritannien  1898  and  ls92  je  ein  Begehren, 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  1895  und  1891  je  ein  Begehren, 

Dänemark  1898  ein  Begehren, 

Niederlande  1891  ein  Begehren, 

Spanien  1893  ein  Begehren, 

Mexiko  1898  ein  Begehren, 

Brasilien  1896  ein  Begehren. 

Wie  aus  der  Tabelle  ersichtlich,  haben  wir  mehr  Individuen  am- 
zuliefem,  als  wir  ausgeliefert  erhalten ;  es  ist  wohl  derselbe  Orund,  ans 
welchem  die  Zahl  der  AuslUnder  überhaupt  in  der  Schweiz  gröfser  ist 
als  die  Zahl  der  Schweizer  im  Ausland.  Erstaunlich  ist  auf  den  a-sten 
Blick  die  grofse  Invasion  von  Verbrechern  aus  dem  Deutschen  Beicfae, 
deren  stetes  Ansteigen,  bis  auf  das  Drei&che  gegenüber  dem  Anftog 
der  Periode,  auch  die  Gesamtzahl  der  Auslieferungsbegehren  des  Aus- 
landes zur  Verdoppelung  gebracht  hat.  Es  taucht  dabei  die  Frage  auf, 
ob  die  Schweiz  nicht  Veranlassung  hätte,  ftlr  die  Auslieferung  den 
Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  dafs  der  requirierende  Staat  die 
Kosten  zu  tragen  habe,  was  z.  B.  im  Vertrage  mit  den  Vereinigten 
Staaten  eingeräumt  werden  mufste.  Allein  es  ist  nicht  zu  vergessen, 
dafs  den  von  uns  angegangenen  grofsen  Nachbarstaaten  meist  ein 
Transport  von  ungleich  gröfserer  Länge  bis  zur  Schweizeigrenze  za- 
gemutet  wird,  als  wir  ihn  bis  zur  Landesgrenze  zu  leisten  haben. 


Tab.  4. 


b)  Erledigung  der  ÄusUeferungsbegehren. 


lieferting 
bewUligt 

Die  AualieferuAg  erfolgte  nioht  wegen 

ün- 
erledigt 

am 
Schlüsse 

des 
Jahres 

Jahre 

Niohteni- 
deokung 

des 
Thaters 

Bflokzug 
des  Be- 
gehrens 

Eingang 
des  Be- 
gehrens 
nach  Ab- 
lauf der 
Haftfrist 

Verwei- 
gerung 
der  Aus- 
lieferung 

Total 

1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 
1891 
1890 

316 
267 
237 
257 
210 
199 
149 
164 
162 
138 

39 

48 
40 
39 
32 
23 
27 
37 
32 
32 

10 
10 
17 
18 
10 

8 
9 
6 
12 
5 

2 

2 
3 

"2 
2 
5 
2 

3 
1 

1 

4 
3 
5 
3 
2 
5 
9 
4 

368 
328 
298 
319 
261 
238 
189 
212 
218 
180 

Svunma 

2099 

349 

105 

2 

20 

36 

2611 

<^/o 

80.4 

13.4 

4.0 

0 

0.8 

U 

100 
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Diese  Tabelle,  Tergllchen  mit  Tabelle  2,  scheint  zu  erweisen,  dass 
die  Schweiz  dem  Auslande  eine  weitaus  promptere  Rechtshülfe  leistet, 
als  sie  von  demselben  zu  erwarten  hat.  Die  relative  Zahl  der  dem 
Auslände  bewilligten  Auslieferungen  ist  weit  höber  als  die  vom  Aus- 
land bewilligte;  umgekehrt  ist  die  Zahl  erfolgloser  Nachforschungen 
etwas  kleiner y  ebenso  die  Zahl  der  verweigerten  Begehren,  und  insbe- 
sondere sah  sich  die  Schweiz  in  viel  mehr  Fällen  veranlafst,  des  langen 
Haders  und  der  Schwierigkeiten  müde,  ein  Auslieferungsgesuch  fallen 
zu  lassen,  als  die  Auslandsstaaten  uns  gegenüber. 

8.  Rechtsgebräuche  des  Volkes  in  Kroatien-Slavo- 
nien,  —  Cüpefara-Spregatscha, 

Unsere  geschriebenen  Gesetze  haben  bekanntlich  das  römische  Recht 
zur  Grundlage.  Bei  ihrer  Abfassung  wurde  nur  wenig  Rücksicht  auf 
die  Rechtsanschauungen ,  auf  die  Bedürfnisse  und  das  Leben  des  Volkes 
{Hvot  naeoda)  genommen.  Wenn  sich  nun  auch  unsere  Bevölkerung 
diesen  Gesetzen  mit  der  Zeit  vollkommen  angeschmiegt  hat,  so  haben 
sich  in  derselben  teilweise  doch  auch  eigene  Rechtsgebräuche  (8op8U}€ni 
pratmi  ohidaji)  erhalten  und  teilweise  neu  gebildet,  die  f^  den  wirt- 
schaftlichen und  kulturellen  Fortschritt  oft  schwerer  ins  Gewicht  fiillen 
als  die  geschriebenen  Gesetze.  — 

Unter  den  RechtsgebrMuchen  unseres  Volkes  ist  die  sogenannte 
y^Spregatscha^  (spregaiä)  hervorzuheben,  eine  Einrichtung,  die 
den  Beweis  liefert,  wie  sehr  unser  Landvolk  der  wirtschaftlichen 
Association  zuneigt.  Die  Spregatscha  ist  nämlich  nichts  anderes 
als  eine  Vereinigung  (udruienje)  von  zwei  oder  drei  Bauernhäusern 
behufs  gemeinsamer  Bearbeitung  der  Acker  und  Wiesen.  Es  existieren 
in  vielen  Orten  Kroatien-Slavoniens  derartige  landwirtschaftliche  Arbeits- 
vereinigungen,  und  ist  die  Schliefsuug  solcher  Associationen  im  serbi- 
schen Volke  ganz  besonders  eingebürgert.  — 

Die  „Spregatscha*'  ist  keine  althergebrachte  Einrichtung;  sie 
entstand  erst  nach  Auflösung  der  Hauskommunionen  {Zadruga), 
hat  aber,  zumindest  im  ehemaligen  slavonischen  Grenzgebiete,  bereits 
eine  grofse  Verbreitung  gefunden.  Diejenigen  Bauernhäuser,  die  in 
den  Verband  der  ^Spregatscha*'  getreten  sind,  betrachten  alle 
Feldarbeiten  ab  gemeinsam;  sie  beackern  ihre  Felder  gemeinsam 
sie  mähen  gemeinsam  die  Wiesen,  sie  säen  und  ernten  gemeinsam. 

Wie  die  Verbrüderung  (pohratimstvo)  und  die  Verschwiste- 
rung  (posestrimstvo),  gilt  auch  die  Spregatscha  zwischen  zwei 
oder  drei  Bauernhäusern  gewissermafsen  ab  ein  geheiligter  Verband. 
Deswegen  wird  sie  ausschliefslich  am  zweiten  Weihnachtstage,  also  an 
einem  an  und  für  sich  schon  heiligen  Tage,  abgeschlossen.  Ein  förmlicher 
Vertrag  ist  hierzu  nicht  notwendig,  es  genügt,  wenn  sich  die  Häup- 
ter der  betreflTenden  Häuser  über  den  Abschlufs  der  Spregatscha 
verständigt  haben.  Die  Mitglieder  (Spreinici)  des  einen  Hauses 
kommen    dann    am    zweiten    Weibnachtstage    vormittags,    gewöhnlich 
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nach  der  Messe,  in  das  Haus  ihres  zukünftigen  Spreng atscha-Qe- 
nossen.  Hier  werden  sie  festlich  bewirtet,  wobei  der  Kola£- Laib-Brot 
nicht  fehlen  darf.  Am  Abend  kommen  dann  die  Mitglieder  der  beiden 
Spregatscha-BAxiBer  im  ersten  Hause  amsammen,  wo  die  Gasterei 
unter  grofsen  Lustbarkeiten  fortgesetzt  wird.  Die  beiden  Familien  leben 
nun  zusammen  wie  in  einer  Hauskommunion  (Zadruga), 

Wenn  die  Feldarbeiten  beginnen,  so  gehen  die  Arbeiter  aus  bei- 
den Häusern  gemeinsam  au&  Feld  und  Terrichten,  wie  erwähnt,  auch 
sämtliche  Arbeiten  gemeinsam ;  auch  die  Bewirtschaftung  geschieht  nach 
einem  gemeinsamen  Plane;  die  Verköstigung  der  im  Spregaischa- 
Verbände  befindlichen  Arbeiter  wird  abwechselnd  von  einem  and 
dem  anderen  Hause  besorgt. 

Interessant  ist  es,  in  welcher  Weise  die  Verteilung  der  Produkte 
wie  in  der  Hauskommunion  so  gewöhnlich  auch  in  der  Spregatscha 
Yorgenommen  wird.  So  erwähnen  wir  z.  B.  die  Verteilung  der  Wolle 
und  der  Obsternte,  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken  jedoch,  dafs 
sämtliche  Produkte  in  ähnlicher  Weise  verteilt  werden.  Die  Verteilung 
der  Wolle  geschieht  gleich  nach  der  Scha&chur.  Sämtliche  Wolle 
wird  erst  abgewogen,  dann  vom  Ältesten  (stareiinä)  der  Hans- 
kommunion oder  der  Spregaischa  im  geräumigen  Hofe  in  so  vieie 
gleiche  Haufen  zerlegt,  als  es  anteibberechtigte  Mitglieder  giebt.  An- 
teilsberechtigt  sind  sämtliche  Mitglieder  mit  Ausnahme  der  Kinder,  'w^o- 
bei  jedoch  die  nicht  verheirateten  Burschen  und  Mädchen  einen  ge- 
ringeren Anteil  erhalten,  dessen  Bestimmung  dem  Ermessen  des  Ältesten 
anheimgegeben  ist  —  Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Haufen  trotz 
aller  Sorgfalt  nicht  alle  gleich  sein  können,  da  dieselben  nur  nach 
dem  Augenmafs  gemessen  werden.  Nun  machen  die  Weiber  für  jedes 
berechtigte  Mitglied  besondere  Zeichen  aus  Zweigen  und  Hok.  Diese 
Zeichen  werden  einem  Kinde  übergeben,  welches  auf  jeden  Haufen 
eines  derselben  legt,  und  sollen  diesbezüglich  niemals  Streitigkeiten  vor- 
kommen. 

Wie  die  ehemalige  Hauskommunion  durch  die  Bande  der  Familie, 
so  ist  die  Spregaischa  durch  freie  Wahl  als  eine  zu  Recht  be- 
stehende Institution  in  das  Bewufstsein  des  Volkes  übergegangen,  die 
offenbar  in  den  volkswirtschaftlichen  Bedürfnissen   ihre  Grundlage   bat. 

Milan  Faul  Jovanovii. 
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deutsche  Gerichte  bei  Ausländern  auf  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  ericennen? 

Von  ProfesBor  Dr.  Frantl  in  EieL 

Über  die  Frage,  ob  deutsche  Gerichte  bei  AnBländem  auf  be- 
ständige Trenniing  von  Tisch  und  Bett  erkennen  dürften,  bestand  schon 
firtther  unter  der  Herrschaft  des  Keichsgesetzes  Tom  6.  Februar  1875 
keine  Einstimmigkeit.  Das  Reichsgericht^)  hat  dieselbe  unter  der 
Herrschaft  dieses  Gesetzes  wiederholt  yemeint  und  daran  festgehalten, 
dafs  §  77  Abs.  1  des  Gesetzes')  in  Ehestreitigkeiten  von  Ausländem 
selbst  dann  Anwendung  finde,  also  auf  Scheidung  zu  erkennen  sei, 
wenn  die  im  konkreten  Falle  mafsgebenden  Gesetze  des  Heimatlandes 
nur  die  beständige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  Ter- 
statten.  Dieser  Auffassung  wurde  aber  yon  verschiedenen  Seiten  wider- 
sprochen') und  insbesondere  die  Behauptung  aufgestellt,  §  77  beziehe 
sich  nur  auf  die  nach  inländischem  Rechte  zu  beurteilenden  Ehen  und 
stehe  bei  Ehen,  welche  dem  ausländischen  Rechte  unterworfen  seien, 
der  beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  im  Wege.  Auch 
nach  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  ist  diese  Frage  keineswegs  gegen- 
standslos geworden.  Im  Gegenteil  wird  der  Streit  mit  verdoppelter 
Heftigkeit  weitergeftlhrt ,  und  es  ist  bereits  eine  stattliche  Reihe  von 
Meinnngsäufserungen  hiertlber  ergangen,  die  zum  Teil  sehr  von  einander 
abweichen.  Dabei  ist  von  vornherein  zu  bemerken,  dafs  es  für  die 
Entscheidung  der  Frage  gegenwärtig  nicht  sowohl  auf  die  dem  §  77 
Abs.  1  beizulegende  Tragweite  ankommt,  obwohl  diese  Bestimmung 
durch   Art  46  E.G.  zum  B.G.B.   nicht  aufgehoben  worden  ist^),   als 


1)  Vergl.  Entsehddungen  des  Reichsgerichts  in  (^vilsachen,  Bd.  8 
8.  27  ff.,  Bd.  11  8.  29  ff. 

2)  §  77  Abs.  1  lautet:  „Wenn  nach  dem  bisherigen  Rechte  auf  be- 
ständige Trennung  der  Ehe^tten  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen  sein 
würde,  itt  fortan  aie  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  auszusprechen." 

8)  So  von  Bahr,  Jahrbficher  fßr  Doematik,  Bd.  21  8.  890  ff.  — 
Frieaberg^  Lehrbuch  des  Eirchenrechts,  4.  Aufl.,  8.  489  Anm.  46.  — 
Barazetti,  Das  internationale  Privatrecht,  Hannover  1897.    8.  68 f. 

4)  Das  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  19.  April  1901  (Bd.  11  dieser 
Zeitsclmft  8.  71  ff.)  nimmt  allerdings  an ,  dais  §  77  Abs.  1  trotz  der  Nicht- 
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vielmehr  auf  die  Aaslegang  des  Art  17  E.6.  Die  bis  jetzt  gettufBerten 
Meinungen  sind  in  der  Hauptsache  folgende:  Während  die  Einen  die 
Trennung  Ton  Tisch  und  Bett  für  schlechterdings  unstatthaft  erklären  ^), 
behaupten  die  Andern,  sie  sei  zulässig^);  wieder  Andere  schliefsen 
zwar  die  separatio  perpelua  als  solche  aus,  wollen  sie  aber  durch  die 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ersetzt  wissen '').  Auch  die 
Praxis  hat  Veranlassung  gehabt,  sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen, 
und  zwar  haben  die  bis  jetzt  vorliegenden  Aufserungen  derselben  sich 
der  Meinung  angeschlossen,  welche  die  beständige  Trennung  für  statt- 
haft erklärt.  Zwei  Urteile  ^)  des  Oberlandesgerichts  in  Jena  vom  1 4* 
und  28.  November  1900  und  des  Oberlandesgerichts  zu  Dresden  vom 
2.  Februar  1901  haben  sich  dahin  ausgesprochen,  dafs  auch  unter  der 
Herrschaft  des  B.6.B.  bei  Ehen  von  Ausländem  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  erkannt  werden  kann,  wenn  das  ausländische  Recht 
nur  diese  Form  kennt 

Es  soll  im  folgenden  versucht  werden,  den  Nacliweis  zu  erbringen, 
dafs  diejenige  Ansicht,  welche  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  flir 
schlechthin  unstatthaft  erklärt,  die  allein  zutreffende  und  dem  Gresetz 
entsprechende  ist,  und  dafs  die  für  die  gegnerischen  AufHusungen  bei- 
gebrachten Gründe  nur  Scheingründe  sind. 

Zunächst  wird  schon  eine  unbefangene  Betrachtung  des  Wortlauts 
des  Art.  1 7  E.G.  die  Richtigkeit  der  hier  vertretenen  Ansicht  ergeben. 
Es  heifst  in  Abs.  1 :  „Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des 
Staates  mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der 
Klage  angehört.^  Hierin  liegt  eine  Anerkennung  des  Nationalitäta- 
princips.    Ein  Scheidungsurteil  im  Sinne  des  §  1564  B.G.B.  kann  alao 


erwähnung  in  Art.  46  E.G.  anfser  Kraft  getreten  ist  und  folgert  das  ans 
Art.  82  Satz  2  in  Verbindung  mit  Art  17  E.G.  —  Siehe  auch  Erkenntnis 
des  Reichsgerichts  vom  13.  Dezember  1900  (a.  a.  0.  S.  65). 

5)  So  Niemeyer,  Das  internationale  Privatrecht  des  B.G.B. ,  Berlin 
1901,  S.  153.  —  Vavidson,  Das  Recht  der  Ehescheidung  nach  B.G.B., 
Berlin  1900,  S.  217  ff.  —  Achilles,  B.G.B.,  2.  Aufl.,  Berlin  1899,  S.811.  — 
Neumann,  Internationales  Privatrecht,  Berlin  189(5,  S.  116  ff.  und  Hand- 
ausgabe des  B.G.B.,  Bd.  3,  Berlin  1900,  S.  1362.  —  Endemann,  Lehrbach 
des  bürgerlichen  Rechts,  Bd.  2,  Berlin  1900,  8.  674 f.  —  Planck,  B.G.B., 
Bd.  6,  Berlin  1901,  S.  60. 

6)  So  Scherer,  E.G.  zum  B.G.B.,  ErUngen  1900,  S.  37  und  Das  Ente 
Jahr  des  6.G.B.,  Erlangen  1901,  S.  4. 

7)  So  Barazetii  a.  a.  0.  S.  65.  69.  —  Erler ^  Ehescheidungsrecht, 
2.  Aufl.,  Berlin  1900,  S.  93  und  in  Das  Recht,  Jahrg.  1900,  a  95.  — 
Fischer  u.  Henle,  B.G.B.,  4.  Aufl.,  München  1900,  S.  1118.  —  Ktidel 
in  dieser  Zeitschrift,  Bd.  7  S.  243.  —  Mariolle  in  Blätter  für  Recht»- 
anwendung,  Bd.  63  S.  126  ff.  —  Über  die  besondere  Ansicht  von  Niedner, 
KG.,  2.  Aafl.,  Berlm  1901,  S.  51  ff.  siehe  unten  S.  358  Anm.  30.  ~  Einen  durch- 
aus smgulären  Standpunkt  nimmt  ein  Walter,  Das  Recht  der  Ehe^heidnng, 
München  1897,  der  S.  88  unter  Berufung  auf  den  Geist  des  deutschen  Rechts 
und  unter  Hinwegsetzung  über  Art.  17  in  den  Fällen,  wo  nach  fremdem 
Recht  separatio  perpetua  zulässig  ist,  einfach  Scheidung  gewiUiren  will.  Diese 
Meinung  bedarf  kemer  Widerlegung. 

8)  Abgedruckt  in  Bd.  11  S.  66  ff.,  75  ff.  dieser  Zeitschrift 
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7on  einem  deutschen  Richter  nur  erkssen  werden ,  wenn  die  für  die 
Scheidung  mafsgebenden  Gresetze  des  Aaslandes  dieses  zulassen.  Aber 
selbst  wenn  letzteres  der  Fall  ist,  macht  Abs.  4  doch  noch  die  weitere 
Einschrftnkung,  dafs  das  Scheidungsurteil  nur  ergehen  darf,  wenn  nicht 
blofs  nach  dem  auslfindischen  Gesetze,  sondern  auch  nach  den  deutschen 
Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde.  Dafs  in  Abs.  1  blofs  von 
der  Scheidung  der  Ehe,  in  Abs.  4  dagegen  von  Scheidung  und  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  die  Rede  ist,  vermag  diesen  durchaus 
klaren  Sinn  nicht  zu  beeinträchtigen.  Auf  den  ersten  Blick  könnte 
diese  Nichterwähnung  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  in 
Abs.  1  und  ihre  Anführung  in  Abs.  4  allerdings  befremden.  Indessen 
hat  dieselbe  ihren  guten,  in  der  Sache  selbst  liegenden  Grund.  Die 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ist  ein  durchaus  neues,  vom 
deutschen  Recht  begründetes  Institut,  das  zwar*  manches  Äufsere  mit 
der  separatio  perpetua  gemein  hat,  aber,  wie  später  noch  gezeigt  werden 
soll,  in  keiner  Weise  mit  ihr  identisch  ist  Kein  anderer  Staat  kennt 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  im  Sinne  des  deutschen 
Rechtes,  und  da  wäre  es  doch  völlig  zwecklos,  ja  geradezu  verkehrt 
gewesen,  hätte  Abs.  1  für  dieselbe  auf  die  Gesetze  des  fremden  Staates 
verweisen  wollen.  Dagegen  bedeutet  die  Erwähnung  derselben  in 
Abs.  4  ein  Zugeständnis  an  die  Parteien,  welches  zugleich  eine  kleine 
Abweichung  von  dem  dem  Abs.  1  zu  Grunde  liegenden  Nationalitäts- 
princip  involviert:  Die  Parteien  können,  wenn  sie  die  deutschrechtliche 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  der  Scheidung  vorziehen,  diese 
wählen,  und  der  Richter  mufs,  wenn  dieses  geschieht,  auf  sie  erkennen, 
sofern  nur  sowohl  nach  dem  ausländischen,  wie  nach  dem  deutschen 
Recht  die  Scheidung  zulässig  ist 

Nnn  wird  von  den  Gegnern  der  hier  vertretenen  Meinung,  um 
darzatbun,  dafs  Art  17  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  ent- 
gegenstehe, behauptet,  das  TV  ort  „Scheidung^  sei  in  Abs.  1  (und  auch 
in  Abs.  2)  in  einem  andern  Sinne  gebraucht,  als  in  Abs.  4.  In  Abs.  1 
sei  es  im  weiteren,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  mitumfassenden 
Sinne  zu  verstehen,  in  Abs.  4  aber  in  der  engeren,  der  Terminologie 
des  B.G.B.  entsprechenden  Bedeutung  gebraucht*).  Auf  diesem  Stand- 
punkte steht  insbesondere  das  angeführte  Urteil  des  Oberlandesgerichts 
zu  Jena^^).  Dasselbe  führt  aus,  Scheidung  nach  Abs.  1  sei  nicht 
Scheidung  im  (engem)  Sinne  des  deutschen  Rechtes,  sondern  Scheidung 
im  Sinne  der  Gesetzgebung  der  Kulturstaaten,  die  das  Scheidungsrecht 


9)  Noch  weiter  geht  Osthelder  in  Das  Recht,  1900,  S.  58  und 
nimmt  an,  dais  Art  17  Scheidung  überhaupt  nur  in  der  weitem  Bedeutung 
fafst,  auch  in  Absatz  4;  denn  er  sagt:  „Das  Wort  ^Scheidung*  in  Art.  17 
ist  eben  im  weitesten  Sinne  zu  verstehen,  in  .welchem  jede  Art  der  „Ehe- 
trennnng,  auch  die  nur  zeitweilige,  darunter  begpriffen  ist  .  brigens  scheint 
dieses  aach  der  Standpunkt  des  Oberlandesgenchts  zu  Dresden  zu  sein.  — 
Siehe  dagegen  unten  S.  S5S. 

10)  Aner  auch  das  Beichseericht  vertritt  in  dem  vorhin  angeführten 
Erkenntnis  vom  19.  April  1901  £e  Ansicht,  dafs  ^Scheidung"  in  Abs.  1  im 
allgemeinen    Sinn   zu   verstehen   sei   und   die   zeitweilige  oder  beständige 

23* 


848  Professor  Dr.  FrantB  in  Kiel, 

yerachieden  gestaltet  haben,  und  will  bei  Abs.  4  ans  seinem  Inhalte, 
Bowie  „ans  der  Heranziehung  der  ganz  speciell  deutsch- rechtlichen 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  und  aus  ihrer  Gleichstellung 
mit  der  Scheidung^  folgern,  dafs  hier  unter  Scheidung  die  deutKh- 
rechtliche  Scheidung  des  Bandes  der  Ehe  zu  verstehen  ist.  Nun,  was 
es  mit  dieser  Heranziehung  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
in  Abs.  4  für  eine  Bewandtnis  hat,  ist  bereits  oben  dargelegt  und  damit 
den  an  das  Fehlen  derselben  in  Abs.  1  geknüpften  Folgerungen  der 
Boden  entzogen.  Im  übrigen  sind  die  Gründe,  welche  die  Gegner  ftlr 
die  von  ihnen  behauptete  verschiedene  Bedeutung  von  „Scheidung"  in 
Art  17  beibringen,  recht  wenig  überzeugender  Natur  und  vermögen 
keineswegs  einen  Beweis  zu  erbringen.  £he  wir  an  ^e  Prüfung 
derselben  herantreten,  möchte  ich  vorausschicken,  dafs  doch  im  Grrnnde 
die  Unterstellung,  äih  man  dem  Gesetzgeber  macht,  er  habe  in  dem- 
selben  Artikel  dasselbe  Wort  in  verschiedener  Bedeutung  gebraucht, 
eine  ganz  ungeheuerliche  ist.  Wttre  diese  Annahme  richtig,  so  würde 
das  in  der  modernen  Gesetzgebung  einzig  dastehen  und  dürfte  sich 
weder  im  B.G.B.,  noch  in  den  sonstigen  neueren  Gesetzen  auch  nnr 
die  geringste  Analogie  dazu  finden.  Der  Gesetzgeber  würde,  wenn  der 
Gedanke,  von  dem  die  Gegner  ausgehen,  begründet,  die  Willensmeinung, 
die  sie  ihm  imputieren,  zutreffend  wiire,  in  Abs.  1  doch  sicher  das 
Wort  „Scheidung^,  diesen  ierminiis  teehnicus  des  B.G.B. ,  vermieden 
und  statt  dessen  einen  andern,  weniger  verfänglichen  Ausdruck  gewählt 
haben,  etwa  „Trennung'^  oder  „Auflösung";  durch  dieses  sehr  nahe- 
liegende Auskunftsmittel  wäre  von  vornherein  jede  Unklarheit  vermieden 
worden.  Daran  aber,  dafs  das  Wort  „Scheidung"  in  Abs.  1  nur  infolge 
eines  Redaktionsversehens  stehen  geblieben  sei,  vermag  ich  bei  der 
Sorgfalt,  mit  welcher  vom  Bundesrat  und  vom  Reichstag  der  Entwurf 
geprüft  wurde  und  bei  der  principiellen  Wichtigkeit  gerade  der  in  Be- 
tracht kommenden  Materie  nicht  zu  glauben.  Es  müfsten  demnach  ttufserst 
schwerwiegende  Gründe  sein,  wenn  sie  uns  zu  der  Überzeugung  bringen 
sollten,  „Scheidung"  sei  in  Abs.  1  in  einem  anderen  Sinne  gebraucht, 
als  in  Abs.  4.  Prüfen  wir  jetzt  diese  Gründe  auf  ihre  Berechtigung  hin. 
Zunächst  führt  das  Jenaer  Erkenntnis  zum  Beweise  dafür,  daft 
Abs.  1  das  Scheidungsrecht  im  weiteren  Sinne  im  Auge  habe,  an,  dafs 
derselbe  nicht  vom  deutschen,  sondern  von  dem  Rechte  des  (deutschen 
oder  ausländischen)  Staates  rede,  dem  der  Maim  zur  Zeit  der  Klage- 
erhebung angehört.  Damit  ist  gar  nichts  bewiesen.  Gewifs  redet 
Abs.  1  von  dem  Rechte  des  Staates,  dem  der  Mann  zur  Zelt  der  Klag- 
erhebung angehört.  Aber  er  sagt  nicht,  dafs,  wenn  dieses  Recht  die 
deutsche  Scheidung  gar  nicht  kennt,  seine  mit  dem  deutschen  Recht 
unvereinbaren  Grundsätze  über  Trennung  der  Ehe  gleichwohl  An- 
wendung   finden     sollen.      Vielmehr     sagt    Abs.    1    nur:     „Für    die 


TrennuDj^  von  Tisch  und  Bett  sowie  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft mit  umfasse.  Es  werden  aber  für  diese  Aufrassung  keinerlei  Gzände 
angegeben. 
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Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gresetze  des  Staates  mafsgebend,  dem 
der  Ehemann  sur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  angehört.  **  Dafs  aber 
„Scheidung**  im  weitem  Sinne  und  nicht  im  Sinne  des  B.G.B.  ge- 
braucht sei,  dafür  vermag  ich  in  dieser  Ausdrucksweise  nicht  den  ent- 
ferntesten Anhalt  zu  finden.  Vielmehr  ist  es  die  natürlichste  und 
folgerichtigste  Aufiassung,  die  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  un- 
befangener Betrachtung  von  selbst  ergiebt,  dafs,  wenn  ein  deutsches 
Oeseta  von  Scheidung  spricht,  es  damit  nur  das  vom  deutschen  Recht 
anerkannte  Institut  meinen  kann.  Kennt  also  das  in  Betracht  kommende 
firemde  Recht  diese  deutsche  Scheidung  nicht,  so  kann  es  in  G^mäfsheit 
von  Abs.  1  nur  negativ  in  der  Weise  zur  Anwendung  kommen,  dafs 
dann  der  deutsche  Richter  nicht  auf  Scheidung  erkennen  darf.  Inwiefern 
man  sich  aber  zur  B^grtlndung  der  hier  bekämpften  Auflassung  auf  die 
Motive,  Bd.  4  S.  563  ff.,  zu  berufen  vermag,  ist  absolut  nicht  einzusehen ; 
denn  gerade  dort  werden  Scheidung  und  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  scharf  auseinander  gehalten  und  dieses  insbesondere  auch  schon 
durch  die  Überschrift  auf  S.  562 :  „Scheidung  und  Trennung  von  Tisch 
Tind  Bett**  zum  Ausdruck  gebracht  Wenn  femer  das  Jenaer  Er- 
kenntnis für  seine  Auslegung  des  Wortes  „Scheidung"  auf  §  592  CP.O. 
alter  Fassung  und  auf  eine  Entscheidung  des  Reichsgerichts  Bd.  11 
S.  414  Bezug  nimmt,  so  ist  damit  ebenfalb  durchaus  nichts  gewonnen. 
§  592  versteht  zwar  unter  Scheidungsklage  auch  die  Klage  auf  zeit- 
weilige Trennung  von  Tisch  und  Bett,  und  ihm  schliefst  sich  natur- 
gemäfs  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  an.  Aber  das  geschah 
eben  nach  Mafsgabe  des  damaligen  Rechtszustandes,  und  überdies  konnte 
die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  schon  damals  nicht 
nnter  den  Begriff  der  Scheidung  gezogen  werden  wegen  des  entgegen- 
stehenden §  77  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875. 

Des  weiteren  hat  man  die  Entstehungsgeschichte  des  Art  17  ins 
Feld  ge^rt,  um  zu  beweisen,  dafs  „Scheidung"  in  Abs.  1  im  weitem 
Sinne  gebraucht  und  somit  der  Richter  befugt  sei,  zutreffenden  Falles 
auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  erkennen.  Aber 
diese  Entstehungsgeschichte  liefert  nicht  nur  keinen  Beweis  für  die 
Richtigkeit  der  gegnerischen  Auf&ssung,  sondern  im  Gegenteil  geht 
aus  derselben,  wie  des  näheren  daigethan  werden  soll,  auf  das  augen- 
fälligste hervor,  dafs  der  Gesetzgeber  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  schlechthin  ausgeschlossen  wissen  wollte.  Von  vornherein  ist  den 
G^egnem  zugegeben,  dafs  die  von  ihnen  vertretene  Auffassung  allerdings 
dem  Standpunkt  der  zweiten  Kommission  entspricht,  ja,  was  sie  nicht 
einmal  hervorgehoben  haben,  auch  schon  demjenigen  des  ersten  Ent- 
wurfes. Was  zunächst  den  letzteren  anlangt,  so  bestimmte  Art.  6  des 
Entwurfes  eines  Einfübrungsgesetzes  zum  B.6.B.:  „Eine  Ehefrau  teilt 
nicht  den  Wohnsitz  des  Ehemannes,  wenn  auf  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  erkannt  ist^  Und  die  Motive  zu  Art.  6  (S.  65  f.  der 
amtlichen  Ausgabe)  bezogen  darunter  ausdrücklich  solche  Fälle,  ,in 
welchen  die  Statthafügkeit  der  Trennung  unter  ausländischem  Rechte 
steht,   auf  Grand  dieses  Rechtes  beständige  Trennung  ausgesprochen. 
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die  Bomizilfrage  aber  nach  deutschem  Rechte  zu  beurteilen  ist^^).' 
Was  sodann  die  zweite  Kommission  rbetrifit,  so  nahm  dieselbe  unter 
Verwerfung  der  oben  erörterten  Auffassung  des  Reichsgerichts  mit  aller 
Entschiedenheit  den  Standpunkt  ein,  dafs  es  zulMssig  und  geboten  sein 
mttsse,  für  Ausländer  die  bestiindige  und  zeitweilig:)  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  zu  gestatten^').  Nur  eine  Minderheit  vertrat  die  ent- 
gegengesetzte Auffassung,  indem  sie  geltend  machte^'),  es  erscheine 
nicht  angebracht,  auf  die  Ausländer  mehr  Rücksicht  zu  nehmen  als  auf 
die  eigenen  konfessionellen  Bedtlrfnisse  der  deutschen  Bevölkerung. 
Der  überwiegenden  Auffiissung  entsprechend  wurden  die  den  ein- 
schlagenden Beratungen  der  zweiten  Kommission  zu  Grunde  gelegten 
Bestimmungen  des  Entwurfes  eines  Gesetzes  über  die  räumliche  Herr- 
schaft der  Rechtsnormen  ^^)  mit  geringen  Änderungen  ^'^)  angenommen 
und  als  6.  Buch  dem  Entwürfe  eines  B.G.B.  hinzugefügt  Demgemäfs 
erhielt  der  zweite  Entwurf  in  den  uns  hier  interessierenden  Punkten 
folgende  Fassung: 

§  2247  Abs.  2.  Für  die  Ehescheidung  und  Hir  die  beRtändige 
oder  zeitweilige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  sind 
die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend,  welchem  der  Mann  zur  Zelt  der 
Erhebung  der  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Trennung  angehört. 

Abs.  8.  Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der 
Mann  einem  andern  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrund  oder 
als  Trennungsgrund  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  That- 
sache auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  ein  Scheidungagmnd 
oder  ein  Trennnngsgrund  ist. 

§  2249.  Auf  Scheidung  sowie  auf  beständige  oder  zeitweilige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  kann  auf  Grund  eines  ausländischen 
Gesetzes  im  Inlande  nur  erkannt  werden,  wenn  zugleich  nach  den 
deutschen  Gesetzen  die  Scheidung  zulässig  sein  würde. 

Auf  die  Ausführungen  der  zweiten  Kommission  sich  stützend  nehmen 
nun  die  Vertreter  der  Zulässigkeit  der  beständigen  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  ohne   weiteres   an,   die  Anschauung   der  Kommission  sei  die 


11)  Wenn  daher  das  Jenaer  Erkenntnis  sagt,  der  erste  Entwurf  habe 
zu  der  Frage,  ob  §  1440  Abs.  3  (,,Auf  beständige  Trennung  der  Ehegatten 
von  Tisch  und  Bett  kann  nicht  erkannt  werden 'O  such  für  Ausländer  gelte, 
keine  Stellung  genommen,  so  ist  das  zum  mindesten  nicht  genau. 

12)  ProtoKolle  der  Kommission  für  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs 
des  B.G.B.,  bearb.  von  ÄchilleSj  Gebhard  und  Spahn,  Bd.  6  S.  53. 

13)  Protokolle,  Bd.  6  S.  54. 

14)  Abgediuckt  m  Protokolle,  Bd.  6  S.  8ff. 

15)  Diese  Änderangen,  anf  welche  einzugehen  nicht  erforderlieh  ist, 
sind  grofsenteils  mehr  räaktioneller  Natur.  Zum  Teil  bezweckten  sie  auch, 
den  von  der  Kommission,  wie  auch  schon  vorher  vom  Entwürfe,  vertretenen 
Standpunkt  schärfer  zum  Ausdruck  zu  bringen.  —  Wenn  Abs.  5  des  §  10 
des  Entwurfes,  wonach  die  Vorschriften  des  §  1440  Abs.  8  auf  Ehen  von 
Ausländem  keine  Anwendung  finden  sollten,  gestrichen  wurde,  so  geschah 
das  lediglich  deshalb,  weil  er  durch  Streichung  des  S  1440  Abs.  3  gegen- 
standslos geworden  und  durch  den  Beschlufs  zu  Abs.  2  erledigt  war 
(Protokolle  S.  54). 
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mafsgebende  geblieben  und  liege  der  dem  Reichstage  gemachten  Vor- 
lage and  damit  dem  Gesetz  selbst  za  Oronde.  Diese  Annahme  ist 
aber  doichaos  anzatreffend  und  enthält  eine  anbewiesene  Behauptung. 
Thatsftchlich  hat  der  Bundesrat  den  Standpunkt  der  zweiten  Kommission, 
den  er  frtlher  selbst  gebilligt  hatte  ^^),  verworfen.  Derselbe  unterzog 
den  von  der  Kommission  fertig  gestellten  Entwarf  einer  eingehenden 
Prüfung  und  nahm  im  Verlaufe  derselben  einschneidende  Änderangen 
mit  ihm  vor,  die  nicht  blofs  formeller  Natur  waren ^^),  wie  von  den 
Gegnern  behauptet  wird,  vielmehr  eine  vollständige  Umgestaltung  des 
dem  zweiten  Entwürfe  zu  Grunde  liegenden  Gedankens  betrafen  und 
aagenfkllig  zu  Tage  treten  liofsen,  dafs  der  Bundesrat  sich  gegen- 
über einer  Zulassung  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  bei  Ausländer- 
ehen durchaus  ablehnend  verhielt.  Das  ergiebt  sich  klar  und  deutlich 
aus  der  Beschaffenheit  dieser  Änderangen  selbst,  und  aufserdem  wird 
meine  Annahme,  dafs  der  Bundesrat  den  von  der  zweiten  Kommission 
eingenommenen  Standpunkt  nicht  geteilt  hat,  auch  noch  durch  andere 
später  zu  erörternde  Momente  unterstützt. 

Was  die  vom  Bundesrat  vorgenommenen  Änderungen,  soweit  sie 
für  nnsere  Frage  in  Betracht  kommen,  im  einzelnen  anlangt,  so  hat  der 
Bundesrat  bei  §  2247  in  Abs.  2  (Abs.  1  wurde  ganz  gestrichen)  hinter 
^Ehescheidung"  die  Worte  „und  für  die  beständige  oder  zeitweilige 
Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett"  und  hinter  „Klage"  die 
Worte  „auf  Scheidung  oder  auf  Trennung"  gestrichen,  au&erdem  drei 
kleine  Änderungen  rein  redaktioneller  Natur  vorgenommen ,  indem  er 
„Ehescheidung"  durch  „Scheidung  der  Ehe",  „Mann"  durch  „Ehe- 
mann" und  „welchem"  durch  „dem"  ersetzte  ^^).  In  Abs.  3  sind 
hinter  „kann  als  Scheidungsgrund"  gestrichen  die  Worte  „oder  ab 
Trennungsgrund",  wogegen  hinter  „ein  Scheidungsgrund"  die  Worte 
„oder  ein  Trennungsgrund"  stehen  gelassen  sind  und  zwar,  wie  schon 
hier  hervorgehoben  werden  möge,  mit  gutem  Grand.  Bei  §  2249 
wurden  hinter  „auf  Scheidung"  die  Worte  „sowie  auf  beständige  oder 
zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett"  gestrichen  und  sodann  rein 
redaktionell  „zugleich"  durch  „auch"  ersetzt.  Genau  in  dieser  Gestalt 
sind  die  Absätze  in  Art.  17  E.G.  übergegangen;  nur  sah  sich  die 
Reichstagskommission  veranlafst,  dem  Art.  17  Abs.  4  (Art.  16  der  Vor- 
lage —  §  2249  des  zweiten  Entwurfes  eines  B.G.B.)  eine  andere 
Redaktion  zu  teil   werden  zu  lassen  „zur  gröfseren  Klarstellung  seines 


16)  Siehe  darüber  weiter  unten  S.  855. 

17)  Dafs  es  sich  nur  um  formelle  Änderungen  gehandelt  habe,  nimmt 
n.  a.  auch  Beats,  Die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  E.G.  zum  B.G.B., 
Berlin  1896,  8.  9  ohne  irgend  welche  Begründung  an. 

18)  Übrigens  geschah  die  Umwandlung  von  „finescheidung'^  in  ^Scheidung 
der  £hc^  möglicherweise  auch  aus  dem  Grunde,  um  sich  in  Emklang  zu 
setzen  mit  der  Oberschrift  von  Titel  7  in  Buch  4  Abschnitt  1  B.G.B.,  welche 
„Scheidung  der  Ehe"  und  nicht  „Ehescheidung"  lautet.  Wäre  dieser  Gesichts- 
punkt mafsgebend  gewesen,  so  würde  er  ein  neuer  Beweis  dafür  sein,  dafs 
m  Art  17  Abs.  1  die  Worte  „Scheidung  der  Ehe"  im  Sinne  des  B.G.B.  ge- 
braucht sind. 
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Gledankens  und  zugleich  zur  BerUcksichtigang  der  neben  der  Scheidung 
der  Ehe  nach  den  Beschlttssen  der  KommisBion  zugelassenen  Aofhebong 
der  ehelichen  0«meinschaft"  '*).  Dementsprechend  wurde  hinter  „ai^ 
Scheidung"  eingeschoben  „sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Oemein« 
Schaft*'  und  die  Worte  „auch  nach  den  deutschen  Gesetzen^  ersetzt 
durch  „sowohl  nach  dem  ausländischen  Gesetze  als  nach  den  deutschen 
Gesetzen*'. 

Indem  der  Bundesrat  tiberall  mit  einer  Ausnahme  alle  auf  die 
Trennung  yon  Tisch  und  Bett  hinweisenden  Worte  strich,  hat  er  auf 
das  Deutlichste  zum  Ausdruck  gebracht,  dafs  er  eine  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  auch  bei  Ausliinderehen  nicht  zulassen  wollte.  Wozu 
sonst  die  Streichung?  Jeder  Zweifel  aber,  der  etwa  noch  an  dieser 
Willensmeinung  des  Bundesrats  bestehen  könnte,  wird  beseitigt,  wenn 
man  die  Ausnahme  betrachtet,  wo  ein  solcher  Hinweis  auf  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  stehen  gelassen  wurde.  In  Art  17  Abs.  2  E.G. 
heifst  es: 

„Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einem 
anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrund  (hier  sind  die 
Worte  fOder  als  Trennungsgmnd'  gestrichen)  nur  geltend  gemacht 
werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates 
ein  Scheidungsgrund  oder  ein  Trennungsgrund  ist.** 

Diese  Thatsache,  dafs  an  der  zweiten  Stelle  „Trennungsgrund' 
stehen  blieb,  an  der  ersten  Stelle  aber  gestrichen  wurde,  ist  nach 
meiner  Au£6M8sung  der  evidenteste  Beweis  daf^r,  dafs  der  Bundesrat 
den  Ausdruck  „Scheidungsgrund**  lediglich  als  Grund  der  Auflösung 
des  Bandes  der  Ehe,  worunter  die  blofse  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  nicht  mit  zu  begreifen  ist,  verstanden  wissen  wollte'^),  und 
nicht  im  weitem  Sinne,  wie  das  Jenaer  Erkenntnis  wilP^).  Und 
femer  ist  das  zugleich  auch  ein  weiterer  Beweis  dafür,  dafs  „Scheidong** 
in  Abs.  1,  wie  oben  bereits  daigetban,  nicht  im  weitem  Sinne,  sondern 
nur  im  Sinne  des  B.G.B.,  welches  die  separatio  nicht  kennt,  aufgefiifst 
werden  mufs.  Denn  es  wäre  doch  wirklich  höchst  merkwürdig  und 
von  grofser  Fltlchtigkeit  zeugend,  wenn,  nachdem  in  Abs.  1  von 
Scheidung  im  weitem  Sinne  gesprochen  wäre,  unmittelbar  daran  sich 
anschliefsend  in  Abs.  2  der  Ausdrack  „Scheidungsgrund**  im  Sinne 
des  B.G.B.  gebraucht  wird.  Das  wäre  fitst  noch  auf&Uender,  als  die 
behauptete  verschiedene   Bedeutung  von    „Scheidung**    in  Abs.  1   und 

19)  Bericht  der  Beichstagskommiasion  über  den  Entwurf  eines  B.G.B. 
und  eines  EG.,  Berlin  1896,  S.  329. 

20)  Nach  der  Annahme  von  Fischer-Renle  a.  a.  O.  S.  1118  wSre 
„Trennungsgrand''  in  Abs.  2  aus  Redaktionsversehen  stehen  geblieben.  Gegen 
die  Annamne  eines  Bedaktionsversehens  sprechen  sich  aus  Jfiedner  a.  a.  0. 
8.  52  und  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  153. 

21)  Hält  man  die  Jenaer  Auffassung  für  zutreffend,  so  mufs  man  folge- 
richtig dazu  kommen,  anzunehmen,  dafs  das  in  Abs.  2  zweimal  vorkommende 
Wort  „Scheidungsgrund"  zwar  an  erster  Stelle  in  weiterer,  an  zweiter  Stelle 
aber  wegen  der  Hinzufügung  von  „oder  ein  Trennungsgrand'*  in  engerer 
Bedeutung  gebraucht  ist 


Können  deuteche  G^erichte  bei  AnBlftndern  auf  beständige  Trennting  etc.  858 

Abs.  4.  Das  Jenaer  Erkenntnis  meint  allerdings,  wenn  der  Bandesrat 
hätte  ausdrücken  wollen)  dafs  auf  Grand  ausländischen  Rechtes  zwar 
Scheidung,  nicht  aber  Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  Inland  verfügt 
werden  dürfe,  so  hätte  Abs.  1  etwa  lauten  m^lssen :  „Für  die  Scheidung 
sind  die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend,  dem  der  Ehemann  z.  Z.  der 
Erbebung  der  Klage  angehört;  auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung 
der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  kann  auf  Grund  eines  ausländischen 
Gesetzes  im  Inland  nicht  erkannt  werden.^  Nach  meiner  Ansicht 
konnte  der  Bundesrat  seinen  Willen  nicht  klarer  zum  Ausdruck  bringen, 
als  es  durch  seine  Formulierung,  insbesondere  durch  Streichung  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  und  ihr  Stehenlassen  in  einem  Falle 
tbatsächlich  geschehen  ist,  und  der  vom  Jenaer  Erkenntnis  vermifste 
Zusatz  wäre  absolut  überflüssig  und  zwecklos  gewesen.  Ja,  umgekehrt 
möchte  ich  mit  Rücksicht  auf  die  deutliche  Sprache  des  Gesetzgebers 
behaupten,  dafs  der  Bundesrat,  wenn  er  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  hätte  zulassen  wollen,  dieses  durch  einen  entsprechenden  Zusatz 
ausdrücklich  hervoi^gehoben  haben  würde,  um  sich  den  auf  der  Hand 
liegenden  Vorwurf  zu  ersparen,  er  habe  ein  Gesetz  geschaffen,  das,  der 
Intention  des  Gesetzgebers  entg^en,  der  Mifsdeutung  fähig  sei  und 
seinem  Wortlaute  nach  etwas  ganz  anderes  sage,  als  in  Wahrheit 
gemeint  sei.  Inwiefern  aber  bei  der  von  mir  für  richtig  gehaltenen 
Auslegung  dem  Bundesrat  der  Vorwurf  gemacht  werden  könnte,  eine 
starke  Lücke  in  das  Gesetz  hineingebracht  zu  haben,  vermag  ich  nicht 
einzusehen.  Einen  solchen  Vorwurf  macht  allerdings  das  Jenaer  Er- 
kenntnis, indem  es  ausführt,  wenn  „Scheidung^  in  Abs.  1  nur  als 
Trennung  des  Bandes  der  Ehe  aufzufttssen  wäre,  so  würde  es  an  einer 
Vorschrift  darüber  fehlen,  ob  das  Gesetz  des  Auslandes  auch  dann  mafs- 
gebend sei,  wenn  auf  Grund  desselben  nicht  Trennung  des  Bandes  der 
Ehe,  sondern  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gefordert  werden  kann 
und  gefordert  wird.  Nun,  der  Bundesrat  hat  als  leitendes  Princip  den 
Satz  aufgestellt,  dafs  von  deutschen  Gerichten  niemals  auf  Trennung 
▼on  Tisch  und  Bett  erkannt  werden  kann,  auch  bei  Ausländerehen  nicht. 
Es  erübrigte  somit  von  vornherein,  eine  Vorschrift  darüber  zu  geben, 
ob  das  ausländische  Gesetz  auch  dann  anzuwenden  ist,  wenn  nach 
demselben  nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gefordert  werden  kann, 
und  von  einer  Lücke  kann  keine  Rede  sein:  der  deutsche  Richter  darf 
ja  eben  nicht  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkennen. 

Noch  einen  andern  Weg  schlägt  das  Dresdener  Erkenntnis  ein. 
Dasselbe  knüpft  zum  Erweise  seiner  Ansicht,  dafs  die  Fassung  durch 
den  Bundesrat  eine  Abänderung  der  von  der  zweiten  Kommission  ver- 
tretenen Ansicht  nicht  herbeiführen  sollte,  an  den  vorhin  erwähnten 
Bericht  der  Reichstagskommission  an  und  behauptet,  wenn  dort  gesagt 
sei,  dafs  Art.  16  (übrigens  spricht  der  Bericht  nur  von  Abs.  4  des 
Art.  16)  eine  andere  Redaktion  erfahren  habe  nur  „zur  gröfseren  Klar- 
stellung seines  Gedankens^  so  sei  damit  offenbar  die  von  der  zweiten 
Kommission  kundgegebene  Ansicht  gemeint.  Das  ist  aber  keineswegs 
so    selbstverständlich;    im   Gegenteil    erscheint    eine   solche  Annahme 
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ziemlich  unwabrscboinlich  und  gekünstelt  Viel  näherliegend  and 
natürlicher  ist  die  Annahme,  dafs  die  Beichstagskommission  die  Klar- 
steliang  des  vom  Bundesrat  in  Art  16  (17)  hineingelegten  und  von 
der  Auffassung  der  zweiten  Kommission  so  ganz  erheblich  abweichenden 
Gedankens  meinte,  der  doch  zweifellos  der  Reichstagskommission  nicht 
verborgen  geblieben  ist  Wollte  das  Dresdener  Erkenntnis  die  recht 
entfernt  liegende  Eventualität  behaupten,  der  Gedanke  der  zweiten 
Kommission  sei  gemeint,  so  mufste  es  auch  den  Beweis  hierfür  erbringen. 
Diesen  Beweis  aber  ist  es  uns  voUständig  schuldig  geblieben. 

In  Betracht  kommt  noch  ein  anderes  wichtiges  Moment,  welches 
auch  ganz  wesentlich  dazu  dient,  die  hier  verteidigte  Auffassung  zu 
unterstützen.  Die  zweite  Kommission,  von  dem  von  ihr  festgehalienoi 
Standpunkte  ausgehend,  hielt  eine  Ergänzung  der  Vorschriilen  der 
C.P.O.  über  das  Verfahren  in  Ehesachen  mit  Bezug  auf  die  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  fUr  erforderlich.  Es  wird  in  den 
Protokollen  S.  58  betont,  dafs  dem  schon  bei  der  ersten  Kommission 
(Prot  S.  11527)  berührten  Mangel,  dafs  die  C.P.O.  weder  den  Gerichts- 
stand, noch  das  Verfahren  fUr  die  Klage  auf  beständige  Trennung 
geordnet  habe,  sich  leicht  abhelfen  lasse,  entweder  durch  die  Aufnahme 
eines  die  entsprechende  Anwendung  der  Scheidungsvorschriften  an- 
ordnenden Zusatzes  oder  auch  schon  durch  die  Streichung  des  Wortes 
„zeitweilige*^  im  §  592  C.P.O.  Der  Bundesrat  aber  schlug  diesen  in 
der  That  sehr  einfachen  Weg,  auf  den  ihn  die  zweite  Kommission 
hingewiesen  hatte,  nicht  ein,  und  der  dem  Reichstag  vorgelegte,  die 
Änderungen  der  C.P.O.  betrefiPende  Entwurf  enthielt  nicht  blols  nichts 
hierauf  Bezügliches,  sondern  es  war  auch  sogar  in  §  592  die  Klage 
auf  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gestrichen.  Der  Grund 
für  dieses  ablehnende  Verhalten  des  Bundesrats  gegenüber  den  Wünschen 
dei'  zweiten  Kommission  konnte  doch  keinesfalls  ein  anderer  sein,  als 
dafs  er  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  überhaupt  nicht,  auch  nicht 
bei  Ausländerehen,  zulassen  wollte.  Demgemäfs  kann  darin,  dafs  die 
C.P.O.  in  ihrer  neuen  Fassung  nur  das  Ver&hren  für  solche  Rechte- 
Streitigkeiten  r^elt,  welche  die  Scheidung  oder  die  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  zum  Gegenstande  haben,  ein  neuer  Beweis 
dafür  erblickt  werden,  dafs  man  die  separatio  perpetua  ausgeschloesen 
wissen  wollte.  Fehlt  es  doch  vollständig  an  Vorschriften  über  das 
Verfahren,  welches  einzuschlagen  ist,  wenn  bei  einem  deutschen 
Richter  eine  Klage  auf  beständige  Trennung  angebracht  wird^^).  Das 
Dresdener  Erkenntnis  setzt  sich  freilich  über  diese  Schwierigkeit  leicht 
hinweg,  indem  es  im  Hinblick  auf  §  639  C.P.O.  die  Vorschriften  über 
„das  Verfahren  in  Ehesachen"  sinngemäfs  auf  diese  Klage  angewendet 
wissen   will.     Diese  analoge  Anwendung   des  §  639    erscheint  jedoch 


22)  Auch  Planck  a.  a.  0.  Bd.  6  S.  60  schliefst  aus  dem  Man^  eines 
besonderen  Verfahrens,  dafs  eine  Klage  auf  beständige  oder  zeitweilige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  in  Deutschland  überhaupt  nicht  zulässig  ist, 
und  hebt  mit  Recht  hervor,  man  könne  unmöglich  annehmen,  dafs  über 
derartige  Klagen  in  dem  gewöhnlichen  Prozefsvenahren  zu  verhandeln  wäre. 
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in  hohem  Grade  bedenklich.  Wenn  ich  anch  die  Zulflssigkeit  der 
Analogie  überhaupt  auf  dem  Gebiete  der  Procefsgesetze  keineswegs 
bestreiten  will,  so  meine  ich  doch,  dafs  sie  gerade  im  vorliegenden 
Falle  mit  Rücksicht  auf  die  bestimmte,  jeden  Zweifel  ausschliefsende 
Ausdrucksweise  des  §  639  ausgeschlossen  sein  mufs.  Denn  der  Gesetz- 
geber hat  sicherlich,  wie  auch  ans  den  vorhin  gemachten  Ausfllhrungen 
hervorgeht,  mit  gutem  Grunde  in  §  639,  der  dem  §  592  der  alten 
C.P.O.  entspricht,  sich  darauf  beschränkt,  blofs  die  Aufhebung  der 
ehelichen  Gemeinschaft  anzuführen :  da  das  deutsche  Recht  die  separatio 
perpetua  nicht  kennt,  so  erübrigte  es  auch,  Vorschriften  über  das  Yer- 
fiihren  bei  derselben  zu  geben.  Hätte  er  aber  für  Ausländer  die 
separatio  perpetua  zulassen  wollen,  so  würde  er,  wozu  ihm  ja  die  zweite 
Kommission  die  Anre^ng  gegeben  hatte,  sicherlich  bei  §  639  im 
Interesse  der  Klarheit  und  Deutlichkeit  einen  Zusatz  gemacht  haben 
des  Inhalts,  dafs  bei  Ausländem  unter  Scheidung  auch  die  beständige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  verstehen  sei,  wie  ja  auch  sonst  in 
der  C.P.O.  mehrfach  besondere  Bestimmungen  gerade  mit  Bezug  auf 
Ausländer  getroffen  sind.  Daraus,  dafs  das  nicht  geschehen  ist,  mufs 
man  also  schliefsen,  dafs  die  C.P.O.  an  der  Unzulässigkeit  einer  Klage 
auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  festhält,  und  somit  ist 
auch  die  Anwendung  ihrer  Vorschriften  über  Scheidung  auf  diese  Klage 
im  Wege  der  Analogie  schlechthin  ausgeschlossen^^). 

Ist  durch  die  bisherigen  Austührungen,  wie  ich  glaube,  der 
eigentliche  Wille  des  Bundesrats  bei  Vornahme  der  in  Rede  stehenden 
Änderungen  nachgewiesen,  so  ktfnnte  doch  immerhin  der  Umstand  auf 
den  ersten  Blick  Befremden,  ja  sogar  Bedenken  erregen,  dafs  der 
Bundesrat  innerhalb  des  kurzen  Zeitraums  von  wenigen  Jahren  seinen 
Standpunkt  vollständig  geändert  hat.  Denn  es  steht  wohl  aufser  allem 
Zweifel,  dafs  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  räumliche  Herrschaft 
der  Rechtsnormen,  welcher  den  Beratungen  der  zweiten  Kommission 
als  Grundlage  diente  und  dessen  hierher  bezügliche  Bestimmungen  von 
dieser,  wie  wir  gesehen  haben,  im  wesentlichen  angenommen  wurden, 
den  Intentionen  des  Bundesrats  entsprach;  ist  doch  in  demselben  der 
dem  Art.  6  des  ersten  Entwurfes  eines  Einführungs-Gesetzes  zum  B.G.B. 
zu  Grunde  liegende  und  vom  Bundesrat  gebilligte  Gedanke,  dafs  bei 
Ausländerehen  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  statthaft  sei, 
lediglich  weiter  ausgeführt.  Und  bald  darauf  stellte  sich  der  Bundes- 
rat  auf  einen    ganz  andern,   diesem  Entwurf  direkt  entgegengesetzten 


23)  Erler  in  Das  Recht,  1900,  S.  95  nimmt  ebenfalls  an,  dafs  ßich 
die  für  die  Klage  auf  Scheidung  und  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
gegebenen  Vorschriften  bei  der  Fassung  des  §  639  C.P.O.  auch  nicht  einmal 
ainnentsprechend  auf  Trennungsklagen  anwenden  lassen,  und  kommt  zu  dem 
Ei^ebnisse,  dafs  Ausländer  im  Deutschen  Reiche  nur  die  daselbst  zueelaseenen 
Ebekla^en  erheben  können.  Dagegen  will  Mar  tolle  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  8  S.  458  daraus,  dafs  die  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  weder 
in  §  606,  noch  in  §  689  besonders  erwähnt  ist,  noch  nicht  den  Schlufs  ziehen, 
dafs  dieselbe  vor  aentschen  Gerichten  nicht  erhoben  werden  kann. 
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Standpnnkt!  Um  diesen  an  sich  aafFallenden  Umschwung  zu  erklilren, 
mufs  man  sich  verg^enwärtigen,  dafs  vom  25.  Joni  his  IB.  Joli  1894 
der  zweite  internationale  Kongrefs  fllr  internationales  Privatrecht  im 
Haag  stattgeftmden  hatte.  Dieser  Kongrefs,  an  welchem  auch  Del^ierte 
des  Deutschen  Reiches  teil  genommen  hatten,  hatte  sich  u.  a.  auch 
mit  der  Ehe,  insbesondere  mit  der  Ehescheidung  besch&fdgt  und  in 
letzterer  Hinsicht  Beschlüsse  gefafst,  die  inhaltlich  grofsenteils  genau 
mit  dem  deutschen  Entwürfe  in  der  Gestalt,  wie  sie  ihm  der  Bundes- 
rat später  nach  den  Beratungen  der  zweiten  Kommission  gab,  über- 
einstimmten'^). Namentlich  hatte  der  Haager  Kongrefs  den  Satz  vei^ 
treten,  dafs  Ehegatten,  deren  Recht  nur  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  kennt,  in  einem  Lande,  dem  nur  die  Scheidung  bekannt  ist,  weder 
Scheidung  noch  Trennung  zu  gewähren  ist'^).  In  dem  von  sämtlichen 
Delegierten,  auch  den  deutschen,  unterzeichneten  und  der  Würdigung 
der  beteiligten  Regierungen  unterbreiteten  ProtocoU  fifud^^)  heifst  es 
fblgendermafsen : 

J.  c.    Divorce  et  siparaüon  de  corps. 

Artide  1.  Les  4p(mx  ne  sont  admis  ä  former  une  demande  en 
divorce  que  si  leur  loi  nationale  et  la  loi  du  Heu  oü  la  demande  est 
formie  le$  y  autorüent. 

Art,  3.    La  Separation  de  corps  peut  &re  demandde: 

1,  si  la  loi  nation<üe  des  epoux  et  la  loi  da  lieu  oii  Vaditm 
est  intentSe  Vadmettent  Sgälement. 

2.  (Kommt  für  uns  nicht  in  Betracht.) 

Was  war  nun  natürlicher,  als  dafs  der  Bundesrat  diese  nicht  blofs 
von  den  deutseben,  sondern  von  den  Delegierten  aller  beteiligten  Staaten 
—  und  unter  den  Teilnehmern  des  Haager  Kongresses  waren  hervor- 
ragende Fachmänner  —  empfohlenen  Grundsätze,  die  er  als  dem  gegen- 
wärtigen Standpunkte  der  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts 
entsprechend  anzusehen  guten  Grund  hatte,  zu  den  seinen  machte  und 
demgemäfs  mit  den  bisherigen  Anschauungen  vollständig  brach !  Geradezu 
liltselhaft  und  unerklärlich  wäre  es  gewesen,  wenn  er  in  starrem  Fest- 
halten an  veralteten  Theorien  den  Haager  Resultaten  sein  Ohr  ver- 
schlossen hätte.  Berücksichtigt  man  diesen  Umstand,  so  wird  die 
plötzliche  Schwenkung  des  Bundesrats  nicht  blofs  nicht  als  auffallend, 
sondern  im  Gegenteil  als  durchaus  gerechtfertigt  und  in  der  Natur  der 
Sache  liegend  erscheinen. 

Das  Ergebnis  der  bisherigen  Darstellung  ist  also  dieses,  dafs  die- 
jenige Auslegung  des  Art.    17,    welche  die   beständige  Trennung  von 


24)  Dafs  die  deutschen  Bestimmungen  über  das  internationale  Eherecht 
im  allgemeinen  auf  deDselben  Grundanschaunnfen  wie  die  Beschlösse  des 
Haager  Kongresses  beruhen,  erkennt  auch  Keiael  in  dieser  Zeischrift  Bd.  7 
S.  287  an. 

25)  Der  zweiten  Kommission  war  dieser  Beschlafs  sehr  wohl  bekannt 
und  er  wird  auch  in  den  Protokollen,  S.  58  erwähnt,  aber  nor,  um  ihn 
zu  verwerfen. 

26)  Dasselbe  ist  abgedruckt  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  5  S.  8ff. 


KOnnen  deatsehe  Gerichte  M  AiulSndeni  auf  bestftndige  Trennimg  eto.  357 

Tifleh  und  Bett  in  DeatBchlaad  auch  bei  Anslttoderehen  scUeehterdings 
für  nBstatthafl  eriLlftrt,  nicht  bloÜB  dem  Wortlaat  des  Art.  17  am 
gemftrsesten  ist,  Bondem  auch  sonst  noch  durch  die  schwerwiegendsten 
Gründe  unterstützt  wird  und  dafs  dem  gegenüber  die  von  den  Gegnern 
für  ihre  AufSusung  von  der  Zulässigkeit  der  separatio  perpekia  bei- 
gebrachten Grttnde  in  keiner  Weise  stichhaltig  sein  können.  Dieses 
Resultat  steht  nach  meiner  Überzeugung  so  unzweifelhaft  fest,  dafs  wir 
gar  nicht  erst  nötig  haben,  die  meines  Eiachtens  Kufserst  problematische 
Begründung  heranzuziehen,  die  a^aratio  perpetua  sei  in  Gemäfsheit  des 
Art.  30  E.G.  schon  deshalb  ausgeschlossen,  weil  sie  gegen  die  guten 
Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  yerstofse.  Als 
gegen  die  guten  Sitten  verstoCsend,  also  als  eine  unsittliche  Einrichtung, 
können  wir  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  auf  welche 
bia  vor  wenigen  Jahizehnten  in  einem  grofsen  Teile  von  Deutschland 
von  den  Gerichten  erkannt  wurde,  unmöglich  ansehen  ^'^).  Schon  eher 
könnte  es  fraglich  sein,  ob  die  perpetua  sq^aratio  nicht  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstöfst,  der  bei  der  Regelung  des 
Eherechts  durch  B.G.B.  doch  sicher  dahin  geht,  das  Eheschliefsungs- 
und  Ehescheidungsrecht  einheitlich  zu  gestalten  und  der  durch  Zulassung 
der  s^aroHo  perpäua  für  gewisse  Fälle  immerhin  alteriert  werden 
könnte.  Indessen  können  wir  von  einem  nähern  Eingehen  auf  diese 
Frage  absehen,  da,  wie  oben  des  Näheren  daxgelegt  wurde,  schon  aus 
Art.  17  sich  die  UnStatthaftigkeit  der  separatio  perpetua  ergiebt,  ein 
Zurückgreifen  auf  Art  30  also  nicht  erforderlich  ist 

Endlich  haben  wir  noch  die  Frage  zu  prüfen,  ob  der  deutsche 
Richter,  wenn  das  ausländische  Recht  die  Scheidung  nicht  kennt,  sondern 
nur  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zuläfst,  befugt  bez. 
im  konkreten  Falle  verpflichtet  ist,  auf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  zu  erkennen.  Es  wird  dieses  allerdings  von  verschiedenen 
Seiten  behauptet,  wobei  aber  im  einzelnen  unter  den  Vertretern  dieser 
Meinung  nicht  in  allen  Punkten  völlige  Übereinstimmung  herrscht 
Während  nämlich  die  Einen '^)  beim  Zutreffen  der  sonstigen  Voraus- 
setzungen (Ausschlufs  der  Scheidung,  aber  Ehetrennungsgrund  im  Auslande 
und  Ehescheidungsgrund  im  Inlande)  ohne  irgend  welche  Modifikationen 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  gewähren,  gehen  die  Andern  '^) 
weiter  und  modifizieren,  indem  sie  sich  auf , Art.  17  Abs.  1  berufen, 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  dahin,  dafs  sie  die  An- 
wendung  der   §§  1575,  1576  B.G.B.   auf  dieselbe  ausschliefsen.     Da- 


27)  In  diesem  Sinne  hat  sich  auch  das  Reichsgericht  ausgesprochen: 
EDtKheiduogen  Bd.  11  S.  80.  —  Isensee  im  Archiv  f.  bürg.  Recht  Bd.  12 
8.  343  f.  beuiuptet  freilich,  wenn  auch  die  separatio  perpetua  nicht  uosittlich 
sei,  so  sei  doäi  der  durch  sie  entstehende  Zustand  der  Gebundenheit,  sich 
bei  Lebzeiten  des  anderen  Teiles  nicht  wieder  verheiraten  zu  können,  un- 
nttlich,  weü  er  sich  mit  unserer  sittlichen  Auffassung  von  der  Freiheit  des 
Individuums  nicht  vereinbaren  lasse. 

28)  So  Mariolle  in  Blätter  für  Rechtsanwendung  Bd.  63  S.  125 ff.  — 
Baraßeiti  a.  a.  0.  S.  65,  69.  —  Fiacher-Henle  a.  a.  0.  S.  1118. 

2^)  So  Erler j  Ehescheidnngsrecht  S.  93.  —  £«»(!«{  a.  a.  0.  S.  243. 
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nach  ist  also  zutreffenden  Falles  zwar  aaf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft  zu  erkennen;  aber  der  Beklagte  hat  nicht  das  Recht,  za 
verlangen,  dafs  die  Ehe  geschieden  wird,  und  ebensowenig  kann  einer 
der  Ehegatten  später  auf  Grund  des  Urteils  die  Scheidung  beantragen  '^). 
Die  Vertreter  der  Meinung,  dafs  an  Stelle  der  separatio  perpetua  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zu  erkennen  sei,  sind  zu  dieser 
ihrer  Ansicht  verleitet  worden  durch  die  irrtümliche  Annahme,  dafs 
die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  wesentlich  identisch  sei 
mit  der  beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett^^),  wobei  sie  ganz 
übersehen,  dafs  selbst  wenn  sie  mit  dieser  Annahme  im  Rechte  wären, 
doch  Art.  17  Abs.  4  E.G.  der  daran  geknüpften  Folgerung  entgegen- 
stehen würde  ^^).  Aber  ihre  Annahme  ist  überhaupt  nicht  zutreffend, 
entbehrt  vielmehr  jeglicher  Begründung.  Wenn  auch  die  separatio 
perpetua  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  zum  Vorbilde  ge- 
dient haben  mag  und  beide  manche  äufscre  Momente  gemeinsam  haben, 
so  ist  doch  die  Aufhebung  in  den  wichtigsten  Beziehungen  grund- 
verschieden von  der  separatio  und  bedeutet  eine  durch  die  besonderen  Ver- 

30)  I>archauB  abweichend  von  obigen  zwei  Gruppen  ist  die  Ansicht 
von  Niedner  a.  a.  O.  S.  51  ff.  Derselbe  läfst  die  Klage  auf  bestfindige 
Trennung  von  l'isch  und  Bett  zu,  will  ihr  aber  nur  durch  ein  Urteil  auf 
Aufhebung  der  ehelichen  GemeinBchaft  stattgeben,  und  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dafs  das  ausländische  Recht  die  Scneiduug  kennt  und  sowohl  nach 
ausländischem,  wie  nach  deutschem  Recht  ein  Scheidungsgrund  gegeben  ist 
Damit  nähert  er  sich  sehr  der  von  mir  verteidigten  Auffassung,  und  er  würde 
völlig  mit  ihr  übereinstimmen,  wenn  er  den  Ausdruck  .^lage  auf  bestandige 
Treununff''  fallen  liefse  und  statt  dessen  „Kla^e  auf  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinscnaft^  gebrauchte.  Der  Grund,  weshalb  er  die  ausländische  Klage 
zulassen  will,  hegt  in  der  Unterstellung,  die  er  macht,  dafs  B.G.B.  die  be- 
ständige Trennung  in  der  Form  der  Aufhebung  der  ehelichen  G^mänschaft 
wieder  eingeführt  habe.  Andererseits  erkennt  er  wiederum  an,  dafs  sich  die 
neue  Klage  von  der  alten  durch  das  in  §§  1575,  1576  geregelte  Recht  unter- 
scheidet 

31)  Erler,  Ehescheidungsrecht  S.  92  sagt,  dafs  sie  sich  „nur  durch 
den  sprachlichen  Ausdruck  unterscheidet*'  und  in  Das  Recht,  1900,  S.  95 
bezeichnet  er  sie  als  „einen  gleichwertigen  Ersatz^  für  die  separatio  perpdtua. 
Nach  Barazetti  a.  a.  0.  8.  69  tritt  uns  die  Klage  auf  Trennung  von  xisch 
und  Bett  ^nter  dem  Namen"  Klage  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft im  B.G.B.  entgegen.  -—  Nach  Mari  olle  a.  a.  0.  S.  125  f.  ist  die  Auf- 
hebung „ein  der  Trennung  der  Ehe  analoges  Rechtsinstitut",  womit  freilich 
nicht  ganz  im  Einklang  steht,  wenn  er  sie  in  einem  Aufsatz  in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  8  S.  457  als  „eine  die  Ehescheidung  einleitende  Mafsnahme^ 
charakterisiert  —  Auch  nach  /sensee  a.  a.  0.  8.  841  f.  ist  „unter  dem  Namen^ 
Aufhebung  der  ehelifhen  Gemeinschaft  die  alte  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  wieder  eingeführt  -—  Ahnlich  auch  Enneccerus- Lehmann, 
Das  Bürgerliche  Recht,  2.  Aufl.,  Bd.  2,  Marburg  1901,  S.  493. 

82)%nige,  wie  Keidel  a.  a.  O.  8.  248,  legen,  um  die  in  Art  17  Abs.  4 
sich  entoegenstellende  Schwierigkeit  zu  umgehen,  dem  Worte  „Scheidung*^  in 
Abs.  4  dieselbe  allgemeine  Bedeutung  bei,  wie  Andere  es  bei  Abs.  1  thnn. 
Das  ist  aber,  wie  auch  das  Reichsgericht  im  Erkenntnis  vom  19.  April  1901 
anerkannt  hat,  eine  durchaus  unzutreffende  Auslegung,  der  schon  der  Um- 
stand entgegensteht,  dafs  dann  die  &wähnun^  der  Aiuhebung  der  ehelichen 
Gemeinscbaft  in  Abs.  4  absolut  überflüssig  sem  würde,  weil  sie  ja  schon  in 
„Scheidung"  mit  einbegriffen  wäre. 
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httltnisse  in  Deutschland  ins  Leben  gerufene  neue  ScbOpiiing.  Eine  kurze 
Hervorhebung  der  Hauptunterschiede   möge  dieses   darthun.     Während 
die    Ton   einer   Reihe  von   Staaten   mit   katholischer  Bevölkerung    an- 
erkannte separtttio  perpetua  des  kanonischen  Rechts  in  letzter  Linie  auf 
£rw%ungen    religiöser   Natur    zurtlckzufllhren    ist   und    die   nicht   zu- 
gelassene Scheidung   des  Bandes    der  Elie   ersetzen    soll,    ist   die   Auf- 
hebung   der   ehelichen    Gemeinschaft   wahlweise  neben   der   Scheidung 
zugelassen  und  wenn  fUr  ihre  Zulassung  auch  die  Rücksichtnahme  auf 
die  katholische  Bevölkerung  mafsgebend  war,    so    hat   sie   doch   nichts 
mit  der  Religion  gemein    und   kann,    wenn   ihre  Voraussetzungen   vor- 
li^en,  ohne  Rücksicht   auf  das   Bekenntnis    von   Katholiken    wie  von 
AkathoHken,  ja  selbst  von  Solchen,  die  überhaupt  keiner  Kirche  oder 
Religionsgemeinschaft  angehören,  beantragt  werden.  Der  wichtigste  Unter- 
schied aber  liegt  in  folgendem :  Die  separatio  perpetua  des  kanonischen 
Rechts    erfolgt   auf  einseitigen   Antrag  des   verletzten   Teiles.      Dieser 
kann  jederzeit    die  Wiederherstellung    des    ehelichen   Lebens    fordern, 
und   dieselbe  mufs   sogar   vorgenommen   werden,    wenn   er  sich  nach- 
träglich    selbst    einen    Ehebruch    zu    Schulden     kommen    läfst      Der 
schuldige   Teil    dagegen    hat    auf  die   Wiederherstellung   oder  Nicht- 
wiederherstellung    des   ehelichen   Lebens  gar   keinen    Einflufs,    ebenso- 
wenig wie  er  eine  Umwandlung  in  Scheidung  erlangen  kann^^).    Ganz 
anders   bei   der  Aufhebung   der   ehelichen   Gemeinschaft  nach    B.G.B. 
Hier  hat,  wenn  Kläger  die  Aufhebung  beantragt,  der  Beklagte  es  stets 
in  der  Hand,  dieselbe  dadurch  ausznschliefsen,  dafs  er  ihr  widerspricht 
und   Scheidung  verlangt.     Dann   mufs   der  Richter,    wenn    die   Klage 
begründet  ist,  auf  Scheidung  erkennen  (§  1575).     Ebenso   kann   nach 
erfolgter  Aufhebung  jeder  Ehegatte  auf  Grund  des  Urteils  die  Scheidung 
verlangen  und  der  Richter  mufs  sie  aussprechen,  selbst  wenn  der  andere 
Teil    widerspricht   (§    1576).     Eine   Wiederherstellung     der  ehelichen 
Gemeinschaft  aber  kann  nicht  etwa  auf  einseitiges  Verlangen  des  Ver- 
letzten,   sondern   nur   in   gegenseitiger  Übereinstimmung   der  Parteien 
erfolgen*^).     Diese  Unterschiede   sind  so  in    die  Augen  springend  und 
so    ftmdamentaler  Natur,   dafs   es  nicht  angeht,   beide  Institute  als  im 
wesentlichen   identisch    zu   bezeichnend^).     Die   deutschrechtliche   Auf- 
bebung der  ehelichen  Gemeinschaft  hat  mit  der   beständigen  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  ungefähr  ebensoviel  gemein,  wie  die  deutsche  Auf- 
lassung mit  der  römischen  traditio^  obwohl  beide  der  Übertragung  des 
Grundeigentums  dienen. 


33)  Vergl.  über  die  kanonische  separatio  perpetua  Friedberg  a.  a.  O. 
8.  438  und  mein  Lehrbuch  des  Kirchenrechts,  3.  Aufl.,  Göttingen  1899, 
S.  312  f. 

34)  Nicht  unzutreffend  bezeichnet  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  153  die  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  als  eine  potestativ  bedingte  Scheidung.  — 
Ahnlich  auch  Planck  a.  a.  0.  S.  60.  —  Bndemann  a.  a.  0.  S.  692  nennt 
rie  „eme  andere  Rechtsform  für  die  Auflösung  der  Ehe**. 

35)  In  meinem  vorhin  dtierten  Lehrbuch,  S.  319  habe  ich  selbst  noch 
diese  Meinung  vertreten,  mich  aber  längst  von  deren  Unrichtigkeit  ttber- 
aengt 
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Bemerken  möchte  ich  noch,  dafs  diejenigen,  wdche  zwar  die  Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft  an  Stelle  der  aosländischen  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  setzen,  aber  dabei  die  Wirkungen  der  §§  1575, 
1576  ausschliefsen,  sich  eines  noch  grOfsem  Verstolses  schuldig  machen: 
sie  schmuggeln  thatsttchlich  die  s^araiio  perpetua  in  das  deutsche  Becht 
ein,  und  nur  weil  sie  sich  scheuen,  offen  diese  Eonsequenz  zu  ziehen, 
nennen  sie  dieselbe  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft.  Dabei 
können  sie  sich  auf  keinen  auch  nur  annähernd  einleuchtenden  Grund 
für  die  Unanwendbarkeit   der  §§1575,  1576  berufen. 

Somit  ergiebt  sich  als  Resultat  dieser  Ausführungen,  dafs,  wenn  der  An- 
gehörige eines  fremden  Staates,  dessen  Recht  nicht  die  Ehescheidung, 
sondern  nur  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  kennt,  bei  einem 
deutschen  Gerichte  die  Scheidung  oder  die  Trennung  oder  die  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  beantragt,  seine  Klage  einfiich  abzuweisen  ist 
Man  hat  dagegen  geltend  gemacht,  dafs  es  auf  Rechtlosigkeit  solcher 
Ausländer  hinauslaufen  würde,  wenn  man  ihnen  im  Deutschen  Reiche 
weder  Scheidung,  noch  Trennung,  noch  Aufhebung  der  eheÜchcn 
Gemeinschaft  gewähren  wollte  ^^).  Selbst  wenn  dieser  Einwurf  begründet 
wäre,  so  würde  das  an  dem  jetzt  bestehenden  Rechtszustand  doch  nichts 
ändern  und  könnte  höchstens  die  Veranlassung  geben,  an  eine  Revision 
des  Art  17  zu  denken.  Aber  in  Wahrheit  ist  das  Bedenken  von  der 
Rechtlosigkeit  gar  nicht  begründet  Der  Ausländer,  der  seinen  Wohn- 
sitz nach  Deutschland  verlegt,  unterwirft  sich  damit  auch  dem  deutschen 
Gesetz  in  dem  von  diesem  bestinmiten  Umfange.  Er  mufste  sich  von 
vornherein  sagen,  dafs  in  der  einen  oder  andern  Beziehung  seine 
Rechtslage  sich  in  Deutschland  ungünstiger  gestalten  könnte  als  in 
seinem  Heimatsstaat,  und  wenn  er  diese  ihm  unangenehme  Konsequenz 
mit  in  den  Elauf  nimmt  und  gleichwohl  an  dem  Wohnsitz  in  Deutsdi- 
land  festhält,  so  legt  er  damit  an  den  Tag,  dafs  die  Vorteile, 
die  ihm  aus  dem  Aufenthalt  in  Deutschland  erwachsen,  bei  weitem  die 
daraus  sich  ergebenden  Nachteile  überwiegen.  Zu  diesen  Nachteilen 
gehört  aber  eben,  dafs  er  die  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatstaates 
vielleicht  mit  Leichtigkeit  durchzuführende  Trennung  seiner  Elhe  in 
Deutschland  nicht  zu  erlangen  vermag.  Dieserhalb  schon  von  Recht- 
losigkeit des  im  übrigen  in  allen  wesentlichen  Punkten  gleiches  Recht 
und  gleichen  Schutz  mit  den  Deutschen  geniefsenden  Ausländers  zu 
sprechen,  heifst  denn  doch,  die  Farben  etwas  sehr  stark  auftragen. 
Zudem,  wer  zwingt  überhaupt  den  Ausländer,  die  deutschen  Gerichte 
wegen  Trennung  seiner  Ehe  anzugehen?  Er  kann  sich  ja  an  die  Ge- 
richte seines  Heimatstaates  wenden,  und  wenn  diese  ihm  ihre  Hülfe 
verweigern,  so  hat  er  allerdings  eher  Grund,  sich  über  Rechtlosigkeit 
zu  beklagen,  aber  nicht  über  Rechtlosigkeit  im  Deutschen  Reiche, 
sondern    über    Rechtlosigkeit    in    seinem   Heimatstaate  ^'^).     SchliefsHch 


36)  Dieser  Gesichtspunkt  wurde  übrigens  schon  bei  den  Beratungen  der 
zweiten  Kommission  betont  —  Protokolle,  6,  S.  53. 

37)  Siehe  auch   Neumann,   Internationales  Privatrecht   S.    118.  — 
Davidson  a.  a.  0.  8.  218 f. 
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mafs  doch  auch  berttcksichtigt  werden,  dafs  es  nicht  etwa  Willkür  war, 
die  dem  Gesetzgeber  seine  Bestimmung  diktierte,  sondern  dafs  wohl- 
gegründete Erwttgungen  der  schwerwiegendsten  Natur  dazu  geführt 
haben,  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  bei  in 
Deutschland  wohnenden  Auslündem  auszuschliefsen. 

Das  Reichsgericht  hat,  soviel  mir  bekannt,  zu  der  Frage  aus- 
drücklich noch  keine  Stellung  genommen  ^^).  Ich  kann  zum  Schlufs 
nur  dem  Wunsehe  und  der  Hoffnung  Ausdruck  geben,  dafs  es,  wenn 
dieses  geschieht,  in  dem  hier  verteidigten  Sinne  sich  ttufsem  möge,  und 
dalk  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auch  in  Zukunft  die  Pforten 
Deutschlands  verschlossen  bleiben. 


88)  Das  oben  erw&hnte  Erkenntnis  vom  19.  April  1901  hat  aus  dem 
von  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  angefahrten  Grunde  (Bd.  11  S.  74)  die 
Frage  noch  nicht  direkt  entschieden.  Da  es  aber  den  Ausdruck  „Scheidung^ 
in  Art  17  Abs.  1  im  weitem  Sinne  verstanden  wissen  will,  so  neigt  es 
offenbar  dazu,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  znssulassen. 


Zflitflchrift  f.  intern.  Priyat-  n.  Strafreeht  eto..  Band  XL  24 


Beerbung  von  Franzosen  und  Nordamerikanem,  welche 
mit  deutschem  Wohnsitz  sterben.    (Art  25,  27  E6. 

zum  B.G.B.) 


Z^w^el  OutachteiL 

Von  Tk.  Mlemeyer^). 

L 
Beerbung  yon  französisohen  Staatsangehörigen. 

Die  Frage,  ob  deatsche  Gerichte  die  Erbfolge  und  insbeeondeie 
das  Pflichtteilsrecht  bezüglich  des  Mobiliamachlasses  eines  im  Jahre  1900 
mit  dentschem  Domizil  gestorbenen  Franzosen  nach  deutschem  oder 
nach  französischem  Recht  zu  beurteilen  haben,  mufs  dahin  beantwortet 
werden,  dafs  auf  Grund  des  Art.  25  E.G.  zum  B«G.B.  französisches 
Recht  anzuwenden  ist.  — 

Die  Vorschrift  des  Art  27  E.G.  zum  B.G.B.  findet  keine  An- 
wendung auf  den  vorstehend  bezeichneten  Fall,  da  das  französische 
Recht  in  der  hier  in  Rede  stehenden  Hinsicht  nicht  auf  das  deutsche 
Recht  zurückverweist 

Die  vorstehend  aufgeworfene  Frage  erfordert  die  Erörterong 
folgender  zwei  Fragen: 

A.  der  Frage,   wie  Art  27  E.G.  im  Verhältnis  zu  Art.  25  E.G. 
zu  interpretieren  ist, 

B.  der  Frage,   ob   der  Inhalt  des   geltenden  französischen  Rechtes 
die  Anwendung  des  Art  27  fordert  oder  nicht. 

Die  erste  Frage  ist  eine  Frage  des  deutschen,  die  zweite  eine 
solche  des  französischen  Rechtes. 

Beide  Fragen  sind  dementsprechend  im  folgenden  getrennt  be- 
handelt. 


1)  Die  hier  mitgeteilten  Gutachten  sind  aus  Anlafs  praktischer  Bechta- 
f&Ue  erstattet.  Das  aligemeine  Interesse  der  behandelten  Fragen  wird 
ihre  Veröffentlichung  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  welche  unter  Weg- 
lassang der  Namen  und  Einzelheiten,  im  übrigen  abeor  unverändert  geschieht. 

N. 
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A)    Die  internationalprivatrechtliche  Frage  des 

deutschen  Hechts. 

Dafs  nach  Artikel  25  E.O.  für  die  Beerbnng  der  mit  deutschem 
Domizil  sterbenden  Ausländer  regelmäfsig  deren  Heimatrecht  inafs- 
gebend  ist,  bedarf  keiner  "weiteren  Erörterung  angesichts  der  deutlichen 
Bestimmung : 

„Ein  Ausländer,  der  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im 
Inlande  hatte,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beerbt,  dem  er 
zur  Zeit  seines  Todes  angehörte." 

Wenn  dem  gegenüber  der  Art.  27  bestimmt: 

„Sind  nach  dem  Recht  eines  fremden  Staates,  dessen  Gesetze 
in  dem  ....  Artikel  25  fOr  massgebend  erklärt  sind,  die  deutschen 
Gesetze  anzuwenden,  so  finden  diese  Gesetze  Anwendung", 

so  charakterisiert  sich  diese  Bestimmung  auf  das  deutlichste  als  Aus- 
nahmebestimmung, deren  that bestandliche  Voraussetzungen  positiv 
festgestellt  werden  mUssen,  damit  die  daran  geknüpfte  rechtliche  Aus- 
nahmebehandlung Platz  greifen  darf. 

Die  demgemäfs  zu  erweisende  thatbestandliche  Voraussetzung  ftlr 
die  Anwendung  des  Art.  27  würde  für  den  gegebenen  Fall  darin  be- 
stehen, dafs  das  französische  Recht  eine  positive  Rechtsnorm  enthielte, 
inhalts  deren  ftlr  den  Mobiliamachlafs  nicht  das  Heimatrecht  als  erb- 
rechtliches  Personalstatut  gölte,  sondern  ein  anderes  Recht,  etwa  lex 
rei  sitae  oder  lex  domicüii. 

Diese  Voraussetzung  trifll  nicht  zu,  wie  unter  B)  dargelegt  werden 
soll.  Das  neuere  französische  Recht  behandelt  in  der  That  in  positiver 
Übereinstimmung  mit  Art  25  E.G.  die  loi  nationale  als  erbrechtliches 
Personalstatnt. 

Es  mufs  aber  hier  festgestellt  werden,  dafs  der  Art.  27  E.G.  auch 
dann  unanwendbar  sein  würde,  wenn  das  Ergebnis  der  Untersuchung 
zu  B)  insofern  ein  anderes  wäre,  als  das  französische  Recht  Zweifel 
darüber  liefse,  ob  nach  seinen  Grundsätzen  die  loi  nationale  oder  ein 
anderes  Recht,  oder  inwiefern  das  eine  oder  das  andere  Recht  mafs- 
gebend  sein  solle.  Mit  anderen  Worten:  Es  ist  festzustellen,  dafs  auch 
im  Falle  blofs  zweifelhafter  Ergebnisse  in  Bezug  auf  die  zu  B.) 
erörterte  Frage  Art.  27  E.G  unanwendbar  sein  würde. 

Dies  letztere  ergiebt  sich  für  den  Prozefs  schon  aus  dem  Charakter 
des  Art.  27  E.G.  als  einer  Ausnahmebestimmung  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  die  prozessualische  Beweislast.  Wenn  auch  diese 
Grundsätze  hier  nicht  ohne  weiteres  als  solche  anwendbar  sind,  da  es 
sich  nicht  um  Thatfragen  im  gewöhnlichen  Sinn  handelt,  so  ist  doch 
die  Analogie  jener  Grundsätze  insofern  zutreffend,  als  man  sagen  mufs: 
In  dem  Rechtssatz  des  Art.  27  ist  der  Inhalt  des  fremden  Rechtes 
Thatbestand.  Wer  diesen  Thatbestand  behauptet,  mufs  ihn  be- 
weisen.    Dafs    es    sich   nicht  um    Thatsachen   im  gewöhnlichen   Sinn, 

24* 
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sondern  nm  anflländische  Kechtssätze  handelt,  steht  dem  nicht  ent- 
gegen. Der  §  293  C.P.O.  spricht  von  dem  „Beweis"  des  in  einem  anderen 
Staate  geltenden  Rechtes.  In  der  Judikatur  wird  einhellig  der  Grund- 
satz befolgt,  dafs  die  Präsumtion  für  die  Übereinstimmung  des 
fremden  und  des  einheimischen  Rechtes  spricht.  „Wer  sich  auf  den 
Inhalt  fremden  Rechtes  beruft,  mufs  ihn  beweisen." 

Vgl.  von  Baff  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privat- 
rechts.    (Hannover  1889)  Bd.  1  S.  132  ff. 

Niemeyer j  Vorschlüge  und  Materialien  zur  Kodifikation  dee 
internationalen  Privatrechts.     (Leipzig  1895)  S.  77. 

Zitelmanny  Internationales  Privatrecht  (Leipzig  1897)  Bd.  1 
8.  284  ff. 

Vgl.  femer  die  Kommentare  zu  §  265  der  früheren,  §  293  der 
jetzigen  CP.O.  — 

Aus  dieser  Auffassung  ergiebt  sich  aber  nicht  nur,  dafs  im  Prozefs 
die  Thatbestandsvoraussetzungen  des  Art  27  (d.  h.  der  Inhalt  des 
fremden  Rechtes)  —  so  wie  bei  anderen  Ausnahmebestimmungen,  deren 
rein  thatsttchliche  Voraussetzungen  —  von  demjenigen  zu  erweisen  sind, 
der  sich  darauf  beruft,  sondern  es  ergiebt  sich  daraus  auch  femer,  dafs, 
ganz  unabhängig  von  dem  Ausnahmecharakter  des  Art.  27  die  Beweis- 
pflicht denjenigen,  der  sich  auf  das  Auslandsrecht  beruft,  darum  trifft, 
weil  es  sich  eben  um  ausländisches  Recht  handelt,  ein 
Gesichtspunkt,  nach  welchem  im  gegebenen  Fall  die  Präsumtion  auch 
dann  gegen  die  Anwendbarkeit  des  Art  27  sprechen  würde,  wenn  man 
diesen  nicht  als  Ausnahmebestimmung,  sondern  als  koordinierte  Er- 
gänzung des  Art.  25  E.G.  betrachten  mttfste. 

Bei  alledem  ist  es  selbstverständlich,  dafs  die  Beweislast  durch  die 
Bestimmung  des  §  293  C.P.O.  erleichtert  wird: 

„Bei  Ermittelung  dieser  Rechtsnormen  ist  das  Gericht  auf  die 
von  den  Parteien  beigebrachten  Nachweise  nicht  beschränkt;  es  ist 
befugt,  auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benutzen  und  zum  Zwecke 
einer  solchen  Benutzung  das  Eiforderliche  anzuordnen.'' 

Indessen  es  bleibt  doch  wahr,  dafs,  wenn  die  das  Auslandsrecht  an- 
rufende Partei  und  der  Richter  —  sei  es  selbst  infolge  blofs  subjektiver 
Schwierigkeiten  der  Ermittelung  —  das  Auslandsrecht  nicht  zuverlässig 
zu  ermitteln  in  der  Lage  sind,  vollends  aber,  wenn  das  Auslandsr^t 
objektiv  undeutlich  und  ungewiPs  ist,  diejenige  Partei  obsiegen  mufs, 
welche  die  Übereinstimmung  des  Auslandsrechtes  mit  dem  Inlandsrecfate 
behauptet,  das  heifst  im  gegebenen  Fall  diejenige  Partei,  welche  die 
Unanwendbarkeit  des  Art  27  E.G.  und  die  Mafsgeblichkeit  der  Regel- 
bestimmuog  des  Art  25  E.G.  behauptet 

Es  ist  aufserdem  zu  bemerken,  dafs  die  Entstehungsgeschichte 
des  Art.  27 

Vgl.  Niemeyer,  Das  internationale  Privatrecht  des  bürgerlichen 

Gesetzbuchs.  (Berlin  1901)  S.  80  ff. 
erkennen  läfst,  dafs   der  Art  27    auch   materiell   vom  Gesetzgeber  als 
eine  Ausnahme  gemeint  ist,   und  zwar   zu  dem   Zwecke:    einerseits 
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die  Kollisionen  mit  dem  in  gewissen  Anslandsstaaten  geltenden  Princip 
der  lex  domtcilii  za  mindern,  andererseits,  ,,die  Sicherheit  des  in- 
ländischen Rechtsverkehrs  zu  fbrdem*'.  Beide  Gesichtspunkte  kommen 
nor  dann  zu  ihrem  Rechte,  wenn  der  Art.  27  nur  gegenttber  denjenigen 
Anslandsrecbten  angewendet  wird,  welche  in  positiver  und  zweifelloser 
Weise  einen  von  dem  Princip  des  Art  25  £.6.  abweichenden  Stand- 
punkt einnehmen. 

Wenn  die  Judikatur  sich  darauf  einlassen  würde,  auf  Grund 
zweifelhafter  auslündischer  Rechtsgrundsätze  den  Artikel  27  anzu- 
wenden, so  würde  damit  die  Gefahr  einer  unabsehbaren  Mehrung  der 
Kollisionen  und  einer  höchst  bedenklichen  Rechtsunsicherheit  gegeben 
sein.  Das  Bedürfnis  der  Rechtssicherheit,  welchem  Art.  27  dienen 
will,  spricht  also  f^r  strikte  Anwendung  des  Art.  25  Satz  1  und  für 
Beschränkung  der  Anwendung  des  Art  27  auf  die  Fftllo  zweifel- 
loser Rückverweisung  des  Heimatrechtes  auf  das  deutsche  Recht 

Dafs  das  Pflichtteilsrecht  unter  den  Grundsatz  des  Art  25 
(bezw.  auch  des  Art  27)  E.G.  fUUt,  bedarf  keiner  weiteren  Dar- 
legung. 

Vgl.  Niemeyer,  Das  internationale  Privatrecht  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  S.  169. 

B)  Weist  das  französische  Recht  bezüglich  des  Mobiliar- 
nachlasses  auf  das  deutsche  Recht  zurück? 

In  dem  „Handbuch  der  internationalen  Nachlafsbehandlnng^  von 
F.  Böhm,  2.  Auflage  (Augsburg  1895),  findet  sich  S.  265  der  Satz: 
,  Bezüglich  der  Erbfolge  in  das  Vermögen  eines  Fremden  wird  nach 
französischem  Gerichtsgebrauche  lediglich  der  Mobiliamachlafs  nach  dem 
Gesetz  des  Domizils  des  Verstorbenen  beurteilt,  in  Ansehung  des 
unbeweglichen  Nachlasses  entscheidet  das  Gesetz  der  belegenen  Sache.' 
Diese  Bemerkung  hat  Niedner,  „Das  Einführungsgesetz ^  Berlin  1899, 
2.  Aufl.  1901 ,  (Kommentar  zum  B.G.B.  von  Biermann  etc.)  bei 
Art  24  E.G.  übernommen  („wtthrend  hinsichtlich  des  Mobiliamachlafsee 
Frankreich  und  England  am  Wohnsitz  festhalten  **).  Wäre  sie  richtig, 
so  würde  der  Art.  27  E.G.  in  dem  zur  Beurteilung  stehenden  Fiül 
Platz  greifen. 

Sie  ist  aber  nicht  richtig. 

Böhm  selbst  sagt  in  dem  oben  genannten  Werk  an  anderer 
Stelle  (S.  33)  das  Gegenteil  seines  vorher  wiedergegebenen  Satzes,  in- 
dem er  Hufsert:  „Auch  in  den  Niederlanden  und  der  französischen  Juris- 
prudenz wird  die  Staatsangehörigkeit  für  die  Erbfolge  als  mafsgebend 
angesehen^,  ein  Satz,  welcher  sich  wörtlich  auch  in  Böhms  Buch  „Die 
iftomliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen"  (Erlangen  1890)  S.  180  findet, 
hier  unter  Berufung  auf 

Ässer  S.  29,  Äubry  et  Bau  I  §  31   S.   102,  BrocVer 
no.  75,  Journal  du  droit  intem.j  1876,  S.  878. 
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Der  Widerspruch  dieser  ÄnfserangeQ  erklSrt  sich  daraas,  dafs  sich 
in  der  französischen  Judikatur  selbst  widersprechende  Äufserungen 
finden,  deren  Vereinigung  unmöglich  ist,  wenn  man  sie  nicht  zeitlich 
sondert  und  nicht  beachtet,  dafs  sich  in  der  französischen  Jurisprudenz 
im  Laufe  der  letzten  40  Jahre  eine  Entwickelung  volbsogen  hat, 
deren  Thatbestand  hier  kurz  daigelegt  sei: 

Eine  unmittelbar  die  hier  fragliche  Statutenkollision  des  Erbrechts 
regelnde  gesetzliche  Bestimmung  enthält  das  französische  Recht 
nicht 

Dafs  insbesondere  Art.  110  des  Code  Civil: 

^Le  lieu  ott  la  succession  s'ouvriray  sera  däermine  par  le 
domicüe^ 
sich  nicht  auf  die  Statutenkollision  bezieht,  ist  nach  dem  Wortlaut  und 
dem  Zusammenhang  an  sich  einleuchtend.  Der  Art.  110  bezieht  sich 
auf  die  Gerichtskompetenz  und  was  damit  zusammenhängt,  nicht  auf 
die  Statutenkollision. 

Die  ältere  französische  Praxis  hat  allerdings  gelegentlich  die  Be- 
handlung der  Statutenkollision  an  Art.  110  anzuschliefsen  versucht 
Dafs  aber  die  neuere  Jurisprudenz  hiervon  weit  entfernt  ist,  lehrt 
ein  Blick  auf  die  Kommentare  des  Code  Civil,  von  denen  ab  in  der 
französischen  Praxis  besonders  gern  verwendet  angeführt  seien: 

Dalloe,    Les   Codes   annotes   (Paris j    Rue    de    Lüle  19)    1900, 
Fu  zier 'Herrn  an,  Codes  annotes  (Paris,  Larose)  1900. 

Diese  und  andere  Kommentare  des  Code  Civil  knUpfen  vielmehr 
die  Lehre  von  der  erbrechtlichen  Statutenkollision  an  Abs.  2  und  3 
Art  8  Code  Civil  an,  welche  lauten: 

Abs.  2 :  Les  immeuUes,  mime  ceux  possidü  par  des  ärangerSj 
sont  regis  par  la  loi  frangaise. 

Abs.  8:  Les  his  concemant  Vetat  et  la  capadte  des  persofmes 
rigissent  les  Frangais,  mime  risidant  en  pays  etranger. 

Man  unterscheidet  hiemach  zwischen  Immobiliarnachlafs  und 
Mobilia  rnachlafs. 

FUr  ersteren  ist  stets  gemäfs  Art  3  CC  Absatz  2  lex  r ei  sOae 
als  mafsgebend  behandelt  worden. 

Vgl.  Vincent  und  Penaud,  Didionnaire  de  droit  intemationeA 
prive  —  Paris  1889  —  S.  824  Nr.  7;  Clunet,  Journal  de  droit 
international  prive  Bd.  I  S,  79,  II  857,  XIX  489,  962,  XXI  562, 
XXII  95,  127,  890,  1082;  Zeitschrift  fUr  internationales  Privatr 
und  Strafrocht  Bd.  VI  S.  452. 

In  Bezug  auf  den  Mobiliarnachlafs  hat  die  Judikatur  viel- 
fach geschwankt. 

Die  ältere  Judikatur  legte,  entsprechend  der  Behandlung  der  Im- 
mobilien, das  Realstatut,  lex  rei  sitae^  zu  Grunde.  Dabei  filhrte  aber 
das  Bedtlrfnis,  für  den  Mobiliarnachlafs  eine  einheitliche  Behandlung  ein- 
treten zu  lassen,  zu  der  These,  dafs  der  Wohnort  des  Erblassers  als 
lex  rei  sitae  fllr  alle  Nachlafsmobilien  zu  gelten  habe. 
Vgl.  Vincent  und  Penaud  a.  a.  0. 
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Damit  war  eine  Anaftherang  an  den  anderen,  auch  schon  in  der 
lllteren  Judikatur  auftretenden  Gesichtspunkt  gegeben,  dafs  für  den 
Mobüiamachlafs  das  Personalstatut  des  Erblassers  mafsgebend  sei, 
als  welches  die  ttltere  Judikatur  die  lex  dofnicUii  behandelte.  Alsbald 
aber  bildete  sich  die  Anschauung  heraus,  dafs  es  sich  dabei  nicht  um 
y^damicile  de  faü^^  sondern  um  ^domicile  UgaV  handle,  das  heifst  um 
das  gemäfs  ArL  13  C.C.: 

yjjärangery  gut  awra  &i  autoris^  par  äderet  ä  fixer  san  domi- 
cüe  en  Drance^  y  jouira  de  ious  les  droüa  cmk^ 
in  Frankreich  erworbene  Wohnrecht 

Vgl.  Vincent  und  Fdnaud  a.  a.  0.,  Urteil  des  Kassations- 
bofee  vom  29.  Juni  1893,  Clunet,  Bd.  XXII  S.  340,  Zeitscbr.  f. 
intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  V  S.  586  Entscheidung  der  Ad- 
ministration de  Venregistrement  1.  Dez.  1894,  Clunet,  Journal  de 
droit  international  privi  Bd.  XXIII  S.  400. 

Dieses  domicüe  l^äl,  oder  domicHe  autorisd^  droit  de  residence  hat 
keinen  Bezug  zu  einem  bestimmten  Wohnort,  sondern  es  bezieht  sich 
auf  das  französische  Staatsgebiet  im  Ganzen.  £]s  stellt  sich  als  eine 
Staatsangehörigkeit  minderen  Grades  dar.  Das  französische 
Staatsangehörigkeitsgesetz  vom  26.  Juni  1889  hat  die  Konsequenz  dieser 
Auffassung  gezogen,  indem  es  bestimmt: 

y^Veffet  de  Tautorisation  cessera  ä  Vexpiration  de  cinq  annSes^ 
8i  Vetranger  ne  demande  pas  la  naturaHisaiion,  ou  si  la  demande 
est  r^etee.^ 

Das  domicile  autorisd  wird  also  regelmKfsig  als  Vorstufe  für  die 
Naturalisation  betrachtet. 

Wenn  man  daher  in  Äufserungen  französischer  Juristen,  ins- 
besondere auch  in  Urteilen  der  französischen  Gerichte  liest,  dafs  die  loi 
de  domicile  des  de  cujus  f^  den  Mobiliamachlafs  mafsgebend  sei,  so 
ist  dies  nicht  ohne  weiteres  so  zu  verstehen,  als  ob  {ex  domicilii  im 
Sinn  der  deutschen  Terminologie  gemeint  sei.  Für  die  ältere  Zeit  ist 
letzteres  wohl  der  FalL  In  der  neueren  Zeit  aber  versteht  man,  ]&lls 
nicht,  wie  meistens,  schlechtweg  ^loi  nationale'^  gesagt  wird,  sondern 
der  Ausdruck  domicile  gebraucht  wird,  darunter  regelmäfsig  domicüe  Ugcd. 
Aber  die  Rechtsregel,  dafs  2ex  rei  sitae  oder  lex  domicÜii  den 
Mobiliamachlars  bestimme,  ist  in  der  neueren  Judikatur  angegeben 
und  durch  den  Grundsatz  ersetzt  worden,  dafs  loi  nationale  mafs- 
gebend ist 

Crome,  Handbuch  des  französischen*  Civilrechts  (begr.  von 
Z.  V.  lAngerdhal)  8.  Aufl.  (Freiburg  1894)  S.  112  Anm.  6,  erklärt 
schlechthin:  „Unbestritten  gilt  beztlglich  der  Mobilien  das  Heimatrecht 
des  Erblassers,  wenn  derselbe  nicht  ein  domicüe  autorisi  in  Frankreich 
erlangt  hatte.  *^ 

In  den  (nicht  veröffentlichten,  aber  in  der  Bibliothek  des  Reichs- 
justizamtes gedruckt  zugänglichen)  Motiven  zu  dem  Vorentwurf  eines 
B.G.B.  ftlr  das  Deutsche  Reich  Abschn.  I,  u,2  („Internationales  Privat- 
reeht^)  S.  137  heifst  es,  und  zwar  mit  Bezug  auf  das  Erbrecht: 
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„Die  französiBcbe  Jurispradenz  hat  sich  neuerdings  eben&Us  f^ 
die  Staatsangehörigkeit  entschieden.  Der  zu  Gunsten  des  Wohnsitzes 
bisweilen  angeführte  Art.  110  des  Code  Citnl  dürfte  ebensowenig 
wie  die  entsprechende  Yorschrift  des  niederlttndischen  (Art.  80) 
und  des  italienischen  Gesetzbuches  (Art.  928)  auf  das  materielle 
Recht  Bezug  haben.  Zachariä  I  §  31  S.  76;  Äübry  und  JRaif  I 
§  81  S.  102  ff.,  Brocher  nr.  76,  Fiore  S.  709;  Journal  1876, 
S.  378." 

Die  allein  mafsgebliche  und  schlechthin  verläfsliche  Grundlage  für 
die  Feststellung  des  praktisch  geltenden  Rechtes  sind  aber  die  neueren 
Erkenntnisse  des  französischen  Kassationshofes,  von  denen  ins- 
besondere die  folgenden  zu  nennen  sind: 

Erkenntnis  des  Kassationshofes  vom  5.  Mai  1875  (mitgeteilt  hm 
aunä  Bd.  II  S.  358). 

Erkenntnis  des  Kassationshofes  vom  8.  Mai  1894  (Clunä 
Bd.  XXI  S.  562). 

In  diesen  Urteilen  wird  schlechthin  hi  nationale  für  den  Mobiliar- 
nachlass  eines  in  Frankreich  domizilierten  Ausländers  angewendet. 

Mit  dieser  Judikatur  des  obersten  Gerichtshofes  stimmen  überon 
die  folgenden  Erkenntnisse  von  Gerichtshöfen  niederer  Instanz: 

Havre,  22.  August  1872  (Clunet  I  123), 

Seine,  1.  März  1881  (Clunet  VIH  433), 

Evreux,  17.  August  1881  (Clunä  IX  194), 

Seine,  21.  Juli  1888  (Clund  XI  405), 

Marseille,  26.  Januar  1889  (Clunet  XVI  676), 

Aix,  27.  Mfirz  1890  (Ckmet  XVIII  210,  Zeitschrift  f.  intemat 

Privat-  und  Strafrecht  Bd.  I  S.  70), 
Algier,  14.  Jan.  1891  (Clunet  XXII  1082,  Zeitschrift  VI  452), 
Algier,  14.  Jan.  1892  (Zeitschrift  II  817), 
Paris,  7.  Mai  1892  (BaUoe  p^odique  1892  U  S.  553), 
Paris,  20,  März  1896  (Clunet  XVIII  402). 

Wenn  diese  Urteile  sich  auf  Fälle  beziehen,  in  denen  ein  Aus- 
länder mit  französischem  Domizil  gestorben  ist,  während  kein  Urteil 
aus  neuerer  Zeit  bekannt  geworden  ist,  welches  die  Fntge  ftlr  den  hier 
unmittelbar  interessierenden  Fall  eines  mit  ausländischem  Domizil  ve^ 
sterbenden  Franzosen  behandelt,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dafk 
hier  das  Nachlafsvermögen  sich  meist  nicht  in  Frankreich  befindet,  und 
dafs  die  französische  Gerichtszuständigkeit  in  diesen  Fällen 
regelmäfsig  ausgeschlossen  ist  Ältere  Urteile  haben  den  Fall  aller- 
dings behandelt,  können  aber  gegenüber  der  neuesten  Entwickelnng 
nicht  mehr  in  Betracht  kommen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  nicht  nur  die  juristische  Konsequenz 
und  das  praktische  Bechtsbedürfnis ,  sondern  vor  allem  auch  das  natio- 
nale Interesse  Frankreichs  es  ausschliefst,  dafs  die  französische  Juris- 
prudenz bei  ktlnftig  vorkommenden  Fällen  dieser  Art  den  eigenen 
Staatsangehörigen  die  Anwendung  des  Heimatrechtes  versagt,   während 
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den  AuBlftndem  ihr  Heimairecht  zugebilligt  wird  und  die  deutsche  6e- 
setagebuog  den  Franzosen  ihr  Heimatrecht  offeriert 

Die  französische  Theorie  vertritt  denn  auch  die  generelle  An- 
wendung der  loi  nationale  seit  lange. 

Vgl.  z.  B.  Renault  in  Clunets  Journal  Bd.  II  S.  829  ff« 
besonders  S.  887,  sowie  die  Citate  hei  Dali o/s^  Les  codes  annot^, 
Ausgabe  von  1900,  Note  182  zu  Art  8,  Fueier-Herman,  Codes 
annotes^  Code  civü,  Supplement,  1900,  par  Th.  Oriffond:  Note  148 
zu  Art.  8. 

Nach  allem  mufs  nicht  nur  negativ  gesagt  werden,  dafs  das  fran- 
zösische Recht  keine  Rückverweisung  im  Sinne  des  Art.  27  E.G.  ent- 
halt, sondern  positiv,  dafs  die  französische  Jurisprudenz  heute  gewohn- 
heitsrechtlich, übereinstimmend  mit  dem  neuen  deutschen  Recht,  das 
Prinzip  des  Heimatrechtes  anerkennt. 

Somit  ist  lediglich  Art.  25  £.6.  zum  B.6.B.  für  die  aufgeworfene 
Frage  mafsgebend. 

n. 

Beerbung  yon  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten. 

,,Falls  ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
Deutschland  stirbt,  nachdem  er  daselbst  mit  seiner  Familie  längere  Zeit 
seinen  Wohnsitz  gehabt  und  auch  sein  Vermögen  deponiert  hatte,  findet 
dann  seine  Beerbung  —  in  Bezug  auf  bewegliches  Vermögen,  nicht 
Grundeigentum  —  nach  dem  Rechte  seines  Heimatstaates  oder  nach 
deutschem  Rechte  statt?'' 


Da  die  Kollisionsnormen  der  verschiedenen  Staaten  nicht  Überein- 
stimmen, so  kann  die  vorstehende  Frage  nicht  absolut  beantwortet 
werden.  Ihre  Beantwortung  mufs  vom  Standpunkt  bestimmter  Rechts- 
gebiete aus  geschehen.  Sie  f^llt  thatsächlich  ftlr  verschiedene  Rechts- 
gebiete verschieden  aus.  Insbesondere  ergiebt  auch  der  Standpunkt  des 
nordamerikanischen  Rechtes  eine  teilweise  andere  Antwort  ab  der 
Standpunkt  des  deutschen  Rechtes.  Der  Znsammenhang,  in  welchem 
die  an  der  Spitze  stehende  Frage  voigelegt  ist,  begründet  aber  die 
Annahme,  dafs  die  Beantwortung  in  dem  Sinne  gewünscht  wird :  „Nach 
welchem  Recht  haben  deutsche  Gerichte  den  Erbfall  zu  beurteilen?^ 

Nach  Art.  25  E.6.  z.  B.G.B.  wird  regelmäfsig  ,,ein  Ausländer, 
der  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte,  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beerbt,  dem  er  zur  Zeit  seines  Todes  angehörte*'. 
Von  dieser  Regel  macht  aber  Art.  27  a.  a.  0.  eine  wichtige  und  weit- 
greifende Ausnahme,  indem  er  bestimmt,  dafs,  wenn  nach  dem  Rechte 
des  fremden  Staates,  dessen  Gesetze  an  sich  nach  Art.  25  mafsgebend 
sein  sollen,  die  deutschen  Gesetze  anzuwenden  sind,  diese  letzteren  An- 
wendung finden   sollen.     Art  27   macht  also  für  den  gegebenen  Fall 
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die  Untersuchang  notwendig,  ob,  wenn  der  gegebene  Thatbestand  der 
Beurteil ang  amerikanischer  Gerichte  unterworfen  werden  würde,  diese 
auch  ihrerseits  amerikanisches  oder  etwa  deutsches  Recht  anzuwenden 
haben  wflrden. 

Die  angestellten  Nachforschungen  ftLhren  2u  dem  Ergebnis,  dafs 
die  letztere  Frage  zu  bejahen  ist,  dafs  die  amerikanischen  Gerichte  den 
gegebenen  Erbfall  bezüglich  des  Mo  biliar  nachlasses  nicht  nach 
amerikanischem,  sondern  nach  deutschem  Hecht  zu  beurteilen  haben 
würden. 

Bundesrechtliche  Gesetzesbestimmungen  für  die  Vereinigten 
Staaten  sind  in  dieser  Hinsicht  nicht  vorhanden.  Die  Gesetzgebung 
der  Gliedstaaten  hat  zwar  einzelne  erbrechtliche  Kollisionsnormen 
aufgestellt  (vgl.  Nicmeyer^  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation 
des  internationalen  Privatrechts,  Leipzig  1895,  Teil  II  S.  120  ff.)»  ^^ 
keine  die  obige  Frage  entscheidenden  Bestimmungen.  Mafsgebend  ist 
unter  diesen  Umständen  allein  common  lauo^  d.  h.  das  in  der  Gerichts- 
praxis  gebildete,  in  den  Urteilssammlungen  und  in  der  Fachlitteratur 
erkennbare  Gewohnheitsrecht. 

Die  Standard  works  ÜXt  das  internationale  Privatrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  sind: 

F.  Wharton^  Ä  treatise  of  the  conflid  of  lawa  or  prwate 
international  law  (2.  Aufl.  Philadelphia  1881)- 

J.  Story  ^  Commentaries  on  the  conflict  of  laics  (8.  Aufl.,  besorgt 
von  Melvüle  M.  Bigdow,  Boston  1883). 

Hinsichtlich  der  in  Rede  stehenden  Frage  stellt  Wharton  a.  a.  0. 
§  561  fest,  es  bestehe 

„an  emphatic  recognition   of  the  law  of  the  last  domicil 
OS  governing  succession  as  to  movahles*^. 
Dieser  Grundsatz  wird  von  Wharton  noch  einmal  prägnant  wieder- 
holt in  der  Maiginalnotiz : 

y^movahles  governed  hy  lex  domicilii.*^ 
Story  stimmt  damit  überein. 
Er  sagt  a.  a.  0.  §  481: 

j^The  universal  dodrine,  now  recognieed  hy  the  common  law, 
althovgh  formerly  much  contested^  is  ihat  the  succession  lo 
personal  property  is  governed  exdusively  hy  the  law  of  the 
actual  domicil  of  the  intestate  at  the  time  of  his  deaih.^ 

Die  Präcedenzfälle ,  welche  in  der  amerikanischen  Praxis  für  den 
Grundsatz  als  mafsgebend  angeführt  werden,  sind: 

Potter  V.  Brown,  5  East,  130; 

Sill  V.  Worswick,  1  H.  Black,  690; 

Price  V.  Dewhurst,  4  Mylna  &  C,  76; 

De  Bonneval,  1  Curteis,  856; 

Robins  v.  Delphin,  1  Swaby  &,  Trist,  37; 

Laneuville  v.  Anderson,  2  Swaby  &  Trist,  24 

Enohin  v.  Wylie,  10  H.  L.  Gases,  1; 


Beerbung  yon  Franzosen  and  Nordamerikanem.  371 

Dixon  y.  Bamsey,  3  Crancb,  319; 
Ken  V.  Moon,  9  Wheaton,  565; 
Ennis  v.  Smith,  14  Howard  U.  S.,  400; 
Harrison  v.  Nixon,  9  Peters,  483; 
Grattan  v.  Appleton,  3  Story,  755; 
Gilman  v.  Gilman,  52  Me.,  165; 
Eyre  v.  Storer,  87  N.  H.,  114; 
Holmes  v.  Remsen,  4  Johns  C.  R.,  460; 
Moultrie  v.  Hunt,  23  N.  Y.,  374; 
Bascom  v.  Albertson,  34  N.  Y.,  584; 
Snarez  v.  Major,  2  Sandf.  Gh.,  173; 
Knox  V.  Jones,  47  N.  Y.,  389; 
Mereure's  Est.,  1  Tuck  (N.  Y.),  288; 
Freemann's  Est,  68  Penn.  St.,  88; 
Desesbats  v.  Berqaiers,  1  Binney,  836; 
Noonan  v.  Kemp,  34  Md.,  73; 
Swearingen  v.  Moms,  14  Ohio  (N.  S.),  424; 
Converse  v.  Starr,  23  Oh.  St,  491; 
Johnson  v.  Copeland,  35  Ala.,  521; 
Lingen  v.  Lingen,  45  Ala.,  410; 
Abston  V.  Abston,  15  La.  An.,  137 ; 
Hill  V.  Townsend.  24  Tex.,  575; 
Danelli  y.  Danelli,  4  Bush.  (Ky.),  5; 
Lawrence  v.  Kitteridge,  21  Conn.,  577; 
Holcomb  V.  Phelps,  16  Conn.,  127; 
Lynch  v.  Paraguay,  L.  R.  2  P.  &  M.,  268; 
Rassel  y.  Madden,  95  111.,  485; 
Slaughter  v.  Garland,  40  Miss.,  172; 
Wükins  V.  EUet,  9  Wall.,  740. 

Ein  neueres  Urteil  des  Supreme  Court  of  Appeals  of  West-Virginia 
(yom  1.  Dezember  1888)  ist  mitgeteilt  in  der  Zeitschrift  fllr  inter- 
nationales Privat-  und  Strafrecht,  Bd.  I  (1891)  S.  879. 

Das  Heimatrecbt  des  amerikanischen  Büi^ers  enthält  also  hin- 
sichtlich des  Mobiliarnachlasses  die  Rückverweisung  auf  das 
deutsche  Recht,  und  dieser  Rückverweisung  ist  zufolge  des  Art  27 
E.G.  z.  B.G.B.  seitens  der  deutschen  Gerichte  stattzugeben. 

Dafs  den  dargelegten  Gesichtspunkten  nicht  nur  das  Intestat- 
erbrecht, sondern  auch  das  Pflichtteilsrecht  und  die  rechtliche  Behand- 
lung von  Vermächtnissen,  Auflagen,  Testamentsvollstreckung,  desgleichen 
die  Art  des  Erbschaftserwerbes  und  die  Haftung  des  Erben  für 
Nachlafsschulden,  Ausgleichungspfiicht  u.  s.  w.  zu  unterwerfen  ist,  unter- 
liegt keinem  Zweifel.  Es  ergiebt  sich  aus  der  allgemeinen  Fassung  des 
Art  25  („wird  .  .  .  beerbt^),  aber  auch  aus  dem  in  Deutschland 
geltenden  Princip  der  Einheit  des  Nachlasses  und  des  Erbrechts. 

[Der  zweite  Absatz  des  Art  25  E.G.  z.  B.G.B.  hat  keine  An- 
wendbarkeit auf  den  gegebenen  Thatbestand,  bezieht  sich  vielmehr  nur 
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auf  diejenigen  FMlle,  in  welchen  im  ttbrigen  fremdes  Recht  Eur  An- 
wendung kommt] 

Fttr  die  Form  einer  zu  errichtenden  letztwilligen  Yer- 
fttgung  ist  im  gegebenen  Fall  nach  Art.  11  E.6.  z.  B.G.B.  gleich- 
falls principiell  das  deutsche  Recht,  und  zwar  ev.  das  am  Domizil 
des  Erblassers  geltende  Landesrecht  mafsgebend.  Es  genttgt  jedoch  die 
Beobachtung  der  Gresetze  des  Ortes,  an  dem  das  Rechtsgeschäft  vor- 
genommen wird. 


Kollision  der  örtlichen  und  zeitlichen  Kolllsionsnormen. 

Von  Landrichter  A.  lfie€]iery  Meiningen. 

In  der  von  mir  im  „Recht*'  1900  S.  250  ff.  ins  Rollen  gebrachten 
Streitfrage,  ob  beim  Zosammentreffen  zeitlicher  und  örtlicher  KoUisions- 
normen  die  zeitliche  oder  die  Ortliche  Kollision  zuerst  zu  lösen 
sei,  sind  fiist  s&mtliche  Schriftsteller'),  die  in  dieser  Frage  das  Wort 
ergriffen  haben,  im  Ergebnis  auf  Seite  meines  Gegners  HäbitM  ge- 
treten, haben  also  zn  Gunsten  der  Vorentscheidung  der  zeitlichen 
Kollision  plädiert.  Neuerdings  wird  von  Cahn  in  einer  ebenso  ein- 
gehenden wie  scharftinnigen  Untersuchung  in  Jherings  Jahrbüchern  1901 
S.  299  bis  434  dahin  entschieden,  dafs  keiner  der  Streitteile  recht  hat, 
dafs  nämlich  grundsätzlich  die  neuen  Kollisionsnormen  alsbald  zur  An- 
wendung kommen,  dafs  aber  die  bisherigen  Kollisionsnormen  insofern 
Bestand  haben,  als  sie  das  bisherige  inländische  Recht  zur  An- 
wendung berufen. 

Ich  halte  es  nunmehr  an  der  Zeit,  auch  meinerseits  wieder  in 
dieser  Frage  das  Wort  zu  ergreifen. 

Vorausschicken  will  ich,  dafs  keiner  der  Gegner  mich  von  der 
Unrichtigkeit  meines  Standpunktes  ttberzeugt  hat. 

In  erster  Linie  wird  mir  entgegengehalten,  dafs  meine  Auffassung 
zu  praktisch  unhaltbaren  Konsequenzen  ftlhre.  Habicht  a.  a.  0. 
S.  408  exemplifiziert:  „Ein  Deutscher,  der  seinen  Wohnsitz  im  Aus- 
lande hatte,  ist  dort  im  Jahre  1875  gestorben;  seine  Witwe,  die  nach 
dem  damals  mafsgebenden  Recht  des  Wohnsitzes  seine  alleinige  Erbin 
war,  hat  den  Nachlafs  in  Besitz  genommen,  ist  nach  Deutschland 
zurückgekehrt   und   seitdem  im  Besitz   und  Genufs   des  Nachlasses  ge- 


1)  Vgl.  insbes.  Habicht  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  4  S.  405  ff. ;  Züdmann, 
in  Jhenngs  Jahrb.  42  S.  189  ff.  Diena,  Zeitschr.  f.  I.  P.R.  10  S.  353 ff.; 
Niemeyer,  Int  Privr.  S.  179  ff.  und  die  weiter  von  Cahn  a.  a.  0.  S.  299 
Angeführten.  G^enüber  Habicht  a.  a.  0.  S.  406  Anroerk.  unten  kann 
ich  an  dieser  Stefle  nicht  unerwähnt  lassen,  dafs  das  von  mir  angeblich 
falsch  wiedergegebene  Citat  aus  der  ersten  Auflage  seines  Werkes  entnommen 
war  und  dem  dortigen  Text  entspricht.  Dafs  H.  in  der  2.  Aufl.  seines 
Werkes  demnächst  den  Text  geändert  hat,  habe  ich  freilich  bei  der  Korrektur 
meines  Artikels,  wo  mir  diese  2.  Auflage  erst  zngängig  wurde,  übersehen. 
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blieben.  Jetzt,  im  Jahre  1900,  kommt  ein  Verwandter  des  Ter- 
storbenen  Mannes,  der,  wenn  der  damalige  Erbfall  nach  dem  inländischen 
(z.  B.  dem  gemeinen)  Recht  zu  beurteilen  gewesen  wäre,  an  Stelle  der 
Witwe  znr  Erbschaft  berufen  gewesen  wäre  und  verlangt  yon  der 
Witwe  die  Herausgabe  der  Erbschaft  samt  allen  seitdem,  gezogenen  und 
vorhandenen  Nutzungen.  Nach  meiner  Auffassung  ist  der  Ansprach 
des  Verwandten  unbegründet  etc.,  dagegen  mufs  nach  Niednety  der  so- 
fort den  Art  24  E.G.  mafsgebend  sein  läfst,  die  Witwe  den  Naehlais 
ihres  Mannes  jetzt  nach  25  Jahran  herausgeben.  ** 

Ich  will  einmal  hier  zunächst  ununtersucht  lassen,  ob  bei  Zn- 
grundelegung  meiner  Ansicht  eine  Rückwirkung  in  dem  von  Hahu^ 
angegebenen  Umfange  unter  allen  Umständen  gegeben  sein  mttfste.  Es 
würde  hier  ein  Eingehen  auf  die  m.  E.  einer  gründlichen  Bearbeitung 
noch  sehr  bedflrftige  Frage  erforderlich  sein,  inwieweit  die  auf  dem 
Gebiet  des  intertemporalen  Privatrechts  auch  gegenüber  dem  Grund- 
satz der  Rückwirkung  anerkannte  Integrität  der  unter  dem  bisherigen 
Recht  erledigten  Thatsachen,  auch  auf  dem  Gebiete  des  internationalen 
Privatrechts  zu  respektieren  ist.  Zuzugeben  ist  in  jedem  Fall,  dafs  ein 
Eingriff  in  bereits  erworbene  Erbrechte  mit  alsbaldiger  Anwendung  des 
Art.  24  E.G.  gegeben  sein  kann.  Ich  habe  selbst  das  wiederholt 
hervorgehoben.  Es  erhebt  sich  doch  aber  die  Frage:  Ist  dieser  Ein- 
griff stets  gegeben?  Ist  das  Erbrecht  der  Witwe  in  dem  vorgedachten 
Beispiel  ein  wohlerworbenes? 

Gewifs  war  das  Erbrecht  der  Witwe  ein  von  dieser  bereitB 
erworbenes,  wenn  der  Erbfall  lexliglich  von  deutschen  Gerichten  zn 
beurteilen  wäre^  und  der  Nachlafs  in  die  Machtsphäre  des  deutschen 
Rechts  gelangt  war.  Und  das  Gleiche  mufs  auch  gelten  im  Verhältnis  za 
Staaten  mit  Wohnsitzprincip,  z.  B.  Dänemark,  russische  Ostseeprovinzen. 
Wie  aber  in  allen  übrigen  Fällen?  Es  ist  doch  bekannt,  dafs  die  grofse 
Mehrzahl  sämtlicher  Staaten  das  nunmehr  vom  B.G.B.  adoptierte  Personal- 
statut der  Staatsangehörigkeit  längst  gehabt  haben,  dafs  mithin  nach  dem 
Rechte  aller  dieser  Staaten  (Österreich,  Rufsland,  Holland,  Schweden, 
Spanien;  zum  Teil  Schweiz,  England,  Frankreich),  endlich  auch  einiger 
deutscher  Staaten  selbst,  nämlich  Sachsen  und  Baden,  der  vorgedachte 
Nachlafs  auch  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  nicht  der  Witwe,  sondem 
dem  nach  dem  materiellen  deutschen  Recht  erbberechtigten  Verwandten 
anheimgefallen  war  und  dafs  dieser  Verwandte  doch  wohl  recht  hänfig 
in  der  Lage  war,  sein  Erbrecht  unter  dem  Schutze  dieser  Auslands- 
Staaten  vor  demjenigen  der  Witwe  zu  realisieren.  Hieraus  folgt  aher, 
dafs  bei  der  Anwendung  der  alten  erbrechtlichen  Kollisionsnormen  im 
Häbichtschen  Sinne  in  erworbene  Erbrechte  in  weit  gröfserem  Umfange 
eingegriffen  würde  als  umgekehrt 

Ich  kann  mit  Genugthuung  konstatieren,  dafs  Cähn  a.  a.  0. 
S.  815,  318,  850,  851  zu  dem  völlig  gleichen  Resultat  gelangt  wie  ich. 

Ganz  das  nämliche  läfst  sich  von  den  übrigen  von  Edbicht  a.  a.  0. 
gegen  mich  ins  Feld  geführten  Beispielen  sagen. 

Züelmann  a.  a.  0.  S.  191    und  Cähn  S.  800  stimmen   mir  zwar 
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darin  bei,  dafs  die  örtliche  Kollision  zuerst  unabhängig  von  den  Über- 
gangsbestimmungen des  E.G.  zum  6.6.B.  zu  lösen  sei.  Sie  meinen 
aber,  dafs  damit  der  Inhalt  der  Streitfrage  nicht  erschöpft  sei.  Es 
trete  nämlich  die  Übergangsi'rage  fdr  die  Kollisionsnormen  selbst  potenziert 
auf,  und  es  sei  eben  die  Frage,  ob  die  alten  oder  die  neuen  Kollisions- 
normen zur  Anwendung  zu  kommen  haben. 

Züelmcmn  beantwortet  diese  Frage,  indem  er  die  Übergangs- 
bestimmungen des  deutschen  E.G.  zum  B.G.B.  analog  zur  Anwendung 
bringt  und  gelangt  auf  diesem  Wege,  wie  oben  hervorgehoben,  zu  dem 
ganz  gleichen  Ergebnis  wie  Habicht.  Cahn  (S.  804,  305)  wendet  sich 
mit  Recht  gegen  diese  Verwertung  des  Rechtsbehelfs  der  Analogie.  Er 
befindet  sich  auch  mit  dieser  Ausführung,  auf  welche  ich  hier  der  KUrze 
wegen  verweise,  in  völliger  Übereinstimmung  mit  meiner  Darlegung 
in  der  2.  Aufl.  meines  Kommentars  (S.  296  unten).  Er  glaubt  aber 
die  dem  intemational-privatrechtlichen  Rechtsverhältnis  eigenen  Über- 
gangsnormen ans  der  ^Natur  der  Sache^  eruieren  zu  können.  Er 
gelangt  auf  diesem  Wege  dahin,  in  Ansehung  eines  vor  dem  1.  Januar 
1900  begründeten  Rechtsverhältnisses  nur  diejenigen  deutschen  Kollisions- 
normen aufrecht  zu  erhalten,  welche  ein  bisheriges  inländisches 
Recht  zur  Herrschaft  berufen.  Cähn  wendet  daher  mit  mir  die  neuen 
Kollisionsnormen  alsbald  an  auf  solche  Rechtsverhältnisse,  welche  tlber- 
haupt  keine  Örtliche  AnknUpftmg  irgend  welcher  Art  im  Inlande  hatten 
(es  steht  z.  B.  vor  unsem  Gerichten  die  Erbschaft  hinter  einem  mit 
englischem  Wohnsitz  versterbenden  Franzosen  in  Frage),  ferner  auf 
solche  Rechtsverhältnisse,  welche  zwar  eine  örtliche  Ankntlpfung  hatten, 
aber  keine  solche,  die  für  die  Berufung  des  inländischen  Rechts  mafs- 
geblich  war  (es  handelt  sich  z.  B.  um  die  Erbschaft  hinter  einem  mit 
ausländischem  Wohnsitz  versterbenden  Deutschen;  vgl.  das  oben  an- 
geführte Beispiel).  Cähn  stellt  dann  weiter  fest,  dafs  im  Hinblick  auf 
die  in  Deutschland  selbst  in  den  verschiedenen  Staaten  bisher  geltenden 
verschiedenen  Kollisionsnormen  unter  dem  aufrecht  zu  erhaltenden  in- 
ländischen Recht  nur  das  inländische  Recht  desjenigen  Partikularstaates 
zu  verstehen  sei,  in  welchem  die  fUr  die  Anwendung  dieses  Rechts 
mafsgebliche  Ankntlpfung  bestand.  Er  scheidet  also  von  der  Aufrecht- 
erhaltung  gegentlber  den  neuen  Kollisionsnormen  weiter  die  Fälle  aus,  wenn 
in  dem  obigen  Beispiel  der  Erblasser  vor  dem  1.  Januar  1900  zwar 
mit  deutschem  Wohnsitz  verstorben  war,  wenn  aber  der  Erb&U  zur 
Entscheidung  steht  vor  den  Gerichten  eines  Partikularstaates  mit  bis- 
herigem Staatsangehörigkeitsprincip  oder  eines  solchen  mit  Wohnsitzprincip, 
in  dessen  Gebiet  aber  thatsächlich  der  Sterbewohnsitz  sich  nicht  befand. 

Was  ist  denn  nun  unter  dem  von  Cähn  empfohlenen  Ausiegungs- 
behelf  der  „Natur  der  Sache''  zu  verstehen?  Cahn  giebt  zunächst 
einige  praktische  Beispiele  und  verlangt,  dafs  sich  unser  „natürliches 
RecbtsgefÜhl^  in  den  von  ihm  bezeichneten  Fällen  gegen  die  An- 
wendung der  alten  Kollisionsnormen,  in  den  anderen  Fällen  gegen 
die  Anwendung  der  neuen  Kollisionsnormen  sträuben  müsse.  Be- 
trachten  wir   aber   einmal    das   von   Habicht  a.   a.  0.   S.   408   gegen 
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mich  ins  Feld  geführte  zweite  Beispiel,  in  welchem  Ciäm  in 
Übereinstimmung  mit  Habicht  die  alten  Kollisionsnormen  weiter  gelten 
lassen  will.  „Ein  AnslHnder,  der  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte, 
ist  nach  dem  damals  mafsgebenden  Recht  seines  Wohnsitzes,  also  des 
Inlandes,  von  dem  danach  berufenen  gesetzlichen  Erben  beerbt  worden. 
Jetzt  im  Jahre  1900  kommt  der  nach  dem  Gesetze  des  Staates,  dem 
der  Verstorbene  angehörte,  berufene  Erbe  und  verlangt  Herausgabe 
der  Erbschaft^  Ich  frage:  Treffen  die  von  Cahn  für  den  um- 
gekehrten Fall,  wenn  nttmlich  der  Inländer  mit  ausländischem  Wohnsitz 
verstorben  ist,  gegen  die  Anwendung  der  alten  Kollisionsnormen  oben 
ins  Feld  geAihrten  Gründe  hier  nicht  in  gleichem  Mafse  zu?  Auch 
hier  ist  es  doch  richtig,  dafs  in  den  meisten  Staaten  des  Auslandes  und 
auch  in  Deutschland  selbst  in  weiten  Rechtgebieten  der  Erbfiül  schon 
früher  wie  jetzt  nach  dem  Staatsangehörigkeitsprincip  beurteilt  wurde, 
dafs  also  der  Nachlafs  demjenigen,  der  jetzt  die  Herausgabe  verlangt, 
gebührt.  Auch  hier  werden  die  fWie,  wo  der  Nachlafs  bereits  in  den 
faktischen  Besitz  des  hiernach  berufenen  Erben  übergegangen  war,  nicht 
eben  selten  sein.  Man  denke  an  das  auswärtig  befindliche  Vermögen 
(Grundstücke,  Wertpapiere)  und  die  vielen  Fälle,  wo  der  Nachlafs 
durch  Vermittlung  ausländischer  Behörden  in  das  Ausland  gelangt 

Man  kann  hier  auch  nicht  etwa  einwenden,  dafs  in  dem  hier  be- 
sprochenen Fall  die  deutschen  Interessen  an  der  Aufrechterhaltnng  der 
alten  Kollisionsnormen  in  erheblicherer  Weise  beteiligt  wären,  als  in  dem 
oben  hervorgehobenen  umgekehrten  Fall.  Ich  behaupte  vielmehr,  dafs, 
wenn  ein  Ausländer  im  Inlande  stirbt,  die  deutschen  Interessen  in  der 
breiten  Mehrzvhl  der  Fälle  weit  geringer  beteiligt  sind,  als  wenn  ein 
Deutscher  im  Auslände  verstirbt  Denn  hauptsächlich  kommt  doch  das 
Interesse  der  erbberechtigten  Personen  in  Betracht,  welche  im  ersten 
Fall  doch  regelmäfsig  Ausländer  sind. 

Mit  dem  natürlichen  Rechtsgeftihl  scheint  es  mir  doch  hiemach 
ein  recht  heikles  Ding  zu  sein.  Cähn  fllhrt  nun  aber  weiter  aus 
(S.  808  ff.),  dafs  das  von  ihm  geftindene  Ergebnis  sich  bei  Anwendung 
einer  natürlichen  Betrachtungsweise  durch  die  einfache  Folgerung  aus 
der  Thatsache  ergebe,  dafs  nur  im  Imlande  am  1.  Januar  1900  die 
Gesetze  gewechselt  haben,  im  Auslande  aber  nicht,  dafs  also  „bisherige^ 
Gesetze,  welche  aufrechterhalten  werden  könnten,  auch  nur  inländische 
Gesetze  sein  könnten.  Beim  ersten  Blick  scheint  dies  unwiderl^lich 
richtig.  Beim  näheren  Zusehen  merkt  man  aber  sofort,  dafs  hier  eine 
petitio  prindpii  untergelaufen  ist.  Was  ist  denn  unter  „Inlalid"  in 
Ansehung  des  Geltungsbereiches  der  Gesetze  (denn  nur  um  diesen 
haben  wir  es  doch  zu  thun)  zu  verstehen?  G^ten  und  gelten  denn 
die  deutschen  Gesetze  nur  innerhalb  der  Gebietsgrenzen  des  Deutschen 
Reichs^)?     Gralten  und  gelten  sie  denn  nicht  in  Ansehung   zahlreicher 


2)  Das  war  freilich  für  die  von  Cahn  S.  308,  309  an  die  Spitze  seiner 
Untersuchungen  gestellte  reichsgerichtliche  Entscheidung  (E.  d.  R.G.  Bd.  9 
S.  368  ff.)  riätig.    Bei  dieser  handelte  es  sich  darum ,   ob  die  §§  660,  661 
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Rechtsyerhältnisse  darüber  hinaus,  auch  für  aoTserhalb  dieser  Gebiets- 
grenzen befindliche  Personen,  sofern  dieselben  nor  ihre  Staatsangehörig- 
keit und  bezw.  ihren  Wohnsitz  im  Deutschen  Reiche  hatten?  Haben 
denn  für  die  im  Ausland  wohnenden  Deutschen  die  für  sie  mafsgebenden 
Gesetze  in  Ansehung  der  Geschäfls&higkeit,  des  Eherechts,  Erbrechts, 
am  1.  Januar  1900  nicht  in  gleicher  Weise  gewechselt  wie  für  die 
im  Reichsgebiet  befindlichen  Deutschen?  Sind  denn  also  die  nach 
dem  früher  mafsgebenden  Wohnsitzprincip  für  diese  Deutschen  gelten- 
den Auslandsgesetze  nicht  ebenfalls  „bisherige  Gesetze?"  Cähn  wird 
mir  hier  nicht  einwenden:  „Ja  aber  doch  nur  vom  Standpunkte  der 
deutschen  örtlichen  EoUisionsnorm.''  Denn  er  selbst  geht  ja  davon  aus, 
dafs  flir  die  Bestimmung  des  Geltungsbereiches  der  Gesetze  nur  immer 
unsere  deutsche  Kollisionsnorm  aliein  mafsgebend  ist  Wir  schliefsen 
also:  Durch  die  von  CaJm  empfohlene  Betrachtungsweise  wird  sein  Problem, 
die  Übergangsfirage  für  die  Kollisionsnorm  selbständig  zu  finden, 
nicht  gelöst.  Denn  die  intemational-privatrechtliche  Frage,  auf  deren 
Mitentscheidung  es  doch  gerade  ankommt,  wird  bei  jener  Betrachtungs- 
weise entweder  eliminiert  oder  als  stillschweigend  gelöst  vorausgese^t. 
Dies  zeigt  sich  insbesondere  auch  deutlich  in  der  Art,  wie  Cahn  schon 
im  Eingang  seiner  Erörterungen  S.  301,  302  den  in  den  deutschen 
Übelgangsbestimmungen  angeblich  zum  Ausdruck  kommenden  Willen 
des  Gesetzgebers  zur  Interpretation  heranziehen  zu  können  glaubt  Dafs 
unter  den  dort  aufrechterhaltenen  bisherigen  Gesetzen  nur  die  deutschen 
Sachnormen  zu  verstehen  sind,  kommt  im  Text  des  IV.  Abschnittes  zum 
E.G.  nirgends  zum  Ausdruck.  Dafs  der  Gesetzgeber  bei  Aufstellung 
dieser  Normen  vielfach  nicht  an  die  privatintemationalen  Beziehungen 
gedacht  haben  mag,  habe  ich  selbst  schon  in  der  ersten  Auflage  meines 
Kommentars  gerade  bei  Besprechung  des  von  Cahn  als  Beispiel  angeführten 
Art.  153  (S.  246  Bem.  1  b)  hervorgehoben.  Das  beweist  aber  keines- 
wegs, dafs  der  Gesetzgeber  nur  diejenigen  Rechtsverhttltnisse  habe  auf- 
rechterhalten wollen,  welche  durch  das  von  den  früheren  Kollisionsnormen 
berufene  deutsche  Recht  geprägt  sind.  Die  Übergangsbestimmungen 
sind  doch  nicht  von  den  früheren  Landesgesetzgebern  im  Rahmen  ihrer 
Kompetenz  beschlossen,  sondern  von  dem  Reichsgesetzgeber  im  Rahmen 
seiner  Zuständigkeit  Wie  dieser  —  wie  wohl  nicht  geleugnet  wird  — 
in  Art.  199  E.G.  für  alle  auch  im  Ausland  lebenden  deut- 
schen Ehegatten  ausgesprochen  hat,  dafs  deren  persönliche  Rechts- 
beziehungen sich  vom  1.  Januar  1900  unter  Wegfall  der  für  sie 
bisher  geltenden  Auslandsgesetze   nach  den  Sachnormen  des 


C.P.O.  (a.  F.)  auch  auf  ausländische  Urteile,  die  vor  dem  Inkrafttreten  der 
C.P.O.  gefällt  worden  sind,  anzuwenden  seien.  Das  Reichsgericht  hat  die 
Fra^e  mit  dem  Hinweis  darauf  bejaht,  dafs  nur  im  Inland  am  1.  Okt  1879 
die  Frozefsgesetze  gewechselt  hatten ,  und  dafs  im  Ausland  nach  wie  vor 
nach  den  dort  geltenden  Prozefsgesetsen  verfahren  würde.  Diese  Argu- 
mentation war  hier  im  Ergebnis  zutreffend,  denn  die  Prozefsgesetze  gelten 
und  galten  nur  für  die  innerhalb  der  Grenzen  des  Reicnsgebiets  vor- 
zunehmenden prozessualen  Mafsnahmen. 
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B.O.B.  richten,  so  könnte  er  doch  kraft  derselben  Zuständigkeit  in 
Art.  200  für  diese  Ehegatten  aussprechen,  dafs  ihre  gttterrecbtiichen 
Verhältnisse  sich  nicht  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  sondern 
nach  ihren  bisherigen  inländischen  oder  ausländischen  Gesetzen  regeln! 
Durch  dieses  Zurtlckgehen  auf  die  Bestimmungen  unseres  deutschen 
E.G.  f^llt  Gähn  wieder  vollständig  in  den  Fehler  von  Habicht  und 
Genossen,  den  er  gerade  vermeiden  will,  zurück.  Er  unterscheidet 
sich  von  diesen  nur  insoweit,  als  er  nicht  so  konsequent  ist,  wie 
folgende  Erwägung  ergiebt 

Habicht  (a.  a.  0.  S.  407)  sowohl  wie  Cahn  (Jherings  Jahrb.  40 
S.  1  ff.  passiro)  sind  Anhänger  der  sogenannten  positivistischen  Methode 
des  intemationlen  Privatrechts,  welche  der  Auffsissung  huldigt,  dab  das 
inländische  Recht  kompetent  ist,  nicht  nur  die  Grenzen  seines  Geltungs- 
bereiches, sondern  auch  denjenigen  der  Auslandsrechte  zu  regeln  und 
dafs  in  jeder  positiven  Rechtsordnung,  auch  wenn  dieselbe  keine  aus- 
drücklichen Kollisionsnormen  aufteilt,  doch  konkludent  die  mafsgebliche 
KoUisionsnorm  enthalten  ist  und  zwar  nicht  nur  für  das  Verhältnis  des 
inländischen  Rechtes  zu  einem  bestimmten  Auslandsrecht,  sondern  auch 
für  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Auslandsrecbte  zu  einander'). 
Geht  man  hiervon  aus,  so  ist  trotz  der  Darlegung  Cahns  S.  314  dodi 
so  viel  sicher,  dafs  ein  vor  dem  1.  Januar  1900  begründetes  Rechts- 
verhältnis kraft  des  Willens  des  deutschen  Gesetzgebers 
durch  ein  bestimmtes  Recht  geprägt  ist,  wenn  es  eine  bestimmte, 
nach  dem  Ausspruch  des  Gesetzgebers  mafsgebliche  Anknüpfung  zu 
diesem  Recht  bereits  gehabt  hat.  Völlig  gleichgültig  ist  es  hierbei,  ob 
dieses  Recht  in  deutschen  oder  in  ausländischen  Gesetzbüchern  kodifiziert 
ist  Denn  auch  die  ausländischen  Rechtssätze  gelten  ja  für  jenes  Rechts- 
verhältnis nicht  kraft  des  Willens  irgend  eines  Auslandsgesetzgebers, 
sondern  allein  kraft  des  Willens  unseres  deutschen  Gesetzgebers. 
Lediglich  unter  dessen  Schutz  und  seiner  Garantie  ist  es 
erworben  und  begründet.  Allein  konsequent  erscheint  es  daher,  auf 
Grund  dieser  principiellen  Auflassung  auch  jene  ausländischen  Rechts- 
sätze für  das  früher  begründete  Rechtsverhältnis  aufrecht  zu  erhalten. 
„Denn  der  Staat  als  Hüter  der  Rechtsordnung  würde  doch  mit  sich 
selbst  in  Widerspruch  treten,  wenn  er  den  unter  dem  Schutze 
seiner  Gesetze  und  unter  seiner  Garantie  gehörig  erworbenen 
und  begründeten  Rechtsverhältnissen  später  ihre  Wirksamkeit  in  will- 
kürlicher Weise  wieder  entziehen  wollte!" 

Ist  hiemach  Cahn  mit  seiner  eigenen  Grundauflassung  von  dem 
Wesen  der  Intemationalprivatrechtsnormen  in  Widerspruch,  so  geht  er 
mit  seinen  Ausführungen  offensichtlich  in  das  Lager  der  internationali- 
stischen Schule  des  internationalen  Privatrechts  über.  Denn  wer  die 
bisherigen  Kollisionsnormen  insoweit  verleugnet,  als  sie  ausländisches 

3)  Cdhn  hat  diesen  insbesondere  von  Niemeyir,  Positives  Intern.  Privat- 
recht 1894  S.  6  ff.  konsequent  vertretenen  Standpunkt  allerdings  in  seiner  oben 
dtierten  Abhandlung  in  einigen  für  die  vorliegende  Untersu^nng  nicht  aus- 
schlaggebenden Punkten  mooifiziert. 
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Recht  zur  Uerrichaft  berufen  oder  das  Verfaültnis  Terschiedener  Aiu- 
landsreehte  za  einander  regeln,  der  kann  anch  nicht  mehr  anerkennen, 
dafs  das  geltende  inländische  Recht  stetB  konkludent  mafBgebliche 
Kolliaionsnonnen  in  den  bezeichneten  Richtangen  enthält  Wttrde  Gähn 
sich  konsequent  zu  dieser  internationalistischen  Schule  bekennen,  so  wttrde 
er  mit  dem  Rechtsbehelf  der  Natur  der  Sache  auch  bei  der  Lösung 
unseres  Problems  zu  dem  gleichen  Resultat  gelangen,  das  ich  gefunden 
habe,  nämlich  alsbaldige  Anwendung  der  neuen  Kollisionsnormen.  Ich 
freue  mich,  dafs  Cahn  8.  333,  334  Anmerkung^)  diese  Schlufsfolgerung 
unumwunden  als  zutreffend  anerkennt  In  der  That  aber  läfst  sich 
nur  von  diesem  Ausgangspunkt  und  auf  diesem  Wege  eine  zutreffende 
Lösung  des  Problems  gewinnen. 

Richtig  ist,  wie  man  ZUdmann  und  Gähn  zugeben  mufs,  dafs  ^— 
wenn  Oberhaupt  —  die  Übergangsfrage  für  die  örtlichen  KoUisions- 
norraen  des  E.O.  zum  B.G.B.  selbständig  und  insbesondere  unab- 
hängig Ton  den  Übergangsnormen  des  IV.  Abschnittes  zum  E.G.  zu 
lösen  ist.  Richtig  mag  auch  sein,  dafs  in  ihesi  die  Aufstellung  einer 
Übergangsnorm  für  diese  Kollisionsnormen  denkbar  ist 

Richtig  endlich  ist,  was  Gaihn  ausführt,  dafs  die  Auffindung  dieser 
Übergangsnorm,  da  ein  anderer  Rechtsbehelf,  insbesondere  derjenige 
der  Analogie  ermangelt,  lediglich  aus  der  Natur  der  Sache  erfolgen 
kann. 

Richtig  aber  ist  weiter  —  was  wir  behaupten  —  dafs  nur  die- 
jenige Lösung  der  Übergangsfrage  der  Natur  der  Sache  entspricht, 
bei  welcher  die  vom  Standpunkte  völkerrechtlicher  Gleichberechtigung 
der  Gesetzgebungen  aller  Knlturstaaten  unter  dem  Schutze  und  unter 
der  Garantie  dieser  Gesetzgebungen  wohlerworbenen  Rechte  am  sichersten 
und  gleichmäfsigsten  gewahrt  werden.  Das  aber  ist  im  Hinblick  auf 
die  bereits  in  der  Mehrzahl  unserer  Nachbarstaaten  herrschenden  und 
den  neuen  Bestimmungen  unseres  Gesetzbuchs  entsprechenden  Grund- 
Mtze  des  internationalen  Privatrechts  allein  die  von  uns  vorgeschlagene 
Lösung. 

Was  aber  hindert  uns,  das  „Intemationalitätsprincip''  zum  Aus- 
gangspunkt der  Lösung  zu  nehmen.  Dieses  Princip  ist  in  der  Mehr- 
zahl aller  Kulturstaaten  das  herrschende.  Es  ist  zwar  von  der  tiber- 
wiegenden Mehlzahl  der  deutschen  Schriftatelier,  die  sich  gern  die 
herrschende  Schule  nannten,  hartnäckig  bekämpft,  dagegen  von  der  ge- 
wichtigen Stimme  r.  Bcirs  nach  wie  vor  verteidigt  und  neuerdings  in 
eigenartiger  Auffassung  durch  Zitdmann  auch  bei  uns  wieder  zur  An- 
erkennung gebracht  Insbesondere  aber  steht  unser  neues  Gesetzbuch 
selbst  auf  diesem  Standpunkt,  was  es  im  Anschlufs  an  die  durch  Schnell 
aus  unserm  Princip  konsequent  hergeleiteten  Folgerungen,  durch  grund- 
sätzlich einseitige  Normierung  der  Kollisionsnormen  zum  Ausdruck 
gebracht  hat     (Ich  verweise  hier  vorläufig  auf  die  Ausführungen  in 


4)  Ich  bin  gespannt  wie  Zitelfnann  diesen  Ausführungen  Cahns  gegen- 
über sich  verhalten  wird. 

25* 
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meinem  Kommentar  som  E.6.  2.  Anfl.  8.  13  ff.  and  werde  mcme 
Aoffaasang  insbesondere  gegenttber  Niemeyer  demnächst  in  dieser  Zeit- 
schrift eingehender  vertreten.) 

Nicht  weit  ab  von  diesen  Erwttgnngen  stehen  diejenige ,  welche 
die  alsbaldige  Anwendung  der  neuen  Kollisionsnormen  aus  dem  öfient- 
lich- rechtlichen  Charakter  (vgL  meinen  Aufsatz  IV  S.  252  und  das 
Urteil  des  0.6.  Zürich.  Zeitschrift  f.  I.  RR.  IV  S.  597)  oder  aus  dem 
Gresichtspunkte  einer  authentischen  Interpretation  (vgl.  Diena^  Zeitschrift 
f.  I.  P.R«  10  S.  353  ff.)  rechtfertigen.  Auch  hierbei  geht  man  davon 
aus,  dafs  unser  Gesetzgeber,  wenn  er  z.  B.  an  die  SteUe  des  firtlher 
geltenden  Personalstatuts  des  Wohnsitzes  dasjenige  der  Staatsangehörig- 
keit einftlhrt,  solches  nicht  deshalb  thut,  weU  die  Normen  gerade  des 
deutschen  Personen-  und  Familienrechts  oder  etwa  die  materiell- 
rechtlichen Änderungen  desselben  in  dem  neuen  Gresetzbuche  diese 
Änderung  heischen,  sondern  lediglich  deshalb,  weil  er  erkannt  bat,  dals 
die  bisherige  Auffassung  von  dem  Personaktatut  der  Natur  der  Sache 
und  einer  in  der  gleichmttfsig  abweichenden  Behandlung  in  den  Nachbar- 
staaten zum  Ausdruck  kommenden  völkerrechtlichen  Überzeugung  wide^ 
strebt  Die  Rücksicht  auf  dieses  Interesse  hat  den  Gesetzgeber 
bestimmt,  dem  Richter  eine  anderweite  Anweisung  nach  der  Richtung 
zu  geben,  welches  Rechtssystem  er  im  gegebenen  Falle  seiner  Entscheidung 
zu  Grunde  zu  legen  hat  und  zwar,  da  jenes  Interesse  doch  ein  spezi- 
fisch öffentliches  ist,  mit  dem  Willen,  dafs  diese  Anweisung  in 
jedem  gegebenen  Falle  alsbald  befolgt  werde. 

Die  vorstehenden  wie  meine  frtlheren  Ausführungen  bewegen  sich 
—  was  zum  Schlufse  hervorgehoben  werden  mag  —  auf  principiellem 
Gebiet.  Ich  habe  niemals  verkannt,  dafs  eine  neue  Kollisionsnorm  aus- 
nahmsweise nach  dem  Willen  das  Gesetzgebers  und  im  Hinblick  auf 
die  materiellrechtlichen  Neuerungen  der  inländischen  Gesetze  gegeben  sein 
kann  und  dafs  dieser  Wille  auch  konkludent  in  bestimmten  einsselnen 
ELollisionsnormen  der  Art.  7 — 23  unseres  Gesetzbuchs  (z.  B.  Art  16)  zum 
Ausdruck  kommt  (Dies  gegen  Cähn  S.  308.)  Zu  bemeiken  ist  hier 
insbesondere,  dals  einzelne  Bestimmungen  des  Art.  7  ff*  E.G.  zum  B.G.B. 
ganz  oder  zum  teil  materiellrechtlicher  Natur  sind  (vgL  ZUeltnann  I S.  256) 
und  dafs  sich  bei  diesen  die  Nichtrückwirkung  schon  aus  diesem  Um- 
stände rechtfertigt  Es  gilt  dies  u.  a.  von  dem  Art  10  E.G.,  weichen 
Cahn  a.  a.  0.  gegen  mich  ins  Feld  &hrt 

Gegenstand  der  nächstfolgenden  Untersuchung  wird  es  sein,  diese 
Ausnahmeflllle  im  Anschlufs  an  die  Cahn'ßchen  sehr  wertvollen  Einzel- 
erörterungen (a.  a.  0.  S.  835 — 484)  zur  Darstellung  zu  bringen. 


Grundeigentum  und  Grundbuch  in  der  TOrlcei^). 

Von  Prof.  Dr.  W«  Mmrenseii,  Bern. 

Daa  heilige  oder  Scheriatrecht,  durch  welches  alle  privaten,  öffent- 
lichen und  religiösen  Verhältnisse  der  Moslem  geregelt  werden,  bildet  in 
der  Türkei  anch  die  Quelle  der  rechtlichen  Vorschriften  über  das 
Grundeigentum«  Die  Anwendung  dieses  heiligen  Rechtes  erfolgt  nach 
dem  Dogma  der  hanefitischen  Schule,  deren  Lehren  in  der  ^Multeka*' 
von  1549  zusammengefafst  wurden  und  auch  noch  den  Charakter  der 
„MedscheUe",  der  modernen  Ausarbeitung  des  Civilrechtes  bedingen« 
Die  neuste  Regelung  der  Grundstttcksverhältnisse,  welche  mit  dem 
KanunamC'i-ercusi  (Grundstücksgesetz)  vom  7.  Ramadan  1274,  das  ist 
21.  April  1858,  einsetzt,  fufst  materiell  ebenfalls  gröfstenteils  auf  dem 
alten  Rechte. 

Wir  finden  in  der  Ttlrkei  fünf  Arten  von  Grundstücken: 
MÜlky  Mirie,  Yäkufy  Märuke  und  Mevat. 

Unter  Mülkland  versteht  man  dasjenige,  an  welchem  der  Berechtigte 
volles  Eigentum  und  unbeschränktes  Verfügungsrecht  hat  Auch  dieses 
Recht  selbst  heifst  Mülk,  die  Ausübung  desselben  Teaarruf.  Die 
definitive  Urkunde,  welche  im  Obergrundbuchamt  in  Stambul  für  den 
Eigentümer  ausgefertigt  wird,  heifst  Mäik-senedi  und  ist  seit  1875 
obligatorisch.  Diese  MÜtk-senedi  ist  aber  nicht  ein  Eigentnmstitel, 
sondern  nur  einer  der  Beweise  des  Eigentums,  neben  dem  es  noch 
andere  giebt. 

Die  Eigenschaft  von  Mirieland  weisen  zum  grofsen  Teil  die  Grund- 
stücke in  den  eroberten  Gebietsteilen  auf.  Das  Recht  an  denselben, 
welches,  ähnlich  wie  die  Empbytheuse,  weitgehende  Nutzung  und 
Verfügung  gestattet,  heifst  Tesarruf^  ebenso  die  Ausübung  desselben. 
Obereigentum    oder   nuda  propriäas  an  diesen  Grundstücken  (türk.: 


1)  Die  nachfolgende  Zusammenstellung^  ist  zwei  vorzüglichen  Abhand- 
hmgen  in  den  Bütteiiongen  des  Berliner  onentalischen  Seminan  entnommen: 
Dr.  Graf  von  Mülinen^  Beiträge  zur  Kenntnis  des  türkischen 
Grundbuchwesens,  Jahrg.  IV,  1901,  2.  Abteilf^.,  S.  116—136;  und 
W.  Padelj  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  nach  der  neueren 
Gesetzgebung,  Jahrg.  lU,  1900,  2.  Abteiig.,  S.  102-^180;  Jahrg.  IV, 
1901,  2.  AbtflUg.  8.  1  bis  116. 
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Baqhe)  gebtthrt  dem  Fiskus,  welcher  yon  diesen  Ländereien  auch  den 
Verkaufspreis  und  Zehnten  erhebt  Von  diesem  Verkau&preise ,  dem 
Tapu  (dgentlicb  Lehenshuldigung),  hat  die  Urkunde  des  Berechtigten 
den  Namen  Tapu-senedi  erhalten,  welcher  im  Gegensatz  zum  MiÜk-senedi 
den  wirklichen  Titel  des  Hechtes  darstellt;  zu  bemerken  ist  noch,  dafs 
die  Errichtung  von  Gebäuden  auf  Mirieland  nur  auf  Grund  landes- 
herrlicher Erlaubnis  erfolgen  kann.  Yakuf  sind  die  den  Stiftungen  ge^ 
widmeten  Ländereien.  Unter  Metruke  versteht  man  die  dem  öffentlichen 
Gebrauch  dienenden,  sowie  die  im  Eigentum  einer  öffentlichen  Korpo- 
ration stehenden  Grundsttlcke;  Mevat  endlich  ist  das  unbebaute  Ödland, 
welches  in  niemandes  Eigentum  steht.  Das  Grundstückigesetz  von 
1858  regelt  hauptsächlich  die  Mirieverhältnisse,  während  die  wichtigsten 
Vorschriften  ttber  Mülk,  die  aber  meist  auch  fUr  Mobilien  gelten,  in 
der  Medschelle  enthalten  sind. 

Schon  verhältnismäfsig  fiilh  wird  in  grofsartigem  Stile  die  Basis 
für  die  Ausbildung  und  Entwicklung  des  Grund  buchwesens  gelegt. 
Der  Sultan  Solimann  (1496 — 1566)  ^hrte  das  gewaltige  Werk  durch, 
das  ganze  Ländeigebiet  des  grofsen  Reiches  genau  beschreiben  und  ver- 
messen zu  lassen.  Das  Ergebnis  dieser  Arbeit  mit  den  Zusätzen 
und  Nachträgen  aus  den  Provinzialregistem ,  die  im  Lauf  der  Jaluv 
hunderte  jeweilen  eingeftlgt  wurden,  bildet  das  grofse  Grundbuch  der 
Türkei,  welches,  wie  man  sagt,  aus  975  Bänden  besteht,  deren  Ein- 
sicht jedoch  Unberufenen  verwehrt  bleibt.  Die  Aufbewahrung  und 
Weiterführung  dieser  Bücher  liegt  einer  eigenen  Ministerialabteilung, 
Dtfterhane  (Obergrundbucbamt) ,  ob,  welcher  die  lokalen  Grundbnch- 
ämter  in  den  Provinzen  unterstehen.  Mit  dem  Grundbuch,  welches 
durch  den  neuen,  1867  eingeführten,  aber  noch  immer  nicht  beendigten 
Kataster  eine  wichtige  Ergänzung  gefunden  hat,  ist  eine  Art  Auf- 
lassungsverfahren in  Verbindung  gebracht  worden.  Ganz  besondere 
Sicherheit  und  Festigkeit  der  Immobiliarverhältnisse  wird  dadurch  be- 
wirkt, dafs  durch  die  ursprünglichen  Aufzeichnungen  im  Grundbuch  ein 
absoluter  nnumstorslicher  Beweis  hergestellt  wird,  während  die  heutigen 
Urkunden  wenigstens  eine  Kechtsvermutung  für  die  Richtigkeit  ihres 
Inhaltes  begründen,  soweit  sie  in  die  deflers  (Grundbücher)  eingetragen 
sind,  was  hinsichtlich  der  MiÜk-senedi  überhaupt  nicht  geschieht. 

Übertragung  und  Erwerb  gestalten  sich  beim  Mülk-  und  Mirieland 
etwas  verschieden.  Das  Eigentum  an  Mülkland  wird  durch  Kaufvertrag 
(Bei)  und  darauffolgende  Tradition  (Käbe)  erworben.  Hierzu  mufs  aber 
nach  der  neuesten  Gesetzgebung  noch  ein  obrigkeitlicher  Akt,  der  sog. 
TaArtr,  vor  der  lokalen  Verwaltungsbehörde,  eine  Art  Auflassung,  hinzu- 
treten. Die  Übertragung  von  Mirieland,  durch  welche  blofses  Unter- 
eigentum eingeräumt  wird,  heifst  Firagh.  Hier  wird  das  dingliche  Recht 
erst  durch  oberherrliche  Erlaubnis  zur  Übertragung,  die  auf  den  Takrir 
zu  folgen  hat,  perfekt.  Besitzübergabe  ist  nicht  erforderlich.  Der  Ver- 
waltungsconseil,  vor  welchem  sich  der  Takrir  abspielt,  setzt  sich  unter 
dem  Vorsitz  des  Kaimmdkam  (Landrat)  zusammen  aus  dem  Naib  oder 
Ktidif   dem  Präsidenten   des  geistlichen   Gerichts,   sowie  einem  Mttflij 
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welcher  das  heilige  Gesetz  aoszalegen  hat,  den  lokalen  Oberen  der  in 
der  Türkei  anerkannten  nicht  moselmänniflcben  Keligionsgemeinschaften 
oder  sogenannten  Milels,  dem  GrundbuchfUhrer  und  ans  drei  Gemeinde- 
mitgliedem.  Bevor  die  Beteiligten  vor  dieser  Behörde  erscheinen,  hat 
ein  jeder  derselben  sich  den  sogenannten  Hmuhäber,  d.  h.  ein  Identitftts- 
and  Lebenszeugnis,  zu  verschaflfen,  in  welchem  aaf  die  beabsichtigte 
Mntation  and  auf  die  Rechtstitel  des  Veränfserers  unter  Angabe  des 
Kaofpreises  hingewiesen  wird.  Dieser  Hmuhaber  wird  für  Einheimische 
Tom  Quartiervorsteher,  fllr  Fremde  von  deren  Konsulate  ausgestellt.  Der 
Verwaltongsconseil  prüft  zunttchst  den  Ilmuhaher,  die  Steuerquittung 
und  etwaige  Vollmachten ;  sodann  nimmt  er  die  Erklärung  der  Parteien, 
betreffend  die  Veräufserung,  entgegen.  Über  die  Verhandlung  wird  ein 
Protokoll  (Maebata)  aufgenommen,  welches  die  Grundlage  für  die  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch  des  Distriktes  bildet  Das  Grundbuch  ist 
als  Souche  mit  Coupons  eingerichtet;  von  der  mit  der  Eintragung  ver- 
sehenen Souche  werden  zwei  entsprechend  ausgefüllte  Coupons  ab- 
getrennt, deren  einen  der  Erwerber  als  provisorischen  Besitztitel 
(Kotschan)  erhttlt,  während  der  andere  an  das  Obergrundbuchamt  in 
Stambul  eingesandt  wird,  welches  nach  Berichtigung  seiner  Register, 
den  definitiven  Besitztitel  Senedi  Hakani  (je  nachdem,  Mülk-senedi  oder 
Taptisenedi)  ausfertigt  Letzteren  tauscht  der  Erwerber  beim  Distrikts- 
Grundbuchamt  gegen  seinen  Kotachan  ans. 

Infolge  eines  Gesetzes  von  1867  ist  auch  den  Ausländem  der  Er- 
werb von  Grundbesitz  in  der  Türkei  gestattet  worden,  aber  nur  den 
Angehörigen  derjenigen  Staaten,  deren  Regierungen  durch  Protokoll  von 
dieser  Erlaubnis  Gebrauch  zu  machen  erklärt  haben.  Dies  ist  bisher 
noch  nicht  geschehen  (soweit  es  sich  um  die  Staaten  Europas  handelt) 
durch  Serbien,  Rumänien  und  Montenegro.  Die  Angehörigen  der 
Protokollstaaten  werden  nach  diesem  Gesetze  in  allen  den  Grundbesitz 
betreffenden  Fragen  den  türkischen  Unterthanen  vollständig  gleich- 
gestellt Damit  ist  aber  auch  jede  konsulare  Vertretung  in  dieser  An- 
gelegenheit ausgeschlossen. 

In  einem  ziemlich  weiten  Umfange  kennt  das  türkische  Recht 
auch  das  Institut  des  Retrakts  oder  Näherrechts  (Schufä).  Die  Ex- 
propriation ist  in  Gemäfsheit  der  modernen  Anschauungen  geregelt 
worden.  Die  Zwangsvollstreckung  ist  an  Mülkland  ohne  weiteres  zu- 
lässig; an  Mirieland  ist  sie  erst  durch  neuere  Gesetze  für  statthaft  er- 
klärt worden.  Ohne  Not  soll  sie  aber  nicht  durchgerührt  werden, 
aufserdem  mufs  auch  das  Interesse  des  Schuldners  so  weit  als  möglich 
gewahrt  werden;  daher  hat  letzterer  die  Wahl,  welches  von  mehreren 
Grandstücken  er  zur  Versteigerung  geben  will,  und  von  einer  Ver- 
steigerung soll  überhaupt  abgesehen  werden,  wenn  zur  Deckung  der 
Schuld  ein  dreijähriger  Zins  genügt.  Es  erfolgt  zunächst  Sequestration 
dnrch  einen  Beamten,  welcher  zwei  gleichlautende  Subhastationspatente 
aasfertigt,  femer  die  Versteigerung,  sowie  die  Bedingungen  derselben 
öffentlich  bekannt  giebt,  bevor  er  zUm  Verkaufe  schreitet. 

Ein  eigentliches  Pfandrecht  (Behn)  ist  nur  an  Mülkland   möglich. 
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Dasselbe  wird  durch  die  Medschelle  geregelt  nnd  unterscheidet  sich 
nicht  vom  Pfandrecht  an  Mobilien.  Daneben  wird  aber  auch  zu  Ver- 
pfUndungszwecken  die  Form  des  Verkaufes  mit  Vorbehalten  verwendet, 
welcher  in  einem  Takrir  vor  dem  Verwaltungsconseil  als  Fertigungs- 
behtfrde  zum  Abschlüsse  gelangt  Die  Übergabe  der  Besitzurkunde 
und  des  Pfandtitels  geschieht  hier  nur  zum  Beweise  der  stattgefundenea 
Verpfädung.  Der  Besitz  des  Grundstückes  verbleibt  regelmäfsig  dem 
Schuldner.  Die  beiden  Typen  dieses  Kaufgeschttftes  sind  der  Bei  hil 
Vefa  und  der  IsHghlal,  Beim  ersteren  behält  sich  der  Verpflüider  das 
WicdereinlOsungsrecht  fllr  den  Fall  der  Zahlung  vor,  beim  zweiten  ver- 
pflichtet sich  der  Gläubiger  für  diesen  Fall  zur  RHckttbertraguug.  Wie 
beim  eigentlichen  Pfandrecht  ist  auch  hier  die  Befugnis,  das  Grundstück 
zu  veräufsem,  solange  das  Grundpfkndrecht  besteht,  sowohl  ftir  den 
Schuldner  wie  für  den  Gläubiger  an  sich  ausgeschlossen.  Letzterem 
kann  allerdings  dieses  Recht  eingeräumt  werden,  es  bedarf  aber  hierza 
eines  ausdrücklichen  Vermerkes  auf  dem  Sened.  An  Mirieland  kann 
nach  der  neuem  Gesetzgebung  ein  dem  Pfandrecht  analoges  Recht 
durch  F^ragh  hü  Vefa  und  Istighlal  bestellt  werden,  hieizu  ist  aber 
landesherrliche  Genehmigung  mit  darauffolgender  Übergabe  von  Besitz- 
und  Pfandtitel  an  den  Gläubiger  erforderlich.  Ein  gesetzliches  Pfand- 
recht ist  anerkannt  zu  Gunsten  des  Fiskus  für  dessen  Forderungen 
wegen  Abgaben.  Dasselbe  steht  jedoch  jedem  vertraglich  begründeten 
Pfandrecht  nach.  Ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu  Gunsten  des  Kanf- 
geldes  ist  jedoch  dem  ttlrkischen  Rechte  unbekannt  Pfandscbulden 
gehen  nach  heutigem  Rechte,  wie  alle  übrigen  Schulden,  auf  die  Erben 
über.  Eine  Mehrheit  von  Pfandrechten  am  gleichen  Grundstücke  ist 
mit  Rücksicht  auf  den  Modus  der  Begründung  des  Pfandrechtes  nicht 
möglich. 


Das  Seekriegsrecht  in  den  Vereinigten  Staaten 

von  Amerilca. 

Das  amerikanische  Navy  Department  bat  unter  dem  27.  Juni  1900 
eine  Seekriegsinstraktion  für  die  amerikanischen  Seeoffiziere  veröffent- 
licht Sie  ist  verfafst  von  dem  Kapitän  Charles  H.  Stocktofij  dem  lang- 
jährigen Präsidenten  und  Lehrer  für  internationales  Becht  an  der 
Marineakademie  in  Washington.  Laut  Bekanntmachang  des  Staats- 
sekretän  des  Navy  Department  ist  die  vom  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  genehmigte  Verordnung  bestimmt  ^for  the  use  of  Ihe  Navy  and 
for  ihe  information  of  aU  concemed^.  Sie  ist  demnach  der  amtliche 
Ausdruck  der  Auf^LSSung  der  amerikanischen  Regierung  hinsichtlich  des 
Seiekriegsrechtes.  —  Sie  stimmt  in  den  Grundzügen  und  auch  vielfatcb 
wörtlich  mit  der  am  20.  Juni  1898  erlassenen  „Instruction  to  Blockading 
Vesseis  and  Cruisers'^  überein,  enthält  aber  auch  Abweichungen.  Die 
letztgenannte  Instruktion  ist  offenbar  nunmehr  als  aufgehoben  anzusehen. 
Die  Vergleichung  beider  Instruktionen  ist  aber  nicht  nur  wissenschafUich 
interessant  f  sondern  ftlr  die  Interpretation  der  neuen  Instruktion  von 
Bedeutung.  Im  folgenden  geben  wir  eine  Übersetzung  der  letzteren 
(I)  und  fllgen  deren  Text  (II)  sowie  den  Text  der  Instruktion  von 
1898  (in)  hinzu. 

Bedaktion. 
L 

A  Naral  War  Code,  prepared  by  Captain  Charles  H.  Stockton. 

Washin^n  1900. 

übersetzt  von  L.  Niemeyer,  KieL 

Die  Gesetze  und  Oebräuolie  des  Seekrlegres. 

Sektion   1. 
Teindseligkeiten. 

Artikel  1.  Der  allgemeine  Zweck  des  Krieges  ist  die  voll- 
sttndige  Niederkämpfung  des  Feindes  in  möglichst  kurzer  Zeit  und  mit 
möglichst  geringem  Anhand  von  Leben  und  Eigentum. 

Der  besondere  Zweck  des  Seekrieges  ist  die  Einnahme  oder  Zer- 
störung der  militärischen  und   schwimmenden  Machtmittel  des  Feindes; 
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seiner  Befestigungen,  Arsenale,  Trockendocks  und  Schifiswerften,  setner 
verschiedenen  militärischen  und  der  Seefahrt  dienenden  Anlagen  and 
seines  Seehandels.  Femer  bezweckt  der  Seekrieg,  den  Feind  za  hindern, 
sich  Kriegsmaterial  aus  neutralen  Quellen  zu  verschaffen;  er  hat  den 
Zweck,  den  militärischen  Operationen  zu  Lande  zu  HtÜfe  zu  kommen 
und  sie  zu  unterstützen  und  das  nationale  Gebiet,  Eigentum  und  d«i 
Seehandel  zu  schützen  und  zu  verteidigen. 

Art  2.  Das  Gebiet  des  Seekrieges  umfafst  die  offene  See  oder 
andere  Gewässer,  die  unter  keiner  Territorialgewalt  stehen  und  die 
Gewässer,  die  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  der  kriegführenden  Mächte 
liegen.  Weder  Feindseligkeiten  noch  irgend  ein  Kriegsrecht,  wie  etwa 
das  einer  Visitation  und  Durchsuchung,  dürfen  in  den  Gewässern,  die 
innerhalb  des  Hoheitsgebietes  einer  neutralen  Macht  liegen,  ausgeübt 
werden. 

Die  Gewässer,  die  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  eines  Staates  liegen, 
erstrecken  sich  seewärts  bis  auf  die  Entfernung  von  3  Seemeilen  von 
der  Niedrigwassergrenze  seiner  Küstenlinie.  Sie  umfassen  auch  bis  za 
einer  annehmbaren  Ausdehnung,  die  in  vielen  Fällen  durch  die  Gewohn- 
heit festgesetzt  ist,  die  angrenzenden  Teile  des  Meeres,  z.  6.  Buchten, 
Golfe  und  die  von  Landzungen  eingeschlossenen  Flufsmündungen.  Und 
wo  die  Gebiete,  von  denen  sie  eingeschlossen  sind,  zwei  oder  mehr 
Staaten  gehören,  sind  die  Seegrenzen  dieser  Staaten  gewöhnlich  durch 
vereinbarte  Linien  festgesetzt. 

Art.  8.  Die  Zwangslage  des  Krieges  erlaubt  Mafsnahmen,  welche 
unentbehrlich  sind ,  um  das  Ende  des  Krieges  zu  sichern,  und  welche  in 
Übereinstimmung  mit  den  modernen  Kriegsgesetzen  und  Gebräuchen  sind. 

Sie  erlapbt  keine  mutwillige  Verwüstung,  keinen  Gebrauch  von 
Giften  und  kein  Begehen  irgend  einer  feindseligen  That,  welche  die  Rück- 
kehr zum  Frieden  unnötig  schwer  machen  würde. 

Nichtkombattanten  sollen  während  der  Feindseligkeiten  an  Person 
und  Eigentum  geschont  werden,  soweit  die  Erfordernisse  des  Krieges 
und  das  Verhalten  dieser  Nichtkombattanten  es  gestatten. 

Das  Auswerfen  von  Projektilen  und  Explosivstoffen  vermittelst  Luft- 
ballons oder  vermittelst  irgend  einer  anderen  Methode  ähnlicher  Art  ist 
^  einen  Zeitraum  von  5  Jahren  verboten  durch  die  Haager  Dekla- 
ration, an  der  sich  die  Vereinigten  Staaten  beteiligt  haben.  Diese  Vor- 
schrift findet  keine  Anwendung  im  ELriege  mit  einem  nicht  zu  den 
Signatarmächten  gehörenden  Staat. 

Art  4.  Das  Bombardement  unbefestigter  und  unverteidigter  Städte, 
Dörfer  oder  Gebäude  durch  Seestreitkräfte  ist  verboten,  es  sei  denn  dafs 
solches  Bombardement  zusammenföllt  mit  der  Zerstörung  von  mili- 
tärischen oder  anderen  der  Seefahrt  dienenden  Anlagen,  von  öffentlichen 
Depots  ftlr  Kriegsmunition  oder  von  Kriegsschiffen  im  Hafen,  oder  fidls 
notwendige  Requisitionen  von  Lebensmitteln  und  unentbehrliche  Er- 
gänzung anderer  zur  Zeit  notwendiger  Hül&mittel  solchem  Euriegsschiff 
oder  Kriegsschiffen  gewaltsam  vorenthalten  werden,  in  welchem  Fall 
gebührende  Ankündigimg  des  Bombardements  erfolgen  soll. 
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Das  Bombardement  von  onbefestigten  und  unverteidigten  Städten 
nnd  Plätzen  wegen  Nichtbesahlnng  einer  Kriegskontribution  ist  verboten. 

Art  5.  In  Bezug  auf  die  unterseeischen  Kabel  müssen  zur 
Kriegazeit  folgende  Vorschriften  ohne  littcksicht  auf  das  Eigentumsrecht 
befolgt  werden. 

a)  Unterseeische  Kabel  zwischen  Punkten  im  Gebiet  des  Feindes 
oder  zwischen  dem  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  und  dem  des  Feindes 
sind  solcher  Behandlung  unterworfen,  wie  die  Lage  des  Krieges  sie 
erfordern  mag. 

b)  Unterseeische  Kabel  zwischen  dem  Gebiet  des  Feindes  und 
dem  einer  neutralen  Macht  dtlrfen  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  des 
Feindes  unterbrochen  werden. 

c)  Unterseeische  Kabel  zwischen  zwei  neutralen  Gebieten  müssen 
unverletzt  und  frei  von  Unterbrechuog  gehalten  werden. 

Art.  6.  Wenn  die  Lage  des  Krieges  es  erfordert,  dürfen  neutrale 
Schiffe,  die  innerhalb  der  Grenzen  des  Machtbereichs  der  kriegföhrenden 
Milchte  gefunden  werden,  weggenommen  und  zerstört  oder  anderweitig 
fikr  militärische  Zwecke  benutzt  werden,  doch  müssen  in  solchem  Fall 
die  Besitzer  neutraler  Schiffe  voll  entschädigt  werden.  Wenn  es 
praktisch  durchführbar  ist,  sollte  die  Hohe  dieser  Entschädigung  im 
voraus  mit  dem  Besitzer  oder  dem  Kapitän  des  Schiffes  abgemacht 
werden.  Vertragsmäfsige  Abmachungen  über  diesen  Punkt  müssen  ge- 
bührend berücksichtigt  werden. 

Art.  7.  Der  Gebrauch  falscher  Flaggen  im  Eoiege  ist  verboten, 
und  wenn  Schiffe  der  Vereinigten  Staaten  ein  Fahrzeug  auffordern  bei- 
zulegen oder  bevor  sie  im  Gefecht  einen  Schufs  abgeben,  sollen  sie  die 
Nationalflagge  setzen. 

Art.  8.  Im  Fall  ein  Feind  es  unterläfst,  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Kn^es  zu  beachten,  darf,  fiills  der  Übertreter  nicht  zu  erreichen 
ist,  auf  Repressalien  zurückgegriffen  werden,  wenn  solche  Handlungs- 
weise f^r  notwendig  erachtet  wird ;  es  mufs  aber  stets  den  Pflichten  der 
Menschlichkeit  gebührende  Beachtung  gezollt  werden.  Die  Repressalien 
dtlrfen  an  Strenge  nie  den  begangenen  Verstofs  übertreffen,  und  man 
darf  nicht  zu  ihnen  greifen,  wenn  der  Verstofs,  über  den  man  zu  sich 
beklagen  hatte,  bereits  wieder  gut  gemacht  ist 

Wenn  sich  der  Übertrf*ter  im  Machtbereich  der  Vereinigten  Staaten 
befindet,  kann  er  nach  gebührender  Untersuchung  von  einem  gehörig 
besetzten  Kriegsgericht  der  Armee  oder  Marine  bestraft  werden.  Solche 
Übertreter  sind  den  vom  Strafgesetzbuch  angedrohten  Strafen  unter- 
worfen. 

Sektion  II. 

Die  kriegführenden  Machte. 

Art  9.  Aufser  den  Truppen,  die  gesetzlich  fllr  den  Landkrieg 
ausgehoben  werden,  erkennt  man  die  folgenden  als  staatliche  Truppen  an : 

1.  Die  Offiziere  und  Mannschaften  der  Marine,  der  Marinereserve, 
der  Marine-Miliz  und  ihrer  Hül&kräfte. 
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2.  Die  Offiziere  und  Mannschaften  aller  anderen  bewafineten  Schiffs, 
die  mit  gesetzlicher  Erlaubnis  kreuzen. 

A  r  t.  10.  Im  Fall  der  Gefangennahme  hat  die  Besatzung  der  be- 
waffiieten  Streitkräfte  oder  der  bewafineten  Schiffe  des  Feindes,  oh 
Kombattanten  oder  Nichtkombattanten,  Anspruch  auf  die  humane  Be- 
handlung, die  Kriegsgefangenen  zukommt. 

Die  Besatzung  unbewaffneter  im  Staatsdienst  stehender  Schiffe  des 
Feindes,  die  ihm  entweder  gehören  oder  als  Hül&krfifle  in  seinem  Dienst 
sind,  ist  im  Fall  der  Gefangennahme  der  Verhaftung  als  Kriegsge&ngene 
ausgesetzt.  Die  Besatzung  feindlicher  Handelsschiffe,  die  in  Selbstver- 
teidigung und  zum  Schutz  des  ihr  anvertrauten  Schiffes,  einem  Angriff 
Widerstand  leistet,  hat  im  Fall  der  Gefangennahme  Anspruch  auf  die 
Lage  von  Kriegsgefangenen. 

Art  11.  Die  Besatzung  eines  feindlichen  Handelsschiffes,  das  als 
Prise  genommen  ist,  kann  nach  Gutdünken  des  Nehmers  als  Zeuge 
oder  als  Kriegsgefangene  zorückbehalten  werden,  wenn  sie  durch  ihre 
Ausbildung  oder  ihr  Militärverhältnis  sofort  fUr  den  feindlichen  Seedienst 
brauchbar  ist ;  oder  sie  kann  von  Haft  und  Gefangennahme  befreit  werden. 
Sie  hat  Anspruch  auf  ihre  persönlichen  Effekten  und  auf  solches  persön- 
liche Eigentum,  mit  Aussclüufs  von  Kriegskontrebande,  von  dem  nicht 
angenommen  werden  kann,  dafs  es  ein  Teil  des  Schiffes  oder  seiner 
Ausstattung  ist  oder  in  Gestalt  von  Geld,  Silbergeschirr  oder  Ladung 
darin  enthalten  ist. 

Alle  Passagiere,  die  nicht  im  Dienst  des  Feindes  stehen,  sowie  alle 
Frauen  unj  Kinder  an  Bord  solcher  Schiffe  sollen  freigelassen  und  bei 
erster  Gelegenheit  in  einem  passenden  Hafen  ausgeschifft  werden. 

Jede  zur  Marine  der  Vereinigten  Staaten  gehörige  Person,  die 
irgend  eine,  auf  einem  als  Prise  genommenen  Handelsschiff  gefundene 
Person   beraubt  oder  mifshandelt,   soll  strenge  bestraft  werden« 

Art  12.  In  feindlichen  Ländern,  die  von  ihren  Truppen  besetzt 
sind,  anerkennen  und  beschützen  die  Vereinigten  Staaten  Amerikas 
Religion  und  Sittlichkeit,  persönliche  Sicherheit  der  Person  aller  Ein- 
wohner, besonders  der  Frauen,  endlich  die  Heiligkeit  des  häuslichen 
Herdes.     Verstöfse  hiergegen  sollen  strengstens  bestraft  werden. 

Sektion  III. 

Kriegführende  und  neutrale  Schiffe. 

Art  18.  Alle  im  Staatsdienst  stehenden  Schiffe  des  Feindes  sind 
der  Wegnahme  unterworfen,  ausgenommen  diejenigen,  die  rein  wohl- 
thätige  oder  wissenschaftliche  Zwecke  verfolgen,  die  sich  auf  Entdeckungs* 
reisen  befinden  oder  als  Hospitalschiffe  unter  den  später  erwähnten 
Vorschriften  fiihren.  Kartellschiffe  und  andere  Schiffe  des  Feindes,  die 
mit  einem  gehörigen  Geleitbrief  ausgestattet  sind,  sind  von  der  Weg- 
nähme  ausgeschlossen,  ftdls  sie  nicht  in  Handels-  oder  Kriegsoperationen 
verwickelt  sind. 
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Art  14*  Alle  Handelsscliiffe  des  Feindes  mit  Ausnahme  der 
Küatenfischereißthizeoge,  die  harmlos  ihrer  BeschKftigang  nachgehen, 
sind  der  Wegnahme  unterworfen,  fidls  sie  nicht  durch  vertragsmäTsige 
Abmachungen  ausgenommen  sind. 

Falls  es  die  Kriegs-  oder  sonstige  Notwendigkeit  erfordert, 
können  feindliche  Handelsschiffe  aserstört  oder  für  den  Dienst  der 
B^erung  zurückbehalten  weiden.  Jedesmal,  wenn  w^genommene 
Schilfe,  Waffen,  Ejriegsmunition  oder  anderes  Material  zerstört  worden 
oder  für  den  Gebrauch  der  Vereinigten  Staaten  verwandt  worden  ist, 
aoU  es,  ehe  es  ins  Gkwahrsam  eines  Prisengerichts  Übergeht,  be- 
aiehtigt,  taxiert  und  inventarisiert  werden  von  so  kompetenten  und  un- 
parteiischen Personen,  als  man  zur  Stelle  schaffen  kann,  und  ein  Bericht 
dieser  Besichtigung,  Taxierung  und  Inventarisierung  soll  an  das  Prisen- 
gericht eingeschickt  werden,  wo  ein  Verfahren  eingeleitet  werden  soll. 

Art.  15.  Handelsschiffe  des  Feindes,  die  vor  der  Kriegserklttrung 
aus  einem  Hafen  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  der  Vereinigten  Staaten 
abge&hren  sind,  sollen  Erlaubnis  haben,  die  Fahrt  nach  ihrem  Ziel 
fortzusetzen,  es  sei  denn  sie  wKren  mit  Beförderung  von  Kriegs- 
kontrebande  betraut  oder  sie  betttnden  sich  im  militärischen  Dienst 
des  Feindes. 

Handelsschiffe  des  Feindes,  die  sich  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs 
in  Häfen  innerhalb  des  Hoheitsgebietes  der  Vereinigten  Staaten  befinden, 
sollen  Erlaubnis  haben,  80  Tage  lang  nach  Beginn  des  Krieges  ihre 
Ladung  einzunehmen  und  abzufahren,  und  es  soll  ihnen  darauf  gestattet 
werden,  die  Fahrt  nach  ihrem  Ziel  fortzusetzen,  es  sei  denn,  sie  wären 
mit  Beförderung  von  Kriegskontrebande  betraut  oder  sie  ständen  im 
militärischen  Dienst  des  Feindes. 

HandelBschiffe  des  Feindes,  die  vor  der  Kriegserklärung  von  irgend 
einem  fremden  Hafen  nach  irgend  einem  Hafen  innerhalb  des  Hoheits- 
gebietes der  Vereinigten  Staaten  abgefahren  sind,  sollen  Erlaubnis  er- 
halten, einzulaufen  und  ihre  Ladung  zu  löschen  und  darauf  die  Fahrt 
nach  irgend  einem  nicht  blockierten  Hafen  fortzusetzen. 

Art  16.  Neutrale  Schiffe,  die  im  Militär-  oder  Seedienst  des 
Feindes  sind  oder  unter  der  Kontrolle  des  Feindes  für  militärische  oder 
Marinezwecke  stehen,  sind  der  Wegnahme  oder  Zerstörung   ausgesetzt 

Art  17.  Kriegsschiffe  der  Vereinigten  Staaten  dürfen  während 
des  Krieges  in  einem  neutralen  Hafen  Zuflucht  suchen,  sind  dann  aber 
der  Beschränkung  unterworfen,  welche  die  Behörden  des  Hafens  in 
Betreff  der  Zahl  der  kriegführenden  Schiffe,  die  im  Hafen  zur  jemaligen 
Zeit  Einlafs  finden  dürfen,  vorschreiben. 

Diese  Zuflucht,  die  aus  internationaler  Höflichkeit  gestattet  wird, 
darf  man  aufsuchen,  um  einem  Feind  zu  entgehen,  um  vor  dem  Wetter 
Schutz  zu  suchen  oder  um  Lieferungen  einzunehmen  oder  Ausbesserungen 
zu  erhalten,  die  das  Schiff  braucht,  um  die  Fahrt  in  Sicherheit  fortzu- 
setzen und  den  nächsten  Hafen  des  eigenen  Landes  zu  erreichen. 

Art.  18.  Solches  Schiff  oder  solche  Schiffe  müssen  sich  nach  den 
Vorschriften  richten,  welche  die  Behörden  des  neutralen  ELafens  ihnen 
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geben  in  Bezug  auf  den  Ankerplats,  auf  die  Beschrltnkang  des  Anfent- 
halts  dea  Schiffes  im  Hafen  und  in  Bezug  auf  die  Zeit,  die  veratreiehen 
soll,  ehe  das  Schiff  aoslftuft  in  Verfolgung  oder  nach  Abfahrt  eines 
feindlichen  Schiffes. 

Keine  Vermehrung  der  Armierung,  der  Kri^gsansrttstung  oder  der 
Besatzung  eines  Kriegsschiffes  der  Vereinigten  Staaten  soll  wiüirend 
des  Aufenthalts  solches  Schiffes  in  einem  neutralen  Hafen  Tersucht 
werden. 

Art.  19.  Ein  neutrales  Schiff,  das  Güter  des  Feindes  führt,  ist 
mit  seiner  Ladung  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen,  &Ub  es  nicht 
Kriegskontrebande  führt  oder  eine  Blockade  zu  durchbrechen  verBocht 

Art  20.  Ein  neutrales  Schiff,  das  feindliche  Depeschen  fUnt, 
ist,  wenn  es  als  Depeschenboot  faktisch  im  Dienste  des  Feindes  fkhrt, 
der  Wegnahme  ausgesetzt  Postdampfer,  die  unter  neutraler  Flagge 
solche  Depeschen  im  regelaiäfsigen  laufenden  Dienst  führen,  entweder 
als  einen  Teil  ihrer  Post  in  ihren  Postbeuteln  oder  gesondert  als  Ge- 
legenheitsdienst ohne  besondere  Abmachung  oder  Vergütung,  sind  der 
Wegnahme  nicht  ausgesetzt  und  dürfen  nicht  beschlagnahmt  werden, 
ausgenommen  es  lägen  klare  Verdachtigründe  einer  Verletzung  der 
Kriegsgesetze  über  Kontrebande,  Blockade  oder  die  Neutnilitllt  vor. 
In  diesem  Fall  mtlssen  die  Postbeutel  mit  unverletzten  Siegeln  ab- 
geliefert werden. 

Sektion  IV. 
Hospitalachiffe,  BohiflTbrüohige,  Kranke  und  Verwundete. 

Art  21.  Hospitalschiffe  der  Kriegsverwaltungen,  das  heifst  Schiffe, 
die  von  den  kriegführenden  Machten  für  den  besonderen  und  alleinigen 
Zweck  gebaut  und  eingerichtet  sind,  den  Verwundeten,  Kranken  und 
Schiffbrüchigen  zu  helfen  und  deren  Namen  den  respektiven  MMchten 
beim  Ausbruch  des  Krieges  oder  im  Laufe  der  Feindseligkeiten,  jeden- 
falls aber  ehe  sie  so  in  Thätigkeit  treten,  mitgeteilt  sind,  sollen  respektiert 
werden  und  sind  während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  keiner  Weg- 
nahme ausgesetzt. 

Solche  Schiffe  sollen  in  Bezug  auf  den  Aufenthalt  in  einem  neu- 
tralen Hafen  nicht  als  Kriegsschiffe  gelten. 

Art  22.  Hospitalschiffe,  die  im  ganzen  oder  zum  Teil  auf  Kosten 
von  Privatleuten  oder  offiziell  anerkannten  Hülfsgesellschafton  auagerüstei 
sind,  sollen  ebenfiills  respektiert  und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen 
sein,  vorausgesetzt,  dafs  die  kriegführende  Macht,  unter  der  sie  stehen, 
ihnen  eine  offizielle  Beglaubigung  erteilt  hat  und  der  Gegenpartei  die 
Namen  solcher  Schiffe  beim  Ausbruche  oder  im  Laufe  der  Feind- 
seligkeiten, jedenfalls  aber  ehe  sie  in  ThMtigkeit  treten,  bekannt  ge- 
geben hat 

Diese  Schiffe  sollen  mit  einer^  von  den  zuständigen  Behörden  aus- 
gestellten, Beglaubigung  versehen  sein,  die  klar  stellt,  dafs  sie  während 
ihrer  Ausrüstung  und  zur  Zeit  ihrer  endgültigen  Ab^hrt  unter  der 
Kontrolle  dieser  Behörden  gestanden  haben. 
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Art  28.  Die  in  Artikel  21  nnd  22  namhaft  gemachten  Schifle 
Bollen  den  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Erieg- 
ftlhrenden  Httife  und  Beistand  gewähren  ohne  Unterschied  der  Nationalit&t 

Es  ist  strengstens  verboten,  diese  Schifie  zu  irgend  welchen  mili- 
tSiischen  Zwecken  zu  benatzen. 

Diese  Schiffe  dürfen  die  Bewegungen  der  Kämpfenden  in  keiner 
Art  hindern.  Während  des  Kampfes  nnd  unmittelbar  nachher  handeln 
sie  auf  eigene  Verantwortung  und  Gefahr. 

Die  Kriegftlhrenden  haben  über  diese  Schiffe  das  Recht  der  Kon- 
troUe  und  Visitation;  sie  können  ihre  Mitwirkung  ablehnen,  können 
▼etlaDgen,  dafs  sie  sich  zurückziehen,  können  ihnen  einen  bestimmten 
Knra  vorschreiben  und  einen  Kommissär  an  Bord  schicken,  sie  können 
sie  sogar  zurückhalten,  wenn  die  KriegsUge  es  unumgänglich  erfordert 

Falls  es  sich  thun  läfst,  sollen  die  Kriegführenden  die  Vorschriften, 
die  sie  den  Hospitalschiffen  machen,  in  das  Logbuch  derselben  ein- 
tragen. 

Art  24.  Hospitalschiffe  der  Kriegsverwaltung  sollen  durch  einen 
äufseren  weifsen  Anstrich  mit  einem  grünen  Streifen  von  1  ^/s  m  Breite 
kenntlich  sein. 

Die  in  Artikel  22  genannten  Schiffe  sollen  durch  einen  äufseren 
weifsen  Anstrich  mit  einem  roten  Streifen  von  l^/^  m  Breite  kennt- 
lich sein. 

Die  Böte  der  Hospitalschiffe,  sowie  die  etwa  im  Hospitaldienst  ver- 
wandten anderen  kleinen  Fahraeuge  sollen  durch  dieselben  Farben 
kenntlich  sein. 

Hospitalschiffe  sollen  sich  überhaupt  dadurch  kenntlich  machen, 
dafs  sie  die  von  der  Genfer  Konvention  vorgeschriebene  weifse  Flagge 
mit  dem  roten  Kreuz  aufser  ihrer  Nationalflagge  setzen. 

Art  25.  Handelsschiffe,  Yachten  oder  neutrale  Schiffe,  die  sich 
zufällig  in  der  Nähe  eines  Seegefechts  befinden,  dürfen  Verwundete, 
Kranke  und  Schiffbrüchige  der  Kriegführenden  aufnehmen.  Nachdem 
dieser  Dienst  geleistet  ist,  sollen  sich  solche  Schiffe  wegen  weiteren 
Verhaltens  an  den  kriegführenden  Oberbefehlshaber  halten,  der  die  um- 
liegenden Gewässer  in  der  Gewalt  hat,  und  während  sie  ein  krieg- 
führendes Schiff  begleiten,  sollen  sie  in  jedem  Fall  unter  seinem  Befehl 
stehen ;  falb  es  ein  neutrales  Schiff  ist,  soll  es  durch  die  am  Fockmast 
gehifste  Nationalflagge  des  betreffenden  Kriegführenden  kenntlich  sein, 
und  die  rote  Kreuzflagge  unmittelbar  unter  dieser  führen. 

Diese  Schiffe  sind  für  jede  Verletzung  der  Neutralität,  die  sie  be- 
gehen, der  Beschlagnahme  ausgesetzt  Jeder  Versuch,  solche  Verwundete, 
Kranke  oder  Schiffbrüchige  ohne  Erlaubnis  fortzuschaffen,  ist  eine  Ver- 
letzung der  Neutralität  Sie  sind  im  allgemeinen  auch  den  Vorschriften 
von  Art  23  unterworfen. 

Art  26.  Personen  geistlichen  Charakters,  Ärzte  und  das  Kranken- 
pflegerpersonal  jedes  Schiffes,  das  während  der  Feindseligkeiten  ge- 
nommen worden  ist,  sollen  unverletzlich  und  der  Kriegsgefangenschaft 
nicht  ausgesetzt  sein.     Beim  Verlassen   des  Schiffes  soll   ihnen   erlaubt 
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sein,  diejenigen  chirargiflchen  Gegenstände  nnd  Instrumente,  die  ihr 
persönliches  Eigentum  sind,  mitzonehmen. 

Solche  Personen  sollen  solange  es  nötig  ist  die  Aasübang  ihres 
Berufes  fortsetzen^  später  können  sie  sich,  wenn  es  dem  Höchstkonmian- 
dierenden  thunlich  scheint,  zurückziehen. 

Die  Krieg^renden  sollen  solchen  Personen,  wenn  sie  in  ihre 
Hände  fallen,  die  freie  Ausübung  ihres  Berufs,  den  Empfang  ihrer  Gre- 
hälter  und  vollkommene  Bewegungsfreiheit  sichern,  falls  die  Kriegslage 
es  nicht  unbedingt  verhindert 

Art  27.  Seeleute  und  Soldaten,  die  krank  oder  verwundet 
an  Bord  genommen  sind,  sollen  von  denen,  die  sie  aufgenommen 
haben,  geschützt  und  gepflegt  werden,  gleichviel  welcher  Nation  «e 
Angehören. 

Art.  28.  Die  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten  des 
Feindes,  die  gefangen  genommen  sind,  werden  als  Kriegsgefimgene  an- 
gesehen. Der  Nehmer  mufs  den  Umständen  gemäfs  entscheiden,  ob 
es  ratsam  ist,  sie  an  Bord  zu  behalten,  sie  in  einen  Hafen  des  eigenen 
Landes,  in  einen  neutralen  Hafen  oder  selbst  in  einen  feindlichen  Hafen 
zu  schicken.  Im  letzten  Falle  dürfen  die  Gefangenen,  die  bo  in  ihr 
Vaterland  zurückgekehrt  sind,  während  der  Dauer  des  Elrieges  nicht 
wieder  dienen. 

Art.  29.  Die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  oder  Kranken,  die 
mit  Einwilligung  der  Ortsbehörden  in  einem  neutralen  Hafen  gelandet 
sind,  sollen  sich,  falls  nicht  ein  Abkommen  entgegengesetzter  Art 
zwischen  dem  neutralen  und  den  kriegführenden  Staaten  besteht,  ein- 
verstanden erklären,  nicht  wieder  an  den  Operationen  des  Krieges 
teilzunehmen. 

Die  Ausgaben  fUr  Hospitalpflege  und  Unterhalt  sollen  von  dem 
Staat,  dem  diese  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und  Kranken  angehören, 
getragen  werden. 

Sektion  V. 
Die  Ausübung  des  Rechtes  der  BnrohBaohuxi^. 

Art  80.  Die  Ausübung  des  Durchsuchungsrecbtes  soll  während 
des  Krieges  auf  eigens  hiermit  beauftragte  und  hierzu  autorisierte  Kriegs- 
schiffe beschränkt  bleiben.  Konvojs  von  neutralen  Handelsschiffen  unter 
Bedeckung,  die  von  Kriegsschiffen  ihres  eigenen  Staates  b^leitet  werden, 
sind  dem  Recht  der  Durchsuchung  enthoben  auf  spezielle  Versichernng 
des  Höchstkommandierenden  der  Bedeckung,  die  auf  gründlicher  In- 
formation beruht 

Art  31.  Der  Zweck  einer  Visitation^  oder  Durchsuchung  &nei 
Schiffes  ist: 

1.  Seine  Nationalität  festzustellen; 

2.  Sich  zu  vergewissem,  ob  Kriegskontrebande  am  Bord  ist; 

3.  Sich  zu  vergewissern,  ob  ein  Blockadebruch  beabsichtigt  oder 
begangen  ist; 
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4.  Sich  zu  vergewissern,  ob  dus  Schiff  in  irgend  einer  Hinsicht 
im  Dienste  des  Feindes  thtttig  ist. 

Das  Dorchsachangsrecht  roufs  in  strengster  Übereinstimmang  mit 
den  yertragsmftfsigeu  Abmachungen,  die  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  anderen  Staaten  bestehen  and  mit  gebtlhrender  Bertteksichtigong  des 
betretenen  Schiffes,  ausgeübt  werden. 

Art.  82.  Von  dem  anhaltenden  Schiff,  das  zu  der  Zeit  seine 
Flagge  führen  mufs,  soll  folgendes  Verfiihren,  ▼orbehaltlich  besonderer 
▼ertragsmäfsiger  Abmachungen,  eingeschlagen  werden: 

Das  Schiff  wird  durch  einen  blinden  Eanonenschufs  angehalten* 
Wenn  dies  nicht  genügt,  es  zum  Beidrehen  zu  veranlassen,  wird  ein 
Schufs  vor  den  Bug  gefeuert  und  im  Falle  der  Flucht  oder  des  Wider- 
standes kann  Gewalt  angewendet  werden,  um  das  Schiff  zur  Übergabe 
zu  zwingen. 

Das  anhaltende  Schiff  soll  dann  eins  seiner  Beiboote  Iftngsseit 
schicken  mit  einem  befehlshabenden  Offizier,  der  ein  Seitengewehr  trttgt, 
an  Bord,  um  die  Durchsuchung  zu  leiten.  Im  Boot  dürfen  Waffen 
mitgebracht  werden,  doch  soll  die  Besatzung  sie  nicht  anlegen.  Wenn 
der  Offizier  an  Bord  geht,  soll  er  von  nicht  mehr  als  zwei  unbewaffiieten 
Leuten  begleitet  sein  und  soll  zunllchst  die  Schi£bpapiere  prüfen,  um 
die  Nationalität  des  Schiffes,  die  Art  seiner  Ladung  und  den  Abfahrts- 
und  Bestimmungshafen  festzustellen.  Wenn  die  Papiere  Kontrebande, 
einen  Verstofs  in  Bezug  auf  eine  Blockade  oder  einen  dem  Feinde  ge- 
leisteten Dienst  erweisen,  soll  das  Schiff  genommen  werden.  Andem- 
fidls  soll  es  frei  gegeben  werden,  wenn  nicht  verdachtige  Umstände 
eine  weitere  Durchsuchung  rechtfertigen.  Wenn  das  Schiff  freigegeben 
ist,  soll  von  dem  durchsuchenden  Offizier  ein  diesbeztiglicher  Eintrag 
ins  Logbuch  gemacht  werden. 

Art  83.  Ohne  Rücksicht  auf  den  Charakter  seiner  Ladung  oder 
seine  angegebene  Bestimmung  soll  ein  neutrales  Schiff  genommen  werden, 
wenn  es: 

1.  Versucht,  der  Durchsuchung  durch  Flucht  zu  entgehen;  doch 
mufs  dies  klar  zu  Tage  treten; 

2.  Sich  der  Durchsuchung  mit  Gewalt  widersetzt; 
8.  Gef^Üschte  Papiere  vorzeigt; 

4.  Nicht  mit  den  nötigen  Papieren  versehen  ist,  um  die  Gegenstände 
der  Durchsuchung  festzustellen; 

5.  Papiere  vernichtet,  entstellt  oder  verbirgt. 

Die  Papiere,  die  man  allgemein  an  Bord  eines  Schiffes  er- 
wartet, sind: 

1.  Der  Beilbrief. 

2.  Die  Liste  der  Besatzung  und  der  Passagiere. 
8.  Das  Logbuch. 

4.  Ein  Gesundheitspafs. 

5.  Ein  specifiziertes  Verzeichnis  der  Ladung. 

6.  Ein  Charterbrief,  wenn  das  Schiff  gechartert  ist. 

7.  Ein  Verzeichnifs  der  steuerbaren  Güter  und  Frachtbriefe. 

ZeitMihrift  f.  intern.  PriTat-  u.  Strafreoht  ete..  Band  XI.  26 
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Sektion  VI. 

Kriegfloontrebande. 

Art.  34.  Der  Aosdrack  „Kriegskontrebande"  nmfiJkt  nur  Gegen- 
stände,  die  kriegerischen  Zweck  und  Bestimmang  haben.  Solche  Gegen- 
stHnde  werden  unter  swei  Hanpttiiel  gebracht: 

1 .  Gregenstttnde,  die  in  erster  Linie  and  gewöhnlich  zai  KriegsMit 
für  militärische  Zwecke  verwandt  werden,  wie  sam  Beispiel  Waffan  und 
Kriegsmunition,  Kriegsmaterial,  Kriegsschiffe  oder  Werkseuge,  die  un- 
mittelbar ziir  Herstellung  von  Kriegsmunition  dienen. 

2.  Gegenstände,  die  je  nach  den  Umständen  für  Kriegs-  oder 
Friedenszwecke  gebraucht  werden  kOnnen  und  gebraucht  werden. 

Gegenstände  der  ersten  Klasse,  die  f^  feindliche  Häfen  oder 
für  Yom  Feinde  besetzte  Orte  bestimmt  sind,  sind  immer  Kriegs- 
kontrebande. 

Gegenstände  der  zweiten  Klasse  sind  Kriegskontrebande,  wenn  sie 
wirklich  und  speziell  für  das  Militär  oder  die  Seestreitkräfte  des  Feindes 
bestimmt  sind. 

Im  Kriegsfalle  werden  die  Gegenstände,  die  bedingt  oder  unbedingt 
zur  Kriegskontrebande  gehören,  finUs  sie  nicht  in  vorher  getroffenen 
und  bereits  gültigen  Verträgen  besonders  erwähnt  sind,  gebührend  öffent- 
lich bekannt  gegeben  werden. 

A  rt  86.  Schiffe,  die  für  den  Feind  bestimmte  Kriegskontrebande 
führen,  sind,  gleichviel  ob  neutral  oder  nicht,  der  Wegnahme  und  An- 
haltung  ausgesetzt,  wenn  nicht  vertragsmäfsige  Abmadiungen  es  ander- 
weitig vorgesehen  haben. 

Art  36.  Folgende  Gegenstände  sollen,  solange  nichts  anderes 
bekannt  gegeben  ist,  für  Kriegskontrebande  gelten: 

Absolute  Kontrebande:  Schwere  Geschütze,  Maschinengeschütae, 
sowie  alles  Zubehör  und  die  einzelnen  Teile  derselben,  Panzerplatten 
und  was  sonst  zur  offensiven  und  defensiven  Armierung  der  Kriegs- 
schiffe gehört;  Waffen  und  Instrumente  aus  Eisen,  Stahl,  Messing, 
Kupfer  oder  irgend  einem  andern  Material,  wenn  solche  Waffen  und 
Instrumente  für  den  Kri^gsgebrauch  zu  Land  oder  See  besonders  ge- 
eignet sind;  Torpedos  und  ihr  Zubehör;  Minengetäfse  für  Minen  jeg- 
lichen Materials ;  Maschinen  und  Transportmaterialien  wie  z.  B.  Lafetten, 
Munitionswagen,  Patronentaschen,  Feldschmieden,  Kantinen,  Pontons, 
Artillerievorräte,  tragbare  Entfernungsmesser,  Signalflaggen,  die  für  den 
Seedienst  bestimmt  sind ;  Munition  und  Explosivstoffe  dUer  Art  und  ihre 
einzelnen  Teile;  Maschinen  zur  Fabrikation  von  Waffen  und  Kri^gs- 
munition;  Salpeter;  militärische  Ausrüstungen  und  Armatur  aller  Art; 
Pferde  und  Maulesel. 

Bedingte  Kontrebande:  Kohlen,  wenn  sie  für  eine  Marinestation 
oder  einen  Hafen,  den  der  Feind  benutzt,  für  ein  Schiff  oder  für  Schiffs 
des  Feindes  bestimmt  sind;  Material  zur  Herstellung  von  Eisenbahnen 
und  Telegraphen  sowie  Geld,  wenn  solches  Material  oder  solches  GM 
für  die  Streitkräfte   des  Feindes  bestimmt  ist;   Lebensmittel^  wenn  sie 
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thatBächUch  ftlr  das  MflitKr  oder  die  Seeetreitkrllfte  dee  FeindoB  be- 
Btimmt  sind. 

Sektion  YII. 
Blockade. 

Art  87.  Blockaden  müssen,  nm  bindend  zn  sein,  wirksam  sein: 
das  beifst,  sie  müssen  von  einer  Streitkraft  aofrecbt  erbalten  werden, 
die  genügt,  um  den  Einlauf  in  den  Hafen  und  den  Auslauf,  aus  dem- 
selben gefährlich  zu  machen. 

Werden  die  blockierenden  Schiffe  von  stürmischem  Wetter  vertrieben 
und  kehren  ohne  Aufenthalt  auf  ihren  Posten  zurück,  so  ist  dadurch 
der  Bestand  der  Blockade  nicht  unterbrochen.  Verlassen  die  blockierenden 
Schiffe  ihren  Posten  freiwillig,  ausgoiommen  für  Zwecke  der  Blockierung 
oder  werden  sie  vom  Feinde  vergeben,  so  ist  die  Blockade  aufgegeben 
oder  unterbrochen.  Das  Aufgeben  oder  die  erzwungene  Unterbrechung 
einer  Blockade  erfordern  eine  neue  Ankündigung  der  Blockade. 

Art.  38.  Neutrale  Kriegsschiffe  müssen,  um  die  Blockade  zn 
passieren,  entweder  von  der  Kegterung  des  Staates,  dessen  Schiffe  den 
Hafen  blockieren,  oder  von  dem  Oberbefehlshaber  oder  dem  Ort- 
lichen Befehlshaber  der  Blockade  dazu  Erlaubnis  erhalten.  Wenn 
nötig,  sollen  diese  Schiffe  ihre  Identität  zur  Zufriedenheit  des  örtlichen 
Befehlshabers  der  Blockade  nachweisen.  Wenn  militftrische  Operationen 
oder  andere  Gründe  es  verlangen,  kann  die  Erlaubnis,  in  einen  blockierten 
Hafen  einzulaufen,  eingeschränkt  oder  verweigert  werden. 

Art  39.  Die  Bekanntmachung  einer  Blockade  mufs  erfolgt  sein, 
ehe  neutrale  Schiffe  wegen  Verletzung  derselben  festgehalten  werden 
können.  Diese  Bekanntmachung  kann  durch  Proklamation  allgemein 
sein  und  den  neutralen  Staaten  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt 
werden,  oder  sie  kann  lokal  sein  und  den  Behörden  des  blockierten 
Hafens  und  den  neutralen  Konsularbehörden  desselben  angezeigt  werden. 
Eine  spezielle  Bekanntmachung  kann  an  einzelne  Schiffe  erlassen  werden, 
welche  ordnungsmäfsig  in  ihre  Papiere  als  Warnung  eingetragen  wird. 
Eine  Bekanntgebnng  an  einen  neutralen  Staat  genügt  als  Ankündigung 
für  dessen  Bürger  und  Unterthanen.  Steht  es  fest,  dafs  ein  neutrales 
Schiff  von  der  Blockade  Kenntnis  oder  Nachricht  über  dieselbe  aus  irgend 
einer  Quelle  hat,  so  ist  es  nach  einer  Verletzung  oder  versuchten  Ver- 
letzung der  Blockade  der  Wegnahme  ausgesetzt 

Die  Ankündigung  der  Blockade  soll  nicht  nur  die  Grenzen  der 
Blockade,  sondern  auch  die  genaue  Zeit  ihres  Anfangs  und  die  Frist  be- 
kannt geben,  die  einem  Schiff  zum  Löschen,  Wiederladen  und  Verlassen 
des  Hafens  gewährt  wird. 

Art  40.  Schiffe,  die  vor  einem  blockierten  Häfen  eintreffen,  haben, 
£ills  sie  vor  der  Ankündigung  ausgelaufen  sind,  auf  besondero  An- 
kündigung durch  eins  der  blockierenden  Schiffe  Anspruch«  In  solchem 
Fall  mufs  ein  Offizier  an  Bord  geschickt  werden,  der  den  Namen  des 
Schiffes,  das  die  Ankündigung  erläfst,  einen  Vermerk  des  Faktums  und 
der  Ausdehnung  der  Blockade,  sowie  Datum  und  Ort  seines  Besuches 

26* 
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mit  seiner  offiziellen  Namensnntenchrift  io  das  Logbnch  oder  die  Papiere 
des  Schiffes,  einträgt.  Nach  dieser  Ankündigung  setzt  ein  Versoch 
▼on  Seiten  des  Schiffes,  die  Blockade  za  verletzen,  dasselbe  der  Weg- 
nahme aus. 

Art.  41.  Sollte  es  sich  aus  den  Scbifispapieren  oder  anderweitig 
ergeben,  dafs  das  Schiff  nach  dem  blockierten  Hafen  ausgelaufen  bt, 
nachdem  die  Thatsache  der  Blockade  dem  Lande  seines  Abgangshafens 
bekannt  gegeben  ist,  oder  nachdem  sie  in  jenem  Hafen  allgemein  be- 
kannt war,  ist  es  der  Wegnahme  oder  Zurückhaltung  als  Prise  aus- 
gesetzt. Gebührende  Rücksicht  ist  in  dieser  Sache  auf  alle  Vertrilge  m 
nehmen,  die  anderweitiges  bestimmen. 

Art  42.  Ein  neutrales  ScJiiff  kann  in  gutem  Glauben  nach 
einem  blockierten  Hafen  auslaufen,  mit  einem  allenfalbigen  zweiten  Ziel, 
für  das  es  sich  entscheiden  soll,  nachdem  es  in  einem  dazwischenliegenden 
Hafen  Information  über  die  Fortdauer  der  Blockade  erhalten  bat.  In 
solchem  Falle  darf  es  seine  Fahrt  nach  dem  blockierten  Hafen  nicht  fort- 
setzen, um  die  genannte  Erkundigung  über  den  Stand  der  Blockade  erst 
dort  einzuziehen,  sondern  es  mnfs  sich  dieselbe  unterwegs  verscbaffea 
und  über  seinen  Kurs  entscheiden,  ehe  es  in  verdächtige  Nähe  kommt; 
und  wenn  die  Blockade  mit  gehöriger  Ankündigung  formell  verhängt  ist, 
unterwirft  ein  begründeter  Zweifel  an  dem  guten  Glauben  der  fortgesetzten 
Fahrt  es  der  Wegnahme. 

Art.  48.  Neutrale  Schiffe,  die  sich  zur  Zeit  der  Verhängung  einer 
Blockade  im  Hafen  vorfinden,  erhalten,  falls  sie  nicht  anderweitige  direkte 
Order  bekommen,  eine  Frist  von  30  Tagen,  von  der  Verhängnng  der 
Blockade  an  gerechnet,  um  ihre  Ladung  einzunehmen  und  aus  solchem 
Hafen  abzufahren. 

Art.  44.  Ein  Schiff,  das  beabsichtigt  eine  Blockade  zu  brechen, 
ist  der  Wegnahme  und  Verurteilung  unterworfen,  von  der  Abfahrt  aus 
dem  heimatlichen  Hafen  an,  bis  zu  seiner  Rückkehr,  wenn  die  Blockade 
des  Hafens  nicht  inzwischen  aufgehoben  ist. 

Art.  45.  Die  Besatzungen  neutraler  Schiffe,  die  eine  Blockade  ver- 
letzen oder  zu  verletzen  versuchen,  sollen  nicht  wie  Kriegsgefangene 
behandelt  werden,  doch  sollen  diejenigen  Offiziere  und  Mannschaften 
derselben,  deren  Zeugnis  vor  dem  Prisengericht  Wünschenwert  erscheint, 
als  Zeugen  zurückbehalten  werden. 

Sektion  VIII. 

Das  Mnacliioken  von  Priaen. 

Art.  46.  Prisen  sollen  zur  Aburteilung,  wenn  nichts  anderes  an- 
geordnet ist,  in  den  nächsten  passenden  EUfen  innerhalb  des  Hoheits- 
gebietes der  Vereinigten  Staaten  geschickt  werden,  in  dem  ein  Prisen- 
gericht seinen  Sitz  hat. 

Art  47.  Die  Prise  soll  dem  Prisengericht  möglichst  in  dezselben 
Verfassung  überliefert  werden,  in  der  sie  sich  zur  Zeit  der  Wegnahme 
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befand,  und  zu  dieee  Zweck  sollen  ihre  Papiere  zur  Zeit  der  W^nahme 
Borgföltig  versiegelt  und  in  Gewahrsam  des  Prisenmeisters  gehalten  werden. 

Art.  48.  AUe  Zeugen,  deren  Zeugnis  zur  Aburteilung  der  Prise 
nötig  ist,  sollen  zurückgehalten  und  mit  ihr  vor  Gericht  geschickt 
werden,  und  wenn  die  Umstände  es  erlauben,  soll  der  Offizier,  der  die 
Durchsuchung  ausführt,  als  Prisenmeister  fungieren. 

Die  in  Kraft  befindlichen  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten,  Prisen 
und  Priseniälle  betreffend,  müssen  von  Offizieren  und  Mannschaften  der 
Marine  der  Vereinigten  Staaten  strenge  befolgt  werden. 

Art  49.  Der  Eigentumsanspmch  einer  genommenen  Prise  kann  erst 
durch  eine  vom  Prisengericht  getroffene  Entscheidung  auf  jemand  anders 
übergehen.  Wenn  aber  das  Schiff  oder  seine  Ladung  zu  sofortigem  staat- 
lichem Gebrauch  nötig  ist,  darf  es  zu  solchem  Gebrauch  verwandt  werden, 
nachdem  ein  sorgfältiges  Inventar  und  eine  Taxation  von  unparteiischen  Per- 
sonen gemacht  worden  und  der  Prisengerichtshof  davon  benachrichtigt  ist 

Art  50.  Wenn  triftige  Gründe  vorliegen,  weshalb  rechtmäfsig 
genommene  Schiffe  nicht  zur  Aburteilung  geschickt  werden  können, 
z.  B.  Seeuntüchtigkeit,  das  Vorhandensein  ansteckender  Krankheiten 
oder  der  Mangel  an  einer  Besatzung  der  Prise,  dann  dürfen  diese 
Schiffe  abgeschätzt  und  verkauft;,  oder  wenn  das  nicht  geschehen  kann, 
zerstört  werden.  Die  drohende  Gefahr  der  Wiederwegnahme  der  Prise 
kann  ihre  Zerstörung  rechtfertigen,  im  Falle  kein  Zweifel  herrscht,  dafs 
das  Schiff  eine  rechtmäfsige  Prise  war.  In  allen  solchen  Fällen  aber 
müssen  sämtliche  Papiere  und  anderen  Beweisstücke  dem  Prisengericht 
eingeschickt  werden,  damit  eine  ordnungsmäfsige  Entscheidung  getroffen 
werden  kann. 

Section  IX. 

Waffenstillstand,  Waffenruhe,  Kapitulationen  und  Verletzungen 

der  Kriegsgesetze. 

Art  51.  Der  Oberbefehlshaber  einer  Seestreitmacht  der  Ver- 
einigten Staaten  kann  ohne  specielle  Vollmacht  mit  dem  Oberbefehls- 
haber der  feindlichen  Streitkräfte  eine  Waffenruhe  oder  eine  Kapitu- 
lation abschliefsen,  doch  bleibt  beides  auf  ihre  respektiven  Gommandos 
beschränkt. 

Ein  allgemeiner  Waffenstillstand  bedarf  einer  Übereinkunft  der 
respektiven  kriegführenden  Regierungen. 

Art  52.  Der  Kapitulierende  darf,  nachdem  er  in  die  Kapitulation 
eingewilligt  oder  sie  unterzeichnet  hat,  die  Schiffe,  das  Eigentum  oder 
die  Vorräte  in  seinem  Besitze,  die  er  ausliefern  soll,  weder  beschädigen 
noch  zerstören,  wenn  ihm  das  Recht  dazu  nicht  ausdrücklich  in  der 
Übereinkunil  oder  der  Kapitulation  vorbehalten  ist 

Art  53.  Die  Anzeige  der  Beendigung  der  Feindseligkeiten  mufs, 
ehe  darnach  gehandelt  wird,  von  einem  Oberbefehlshaber  einer  See- 
streitkraft in  Empfang  genommen  sein. 

Sofern  nichts  anderes  vereinbart  ist,  sind  Kriegshandlungen,  die 
nach    dem   Empfing    der    offiziellen    Nachricht    des   Abschlusses    eines 
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Friedensvertrages  oder  eines  Wafienstülstandes  begangen  sind,  rechts- 
widrig und  wirkungslos. 

Art  54.  Die  die  Gesetze  für  den  Landkrieg  betreffenden  Ver- 
ordnungen, welche  für  die  Armeen  der  Vereinigten  Staaten  in  Kraft 
sind,  werden  auch  die  Marine  der  Vereinigten  Staaaten  leiten,  wenn 
die  Umstände  sie  anwendbar  machen  nnd  wofern  sie  mit  den  vor- 
stehenden Verordnungen  nicht  in  Widerspruch  stehen. 

Art.  55.  Die  vorstehenden  VorschrÜften  sind  mit  der  Zustimmung 
des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  erlassen  Kur  Richtschnur  für  alle 
Personen,  die  der  Marine  angehören,  unbeschadet  aller  Gesetae  und 
Verträge  der  Vereinigten  Staaten,  die  jetzt  in  Kraft  sind  oder  späterhin 
angestellt  werden  mögen. 


n. 

Text  des  ^^Naral  war  Code''  ron  1900. 

General  Order, 
No.  551. 

Navj  Department,  Washington,  June  27,  1900. 

The  foUowing  code  of  naval  warfare,  prepared  for  the  guidance 
and  use  of  the  naval  service  hy  Capt  Charles  H.  Stockton,  United 
Staates  Navy,  under  the  direction  of  the  Secretarj  of  the  Navy,  having 
been  approved  bj  the  President  of  the  United  Staates,  is  published 
for  the  use  of  the  Navy  and  for  the  Information  of  all  concemed. 

John  2).  Longf  Secretary. 

The  laws  and  usages  of  war  at  sea. 

SECTION  I. 

HoBtilities. 

Article  1.  The  general  object  of  war  is  to  procure  the  com- 
plete  Submission  of  the  enemy  at  the  earliest  possible  period,  with  the 
least  ezpenditure  of  life  and  property. 

The  special  objects  of  maritime  war  are:  The  captnre  or  de- 
struction  of  the  militaiy  and  naval  forces  of  the  enemy;  of  bis  forti- 
fications,  arsenals,  diy  docks  and  dockyards;  of  bis  various  militaiy 
and  naval  establishments ,  and  of  bis  maritime  commerce;  to  prevent 
bis  procuring  war  material  from  neutral  sources;  to  aid  and  assist 
militaiy  Operations  on  land,  and  to  protect  and  defend  the  national 
territory,  property,  and  sea-bome  commerce. 

Art.  2.  The  area  of  maritime  warfare  comprises  the  high  seas 
or  other  waters  that  are  under  no  Jurisdiction,  and  the  territorial  waten 
of  belligerents.     Neither  hostilities  nor  any  belligerent  right,   such  as 
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that  of  Visitation  and  search,  shall  be  exereieed  in  the  teiritorial  waten 
of  neutral  States. 

The  territorial  waters  of  a  State  eztend  seaward  of  the  distance 
of  a  marine  leagae  from  the  low-water  mark  of  its  coast  line.  They 
also  inclode,  to  a  reasonable  extent,  which  is  in  many  cases  determined 
bj  nsage,  adjacent  parte  of  the  sea,  sach  as  bajs,  galfs,  and  eatoaries 
inclosed  within  headlands;  and  where  the  territoiy  by  which  they  are 
inelosed  belongs  to  two  or  more  States,  the  marine  limits  of  such  States 
are  nsnaUy  defined  by  conventional  lines. 

Art.  8.  Military  neceesity  permits  measures  that  are  indispensable 
for  secnxing  the  ends  of  the  war  and  that  are  in  accordance  with 
modern  laws  and  usages  of  war. 

It  does  not  pennit  wanton  devastation,  the  ose  of  poison,  or  the 
doing  of  any  hostile  act  that  woold  make  the  retarn  of  peace  unne- 
eessarily  difficalt 

Noncombatants  are  to  be  spared  in  person  and  property  doring 
hostilities,  as  mach  as  the  necessities  of  war  and  the  condact  of  sach 
noncombatants  will  pennit 

The  laanching  of  projectiles  and  explosives  ^m  balloons,  or  by 
other  new  methods  of  a  similar  natare,  is  prohibited  for  a  term  of  five 
years  by  the  Declaration  of  The  Hagae,  to  which  the  United  States 
became  a  party.  This  rale  does  not  apply  when  at  war  with  a  noa- 
contracting  Power. 

Art  4.  The  bombardment,  by  a  naval  force,  of  anfortified  and 
nndefended  towns,  villages,  or  buildings  is  forbidden,  except  when  sach 
bombardment  is  incidental  to  the  destruction  of  militaiy  or  naval 
establishments,  pablic  depots  of  manitions  of  war,  or  vessels  of  war  in 
port,  or  anlese  reasonable  reqaisitions  for  provisions  and  sapplies 
essential,  at  the  time,  to  sach  naval  vessel  or  vessels  are  forcibly  with- 
held,  in  which  case  dae  notice  of  bombardment  shall  be  given. 

The  bombardment  of  anfortified  and  nndefended  towns  and  places 
for  the  nonpayment  of  ransom  is  forbidden. 

Art  5.  The  foUowing  rales  are  to  be  followed  with  regard  to 
submarine  telegraphic  cables  in  time  of  war,  irrespective  of  their 
ownership : 

(a)  Submarine  telegraphic  cables  between  points  in  the  territory 
of  an  enemy ,  or  between  the  territory  of  the  United  States  and  that 
of  an  enemy ,  are  subject  to  such  treatment  as  the  necessities  of  war 
may  require. 

(&)  Submarine  tel^;raphic  cables  between  the  territory  of  an  enemy 
and  neutral  territory  may  be  interrupted  within  the  territorial  Jurisdiction 
of  the  enemy. 

(c)  Submarine  telegraphic  cables  between  two  neutral  territories 
shall  be  held  inviolable  and  firee  from  Interruption. 

Art  6.  If  military  necessity  should  require  it,  neutral  vessels 
found  within  the  limits  of  belligorent  authority  may  be  seissed  and 
destroyed  or  otherwise  utilized  for  militaiy  purposes,  but  in  such  oases 
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the  ownen  of  nentml  Kessels  must  be  folly  recompensed.  The  amonnt 
of  the  indemnity  sbould,  if  practicable,  be  agreed  on  in  advance  with 
the  owner  er  master  of  the  vesseL  Dne  regard  moat  be  had  to  treaty 
Btipolationa  upon  these  matters. 

Art.  7.  The  ose  of  false  colors  in  war  ia  forbidden,  and  wben 
summoning  a  veaael  to  lie  to,  or  before  firing  a  gun  in  action,  the 
national  colors  shoold  be  displayed  bj  vessels  of  the  United  State». 

Art  8.  In  the  event  of  an  enemj  failing  to  obaerre  the  laws 
and  osages  of  war,  if  the  offender  is  beyond  reach,  reaort  may  be  had 
to  repriaala,  if  sach  action  should  be  conaidered  a  necessity;  bat  dne 
regard  mnat  always  be  had  to  the  dutiea  of  hnmanity.  Kepriaals  shonld 
not  exceed  in  severity  the  offense  committed,  and  must  not  be  reeorted 
to  when  the  injnry  complained  of  haa  been  repaired. 

If  the  offender  is  within  the  power  of  the  United  Statee  he  eaa 
be  punished,  after  due  trial,  by  a  properly  constituted  military  or  naval 
tribanal.  Sach  offendera  are  liable  to  the  ponishmenta  specified  by  the 
criminal  law. 

SECTION  IL 

BelligerentB. 

Art.  9.  In  addition  to  the  armed  forces  duly  constitated  for 
an  d  warfare^  the  foUowing  are  recognized  as  armed  forces  of  the  State. 

(1)  The  officers  and  men  of  the  Navy,  Naval  Reserve,  Naval 
Militia,  and  their  aaxiliaries. 

(2)  The  officers  and  men  of  all  other  armed  vessels  craising 
ander  lawfnl  authority. 

Art.  10.  In  case  of  captare,  the  personnel  of  the  armed  forces 
or  armed  vessels  of  the  enemy ,  whether  combatants  or  noncombatants, 
are  entitled   to  receive  the  humane  treatment  due  to  prisoners  of  war. 

The  personnel  of  all  public  uuarmed  vessels  of  the  enemy,  either 
owned  or  in  bis  service  as  aaxiliaries,  are  liable,  upon  captare,  to 
detention  as  prisoners  of  war. 

The  personnel  of  merchant  vessels  of  an  enemy  who,  in  self- 
defense  and  in  protection  of  the  vessel  placed  in  their  chaige,  reaist 
an  attack ,   are  entitled  ^  if  captured,  to  the  Status  of  prisoners  of  war. 

Art  11.  The  personnel  of  a  merchant  vessel  of  an  en^ny  cap- 
tured as  a  prize  can  be  held,  at  the  discretion  of  the  captor,  as  wit- 
nesses,  or  as  prisoners  of  war  when  by  training  or  enrollment  they 
are  immediately  available  for  the  naval  service  of  the  enemy,  or  they 
may  be  released  from  detention  or  confinement.  They  are  entitled  to 
their  personal  effects  and  to  such  individual  property,  not  contraband 
of  war,  as  is  not  held  as  part  of  the  vessel,  its  equipment,  or  as  money, 
plate,  or  cargo  contained  therein. 

All  passengers  not  in  the  service  of  the  enemy,  and  all  women 
and  children  on  board  such  vessels  should  be  released  and  landed  at 
a  convenient  port,  at  the  first  opportunity. 
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Anj  person  in  the  naval  senrice  of  the  United  States  who  pillages 
or  maltreats,  in  anj  manner,  any  person  fonnd  on  board  a  merchant 
Tessel  captored  as  a  prize,  shall  be  severeley  panished. 

Art.  12.  The  United  States  of  America  acknowledge  and  protect, 
in  hostile  conntries  occnpied  by  their  forces,  religion  and  morality; 
the  persons  of  the  inhabitants ,  especlallj  tbose  of  women ;  and  the 
sacredness  of  domestic  relations.  Offenses  to  the  contrary  shall  be 
rigoronsly  panished. 

SECTION  III. 

Belligerent  and  Neutral  Vessels. 

Art  18.  All  public  Kessels  of  the  enemy  are  subject  to  capture, 
exeept  those  engaged  in  purely  charitable  or  scientiBc  pursuits,  in  voyagea 
of  discoyery,  or  as  hospital  ships  under  the  regulations  hereinafter 
mentioned. 

Oartel  and  other  vessels  of  the  enemy,  fumished  with  a  proper 
safe-conduct,  are  exempt  from  capture,  unless  engaged  in  traide  or 
belligerent  Operations. 

Art.  14.  All  merchant  vessels  of  the  cnemy,  exeept  coast  fishing 
vessels  innocently  employed,  are  subject  to  capture,  unless  exempt  by 
treaty  stipulations. 

In  case  of  military  or  other  necessity,  merchant  vessels  of  an  enemy 
may  be  destroyed,  or  they  may  be  retained  for  the  Service  of  the 
Government.  Whenever  captured  vessels,  arms,  munitions  of  war,  or 
other  material  are  destroyed  or  taken  for  the  use  of  the  United  States 
before  Coming  into  the  custody  of  a  prize  court,  they  shall  be  surveyed, 
appraised,  and  inventoried  by  persons  as  competent  and  impartial  as 
can  be  obtained;  and  the  survey,  appraisement,  and  inventory  shall  be 
sent  to  the  prize  court  where  proceedings  are  to  be  held. 

Art.  15.  Merchant  vessels  of  the  enemy  that  have  sailed  ^m 
a  port  within  the  Jurisdiction  of  the  United  States,  prior  to  the 
declaration  of  war,  shall  be  allowed  to  proceed  to  their  destination, 
unless  they  are  engaded  in  carrying  contraband  of  war  or  are  in  the 
military  Service  of  the  enemy. 

Merchant  vessels  of  the  enemy,  in  ports  within  the  Jurisdiction 
of  the  United  States  at  the  outbreak  of  war,  shall  be  allowed  thirty 
days  after  war  has  begun  to  load  their  cargoes  and  depart,  and  shall 
thereafter  be  permitted  to  proceed  to  their  destination,  unless  they  are 
engaged  in  carrying  contraband  of  war  or  are  in  the  military  Service 
of  the  enemy. 

Merchant  vessels  of  the  enemy,  which  shall  have  sailed  from  any 
foreign  port  for  any  port  within  the  Jurisdiction  of  the  United  States 
before  the  decUration  of  war,  shall  be  permitted  to  enter  and  dis- 
Charge  their  cargo  and  thereafter  to  proceed  to  any  port  not  blockaded. 

Art.  16.     Neutral  vessels  in  the  military  or  naval  service  of  the 
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enemy,  or  ander  the  control  of  the  enemj  for  military  or  naval  por- 
poees,  are  sabject  to  capture  or  destmction. 

Art  17.  Vessels  of  war  of  the  United  States  may  take  sbelter 
dnring  war  in  a  neutral  port  sabject  to  the  limitations  that  the 
aathorities  of  the  port  may  prescribe  as  to  the  namber  of  belligerent 
▼easels  to  be  admitted  into  the  port  at  any  one  time.  This  shelter, 
which  is  allowed  by  comity  of  nationa,  may  be  availed  of  for  the 
parpose  of  evading  an  enemy,  from  Btress  of  weather,  or  to  obtain 
suppliea  or  repairs  that  the  vessel  needs«  to  enable  her  to  continae  her 
voyage  in  aafety  and  to  reach  the  neareat  port  of  her  own  coantiy. 

Art.  18.  Sach  vessel  or  veasels  mnst  conform  to  the  regalations 
prescribed  by  the  aathorities  of  the  neutral  port  with  respect  to  the 
place  of  anchorage,  the  limitation  of  the  stay  of  the  vessel  in  port, 
and  the  time  to  elapse  before  sailing  in  pursuit  or  after  the  departore 
of  a  vessel  of  the  enemy. 

No  increase  in  the  armament,  military  stores,  or  in  the  nnmber 
of  the  crew  of  a  vessel  of  war  of  the  United  States  shall  be  attempted 
during  the  stay  of  such  vessel  in  a  neutral  port 

Art  19.  A  neutral  vessel  carrying  the  goods  of  an  enemy  is, 
wit  her  cargo,  exempt  from  capture,  except  when  carrying  contraband 
of  war  or  endeavoring  to  evade  a  blockade. 

Art.  20.  A  neutral  vessel  carrying  hostile  dispatchea,  when 
sailing  as  a  dispatch  vessel  practically  in  the  Service  of  the  enemy,  is 
liable  to  seizure.  Mail  steamers  ander  neutral  flags  carrying  auch 
dispatches  in  the  regulär  and  customaiy  manner,  either  as  a  part  of 
their  mail  in  their  maü  bags,  or  separately  as  a  matter  of  accommodation 
and  without  special  arrangement  or  remuneration ,  are  not  liable  to 
seizure  and  should  not  be  detained,  except  upon  clear  grounds  of 
suspicion  of  a  violation  of  the  laws  of  war  with  respect  to  contraband, 
blockade,  or  unneutral  Service,  in  which  case  the  mail  bags  muat  be 
forwarded  with  seals  unbroken. 

8ECTI0N  IV. 
Hoapital  Shipa — ^the  Shipwreoked,  Slok,  and  Wounded. 

Art.  21.  Military  hospital  ships — that  is  to  say,  vessels  con- 
structed  or  fitted  out  by  the  belligerent  States  for  the  special  and  sole 
purpose  of  assisting  the  wounded,  sick,  or  shipwrecked,  and  whose 
names  have  been  communicated  to  the  respective  Powers  at  the  opening 
or  in  the  course  of  hostilities,  and  in  any  case  before  they  are  so 
employed,  shall  be  respected,  and  are  not  liable  to  capture  during  the 
period  of  hostilities. 

Such  ships  shaU  not  be  classed  with  warships,  with  respect  to  the 
matter  of  sojoum  in  a  neutral  port. 

Art  22.  Hospital  ships  fitted  out,  in  whole  or  in  part,  at  the 
expense  of  private  individuals,  or  of  officially  rocognized  relief  societiea, 
shall    likewise   be  respected   and   exempt  from  capture,    provided   the 
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belligerent  Power  to  whom  they  are  sabject  has  given  them  an  official 
commisaion  and  has  notified  tbe  hostile  Power  of  the  names  of  snch 
ships  at  tbe  beginning  or  in  tbe  conrse  of  bostilities,  and  in  any  case 
before  thesy  are  employed. 

These  ships  shoald  be  fnmished  with  a  certificate,  issned  by  the 
proper  anthorities,  setting  forth  that  thej  were  nnder  the  control  of 
snch  anthorities  dnring  their  eqnipment  and  at  the  time  of  their  final 
departnre. 

Art.  23.  The  vessels  mentioned  in  arttcles  21  and  22  shall 
afford  relief  and  assistance  to  the  wonnded,  sick,  and  shipwrecked  of 
the  belligerents  withont  distinetion  of  nationality. 

It  is  strictly  forbidden  to  nse  these  vessels  for  any  militaiy  pnrpose. 

These  vessek  must  not  in  anj  way  hamper  the  movements  of  the 
combatants. 

Dnring  and  immediatelj  after  engagements  they  act  at  their  own 
risk  and  periL 

The  belligerents  have  the  right  to  control  and  visit  such  vessels; 
thej  may  decline  their  Cooperation,  reqnire  them  to  withdraw,  prescribe 
for  them  a  fized  coorse,  and  place  a  commissioner  on  board;  they  may 
even  detain  them,  if  reqnired  by  military  necessity. 

When  practicable,  the  belligerents  shall  enter  npon  the  log  of 
hospital  ships  snch  ordere  as  they  may  give  them. 

Art  24.  Military  hospital  ships  shall  be  distingnished  by  being 
painted  white  ontside,  with  a  horizontal  band  of  green  abont  l^/s  meters 
Wide. 

The  ships  designated  in  article  22  shall  be  distingnished  by  being 
painted  white  ontside,  with  a  horizontal  band  of  red  abont  l^/s  meters 
Wide. 

The  boats  of  hospital  ships,  as  well  as  small  crafk  that  may  be 
devoted  to  hospital  service,  shall  be  distingnished  by  being  painted  in 
the  same  colors. 

Hospital  ships  shall,  in  general,  make  themselves  known  by  hoisting, 
with  their  national  flag,  the  white  flag  with  a  red  cross  prescribed  by 
the  Greneva  Convention. 

Art  25.  Merchant  vesseb,  yachts,  or  neutral  vessels  that  happen 
to  be  in  the  vicinity  of  active  maritime  hostilities,  may  gather  up  the 
wonnded,  sick,  or  shipwrecked  of  the  belligerents.  Snch  vessels,  after 
this  Service  has  been  performed,  shall  report  to  the  belligerent  Com- 
mander Controlling  the  waters  tbereabonts,  for  fnture  directions,  and 
while  acoompanying  a  belligerent  will  be,  in  all  cases,  under  bis  ordere ; 
and  if  a  nentral,  be  designated  by  the  national  flag  of  that  belligerent 
carried  at  the  foremasthead ,  with  the  red  cross  flag  flying  immediately 
nnder  it. 

These  vessels  are  snbject  to  captnre  for  any  violation  of  nentrality 
that  they  may  commit.  Any  attempt  to  carry  off  snch  wonnded,  sick, 
and  shipwrecked,  withont  permission,  is  a  violation  of  nentrality.  They 
are  also  snbject,  in  general,  to  the  provisions  of  article  23. 
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Art.  26.  The  religioos,  medical,  and  hospital  personnel  of  any 
▼essel  captared  during  hostilities  shall  be  inviolable  and  not  sabject  to 
be  made  pr isoners  of  war.  They  shall  be  permitted,  npon  leaTing  the 
sliip,  to  carry  with  thera  those  articles  and  instraments  of  surgerv  which 
are  their  private  property. 

Such  personnel  shall  continue  to  exercise  their  ftinctions  as  long 
as  may  be  necessary,  wherenpon  they  may  withdraw  when  the  Com- 
mander in  chief  deems  it  possible  to  do  so. 

The  belligerents  shall  insure  to  sach  personnel,  when  falling  into 
their  hands,  the  free  exercise  of  their  functions,  the  receipt  of  salaries, 
and   entire  freedom  of  movement,   nnless  a  military  necessity  prevents. 

Art.  27.  Sailors  and  soldiers,  embarked  when  sick  or  wounded, 
shall  be  protected  and  cared  for  by  the  captors,  no  matter  to  what 
nation  they  may  belong. 

Art.  28.  The  shipwrecked,  woanded,  or  sick  oftheeoemy,  who 
are  captured,  are  considered  prisoners  of  war.  The  captor  mnst  decide, 
according  to  circumstances ,  whether  it  is  expedient  to  keep  them  or 
send  them  to  a  port  of  bis  own  coantry,  to  a  neutral  port,  or  even 
to  a  port  of  the  enemy.  In  the  last  case,  the  prisoners  thus  retomed 
to  their  coantry  can  not  serve  again  during  the  period  of  the  war. 

Art  29.  The  shipwrecked,  wounded,  or  sick,  who  are  landed 
at  a  neutral  port  with  the  consent  of  the  local  authorities,  shall,  unlefis 
there  exist  an  agreement  to  the  contrary  between  the  neutral  State 
and  the  belligerent  States,  agree  that  they  will  not  again  take  part  in 
the  Operations  of  war. 

The  expenses  of  hospital  care  and  of  intemment  shall  be  bome 
by  the  State  to  which  such  shipwrecked,  woanded,  or  sick  belong. 

8ECTI0N  V. 
The  Ezerciae  of  the  Sight  of  Searoh. 

Art.  30.  The  exercise  of  the  right  of  search  during  war  shall 
be  confined  to  properly  commissioned  and  authorized  vessels  of  war. 
Convoys  of  neutral  merchant  vessels,  under  escort  of  vessels  of  war  of 
their  own  State,  are  exempt  from  the  right  of  search,  upon  proper 
assurances,  based  on  thorough  examination,  from  the  Commander  of  the 
convoy. 

Art.  31.     The  object  of  the  visit  or  search  of  a  vessel  is: 

(1)  To  determine  its  nationality. 

(2)  To  ascertain  whether  contraband  of  war  is  on  board. 

(3)  To  ascertain  whether  a  breach  of  blockade  is  intended  or  has 
been  committed. 

(4)  To  ascertain  whether  the  vessel  is  engaged  in  anj  capacity 
in  the  Service  of  the  enemy. 

The   right   of  search  must   be   exercised  in  strict  conformity  with 
treaty  provisions   existing   between  the  United  States  and  other  States 
I  and  with  proper  consideration  for  the  vessel  boarded. 
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Art  82.  The  foUowing  mode  ofprocedore,  sabject  to  any  special 
treaty  stipolations ,  is  to  be  foUowed  by  the  boarding  vessel,  whoae 
colors  must  be  displayed  at  the  tim«: 

The  yessel  is  brooght  to  by  firing  a  gon  with  blank  charge.  If 
this  is  not  sofficient  to  cause  her  to  lie  to,  as  sbot  is  fired  across  the 
bows,  and  in  case  of  flight  or  resistance  force  can  be  nsed  to  compel 
tbe  vessel  to  surrender. 

The  boarding  vessel  shoold  then  send  one  of  its  smaller  boats 
alongside,  with  an  oiBcer  in  charge  wearing  side  arms,  to  conduct  the 
search.  Arms  may  be  carried  in  the  boat,  bat  not  npon  the  persons 
of  the  men.  When  the  officer  goes  on  board  of  the  vessel  he  may  be 
accompanied  by  not  more  than  two  men,  anarmed,  and  he  shoold  at 
fixst  ezamine  the  vesseFs  papers  to  ascertain  her  nationality,  the  nature 
of  the  cargo,  and  the  ports  of  departnre  and  destination.  If  the  papers 
sbow  contraband,  an  offense  in  respect  of  blockade,  or  enemy  Service, 
the  vessel  shoold  be  seiased;  otherwise  she  shonld  be  released,  onless 
Bospicioos  circomstances  jostify  a  forther  search.  If  the  vessel  be 
released,  an  entiy  in  the  log  book  to  that  effect  shoold  be  made  by 
the  boarding  officer. 

Art  33.  Irrespective  of  the  character  of  her  cargo,  or  her 
porported  destination,  a  neotral  vessel  shonld  be  seized  if  she: 

(1)  Attempts  to  avoid  search  by  escape ;  bot  this  most  be  elearly 
evident. 

(2)  Resists  search  with  violence. 

(3)  Presents  fraodolent  papers. 

(4)  Is  not  sopplied  with  the  necessaiy  papers  to  establish  the 
objects  of  search. 

(5)  Destro3rs,  defaces,  or  conceals  papers. 

The  papers  generally  expected  to  be  on  board  of  a  vessel  are: 

(1)  The  register. 

(2)  The  crew  and  passenger  list. 

(3)  The  log  book. 

(4)  A  biU  of  health. 

(5)  The  manifest  of  cargo. 

(6)  A  charter  party,  if  the  vessel  is  chartered. 

(7)  Invoices  and  bills  of  lading. 

SECriON  VI. 
Contraband  of  War. 

Art  34.  The  term  "contraband  of  war''  indodes  only  articles 
having  a  belligerent  destination  and  porpose.  Soch  articles  are  classed 
onder  two  general  heads: 

(1)  Articles  that  are  primarily  and  ordinarily  osed  for  militaiy 
porposes  in  time  of  war,  soch  as  arms  and  monitions  of  war,  military 
material,  vessels  of  war,  or  linstroments  made  for  the  immediate  mano- 
fftctore  of  monitions  of  war. 
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(2)  Articles  that  maj  be  and  are  need  for  porpoaeB  of  war  or 
peace,  aocording  to  circumatances. 

Articles  of  the  firsi  dasB,  destined  for  porta  of  the  enemy  or 
places  occapied  bj  bis  forces,  are  alwaya  eontraband  of  war. 

Articles  of  tbe  aecond  clasa,  wben  actoallj  and  espeeially  destined 
for  the  military  or  naval  forces  of  the  enemy,   are  contraband  of  war. 

In  casti  of  war,  the  articles  that  are  conditionally  and  anconditio- 
nally  contraband,  when  not  specifically  mentioned  in  treaties  previoosly 
made  and  in  force,  will  be  dnly  annoonced  in  a  public  manner. 

Art.  35.  Vessels,  whether  neutral  or  otherwise,  carxying  conti*- 
band  of  war  destined  for  ^he  enemy,  are  liable  to  seizure  and  detention, 
unless  treaty  stipulations  otherwise  provide. 

Art.  36.  Until  otherwise  announced,  the  following  articles  are 
to  be  treated  as  contraband  of  war: 

Ähsolutely  contraband.  —  Ordnance;  machine  guns  and  tfaeir 
appliances  and  the  parte  thereof;  armor  plate  and  whatever  pertains 
to  the  offensive  and  defensive  armament  of  naval  vessels;  arms  and 
instrumenta  of  iron,  steel,  brass,  or  copper,  or  of  any  other  material, 
such  arms  and  instrumenta  being  especially  adapted  for  use  in  war  by 
land  or  sea;  torpedoes  and  their  appurtenances ;  cases  for  minea,  of 
whatever  material;  engineering  and  transport  materials,  such  as  gnn 
carriages,  caissons,  cartridge  boxes,  campaigning  forgea,  canteens, 
pontoons;  ordnance  Stores;  portable  ränge  finders;  signal  flags  destined 
for  naval  use;  ammunition  and  explosives  of  all  kinds  and  their  com- 
ponent  parts ;  machinery  for  the  manufacture  of  arms  and  munitions  of 
war;  saltpeter;  military  accouterments  and  equipments  of  all  aorts; 
horses  and  mules. 

ConditionaUy  contraband.  —  Goal,  when  destined  for  a  naval 
Station,  a  port  of  call,  or  a  ship  or  ships  of  the  enemy;  materials  for 
the  construction  of  railways  or  telegraphs;  and  money,  when  such 
materials  or  money  are  destined  for  the  enemy*8  forces;  provisions, 
when  actually  destined  for  the  enemy^s  military  or  naval  forces. 

8ECTI0N  VII. 
Blockade. 

Art.  37.  Blockades,  in  order  to  be  binding,  must  be  effectiv«; 
that  is,  they  must  be  maintained  by  a  force  sufficient  to  render  hazar- 
dous  the  ingress  to  or  ^ess  from  a  port. 

If  the  blockading  force  be  driven  away  by  stress  of  weather  and 
retum  without  delay  to  its  Station,  the  continui^  of  the  blockade  is 
not  thereby  broken.  If  the  blockading  force  leave  its  Station  voluntarily, 
except  for  purposes  of  the  blockade,  or  is  driven  away  by  the  enemy, 
the  blockade  is  abandoned  or  broken.  The  abandonment  or  forced 
Suspension  of  a  blockade  requires  a  new  notification  of  blockade. 

Art  38.  Neutral  vessels  of  war  must  obtain  permission  to  pass 
the   blockade,   either  from   the  govemment  of  the  State  whose  forces 
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are  blockading  the  port,  or  from  the  officer  in  general  or  local  eharge 
of  the  blockade.  If  neceesaiy,  theee  vesBels  shonld  establish  their 
identitj  to  the  satiBfaction  of  the  Commander  of  the  local  blockading 
force.  If  military  Operations  or  other  reasons  should  bo  require,  per- 
miflsion  to  enter  a  blockaded  port  can  be  restricted  or  denied. 

Art.  39.  The  notification  of  a  blockade  mnst  be  made  before 
neatral  vesseLs  can  be  seized  fbr  its  violation.  This  notification  maj 
be  general,  bj  proclamation ,  and  commanicated  to  the  neatral  States 
tbrongh  diplomatic  Channels;  or  it  may  be  local,  and  annoanced  to  the 
anthorities  of  the  blockaded  port  and  the  neutral  consular  officiab 
thereof.  A  special  notification  may  be  made  to  individual  vessels,  whieh 
is  duly  indorsed  upon  their  papers  as  a  waming.  A  notification  to  a 
neatral  State  is  a  safficient  notice  to  the  Citizens  or  subjects  of  such 
State.  If  it  be  established  that  a  neatral  vessel  has  knowledge  or 
notification  of  the  blockade  firom  any  source,  she  is  subject  to  seizure 
upon  a  violation  or  attempted  violation  of  the  blockade. 

The  notification  of  blockade  should  declare,  not  only  the  limits 
of  the  blockade,  but  the  ezact  time  of  its  commencement  and  the 
doration  of  time  allowed  a  vessel  to  discharge,  reload  cargo,  and 
leave  port 

Art  40.  Vessek  appearing  before  a  blockaded  port,  having  sailed 
before  notification,  are  entitled  to  special  notification  by  a  blockading 
vesaeL  They  should  be  boarded  by  an  officer,  who  should  enter  upon 
the  ship's  log  or  upon  its  papers,  oyer  bis  official  Signatare,  the  name 
of  the  notifying  vessel,  a  notice  of  the  &ct  and  eztent  of  the  blockade, 
aad  of  the  date  and  place  of  the  visit  After  this  notice,  an  attempt 
on  the  part  of  the  vessel  to  violate  the  blockade  makes  her  liable  to 
eaptnze. 

Art  41.  Should  it  appear,  from  the  papers  of  a  vessel  or  otherwise, 
that  the  vessel  had  sailed  for  the  blockaded  port  after  the  fact  of  the 
blockade  had  been  communicated  to  the  countiy  of  her  port  of  departure, 
or  after  it  had  been  commonly  known  at  that  port,  she  is  liable  to 
captore  and  detention  as  a  prize.  Due  regard  must  be  had  in  this 
matter  to  any  treaties  stipulating  otherwise. 

Art.  42.  A  neatral  vessel  may  sail  in  good  faith  for  a  blockaded 
port,  with  an  alternative  destination  to  be  decided  upon  by  information 
as  to  the  continuance  of  the  blockade  obtained  at  an  intermediate  port 
In  such  ease,  she  is  not  allowed  to  continue  her  voyage  to  the  blockaded 
port  in  alleged  quest  of  information  as  to  the  Status  of  the  blockade, 
bat  must  obtain  it  and  decide  upon  her  course  before  she  arrives  in 
Buspicious  vicinity;  and  if  the  blockade  has  been  formally  established 
with  due  notification,  sufficient  doubt  as  to  the  good  fi&ith  of  the  procee- 
ding  will  subject  her  to  capture. 

Art.  43.  Neutral  vessels  found  in  port  at  the  time  of  the  establish- 
ment  of  a  blockade,  unless  otherwise  specially  ordered,  will  be  allowed 
thirty  da3rs  from  the  establishment  of  the  blockade,  to  load  their  cargoee 
and  depart  from  such  port 
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Art.  44.  The  liabilitj  of  a  vessel  purposing  to  evade  a  blockade, 
to  capture  and  condemnation,  begine  with  her  departore  from  the  home 
port  and  laets  until  her  retum,  onless  in  the  meantime  the  biockade  of 
the  port  is  raised. 

Art.  45.  The  crews  of  neutral  vessels  vioLiting  or  attemptiag  to 
▼iolate  a  blockade  are  not  to  be  treated  as  priBoners  of  war,  bat  anj 
of  the  officers  or  crew  whose  testimony  may  be  desired  before  the  prixe 
court  shoold  be  detained  as  witnesses. 

SECTION  vin. 

The  Sending  in  of  Prlzes. 

Art.  46.  Prizes  shoald  be  sent  in  for  adjadication,  nnlees  otherwise 
directed,  to  the  nearest  suitable  port,  within  the  territorial  jarisdiclion 
of  the  United  States,  in  which  a  prize  coort  maj  take  action. 

Art.  47.  The  prize  shoald  be  delivered  to  the  conrt  as  nearlj 
as  possible  in  the  condition  in  which  sfae  was  at  the  time  of  seizore, 
and  to  this  end  her  papers  shoald  be  carefally  sealed  at  the  time  of 
seizure  and  kept  in  the  castodj  of  the  prize  master. 

Art.  48.  All  witnesses  whose  testimony  is  necessary  to  the  ad- 
jadication  of  the  prize  shoald  be  detained  and  sent  in  with  her,  and 
if  circamstances  permit,  it  is  preferable  that  the  officer  making  the 
search  shoald  act  as  prize  master. 

The  laws  of  the  United  States  in  force  conceming  prizes  and  prize 
cases  mast  be  closely  followed  by  officers  and  men  of  the  United  States 
Navy. 

Art.  49.  The  title  to  property  seized  as  prize  changes  only  by 
the  decision  rendered  by  the  prize  coart.  Bat  if  the  vessel  or  its  cargo 
is  needed  for  immediate  public  use,  it  may  be  converted  to  such  ose, 
a  careful  inventory  and  appraisal  being  made  by  impartial  persona  and 
certified  to  the  prize  court. 

Art.  50.  If  there  are  Controlling  reasons  why  vessels  that  are 
properly  captnred  may  not  be  sent  in  for  adjudication — such  as  un- 
seaworthiness,  the  existence  of  infectious  disease,  or  the  lack  of  a  prize 
crew — they  may  be  appraised  and  sold,  and  if  this  can  not  be  done, 
they  may  be  destroyed.  The  imminent  danger  of  recapture  would 
justify  destruction,  if  there  should  be  no  doubt  that  the  vessel  was  a 
proper  prize.  But  in  all  such  cases  all  of  the  papers  and  other  testi- 
mony  should  be  sent  to  the  prize  court,  in  order  that  a  decree  may 
be  duly  entered. 

SECTION  IX. 

Armistice,  Truce,  and  CapitulationB,  and  Violations  of  Iiaws  of  War. 

Art.  51.  A  truce  or  capitulation  may  be  conduded,  without 
special  authority,  by  the  Commander  of  a  naval  force  of  the  United 
States  with  the  Commander  of  the  forces  of  the  enemy,  to  be  limited, 
however,  to  their  respective  commands. 
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A  genenJ  annistice  reqnirea  an  agreement  between  the  respective 
belligerent  goyemments. 

Art  52.  After  agreeing  apon  or  signing  a  capitolation  the  capita- 
lator  mnsi  neither  injnre  nor  destroy  the  Teeeela,  property,  or  etorea 
in  bk  poopeoDion  that  he  ib  to  deliver  ap,  anlese  the  rigth  to  do  so  is 
exprcflsly  reeenred  to  him  in  the  agreement  or  capitolation. 

Art  58.  The  notioe  of  the  tennination  of  hoBtilities,  befere 
beii^  aeted  apon,  muet  be  offidally  leceiTed  hy  a  conunander  of  a 
nayal  force. 

Exeept  where  otherwise  provided,  acta  of  war  done  alter  the  receipt 
of  the  official  notioe  of  the  eondnsion  of  a  treaty  of  peaoe  or  of  an 
anniatice  are  noll  and  void. 

Art  54.  When  not  in  conflict  with  the  fbr^going  the  r^golationa 
reepecting  the  lawB  of  war  on  knd,  in  force  with  the  annies  of  the 
United  States,  will  govem  the  Navy  of  the  United  States  when  drcom- 
itances  render  them  applicable. 

Art  55*  The  foregoing  regolations  aie  issned  with  the  approval 
of  the  President  of  the  United  States,  for  the  goyemment  of  all 
pemms  attached  to  the  naval  ser?iee,  sabjeet  to  all  laws  and  troaües 
of  Ae   United   States  that  are   now   in  foiee   or  maj   hereafter   be 


m. 

Text  der  BlMkade-InstriktioB  yoii  1898. 

General  Order 
No.  482. 

NaTj  Department,  Washington,  Jone  20,  1898. 

The  fbllowing  "Instmetions  Blockading  VesselB  and  Qmisers,"  pre- 
pnred  l^  the  Department  of  State,  are  pnblished  for  the  infonnation 
and  goidance  of  the  naval  senriee. 

John  D.  Long^  Secretary. 

Instructions  to  blockading:  vessels  and  crulsers. 

1.  Vessels  of  the  United  States,  while  engaged  in  blockading  and 
craiaing  Service,  wiD  be  goTemed  by  the  rales  of  international  law,  aa 
kid  down  in  the  decisions  of  the  eonrts  and  in  the  treaties  and  manoals 
fimiiahed  by  the  Navy  Department  to  ship^s  libraries,  and  by  the 
provisions  of  the  treaties  between  the  United  States  and  other  Powers. 

The  following  specific  instnictions  are  established  for  the  goidance 
of  officers  of  the  United  States: 

Z^ÜMhrift  f.  inUTB.  Prtrai-  n.  StrafrMhi  «to.,  Band  XI.  27 
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Blockade. 

2.  A  blockade  to  be  effecüve  and  binding  mast  be  nMuntemed 
bj  a  force  sufficient  to  render  ingress  to  or  egreBß  from  the  port 
dangerooB.  If  the  blockading  vessels  be  driven  away  bj  streee  of 
weather,  bat  retnm  withoat  delay  to  their  stationB,  the  continuitjr  of 
the  blockade  is  not  thereby  broken;  bat  if  thej  leave  their  stationB 
volontarilj,  ezcept  for  porposes  of  the  blockade,  Boch  as  chaeing  a 
blockade  ranner,  or  are  driven  away  by  the  enemj^s  force,  the  blockade 
is  abandoned  or  broken.  Ab  the  BaBpension  of  a  blockade  is  a  serionB 
matter,  involving  a  new  notification,  commanding  offioerB  will  ezeieiBe 
especiid  care  not  to  give  groonds  for  complaints  on  thia  score. 

NbtifioationB  to  neutrala. 

8.  Neutral  YeBsels  are  entitled  to  notification  of  a  blockade  befbre 
they  can  be  made  priae  for  its  attempted  violation.  The  eharacter  of 
this  notification  is  not  matenaL  It  may  be  actoal,  as  by  a  vesael  of 
tiie  blockading  force,  or  (k>n8tractiye,  aB  by  a  proclamation  of  the  govem- 
ment  uiaintaining  the  blockade,  or  by  common  notorie^.  If  a  neotnl 
Tessel  can  be  shown  to  have  had  notice  of  the  blockade  In  any  way, 
she  is  good  prize  and  shoald  be  sent  in  for  adjadication;  bat,  skoold 
formal  notice  not  have  been  given,  the  rale  of  constractiye  knowledge 
arising  rom  notoriety  shoald  be  construed  in  a  manner  liberal  to  the 
nentraJ. 

4.  YesselB  appearing  before  a  blockaded  port,  having  sailed  withoat 
notification,  are  entitled  to  actnal  notice  by  a  blockading  TCsseL  They 
shoald  be  boarded  by  an  offioer,  who  shoald  enter  in  the  ship's  log 
the  fact  of  snch  notice,  such  entry  to  inclnde  the  name  of  the  blockad- 
ing vessel  giving  notice,  the  extent  of  the  blockade,  the  dato  and  place^ 
▼erified  by  bis  official  signatarer  The  vessel  is  then  to  be  aet  finee; 
and  shoald  she  again  attempt  to  enter  the  same  or  any  other  blockaded 
port  as  to  which  she  has  had  notice  she  is  good  prize. 

5.  Shoald  it  appear  from  a  vessels's  clearance  that  she  sailed  after 
notice  of  blockade  had  been  commanicated  to  the  coantry  of  her  poit 
of  departnre,  or  after  the  fact  of  blockade  had,  by  a  fair  assamption, 
become  commonly  known  at  that  port,  she  shoald  be  sent  in  aa  a 
prize.  There  are,  however,  treaty  ezceptions  to  this  rale,  and  these 
ezceptions  should  be  strictly  observed. 

6.  A  neutral  vessel  may  sali  in  good  faith  for  a  blockaded  port 
wHh  an  alternative  destination  to  be  decided  upon  by  Information  as 
to  the  continnance  of  the  blockade  obtained  at  an  intermediate  port. 
Bnt,  in  snch  case,  she  is  not  allowed  to  continae  her  voyage  to  the 
blockaded  port  in  alleged  quest  of  infbrmation  as  to  the  Status  of  the 
blockade,  bat  must  obtain  it  and  decide  upon  her  course  belbre  ehe 
arrives  in  suspicious  vicinity;  and  if  the  blockade  has  been  formally 
established  with  due  notification,   any  doabt  as   to  the  good  fiaith  of 
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mieh  a  proeeeding  shoold  go  against  the  neatral  and  Bnbject  her  to 


7.  In  aoeordanoe  with  the  mle  adopted  by  the  United  Statee  in 
tbe  ezisting  war  witb  Spain,  neutral  ▼eBsels  found  in  port  at  the  time 
of  the  establiahment  of  a  bloekade  will,  onlees  odierwise  ordered  by 
the  United  States,  be  allowed  thirty  days  firom  the  estabUshment  of 
the  bloekade  to  load  their  cargoee  and  depart  ftom  sneh  port. 

8.  A  vessel  nnder  any  circamstances  resisting  visit,  destroyi&g  her 
papers,  presenting  fraudolent  papen,  or  attempting  to  eecape,  shoold 
be  sent  in  for  adjudication.  The  liability  of  a  bloekade  nmner  to 
eaptnre  and  condeamation  b^gins  and  terminates  with  her  voyage.  If 
there  is  good  evidence  that  she  sailed  with  intent  to  evade  the  bloekade 
ehe  is  good  prize  from  the  moment  she  appears  npon  the  high  seas. 
Similarlj,  if  she  hae  saeceeded  in  escaping  from  a  bloekaded  port  she 
18  liable  to  captore  at  any  time  before  she  reaches  her  home  port 
Bnt  with  the  tennination  of  the  vojage  the  offence  ends. 

9.  The  crewB  of  bloekade  ronners  are  not  enemies  and  shonld  be 
treated  not  as  prisoners  of  war,  but  with  every  eonäderaHon.  Any  of 
the  officers  or  crew,  however,  whose  testimony  before  the  priae  coort 
may  be  desired,  shoold  be  detained  as  witnesses. 

10.  The  men-of-war  of  neotral  powers  shoold,  as  a  matter  of 
eoartesy,  be  allowed  fVee  passage  to  and  from  a  bloekaded  port 

11.  Blockade  ronning  is  a  distinct  offence,  and  sobjeets  thoTessel 
attempting,  or  saiMng  with  the  intent,  to  commit  it,  to  seizure,  withont 
regard  to  the  natnre  of  her  eaigo.  The  presenee  of  contraband  of  war 
in  the  cargo  becomes  a  distinct  caose  of  seizore  of  the  vessel,  where 
she  is  boond  to  a  port  of  the  enemy  not  bloekaded,  and  tho  whidi, 
contraband  of  war  ezeepted,  she  is  free  to  trade. 

Bight  of  aearolL 

11.  The  belligerent  right  of  search  may  be  exercised  witbost  pre- 
▼ioojB  notice,  opon  all  neotral  vessek  after  the  beginning  of  war,  to 
determine  their  nationality,  the  character  of  their  cargo,  and  the  ports 
between  which  they  are  trading. 

18.  This  right  shoold  be  exercised  witb  tact  and  eonsideration, 
and  in  striet  conforraity  with  treaty  provisions,  wherever  they  esist. 
The  following  directions  are  given,  sobjeet  to  any  special  treaty 
stipulations:  After  firing  a  blank  Charge,  and  caosing  the  vessel  to  lie 
tOy  tbe  croiser  shoold  send  a  sraall  boat,  no  laiger  than  a  whale  boat^ 
with  an  officer  to  eondoet  the  search.  There  may  be  arms  in  the 
beaty  bot  the  men  shoold  not  wear  them  on  their  persons.  The  officer, 
wearing  only  bis  side  arms,  and  aeoompanied  on  board  by  not  more 
than  two  men  of  bis  boat's  crew,  onarmed,  shoold  first  ezamine  the 
▼essers  papen  to  ascertain  her  nationality  and  her  ports  of  departore 
and  deetination.  If  she  is  neotral,  and  trading  between  neotral  ports, 
the  ezamination  goes  no  forther.  If  she  is  neotral,  and  bonnd  to  an 
enemy's  port  not  bloekaded ,  the  papers  which  indicate  the  ehaiaeter 
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of  her  Gtigo  ahonld  be  ezammed.  If  these  show  contimbuid  of  war 
the  Yessel  should  be  seized;  if  not,  ehe  shoold  be  Bet  free,  anleMi  hy 
reaaon  of  strong  groonds  of  siiBpicioii,  a  faither  search  sboold  aeem  to 
be  reqniflite. 

14.  IrrespecttYe  of  the  cbaraetor  of  the  cargo,  or  her  pmporfced 
desliiiatioii,  a  neutral  venel  shoald  be  aeiied  if  she — 

(1)  AttemptB  to  aYOld  setreh  bj  eeoape;  bat  this  mnst  be  eleurlj 
evident. 

(2)  Besista  search  with  Tiolenoe. 

(3)  PreMQts  fraadulent  papen. 

(4)  Is  not  sapplied  with  the  neceeaary  papen  to  establiah  the 
of  search« 

(5)  Destroyes,  de&oeB,  or  conceala  papen« 

The  papen  generally  to  be  expected  on  board  of  a  veoeel  aie: 

(1)  The  regiater. 

(2)  The  crew  list. 

(3)  The  log  book. 

(4)  A  biU  of  health. 
^5)  A  charter  partj. 

(6)  Invoices. 

(7)  BiUa  of  kding. 

15.  A  neoAral  veaael  canying  hoatile  diapatohea,  wfaen  aailing  aa 
a  diapafich  veaael  practieally  in  the  aervioe  of  the  enemy,  ia  Üable  to 
aeiaare;  bat  not  when  ahe  ia  a  maii  packet  and  carriea  them  in  tiie 
FQgolar  and  coatomary  manner,  eilher  aa  a  part  of  the  mail  in  her  mail 
baga,  or  aeparatelj,  aa  a  matter  of  accommodation  and  withoat  apecial 
anangement  or  remoneration.  The  yoyagea  of  mail  ateamen  are  not 
to  be  interfered  witheoccept  on  the  cleareat  groonda  of  aoapieioB  of  a 
▼iolation  of  law  in  reapect  of  contraband  or  blockade. 

16.  A  neatral  veaael  in  the  aervioe  of  the  enemy,  in  the  tnna- 
portation  of  troopa  or  militarj  peraona,  ia  liable  to  aeianre. 

Heroliant  veaaela  of  the  enemy. 

17.  Are  good  prize,  and  may  be  aeiaed  anywhere,  ezoepi  ia 
neatnl  waten.  To  thia  rale,  however,  the  Preaident'a  proclamation 
of  April  26,  1898«  made  the  foUowing  esceptiona: 

"4.  Spaniah  merchant  veaaela  in  any  porta  or  placea  within  the 
United  Statea,  shall  be  allowed  tili  May  21,  1898,  indoaive,  for 
loading  their  cargoea  and  departing  firom  aoeh  porta  or  placea;  and 
aneh  Spaniah  merchant  veaaela,  if  met  a  aea  by  any  United  Statea 
ahip,  ahall  be  permitted  to  continue  their  voyage,  if,  on  examination 
ol  their  papers,  it  ahall  appear  that  their  caigoea  were  taken  on  boaid 
before  the  expimtion  of  the  above  term;  Provided  that  nothing  herein 
contained  ahall  apply  to  Spaniah  veaaela  having  on  board  any  officer 
in  the  military  or  naval  aervice  of  the  enemy,  or  any  coal  (ezoept  aaeh 
aa  may  be  neceeaary  for  their  voyage),  or  any  other  artide  prohibited 
or  oontraband  of  war,  or  any  diapatch  of  or  to  the  Spaniah  Govemment, 
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*%  Anj  Spaniflh  merchant  TOBsel  which,  prior  to  April  21,  1898i 
ahall  have  lukd  £rom  anj  foreigD  port  bomid  for  9nj  poit  ex  plaee 
in  the  United  States,  shall  be  permitted  to  enter  auch  port  or  plaoe, 
and  to  ditcbarge  her  cargo,  and  afterward  forthwith  to  depart  withont 
molestation;  and  any  auch  TesBel,  if  met  at  aea  by  any  United  Statea 
ahip,  aball  be  permitted  to  continne  her  Toyage  to  anj  port  not  blockaded." 

Bnemy'a  Property  in  neutral  veaaela  not  oontraband  of  war. 

18.  The  President,  by  bis  prodamation  of  April  26,  1898, 
dedared: 

"1.  The  neutral  flag  eorers  enemy's  goods,  with  the  eatoeption 
of  oontmband  of  war/' 

Contraband  of  war. 

19.  The  term  eontraband  of  war  oomprehends  only  artides  having 
a  belligerent  destination,  as  to  an  enemy's  port  or  fleet  With  this 
ezplanation,  the  foUowing  artieles  are,  for  the  present,  to  be  treated  as 
contraband: 

JU>8oMdy  canirahand,  —  Ordntfnce;  machine  gons  and  their 
appliances,  and  the  parts  thereof;  armor  plate,  and  whatever  pertains 
to  the  offensive  and  defensive  armament  of  naval  vessels;  amis  and 
instmments  of  iron,  steel,  brass,  or  copper,  or  of  anj  other  material, 
such  arms  and  instruments  being  specially  adapted  for  nse  in  war  by 
land  or  sea;  torpedoes  and  their  apportenances ;  cases  for  mines,  of 
whatever  material ;  engineering  and  tiansport  materials ,  such  as  gnn 
carriages,  Caissons,  cartridge  boxes,  campaigning  forges,  canteens,  pon- 
toons ;  ordnance  Stores ;  portable  ränge  Anders ,  Signal  flags  destined  for 
naval  use;  ammunition  and  explosives  of  all  kinds;  machinery  for  the 
manu£Bustare  of  arms  and  munitions  of  war ;  saltpeter ;  militaiy  accouter- 
ments  and  eqaipments  of  all  sorts;  horses. 

Conditionälly  contraibcMd,  —  Goal,  when  destined  for  a  naval 
Station,  a  port  of  call,  or  a  ship  or  ships  of  the  enemy;  materials  for 
the  coDstmction  of  railways  or  telegraphs,  and  money,  when  such 
materials  or  money  are  destined  for  the  enemy's  forces;  provisions, 
when  destined  for  an  enemy's  ship  or  ships,  or  for  a  place  that  is 
beaieged. 

Bending  in  of  priaes. 

20*  Prizes  should  be  sent  in  for  adjudication ,  onless  otherwise 
directed,  to  the  nearest  bome  port,  in  which  a  priae  court  may  be 
flitting. 

21.  The  prize  should  be  delivered  to  the  court  as  nearly  as 
posaible  in  the  condition  in  which  she  was  at  the  time  of  seizure;  and 
to  this  end  her  papers  should  be  sealed  at  the  time  of  seizure,  and 
kept  in  the  custody  of  the  prize  master.  Attention  is  called  to 
Articlea  Nos.  16  and  17  for  the  Government  of  the  U.  8.  Navy. 
(Isbchibit  A.) 

22«   All  witnessee,   whose  teatimony  is  necessary  to  the  adjudi- 
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cation  of  the  prise,  Bhoald  be  detained  and  sent  in  wiih  her,  and,  if 
oiicnmataneea  permit,  it  is  prefoiaUe  that  the  offioer  making  the  aearch 
ahoold  act  as  priae  maater. 

18.  Ab  to  the  deliverj  of  the  prize  to  the  jndieial  aathority,  oon« 
avlt  Bectiona  4615 ,  4616,  end  4617,  Reviaed  Btatates  of  1878.  (Ex- 
hibit  B.)  The  papen,  indnding  the  log  book  of  the  prise,  are  ddi* 
vered  to  the  prize  commiBsioners ;  the  witneBsea,  to  the  cngtody  of  the 
U.  S.  numhal ;  and  the  prize  itself  remaina  in  the  costody  of  the  prize 
maater  nntil  the  conrt  iBBueB  proceas  directing  one  of  ita  own  officers 
to  take  Charge. 

24.  The  title  to  property  aiezed  aa  prize  changea  onlj  by  the 
deciflion  rendered  by  the  prize  court  Bat,  if  the  veaael  itadf,  or  itB 
cargo,  ia  needed  for  immediate  public  nae,  it  may  be  converted  to  auch 
nae,  a  carefol  inventory  and  appraisal  being  made  by  impartial  peraonB 
and  certified  to  the  prize  conrt 

28.  If  there  are  Controlling  reaaonB  why  veasela  may  not  be  aent 
in  for  adjndication ,  aa  nnseaworthineaB ,  the  exiatence  of  infectiooB 
disease,  or  the  lack  of  a  prize  crew,  they  may  be  appraised  and  aold; 
and  if  thia  cannot  be  done  they  may  be  deatroyed.  The  imminent 
danger  of  recapture  wonld  jostify  deatmction,  if  there  waa  no  doabt 
that  the  veaael  was  good  prize.  Bnt,  in  all  sneh  caaea,  all  the  papers 
and  other  testimony  shoiüd  be  sent  to  the  prize  eoort,  in  order  that 
a  decree  may  be  dnly  entered. 

Sxhibit  A. 

Art  16.  No  person  in  the  Navy  shall  take  oat  of  a  prize,  or 
veaael  seized  as  a  prize,  any  money,  plate,  goods,  or  any  part  of  her 
eqaipment,  onless  it  be  for  the  better  preservation  thereof,  or  nnlees 
such  articlea  are  absolntely  needed  for  the  use  of  any  of  the  vesseb 
or  armed  forces  of  the  United  Statea,  before  the  same  are  adjndged 
lawfal  prize  by  a  competent  court;  but  the  whole,  without  fraud, 
concealment,  or  embezzlement,  shall  be  brought  in,  in  order  that  judg- 
ment  may  be  passed  thereon;  and  every  person  who  offends  against 
this  article  shall  be  punished  as  a  court-martial  may  direct. 

Art  17.  If  any  person  in  the  Navy  strips  off  the  clothes  of,  or 
pillages,  or  in  manner  maltreats,  any  person  taken  on  board  a  prize, 
he  shall  suffer  such  punishment  as  a  court-martial  may  adjudge. 

Bxhibit  B. 
See.  4615.  The  commanding  officer  of  any  vessel  making  a 
captnre  shall  secure  the  documents  of  the  ship  and  caigo,  induding  the 
log  book,  with  all  other  documents,  letters  and  other  papers  found  on 
board,  and  make  an  inventory  of  the  same,  and  seal  them  up,  and 
send  them,  with  the  inventory  to  the  court  in  which  prooeedings  are 
to  be  had,  with  a  written  Statement  that  they  are  all  the  papers  fbund. 
and  are  in  the  condition  in  which  they  were  found ;  or  explaining  the 
abaence  of  any  documents  or  papers,  or  any  change  in  their  condition. 
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He  sbaU  abo  send  so  sacli  coort,  as  witneases,  the  master,  one  or  more 
of  the  other  officen,  the  supercaigo,  porser,  or  agent  of  the  priase,  and 
any  penon  foond  on  board  whom  he  maj  sappose  to  be  interested  in, 
or  to  have  knowledge  respecting,  the  title,  national  character,  or  desti- 
nation  of  the  prize.  He  shall  send  the  prize,  with  the  documente, 
papem  and  witneBses,  ander  charge  of  a  competent  prize  master  and 
prize  crew,  into  port  for  adjndication ,  ezplaining  the  absence  of  anj 
Qsiial  witnesses ;  and  in  the  absence  of  instractions  from  saperior  aniho- 
ritj  as  to  the  port  to  which  it  shaU  be  sent,  he  shall  seleet  such  port 
as  he  shall  deem  most  convenient,  in  view  of  the  intereste  of  probable 
daimants,  as  well  aa  of  the  captors.  If  the  captored  ressel,  or  any 
part  of  the  captored  property,  is  not  in  condition  to  be  sent  in  for 
adjndication,  a  snryey  skall  be  had  thereon  and  an  appraisement  made 
by  persona  aa  competent  and  impartial  as  can  be  obtained,  and  their 
reports  ahall  be  aent  to  the  coort  in  which  proceedings  are  to  be  had ; 
and  soch  property,  onless  appropriated  for  the  ose  of  the  Government, 
shall  be  sold  by  the  aothori^  of  the  commanding  officer  present,  and 
the  proceeds  deposited  with  the  assistant  treasorer  of  the  United  States 
most  aoceaaible  to  aoch  coort,  and  sobject  to  its  order  in  the  caose. 
(See  See.  1624,  Art  15.) 

See  4616.  If  any  vessel  of  the  United  States  shall  daim  to 
ahare  in  a  prize,  either  as  having  made  the  captore,  or  as  having  been 
within  Signal  distance  of  the  vessel  or  vessels  making  the  captore,  the 
commanding  officer  of  soch  vessel  shall  make  00t  a  written  Statement 
of  bis  daim,  with  the  groonds  on  which  it  is  foonded,  the  prindpal 
facta  tending  to  show  what  vessels  made  the  captore,  and  what  vessels 
were  within  signal  distance  of  those  making  the  captore,  with  reasonable 
particolarity  as  to  times,  distances,  localities,  and  signals  made,  seen, 
or  answered ;  and  soch  statement  of  claim  shall  be  signed  by  him  and 
sent  to  the  coort  in  which  proceedings  shall  be  had,  and  shall  be  filed 
in  the  caose. 

See.  4617.  The  prize  master  shall  make  bis  way  diligently  to 
the  sdected  port,  and  there  immediately  ddiver  to  a  prize  commissioner 
the  docoments  and  papers,  and  the  inventoiy  thereof,  and  make  affida- 
vit  that  they  are  the  same,  and  are  in  the  same  condition  as  ddivered 
to  him,  or  ezplaining  any  absence  or  change  of  condition  therein,  and 
that  the  prize  property  is  in  the  same  condition  as  delivered  to  him, 
or  explaining  any  loss  or  damage  thereto;  and  he  shall  forther  report 
to  the  district  attomey  and  give  to  him  all  the  information  in  his 
possession  respecting  the  pnze  and  her  captore;  and  he  shall  deliver 
over  the  persons  sent  as  witnesses  to  the  costody  of  the  marshal,  and 
sball  retain  the  prize  in  his  costody  ontil  it  shall  be  taken  therefrom 
bv  process  from  the  prize  coort     (See  See  5441.) 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Bei  inteiiuUitmalprivatrechÜichen  Fragen  hat  das  Gericht  grund- 
säMich  die  in  seinem  eigenen  Bezirk  geltenden  KoUisiansnarfnen 

anemoenden. 

Urteil  das  Beiehsgerichts  lY  yom  11.  Februar  1900  (JntistiBehe  Woehenedirift 

1901  8.  229  No.  9). 

Wenn  ein  Ehepaar  seinen  ersten  ehelichen  Wohnsitz  im  Grofs- 
herzogtum  Baden  gehabt  hat,  so  rechtfertigt  diese  Thatsache  nicht  die 
Anf&ssung  des  BemihngsrichterB ,  dafs  die  Frage,  welches  Güterrecht 
unter  den  Parteien  besteht,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
badischen  Eechts  ttber  örtliche  Statutenkollision  zu  entscheiden  sei. 
Wie  das  Reichsgericht  mehr&ch  ausgesprochen  hat  (vgl.  u.  a.  Entseh. 
Bd.  24  S.  826,  881,  382;  Bd.  86  S.  282,  284),  ist  für  die  Beantwortung 
der  Frage,  welches  örtliche  Recht  bei  der  Kollision  verschiedener  Rechte 
anzuwenden  sei,  das  Recht  des  mit  der  Entscheidung  befafsten  Gerichts 
mafsgebend.  An  diesem  Grundsatz  ist  auch  hier  festzuhalten.  Darnach 
htttte  das  preufsische  Kammergericht  als  erkennendes  Gericht  auf  das 
preufs.  Allgem.  Landrecht  zurückgehen  tmd  sich  auf  Grund  desselben 
der  Prüfung  tmterziehen  müssen,  nach  welchem  Rechte  die  ehelichen 
Gttterverhältnisse  der  Parteien  zu  beurteilen  seien.  Entscheidend  ist  die 
Vorschrift  des  §  28  der  Einleitung  zum  Allgem.  Landrecht,  nach 
welcher  die  persönlichen  Eigenschaften  und  Beftignisse  eines  Menschen 
nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurteilt  werden,  tmter  welcher 
derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat  Unter  diese  Vorschrift 
fallen  auch  die  persönlichen,  sowie  die  vermögensrechtlichen  Verhältnisse 
der  Eheleute.  .  .  •  Jener  Auffassung  steht  das  vom  Bemfungsrichter 
angezogene  Urteil  des  Reichsgerichts  (Entseh.  Bd.  25  S.  841)  nicht 
entgegen.    Dort  handelte  es  sich  um  einen  badischen  Fall,  tmd  das 
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OberiandflsgeEieht  m  Karlsnihe  liatte  die  Begtimmnngen  des  badisohcA 
ReebtB  ttber  örtliche  StatatenkolÜBion  angewendet,  was  vom  Reioh»- 
gerieht,  2.  CivilaeiiAt,  in  Anwendung  des  oben  vertretenen  Setaset  ge- 
billigt worden  ist  Derselbe  Senat  bat  sieb  aoeb  in  jüngeren  £bt- 
scbeidongen  (vgl.  o.  a.  Entsch.  Bd.  44  S.  840)  auf  einen  gleiehea 
Standpn^t  gestellt 

In  Deutschland  hmn  die  Ehe  eines  römisch-JcatholiseJ^en  Öster- 
reichers flicht  geschieden  werden;  auch  kann  nicht  auf  ÄufTiehung 
der    Glichen    Gemeinschafl   im   Sinne   der  §§  1575  und  1576 

B.G.B.  erkannt^)  werden. 

Urteil  des  Beicbsgericbts  Y.   vom  90.  April  1901  (Oeatsehe  JqiistenaeitBng 

1901  S.  487). 

„Art  17  Abs.  4  des  £.0.  zam  6.6.B.  ist  dahin  za  verstehen, 
daPs  ein  Urteil,  das  eine  Trennung  des  Ebebaodes  aasspricht  and  damit 
die  Möglichkeit  anderweiter  Wiederverheiratang  eröffnet,  nnr  gegeben 
werden  darf,  falls  sowohl  das  ansländische  als  das  deatsche  Recht  eine 
Lösung  vom  Bande  der  Ehe  zattirst  Hieraas  eigiebt  sich,  dafs,  wie 
llberdies  in  Art  17  Abs.  4  aosdrflcklich  gesagt  wird,  auch  auf  Anf- 
bebnng  der  ehelichen  Gemeinschaft  im  Sinne  der  §§  1575, 
1576  nar  erkannt  werden  darf,  wenn  das  ansländische  Recht  die 
Sebeidnng  Baläfst  Die  gegenteilige,  anch  in  der  Litteratnr  ver- 
tretene Ansicht,  dafs  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  wesent- 
lichen dasselbe  sei,  wie  die  Anfhebnng  der  ehelichen  Oemeinscbaft,  ver- 
kennt das  Wesen  beider  Institute.  Die  Aufhebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft gewährt  die  jederzeitige  Möglichkeit,  auch  die  Lösung  vom 
Bande  au  verlangen,  ist  mithin  eine  nur  noch  suspensiv,  und  zwar 
potestativ  bedingte  Scheidung,  während  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  das  Band  der  Ehe  unberührt  läfst* 

Mafsgehlichkeit  des  Erfüllungsortes  fwr  die  Rechtsfolgen  eines 
ohligatorischen   Vertrages  {Agenturvertrag;  pactum  de  vendendo). 

Uttefl  des  Beiehsgeriehti  III  vom  29.  Mai  1900  (Entseh.  des  RdehsgerichtB 

Bd.  46  S.  12S). 

Der  Beklagte  in  Wiesbaden  ttbertrog  im  Jahre  1898  dem  Kläger 
in  Berlin  für  Berlin  nebst  den  Vororten  seine  Generalvertretung  und 
den  Alleinverkauf  des  von  ihm  hergestellte^  .Universal-Fischfutters*. 
Der  Beklagte  war  nach  diesem  Vertrage  verpflichtet,  dem  Kläger  das 
Fntter  für  einen  bestimmten  Preis  zu  liefern  und  alle  ihm  aus  dem 
bezeichneten  Bezirk  zugehenden  Aufhilge  an  den  Kläger  zur  Ausflihrang 
abaugeben;  dem  EJäger  stand  das  Recht  zu,  das  Futter  im  eigenen 
l^amen  und  für  eigene  Rechnung  zu  einem  von  ihm  frei  zu  bestimmen- 


1)  Vgl.    das    flbereinstmmiende    UrteU    des    Reichflgerichts   VI    vom 
13.  Deaember  1900  (s.  oben  Bd.  XI  dieser  Zeitschr.,  8.  65  ff.). 
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den  Fraise  weiter  za  verkaufen.  —  Diesem  Yertrsge  hat  der  Beidagte 
unter  anderem  dadoreh  suwider  gehandelt,  dafs  er  seit  Mai  1899 
an  Berliner  Finnen  direkt  Fischfntter  lieferte;  anfterdem  hat  er  dem 
KlXger  im  Mai  1899  brieflich  mitgeteilt,  dafs  er  vom  Vertrage  znrOick- 
trete. 

Auf  Antrag  des  Klifgers  verbot  die  erste  Instanz  dem  BeUagten 
dorch  einstweilige  Verftlgang,  an  Berliner  Kunden  das  Fischfntter  sa 
liefern.  Die  2.  Instanz  hob  dieses  Urteil  anf;  sie  sah  in  der  zwischea 
den  Parteien  geschlossenen  Vereinbanmg  einen  Agentorvertrag  und 
führte  ans:  da  das  Handelsgesetzbuch  über  das  Recht,  von  einem 
Agenturvertrag  zurückzutreten,  keine  Vorschriften  enthalte,  komme  das 
bürgerliche  Recht  zur  Anwendung,  und  zwar  das  in  Berlin  geltende 
pranfbische  allgemeine  Landrecht  Denn  bei  einem  Agentorvertrag  sei 
das  Wesentliche  die  Thätigkeit  des  Agenten,  die  in  Berlin  stattzufinden 
gehabt  habe;  die  Verpflichtung  des  Beklagten,  das  Fischfntter  zu  liefern, 
habe  keine  selbständige,  von  der  Thätigkeit  des  Agenten  losgelöste 
Bedeutung.  Berlin  sei  daher  der  Sitz  des  Rechtsverhätnisses  und  Er- 
füllungsort für  sämtliche  Verbindlichkeiten,  auch  die  des  Beklagten. 
Nach  dem  preufs.  allgemeinen  Landrecht  (§§  408,  409,  I  5)  kOnne 
aber  beim  Agenturvertrag  jede  Partei,  wenn  sie  behaupte,  dals  die 
andere  Partei  die  Erfüllung  nicht  ordnungsmäfsig  geleistet  habe,  sofort 
auf  ihre  Gefiihr  vom  Vertrage  zurücktreten.  Im  vorliegenden  Fall  sei 
daher,  da  der  Beklagte  zurückgetreten  sei,  die  auf  ErftÜlung  gerichtete 
einstweilige  Verftlgnng  ungerechtfertigt. 

Das  Reichsgericht  verwirft  die  Auffiusung  der  2.  Instanz,  da& 
der  Vertiag  ein  Agenturvertrag  sei,  und  erblickt  in  der  Vereinbamng 
ein  pacUvM  de  vendendo»  Daher  sei  denn  auch  nicht  Berlin  der  Er- 
füllungsort „Nach  der  allgemeinen  Regel  (Art  324  Abs.  2  des 
früheren  H.G.B.s)  ist  ftlr  die  Verpflichtungen  des  Beklagten  seine 
Niederlasstmg,  bezw.  sein  Wohnort,  also  Wiesbaden,  der  Erfüllungs- 
ort, und  daher  das  gemeine  Recht  mafsgebend.  Nach  dem 
gemeinen  Recht  ist  aber  ein  solches  Rücktrittsrecht  vom  Vertrage  nicht 
gegeben  .  .  .^ 

Örtliches  Beeht  für  die  Form  eines  durch  Briefwechsel  zustande 
gekommenen  schenkungsweisen  Erlafsvertrages. 

Urteil  des  Reichsgerichts  IV  vom  15.  M&rz  1900  (Entsch.  des  ReichageriditB 

Bd.  46  S.  281). 

Die  Darlehnsgläubigerin  S.  in  Braunschweig  (gemeines  Recht) 
klagte  gegen  ihren  Schuldner  in  Liegnitz  (preufs.  allgemeines  Land- 
recht) einen  Teil  der  Darlehensforderung  ein.  Der  Beklagte  machte 
geltend :  Die  Klägerin  habe  ihm  durch  ihr  von  ihrem  Wohnort  Braun- 
Bchweig  an  ihn  an  seinen  Wohnort  Liegnitz  gerichtetes  Schreiben  vom 
31.  Mai  1895  den  Erlafs  seiner  Darlehnskapitalschuld  angeboten,  wenn 
ihr  die  Zusicherung  würde,  die  Zinsen  für  ihre  Lebenszeit  zu  behalten ; 
er   habe   darauf  schriftlich  sowohl   das   Anerbieten  angenommen,    wie 
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auch  das  Zintvenprechea  gagebco,  and  die  Klligeria  habe  ihm  daan 
von  BraoDBchweig  ans  mit  ihrem  Briefe  vom  20«  Juni  1895  eine  ihr 
yerpflUidete  PachtkaationBorkande  nebst  seiner  VerpfilndangBeiUArang 
zorttckgeschickt  nnd  in  dem  Briefe  ansdrfleklich  erklKrt:  „Beifolgende 
Schriftstttcke  .  .  •  sollen  Dich  in  den  unantastbaren  Besitz  des  von  .  .  • 
mir  gelieheneD  Kapitals  bringen  • .  .*  —  Die  Kllgerin  bestritt  den 
Erlafs  nnd  dessen  sofariftliche  Annahme  durch  den  Beklagten»  sowie  das 
schriftliche  Zinsversprechen  des  letzteren.  Sie  erhob  femer  den  Gegen- 
einwand,  dafs  der  Erlafs  in  jedem  Falle  nur  als  ein  schenknngsweise 
erfolgter  au%e&fWt  werden  könne,  nnd  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  sie, 
die  Schenkerin,  ihren  Wohnsitz  in  Brannschweig  gehabt  habe,  den 
Formvorschriften  des  gemeinen  Rechtes  beztkglich  der  Schenkungen  unter- 
liege, mithin  in  seiner  aufsergerichtlichen  Form  nur  bis  zum  Betrage 
von  500  solidi  s=  4666^/8  Mk.  wirksam  sei,  welchen  Betrag  sie  be- 
reits  von  ihrer  Forderung  gekürzt  habe. 

Die  Klilgerin  wurde  in  allen  drei  Instanzen  abgewiesen. 

Das  Berufungsnrteil  bemerkte:  Der  Eriafsvertrag  sei  nach  §  118 
des  prenfsischen  allgemeinen  Landrechts,  I  5,  gültig,  weil  bei  Gegen- 
stünden  über  50  Tbaler  nach  preufsischem  Recht  die  schriftliche  Erlab- 
erklftnmg,  falls  sie  angenommen  werde,  gültig  sei,  und  das  prenfsische 
Recht  deshalb  zur  Anwendung  komme,  weil  nach  ihm  das  unter  Ab- 
wesenden durch  Briefwechsel  geschlossene  Geschäft  am  besten  besteben 
könne. 

Das  Reichsgericht  stellt  zunftchst  fest,  dafs  der  Erlafs  nach  den 
Ausführungen  des  Berufungsgerichts  schenkungsweise  erfolgt  sei,  und 
ftlbrt  fort:  „Dem  Berufungsgericht  ist  darin  beizutreten,  dafs  die  Gültig- 
keit der  Form  des  Erlasses  nach  preufsischem,  und  nicht  nach  gemeinem 
Recht  zu  beurteilen  ist.  Für  die  Anwendung  des  prenfsischen  Rechts 
ist  allein  schon  der  Umstand  entscheidend,  dafs  nach  der  Feststellung 
des  Berufungsgerichts  der  Erlafs  erst  durch  den  zweiten  Brief  der 
Klägerin  vom  20.  Juni  1895  zur  Ausführung  gekommen  nnd  daher 
«rat  in  dem  Augenblicke,  als  der  Beklagte  in  Li^gnitz  diesen  Brief  in 
Empfang  genommen  hat,  vollendet  gewesen  ist  Wäre  aber  auch,  weil 
die  dem  Erlafs  zu  Grunde  liegenden  Verhandlungen  durch  Briefwechsel 
von  Brannschweig  und  von  Li^gnitz  aus  geführr  worden  sind,  der  Eriafs- 
vertrag nicht  blofs  dem  prenfsischen,  sondern  auch  dem  gemeinen  Recht 
angehörig,  so  wtlrde  immer  die  von  dem  Berufungsgericht  zur  An- 
wendung gebrachte  Vorschrift  des  §  118  allgem.  Landrechts  I  5  durch- 
greifen, und  aus  diesem  Grunde  das  preufsische  Recht  mafsgebend  sein. 
Zn  einer  ausschliefslichen  Anwendung  des  gemeinen  Rechts,  wie  es  die 
Klägerin  will,  ist  aber  niemals  zu  gelangen,  da  der  Erlafs  in  Braun- 
schweig nicht  vollendet  gewesen  ist.** 
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Wach  welchem  MSUchen  Redit  ist  jm  heurteüm,  ob  ein  Reekts- 

gesehäft  wucherisch  oder  unsitUith  ist? 

Urtoil  das  Beichag«neht8  I  vom  26.  Mai  1900  (E^twsh.  de»  BächsgerichtB 

Bd.  46  8.  112). 

Der  Klüger  aehferi  mit  dem  Bekkgteo  mehrere  YerMge,  wonatck 
der  Bekkgte  «1b  etiUer  Geeelleohafter  an  den  vom  Kliger  m  ZOridi 
«nd  Batet  errichteten  Geschftften  teilnahm  nnd  aich  für  seine  Be- 
teiltgang  erhebliche  Vorteile  venpreohen  liefiu  Der  Klüger  focht  die 
Vertriige  an  und  beantragte,  sie  wegen  Wuchers  oder  nm  ihres  unsitt- 
lichen Inhaltes  willen  für  nichtig  za  erklären. 

Das  den  Beklagten  TenuteUende  Erkenntnis  des  Beruimig^gesiehtB 
wurde  Tom  Revisionsgericht  aus  folgenden  Orttnden  aufrecht  erhalten: 

Die  Nichtigkeit  der  Vertrüge  mufs  anerkannt  werden,  sei  es,  daft 
sie  nach  schweizerischem  Rechte,  sei  es,  dafs  sie  nach  deutschem  Rechte 
wucherisch  oder  unsittlich  sind.  Obwohl  die  Kontrabenten  beide 
deutscher  Nationaiitttt  waren  und  ihr  Vertragsverhültnis  auf  deutschem 
Boden  begründet  haben ,  so  sollte  dieses  doch  lediglich  in  der  Schweis 
sur  Wirksamkeit  kommen.  Es  galt  die  Errichtung  und  den  Betrieb 
eines  kaufmännischen  Greschüftes  in  Zürich  und  anderen  Städten  der 
Schweiz.  Der  Klüger  hatte  dort  seinen  Wohnsitz  au  nehmen,  dort 
seine  vertragliche  Thütigkeit  auszuttben,  und  die  dem  Beklagten  ge- 
schuldeten Zahlungen  sollten  aus  dem  Verdienst,  der  dort  erzielt  ward, 
geleistet  werden.  Die  ganze  Summe  der  wirtschaftliohen  und  recht- 
Bchen  Bezüge,  die  sich  auf  der  Grundlage  des  durch  die  Verträge  ge- 
schafienen  Verhältnisses  entfidten  möchten,  fiel  in  die  HerrschaAssphäre 
des  schweizerischen  Rechts.  Daraus  folgt  aber  unmittelbar,  dafs  die 
Rechtsgttltigkeit  jener  Verträge  nicht  angenommen  werden  darf,  wenn 
eben  dieses  Recht  sie  nicht  will.  Der  deutsche  Richter  kann  nicht| 
gestutzt  auf  sein  eigenes  Recht,  das  Dasein  von  Verbindlichkeiten  unter- 
stellen, wenn  solche  Verbindlichkeiten  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an 
dem  sie  sieh  verwiridichen  und  ausleben  sollen,  der  Daseinsberechtigung 
entbehren.  Auf  der  anderen  Seite  genügt  es  aber  auch,  da&  die 
Nichtigkeit  aus  den  Satoungen  des  deutschen  Rechts  hervorgeht.  Denn 
die  Gerichte  sind  nicht  in  der  Lage,  Rechtsverhältnissen,  die  nach  den 
Gesetzen  ihres  Landes  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechtes  oder  der 
Sittlichkeit  f^  unstatthaft  angesehen  werden,  rechtlichen  Schute  zu  ver- 
leihen. 

Das  Berufimgsgericht  hat  nun  ausgeführt,  dafs  die  streitigen  Ver- 
tiäge  gemäfs  Art  17  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das 
Obligationenrecht  weder  in  Zürich  noch  in  Basel  Verbindlichkeiten  er- 
zeugen könnten,  sondern  vielmehr  um  ihres  unsittlichen  Inhaltee  willen 
für  nichtig  erklärt  werden  mttfsten.  Da  diese  Feststellnng  nach  §  549 
G.P.O.  einer  Nachprüfung  in  der  Revisionsinstanz  nicht  ausgesetet  ist, 
so  mufs  die  Revision  unter  allen  Umständen  scheitern.  Zu  dem  gleichen 
Ergebnis  gelangt  man  aber  auch  dann,  wenn  die  Entscheidungsnoim 
ans   dem   deutschen  Recht  entlehnt  wird  (dies  wird  näher  ausgeführt). 
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Anwendung  des  §  14  des  Wareneeichengesetses  vom  12.  Mai  1894. 
Anwendung  auf  Gewerbetreibende^  wdche  im  Inland  keine  Nieder^ 

lassung  haben. 

Es  war  streitig  geworden,  ob  ein  Ansprach  auf  Schatz  des  Rechtee 
der  aossehlierslichen  Benatxang  des  Namens  eines  anderen  sar  Kenn- 
seichnnng  von  Waren  einem  Gewerbetreibenden  anter  der  in  der  Über- 
schrift bezeichneten  Voraossetzong  za  versagen  sei,  wenn  im  Anslande, 
wo  sich  die  Niederkssang  befindet,  der  Schatz  versagt  wird,  weil  die 
streitige  Namensbenatzang  Gemeingat  geworden  ist.  Der  IL  and 
I.  Givilsenat  des  Reichsgerichts  waren  verschiedener  Ansieht  Die 
vereinigten  Civilsenate  hsüben  die  Frage  bejaht  darch  Beschlofs  vom 
81.  Hai  1900  (Rep.  II  170/99,  Liebig  gegen  Extract  of  Meat  Company 
Limited,  Entsch.  des  Reichsger.  Bd.  46  S.  125). 

1.  Handeishauf  mit  versdiiedenem  ErfiUUmgs&rt  fOr  Käufer  und 

Verkäufer;  nach  welchem  örtlichen  Recht  ist  die  Frage  mn  ent^ 

scheiden,  welche  Handlungen  der  Käufer  vornehmen  mufs,  um 

sich  die  Redite  aus  einer  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Ware 

9u  erhalten? 

2.  Kann  f&r  den  deutschen  Richter  fremdes  Recht  dann  in  Be^ 
traeht  kommen  ^   wenn  es  sich  um  einen  Betrug  des   Verkäufers 

handelt? 

3.  Englisches  Recht  Ober  die  Klagen,  die  dem  Verkäufer  mn  Oe- 
böte  sid^eUj  wenn  es  nicht  gur  Lieferung  der  Ware  gekommen  ist; 
sind  diese  Reehtssätge  vom  deutsehen  Itichter  mr  Anwendung  0U 
bringen,  wenn  der  ErfÜBungsort  für  den  Käufer  im  Gebiete  des 

englischen  Rechts  liegt? 

Urteil  des  Bdchsgerichts  I  vom  28.  April  1900  (Entsch.  des  Reichsgerichts 
/  Bd.  46  S.  193). 


Im  April   1897   verkaufte  die  KJägerin,  die  damab  eine 
laasong  in  Mannheim   hatte,    an    das  Londoner  Haos  des   Beklagten 


75  slavonische  Eichenklötze  mit  der  Kondition  „netto  Kasse  bei  Em- 
pfrog*.  Die  Klotze  waiden  in  Fiome  vetschaüt  Der  gröfste  Teil  traf 
am  8.  Aogost  in  London  ein  and  wnrde  alsbald  gelOseht;  der  Best 
traf  am  2.  Oktober  ein.  Der  Beklagte  besichtigte  die  erste  Sendong 
am  4.  Oktober  and  teilte  am  selben  Tage  der  Klägerin  mit,  dafs  er 
die  Klotze  nicht  aoceptieren  könne,  weil  sie  viel  za  istig,  and  die 
Qoalität  bei  weitem  nicht  so  gat  sei,  als  bei  einer  fillher  von  der 
Klägerin  bezogenen  Partie.  Ende  Oktober  besichtigte  der  Beklagte  die 
Bweite  Sendang  and  wies  sie  gleichfalls  zorttck. 

Im  November  1897  erhob  die  EJägerin,  indem  sie  die  Bemängdang 
der  Ware  als  anberechtigt  and  verspätet  zarllekwies,  Klage  anf  Zaüilang 
des  Kaafpreises. 

Der  Beklagte  beantragte  Klagabweisang  and  forderte  widerklagend 
Ersatz  des  Gewinns,  der  ihm  darch  die  ankontraktliche  and  mit  Recht 
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iesene  Liefemng  der  Höker  entgangen  seL  Fttr  den  FaU, 
dafs  er  gleiehwohl  snr  Abnahme  der  Hölaer  verpflichtet  sein  aollte,  ver- 
kngte  er  Kürsnng  des  Kaufpreises  um  den  Minderwert 

Die  erste  Instanz  Tenirteilte  den  Beklagten  nnter  Abweisang  der 
Widerklage,  jedoch  nnter  Kürzung  des  Kaufpreises  um  den  dem  Be- 
klagten entgangenen  Gewinn.  Dieses  Urteil  beruhte  auf  der  Annahme, 
dafs  der  Beklagte  nach  dem  insoweit  maßgebenden  en^schen  Recht 
durch  die  Verzögerung  der  Untersuchung  der  ersten  Sendung  das  Recht 
verloren  habe,  von  dem  Geschäft  zurtkckzutreten,  und  dafs  ihm  auch 
der  Anspruch  auf  Minderung  des  Ejiufpreises,  so  wie  er  ihn  rechnerisch 
begründet  habe,  zu  versagen  sei. 

Die  zweite  Instanz  kam  auf  Orund  des  englischen  Rechts  ebenfalls 
zu  dem  Ergebnis,  dafs  der  Beklagte  wegen  seines  Verhaltens  nach  der 
Ankunft  der  ersten  Sendung  das  Recht  des  Rücktritts  verloren  habe; 
es  kürzte  aber  wegen  des  Minderwerts  der  Klötze  den  Kaufpreis. 

Die  Revision  wurde  vom  Reichsgericht  aus  folgenden  Gründen 
zurückgewiesen : 

,,Die  zwischen  den  Parteien  streitige  Frage,  ob  der  Beklagte  durch 
sein  Verhalten  nach  der  Ankunft  der  ersten  Sendung  .  .  •  das  Reeht, 
die  Ware  zurückzuweisen,  verloren  habe,  hat  die  2.  Instanz  auf 
Grqnd  des  englischen  Rechts  bejaht.  Die  Richtigkeit  dieeer  Ent- 
scheidung ist  nach  §  549  der  C.P.O.  nicht  nachzuprüfen.  Es  kann  sich 
nur  fragen,  ob  etwa  durch  die  Anwjendung  des  englischen  Rechts  die 
Grundstttae  des  internationalen  Privatrechts  verletzt  sind.  Das  ist  indes 
nicht  der  FalL  Wie  der  erkennende  Senat  noch  vor  kurzem  in  der 
auch  von  der  2.  Instanz  angeführten  Sache  (Reg.  I  248/99,  Jurist 
Wochenschrift  1899,  S.  751,  Nr.  27)  ausgesprochen  hat,  ist  die  Fn^ge, 
ob  und  unter  welchen  Voraussetsungen  der  Käufar  w^gen  mangelhafter 
Beschaffenheit  der  Ware  Befreiung  von  der  Verbindlichkeit,  den  Kauf- 
preis zu  fordern,  verlangen  könne,  mithin  auch  die  Frage,  ob  und  von 
wann  an  es  einer  unverzüglichen  Mängelanzeige  bedürfe,  eine  Frage 
der  Erfüllungspflicht  des  Käufers,  die  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zu 
beurteilen  ist,  wo  der  Käufer  zu  erftülen  hatte.  Dies  war  aber  hier 
London,  wohin  die  ELlägerin  zu  versenden,  und  wo  der  Beklagte  nach 
der  Klausel  „netto  Kasse  bei  Empfang"  den  Kaufpreis  zu  bezahlen 
hatte  ...  Ob  der  Beklagte  die  Beanstandung  der  ersten  Sendung  mit 
Rücksicht  auf  die  EiinbeitHehkeit  des  ganzen  Abschlusses  ohne  nach- 
teilige Folgen  hinausschieben  durfte,  das  ist  eine  BVage,  die  nach  dem 
soeben  Bemerkten  gleichfiüls  nach  englischem  Recht  zu  entscheiden  war, 
und  deren  Verneinung,  weil  sie  sich  auf  dieses  Recht  gründet,  in  der 
Revisionsinstanz  nicht  nachzuprüfen  ist 

Anders  liegt  es  mit  der  Verteidigung  des  Beklagten,  dafs  die 
Klägerin  betrÜgerischerWeise  statt  des  ausbedungenen  slavonisehoi 
Eichenholzes  bosnisches  Eichenholz  geliefert  habe.  Denn  dafs  sich  der 
Verkäufer  im  Falle  eines  Betruges  mit  der  Versäumung  einer  recht- 
zotigen  Mängelanzeige  nicht  verteidigen  kann,  ist  ein  absolut  ge- 
bietender, «dit   den    bei   uns   herrschenden   sittlichen   Grundsätzen    in 
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cogem  Ziuammenhaiig  stehender  Beclitssats,  der  von  dem  dentsehen 
ProsefBrichter  immer  ansawenden  ist,  also  auch  dann,  wenn  das  ans- 
Ittndische  Becht,  das  sonst  für  den  Kontrakt  mafsgebend  ist,  den 
gleichen  Bechtosatz  nicht  enthalten  sollte.^  Der  Beehtssatz  ist  aber  dnrch 
die  2.  Instanz  nicht  verletzt,  da  —  wie  näher  aosgefllhrt  wird  — 
ein  Betmg  der  ElUgerin  nicht  dargethan  ist 

Endlich  beschäftigt  sich  das  Beichsgericht  mit  folgendem,  erst  in 
der  2.  Instanz  vom  Beklagten  vorgebrachten  Einwand: 

Die  Hölzer  waren  nach  ihrer  Ankunft  in  London,  weil  der  Be- 
klagte sich  nicht  weit»  nm  sie  kümmerte,  in  den  Millwall  Docks  zu 
Lager  gebracht  worden.  Da  nun  die  Klägerin  an  Stelle  des  Beklagten 
die  Fracht  hatte  zahlen  müssen  and  an  die  Millwall  Docks  zur  Ver- 
meidnng  des  öffentlichen  Verkauft  auch  noch  Lagerkosten  und  sonstige 
Spesen  gezahlt  hatte,  liefs  sie  sich  zu  ihrer  Sicherheit  auf  Grund  eines 
in  ihrem  Besitze  verbliebenen  Exemplars  des  Konnossements  von  den 
Millwall  Docks  einen  Auslieferungsschein  (ddivery  noie)  geben,  so  daOi 
nur  sie  und  nicht  mehr  der  Beklagte  an  die  Ware  herankonnte,  weil 
das  Konnossement  die  Klausel  enthielt,  dafs  8  Exemplare  gleichui  In- 
halts gezeichnet  seien,  ^one  of  tchich  hüls  being  accomplished  the  others 
io  stand  void^.  Als  der  Beklagte  nach  dem  für  ihn  ungünstigen  Urteil 
der  1.  Instanz  es  fttr  ratsam  hielt,  sich  „vorläufig**  in  den  Besitz  der 
Ware  zu  setzen,  wurde  ihm  die  Auslieferung  durch  die  Millwall  Docks 
mit  Bücksicht  auf  den  der  ELlägerin  erteilten  Auslieferungsschein  ver- 
weigert Es  fand  deswegen  zwischen  den  Parteien  eine  hier  nicht 
interessierende  Korrespondenz  statt.  Als  sodann  die  Klägerin  die 
Zwangsvollstreckung  aus  dem  erstinstanzlichen  Urteil  androhte  und  zu- 
gleich die  deUvery  note  gegen  Zahlung  der  Urteilssumme  zur  Verfügung 
stellte,  zahlte  der  Beklagte  diese  unter  Vorbehalt  aller  Hechte,  ver- 
weigerte aber  die  Annahme  der  delwery  noie, 

„Der  Beklagte  hat  aus  diesen  Vorgängen  gefolgert,  dafs  die  EJägem, 
weil  sie  ihm  widerrechtlich  den  Besitz  (wenn  auch  nicht  das  Eigentum) 
an  der  Ware  entzogen  habe,  nicht  mehr  die  Bezahlung  des  Kaufpreises 
fordern  könne.  Er  hat  sich  dafür  auf  die  Orundsätze  des  englischen 
Rechts  berufen  tmd  zu  deren  Klarlegung  ein  von  ihm  veranlafstes  Out- 
achten des  Barrister  at  law  Dr.  jur.  E.  Seh.  zu  London  voigel^ 
Das  Outachten  führt  aus,  dafs  nach  englischem  Recht  —  abgesehen  von 
dem  hier  nicht  vorliegenden  Falle  eines  sogenannten  hargain  and  boU  — 
auf  Zahlung  des  Kaufpreises  nur  nach  Lieferung  der  Ware  geklagt 
werden  könne.  Ein  bedingtes  Urteil,  das  den  Beklagten  verpflichte, 
nach  erfolgter  Tradition  zu  zahlen,  dürfe  nicht  erlassen  werden.  Sei 
nicht  geliefert,  und  weigere  der  Käufer  die  Annahme  der  Ware  und 
Zahlung  des  Preises,  so  habe  der  Verkäufer  nur  eine  EJage  auf  Zahlung 
des  durch  die  Nichtannahme  der  Ware  entstandenen  Schadens."  Hier- 
aus wird  gefolgert,  dafs  die  erhobene  Klage,  wenn  es  bereits  bekannt 
gewesen  wäre,  dafs  die  Klägerin  dem  Beklagten  den  Besitz  nachträglich 
wieder  entzogen  habe,  nach  englischem  Becht  hätte  abgewiesen  werden 
müssen. 
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Die  2.  IsBtuiB  hat  es  abgelehnt,  das  en^iaehe  Recht  auf  di4 
Streitpankt  aar  Aawendoiig  an  bringen ,  da  es  aich  am  ein  Kanf- 
geschttft  handele,  das,  soweit  die  Leistungen  und  Rechte  des  Yerktnleni 
in  Erage  ständen,  von  deatachem,  speciell  badischem  Rechte  behemcht 
werde. 

Das  Reichsgericht  flihrt  ans:  „Auf  das  badische  Recht  ist  die 
2.  Instans  gekommen,  weil  die  Klitgerin  den  KanfVertrag  am  Orte  ihrer 
Handelsniederlassung  zur  Zeit  des  Kontraktsabschlusses,  also  in  Mann- 
heim, an  erftlllen  hatte.  Das  letztere  ist  an  und  für  sich  zweifellos 
richtig.  Insbesondere  kann  gewifs  weder  irgend  ein  Ort  in  Slayonieo, 
wo  die  KlSgerin  die  H9lzer  einkaufen  wollte,  noch  der  zwischen  den 
Parteien  gar  nicht  besonders  vereinbarte  Verschiffiingsplatz  Finme,  noch 
endlich  London,  das  nur  Bestimmnngs-  und  Ablieferungsort  war,  als 
Erfüllungsort  für  den  Verkäufer  in  Betracht  kommen.  Daher  ist  an* 
zugeben,  dafii  die  Verpflichtung  der  Klägerin  zu  Lieferung  nnd  Versand 
des  Holzes  an  nnd  für  sich  dem  in  Mannheim  geltenden  Recht 
untersteht 

Zweifelhafter  kann  es  erscheinen,  ob  hieraus  allein  schon  nach  den 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  gefolgert  werden  kann, 
da(s  dem  Käufer,  der  doch  seinerseits  in  London  zu  erftlllen  hatte,  die 
Berufung  auf  die  mitgeteilten  Bestimmungen  seines  heimischen  Rechts 
versagt  werden  mu(s.  Im  ESrgebnis  war  aber  auch  hier  der  2.  Instanz 
beizutreten.  Die  angezogenen  Bestimmungen  beziehen  sich  ausschllefsllch 
auf  die  Art  nnd  Weise,  in  der  die  Kontrahenten  eines  Kaufvertrages 
ihre  wechselseitigen  Rechte  gerichtlich  geltend  machen  können.  Der 
Prozefs  wird  aber  nicht  in  England,  sondern  im  Deutschen  Reiche  ge- 
führt. Wenn  daher  auch  die  englischen  Oerichte  dem  Verkäufer  die 
Klage  auf  Zahlung  des  VerkauGspreises  nur  nach  vorausgegangenem 
ädivery  gewähren  und  ihn  für  den  Fall,  dafs  eine  düivery  nicht  statt- 
gefunden hat,  auf  eine  aclion  for  damages  for  non^acce^Umct  be- 
schiänken  ßaU  of  Qoods  ad  von  1893,  Sections  49.  50)f  so  liegt 
doch  flir  den  deutschen  Richter  kein  Anlafs  vor,  diese  Grundsätze  des 
englischen  Aktionensystems  in  einem  vor  ihm  geführten  Prozesse  des* 
wegen  zur  Anwendung  zu  bringen,  weil  die  Verpflichtung  des  Käufen 
an  sich  dem  englischen  Rechte  untersteht.  Es  ist  zu  nnterBcheiden 
zwischen  dem  Inhalte  der  Rechte  und  der  Art  ihrer  gerichtlichen 
Geltendmachung.  Die  Regeln,  die  in  letzterer  Beziehung  im  Auslände 
bestehen,  sind  für  den  deutschen  Richter,  der  nur  sein  heimisches 
Prozefsrecht  anzuwenden  hat,  nicht  mafsgebend. 

An  dieser  Unterscheidung  wird  gerade  auch  in  der  englischen 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  festgehalten.  Der  8*  Teil  des  8äf€ 
of  Qoods  actj  der  von  der  Erfüllung  des  Vertrags  handelt,  formuliert 
in  den  Sections  27  und  28  die  Rechte  und  die  Pflichten  des  Ver- 
käufers und  Käufers  durchaus  im  Einklang  mit  dem  in  dieser  Hinsicht 
in  Deutschland  geltenden  Rechte  und  statuiert  insonderheit  auch  die 
Pflicht  des  Käufers  ^to  accept  and  pay  for  the  goods^.  Dagegen  findet 
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sich  die  Bestimmung,  dalk  die  Klage  aaf  den  KanfpreiB  die  Lieferung 
der  Güter  znr  Voraiusetziing  habe,  und  dafs  der  Verkäufer  ohne 
Lieferung  nur  Schadensersatzansprüche  geltend  machen  könne  (Sections 
49,  50)  im  5.  Teile  des  Gesetzes,  das  von  den  Actiona  for  BreaA  of 
ihe  CofUrad  handelt  und  nacheinander  die  Bemedies  of  ihe  Sdler  und 
die  Bemedies  of  Ihe  Bayer  r^elt 

In  dem  1830  zur  Entscheidung  gekommenen  Prozesse  de  la  Vega 
V.  Vumna  (Nelson^  Private  mtemaüonai  law  S.  424)  wurde  der  Grund- 
satz festgelegt,  j^fhatf  in  construing  contradSf  ihe  law  of  fhe  coantry  in 
mihich  ihey  are  made  must  govem^  biä  (hat  the  remedy  upon  ihem  must 
he  persued  hy  stich  meana  as  ihe  law  poinis  out  where  fhe  parties 
reside  ,  .  .  A  person  suing  in  ihis  country  musi  täke  fhe  law  os  he 
fmds  it;  he  eannoi,  hy  trirtue  of  any  regtdation  in  his  own  country^ 
enjoy  greater  advantages  ihan  ofher  Buitors  here^  and  he  ought  not^ 
ihereforej  io  he  deprived  of  any  superior  advantage  whieh  ihe  law  of 
ihis  eountry  may  confer.  He  is  to  have  ihe  same  rights  which  all  ihe 
subjects  of  ihis  hingdom  are  entitled  iOj  and  the  defendani  is  to  have 
ihe  advariage^  if  any^  which  the  form  ofproceeding  in  ihis  eountry  may 
give  to  every  defendant.**  —  Daran  hat  England  seitdem  festgehalten. 
Nelson  (a.  a.  0.)  formuliert  die  aus  dieser  Entscheidung  abgeleitete 
Begel,  wie  folgt:  „JS  is  now  wdl  setHed  ihat  whatever  rdates  to  ihe 
remedy  to  he  enforced  must  he  däermined  hy  ihe  lex  fori^  ihe  law  of 
ihe  eountry  to  Ö^  tribunals  of  which  the  case  is  hrought.^  —  Ebenso 
wird  sie  bestätigt  von  IHcey^  Conflict  of  Laws  (1896)  S.  711  fg.,  wo- 
bei insonderheit  das  von  diesem  Schriftsteller  auf  S.  713  unter  1  an- 
gegebene Beispiel  zu  beachten  ist 

Nur  aus  dem  mehrerwtthnten  Satz  des  englischen  Rechts,  dafs  dem 
VeAäufer  die  EJage  auf  den  Kaufpreis  erst  nach  der  Lieferung  der 
Ware  zusteht,  und  eine  Klage  auf  Zahlung  g^gen  Lieferung  nicht  ge- 
geben ist,  hat  aber  der  Beklagte  und  sein  Gutachter  abgeleitet,  dafs  im 
▼erliegenden  Falle  wegen  des  späteren  Verhaltens  der  Klägerin  die 
Klage  hinfällig  geworden  sei.  Der  Gutachter  erblickt  in  dem  mit- 
geteilten Verhalten  der  Klägerin  eine  einseitige  Rück^Uigigmachung  der 
Übertragung  des  Besitzes  an  der  Ware,  so  dafs  die  action  for  goods 
8old  and  delivered  —  und  eine  andere  könne  hier  nicht  in  Frage 
kommen  —  versage.  Verfehlt  ist  es  deshalb,  wenn  die  Revision  den 
Gesichtspunkt  heranziehen  will,  dafs  sich  die  Klägerin  einer  unerlaubten 
Handlung  schuldig  gemacht  habe,  und  dafs  deswegen  auf  das  englische 
Recht  als  auf  das  am  Orte  des  Deliktes  geltende  zu  sehen  sei.  Dieser 
Standpunkt  ist  in  den  Instanzen  nicht  geltend  gemacht  und  auch  sonst 
in  keiner  Weise  angezeigt  Ob  aber  jene  Schlufsfolgerung  des  Gut- 
achtens auf  dem  Boden  des  englischen  Rechts  ab  begründet  und  richtig 
anzuerkennen  sein  möchte,  bedarf  keiner  Prttfung,  da  den  Rechtssätzen, 
worauf  sie  sich  stützt,  die  Anwendung  für  den  vorliegenden,  in  Hambuxg 
erhobenen  Prozefs  zu  versagen  ist 
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Mit  Recht  hat  daher  der  BemfongBrichter  die  Frage,  ob  das  ge- 
schilderte Verhalten  der  KlSgerin  dem  Beklagten  einen  Ein^vand  g^gen 
die  Klage  giebt,  nach  dentschem  Recht  bearteilt  Ob  dabei  nicht 
richtiger  auf  die  lex  forij  aLso  auf  das  in  Hambnrg  geltende  gemeine 
Recht,  ab  anf  die  Usp  soluHoniSy  d.  h.  das  in  Mannheim  geltende  Recht, 
zu  sehen  gewesen  wKre,  kann  unerOrtert  Ueiben;  denn  —  so  wird 
nfther  ausgeführt  —  das  gemeine  Recht  fuhrt  ebenÜRlls  anr  Verneinung 
jener  Frage. 

Niehteaklung  des  Amläfndervorschusses.    GertchtsJcostengesete  §  85. 

Oberlandesgeiicht    Karlsruhe,    L  dvJäen.,    BeschluTs   Tom   17.  Juni    1901 
(ßiugdan  etc..  Die  Bechtsprecbunff  der  Oberlandesgerichte,   2.  Jahrgang, 

S.  166). 

Nach  §  85  ^  hat  das  Gericht,  solange  der  Gebtthrenvorschurs  nicht 
bezahlt  ist,  die  Vornahme  jeder  Handlung  abzulehnen;  es  darf  also 
insbesondere  den  Klttger  nicht  zur  Verhandlung  zulassen.  Daraus  folgt 
aber  nicht,  dafs,  solange  das  vom  Klüger  verschuldete  Hindernis  besteht, 
auch  der  Beklagte  in  gleicher  Weise  zu  behandeln  ist  (vgl.  J.  W.  1890 
S.  256^);  vielmehr  kann  er  gegen  den  Klüger,  der  nicht  verhandeln 
darf  und  deshalb  einer  nicht  erschienenen  Partei  gleich  zu  erachten 
ist,  die  Erlassung  des  Versilumnisurteils  beantragen.  Das  Gleiche  gilt 
auch  dann,  wenn,  wie  hier,  der  Klüger,  der  zur  Verhandlung  nicht 
zugelassen  werden  darf,  tbatsüchlich  im  Termine  ausgeblieben  ist 

Einrede  der  Bechtshängigkeit  im  Hinblick  auf  ausländisehe 

Prozesse, 

Urteil  des  Reichsgerichts  I  vom  18.  April  1901  (Juristische  Wochenschrift 

1901  8.  d66  No.  5). 

Zutreffend  ist  der  auf  den  §  828  Ziff.  5  der  aP.O.  geatatzte 
Entscheidnngsgrund,  aus  welchem  das  Berufungsgericht  aa  Ungunsten 
der  Beklagten  erkannt  bat  Einer  im  Inland  erhobenen  Klage  kann 
auf  Grund  eines  im  Auslande  anhängigen  Rechtsstreits  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  nur  dann  entgegengesetzt  werden,  wenn  das  in  diesem 
Rechtsstreit  eigehende .  Urteil  im  Inlande  als  Urteil  anzuerkenntti  ist 
Die  Anerkennung  des  ausländischen  Prozesses  und  seine  Wirkung  für 
andere  Prozesse  kann  nicht  weiter  reichen  als  die  Anerkennung  des 
ausländischen  Urteils. 
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Auslegung  Unnes  ausländischen  ürteüs;  ist  das  BeuJisgerickt  an 
die  Auslegung  des  Berufungsgerichts  gebunden?  Finden  ^  wenn 
eine  Partei  eines  im  Auslande  geführten  Prozesses  ßtr  den  FM 
des  ihr  ungünstigen  Ausgangs  Anspruch  auf  Sehadloshaitung  gegen 
einen  Deutschen  erheben  unU,  und  nach  dem  Rechte  des  aus- 
ländischen Prozefsgerichts  in  solchem  FaUe  nicht  Streitverkikndung 
im  Sinne  des  deutschen  Proeefsrechts  zu  erfdgen  hat,  sondern 
Garantieklage  zu  erheben  ist,  für  das  auf  die  Garantieklage  gegen 
den  Deutschen  ergangene  Urteil  die    Vorschriften  in  §  S28  der 

Civilprozefsordnung  Anwendung? 

Urteil  des  Beicfasgerichts  VI  vom  15.  November  1900  (Sächsisches  Archiv  für 

Bürgerl.  Recht  and  Prozefs  XI  S.189). 

Der  Kaufmann  R.  in  Italien  bestellte  im  Jahre  1884  bei  dem  Eaof- 
mann  8.  in  Italien  eine  Maschinenanlage.  S.  Übertrag  die  AasfÜhrong 
snm  Teil  einer  Maschinenfabrik  in  Augsburg,  zum  Teil  dem  in  Halle  a.  8. 
wohnhaften  Beklagten  W.  —  R.  kkgte  wegen  nicht  ordnungsmäfsiger 
Ldeferung  gegen  8.  auf  Schadensersata;  zugleich  erhob  8.  gegen  W. 
die  Gkumntieklage.  Durch  Urteil  des  Appellhofes  zu  Florenz  vom 
16./26.  Juli  1887  wurde  S.  zum  Schadensersatz  an  R.  verurteilt,  und 
gegen  W.,  der  sich  auf  den  Prozefs  eingelassen  hatte,  ericannt:  Der 
Antrag  des  8.  auf  Garantie  werde  genehmigt,  W.  sei  gehalten,  den 
8.  gegen  alle  Urteile,  die  g^gen  diesen  zu  Gunsten  des  R.  ergehen 
würden,  vollkommen  schadlos  au  halten,  ebenso  fttr  alle  von  8.  durch 
die  NichterfÜllong  des  W.  erlittenen  Verluste. 

Dieses  Urteil  wurde  vom  Oberlandepgerichte  zu  Naumburg  als 
wider  W.  in  Deutschland  vollstreckbar  erklärt,  das  Urteil  wurde 
xeohtakxäftig. 

In  einem  späteren  ProzefsverftJiren  wurde  sodann  über  die  Höhe 
dca  zn  erstattenden  Schadens  durch  Urteil  des  Civil-  und  Strafgerichts- 
hofes  in  Florenz  vom  4<  August  1891  erkannt;  hier  wurde  8.  zur 
Zahlung  von  81298,85  Lire  an  R.^  und  W.  unter  anderm  verurteilt, 
eben  diese  Summe  zur  Entlastung  des  8.  unmittelbar  an  R.  zu  be- 
aahlen.  Dieses  in  Rechtskraft  übergegangene  Urteil  war  gegenüber  W. 
ein  y ersäumnisurteil ,  er  hatte  sich  auf  den  Prozefs  nicht  eingelassen; 
die  Ladung  war  ihm  auch  nicht  in  einer  der  in  §  661  Ziff.  4  der 
deutschen  C.P.O.  (älterer  Fassung)  vorgesehenen  Formen  zogestellt 
worden.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  eine  seitens  der  Maschinen- 
hbnk  in  Augsburg  als  Geesionarin  des  8.  und  seitens  des  R.  im  Jahre 
1892  gegen  W.  erhobene  Klage,  soweit  sie  darauf  gerichtet  war,  die 
Zwangsvollstreckung  aus  dem  Florentiner  Urteil  vom  4.  August  1891 
in  DentKhknd  für  zulässig  zu  erklären,  abgewiesen.  Die  Maschinen- 
fahrik  in  Augsburg  und  R.  erhoben  nun  anderweit  Klage  mit  dem 
Antiage,  den  Beklagten  W.  zu  verurteilen,  entweder  die  klagende 
Maaohinen&hrik  als  Rechtsnachfolgerin  des  8.  von  dem  Ansprüche  des 
B.  anf  Zahlung  von  81293,85  Lire  au  befireien  oder  an  R.  selbst 
diese  Summe  zu  bezahlen. 

28^ 
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Sie  machten  geltend,  bei  ricbtiger  Auslegang  dea  Urteik  von 
1887  komme  es  gar  nicht  darauf  an,  ob  dem  BekUgten  in  dem 
Prozesse  von  1891  Gelegenheit  znr  Beteiligung  gegeben  worden  sei; 
aber  auch  wenn  das  Urteil  anders  aufzufassen  sei,  so  sei  doch  die 
Form,  in  welcher  diese  Gelegenheit  zu  geben  sei,  allein  nach  italieni- 
schem Rechte  zu  bestimmen,  und  diesem  habe  die  in  dem  zweiten 
Prozefsverfahren  erfolgte  Zustellung  der  Ladung  an  den  Beklagten  W. 
entsprochen. 

Die  Klage  wurde  zurttckgewiesen.  Ebenso  die  Berufung,  indem 
das  Berufungsgericht  dem  Urteil  von  1887  eine  von  der  Auffassung 
der  Kläger  abweichende  Auslegung  gab. 

Die  Revision  führt  aus,  dafs  das  Revisionsgericht  bei  der  Aas- 
legung  des  Urteils  an  die  Ausführungen  des  Berufungsgerichts  nicht 
gebunden,  sondern  vollkommen  unbeschränkt  sei. 

Das  Revisionsgericht  wies  die  Revision  zurück;  in  den  Gründen 
wird  unter  anderem  bemerkt:  Ob  das  Revisionsgerieht  bei  der  Ans« 
legung  des  Urteils  von  1887  an  die  Ausführungen  des  Bemfongs- 
gerichts  gebunden  sei,  könne  unerörtert  bleiben;  auch  für  den  Fall 
der  Verneinung  dieser  Frage  sei  nämlich  für  die  Klägw  nichts  ge- 
wonnen, da  das  für  die  Auslegung  des  Urteils  anzuwendende  Recht, 
das  materielle  und  das  Prozefsrecht,  als  ausländisches  Recht  irrevisibel 
sei,  und  da  deshalb  durch  die  vom  Bemfungogericht  angenommene 
Auslegung  immer  nur  Recht  verletzt  sein  könne,  auf  dessen  Yerletsung 
die  Revision  nicht  gestützt  werden  dürfe. 

E^  kommt  indes  hierauf  im  vorliegenden  Falle  nichts  an,  weil 
die  angefochtene  Auslegung  des  Urteils  von  1887  zu  beanstanden  kein 
Grund  vorliegt  n.  s.  w.  (Es  folgt  eine  hier  nicht  interessierende 
Erörterung  über  die  Auslegung  des  angegebenen  Urteils.)  Danach 
ist  der  Vorinstanz  in  der  Annahme  beizupflichten,  dafs  die  in  dem 
Urteil  von  1891  ergangene  Verurteilung  des  S.  nicht  schon  auf  Grand 
des  Urteils  von  1887  gegen  den  BekUgten  W.   wirksam  ist. 

Das  Berufungsgericht  hat  weiter  erörtert,  ob  das  letztere  etwa 
abgesehen  von  diesem  Urteil  der  Fall  sei,  die  Frage  aber  ebenfalls 
verneint,  indem  es  ausführt:  Der  durch  das  Urteil  von  1891  beendete 
Prozefs  sei  nicht  eine  Fortsetzung  des  früheren,  sondern  ein  neuer 
selbständiger  Rechtsstreit  gewesen.  Der  Umstand,  dafs  der  Beklagte 
in  den  früheren  Prozefs  sich  eingelassen  habe,  sei  also  für  die  Frage, 
inwieweit  die  in  dem  jeweiligen  Prozesse  ergangene  Entscheidung  als 
gegen  ihn  wirksam  anzuerkennen  sei,  ohne  Bedeutung.  Diese  Ent- 
sclieidung  würde  der  Beklagte,  soweit  sie  sich  auf  das  StreitverhBltnis 
zwischen  S.  und  R.  beziehe,  höchstens  gegen  sieh  gelten  zu  lassen 
brauchen,  wenn  ihm  auch  für  dieses  Streitverhältnts  Gelegenheit  zur 
Verteidigung  gegeben  worden  wäre.  Das  sei  nicht  der  Fall  gewesen. 
Nach  dem  Urteile  von  1891  sei  W.  zu  dem  Prozesse  nur  als  Be- 
klagter geladen  worden.  Die  an  ihn  als  beklagte  Partei  ergangene 
Vorladung  könne  nicht  als  eine  Mafsnahme  gelten,  durch  die  ihm 
Gelegenheit  geboten  wäre,   sich   an   dem   zwischen  R.  als  Kläger  und 
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8.  ab  Beklagten  geführten  Proseese  zu  beteiligen,  wenn  auch  dieser 
Streit  mit  dem  swiachen  ihm  als  Beklagten  und  S.  und  R.  als  lUtfgem 
anbSogig  gemaehten  in  innerem  Zusammenhange  gestanden  habe  and 
auch  äurserlich  verbanden  worden  sei.  Aber  wenn  man  selbst  die  an 
W.  als  Beklagten  ergangene  Ladang  als  eine  Streitverkündnng  für  den 
Prosefs  R.  gegen  S.  gelten  lassen  wollte,  so  könne  doch  das  in  diesem 
eigangene  Urteil  als  gegen  den  Beklagten  wirksam  nicht  anerkannt 
werden,  weil  die  Ladang  dem  Beklagten  nicht  in  den  in  §  328  Ziff.  2 
der  CP.O.  Torgesebenen  Formen  zugestellt  sei. 

Die  Revision  macht  hieigegen  geltend:  Die  Form,  in  welcher 
W.  Gelegenheit  zu  bieten  gewesen  sei,  seine  Interessen  darch  Unter- 
stlttzang  des  S.  gegenüber  R.  za  wahren,  habe  sich  selbstverständlich 
nar  nach  dem  italienischen  Rechte  richten  können.  Diesem  sei,  wie 
dem  französischen,  die  Streitverkündung  im  Sinne  des  deutschen 
Prozefsrechts  unbekannt;  nach  diesen  beiden  Rechten  werde  vielmehr 
derjenige,  g^en  den  eine  Prozefspartei  für  den  Fall  ihres  Unterliegens 
Ansprach  auf  Gewährleistung  oder  Schadloshaltung  erheben  zu  können 
meine,  zu  dem  Prozesse  durch  Erhebung  der  Oarantieklage  zugezogen, 
wodurch  er  selbst  Prozefspartei  werde  und  somit  Gelegenheit  habe,  seine 
Interessen  selbständig  in  der  ausgiebigsten  Weise  wahrzunehmen.  Diese 
Oarantieklage,  die  man  hiemach  als  eine  potenzierte  Streitverkündung 
bezeichnen  könne,  sei  im  vorliegenden  Falle  in  jedem  der  beiden  Ver- 
ehren unter  Wahrung  der  in  Italien  ftir  die  Vorladung  des  Garantie- 
beklagten geltenden  Vorschriften  gegen  W.  erhoben  worden.  Dafern 
also,  um  das  zwischen  R.  als  Kläger  und  S.  als  Beklagten  er- 
gangene Urteil  von  1891  ab  für  den  Beklagten  bindend  erscheinen  zu 
lassen,  insbesondere  Einwendungen  desselben  gegen  die  Richtigkeit  der 
darin  enthaltenen  Entscheidung  und  gegen  die  Art  der  ProzefsfUhrung 
des  S.  abzuschneiden,  eine  Streitverkündung  an  W.  erforderlich  ge- 
wesen sein  sollte,  so  sei  diese  durch  die  Erhebung  der  Garantieklage 
erfolgt  Unrichtig  aber  sei  es,  wenn  das  Berufungsgericht  annehme, 
eine  Streitverkündung  müsse,  wenn  sie  in  einem  vor  einem  aus- 
ländischen Gerichte  anhängigen  Prozesse  gegenüber  einem  Deutschen 
erfolge,  in  einer  der  im  §  328  Ziff.  2  der  CP.O.  bezeichneten  Formen 
zugestellt  werden,  und  das  fremde  Urteil  könne,  wenn  dies  nicht  ge- 
schehen sei,  gegenüber  dem  Litisdenunciaten,  der  sich  an  dem  Prozesse 
nicht  beteilige,  Anerkennung  in  Deutschland  nicht  finden. 

Auch  diese  Angriffe  können  keinen  Erfolg  haben. 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  jedenfalls  in  dem  ersten,  durch 
das  Urteil  von  1887  beendeten  Prozesse  in  der  That  S.  gegen  W. 
Gramntieklage  nach  Art.  193  flg.  des  Codice  di  procedura  civüe  dd 
regno  d^tälia  erhoben  hatte,  es  ergiebt  sich  dies  klar  aus  dem  Urteil 
selbst.  Nicht  unzutreffend  mag  es  auch  sein,  dafs  das  Gleiche  in  dem 
zweiten  Prozefsverfahren ,  in  welchem  das  Urteil  von  1891  ergangen, 
der  Fall  gewesen  ist,  obwohl  dessen  Inhalt  insoweit  den  Sachverhalt 
nicht  bestimmt  erkennen  läfst 

Allein  hiermit  ist  für  die  Revision  nichts  gewonnen,    auch   wenn 
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num  davon  auagefat,  cUTb  die  Streitverkltiidiuig  im  Siime  d«r  §§  72, 
78  >  74,  verbanden  mit  §  68  der  deotschen  G.P.O.  dann,  wenn  der 
Proiefii  vor  einem  analändiaehen  Gerichte  geführt  worden  ist,  deseen 
Becht  statt  der  Streitverkttndang  das  Institut  der  sogenannten  Garantie» 
oder  Rttckklage  angenommen  hat  (vergL  über  diese  in  den  Motiven 
aar  deutschen  C.P.O.  an  Bach  I,  Abschnitt  II,  Titel  III  die  Ans- 
fühningen  unter  V),  durch  die  Anstellung  der  Garantieklsge  enetet 
werde.  Denn,  wie  die  Revision  autreflfend  selbst  angeführt  hat,  ist 
die  Garantieklage  eine  wirkliche  Geltendmachung  des  Bi^grefsansprucfas 
mit  der  Wirkung,  dafs  der,  gegen  den  sie  erhoben  wird,  selbettndige 
Prozefspartei  wird,  und  unmittelbar  in  dem  Prozesse,  in  dem  sie  an- 
gestellt ist,  auch  über  die  gegen  ihn  erhobenen  Ansprüche  entschieden 
wird  (vergl.  auch  die  Bemerkungen  über  die  demamde  en  garamUe  das 
firanssOsischen  Rechts  in  den  Entsch.  d.  R.Ger.  in  Civilsaehen  Bd.  10 
S.  292). 

Besteht  aber  der  Akt,  durch  welchen  bei  einem  im  Auslande  an- 
hüngigen  Prozesse  der  Dritte,  gegen  den  eine  der  Hauptparteien  An- 
sprüche auf  Schadloshaltang  erheben  will,  zugezogen  werden  soU,  in 
einer  wirklichen  Klagerhebnng,  durch  welche  der  Dritte  selbst  Pkoae(a- 
partei  wird,  so  müssen  auf  die  Urteile,  welche  in  solchem  Verfifthren 
gegen  diesen  ergehen,  auch  die  Bestimmungen  Anwendung  finden,  die 
in  Deutschland  bezüglich  der  Anerkennung  ausländischer  Urteile  ftber^ 
haupt  gelten,  und  es  müssen  die  Einschrttnkungen ,  die  insoweit  be- 
stehen, für  das  ganze  Urteil  Platz  greifen,  auch  soweit  dieses  das 
Streitverhältnis  zwischen  dem  Hauptkläger  und  dem  Hauptbdüagten 
betrifft,  dafem  es  sich  darum  handelt,  dafs  auch  dieser  Teil  für  den 
durch  die  Grarantieklsge  in  den  Prozeis  hineingezogenen  Dritten  nach 
Mafsgabe  von  §  68  der  deutschen  G.P.O.  bindend  sein  soll. 

Diese  Erwägung  aber  schliefst  es  aus,  das  Urteil  von  1891,  soweit 
es  zwischen  R.  und  8.  ergangen  ist,  als  eine  schon  an  und  für  sich 
mafsgebende  Unterlage  für  die  Verurteilung  des  jetzigen  Beklagten 
gelten  zu  lassen.  Dieser  war,  wie  unstreitig  ist,  als  an  ihn  die  T<adnng 
in  dem  zweiten  Prozefsveriahren  erging,  Deutscher,  g^gen  ihn  konnte 
also  nach  den  Bestinmiungen  in  §§  660,  661  der  C.P.O.  älterer 
Fassung  das  in  Italien  gegen  ihn  erlassene  Urteil  nicht  vollstreckbeur 
werden,  weil  ihm  die  den  Prozefs  einleitende  T4winng  nicht  in  einer 
der  Vorschrift  in  §  661  Ziff.  4  entsprechenden  Weise  zugestdlt  worden 
v^r,  und  dieser  Umstand  schlofs  auch  schon  nach  dem  damals  gelten- 
den Rechte  (vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civilsaehen  Bd.  8  S.  385  flg., 
Bd.  16  S.  428  flg.,  Jur.  Wochenschrift  1892  S.  124  Nr.  1,  1893 
S.  350  Nr.  31)  zugleich  die  sonstige  Anerkennung  des  Urteib  von 
1891  ^  Deutschland  ebenso  aus,  wie  dies  nach  den  nunmehr  gelten- 
den Vorschriften  in  §  328  Ziff.  2  der  C.P.O.  neuer  Fassung  der 
Fall  ist 

Dahingestellt  kann  deshalb  bleiben,  ob,  wenn  an  den  Beklagten 
W.  eine  nach  Form  und  Wirkung  im  wesentlichen  dem  deutschen 
Rechte  entsprechende  Streitverktlndung  bewirkt  worden  wäre,    die  6e- 
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stiminiiiii;  in  §  661  Ziff.  4  (§  328  Ziff.  2)  der  G.P.O.  eotgprechend 
ansaweaden  seiii  wttrde;  denn  daTs  eine  solche  StnitveikQndnng  statt- 
gefunden  habe,  ist  in  den  Vorinstansen  von  den  Klikgera  nicht  be- 
hauptet und  in  der  ReTiaionsyerhandlang  direkt  verneint  worden. 

Die  Annahme  des  Bemfongsgerichts ,  dafs  das  Verfi&hren,  in  dem 
das  Urteil  von  1891  eigangen  ist,  nicht  eine  Fortsetzung  des  früheren 
Fftwesses,  sondern  ein  selbstündiger  Rechtsstreit  gewesen  sei,  beruht 
auf  thatsXehlicher  Würdigung  und  der  Anwendung  inevisiblen  Rechtes. 

Urhschein  nach  einem  vor  1900  im  Auslände  Verstorbenen. 

Kammeivericht,  L  CiT.Sen.    Beschlofii  vom  13.  Mü  1901  (Mtwäan  etc.,  Die 
Rechtspreehung  der  Oberlandesgerichte,  2.  Jahrgang,  §.  112). 

Die  für  X.  eingetragene  Grundschuld  ist  am  16.  Mai  1894  an 
A.  abgetreten,  der  am  3.  Dezember  1899  zu  Meran,  seinem  letzten 
Wtrfmsitze,  mit  Hinterlassung  einer  eigenhändigen  Verftlgung,  datiert 
Meian  den  21.  Dezember  1898,  verstarb.  Darin  hat  er  eine  Reihe 
von  Personen  zu  Erben  auf  bestimmte  Summen  verwiesen,  darunter 
die  beiden  TOchter  seines  Bruders.  Bei  der  Verlassenschaftsverhandlung 
hat  das  Beoirksgericht  Meran  die  Verfügung  ab  Kodizill  angesehen 
und  am  13.  Febr.  1901  den  Nachlafs  den  beiden  Bmderttfchtem  ab 
den  alleinigen  gesetzlichen  Erbinnen  ^eingeantwortet**.  Diese 
haben  die  Omndschuld  an  T,  letzterer  sie  an  Z.  abgetreten.  Zur  Um- 
sehreibung der  Post  auf  Z.  fordert  das  Amtsgericht  einen  Erbechein 
nach  A. ,  das  Landgericht  aufserdem  die  vorherige  Eintragung  dieses 
Gläubigen  und  des  Y.  Auch  die  weitere  Beschwerde  blieb  erfolglos. 
Gründe: 

£a  handelt  sich  um  die  Frage,  in  welcher  Art  dem  Grundbueh- 
riehter  gegenüber  der  Nachweis  zu  führen  ist,  dab  die  beiden  Bruders- 
töchter des  A.  über  die  auf  diesen  gediehene  Grundschnld  zu  ver^en 
berechtigt  sind.  Die  Vorinstanzen  gehen  davon  aus,  dafs  der  Nachweis 
nur  durch  einen  Erbschein  nach  §  36  Gr.B.O.  erbracht  werden  konnte. 
Hierbei  ist  übersehen,  dafs  der  Erbfall  vor  1.  Januar  1900  eingetreten 
ist,  und  dafs  zu  den  erbrechtUchen  Verhältnissen,  welche  sich  nach 
den  bisherigen  Gesetzen  bestimmen  (Art  213  E.G.),  auch  die  über 
das  Erbrecht  zu  erteilenden  Ausweise  gehören;  sie  hängen  mit  den 
maseriellrechtlichen  Vorschriften  dergestalt  zusammen,  dafs  die  Frage 
nach  Form  und  Inhalt  des  Elrbscheines ,  sowie  nach  seiner  rechtlichen 
Bedeutung  nur  einheitlich  nach  dem  früheren  Rechte  beantwortet 
werden  kann  (Beschlufs  vom  5.  November  1900.  Y.  731/00;  Bsp.  1 
8.  33;  Oruchat  45  S.  49).  Eine  grundsätzliche  Erörterung  dieses 
Punktes  erübrigt  sich  jedoch,  weil  das  Verlangen  der  Vorinstanzen 
jedenfalls  insoweit  begründet  ist,  als  es  sich  auf  die  Beibringung  eines 
Ausweises  über  das  Erbrecht  der  Nichten  des  Erblassers  seitens  eines 
deutschen  Gerichtes  bezieht  Nach  dem  Wortlaute  der  letztwilligen 
Anordnung  des  A.   kann  es  keinem  Bedenken   unterliegen,    mit   der 
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österreichlBchen  Nftchlafsbehörde  anzunehmen,  daf«  jene  Anordniiiig 
keine  ErbeBeinBetxung  enthält,  mithin  nach  den  mafiigebenden  Be- 
stimmungen des  östeireichiBchen  Rechtes  als  KodüdU  sa  gelten  hat, 
und  dafs  daher  die  gesetzliche  Ebrbfolge  eröffnet  worden  ist  (§§  532, 
535,  552,  553  österr.  B.6.B).  Haben  sich  aber  die  Nichten  des  Erb- 
lassers als  dessen  gesetzliche  Erben  zu  legitimieren,  so  kann  es  nicht 
gemifsbilllgt  werden,  wenn  die  Legitimation  durch  die  Tom  (toterreichi- 
schen  Gerichte  erfolgte  Verlassenschaftsverhandlung  nicht  als  gefiüat 
erachtet  wird.  Die  „Einantwortung**  des  Nachlasses  an  die  Erben  be- 
weist nur,  dafs  die  NachlafsbehOrde  die  Erbeneigenschaft  ftlr  hin- 
länglich dargethan  gehalten  hat  (§§  799  ff.  Osterr.  B.6.B.,  §§  115  £ 
Patent  vom  9.  August  1854,  vgl.  Kommentar  von  Stubenrauch  7-  Aufl.  1 
8.  1046).  Sie  vermag  aber  nicht  ein  Zeugnis  über  das  Erbrecht  im 
deutschen  Grundbuch  verkehr  zu  ersetzen  (s.  auch  Jahrb. 
18  S.  85),  und  jedenfalls  verstöfst  der  deutsche  Grundbnchrichter  nicht 
gegen  das  Gesetz,  wenn  er  den  nach  seinem  Rechte  möglichen  und 
gebotenen  Ausweis  fordert  Es  kommt  hierbei  der  §  8  des  Gesetzes 
vom  12.  März  1869  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1895 
in  Betracht  (vergl.  §  2369  B.G.B.).  Auf  Grund  dieser  Vorschrift, 
welche  als  Übergangsvorschrift  fortdauernd  in  Geltung  ist,  wird 
sich  das  Amtsgericht  der  Erteilung  eines  Zeugnisses,  das  die  Erben 
zur  Abtretung  der  Grundschuld  ermächtigt,  nicht  entziehen  kOnn«i, 
wobei  es  unerheblich  ist,  ob  der  Erblasser  Inländer  oder  Auslände 
war  (Jahrb.  4  S.  50).  —  Auch  das  weitere  Verlangen,  dafs  zunächst 
der  Erblasser  und  Y  einzutragen  seien,  ist  im  Hinblick  auf  die  §§  40, 
41  Gr.B.O.  (Jahrbuch  20  A  S.  300)  nicht  zu  beanstanden. 

Unbefugter  Namensgebrauch  eines  Ausländers  im  Inlande.  Inwieweit 
kann  sich  Beklagter  auf  das  öffentliche  Recht  seines  Heinuttsiaaies 
oder    auf  eine  Legitimation   durch  nachfolgende  Ehe    berufen? 

B.G.B.  §  12,  KG,  Art  22. 

Kammei^ericht,  UI.  Civ.Sen.    urteil  vom  28.  Mai  1901  (ilfuadan  etc.,  Die 
KechtsprechuDg  der  Oberlandesgericbte,  2.  Jahrgang,  S.  85). 

1.  Das  durch  §  12  gewährte  Recht  ist  ein  allgemeines  Persön- 
lichkeitsrecht und  mithin  ein  Privatrecht.  Fttr  privatrechtliche  An- 
sprüche ist  aber  nach  §  13  G.V.G.  der  Rechtsweg  gegeben,  für 
dessen  Zulässigkeit  die  Gesetze  des  Prozefsgerichtes  ausschliefslich 
mafsgebend  sind.  Demgegenüber  ist  die  Ausführung  der  Beklagten, 
ihre  Befugnis  zum  Gebrauche  des  ihnen  bestrittenen  Namens  bemhe 
auf  ungarischem  öffentlichem  Rechte,  nicht  geeignet,  die  privat- 
rechtliche  Natur  des  geltend  gemachten  Klageanspruches  in  Frage 
zu  stellen  .  .  . 

2.  Weiter  haben  die  Beklagten  die  Einrede  der  Unzuständig- 
keit des  Gerichtes  erhoben,  weil  allein  die  ungarischen  Gerichte 
als  Gerichte  ihres  Heimatsstaates  zur  Entscheidung  über  ihren  Personen- 
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stand  snatltiidig  seien.  Diese  Deduktion  ttbersieht,  dafs  es  sieh  hier 
nieht  am  eine  Statnsklage,  sondern  nm  eine  solche  anf  Unter* 
kasang  einer  Namensftlhrang  handelt  Dafs  inddenter  (infolge  der 
Verteidigong)  anf  den  Personenstand  der  Beklagten  eingegangen  werden 
mufs,  ist  für  die  Zuständigkeit  unerheblich.  Dafs  aber  die  Beklagten, 
die  den  Namen  einer  deutschen  Adels&milie  führen  und  im  Deutschen 
Beiehe  ihren  Wohnsitz  haben,  Yor  den  deutschen  Oerichten  Reeht 
nehmen  müssen,  wenn  ihnen  die  Befugnis,  diesen  Namen  in  Deutsch- 
land zu  gebrauchen,  bestritten  wird,  kann  keinem  begründeten  Zweifel 
unterliegen.  Ob  das  ergangene  Urteil  im  Heimatstaate  der  Beklagten 
▼oUstreckbar  sein  wird,  kann  Töllig  dahingestellt  bleiben  .  .  • 

3.  Weiterhin  ist  zu  untersuchen,  ob  die  Beklagten  den  ihnen 
bestrittenen  Namen  befugt  oder  unbefugt  gebraucht.  Nach  den 
im  E.6.  zum  B.O.B.  zur  Geltung  gelangten  Grundstttzen  ist  Air  die 
Beurteilung  der  allgemeinen  PersOnlichkeitsrechte  eines  Menschen  als 
Peisonalstatut  das  Recht  desjenigen  Staates  mafsgebend,  dem  er  an- 
gehört (vergl.  auch  von  Bar^  Internationales  Privatrecht  S.  280). 
Es  mufs  daher  jene  Frage  jetzt  nach  dem  Rechte  des  Heimat- 
staates  der  Beklagten  entschieden  werden,  während  nach  deu  bis« 
herigen  Rechtsnormen  des  gemeinen  und  des  preuifaischen  Rechtes 
hierAlr  das  Recht  des  Wohnsitzes  mafsgebend  gewesen  wäre 
(▼eigL  die  Ausführungen  des  Reichsgerichtes  Bd.  29  S.  131).  •  •  Das 
ungariache  Recht  ist  mithin  dafür  massgebend,  ob  die  Beklagten  be- 
rechtigt sind,  den  Namen  „Freiherr  v.  D.^  zu  führen.  Die  Beklagten 
leiten  in  erster  Linie  diese  Befugnis  aus  dem  ungarischen  öffent- 
lichen Rechte  her.  Sie  seien,  so  führen  sie  aus,  nach  §  44  Art 
XXIII.  1894  bei  Strafe  Terpflichtet,  den  streitigen  Namen,  unter  dem 
sie  in  den  ungarischen  Personenstandsregistern  eingetragen  seien,  zu 
führen.  Die  angezogene  Bestimmung  schreibt  vor,  dafs  niemand  einen 
anderen  Familien-  und  Beinamen  führen  darf  als  denjenigen,  welcher 
in  seiner  „Geburtsmatrikel"  eingetragen  ist.  Daraus  eigiebt  sich  mit- 
hin, dafs  jeder  Ungar  zur  Führung  des  Namens,  unter  dem  er  in  den 
Geburtsmatrikeln  eingetragen  ist,  auch  berechtigt  sein  soll.  .  .  Hat  also 
der  §  44  cit.  nur  die  ungarischen  Geburtsregister  im  Auge,  so 
können  sich  die  Beklagten  auf  ihn  nicht  berufen.  Bezöge  er  sich  aber 
auch  auf  Geburtsregister  allgemein,  also  auch  auf  ausländische, 
00  gewährt  er  trotzdem  den  Beklagten  kein  Recht  auf  die  Führung 
des  streitigen  Namens.  Denn  die  Beklagten  sind  —  so  wird  näher 
ausgeführt  —  in  ausländischen  Geburts-  und  Taufmatrikeln  nicht 
wirksam  als  Freiherren  ▼.  D.  eingetragen.  —  Auch  die  weitere  Aus- 
führung der  Beklagten,  die  ungarischen  Behörden  hätten  ihnen  sämt- 
liche Legitimationspapiere  unter  dem  streitigen  NameA  ausgefertigt  und 
sie  dadurch  stillschweigend  zur  Führung  desselben  ermächtigt, 
ist  hinfüllig.  Dafs  die  ungarischen  Behörden  die  Beklagten  mit  dem 
Btrettigen  Namen  bezeichnet  haben,  ist  an  sich  ein  rein  thatsächlicher 
Vorgang,  ans  dem  eine  Berechtigung  zur  Namensführung  noch  nicht 
folgt.    Die  Behörden  mögen  sieh  über  die  Wirksamkeit  der  Legitimation 
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im  Irrtum  befanden  oder  es  mag  kein  Anlab  Torgetegen  babeu,  gffgen 
die  Beklagten  wegen  Ftthrang  des  Namens  yon  Amts  wegen  Yona- 
gehen.  Die  Toigelegten  behördlichen  Erklttrongen  sind  sämtlich  im 
Jahze  1897  oder  noch  früher  aasgestellt.  Dafs  also  das  ongarisehe 
Ministerium  des  Innern  in  Kenntnis  des  wirklichen  Thatbestaades 
die  Befognis  der  Beklagten  zor  Ftthrang  des  streitigen  Namens  fest- 
gestellt hätte,  ist  in  keiner  Weise  daxgethan.  Die  blofse  poliseiliehe 
Gestattang  könnte  anch  fllr  die  Berechtignng  der  Beklagten,  den 
deatschen  Adelsnamen  in  Deutschland  au  führen,  keineswegs  nuJs- 
gebend  sein,  wie  denn  auch  dem  Beklagten  au  2)  durch  das  bajeriscfae 
Staatsministerium  die  Führung  bereits  bei  Strafe  verboten  ist 

Die  aus  dem  PriTatrecht  entnommene  Verteidigung  der  Be- 
klagten geht  dahin,  dafs  sie  durch  die  Legitimation  ein  Recht  aar 
Führung  des  ihnen  bestrittenen  Namens  erworben  hätten.  Nach  Art  22 
£.6.  Bum  B.O.B.  bestimmt  sich  die  Legitimation  eines  unehelichen 
Kindes,  sofern  der  Vater  aur  Zeit  ein  Deutscher  ist,  nach  den  deutschen 
Oesetsen.  Hierin  liegt  nur  eine  specielle  Anwendung  des  nach  inter- 
nationalem Privatrechte  allgemein  geltenden  Sataes,  dafs  für  die 
Legitimation  das  Personalstatut  des  Legitimierenden  malsgebend  ist 
Vorliegend  war  nur  der  pater  legitimane  zur  Zeit  dieses  Aktes  Ungar. 
Über  die  Wirksamkeit  der  Legitimation  entscheidet  mithin  das 
ungarische  Recht.  In  Ungarn  ist  nach  Wiederabschaflung  des  (teterr. 
B.O.B«  für  das  katholische  £he-  und  Familienrecht  das  Kanonische 
Recht  in  Geltung  (vergL  Leske-Lötoenfdd^  Internationales  Privatrecht  1 
S.  79,  81  und  das  von  dem  Beklagten  selbst  vorgelegte  Gutachten). 
Letzteres  findet  mithin,  da  sowohl  Max  v.  D.  ab  die  Beklagten 
katholischen  Bekenntnisses  sind,  Anwendung.  Das  Kanonische  Recht 
läfst  aber  zweifellos  eine  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  nur 
dann  eintreten,  wenn  awischen  dem  Legitimierenden  und  dem  Kinde 
ein  natttrliches  Eltern-  und  Kindesverhältnis  besteht;  dasselbe  ist  anch 
in  der  Darstellung  des  ungarischen  Privatrechtes  von  /iift^,  §  241 1  aaf 
das  bestimmteste  ausgesprochen.  Diese  Voraussetzung  ergiebt  sich 
anch  schon  aus  dem  Begriffe  der  Legitimation.  Ihr  Zweck  ist,  wie 
schon  ihr  Name  andeutet,  das  vorher  ill^time  Kind  zu  einem 
legitimen,  ehelichen  zu  machen.  Wer  also  zu  einem  anderen  nicht  im 
Verhältnis  eines  illegitimen  Kindes  zu  seinem  Erzeuger  steht,  kann 
niemals  von  diesem  durch  nachfolgende  Ehe  legitimiert  werden.  Die 
Legitimation,  die  Max  v.  D.  erklärt  hat,  ist  mithin,  dia  er  unstreitig  nicht 
der  Erzeuger  der  Beklagten  ist,  wirkungslos  gewesen.  Könnte  man 
aber  selbst  annehmen,  dafs,  wie  die  Beklagten  behaupten,  das 
ungarische  Recht  jene  Voraussetzung  der  natürlichen  Abstammung 
nicht  kenne,  sondern  die  Legitimationserklärung  des  Ehemannes  für 
ausreichend  ansehe,  so  könnten  die  Beklagten  aus  diesem  Akte  trotz- 
dem kein  Recht  herleiten.  Denn  —  so  wird  weiter  ausgeführt  —  die 
Legitimation  ist  als  nur  zum  Schein  erfolgt  für  nichtig  zu  erachten. 
Ob  der  Kläger  nach  ungarischem  Rechte  beftigt  ist,  die  Rechtsunwirk- 
samkeit der  Legitimation  geltend  zu  machen,  kann  dahingestellt  bleiben ; 
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denn  für  diese  Frage  ist  niohl  das  nagariaehe,  sondern  das  deatsche 
Beebt  mafsgebend ,  da  sie  nicht  das  Recht  der  Beklagten  anf  den 
streitigen  Namen,  sondern  das  Recht  des  EJügexs,  die  Ftlhrang  des 
den  Beklagten  naeh  ihrem  Personalstatat  nicht  anstehenden  Namens 
diesen  an  untersagen,  betrift.  Nach  dentschem  Rechte  besteht  aber 
kein  Zweifel ,  dalk  jeder  Interessent  die  Rechtsanwirksamkeit  der 
Legitimation  infolge  Mangels  der  natürlichen  Abstammung  geltend 
machen  kann« 

Varausseteungen  für  die  Fortführung  der  vorläufigen  Vcnmmdr 
schaff  (§  1906  B.Q.S,)  öfter  einen  während  derselben  zum  Äus^ 

länder  gewordenen  bisherigen  Deutsehen. 

Beachlals  des  ElammergerichtB  in  Berlin  Tom  25.  Februar  1901  {Johow,  Jahrb. 

f&r  Entsch.  des  K.-Ger.  Bd.  21  8.  209). 

Gegen  die  nnyerehelichte  S.  in  Berlin  leitete  die  Abteilang  81 
des  Amtsgerichts  I  in  Berlin  am  9.  Jannar  1901  das  Verfahren  der 
Entmündigung  wegen  Oeisteskrankheit  ein ;  femer  leitete  als  Vormund- 
schaftsgericht  die  Abteilung  105  desselben  Amtsgerichts  am  11.  Jannar 
die  ▼orltta%e  Vormundschaft  gemäfs  §  1906  des  B.O.B.  ein.  Am 
17.  Januar  rerheiratete  die  S.  sich  in  London  mit  einem  Englflnder 
und  l^^te  gegen  die  Finleitung  der  vorläufigen  Vormundschaft  Beschwerde 
ein,  indem  sie  ausführte,  sie  sei  durch  ihre  Verheiratang  englische 
Staatsbürgerin  geworden,  und  die  deutschen  Gerichte  seien  deshalb 
nicht  mehr  sustllndig,  eine  Vormundschaft  über  sie  einzuleiten  oder 
an  ftihren. 

Wahrend  das  Landgericht  die  Beschwerde  zurückwies,  gab  das 
Kammergericht  der  weiteren  Beschwerde  statt  aus  folgenden  Gründen: 

,,Mit  Recht  nimmt  das  Landgericht  an,  dafs  die  Beschwerdeftlhrerin 
doTch  ihre  Verheiratung,  die  nach  der  beigebrachten  Urkunde  formell 
gültig  erfolgt  ist,  gemHfs  dem  §  13  No.  5  des  Ges.  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni 
1870  (B.G.BL  Sw  355)  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  verloren  hat 
Sie  ist  britische  Staatsbürgerin  geworden  und  als  solche  auch  von  den 
englischen  Staatsbehörden  anerkannt  worden ...  Ob  ihre  Ehe  etwa 
deshalb,  weil  sie  zur  Zeit  der  Eheschlielsnng  geisteskrank  war,  an- 
gefochten  und  für  nichtig  erklärt  werden  kann,  ist  unerheblich.  Zur 
Zeit  besteht  jedenfoUs  die  Ehe  formell  gültig,  und  solange  sie  besteht, 
ist  die  Beschwerdeführerin  als  englische  Staatsbürgerin  für  das  Inland 
zn  betrachten.  Aus  diesem  Umstand  ergiebt  sich  aber  nicht  ohne 
weiteres,  dafs  das  gegen  die  Beschwerdeftlhrerin  vor  den  inländischen 
Behörden  eii^eleitete  Verfohren  hinftdlig  und  aufzuheben  ist** 

Das  Kammergericht  wendet  sich  im  folgenden  zunächst  gegen  die 
Ausftlhrung  der  Beschwerdeftlhrerin,  dafs  das  Entmündigungs  ver- 
fohren  gegen  sie,  seitdem  sie  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  verloren, 
nicht  mehr  fortgesetzt  werden  könne;  es  bemerkt,  diese  Frage  sei 
Sache     des    Entmündigungs-,    nicht    des    Vormundschafts- 
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richten  und  folglich  anch  nklit  Sache  des  dem  letzteren  ttbeigeordoeten 
Instanzgerichts. 

Bezttglich    der  Führung    der    Torläufigen    Vormundschaft 
fbhrt  das  Kammergericht  ans:    „Oemttfs  dem   §  1906  B.G.B.  konnte 
das  Vormundschaflsgericht  allerdings  die  Beschwerdeftlhrerin  unter  ▼!»• 
läufige  Vormundschaft  stellen.     Die  Sachbge  änderte  sich  ftlr  das  V<«- 
mundschaftsgericht  aber  mit  dem  Augenblick,  als  die  Beschwerdeführerin 
die  £he  mit  einem  Engländer  schloss.    Von  da  ab  war  die  Fortsetzung 
des   Verfahrens  nicht  allein   nach   §   1906   B.O.B.   zu   beurteilen,    es 
wurde  nunmehr   der  Art   23   des   EinfÜhrungsges.   zum  B.G.B.  maß- 
gebend.    Nach   dieser  Vorschrift  kann   eine  Vormundschaft  oder   eine 
Pflegschaft  im  Inlande  auch  über  einen  Ausländer  angeordnet  und,  wie 
sich  aus  dem  Prinzip  des  Gesetzes  (vgl.  Beschlufs  des  Kammergerichts 
vom  1 1 .  Februar  1 901  ^)  ergiebt ,   auch  fortgeführt  werden,  aber 
nur,  sofern  der  Staat,  dem  der  Ausländer  angehört,  die  Fürsorge  nicht 
übernimmt,    und   der  Ausländer  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  der 
Fürsorge  bedarf  oder  im  Inlande  entmündigt  ist    Diese  letztere  Voraus- 
setzung liegt  hier  nicht  vor,  da  das  Entmündigungsverfahren  gegen  die 
Beschwerdeführerin    zwar  eingeleitet,    die   Entmündigung  aber   bisher 
nicht  erfolgt  ist.    Es  kommt  deshalb  darauf  an,  ob  die  beiden  anderen 
VorauHsetzungen   des  Gesetzes  vorhanden  sind,   d.  h.  ob  der  englische 
Staat  die  Fürsorge  über  die  Beschwerdeftlbrerin  nicht  Übernimmt,  und 
ob  nach  englischen  Gesetzen  eine  Fürsorge  für  eine  Person  erforderlich 
ist,  gegen  die  ein  Entmündigungsverfahren  wegen  Geisteskrankheit  nur 
eingeleitet  ist.     Das  Landgericht  übersieht  nicht,  dafs  das  Gesetz  diese 
beiden  Voraussetzungen   aufstellt,    hält  sie   aber  für   den  vorliegenden 
Fall   nicht  ftlr  erforderlich,  weil  es  sich  nicht  um  eine  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft,  sondern  um  eine  vorläufige  Vormundschaft  handle, 
und   für   diese   der  Abs.  2   des  Art  23  a.  a.  0.   eine   besondere   Be- 
stimmung  enthalte.      Dieser  Abs.    2   schreibt  vor,    dafs   das   deutsche 
Vormundschaftsgericht  gegen  den  Ausländer  vorläufige  Mafsregeln  treffen 
kann,    solange   eine  Vormundschaft  oder  Pflegschaft   nicht  angeordnet 
ist..   Zu  diesen  hier  zugelassenen  vorläufigen  Mafsregeln  zählt  das  Land- 
gericht auch  die  vorläufige  Vormundschaft,   indessen  mit  Unrecht 
Allerdings  ist  die  vorläufige  Vormundschaft  nur  eine  provisorische  Mafs- 
regel,  die  nur  solange  fortzudauern   hat,    bis  das    Entmündigungsver- 
fahren .  .  .   sein  Ende   erreicht  hat.     Allein  das  Gesetz  hat  unter  den 
vorläufigen  Mafsregeln   im   Sinne  des   Art    28   Abs.  2   die  vorläufige 
Vormundschaft   offenbar   nicht  mitbegriffen.     Denn  die  vorläufige  Vor- 
mundschaft bleibt  immer  eine  Vormundschaft  mit  allen  wesentlichen 
Wirkungen   einer  solchen,    wenn  sie  auch  zeitlich  beschränkt  ist     Sie 
ist  eine  einschneidende  Mafsregel,  welche  während  ihrer  Dauer  nament- 
lich   auch   die  Wirkung  einer  Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  mit 
sich   ftlhrt  (vgl.  Motive   z.  1.  Entwurf  eines   B.G.B.  Bd.  4  S.  1247). 
Unter   der  Vormundschaft  im  Sinne  des  Art.  23  Abs.  1  ist  daher  un- 

1)  Vgl.  oben  8.  79  ff. 
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bedenklich  die  ror läufige  Vormandachaft  niitzaverstehen,  während 
unter  den  vorläufigen  Mafsregeln,  welche  der  Abs.  2  zuläfst,  nur  solche 
gedacht  werden  können ,  welche  den  Charakter  der  Vormundschaft,  sei 
es  einer  dauernden  oder  vorläufigen,  nicht  an  sich  tragen,  wie  z.  B. 
Sicherung  der  Person  oder  Sicherstellnng  ihres  Vexmögens.  Die  Ein- 
leitung einer  vorläufigen  Vormundschaft  ist  nur  zulässig,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  Abs.  1  des  Art  28  vorliegen  ...  Es  mufste  des- 
halb die  vom  Amtsgericht  eingeleitete  vorläufige  Vormundschaft  auf- 
gehoben werden.  Die  Sache  mufste  an  das  Amtsgericht  zurückver- 
wiesen werden,  damit  dieses  von  neuem  prüfe,  ob  eine  vorläufige  Vor- 
mnudschaft  bei  jetziger  Sachlage  erforderlich  ist  Hält  es  eine  solche 
f)lr  nötig,  so  hat  es  von  Amts  wegen  zu  ermitteln,  ob  die  Voraus- 
setzungen des  Abs.  1  des  Art  23  vorliegen,  d.  h.  ob  der  englische 
Staat  die  Fürsorge  ftlr  die  Beschwerdeführerin  nicht  Obemimmt,  und 
ob  nach  den  englischen  Gesetzen  eine  Fttrsoige  für  die  Beschwerde* 
führerin  erforderlich  ist  Bis  diese  Feststellung  erfolgt  ist,  kann  das 
Amtsgericht  vorläufige  Mafsregeln  treffSsn. 

Bei  der  Fusion  zweier  Aktiengesellschaften  tvgl.  Ärtt.  215^  247  des 
alten  und  §  306  des  neuen  Handelsgesetzhucks)  ist,  wenn  die  über- 
nehmende Aktiengesellschaft  ihren  Sitz  im  Auslande  hat,  zum  Über- 
gang des  Vermögens  die  Liquidation  und,  soweit  Grundstücke  in 
Frage  kommen^  die  Auflassung  erforderlich. 

Beschlnfs  des  Kammergerichts  in  Berlin  vom  18.  Februar  l^Ol^Johow,  Jahr- 
buch fSr  Entsch.  des  R.-Ger.  Bd.  21  S.  2d4> 

Die  Aktiengesellschaft  Zeche  D.  bei  Bochum  schlofs  mit  der 
^SodeiS  anonyme  des  hauts  foumeaux  de  Di.^  mit  dem  Sitz  in  Di. 
(Grofsherzogtum  Luxemburg)  im  Jahre  1899  einen  Fusionsvertrag, 
wonach  die  erstere  Aktiengesellschaft  auf  die  letztere  gegen  Gewährung 
von  Aktien-  und  Schuldverschreibungen  ihr  gesamtes  Vermögen  Übertrug. 
Die  SodM .  .  .  stellte,  nachdem  die  Auflösung  der  Bochumer  Aktien- 
gesellschaft ins  Handelsregister  eingetragen  war,  beim  Bochumer  Grund- 
buchrichter den  Antrag,  das  gesamte  Bergwerks-  und  Grundeigentum 
der  Bochumer  Gesellschaft  auf  sie  umzuschreiben.  Wie  der  Antrag 
und  die  Beschwerde  der  SodAiy  so  wurde  auch  ihre  weitere  Beschwerde 
BorUckgewiesen,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

„.  .  .  Die  Frage  der  Gesamtnachfolge  kann  lediglich  nach  in- 
ländischem und  zwar  nach  dem  zur  Zeit  des  behaupteten  Erwerbs 
geltenden  Rechte,  mithin  nach  den  Normen  des  bis  zum  1.  Januar 
1900  in  Kraft  gewesenen  H.G.B.  und  des  das  Recht ...  der  Aktien- 
geaellschaften  betrefienden  Reichsgesetzes  vom  18.  Juli  1884  (R«G.B1. 
S.  123)  beurteilt  werden  .  •  .  Mafsgebend  ist  hierbei  die  Erwägung, 
dafs  der  Anfall  des  Vermögens  einer  erloschenen  juristischen  Person 
an  einen  Gesamtnachfolger  in  Ermangelung  besonderer  Vorschriften  den 
gleichen   Grundsätzen    hinsichtlich   der  örtlichen   und   zeit- 
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liehen  Anwendbarkeit  der  Geaetse  unterliegen  rnnfs  wie  die  Erb- 
folge in  den  NacfaUfB  einer  physischen  Person. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  kann   die  Beschwerdeführerin  ihr 
Successionsrecht  lediglich  auf  den  Art    247   in  Verbindung   mit  dem 
Art  215  des  alten  H.G.B.  sttttaen.     Uan  nahm  in  dem  Fall  der  Auf- 
lösung  einer  Aktiengesellschaft  durch  Vereinigung  mit  einer  anderen 
(Fusion)  an,  dafs  das  Vermögen  der  au%elösten  Gesellschaft  kraft  des 
Titels   der  Gesamtnachfolge    auf  die  ttbernehmende  GeseUachaft 
llbeigehe  (. .  .  Citaite .  .  .).    Dabei  legte  das  Gesetz  den  Mitgliedem  des 
Vorstands   und   des  Aufsichtsrats  der  ttbemehmenden  Gesellschaft  cor 
Sicherung  der  GU&ubiger  der  aufgel(toten  Gesellschaft  die  Verpflichtung 
auf,   das  Vermögen   der  letateren  so  lange  getrennt  au  rer walten,   bis 
die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer  Gllubiger  erfolgt  sei.     Die 
Vereinigung  der  Vermögen  beider  Gesellschaften  war  erst  nach  Ablauf 
des  Sperrjahrs  sulMssig.    Die  Verwaltung  des  Vermögens  der  au^elöstea 
GeseUschaft,  die  ihren  Gerichtsstand  während  der  Dauer  der  getrennten 
Verwaltung  behielt,  war  ron  der  ttbemehmenden  Gesellschaft  zu  ftlhren 
(Art  247  No.  1,  2,  8,  5).     Diese  Vorschriften,  welche  die  Gläubiger 
der  aufgelösten  GeseUschaft  vor  den  Folgen  der  endgültigen  Vereinigung 
des  beiderseitigen  Vermögens  schützen  sollen,  lassen  klar  eikennen,  dafs 
das  Gesetz  unter  der  übernehmenden   Gesellschaft  nicht 
wohl  auch  eine  ausländische,  sondern  nur  eine  inländi- 
sche, d.  h.  eine  Aktiengesellschaft  mit  dorn  Sitz  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches,    verstanden  haben   kann.     Denn   es  konnte  eine  persönliche 
und  solidarische  Verantwortlichkeit  der  Voivtands-   und  AufiiichtBrata- 
mitglieder  (Art  247  No.  8)   einer  seiner  Herrschaft  gar  nicht  unter- 
worfenen Aktiengesellschaft  unmöglich  festsetzen,  wie  denn  den  Gläubigen 
die  G^ewähr  der  ordnungsmäfsigen  Befriedigung  aus  dem  V«inögen  der 
ihnen   haftenden    aufgelösten  Gesellschaft  nur  innerhalb  des  Geltung«- 
bereichs   der  die  getrennte  Verwaltung  anordnenden  und  ihre  Durch- 
führung sichernden    Normen   geboten  ist.  —  Das   neue  H.G.B.  Iftfst 
eine  Fusion  ohne  Liquidation  auch  bei  der  Übernahme  des  Vennögens 
einer  Aktiengesellschaft  durch  das  Reich,  einen  Bundesstaat  odor  einen 
inländischen   Kommunalverband    zu   (§    804).      Diese  Beetirnmimg; 
soll  entsprechend   auf  die  Vereinigung  zweier  Aktiengesellschafteii 
nach  §  806  angewendet  werden.    Es  unterliegt  hiemach  keinem  Zweifel, 
dafs  auch  im  Fall   des  §  806  nur  an  die  Übernahme  des  Vermögens 
einer  Aktiengesellschaft  durch  eine  andere  inländische  Aktiengesell- 
schaft gedacht  ist  (ebenso  Makower,  H.G.B.  12-  Aufl.,  Anm.  le  zum 
§    805).     Eine  Recktsänderung  ist  aber  ftir  den  Fall  des   §  806    ia 
keiner  Weise  beabsichtigt  (Denkschrift  bei  Hahn-^Mugdan ,  Materialien 
S.  829)  .  .  .    Die  Umschreibung  des  Immobiliarrermögens  der  Zeche  D. 
auf  die  Beschwerdeftlhrerin  läfst  sich   nur  im  Wege   der  Liquidation 
erreichen. 
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Erbfolge  nach  einer  vor  1900  mit  badischem  Donmü  verstorbenen 
Amerikanerin.  —  NidU  lex  domicilii,  sondern  Staatsangehörigkeit 

für  die  Verwandtenerbfolge  mafsgebend. 

Urteil  des  ReichAzerichts,  11.  Ciy.Seii.,  (EL  195/1901)  vom  11.  Oktober  1901 
in  Sachen  Moeaej  und  Genossen  gegen  Scholz  und  Genossen. 

Am  10.  Jarniar  1894  war  in  Heidelberg,  wo  sie  Domizil  hatte, 
<Ue  Witwe  S.  geb.  R. ,  Btaatsaagehörige  der  Verelnigien  Staaten  von 
Amerika,  kinderlos  and  ohne  Testament  gestorben.  Am  80.  Mai  1895 
wurde  vom  Amtsgericht  in  Heidelberg  für  die  nunmehrigen  Beklagten 
nach  ihr  eine  Erbbescheinigung  ausgestellt  Die  jetzigen  Klfiger  khigten 
anf  Herausgabe  der  Erbschaft  w^en  ihrer  angeblich  nttheren  Verwandt- 
schaft mit  der  Erblasserin.  Die  Klage  wurde  vom  Oberlandesgericht 
Karlsruhe  abgewiesen,  weil  die  behauptete  Verwandtschaft,  der  Kläger 
mit  der  Erblasserin  nicht  erwiesen  sei.  Die  von  den  KlSgem  eingelegte 
Revision  wurde  verworfen.     Aus  den  Entscheidungsgrttnden: 

Die  Revision  hat  weiter  gerttgt,  der  Bemfimgsrichter  habe  die 
Prüfung  unterlassen,  ob  nicht  wenigstens  so  viel  bewiesen  sei,  dafs  die 
Erblasserin  und  der  Grofsvater  der  Kläger,  H.  R.,  uneheliche 
Kinder  des  D.  R.  waren,  welche  in  einer  zwischen  der  (gemeinsamea) 
Mutter  und  dem  D.  R  bestandenen  wilden  Ehe  erzeugt  worden  seien ; 
der  Prttfung  dieses  Verwandtschaftsverhältnisses^  das  zwar  in  den  In- 
stanzen nicht  ausdrücklich  behauptet  worden,  aber  als  minus  in  den 
Klagebehauptungen  enthalten  gewesen  sei,  komme  aber  um  deswillen 
Elrfaeblichkeit  zu,  weil  nach  dem  hier  anzuwendenden  Rechte 
des  Staates  New  York  die  Abstammung  von  der  gemein- 
samen unehelichen  Mutter  ein  Erbrecht  begründe.  Auch 
dieser  Angriff  konnte  keinen  Erfolg  haben.  Zwar  kann  darin  den  Aus- 
führungen der  Revision  beigetreten  werden,  dafs  in  der  Behauptung 
voUbÜrtiger  ehelicher  Abstaummung  diejenige  der  aufserehelichen  Ab- 
stammung von  der  gleichen  Mutter  dann  als  mitenthalten  angesehen 
werden  kann,  wenn,  wie  hier,  nach  dem  für  die  Erb- 
berechtigung mafsgebenden  Rechte  auch  die  aufser- 
ebeliche  Abstammung  von  einer  gemeinsamen  Mutter 
unter  Umständen  ein  Erbrecht  zu  begründen  geeignet 
wäre,  und  dafs  deshalb  der  Beruf^gsrichter  auch  anf  eine  Prüfung 
dieser  Frage  einzugehen  hatte.  Dessen  ürteilsgründe  sehliefsen  jedoch 
«die  Annahme  nicht  aus,  dafs  er  bei  seiner  Beweiswflrdigung  auch 
diesen  Gesichtspunkt  in  den  Kreis  seiner  Erörterung  gezogen  hat.  Die 
Ansftahmngen  in  den  Urteilsgründen  rechtfertigen  die  Annahme,  dafs  der 
Berufungsrichter  eine  aufsoeheliehe  Abstammung  des  H.  R.  und  der 
weit  jüngeren  Erblasserin  von  einer  gemeinsamen  Mutter  gleichfidk 
aiekt  ab  bewiesen  eraektet  hat 
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J)(K  am  vertraglich  festgeaeUrten  Erfüllungsort  geltende  Recht  fOr 
die  Verpflichtung  des  Verkäufers  mafsgebend. 

UrteU  des  Reichsgerichts   vom   14.  Mai  1901,   U  72/1901  {Pw^Us  Ztschr. 

Bd.  32  S.  517). 

Das  bezeichnete  Urteil  hat  dea  vorstehenden  GrondsatB  beasfiglich 
eines  (vor  dem  1.  Januar  1900)  mit  dem  YertragUch  festgesetsten  £i^ 
iÜUungBort  Karlsrahe  geschlossenen  Verkaufes  einer  Briefmarkensammlung 
(ohne  nähere  ErOrterang  der  international-rechtlichen  Frage)  za  Onmde 
gelegt 

EhescheidungsMcye  nach  dem  1.  Januar  1900  vor  einem  gemein^ 
rechtlichen  Gericht  wegen  Verfehlungen  aus  der  Zeit  vor  dem 
1.  Januar  1900 j  als  die  Ehegatten  noch  im  rheinischrecMlichen 
Gebiet  wohnten.  Voraussetzung  der  Ehescheidung  ist,  dafs  die 
Verfehlungen  sowohl  nach  B.G.B,  als  nach  gemeinem  und  nach 
französischem  Recht  einen  Ehescheidungsgrund  bilden, 

Urteil  des  Oberlandogerichts  Kiel  vom  10.  Jnli  1900  (U.  285.  00)  und  des 

Beidisgerichts  vom  16.  November  1900). 

1.  Ans  den  Entscheidungs  grün  den  des  oberlandesgericht- 
lichen Urteils: 

Soll,  wie  es  die  Klägerin  im  vorliegenden  Falle  verlangt,  nach 
dem  1.  Januar  1900  eine  Ehe  wegen  einer  vor  diesem  Zeitpunkt  be- 
gangenen Verfehlung  der  in  den  §§  1565  und  1568  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  bezeichneten  Art  geschieden  werden,  so  mufs  die  Ver- 
fehlung auch  „nach  den  bisherigen  Gesetzen"  ein  Scheidungs- 
oder Trennungsgrund  gewesen  sein  (Artikel  201  Abs.  2  des  E.G.  il 
B.G.B.).  Unter  den  ^bisherigen  Gesetzen"  sind  die  bisherigen  Greeetze 
des  Prozefsgerichts  zu  verstehen,  d.  h.  es  wird  erfordert,  dats  das 
Prozefsgericht,  auch  wenn  es  vor  dem  1.  Januar  1900  zu  entscheiden 
gehabt  hätte,  die  Ehe  wegen  der  betreffenden  Verfehlung  geschieden 
haben  würde. 

Die  Parteien  hatten  zu  der  Zeit,  in  der  der  Beklagte  die  Ver- 
fehlungen begangen  haben  soll,  ihren  ehelichen  Wohnsitz  im  Gebiet  des 
Code  cwU;  die  behaupteten  Handlungen  wurden  daher  zur  Zeit  ihrer 
Begehung  vom  Rechte  des  Code  civil  beherrscht  Es  kommt  danach  in 
Frage,  ob  das  Prozefsgericht  vor  dem  1.  Januar  1900  das  gemeine  Recht 
als  Recht  seines  Bezirks  oder  das  franzltoische  Recht  anzuwenden  ge- 
habt hätte. 

Im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  hatte  das  Ehescheidungsrecht 
wegen  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  sittlichen  Anschauungen  vor  don 
1.  Januar  1900  f^  den  Prozefsrichter  dergestalt  absolut  bindende 
Kraft,  dafs  für  die  Entscheidung  regelmä&ig  nur  das  Recht  des  Prozefs- 
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geriehts  mafsgeblich  Boin  durfte.  Diefer  Satz  galt  insofern  ansnabmsloSf 
als  niemals  eine  Ehe  wegen  einer  Thatsache  geschieden  werden  konnte, 
die  nicht  nach  dem  Recht  des  Prozefsgerichts  einen  Ehescheidtmgsgnmd 
bildete.  Daraus  folgt  fiSo'  den  vorliegenden  Fall,  dafs  die  Ehe  jeden- 
fitlls  nnr  wegen  einer  solchen  Thatsache  geschieden  werden  konnte,  die 
nicht  nur  nach  dem  Bürgerlichen  G^esetzbach,  sondern  auch  nach  dem 
gemeinen  Recht  einen  Ehescheidnngsgmnd  bildete.  Von  jenem  Satz 
war  aber  in  den  Etilen  der  Verttnderung  des  ehelichen  Wohnsitzes 
dann  eine  Ansnabme  za  machen,  wenn  die  Verfehlung  in  die  Zeit  des 
Wohnens  an  dem  Mheren  Domizil  fiel.  In  solchen  Fällen  durfte  die 
Ehe  nicht  geschieden  werden,  wenn  die  Verfehlung  nicht  auch  nach 
dem  Recht  des  früheren  Wohnsitzes  einen  Scheidungsgrund  bildete;  es 
genügte  also  nicht,  wenn  die  That  nach  dem  Recht  des  Kiageorts 
einen  Scheidungsgrund  abgab.  Dies  beruhte  auf  dem  Gedanken,  dafii 
eine  Verfehlung,  die  ein  Ehegatte  unter  der  Herrschaft  des  Rechts 
seines  früheren  Wohnsitzes  begangen  habe,  nicht  durch  den  bloisen 
Domizilwechsel  eine  l^ragweite  hinsichtlich  des  Ehebestandes  erlangen 
dflrfiB,  die  jener  im  Hinblick  auf  das  seine  That  zur  Zeit  ihrer  Be- 
gehung beherrschende  Recht  nicht  voraussehen  konnte.  Im  gleioAen 
Sinne  hat  sich  mit  Bezug  auf  das  Allgemeine  Liandrecht  auch  das 
Reichsgericht  in  zwei  Entscheidungen  ausgesprochen  {Oruckoij  Bd.  81 
S.  889,  und  Entsch.  Bd.  41  S.  215 ff.);  die  dort  gezogenen  Erwägungen 
treffen  in  gleicher  Weise  für  das  gemeine  Recht  zu.  Hiernach  kann 
im  vorli^enden  Falle  die  Ehe  nur  wegen  einer  solchen  Thatsache  ge- 
schieden werden,  die  nicht  nur  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
und  dem  gemeinen  Recht,  sondern  auch  nach  dem  Code  cwü  einen 
Scheidungsgrund  bildete. 

Es  wird  sodann  ausgefülurt,  es  sei  bewiesen,  dafs  der  Beklagte 
Ehebruch  begangen  (§  1565  B.G.B.),  sonstige  unsittliche  Handlungen 
gegenüber  und  mit  Frauenspersonen  vorgenommen  und  seine  Ehefrau 
mit  einer  Geschlechtskrankheit  angesteckt  habe  (§  1568  B.G.B.). 

Wegen  des  Ehebruchs  habe  indessen  die  Scheidung  nicht  erfolgen 
können,  weil  ein  Ehebruch,  &lls  er  seitens  des  Mannes  begangen  ist, 
im  Gegensatz  zum  B.G.B.  und  dem  gemeinen  Recht,  nach  Art  280  des 
Code  cwü  nur  unter  der  hier  nicht  vorliegenden  Voraussetzung  einen 
Scheidungsgrund  bildete,  dafs  der  Mann  die  Beischläferin  in  dem  gemein- 
schaftlichen Hause  gehalten  habe. 

Die  sonstigen  unsittlichen  Handlungen  aber  haben  zur  Scheidung 
ftlhren  müssen,  da  sie  —  insbesondere  in  ihrem  Zusammentreffen  —  sowohl 
nach  dem  B.G.B.  ab  nach  dem  gemeinen  Recht  und  dem  Code  dtü 
einen  Ehescheidungsgrund  bildeten.  —  Das  Urteil  sagt: 

Sie  enthalten  „eine  schwere  Verletzung  der  durch  die  Ehe  be- 
gründeten Pflicht'^  des  Beklagten  zur  Treue  und  zwar,  insoweit  nicht 
der  Beischlaf  mit  anderen  Frauenspersonen  in  Betracht  kommt,  zur 
Treue  im  höheren  Sinne  und  sind  ein  ^unsittliches  Verhalten^  (§  1568 

Z«itoohrlft  f.  intwn.  PriTst-  u.  Strafraoht  «to..  Band  XL  29 


442  Becht^troduiBg:  Deatwehlmd. 

B.6.B.);  auch  ist  nach  dea  penOnlichen  VerhUltniasen  der  Ehegatten, 
ihrem  BUdoiigsgiad  and  den  Lebensgewohnheiten  ihres  Standes  an- 
sonehmen,  dafs  durch  jenes  unsittliche  Verhalten  und  jene  Pflicht- 
▼erletzang  eine  so  tiefe  Zerrtlttung  des  ehelichen  Verhältnisses  seitens 
des  Beklagten  verschuldet  ist,  dafs  der  Klägerin  eine  Fortsetzung  der 
£he  nicht  zugemutet  werden  kann.  Diese  Annahme  wird  auch  dadurch 
bestätigt,  dafs  die  Klägerin,  nachdem  sie,  wie  der  Beklagte  nicht  be- 
streitet, erst  im  Oktober  1899  von  dem  Treiben  des  Beklagten  Kenntnis 
erhalten  hatte,  die  eheliche  Gemeinschaft  nicht  fortgesetzt,  sondern  sich 
von  jenem  getrennt  hat  Die  Handlungen  des  Beklagten  enthalten 
weiter  den  Thatbestand  der  j^injurea  graves^^  der  „groben  Beleidigungen** 
im  Sinne  des  Artikels  231  des  Code  cw'ii  (Zachariä-Orome^  Handbach 
des  französischen  Civilrechts,  8.  Aufl.,  Band  III,  §  446  Ziff.  2).  Sie 
bilden  endlich  nach  gemeinem  Recht  einen  Scheidungsgrund ;  denn  schon 
nach  gemeinem  Recht  genügte  zur  Scheidung  ein  schweres  Verschulden 
des  einen  Ehegatten,  welches  dem  anderen  Teile  das  eheliche  Zusammen- 
leben  nach  den  Umständen  des  Falles  unthunlich  machte.  Dies  ist  vom 
Reichsgericht  neuerdings  ausdrtlcklich  anerkannt  (Entsch.  Band  41  S.  219) 
ani  auch  in  früheren  Entscheidungen  höherer  G^erichte  ausgesprocliea 
worden.  {BöUe,  Bd.  1  S.  275,  Bd.  4,  S.  264,  Bd.  21  S.  290;  R.  G. 
Bd.  4  S.  380;  Seufferts  Archiv  Bd.  20  No.  229,  Bd.  25  No.  81  and 
82,  Bd.  36  No.  46,  Bd.  48  No.  186,  Bd.  49  No.  21.)  Auch  dann 
übrigens,  wenn  das  unsittliche  Verhalten  des  Beklagten  nach  gemeinem 
Recht  keinen  Scheidungsgrund  bildete,  würde  der  Klage  mit  Rückaicht 
auf  die  Ansteckung  der  Klägerin  seitens  des  Beklagten  stattsugeben 
sein«  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  der  Beklagte,  als  er  nach 
seiner  geschlechtlichen  Erkrankung  mit  der  Klägerin  den  Beischlaf 
vollzog,  die  Natur  seiner  Erkrankung  und  ihre  ansteckende  Be- 
schaffenheit gekannt  hat  Aus  diesem  Grunde  enthält  die  durch  die 
Beischlafsvollziehung  bewirkte  Ansteckung  eine  schwere  Pflichtverletzung 
im  Sinne  des  §  1568  des  B.G.B.  mit  der  daselbst  bezeichneten  Wirkung, 
eine  injure  grave  im  Sinne  des  Artikels  231  des  Code  civil  (Zackariä- 
Crome  a.  a.  0.  Anm.  8)  und  bei  dem  jedenfalls  vorliegenden  Eventual- 
dolus eine  Sävitie  im  Sinne  des  gemeinen  Rechts. 

2.  Das  Reichsgericht  hielt  dieses  Urteil  aufrecht.  Während 
es  die  Begründung  des  BerufungsgerichtR  im  übrigen  nicht  beanstandet^ 
hält  es  nur  die  Ausführung  für  bedenklich,  dafs  bereits  nach  gemeinem 
Recht  jedes  schwere  Verschulden,  welches  dem  anderen  Ehegatten  das 
eheliche  Zusammenleben  unthunlich  mache,  einen  Scheidungsgrund  bilde. 
Nach  Art  201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B.  genüge  es  aber,  wenn  die  Ver- 
fehlung nach  den  bisherigen  Gesetzen  einen  Scheidungsgrund  oder 
einen  Trennungsgrund  bilde,  d.  h.  eine  zeitweilige  Tennong 
der  Ehegatten  rechtfertige.     Diese  Voraussetzung  sei  gegeben. 
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Die  ÜberemsUmmende  Erhlärung  der  Progefsparteienj  das  streitige 
Rechtsverhältnis  (in  Seenot  vereinbarter  Hulfslohn)  soUe  mich 
deutschem  Recht  beurteilt  werden^  eine  für  das  Gericht  mafsgebliche 

Parteidisposition  *). 

Urteil  des  flaDaeatiBcheii  OberlaDdeggerichtB  za  Hamburg  (IV.  Civileenat) 
Tom   21.  Oktober  1901  in  Sachen  Nord.  Bergungs- Verein  gegen  Solleyeld 

und  Genossen,  Bf.  IV  180^1. 

Mitgeteilt  durch  Herrn  SenatBprfisidenten  Dr.  Martin  zvl  Hamburg. 

Dem  an  der  marokkanischen  Küste  gestrandeten  holländischen 
Dampfer  Ellewontsdyk  wurde  am  28.  Angust  1900  von  dem 
Bergangsdampfer  Newa  Hülfe  geleistet.  Die  HtÜfeleistung  wurde 
seitens  des  Kapitttns  der  Newa  von  der  Bewilligung  eines  Lohnes  von 
8600  jS  abbüngig  gemacht,  und  dieser  Betrag  wurde  vereinbart. 

Dem  Klageantrag,  diesen  Betrag  nach  §  741  H.G.B.  zu  ermäfsigen, 
wurde  seitens  des  Gerichtes  insofern  entsprochen,  als  der  Betrag  auf 
63000  Mk.  herabgesetzt  wurde. 

Bezüglich  der  internationalprivatrechtlichen  EVage  sagen  die  Urteils- 
gründe: 

„Die  Parteien  erklärten  Übereinstimmend,  das  deutsche  Recht  zu 
Grunde  legen  zu  wollen  .  .  .* 

„Der  Anwendung  des  deutschen  Rechtes  stehen  keine  Bedenken 
entgegen,  da  die  Parteien  demselben  übereinstimmend  ihr  Rechts- 
verhitltnis  unterstellt  sehen  wollen.  Dasselbe  stimmt  Übrigens  mit  dem 
hoUttndischen  Rechte  überein,  welches,  von  der  Parteidisposition  ab* 
gesehen,  aus  dem  Grunde  in  Frage  kommen  könnte,  weil  die  ver- 
pflichtete Rhederei  in  Holland  domiziliert  ist,  und  auch  dort  nach  dem 
Vertrage  scheinbar  die  Verpflichtung  zu  erftlllen  war.  Vgl.  Hans.  Ge- 
ricbtszeitung  1891  No.  54  S.  148  und  Comüi  MariHme  International^ 
Buüelm  no.  7,  Compte-Bendu  de  la  Conßrence  de  Paris  S.  82,  62,  64."* 


1)  Vd.  über  das  für  BeTg^e-  und  Hulfslohn  mafseebende  Recht  die  in  dieser 
Ztsehr.  BcT  IV  S.  153  u.  579  mitgeteilten  Urtdle  des  Hanseatischen  Oberlandes- 

Seiichts  vom  81.  Jan.  1892  und  des  Reichsgerichts  vom  28.  Okt  1893,  femer 
ie  Materialien  bei  Bar,  Theorie  und  Praxis,  des  internationalen  P.R. 
Bd.  U  S.  215 ff.  Böhm,  R&nml.  Herrschaft  §.  164.  Boyens,  Das  deatsche 
Seerecht  Bd.  1  B.  57  ff.  Asser -RivieTy  EUmmU  de  droit  vnUmaUondt 
prM  (1884)  S.  221.  —  Nach  der  überwiegenden,  inabesondere  auch  von  den 
eben  genannten  Schriftstellern  vertretenen  Anpassung  ist  für  Bergung  und 
Hülieleistang  in  Territorialgew&ssern  lex  loci  actus  mafsgebend.  VgL 
aneh  z.  B.  das  Urteil  des  Kassationshofs  zu  Turin  vom  19.  Aug.  1885 
(Clunei  Bd.  14  S.  241.) 

Auf  die  Territorialgewftsser  unkultivierter  Staaten  wie  Marokko  kann 
dieser  Grundsatz  aber  offenbar  nicht  angewendet  werden.  Hier  liegt  viel- 
mehr  das  VerhiÜtnis  ebenso  wie  auf  hoher  See,  und  für  die  hohe  See  nimmt 
man  überwiegend  Mafsgeblichkeit  des  Rechtes  der  Flagge  des  hülfesuchenden 
Schiffes  an.  Vgl.  z.  B.  das  Urteil  des  französischen  Kassationshofes  vom 
6.  Mai  1884  (Clunet  Bd.  11  S.  512)  und  Bemangeai  bei  Clunet  Bd.  12 
8.  150 ff:  femer  Vincent  und  Finaud^  Dictionffaire  de  droit  international 
priviy  I808,  S.  780  ff.    Dieser  Grundsatz  erweist  sich  auch  insbesondere  hin- 

29* 


444  Beehtsprechung:  Deutschland. 

Schiedsvertrag.    London  Com  Trade  Association. 

Urteil  des  Reichflgerichts,  IL  Ciy.Sen^  yom  19.  Febr.  1901  (Muer  g.  Dattea- 

höfer  und  Olaser). 

Die   Revision    wurde   zurückgewiesen    ans    den   Gründen:    Die 
angefochtene    Entscheidung    beruht    darauf,     dafs    der    Einwand    des 
Kittgers,    die    Entscheidung  über   die    bestrittene   Gegenforderung   der 
Beklagten    habe   nach   einer  für   die  Parteien  bindenden  Vereinbarung 
durch  Schiedsrichter  zu   erfolgen,   für  begründet  erklttrt  wurde.     Da& 
die  betreffende  EUausel  des  zwischen  der  Firma  Smith  Oambrill  &  C!o. 
in    Baltimore    und    dem    Klttger    abgeschlossenen    Kaufgeschäfts    vom 
16.  Nov.  1896  sich   nicht  blofs  auf  Differenzen  bezüglich  der  Qualitftt 
des  verkauften  Hafers,   sondern   im   Einklang  mit  ihrem  Wortlaut  auf 
alle  aus  dem  Kontrakte   entstehenden  Streitigkeiten  beziehe  und  sähst 
einen  Schiedsvertrag  enthalte,    nicht  den  AbschlufB  eines  solchen  blofs 
voraussetze,    hat   das    Berufungsgericht    mit    zureichender   Begründung 
ohne  Rechtsirrtum  festgestellt.     Auch   erscheint   die  von  der  Revisions« 
klttgerin  aufgestellte  Rüge  nicht  berechtigt,  dafs  ihr  Einwand,  das  Londoner 
Schiedsgericht   trete,   wie  sich   aus   einem   anderen  Falle   ergebe,    aaf 
Vorlage    eines    blofsen    Bestätigungsschreibens    über    den    mit    der    er- 
wähnten Klausel  abgeschlossenen  Getreidekauf  nicht  in  Funktion,    für 
durchschlagend   nicht   erachtet   wurde.     Da  die  Kontrahenten  nach  der 
Feststellung  des  Berufungsgerichts  einen  für  sie  bindenden  Schiedsvertrag 
abgeschlossen    haben,    so   durfte   hieraus  auch    ihre    gegenseitige    Ver- 
pflichtung abgeleitet  werden,  gemeinsam  die  erforderlichen  Mafsnahmen 
zu  ergreifen,   um  eine  schiedsrichterliche  Entscheidung  bei  der  London 
Com  Trade  Association  herbeizuführen.     Wenn   das  Berufungsgericht 
in    den    Urteilsgründen   der  Beklagten   das   Recht    zuspricht,    M\b   die 
Vorlage    der  Kaufbestätigung    nicht  genügen    sollte ,    vom    Kläger  die 
Unterzeichnung    eines    die    Unterwerfung    unter   die    Arbitration  jener 
Londoner    Gesellschaft    deutlich    zum   Ausdruck    bringenden    Vertrages 
zu  verlangen,    so   ist   hiermit  auch  das  gleiche  Recht  des  Klägers  und 
die  entsprechende  Verpflichtung  der  Beklagten  festgestellt,  und  die  auf 
einen  Mangel  in  dieser  Richtung  gestützte  Rüge  nicht  begHlndet.    Dals 


sichtlich  des  richterlichen  Ermäfsigungsrechtes  der  in  Seenot  vereinbarten 
Vergütung  als  zweckmäfsig  und  gerecht  G^g^n  die  Anwendung  des  Rechtes 
der  Flagge  des  geborgenen  Schiffes  spricht,  nebeubei  bemerkt,  auch  die 
praktische  Erwä^ng,  dafs  dadurch  die  Bergungsschiffe  veranlafst  werden 
könnten,  die  Schiffe  derjenigen  Nationalität  zu  bevorzugen,  deren  Recht  das 
Ermäfsigungsrecht  nicht  kennt  Auch  die  Anwendung  des  Rechtes  des 
Domizils  des  Verpflichteten  und  des  Erfüllungsortes,  welche  das  Urteil  vom 
21.  Okt.  1901  erwähnt,  dürfte  sich  rechtspoiitisch  und  technisch  nicht  recht- 
fertigen. 

In  dem  vorliegenden  Urteil  sind  diese  Fragen  beiseite  gestellt  zufolge 
des  Gesichtspunktes  der  prozessualischen  Parteidisposition,  der  sich 
von  der  gewöhnlich  ins  Feld  geführten  „Vertragsintention^  durchaus  nnter- 
scheidet    Dieser  Gesichtspunkt  erscheint  bedenkuch. 

Niemeyer. 
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bei  Erwähnung  des  allgemeinen  Rechtsgrnndsatzes,  dafs  Vertrüge  nicht 
nur  zn  dem  darin  AasgedrUckten ,  sondern  auch  zu  allem,  was  ans 
ihnen  naeh  Billigkeit  folge,  yerpflichten,  anf  Anslegangsregeln  des  in- 
ländischen Rechts  liingewiesen  wurde,  ist  gleichfalls  nicht  zu  mifs- 
biUigen.  Endlich  konnte  auch  der  von  der  Revisionskittgerin  erhobenen 
Rüge  keine  Folge  gegeben  werden,  welche  die  Verwerfhng  des  Ein- 
wandes  der  Beklagten  zum  Gegenstand  batte,  dafs  die  in  England  er- 
lassenen Schiedssprüche  keine  endgültigen  Entscheidungen  seien,  sondern 
jeder  Teil  noch  den  Richter  anrufen  könne.  Die  dem  in  England 
geltenden  Rechte  nicht  unterstehenden  Kontrahenten  waren  jedenfalls 
berechtigt,  die  Einholung  eines  ftir  sie  bindenden  endgültigen  Schieds- 
spruchs nach  den  Bedingungen  und  Regeln  der  Com  Trade  Association 
in  London  zu  vereinbaren,  und  diese  Vereinbarung  steht  der  Ver- 
folgung des  streitigen  Rechts  bei  dem  inlSndischen  Gerichte  entgegen. 

MecJUsmrksafnkeit  eines  ausländischen  Schiedsspruchs.  Rechtliche 
Natur  der  Einrede  des  Schiedsvertrags.  Bestreitung  der  Gültig- 
Jceit  des  Schiedsspruchs.  Ist  die  im  Schiedssprucn  angeordnete 
öffentliche     Versteigerung    der    streitigen     Ware    eine    Zwangs- 

Vollstreckung  aus  dem  Schiedssprüche? 

urteil  des  Reichsgerichts  vom  80.  April  1901  (11.  Giy.Sen.  48/1901,  Comptoir 

Commercial  Anversois  g.  Kaufmann)^). 

1.  Der  Berufungsrichter  ist  mit  Recht  von  der  Annahme  aus- 
gegangen, die  vorliegende  Klage  sei  eine  Erfüllungsklage  aus 
dem  in  dem  Vertrage  vom  19-  Juni  1899  enthaltenen  Schieds- 
verträge und  den  zwei  in  dessen  Vollzuge  ergangenen  Schieds- 
sprüchen, indem  insbesondere  mit  derselben  die  Erfüllung  des 
zweiten  Spruches  begehrt  werde  durch  Zahlung  der  ihr  dort  zu- 
gesprochenen Beträge  nach  Abzug  des  durch  den  öffentlichen  Verkauf 
der  Ware  erzielten  Erlöses.  Dessen  weitere  Ausführungen,  dafs  diese 
Erfüllungsklage  aus  jenen  Schiedssprüchen  rechtlich  zulässig  sei,  ob- 
gleich es  an  einem  Nachweise  datür  fehle,  dafs  sie  den  Vorschriften 
der  deutschen  C.P.O.  über  das  rechtswirksame  Zustandekommen  eines 
Schiedsspruchs  entsprechen,  —  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  jene 
Schiedssprüche  unter  der  Herrschaft  eines  ausländischen  Rechts  er- 
lassen worden  seien,  und  aus  ausländischen  Schiedssprüchen  nach  den 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  auf  Grund  ihrer  civÜ- 
rechtlichen  Wirksamkeit  als  Rechtstitel  eine  der  actio  judicati  ent- 
sprechende Civilklage  auf  die  nach  dem  Spruche  geschuldete  Leistung 
vor  dem  Gerichte  des  Inlandes  erhoben  werden  könne,  —  entsprechen 
der  Rechtsprechung  des  R.G.  —  R.G.Entsch.  Bd.  30,  S.  368  — ,  die 
ihrerseits  den  Urteilen  des  R.O.H.G.  —  R.O.H.G.Entsch.  Bd.  10, 
S.  397   und  Bd.  17,   S.  427   —  gefolgt  ist.     Diese  Rechtsprechung, 


1)  Das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  ist  mitgeteilt  in  PucheUa  Ztschr. 
Bd.  82  8.  474.  Bed. 
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welcher  der  erkennende  Senat  beitritt,  bembt  auf  der  Erwilgnng,  dab 
die  Vorschriften  der  dentschen  C.P.O.  über  die  rechtlichen  Vorang- 
Setzungen  eines  wirksamen  Schiedsspmchs  allerdings  zwingendes  Recht 
seien  ftlr  die  in  Deutschland  ergangenen  Schiedssprüche,  aber  nicht  * 
zwingendes  Recht  in  dem  Umfimge  enthalten,  dafs  überhaupt  nur  em 
Schiedsspruch,  wenn  er  jenen  Voraussetzungen  entspreche,  in  Deutsch- 
land als  rechtswirksam  g^lte,  dafs  vielmehr  die  Frage,  welche  An- 
erkennung einem  im  Auslande  ergangenen  Schiedssprüche  zukommen 
könne,  aufs  erhalb  des  Bereiches  liege,  auf  welchen  sich  die  Vorschriften 
der  C.P.O.  beziehen,  und  lediglich  nach  den  Grundstttzen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  zu  beurteilen  sei.  An  dieser  Rechtslage  ist 
auch  mit  Eintritt  der  neuen  Gresetzgebung  vom  1.  Januar  1900  nichts 
ge&ndert  worden.  Zwar  ist  nach  §  274  Kiff.  8  C.P.O.  die  Einrede, 
dafs  die  Entscheidung  des  Rechtsstreites  durch  Schiedsrichter  zu  er- 
folgen habe,  als  prozefs hindernde  Einrede  anzusehen.  Allein  die 
Materialien  zu  dieser  erst  durch  die  Reichstagskommission  (Kommissions- 
bericht  S.  84,  85)  eingeschobenen  Bestimmung  lassen  darüber  einen 
Zweifel  nicht  aufkommen,  dafs  durch  diese  Vorschrift  an  der  recht- 
lichen Natur  dieser  Einrede  als  exceptio  padi  nichts  geändert  wurde, 
und  dafs  nicht  prozefsrechtliche,  sondern  lediglich  praktische 
Bedürfnisse  ftlr  das  Einftlgen  dieser  Einrede  als  prozefshindemder  mafs- 
gebend  waren.  Es  kann  daher  aus  dieser  Änderung  nicht  die  An- 
nahme abgeleitet  werden,  es  sei  der  Schiedsvertrag  ein  rein  prozessuali- 
sches Rechtsgeschäft,  und  es  begrflnde  dessen  Durchführung  im  Schieds- 
sprüche lediglich  ein  prozefsrechtliches  Verhältnis. 

2.  Die  Revision  hat  die  bisher  erörterten  Rechtsfragen  in  dis 
Ermessen  gestellt;  sie  hat  aber  weiter  geltend  gemacht,  der  Klägerin, 
wenn  sie  auch  auf  formell  bestehende  Schiedssprüche  sich  baufen 
könne,  liege  schon  auf  Grund  eines  blofsen  Bestreitens  der  Nachweis 
dafür  ob,  dafs  diese  Schiedssprüche  auf  die  durch  Vertrag  und  Ges^ 
vorausgesetzte  Weise  zu  stände  gekommen  seien;  wenn  daher  der  Be- 
klagte in  den  Instanzen  bestritten  habe,  dafs  das  Schiedsgericht  dem 
Schiedsverträge  gemäfs  zusammengesetzt  war,  so  habe  die  Klägerin  den 
Nachweis  der  gehörigen  Zusammensetzung  zu  Hihren  gehabt,  ohne 
dafs  der  Beklagte,  wie  die  Instanzgerichte  zu  Unrecht  angenommen 
hätten,  etwa  näher  angeben  mufste,  in  welchen  Punkten  gefehlt  sei 
Diese  Rüge  ist  nicht  gerechtfertigt  Bei  jenen  der  adio  judicaU  ent- 
sprechenden Civilklagen  ans  ausländischen  Schiedssprüchen  wird  nach 
der  oben  bezogenen  Rechtsprechung  des  R.6.  unterstellt,  dafs  der 
Schiedsspruch  dem  auf  den  Schiedsvertrag  und  das  Schiedsverfahr^ 
anwendbaren  Rechte  des  Auslandes  und  den  Yereinbarongen  der 
Parteien  entspreche.  Nach  diesen  Vereinbarungen  und  nach  dem  an- 
wendbaren Rechte  des  Auslandes  ist  daher  zu  beurteilen,  ob  und  in 
welchem  Umfange  ein  gegen  die  Gültigkeit  eines  ausländischen  Schieds- 
spruchs gerichteter  Angriff  einer  näheren  thatsäch liehen  B^ründang 
bedarf.  Die  Ausführungen  des  Berufungsrichters  rechtfertigen  zunächst 
die  Annahme,    dafs  auch   nach  dem  Willen  der  Parteien  der  Schieds- 
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▼ertrag  und  diw  SchiedsTer&bren  nach  dem  in  Antwerpen  geltenden, 
hier  nicht  reviaibeln  Rechte  zu  beorteilen  seien«  Der  in  Betracht 
kommende  Code  de  proddwre  ctvi^e,  dessen  Titel  ttber  das  Schieds- 
▼eiikhren  (des  arbürageB)  den  Schiedsvertrag  und  das  Schiedsverfahren 
naeh  der  materiellen  und  prozessualen  Seite  regelt,  und  der  in  dieser 
Materie  in  Bdgien  noch  unverftndert  gilt,  geht  ttbrigens  in  Art  1028 
—  gleich  dem  §  1041  (früher  867)  CP.O.  —  davon  ans,  da(^  ein 
formell  bestehender  Schiedsspruch  —  ^adte  quaii^  jugement  arbiiral*^  — 
insolange  ab  solcher  gelte,  als  nicht  einer  der  in  Art  1028  auf- 
gezählten Nichtigkeits-  oder  Aufhebungsgrttnde,  wenn  auch  nur  im 
Wege  der  Einwendung,  geltend  gemacht  sei.  Daraus  folgt  mit  recht- 
licher Notwendigkeit,  dafs  demjenigen,  der  einen  solchen  Grund  geltend 
machen  will,  die  erforderliche  ntthere  Darlegung  obliege,  aus  welchen 
konkreten  Thatumstünden  die  geltend  gemachte  Verletzung  der  Partei- 
vereinbarungen oder  des  Gesetzes  abgeleitet  werde. 

8.  Die  Revision  hat  sodann  weiter  gerttgt,  dafs  der  öffentliche 
Verkauf  der  bei  einem  Dritten  niedergelegten  Ware  eine  Zwangsvoll- 
streckung aus  dem  zweiten  Schiedssprüche  und  als  solche  ohne  ein 
vorbeigegangenes  Vollstreckungsurteil  unzulässig  gewesen  sei.  Diese 
Rüge  konnte  gleichfalls  keinen  £rfolg  haben.  Richtig  ist  zwar,  dafs 
eine  Zwangsvollstreckung  aus  einem  Schiedssprüche  nach  dem  zwingen- 
den Rechte  des  Code  de  procddure  civile  und  der  deutschen  CP.O. 
nur  auf  Grund  eines  Vollstreckungsurteils  der  zuständigen  staatlichen 
Gerichte  erfolgen  darf.  Die  Revision  irrt  aber,  wenn  sie  ausführt, 
dafs  der  Öffentliche  Verkauf  der  von  dem  Beklagten  nicht  in  Empfang 
genommenen,  in  Antwerpen  noch  lagernden  Ware  eine  Zwangs- 
vollstreckung aus  dem  zweiten  Schiedssprüche  war.  Die  Urteils- 
grttnde  des  Berufnngsrichters  rechtfertigen  in  ihrem  Znsammenhange 
die  Annahme,  dafs  nach  seiner  der  Verabredung  ttber  das  Schieds- 
ver&hren  und  den  einen  Teil  jener  Verabredung  bildenden  Statuten 
der  jfChambre  arbUrale  pour  graine*^  zu  Antwerpen  gegebenen  Aus- 
legung, die  der  Nachprüfung  des  Revisionsgerichts  entzogen  ist,  die 
danadb  berufenen  y^a/rbUres^  ab  Schiedsmänner  oder,  wie  die  technische 
Bezeichnung  in  der  französischen  Recbtsprache  ist,  als  ^arbttres  amiabks 
oomposÜeiiiTS^  ermächtigt  waren,  frei  von  den  Schranken  des  Rechts 
ex  aequo  et  hono  die  Streitigkeiten  der  Parteien  zu  regeln  und  folge- 
weise zu  deren  Regelung  als  Bevollmächtigte  der  Parteien 
die  in  Bezug  auf  die  Ware  erforderlichen  Anordnungen  unmittelbar  zu 
treffen  und  durchzuführen.  Von  dieser  Grundlage  aus  hat  der  Be- 
rufungsrichter unter  Bertlcksichtigung  der  beträchtlichen  Lagerungskosten 
und  der  naheliegenden  Gefahr  eines  Verderbens  der  Ware  der  am 
Schlüsse  des  zweiten  Schiedsspruchs  enthaltenen  Anordnung  eines 
öffentlichen  Verkaufes  der  Ware  durch  den  dort  benannten  Gerichts- 
vollzieher die  der  Nachprtttog  des  Revisionsgerichts  entzogene  Aus- 
legung gegeben,  dafs  auf  Grund  und  in  den  Schranken  jener  in  der 
Schiedsklausel  enthaltenen  besonderen  Ermächtigung  der  öffentliche 
Verkauf  der  Ware   als  eine  nach  Lage  der  Sache  im  Interesse  beider 
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Teile  liegende  Mafiir^gel  angeordnet  und  vollsogen  worden  sei.  Wenn 
der  Bemfnngsrichter  besttglich  dieser  MaTsregel  weiter  sagt,  dafii  die 
Klägerin  „zam  SelbsthülfeTerkauf'  ermächtigt  worden  sei,  so  weist 
schon  der  Umstand,  dafs  von  einer  £rmXchtigang  znm  Selbst- 
httlfeverkaaf  gesprochen  wird,  unzweideutig  darauf,  dafs  damit  in  nicht 
ganz  genauer  Redeweise  lediglich  eine  dem  Selbsthülfeverkanf  ünrserlich 
ähnliche,  rechtlich  aber  auf  dem  besonderen  Inhalte  des  SchiedsrertragB 
beruhende  Mafsnahme  bezeichnet  werden  wollte.  Danach  stellt  sich 
der  öffentliche  Verkauf  der  Ware  nicht  als  eine  ZwangsToll- 
streckung  aus  dem  zweiten  Schiedssprüche  dar;  und  da  femer  die 
Anordnung  dieses  öffentlichen  Verkaufes  und  seiner  Vornahme  durch 
den  in  ihr  benannten  Gerichtsvollzieher  in  den  Hahmen  der  nach  Aus- 
legung der  Schiedsklausel  den  Schiedsmännern  erteilten  Ermächtigung 
gefallen  ist,  hat  der  Beklagte,  wie  der  Bemfungsrichter  ohne  Rechts- 
irrtum annehmen  konnte,  jenen  Verkauf  gegen  sich  gelten  zu  lassen. 

Schiedsvertrag  nach   Mafsgahe  ausländischen  Rechtes.      Der  im 
Schiedsvertrag  eum  AiAsdmck  kommende  IViUe  bestimmt,   welches 
Recht  für   die    Wirksamkeit   beetP.   Anfechtbarkeit    des   Schieds- 
gerichtes mafsgebend  ist, 

Urteil  des  OberlandeegerichtB  zu  Karlsruhe  vom  5.  März  1901 ,  des  Reicht- 
gerichtslvom  17.  September  1901  (IL  av.Sen.  168/1901). 

Die  Parteien  hatten  einem  Kaufverträge  tlber  Lieferung  von 
Manilahanf  seitens  der  Klägerin  an  die  Beklagte  die  Klausel  hinzu- 
gefügt: „Any  dispute  on  this  eontradt  to  he  setUed  by  arbitraiUm  tu 
London  in  the  uaual  u)ay^>  Die  infolge  einer  bezüglich  der  Verpflich- 
tungen der  Verkäuferin  entstandenen  Differenz  angerufenen  Londoner 
Schiedsrichter  wiesen  die  Ansprüche  der  Käuferin  zurück.  Zwischen 
den  Parteien  wurde  streitig,  ob  der  Schiedsspruch  an  und  fttr  sich 
verbindlich  und  ob  er  auf  Grund  englischer  Rechtsgrundsätze  ange- 
fochten werden  könne. 

In  dieser  Beziehung  führte  das  Oberlandesgericht  Karls- 
ruhe als  Berufungsgericht  aus:  Die  Vertragsbestimmung  „Aity 
dispute  on  this  contrad  to  be  setÜed  by  arbitration  in  London  t»  ike 
usuaH  way^  sei  dahin  auszulegen,  dafs  die  Entscheidung  aller  ans 
dem  Vertrage  entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  durch  ein  Schiedsgericht 
erfolgen  solle.  Dieser  Schiedsvertrag  sei  nach  dem  für  die 
Klägerin  geltenden  englischen  Rechte  und  nach  dem  Hir  die  Beklagte 
in  Betracht  kommenden  Rechte  der  C.P.O.  —  §§  1125  ffl  —  gültig; 
nach  dem  übereinstimmenden  Willen  der  Vertragschliefsenden  sei  die- 
selbe einschliefslicb  des  Schiedsver&hrens  und  des  Schiedsspruchs  dem 
englischen  Rechte  unterstellt.  Die  Beklagte  habe  nun  nicht  behauptet, 
dafs  die  Schiedsrichter  gegen  die  nach  englischem  Rechte  bestehenden 
Vorschriften  für  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  verstofsen  hätten;  sie 
gebe  selbst  zu,  dafs  der  Schiedsspruch  nach  dem  englischen  Rechte 
formell  richtig    zu    stände    gekommen  sei.     Die  Behauptung   der  Be- 
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klagten,  nach  englischem  Rechte  sei  ein  Sohiedsspnich  nicht  bindend, 
wenn  die  Entscheidung  materiell  anrichtig  sei  und  auf  einem  groben 
Irrtom  bemhe,  finde  in  der  diese  Materie  regelnden  ÄrbUraHan 
Act  5 ja  &  53  Victoria  Ch,  49  keine  Rechtfertigung  und  sei  auch 
nach  der  Praxis  der  englischen  Gerichte  nicht  gerechtfertigt  Dieselbe 
stehe  auch  im  Widerspruch  mit  den  allgemein  gültigen  Grundstttaen 
ttber  das  Wesen  und  den  Inhalt  des  Schiedsvertrages.  Der  im  Aus- 
lande unter  Beobachtung  der  dort  bestehenden  Vorschriften  gefWto 
Schiedsspruch  übe  seine  Kechtswirksamkeit  auch  im  Inlande  aus.  Der 
in  dieser  Sache  ergangene  Schiedsspruch  genttge  aber  auch  weiter  den 
Erfordernissen,  die  in  §  1089  (früher  865)  der  C.P.O.  aufgestellt 
seien,  und  habe  |daher  nach  §  1040  der  C.P.O.  unter  den  Parteien 
die  Wirkung  eines  rechtskräftigen  gerichtlichen  Urteils. 

Das  Reichsgericht  führte  in  dem  die  Revision  zurückweisenden 
Urteil  ans:   Die  Annahme  des  Berufungsgerichtes,   dafs  das  Vertrags- 
geding    ^Äny  dispute  on  ihia  contract   io  he  setüed  by  arhUration  in 
London*^    als   Schiedsvertrag   zu   beurteilen  sei  und   die   in   dem 
Urteil    ntther     dargelegte    Tragweite     habe,     wonach     die     Vertrag- 
schliefsenden    den  Schiedsvertrag,    das  Schiedsverfahren    und   die  auf 
Grund  desselben  ergehenden  Schiedssprüche  dem  englischenRechte 
unterstellten,  ist  der  Nachprüfung  des  Revisionsgerichts,  weil  auf  Aus- 
legung des  Vertrags  beruhend,  entzogen.     Die  weiteren  Ausführungen, 
dafs    der    danach   ergangene   Schiedsspruch    nach    den   hier  zur  An- 
wendung  gelangenden    Vorschriften    des    englischen    Rechts   und  nach 
dem    englischen    Gerichtsgebranch     nicht     um    deswillen     angefochten 
werden   könne,   weil   die  Entscheidung  materiell  unrichtig  sei  und  auf 
einem   groben  Irrtum   beruhe,    betreffen   die  Anwendung  von   nicht 
revisiblem    englischem    Rechte.     Die  Beklagte  hatte  zwar   in 
der   Berufungsinstanz   ihrem    hierhergehörenden    Vorbringen   noch    hin- 
zugefügt,  dafs  die  Klilgerin   in  betrügerischer  Weise  einen  Irrtum  der 
Schiedsrichter   herbeigeführt  habe.     Der  Berufüngsrichter  hat  in  seinen 
Urteilsgründen  dieses  Vorbringen,  soweit  zunächst  die  Anfechtung  des 
Schiedsspruches  nach  englischem  Rechte  in  Betracht  kommt,  nicht  aus- 
drtkcklicb  erörtert;  es  kann  jedoch  darin  ein  Mangel  an  Begründung  um 
deswillen  nicht  geftinden  werden,    weil  als   Grund  der  Unwirksamkeit 
des  Schiedsspruchs  nach  englischem  Rechte  nur  die  auf  grobem  Irrtum 
beruhende  materieUe  Unrichtigkeit  geltend  gemacht  war  und  in  diesem 
Znsammenhange   jenes    Vorbringen    nur    das   Vorliegen    eines    grobe^i 
Irrtums   der  Schiedsrichter  zu  rechtfertigen  bezweckte.     Eine  Rüge  ist 
bierwcgen  auch  nicht  erhoben  worden.     Die  Revision  hat  aber  geltend 
gemacht,    jenes   Vorbringen    erfülle    auch    den    Restitationsgmnd    des 
§  580  Nr.  4  der  C.P.O.  und  sei  deshalb  geeignet,  die  Anfechtung  des 
gedachten   ausländischen  Schiedsspruchs   aus  §  1041  Nr.  6  der  C.P.O. 
zn  rechtfertigen.     Diesem  Angriffe  war  jedoch  der  Erfolg  zu  versagen. 
Es  kann  zunächst  die  Frage  dahingestellt  bleiben,    ob   überhaupt  auf 
ausländische  Schiedssprüche,   soweit  aus  denselben  die  Rechtsfolge  des 
§  1040  der  C.P.O.  abgeleitet  wird,  die  Aufhebungsgründe  des  §  1041 
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anwendbar  sind,  oder  ob  nicht  vielmehr  nur  die  Aufhebongagrtlnde 
dea  aosländiflchen  JRechtea,  unter  dem  sie  atehen,  in  Betracht  kommen, 
und  die  Anwendung  dea  auslttndischen  Rechtea  nur  inaoweit  ana- 
EUBcbliefsen  iat,  ala  daaseibe  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  dea 
Zweck  einea  deutachen  Oesetzea  veratt^fst;  denn  nach  der  gegebenen 
Sachlage  könnte  jene  Anfechtung  des  Schiedsaprucha  auch  dann  keinen 
Erfolg  haben,  wenn  §  1041  Nr.  6  aur  Anwendung  kSme.  Ea  fehlt 
nilmlich  an  jedem  Vorbringen  in  den  Inatanzen  dahin,  dafs  wegen 
jenes  angeblichen  Betrugs  eine  rechtakrttftige  Verurteilung  ergangen  sei, 
oder  dafs  die  Einleitung  oder  Durchführung  einea  StrafVerfi&farens  ans 
anderen  Gründen  ala  wegen  Mangels  an  Beweis  nicht  erfolgen  kOnne 
und  danach  die  für  eine  Restitutionsklage  nach  §  580  Nr.  4  in 
§  681  der  C.P.O.  geforderte  Voraussetzung  Torliege.  Die  Bestimmung 
des  §  581  gilt  aber  entaprechend  auch  im  Falle  dea  §  1041 ;  im  Sinne 
der  letzteren  GeaetzeaTorachrifl;  gehört  zu  den  dort  geforderten  „Vor- 
aussetzungen* ,  unter  welchen  in  den  Fftllen  der  Nr.  1 — 5  des  §  580 
die  „Restitutionsklage  stattfindet** ,  dafs  auch  die  Vorschrift  dea  §  581 
der  CP.O.  erfüllt  sei. 


Die  Südafrikanische  R^^ublik  als  Prosefspartei  vor  Hamburgischen 
Gerichten.     Legitimation    eines    für    sie    auftretenden   Frogefs- 

bevollmächtigten, 

Beschlnfs  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts,  IV.  Ciy.8en.,  au  Hambug 
▼om  11.  November  1901  (Dresdner  Bank  gegen  die  Südafrikanische  Republik, 

B.C.  IV.  7M1). 

Mitgeteilt  durch  Herrn  SenatsprSndenten  Dr.  Martin  zu  Hamburg. 

Aus  den  Gründen: 

Die  gegen  das  Urteil  vom  5.  Juli  selbst  eingelegte  sofortige  Be- 
schwerde ist,  soweit  sie  die  Kostenentscheidung  betrifft,  zulässig.  Nach- 
dem die  Dreadner  Bank  eine  einstweilige  Verfügung  gegen  die  Süd- 
afrikanische Republik  erwirkt  und  Rechtsanwalt  Dr.  Wolfbon  für  die 
letstere  gegen  diese  Verfügung  Widerspruch  erhoben  hatte,  nachdem 
hierauf  die  Dreadner  Bank  auf  alle  Rechte  aus  der  einstweiligen  Ver- 
fügung verzichtet  und  Dr.  Wolfibon  diese  Erklilrung  acceptiert  hatte, 
hat  das  Landgericht  durch  das  angefochtene  Urteil  lediglich  über 
die  Kosten  des  Widerspruchsverfahrens  entschieden,  und  zwar  hat  es 
auf  Grund  der  Annahme,  dafs  Dr.  Wolfiison  nicht  zur  Vertretung  der 
Südafrikanischen  Republik  legitimiert  gewesen  sei,  Dr.  Wolflbon  per- 
sönlich zum  Ersätze  der  der  Dresdner  Bank  durch  seine  einstweilige 
Zulassung  zur  ProzefisfÜhrung  erwachsenen  Kosten,  die  Südafrikanische 
Republik  in  die  übrigen  durch  die  Erhebung  des  Widerspruchs  ver- 
ursachten Kosten  verurteilt  .  .  . 

Die  Beschwerde  ist  durch  Dr.  Wolffson  namens  der  Südafrikani- 
schen Republik  auf  Grund  derselben  Vollmachten  eingelegt,  auf  die  er 
sich  im  Widerspruchsverfahren  zu  seiner  Legitimation  berufou  hat    Die 
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Fra^  ob  die  Besebwerde  dnreb  emen  legitimierten  Yertreter  der  Be* 
Bchwerdefhbrerin  eingelegt  ist,  deckt  sich  also  yOllig  mit  der  durch  die 
Beschwerde  vor  dieees  Gericht  gebrachten  Streitfr«^  ob  Dr.  Wolflbon 
in  dem  WiderBpmebsTeriahren  seine  L^timation  als  Vertreter  der 
Sfldafrikanischen  Republik  erbracht  hat 

Abgesehen  ron  der  yersprochenen,  aber  bisher  nicht  vorgel^en 
Vollmacht  des  ViceprSsidenten  der  Südafrikanischen  Republik,  Schalk 
Buiiger,  hat  Dr.  Wolfion  seine  Liegitimation  auf  dreifiiche  Weise  zu 
erbringen  gesucht:  Erstens  durch  die  Prosefsvollmacht  des  Staata- 
prüsidenten  Krüger,  aweitens  durch  die  Prozefsvollmacht  des  Dr.  Lejds 
unter  Beru&ng  auf  dessen  notorische  Stellung  als  bei  dem  Deutschen 
Reiche  accreditierten  Gesandten  der  Südafrikanischen  Republik,  drittens 
durch  dieselbe  ProeefsvoUmacht  des  Dr.  Leyds  und  die  diesem  von  dem 
Ausfuhrenden  Rat  der  Südafrikanischen  Republik  erteilte  Vollmacht 
(act.  60  i.  S.  U  C.  861/00). 

Die  ersten  beiden  Versuche  des  Nachweises  der  Legitimation 
dürften  von  dem  Landgerichte  mit  Recht  verworfen  sein.  Prilsident 
Krüger  hat  die  vorgelegte  Prozefsvollmacht  zu  Paris  unterzeichnet,  und 
nach  dem  Wortlaute  der  in  act.  29  und  80  voi^^egten  Bestimmungen 
des  Grundgesetzes  der  Südafrikanischen  Republik  scheint  allerdingB  der 
Staatspräsident  die  Befugnis  zur  Vertretung  des  Staates  zu  verlieren, 
wenn  er  sieh  in  das  Ausland  begiebt.  Ebensowenig  kann  Dr.  Leyds 
kraft  seiner  Stellung  als  Gesandter  fUr  befugt  erachtet  werden,  die 
Südafrikanische  Republik  in  einem  Civilprozesse  gegenüber  der  Arrest- 
klMgerin  zu  vertreten.  Welchen  Umfang  auch  immer  seine  VoUmacht 
als  Gesandter  haben  mag,  jedenfalls  berechtigt  sie  ihn  nur,  seinen 
Staat  in  tfffenüich  rechtlichen  Angelegenheiten  gegenüber  dem  Staate, 
bei  dem  er  accreditiert  ist,  nicht  aber  ihn,  soweit  er  Subjekt  von  Privat- 
rechten ist  (als  Fiskus),  gegenüber  beliebigen  Privatpersonen  zu  ver- 
treten. 

Jedoch  kommt  hierauf  nichts  an,  da  die  von  dem  Ausführenden 
Rate  dem  Dr.  Leyds  erteilte  Vollmacht  vorliegt.  Das  BeruAingsgericht 
erachtet  abweichend  von  dem  Landgerichte  diese  Vollmacht  für  genügend, 
um  Dr.  Leyds  zur  Vertretung  der  Südafrikanischen  Republik  in  dem 
gc^enwilrtigen  Widerspruchsverfiihren  zu  legitimieren.  Dafs  der  Aus- 
fahrende Rat  seinerseits  berechtigt  gewesen  ist,  ftlr  die  Südafrikanische 
Bepublik  zu  handeln,  und  demgemäfs  auch  eine  Vollmacht  zu  ihrer 
Vertretung  in  privatrechtlichen  Angelegenheiten  zu  erteilen,  ist  un- 
bestritten. Es  ers:iebt  sich  schon  daraus,  dafs  an  dem  Beschlüsse  der 
Staatspräsident  Krüger  teilgenommen  hat,  der,  weil  damals  noch  im 
Gebiete  der  Südafrikanischen  Republik  aufhälUich,  schon  für  sich  zur 
Vertretung  der  Republik  befugt  war.  Die  von  dem  Ausführenden  Rat 
dem  Dr.  Leyds  erteilte  Vollmacht  giebt  diesem  das  Recht,  alle  der 
Regierung  der  Südafrikanischen  Republik  gehörenden  Gelder  in  Europa 
oder  England  zu  kündigen  und  von  den  Schuldnern  oder  Depositaren 
einzufordern,  sie  ermächtigt  ihn  femer,  alle  der  genannten  Regierung 
gehörenden   Anteile,    Mittel   und    Guthaben   in  Europa  oder  England, 
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gleichviel  welcher  Art,  in  welcher  Form  auch  immer  sa  kündigen,  ein- 
Bofordem,  zu  verkaufen,  sn  verhandeln,  zu  realisieren  oder  zu  ver- 
pfänden, sowie  alles  zu  thun,  um  solche  Gelder,  Anteile,  Outhaben 
und  Mittel  unter  seine  per8(>nliche  Verwaltung  und  Kontrolle  zu  be- 
kommen. Das  Landgericht  erachtet  diese  Vollmacht  ihrem  Inhalte  nach 
nicht  für  geeignet,  um  Dr.  Lejds  zur  Erhebung  des  Widerspruchs 
gegen  die  erlassene  einstweilige  Verfügung  zu  legitimieren,  w^  die 
Erhebung  des  Widerspruches  weder  Kündigung  noch  Einforderung, 
noch  Realisierung  oder  Verpfilndung  von  Geldern,  Mitteln  oder  Gut- 
haben der  RepubUk  sei.  Es  übersieht  aber  dabei  anschmnend  den 
Schlufssatz,  nach  dem  Dr.  Leyds  auch  berechtigt  sein  soll,  alles  zu 
thun,  um  solche  Gelder,  Anteile,  Mittel  oder  Guthaben  unter  seine 
persönliche  Kontrolle  und  Verwaltung  zu  bekommen.  In  dem  vor- 
legenden Falle  nun  behauptet  die  Antragstellerin,  g^en  die  Süd- 
afrikanische Republik  einen  Anspruch  auf  Herausgabe  „hommandeerten^ 
Geldes,  eventuell  auf  Ersatz  seines  Wertes  zu  haben,  und  zwecks 
Sicherung  dieses  Anspruches  hat  sie  eine  einstweilige  Verfügung  er- 
wirkt, durch  die  eine  angeblich  der  südafrikanischen  Regierung  gehörige 
Sendung  Gold  beschlagnahmt  ist.  Offensichtlich  war  es  Zweck  dieser 
Verfügung,  der  Südafrikanischen  Republik  die  Verfügung  über  Mittel, 
die  sie  angeblich  in  Europa  besafs,  zu  entziehen,  und  da  Dr.  LiCjdB 
durch  die  Vollmacht  befugt  ist,  alles  zu  thun,  am  solche  Mittel  unter 
seine  Kontrolle  und  Verwaltung  zu  bekommen,  so  gehören  die  zur  Be- 
seitigung der  Beschlagnahme  erforderlichen  Mafsregeln  in  den  Kreis  der 
Handlungen,  zu  denen  er  bevoUmttchtigt  ist.  Mit  Unrecht  macht  das 
Landgericht  hiergegen  geltend,  dafs  die  Südafrikanische  Republik  erklilrt, 
das  Oeld  gehe  sie  nichts  an,  sie  wolle  mit  dem  Widerspruche  nicht 
sowohl  materielle  Rechte  verfechten,  als  ihre  Staatshoheit  vor  un- 
berechtigten Eingriffen  schützen. 

Denn  nicht  der  Inhalt  der  Verteidigung  —  deren  Richtigkeit  auch 
nur  bei  einem  Eingehen  in  die  Sache  selbst  geprüft  werden  konnte  — 
ist  für  die  Frage  der  Legitimation  des  Dr.  Leyds  mafsgebend,  sondern 
ausschliefslich  der  Gegenstand  des  Streites,  der  durch  den  Inhalt  der 
auf  Antrag  der  Dresdner  Bank  erlassenen  Verfügung  bestimmt  wird. 
Ebensowenig  kommt  es  auf  die  Motive  an,  durch  welche  die  Vertreter 
der  Südafrikanischen  Republik  bewogen  sind.  MOgen  sie  mehr  zwedts 
Wahrung  ihres  Rechtsstandpunktes  als  zum  Schutze  der  materiellen 
Interessen  der  Republik  das  Ver&hren  eingeleitet  haben,  so  ändert  dies 
doch  nichts  daran,  dafs  dieses  Ver&hren  ausschliefslich  die  Beseitigung 
eines  Eingrifis  in  angebliche  Vermögensrechte  der  Republik  zum  G^en- 
I  Stande   hat,  und  da  Dr.  Leyds,    wie  bereits  ausgeführt,  bevollmächtigt 

ist,  alles  zu  thun,  um  das  in  Europa  befindliche  Vermögen  der  Republik 
in  seine  Kontrolle  zu  bringen,  also  auch  um  die  Verfügung  anderer 
über  solches  Vermögen  auszuschliefsen ,  so  mufs  er  auch  als  befugt 
erachtet  werden,  die  Südafrikanische  Republik  in  diesem  Verfahren  zu 
vertreten. 

Demnach   ist  auch  Dr.  Wolffison,    der    unstreitig  von  Dr.  Lejds 
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Ph>ierfivolImacht  erhalten  hatte,  legitimiert  gewesen,  die  Südafrikanische 
Bepublik  in  dem  Widersprachsyerfiihren  zu  vertreten,  weshalb  er  mit 
Unrecht  persönlich  in  die  durch  seine  Zulassung  der  Antragstellerin 
erwachsenen  Kosten  verorteilt  ist  £r  ist  auf  Grand  derselben  Voll- 
machten auch  legitimiert,  die  gegenwttrtige  Beschwerde  namens  der 
Südafrikanischen  Republik  einzulegen,  weshalb  auf  dieselbe  das  Urteil 
des  Landgerichts,  soweit  es  Dr.  WolAon  in  Kosten  verurteilt,  aufgehoben 
werden  muTs. 

Daneben  hat  das  Landgericht  der  Südafrikanischen  Republik  die 
nicht  durch  die  einstweilige  Zulassung  des  Dr.  Wol£bon  verursachten 
Kosten  des  Widerspruchs  auferlegt  Welche  Kosten  es  hierunter  ver- 
standen hat,  ist  unklar,  da  das  gesamte  Widerspruchsverfahren  und 
alle  seine  Kosten  durch  das  Auftreten  des  Dr.  Wol^n  verursacht  sind. 
Auch  ist  nicht  erfindlich,  aus  welchen  Ortlnden  das  Landgericht  zu 
einer  Verurteilung  der  Südafrikanischen  Republik  hat  gelangen  können, 
da  es  diese  als  nicht  durch  Dr.  Wol£bon  vertreten  und  folglich  als  an 
dem  Widerspruchsverfahren  nicht  beteiligt  behandelt  hat.  Indessen  kommt 
es  hierauf  nicht  an,  da  Dr.  Wolfison  von  dem  Berufungsgericht  als 
legitimierter  Vertreter  der  Südafrikanischen  Republik  anerkannt  wird*, 
und  mithin  zwischen  den  durch  sein  Auftreten  verursachten  und  ander- 
weitigen Kosten  kein  Unterschied  mehr  zu  machen  ist  Vielmehr 
kann  es  sich  nur  fragen,  ob  die  Kosten  des  Widerspruchsverfahrens 
der  Antragstellerin  oder  der  Antragsgegnerin  aufzuerlegen  sind. 

Zur  Rechtfertigung  der  einstweiligen  Verftkgung  hat  der  Vertreter 
der  Antragstellerin  laut  dem  Thatbestande  des  angefochtenen  Urteils  in 
der  am  3.  Dezember  1900  erfolgten  Verhandlung  zur  Hauptsache  nur 
auf  seinen  Antrag  nebst  Anlagen  Bezug  genommen.  In  seiner  Ver- 
nehmlassung auf  die  Beschwerde  ist  er  auf  diesen  Punkt  überhaupt 
nicht  zurückgekommen.  Wenn  zwecks  Entscheidung  Über  die  Kosten 
geprüft  werden  müfste,  ob  die  Forderung  der  Antragstellerin  glaubhaft 
gemacht  ist  und  die  Voraussetzungen  des  §  935  der  C.P.O.  vorgelegen 
haben,  so  hätte  daher  dieses  Gericht  sich  veranlafst  gesehen,  die  Antrag- 
stel  lerin  zu  einer  eingehenderen  Rechtfertigung  ihres  Ver&hrensaufzufordem. 
Indessen  war  dies  nicht  erforderlich,  weil  die  Sache  dadurch  erledigt  wird, 
dafs  die  Antragstellerin  nach  Erhebung  des  Widerspruchs  auf  die  Rechte 
aas  der  einstweiligen  Verfolgung  verzichtet  hat.  Zur  Zeit  dieses  Ver- 
zichtes bestanden  irgend  welche  durch  die  Vollstreckung  der  Verfügung 
erworbenen  Rechte  nicht,  da  die  geschehene  Vollstreckung  bereits  auf 
die  Einwendungen  von  Arndt  &  Cohn  wieder  aufgehoben  war.  Der 
Verzicht  der  Antragstellerin  kann  also  auch  nicht  dahin  verstanden 
werden,  dafs  sie  irgendwelche  ihr  durch  die  Verftlgung  erworbenen 
Rechte  unter  Aufrechterhaltung  der  Verfügung  selbst  aufgeben  wollte, 
sondern  vielmehr  dahin,  dafs  sie  das  Recht,  die  Verfügung  geltend  zu 
machen,  au%ab,  also  durch  ihre  eigene  Erklärung  denjenigen  Rechts- 
Bustand  wieder  herstellte,  der  vorhanden  gewesen  wäre,  wenn  sie  gar 
keinen  Antrag  gestellt  hätte.  Dieses  Ver&hren  ist  völlig  demjenigen 
ein^s  Klägers,   der  seine  Klage  zurücknimmt,   analog  und  mufs  dem- 


454  Bechtaprochuig:  DeotecUand. 

entspreehend  auch  die  Pflicht  asnr  Tragong  der  durch  das  Yerfidiren 
über  die  einstweilige  Verfttgang  Teranachten  Kosten  nach  sich  aiehen. 
Denn  durch  die  Tbatsaehe  selbst,  dafs  die  Antragstellerin  die  erwirkte 
einstweilige  Verfügung  wiederaufgegeben  bat,  stellt  sich  die  mittelst  des 
Antrages  auf  die  einstweilige  Verfügung  unternommene  Rechtsrerfolgung, 
gleichviel  ob  die  zu  eichemden  Rechte  selbst  begründet  sein  mögen  oder 
nicht,  als  zwecklos  und  daher  unberechtigt  dar,  weshalb  die  Kosten  der- 
selben die  AntragsteUerin  treffen  mufsten.  Zu  diesen  Kosten  gehören  aba* 
auch  diejenigen  des  von  der  Antragsgegnerin  erhobenen  Widerspruches, 
da  dieser  nur  eine  Fortsetzung  des  Verfahrens  Über  die  einstweilige 
Verfügung  ist,  und  die  Antragsgegnerin  infolge  des  Verzichtes  der  An- 
tragstellerin in  diesem  Verfahren  obsiegt 

Es  mufste  daher  die  Antragstellerin  in  die  sämtlichen  durch  das 
Widerspruchsverfiihren  Terursachten  Kosten  verurteilt  werden^). 

Verjährung  der  Forderungen  des  Anwalts  richtet  sich  nach  dem 
Recht  am  Orte  des  FrozefsgerichtSj  wo  derselbe  seine  Thätigkeü 
entfalten  sollte.  —  Dürfen  in  Beeug  auf  den  Schutz  durch  Ver- 
jährung  von  einem  Gericht  die  Angehörigen  des  eigenen  Staates 
schlechter  als  die  eines  fremden  gestellt  werden? 

Urteü    des   hanseatischen   OberlandesgerichtB   zu  Hamburg   vom   21.   Joni 
1901  (Hanseatische  Gericfatszeitung,  Hauptblatt  1901  No.  18^. 

Das  L.G.  U.  K.  f.  H.  S.  hatte  eine  Honorarforderung  wc^n  Ver- 
jährung nach  dem  Recht  am  Wohnsitz  des  Schuldners  abgewiesen. 
Das  O.L.G.  I  sprach  am  21.  Juni  1901  den  Betrag  unter  Verwerfung 
der  VerjAhrungseinrede  zu. 

Thatbestand:  ...  KlBger  suchte  die  Unanwendbarkeit  des 
preufs.  Verjährungsgesetzes  darzuthun,  indem  er  auf  die  Entscheidungen 
des  R.G.  Bd.  12  8.  35,  Jurist.  Wochenschr.  1900  S.  19,  Walther, 
Oeb.-Ordn.  fUr  Rechtsanwälte  und  die  dortigen  Citate,  §  247  Tit  5 
Teil  I  A.L.R.,  urteil  des  O.L.G.  Posen  vom  17.  Oktober  1893,  Ent- 
scheid,   des  O.L.G.    Naumburg  von    1894   Bezug  nahm.     Der  Anwalt 


1)  Die  vorzugsweise  intereesaute  Frsce,  ob  der  südafrikanischen  Republik 
das  Recht  der  Exterritorialität  hätte  zuerkannt  werden  müasen,  ist  nicht  zur 
Entscheidung  gekommen.  Für  die  Bejahung  dieser  Frage  s.  vor  allem  die 
eingehende  Untersuchang  von  Droop  in  GrwihoU  Beiträgen  Bd.  26,  1882, 
S.  289  ff.  („Über  die  Zostftndigkeit  der  inländischen  Gerichte  für  Rechts- 
Streitigkeiten  zwischen  Inländern  und  fremden  Staaten,  insbesondere  für  An- 
ordnung von  Arresten  ^egen  fremde  Staaten^).  VgL  femer:  Hartmann^ 
Bevue  de  droü  intenuUwnal  Bd.  22,  1890,  S.  425  ff.  („De  la  competence  des 
tribunaux  dans  les  proc^  contre  les  ^tats  et  souverains  etrangers'^).  Streit, 
L'affaire  Zappa^  Panft  {Larose)^  1894,  Audinei,  Bemte  g^n&cäe  de  dreü 
inUTfiObumM  public  Bd.  2,  1895,  S.  385  ff.  („L'ineompäence  des  trümtumx 
frangais  ä  Viga/rd  des  äats  ^trcmgers^).  Liszt^  Völkerrecht,  2.  Aufl.,  Berlin 
1902,  S.  60.  ->  Vgl.  auch  die  Bd.  X  dieser  Ztschr.  S.  68  und  Clmdt  Bd.  26 
S.  402  mitgeteilte  englische  Entscheidung. 

Niemeyer. 
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des  Beklagten  fUhrte  eine  gegenteilige  Entacheidang  in  Senfiert  Bd.  51 
No.  16  S.  19  an. 

Gründe:  Wollte  man  davon  aoagehen,  dafii  es  nicht  die  Abächt 
eines  Gesetagebera  sein  kann,  die  Angehörigen  s^es  Staates  in  Bezog 
anf  den  Schata  durch  Verjährung  schlechter  zu  steUen  als  die  An- 
gehörigen eines  fremden  Staates,  so  würde  das  Gericht  dahin  gelangen 
müssen,  die  gegen  die  Klage  vorgebrachte  £inrede  der  Verjährung  für 
unbegründet  zu  halten,  da  die  Gesetze  am  Wohnsitz  des  Beklagten 
eine  wesentlich  küizere  Verjährungsfrist  aufstellen,  als  die  für  ein- 
heimische Schuldverhältnisse  angestellte  von  10  und  bezw.  unter  Ab- 
wesenden von  20  Jahtea. 

Aber  auch  wenn  man  sich  dieser  nahe  li^enden  Erwägung  nicht 
anscbliefsen  will  und  der  vom  R.G.  und  sonst  viel&ch  anerkannten 
und  jetzt  herrschenden  Theorie  folgt,  dafs  die  Verjährung  als  ein 
die  Forderung  oder  die  ELlage  aus  ihr  beendigender  Thatbestand  den 
Gesetzen  unterworfen  sei,  von  welchen  die  Forderung 
selbst  beherrscht  wird,  so  würde  man  ebenfiiUs  notwendig  bei 
Beurteilung  der  vorgeschützten  Verjährungseinrede  auf  die  hamburgi- 
schen Veijähnmgsgesetze  zurückgreifen  müssen.  Denn  dafs  die 
Forderungen  des  beauftragten  Rechtsanwaltes  anf  Ersatz  seiner  ihm 
vom  Gesetze  bewilligten  und  festgesetzten  Gebühren  und  Auslagen 
durch  das  am  Prozefsgericht  herrschende  Recht  normiert 
werden,  bedarf  keiner  AusflQirung.  Daher  würden  die  in  Hamburg 
geltenden  Gesetze  über  die  Ansprüche  des  Klägers  aus  dem  ihm  er- 
teilten Prozefsmandat  entscheiden,  weil  seine  Sachwalterthätigkeit  nach 
Absicht  der  Kontrahenten  hier  stattfinden  sollte  und  stattgefunden  hat, 
und  nach  der  Natur  des  Schuldverhältnisses  auch  die  Erftlllung  der 
daraus  entsprungenen  Forderung  hier  geschehen  sollte,  mithin  hier  der 
Sitz  der  Obligation  auch  ftbr  den  Erblasser  des  Beklagten  war.  Nach 
Hambuiger  Recht  verjährten  aber  vor  1900  Forderungen  gegen  Ab- 
wesende wie  gesagt  in  20  Jahren,  und  war  daher  die  eingeklagte  und 
abgewiesene  Forderung  bei  Anstellung  der  Klage  gemäfs  Art.  169  des 
£inf.-Gesetzes  zum  B.G.B.,  §  196  No.  15  B.G.B.  noch  nicht  verjährt 
Dieselbe  war  dem  Kläger  daher  in  dem  jetzt  näher  klargestellten  Be- 
trage zuzusprechen.  Auch  in  Hinsicht  der  geforderten  Zinsen,  da  die 
Forderung  nach  §  85  der  Geb.-Ordn.  ftlr  Rechtsanwälte  vor  dem 
18.  April  1889  ^ig  geworden  war,  gemäfs  Art.  80  des  Hambuiger 
£infllhrung8gesetaes  zum  früheren  Allg.  D.  Handelsgesetzbuche. 

Die  „bisherigen''  KoUisionmormefiy   die  nach  Art.  208  E,Q.  0. 

B.QJS,  ßr  die  Erforschung  der  Vaterschaft  etc.  mafsgebend  sind, 

sind  für  Baden  in  Art.  7  bis  30  KG.  $.  B.G.B.  enthalten. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe,  I.  Senat,  vom  27.  April  1901  (W. 

g.  St)  (Baduche  Rechteprazis  1901  &  271). 


hat  allerdings    seine  Richtigkeit,    dafs   der   badische  Richter 
bis  zum  1.  Januar  1900  auf  Vatenchaftaklagen  und  anf  die  Unter- 
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baltnngaansprüche  unehelicher  Kinder  gegenüber  dem  Vater  das 
Personabtatut  des  Vaters  zur  Zeit  der  Gebart  des  Kindes  ansawendoi 
hatte  -  und  da  ein  vor  dem  genannten  Tage  geborenes  tinehelicbes  Kind 
in  Frage  steht,  nnterliegt  es  aach  keinem  Zweifel,  dafs  die  Klage  des- 
selben, wie  sie  vorliegt,  an  nnd  für  sich  gemäfs  Art  208  E.O.  s. 
B.O.B.  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zn  beurteilen  wäre.  Die  in  Frage 
stehende  Anwendbarkeit  des  Personalstatats  des  Vaters  beruhte  ftlr  den 
badischen  Richter  jedoch  lediglich  auf  der  Bestimmung  des  L.R.8.  3 
Abs.  3  und  ist  mit  dessen  Aufhebung  durch  das  Bad.Ausf.G.  b.  B.G.B. 
vom  !?•  Juni  1899  hinweggefallen.  Nach  Art  2  desselben  haben 
auf  die  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu  beurteilenden  Thatbestinde 
die  räumlichen  Kollisionsnormen  in  Art  7  bis  80  des  E.G.  z.  B.G.B. 
entsprechende  Anwendung  zu  finden,  und  da  Art  21  desselben  die 
Ansprüche  des  unehelichen  Kindes  gegenüber  dem  Vater  dem  Personal- 
statute der  Mutter  unterwirft,  die  Mutter  der  Klägerin  aber  Elsässerin 
ist,  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  somit  dem  Code  civü  als  ihrem 
Personalstatut  unterstand,  kann  für  die  Entscheidung  des  Bechtsstrmts 
nur  dieser  als  mafsgebend  in  Betracht  kommen.  Damach  war  nnd  ist 
aber  eine  Vaterschaftsklage  nur  ausnahmsweise  unter  Voraussetzungen 
zulässig,  die  vorliegend  zweifellos  nicht  gegeben  sind.  VgL  die  Aus- 
führung Domers  in  dessen  Kommentar  zum  Bad.Ausf.G.  S.  28  ZdS,  7* 

Welches  Becht  kommt  für  im  Qrofshersogtum  Baden  erhobene 
EhesAeidungsMagen  als  das  nach  Art*  201  Abs.  2  E.G,  e.  B.G.B. 
neben  dem  B.G.B,  in  Anwendung  zu  bringende  Gesetz  in  Betracht? 


Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe,  III.  CiT.Sen. ,  vom  9.  Mai  1901 

(Wiflsmann  gegen  Wissmann). 

Da  die  am  18*  Januar  1900  erhobene  Klage  darauf  gestützt  ist, 
und  nach  der  Fassung  des  §  1567  Abs.  2  Ziff.  2  B.G.B.  darauf  ge- 
stützt werden  mufste,  dafs  der  Beklagte  schon  ein  Jahr  lang  vor 
dem  18.  Januar  1900  sich  in  böslicher  Absicht  von  der  häuslichen 
Gemeinschaft  femgehalten  hat,  und  schon  seit  einem  Jahr  vor  dem 
18.  Januar  1900  die  Voraussetzungen  für  eine  öffentliche  Zustellung 
gegen  ihn  vorlagen,  so  handelt  es  sich  bei  der  Klage  um  eine  dem 
Beklagten  voi^^eworfene  Verfehlung  der  in  §  1567  B.G.B.  bezeichneten 
Art,  die  zwar  unter  der  Herrschaft  des  B.G.B.  noch  fortdauerte,  aber 
schon  vor  Inkrafttreten  des  B.G.B.  bestand,  und  nur  in  Verbindung 
mit  diesem  früheren  Bestehen  zu  einer  Scheidung  nach  §  1567  Ziff.  2 
B.G.B.  führen  konnte.  Es  findet  deshalb  auf  den  vorliegenden  Fall 
Art  201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B.  Anwendung,  wonach  auf  Scheidung 
nur  dann  erkannt  werden  kann,  wenn  die  Verfehlung  des  Beklagten 
auch  nach  demjenigen  Gesetz,  welchem  die  Ehe  der  Parteien  vor 
dem  1.  Januar  1900  unterstand,  ein  Scheid ung^grand  war.  Vgl.  auch 
Bad.R.Prax.  1901  Nr.  3  S.  29  Ziff.  15;  Nr.  10  8.  130  Ziff.  22.  Das 
L.G.  hat  nun  angenommen,  dafs  die  Ehe  der  Parteien  vor  dem 
1.  Januar   dem   Bad.L.R    unterstand,  weil  der  Beklagte  dort  seinen 
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leteten  Wohnnts  hatte.  Diete  Mher  allerdingB  ftür  andere  BechtB- 
gebiete  vom  R.6.  als  richtig  anerkannte  Ansicht  (vgl.  z.  B.  Senfferts 
AichiT  Bd.  47  Nr.  259  R.6.E.  Bd.  9  S.  191 ;  Bd.  16  S.  188)  trifft 
jedoch  aof  im  Groftherzogtam  Baden  angestrengte  Eheseheidnngdclagen 
deshalb  nicht  zn,  weil  nach  der  für  den  badisehen  Richter  bindenden 
Vorsehrift  des  L.R.  3.  3  anf  das  Eherecht  die  lex  ariginiSy  d.  h.  das 
Heimatsrecht  der  Ehegatten,  Anwendung  an  finden  hat  VgL  hierüber 
die  reiehsgexichtlichen  Entscheidungen  in  der  Jurist  Woehenschr.  1899 
8.  717  and  736;  1900  8.  285  sowie  Bad.Ann.  1899  8.  276.  Den 
gleiefaen  GhmndsatB,  „d*rs  ftlr  die  8cheidang  der  Ehe  die  Oesetae  des 
Staates  mafsgebend  sind,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung 
der  Klage  angehört",  stellt  auch  Art  17  des  E.O.  z.  B.G.B.  auf;  und 
es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  sowohl  nach  den  Bestimmungen  des  vor 
dem  1.  Januar  1900  geltenden  Bad.L.K.  als  auch  nach  dei\jenigen 
des  seither  bestehenden  btlrgerlichen  Rechts  auf  die  vorwttrfige  Ehe- 
scheidungsklage neben  dem  §  1567  B.G-.B.  die  Bestimmungen  des 
wttrttembergischen  Rechts  als  der  lex  originis  der  Streitteile 
nach  Art,  201  Abs.  2  E.6.  z.  B.6.B.  in  Rücksicht  zu  ziehen  sind. 
Vgl.  auch  Art.  2  des  Bad.Ausf.G.  z.  B.G.B.  vom  17.  Juni  1899. 

Nach  der  wttrttembergischen  Eh^erichtsordnung  vom  Jahre  1687 
konnte  nun  eine  Ehe  wegen  ^böslichen  Verlassenst  nur  dann  ge- 
schieden werden,  wenn  der  eine  Ebeteil  während  sieben  Jahren 
an  unbekannten  Orten  abwesend  war  und  dem  andern  nichts  von  sich 
hatte  hören  lassen.  Vgl.  wttrtt  Ehegerichtsordnung  von  1687  Teil  2 
Kap.  13  §4  und  Weis  haar,  Lehrbuch  des  wttrtt.  Privatrechts  §  112 
S.  76.  Diese  siebenjtthrige  Frist  ist  aber  durch  Art  6  des  Wttrtt- 
Ausf.G.  vom  8.  August  1875  zum  R.G.  ttber  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  und  der  Eheschliefsung  suf  zwei  Jahre  herabgesetit 
worden,  so  dafs  nach  zweijähriger  Abwesenheit  an  unbekannten 
Orten  auf  Ansuchen  des  klagenden  Teiles  die  Ehescheidang  aus- 
gesprochen werden  kann.  Hfttte  daher  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Er- 
hebung der  Klage  sich  bereits  zwei  Jahre  lang  an  unbekannten  Orten 
au%dialten,  so  wtirde  auch  nach  wttrttembe^schem  Recht  die  Ehe- 
scheidung wegen  „böslichen  Verlassens''  ausgesprochen  werden  können. 
Dies  ist  jedoch  nicht  der  Fall.  Der  Beklagte  hatte  sich  vielmehr  nach 
der  Bescheinigung  des  Bttigermeisteramts  Villingen  vom  24.  August 
1898  (vgl.  Erstinstanzakten  8.  42)  bis  28.  Dezember  1899  in 
Villingen  aufgehalten;  es  waren  daher  bis  zur  Erhebung  der  Klage 
(18.  Januar  1900)  die  zwei  Jahre  noch  nicht  abgelaufen,  welche  das 
wUrttembergiscbe  Recht  f)lr  erforderlich  erkUbt,  um  die  Ehescheidung 
wegen  böslichen  Verlassene  auszusprechen.  Da  sonach  nach  wttrttem- 
bergisehem  Recht  der  Ausspruch  der  Ehescheidung  wßgen  böslichen 
Veilassens  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  nicht  znlXssig  war,  konnte 
dieselbe  zufolge  der  Vorschrift  des  Art.  201  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B. 
nicht  ausgesprochen  werden,  auch  wenn  dieselbe  nach  §  1567  Abs.  2 
Zur.  2  B.G.B.  zulilssig  erschien.  So  auch  Habicht,  Frsgen  der 
Übeigangszeit  2.   Aufl.   §  50  8.  570.    Dafs  im  Laufe  des  Prozesses 
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die  swei  Jahre  abgelaufen  sind,  welche  das  wttrttembeEgiache  Becht 
für  den  Eintritt  der  Yermatiing  des  „böslichen  Verlassenst  Terlaogt, 
kann  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  der  Ablanf  dieser  Zeit  VoiaQS- 
setBting  ftlr  die  Begrttndetheit  der  Klage  war,  die  zwei  Jahre  daher 
schon  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  yeifloasen  sein 
mufiiten,  da  das  Ehescheidungsverfahien  nicht  dazu  bestimmt  ist,  die 
Voraussetzungen  ftir  die  Annahme  der  bdslichmi  Verlassung  erst  her- 
beizuführen und  die  Bedingungen  der  Scheidung  erat  herzustellen, 
solche  vielmehr  bei  Erhebung  der  Klage  bereits  vorliegen 
müssen.  SoOaupp,  die  auf  den  CivUprozeis  bezüglichen  Nonnen 
des  Württ.L.R.  (Civilprozefs  2.  Aufl.  Anh.  2)  8.  42  d  u.  44.  Ähnlich 
auch  Bad.R.Prax.  1901  Nr.  10  S.  130  Ziff.  22. 

Umgehung  der  Formvorschrift  des  Beichsgesetzes  vom  20.  Aprü 
1892  §  15  Abs.  5  (Verpfändimg  eines  Geschäftsanteils  einer  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung)  durch  Vornahme  des  Rechts- 
geschäftes im  Ausland.      Unanwendbarkeit   des  Art.  11  Abs,  1 
ß.  2  E.G.  z.  S.G.B.  wegen  Anwendbarkeit  des  Art.  SO. 

Urteil  des  Oberiandesgerichts  zu  Karlsruhe  vom  11.  Juli  1901,  IIL  Senat, 
Thurganer    Hypothekenbank    gegen   Vorschufsvereiu   Gailingen   (Badische 

Bechtsprazis  1901  S.  294). 

Aus  den  Gründen: 

Nun  beruft  sich  die  Klägerin  allerdings  auf  Art  11  Abs.  1  Satz  2 
E.G.  z.  B.  G.B.,  wonach  für  die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  „die  Be- 
obachtung der  Gesetze  des  Orts  genügt,  an  dem  das  Rechtsgeschäft 
vorgenommen  worden  ist^,  indem  sie  behauptet,  der  FaustpBmdvertrag 
sei  in  Frauenfeld,  also  in  der  Schweiz,  abgeschlossen  worden, 
und  nach  Art  215  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das 
Obligationenrecht  genüge  zur  wirksamen  Verpfändung  einer  Forderung 
die  Benachrichtigung  des  Schuldners  von  der  VerpflUidung, 
die  Obergabe  des  Schuldscheins  an  den  Pfandgläubiger  und 
die  schriftliche  Beurkundung  der  Verpfandung;  alle  diese  Vor- 
schriften aber  seien  bei  der  Verpfändung  vom  19./22.  Juni  1900  be- 
obachtet, wofür  W.  M.  als  Zeuge  angerufen  wurde;  nach  schweize- 
rischem Recht  —  und  dieses  sei  anzuwenden,  weil  der  Fanst- 
pfandvertrag  in  Frauenfeld  abgeschlossen  worden  sei  —  sei  also  die 
Verpfändung  gültig  und  rechtswirksam.  Diesen  Ausführungen  hat  aber 
das  Landgericht  mit  Recht  entgegengehalten,  die  Anwendung  des 
schweizerischen  Rechts  sei  durch  Art.  30  E.G.  z.  B.G.B.  ausgeschlossen, 
während  dessen  weiterer  Ausführung,  dasselbe  sei  auch  im  Hinblick 
auf  Art  11  Abs.  2  E.G.  z.  B.G.B.  unanwendbar,  nicht  beigepflichtet 
werden  kann,  weil  es  sich  hier  nicht  um  ein  Recht  an  einer  Sache, 
d.  h.  einem  körperlichen  Gegenstand  (vgl.  §  90  B.G.B.)  handelt, 
der  Art  11  Abs.  2  E.G.  daher  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  An- 
wendung findet.  Wohl  aber  ist  die  Anwendbarkeit  der  Bestimmung 
des   Art  11   Abs.  1  Satz   2  E.G.  und  damit  diejenige  des  schweize- 
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rifMshen  GtesetaBes  durch  Art.  30  £.0.  z.  B.G.B.  aiugeschloflBeii ;  denn 
wenn  dort  gesagt  ist,  die  Anwendung  eines  ansittndischen  Gesetzes  sei 
ansgeschlossen,  wenn  dessen  Anwendung  „gegen  den  Zweck  eines 
dentsehen  Gesetzes  Terstofsen  wtbrde^,  so  trifft  dies  auf  den  vorliegenden 
Fall  SU«  Wenn  nämlich^  wie  oben  ausgeführt,  §  15  Abs.  8  des  G^ 
setzes,  betreffend  die  G^esellschaften  mit  beschränkter  Haftung  in  Ver- 
bindung mit  §  1274  B.G.B.,  die  Verpfandung  eines  Greschäftsanteils  zu 
dem  Zwecke  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Beobachtung  gericht- 
licher oder  notarieller  Form  für  rechts  wirksam  erklärt,  damit  die 
Geschäftsanteile  nicht  Gegenstand  des  Handelsverkehrs 
w  erden,  so  würde  diesem  Zwecke  offenbar  nicht  entsprochen,  sondern 
direkt  zuwidergehandelt  sein,  wenn  auf  Grund  der  Vorschrift  des  Art.  11 
Abs.  1  Satz  2  £.G.  z.  B.G.B.  der  deutsche  Besitzer  eines  Geschäfts- 
anteils nur  ins  Ausland  zu  gehen  und  dort  seinen  Geschäftsanteil  zu 
verpfänden  brauchte,  um  der  Beobachtung  der  im  §  15  des  Gresetzes 
vom  20.  April  1892  erforderten,  im  ausländischen  Gesetze  aber  nicht 
für  notwendig  erklärten  gerichtlichen  oder  notariellen  Form  los  und 
ledig  zu  sein.  Ein  solches  Verfahren  würde  dem  Zwecke,  aus 
welchem  das  deutsche  G^etz  in  §  15  gerichtliche  oder  notarielle  Form 
verlangt,  direkt  ins  Gesicht  schlagen;  und  es  mufs  deshalb  gesagt 
werden,  dafs  zufolge  Art  80  E.G.  z.  B.G.B.  die  Vorschrift  des  Art  11 
Abs.  1  Satz  2  ebenda  auf  die  Veräufserung  und  Verpfändung  von 
Geschäftsanteilen  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  im  Aus- 
lande nicht  zutrifft,  vielmehr  die  Veräufserung  und  Ver- 
pfändung folcher  Geschäftsanteile  auch  im  Ausland  nur 
unter  Beobachtung  der  in  §  15  Abs.  8  des  Gesetzes  vom 
20.  April  1892  vorgeschriebenen  gerichtlichen  oder 
notariellen  Form  rechtswirksam  erfolgen  kann.  Vgl.  auch 
Heidlen^  Bemerkung  zu  Art  11  E.G.  z.  B.G.B.  S.  425  und  Neumann^ 
Handausgabe  des  B.G.B.  Note  8c  zu  Art  11  E.G.  z.  B.G.Bl.  (entgegen: 
Niedner^  Note  7  zu  Art  11  E.G.  z.  B.G.B.).  Da  aber  in  dem  Faust- 
pfandvertrag zwischen  der  Ellägerin  und  W.  M.  diese  Form  keine 
Beachtung  gefunden  hat,  so  erscheint  auch  aus  diesem  Grunde  die  Ver- 
pfändung unwirksam. 

Voraussetmmgen  der  Eintragung  der  deutschen  Zweigniederlassung 
einer  ausländischen  Handelsgesellschaft  (§  13  H.G.B.). 

Beschlufs  des  Landgerichts  I  Berlin  vom  2.  Mb!  1901  (.Das  Becht*',  1901 

S.  317,  No.  1277). 

Die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift  des  §  18  Abs.  1  H.G.B.,  wo- 
nach regelmäfsig,  fiüls  der  Inhaber  einer  Firma  in  einem  anderen 
Gerichtsbezirk  eine  Zweigniederlassung  besitzt,  bei  dem  Gerichte  der 
letzteren  die  Anmeldungen  und  Zeichnungen  wie  beim  Handelsregister 
der  Hauptniederlassung,  aber  zunächst  bei  diesem,  zu  bewirken 
sind,  fällt  ganz  fort,  wenn  die  Hauptniederlassung  im  Auslände  sich 
befindet,  und  dort  das  Institut  des  Handelsregisters  nicht  besteht.    Das 

30* 
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Begistergericht  der  ZweigniederliisBaDg  kann  auch  keinen  Nachweis  der 
an  Stelle  der  £intFagnng  dort  handebtlhlichen  Bekanntgabe  der  bei  ihm 
anr  Eintragang  angemddeten  Vorgiinge  im  Ausland  fordern. 

(In  Holland  besteht  kein  Prokurenregister.  Die  Fw>kaiaert«hmg 
oder  Aufhebung  wird  ttblicher  Weise  in  Zeitungen  bekannt  gemacht 
Als  letztere  fllr  die  Zweigniederlassung  einer  Botterdamer  Aktien- 
gesellschaft in  Berlin  angemddet  wurde,  ist  der  Begisterrichter  im  Be- 
schwerdewege angewiesen  worden,  von  dem  Nachweise  der  beaQgliehen 
Bekanntgabe  in  Rotterdam  absnsehen). 


Der  Satz  locus  regit  actum  gilt  auch  bei  holographischen 

Testamenten. 

Entscheid,  der  Cour  Sappel  von  Douai,  I.  Givilkammer,  Tom  7.  Mai  1901 
(Juriaprudence  de  la  cour  Sappel  de  Douaij  Bd.  58.  S.  180). 

Es  ist  ein  Orundsata  des  internationalen  Rechts,  dafs  die  Form 
der  Rechtsgeschäfte  dem  Recht  des  Errichtnngsortes  unterliegt.  Dieser 
Grundsatz  gilt  für  holographische  Testamente  wie  für  andere  Rechts- 
geschäfte. Et  hat  seinen  Grund  in  der  Unmöglichkeit  oder  Schwierig- 
keit, andere  Formen  zu  beobachten  als  die  am  Ort  des  Geschlfts- 
abschlusses  vorgesehenen  oder  allgemein  tlblichen.  Es  handelt  sich 
hierbei  um  eine  dem  gemeinschaftlichen  Vorteil  dienende  gegenseitige 
Konzession  der  Staaten.  —  Mit  Recht  haben  sich  daher  die  Vorderrichter, 
denen  ein  in  Belgien  errichtetes  Testament  einer  Belgierin  vorlag,  nicht 
mit  der  Frage  beschäftigt,  ob  die  französischen  Formvorschriften  be- 
obachtet sind,  sondern  nur  geprüft,  ob  sich  die  Erblasserin  den 
belgischen  Gesetzen  angepafst  hat.  Da  das  Datum  des  Testamentes 
hinsichtlich  der  Form  unstreitig  der  Vorschrift  des  Artikel  970  des 
belgischen  Code  civü  entspricht,  ist  das  Testament  insoweit  nicht  nichtig. 

Errichtung  eines  Testamentes  in  Konstantinopel  seitens  einer  in 

Ostrumelien  wohnenden,    der  orthodoxen  bulgarischen  Religums- 

gemeinschaft  angehörenden  türkischen  Staatsangehörigen  gemäfs  der 

durch  das  bulgarische  Exarchat  statuierten  Form. 

Entscheid,  des  Tribunal  civil  de  la  Seine  vom   19.  Juli  1901  (OaeeUe  des 

trtbunatix  vom  4.  Dezember  1901). 

Im  Jahre  1899  starb  in  Paris  die  Ehegattin  des  früheren  Gouver- 
neurs von  Ostrumelien,  des  Prinzen  Vogoridi.  Sie  hatte  im  Jahre  1885, 
während  sie  mit  ihrem  Manne  in  Ostrumelien  wohnte  und  sich  zu  der 
orthodoxen    bulgarischen   Religion    bekannte,    während  eines  vorüber- 
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gehenden  Aufentbalte  in  Konstantinopel  ein  holographisches  Testament 
enichtett  in  dem  sie  ihren  Mann  ak  Alleinerben  einsetzte;  sie  hatte 
dabei  nieht,  wie  es  nach  dem  ottomanische  Recht  nötig  gewesen  wttre, 
Zeugen  zageatogen.  Einer  ihrer  Neffen  focht  das  Testament  an,  da  es 
nieht  nach  den  Formvorschriften  der  im  ottomanischen  Reiche  geltenden 
Geseti^bung  angefertigt  sei. 

Bas  Tribunal  wies  die  ELlage  ans  folgenden  Orttnden  ab: 

1.  Ein  Firman  yom  27.  Febmar  1870  stellt  fest,  dafs,  abgesehen 
von  einigen  Sprengein,  der  Art.  120  des  in  Bnlgarien  und  Ostrumelien 
geltenden  sUxM  organique  des  bulgarischen  Exarchats  ein  Testament 
für  gesetsmäfsig  erklftrt,  das  der  Erblasser  eigenhXndig  ganz  geschrieben 
und  unterschrieben  hat,  wenn  es  auch  nicht  die  Unterschrift  von 
Zeugen  trügt. 

2.  Da  die  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung  in  Ostrumelien 
wohnende  Erblasserin  der  orthodoxen  bulgarischen  Religion  huldigte, 
unterlag  sie  ohne  Rtlcksicht  auf  ihre  Nationalität  der  geistlichen  G^ichts- 
barkeit  des  bulgarischen  Exarchats  und  verlor  ftir  die  Zeit  des  vortlber- 
gehenden  Aufenthalts  in  Konstantinopel  nicht  die  ihr  durch  die  kirch« 
liehen  Gesetze  gewährten  Rechte,  konnte  vielmehr  dem  Art  120  dt. 
entsprechend,  also  ohne  Zeugen  testieren.  (Dies  wird  näher  be- 
grtlndet). 

Anf  die  Darlegung  des  Klägers,  die  Erblasserin  habe  nur  über 
den  dritten  Teil  ihres  Vermögens  letztwillig  verfügen  können  u.  s.  w., 
führt  das  Tribunal  aus,  diese  im  Koran  enthaltenen  Vorschriften  seien 
Vorschriften  des  muselmanischen  Rechts  und  daher  ein  Teil  des  anf 
christliche  Unterthanen  der  Türkei  nicht  anwendbaren  religiösen  Ritus ; 
seit  der  Eroberung  Konstantinopels  hätten  die  Sultane  ihren  christlichen, 
der  orthodoxen  griechischen  Religion  angehörigen  Unterthanen  die  An- 
wendbarkeit des  durch  das  byzantinische  Recht  modifizierten  römischen 
Rechts  in  Ansehung  der  Fähigkeit  zu  disponieren  zuerkannt,  auch  sei 
diese  Konzession  durch  ein  Hatti-Hnmajoun  vom  18»  Februar  1856,  durch 
eine  Note  des  türkischen  Ministers  des  Auswärtigen  an  die  Gesandten  der 
Hohen  Pforte  vom  15.  Mai  1867  und  durch  ein  Trade  vom  23.  Januar 
1891  bestätigt;  wenn  hier  nur  die  Christen  der  orthodoxen  gr  i  ech  isch  en 
Religion  erwähnt  seien,  so  liege  kein  Grund  vor,  die  diesen  gewährten 
Vergünstigungen  den  Anhängern  der  orthodoxen  bulgarischen 
Religion  zu  versagen,  da  diese  doch  stets  dieselbe  Stellung  wie  jene 
genossen  hätten. 

Zu  dem  intenuUionalen  Übereinkommen  vom  15.  April  1891^  be- 
treffend die  falsche  Warenherkunftsbeeeichnung. 

Entscheid,  der  Cknnr  de  ctusation,  chambre  de  requitea,  vom  22.  Juli  1901 

(Gazette  des  trihwnaux  vom  22.  Juli  1901). 

Das  G^esetz  vom  28.  Juli  1824  verbietet  zur  Erhaltung  und 
Förderung  der  Rechtlichkeit  im  Handel  die  Bezeichnung  eines  Fabrikats 
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mit  dem  Namen  eines  anderen  ab  des  FabrikatioDSortes.  Die  Artikel 
19  und  20  des  Gesetzes  vom  27.  Jannar  1857  erstrecken  diese 
Garantie  auf  französische  und  fremde  Weine  und  andere  Getrinke. 
Endlich  verbietet  das  Übereinkommen,  betreffend  die  UnterdrOekimg 
der  tischen  Warenherkunftsbezeichnung  —  am  15.  April  1891  za 
Madrid  zwischen  verschiedenen  Staaten,  zu  denen  auch  Frankreich  imd 
Spanien  gehören,  geschlossen  und  durch  das  französische  Gesetz  vom 
13.  April  1892  bestätigt  — ,  in  seinen  Artikeln  1  und  4  jede  unrichtige 
Bezeichnung  der  örtlichen  Herkunft  von  Weinprodukten.  —  Mit  Recht 
hat  daher  der  Vorderrichter  entschieden,  daTs  die  mit  der  Bezeichnung 
j^Iiad^re^  versehene  Ware,  da  sie  nicht  von  der  Insel  Madeira  stammte, 
auf  Antrag  der  interessierten  Kaufleute  von  Madeira  gtlltig  mit  Be- 
schlag belegt  ist ,  und  dafs  die  Urheber  der  fidschen  Bezeichnung  den 
Antragstellem  zum  Ersatz  des  durch  den  verbotenen  Namenagebrauch 
entstandenen  Schadens  verpflichtet  sind. 


Erwerb  der  französischen  Staatsangehörigkeit  seitens  der  hhefrm 
eines  durch  Naturalisation  zum  Franzosen  gewordenen  AusUtnders, 

Entscheid,  der  Cour  d'appd  in  Douai  vom  11.  M&rz  1901  (GazeUe  des  tribfimawi 
vom  7.  April  1901)  und  der  CJour  de  cassfstdon  vom  3.  Mai  1001  (Jurisprudenee 

de  la  Cour  d'appel  de  Douai  Bd.  58  S.  213). 

Im  Jahre  1899   wurde   die    im  Jahre  1888   aus  Frankreich  aus- 
gevnesene  Ehefrau   B.   in  Tourcoing  aufgegriffen  und   auf  Grund  des 
Art.  8  des  Ges.  vom  8.  Dezember  1849  vregen  Zuwiderhandlung  gegen 
den  Ausweisungsbefehl  zu  sechs  Tagen  Gefängnis  verurteilt.    Ihr  Ehe- 
mann ,    bei  dem  der  Fall  des  Art.  10  des  Code  civü  vorlag,  hatte  am 
1.  März  1893   die   im   Art  10   vorgeschriebene  Erklärung  abgegeben 
und  dadurch  die   französische  Staatsangehörigkeit  erlangt;   gleichzeitig 
und  vor  derselben  Behörde  hatte  die  B.  gemäfs  Art  12  des  Code  civü 
(jetzt   abgeändert  durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1899)  eme  auf  den 
Erwerb   der   französischen  Staatsangehörigkeit  gerichtete  Erklärung  ab- 
gegeben.    In   ihrer  Bemfrmg    an    den  Appellhof  zu  Douai  machte  sie 
geltend,    durch   diese  Erklärung  sei  sie  Französin  und  daher  der  Aus- 
weisungsbefehl hinMiig  geworden.  —  Nach  Art  12  erlangen  die  Ehe- 
frau und  die  groisjährigen  Kinder  eines  naturalisierten  Ausländers  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zeit  ihres  Aufenthaltes  in  Frankreich  die  frtmzösiBche 
Staatsangehörigkeit,  wenn  diese  ihnen  in  dem  Naturalisationspatent  des 
Ehemannes  oder  Eltemteiles  verliehen  wird,  oder  wenn  sie  die  im  Art  9 
des  Code  cwil  bezeichnete  Erklärung  mit  den  daselbst  voigeschriebenen 
Worten  und  Bedingungen   abgeben.     Diese  Erklärung  kann  nach  dem 
Wortlaut  des  Art  9  nur  bis  zur  Vollendung  des  22.  Lebensjahres  ab- 
gegeben werden. 

Der  Appellhof  sprach  die  Angeklagte  frei,   da  sie  durch  ihre  Er- 
klärung Französin   geworden  sei.     Er  geht  zunächst   davon  aus,  dafs 
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der  Art  12  sowohl  in  dem  Fall  gilt,  wenn  dem  Ehemann  oder  Eltern- 
teil die  franzdsiflche  Staatsangehörigkeit  durch  Natnralisations 
patent  verliehen  ist,  als  auch  in  dem  hei  dem  Ehemann  B.  vorliegenden 
Falle.  Er  führt  sodann  ans,  dafs  der  Ehefrau  B.,  obwohl  sie  zur  Zeit 
der  Abgabe  ihrer  Erklärung  das  22.  Lebensjahr  bereits  überschritten 
gehabt  habe,  die  Bestimmung  des  Art.  12  zu  gute  komme. 

Der  Kassationshof  dagegen  verwies,  unter  Aufhebung  dieses  Urteils, 
die  Sache  zurück,  da  der  Art.  12  selbst  bei  freiester  Auslegung  seines 
Wortlautes  die  Wirksamkeit  der  Erklärung  von  dem  Vorhandensein  der 
im  Art  9  genau  bestimmten  Bedingungen  abhängig  mache  und  daher 
die  Erklärung  nur  in  der  Zeit  vom  21.  bis  22.  Lebensjahre  zu- 
lässig sei. 


Bestrafung  von  Franzosen  durch  französische  Gerichte  we^eti  eines 

im  Auslande  begangenen  Verbrechens.    Bestrafung  wegen  einer  in 

Frankreich    begangenen  Hehlerei,    während  der  Diebstahl  durch 

einepi  Ausländer  im  Auslande  begangen  war. 

Entscheid,   des   Tribunal  correctionnel  da  la  Seifie  vom  18.  Dezember  1901 

(Gazette  des  tribunmia  vom  19.  Dezember  1901). 

Der  Franzose  S.    hatte  sich  zweier  Verbrechen  schuldig  gemacht: 

1.  Veruntreuung,  begangen  in  der  Schweiz. 

2.  Hehlerei,  begangen  in  Paris,  in  Beziehung  auf  einen  in  der 
Schweiz  begangenen  Diebstahl.  Der  Thäter  des  Diebstahls  war 
unbekannt. 

Der  Gerichtshof  entschied  ^) : 

1.  S.  ist  wegen  Veruntreuung  zu  bestrafen,  denn  die  französischen 
Gerichte  sind  für  ein  Verbrechen,  das  ein  Franzose  im  Auslande  be- 
gangen hat,  dann  zuständig,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  das  Ver- 
brechen durch  die  Gesetzgebung  des  Auslandes  mit  Strafe  bedroht  ist 
und  die  ausländische  Regierung  der  französischen  Behörde  die  Begehung 
des  Verbrechens  angezeigt  hat. 

2.  Das  Gericht  ist  wegen  der  Hehlerei  nicht  zuständig:  Da  die 
französischen  Gerichte  für  einen  von  einem  Ausländer  im  Auslande  be- 
gangenen Diebstahl  nicht  zuständig  sind,  sind  sie  auch  für  die  in  Be- 
ziehung auf  diesen  Diebstahl  begangene  Hehlerei  nicht  zuständig;  dies 
gilt  auch   dann,    wenn  die  Hehlerei  durch  einen  Franzosen  in  Frank- 


1)  Anmerkung  der  Gazette  des  tribunaux:  v^i.  zu  der  EntKheid.  Ziff.  1: 
Dalloz,  Code  d^instrucUon  criminelle  annoU  Note  132 ff.  —  Vgl.  zu  der 
EntKheid.  Ziff.  2:  Balloz  9^,  k.  O.  bei  den  Artt  5,  6,  7  Note  156  und 
Balloz,  lUpert.  p.  Comp^ienee  criminelle  1834  Note  142;  1888,1,284.    um- 

gekehrt  sind  die  französischen  Gerichte,  wenn  ein  Verbrechen  in  FVankreich 
egangen  worden  ist,  f&r  die  Besteafhng  der  Teilnehmer  auch  dann  zuständig, 
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reich  begangen  ist  Danraa  eigiebt  sich,  dafs  die  Bestnftmg  auch  dann 
anrolflssig  ist,  wenn  der  Thäter  des  DiebstaUs  and  seine  Nationalitit 
unbekannt  und  der  Tbäter  daher  möglicherweise  Anslftnder  ist^). 


Griechenland. 

Anerkemmmg  und  NiiManerkenmmg  ausländischer  Urteile  (Affäre 

Zappc^  y. 

Urteil  des  Gerichtshofes  erster  Instanz  von  Athen  (1899  No.  5364). 

Übersetzung^  von  Herrn  G.  Diohouniotis,  Privatdozent  und  Rechtsanwalt 

in  Athen. 

Die  Klage  des  Finanzministers  Griechenlands,  als  Vertreters  des 
Staatsfiskns  und  der  Zappaschen  Vermögensstiftung,  auf  Auslieferung 
der  Zappaschen  Erbschäftsimmobilien,  welche  in  Rumänien  liegen,  als 
nach  dem  Testament  des  E.  Zappa  dem  griechischen  Staate  gehörend, 
ist  im  ganzen  genommen  die  herediiaUs  petiHo*  Nach  dem  in  Griechen- 
land geltenden  römisch-byzantinischen  Rechte  (L.  8  Dig.  53  und  L.  19 
Dig.  5.  2)  verfolgt  diese  Klage  die  Vindication  der  ^htredUas^  des 
Verstorbenen,  und  zwar  ist  Gegenstand  der  petitto  nach  der  herrschenden 
Meinung  das  subjektive  Erbrecht,  nicht  der  objektive  Nachlafs,  d«  L 
nicht  die  einzelnen  Erbschaftsobjekte,  welche  zwar  gleichzeitig  ge- 
fordert werden,  aber  nur  als  Folge  der  Anerkennung  des  Erbrechts. 
Dies   eigiebt  sich  schon   aus  den  in  den  Rechtsquellen  voriLommend^ 


wenn  diese  die  Teilnahmehandlnng  im  Auslande  begangen  haben  und  Aos- 
IKnder  und  (Dalloe,  SSpert.  1892,  1,  76;  1894,  1,  32). 

1)  Die  „Affäre  Zanpa*'  ist  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  IH  S.  177, 
275,  479,  Bd.  IV  S.  329,  521  behandelt  worden.  Zur  näheren  Infonnation 
sei  auf  die  Bd.  FV  S.  521  angezeigten  Schriften  von  G,  Streit  verwiesen.  — 
Neuerdings  ist  gegen  die  fitestaterben  des  E.  Zappa,  welche  Domizil  ia 
Athen  genommen  nahen,  seitens  des  griechischen  finanzministers  als  Ver- 
treters der  Zappaschen  Stutung  vor  den  Athenischen  Grerichten  Klage  erhoben 
worden.  Wie  bereits  Politis  in  Clunets  Journal  Bd.  XXVII  (1900)  S.  1033 
mitgeteilt  hat,  haben  die  Beklagten  die  Einreden  der  Unznstänaigkeit 
und  der  rechtskräftig  abgeurteilten  Sache  erhoben.  Beide  Einwinde 
hat  das  Gericht  erster  Instanz  verworfen.  Politis  hat  a.  a.  O.  auf  die 
Inkonsequenz  hingewiesen,  welche  in  der  Entscheidung  liegt,  und  diese  einen 
.acte  de  represaiJles  judiciaire^  genannt  Herr  Privatdozent  Dioboumotis 
hat  auf  Bitten  der  Redaktion  dieser  Ztschr. ,  um  den  Lesern  Gelegenheit  zil 
ei^^ener  Beurteilung  zu  geben ,  die  Ausfuhrungen  des  Urteils ,  welche  die 
beiden  bezeichneten  Einwendungen  betrefiEen,  in  Übersetzung  mitgeteilt, 

Beä. 
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Stallen  über  heredUas,  nach  welchen  die  heredüas  nichts  anderes  ist  als 
die  Nachfolge  in  die  Gesamtheit  der  Rechte,  welche  dem  Verstorbenen 
gehörten,  und  nach  welchen  die  heredüas  als  res  incorporalis  behandelt 
wird.  L.  60  Dig.  50,  17.  —  L.  24  Dig.  60,  16.  —  L.  1  §  1  EHg. 
1.  8.  —  §  2  Inst  2.  2.  —  Nach  dieser  Anf^fiissung  ist  die  Hanpt- 
saehe  in  dem  Processe  über  heredUatis  peMio  die  PrüAing  und  Ent- 
scheidimg  über  das  jua^  succeseianis.  (Arndts  j  Pandekten  §  581 
Na.  2.  —  Arndts^  Beiträge  S.  15.  —  KQ€taaä^  griechisches  Erb- 
recht §  857,  Note  4.  —  Baron  %  480.)  Die  heredUatis  petUio  ist 
auch  für  die  einzelnen  Sachen,  welche  durch  sie  kraft  der  Anerkennung 
dee  jus  sucoessianis  vindiciert  werden,  als  actio  universaUs  zu  be- 
handeln. L.  119  Dig.  50.  16.  —  L.  208  Dig.  50.  16.  Nach  ihrer 
juristischen  Konstruktion  ist  diese  Klage  keine  rein  dingliche  Klage, 
weil  unsere  Bechtsquellen,  wo  sie  als  dingliche  Klage  charakterisiert 
wird,  noch  hinzufügen,  dafs  sie  auch  praestationes  personales  umfieUkt 
Sie  18t  vielmehr  eine  universelle  Klage,  deren  JEauptsweek  die  An* 
eikennung  des  subjektiven  Erbrechts  ist  und  infolgedessen  die  Heraus- 
gabe der  Erbschaft:  deshalb  ist  sie  nicht  im  forum  rei  sttoe,  sondern 
im  forum  hereditatis  zu  erheben.  OlTLOvOfjiidov,  griechisches  Procefs- 
reeht  §  84  Note  8.  —  Kqaaaä^  griechisches  Erbrecht  §  851  Note  9.  — 
ri  Jvoßownizov^  über  forum  hereditatis^  S.  406.  —  Im  vorli^enden 
Falle  ist  auch  das  forum  hereditatis  nicht  begründet,  weil  die  Beklagten 
vor  den  rumänischen  Gerichten  als  Intestaterben  des  £.  Zappa  auf- 
getreten sind.  Sie  haben  die  Gültigkeit  des  Testaments  des  E.  Zappa 
nicht  anerkannt  und  die  missio  in  possessionem  der  Erbschaft  verlangt. 
Dies  Ersuchen,  welches  ihre  Absicht  des  Erwerbes  der  Erbschaft  klar- 
stellty  ist  nicht  der  Einhändigung  der  Erbschaft  gleichbedeutend 
{Kaxxiya^  griechisches  Erbrecht  §  44),  weil  auch  das  Interdiötum 
quorum  honorum^  welches  die  Beklagten  erhoben  haben,  nach  unserem 
Hechte  (§  8  Inst  4.  15.  —  Dig.  48.  2.  —  Cod.  8.  2)  interdidum 
adipiscendae  possessionis  ist,  und  nach  einer  bestimmten  Stelle  unserer 
Quellen  der  infolge  eines  richterlichen  Urteils  in  possessionem  missus 
so  angesehen  wird,  als  ob  er  die  Erbschaft  schon  erworben  hätte,  und 
sie  nicht  mehr  ausschlagen  kann.     L.  1  Dig.  88.  9. 

Hiemach  ist  durch  die  in  Rumänien  gefällten  Urteile  definitiv 
und  unwiderruflich  der  Besitz  der  dort  belegenen  Nachlafsgrundstücke 
den  Beklagten  zuerkannt  worden,  d.  h.  das  Recht  des  lieere  habere 
bezüglich  des  Vermögens  des  Verstorbenen,  welches  Vermögen  so  den 
Beklagten  eingehändigt  ist.  Aus  allem  diesem  folgt,  dafs  das  forum 
hereditatis  nicht  mehr  existiert,  und  die  vorliegende  Klage  nach  ihrer 
vorbezeichneten  juristischen  Konstruktion  gehörig  vor  den  griechischen 
Gerichten  und  zwar  vor  dem  Gerichte  erster  Instanz  zu  Athen  an- 
gebracht ist,  weil  das  forum  hereditiias  nach  der  Einhändigung  der 
Erbschaft  erloschen  ist,  und  die  Einhändigung  im  vorliegenden  Falle 
nach  dem  in  Rumänien  geltenden  Rechte  definitiv  und  unwiderruflich 
geworden  ist  und  die  Beklagten,  die  „in  possessionem  missi^,  jetzt 
ihr  Domizil  in  Athen  haben. 
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Die  aaslflndiBchen  Urteile  sind  nur  dann  vollstreckbar  and  nn* 
widermflieh,  wenn  sie  mit  der  griechischen  Exekationsklaosel  nach  den 
Artikeln  858 — 860  der  Civilprozefsordnong  versehen  sind.  Diese 
Artikel  bestimmen,  dafs,  wenn  der  eine  der  Interessenten  ein  Inlllnder 
ist,  die  Vollstrecknngsklaosel  vom  Gericht  selbst  und  nach  einer  PrtlAing 
der  Richtigkeit  des  Inhalts  des  Urteils  zu  erteilen  ist  Die  Voll- 
strecknogsklansel  ist  anch  dann  notwendig,  wenn  ein  aaslAndisches 
Urt«l  als  die  Grandlage  einer  excepHo  rei  judicatae  im  Iidsnde 
dient,  weil  nach  den  Rechtsprincipien  aller  Staaten  die  richterliche 
Gewalt  ein  Aosflufs  der  Oberhoheit  jedes  Staats  ist  and  von  Staats- 
organen aasgeübt  wird.  E^ne  solche  Bestimmang  findet  sich  auch  in 
der  griechischen  Staatsverfassnng.  Ans  allem  diesem  folgt:  Kein  Staat 
darf  seine  eigene  Soaverftnetttt  and  seine  Verfassong  mifsaehten  and 
kein  aasllfndisches  Urteil  als  rechtskräftig  anerkennen  (auTser  dem 
Falle  von  besonderen  Staatsvertrfigen),  ehe  das  ansländisehe  Urteil  der 
Prüfdng  der  inländischen  Gerichte  anterworfen  worden  ist,  weil  die 
Jastiz  in  jedem  Staate  ansschliefslich  von  den  Staatsorganen  aosgeObt 
wird,  and  die  ipso  jure  Anerkennnng  der  Rechtskraft  der  aaslftndischen 
Urteile  ein  Zarttcksetzen  der  eigenen  Soaveränetät  vor  einer  anderen 
bedeatet  Dieses  Princip  ist  heute  in  der  Wissenschaft  von  den  be- 
rtlhmtesten  Rechtslehrem  allgemein  anerkannt  und  ist  in  der  Praxis 
vielfiich  angewendet.  Äubry  et  Rau  §  769  tome  8  —  Jferiffi, 
R^ertoire,  5.  Ausg.  verho  jugement  §  VI  —  TouUier^  tome  II  §  81  — 
Troplongf  H^oth^gues  1  §  451  —  Demolombe  I  §  268  —  Laromhi^e 
art  1361  §  6  —  Fodix,  droit  intemationcd  prive  tom.  II  §  851  und 
noch  viele  andere.  Dieses  Princip  ist  von  allgemeiner  Geltang,  ohne 
Unterschied,  ob  derjenige,  gegen  welchen  das  Urteil  zu  vollstrecken  ist, 
Klüger  oder  Beklagter  war,  ob  er  sich  willig  oder  nicht  der  aus- 
ländischen Gerichtsbarkeit  unterworfen  hat,  weil  die  SouverSnetXt 
absolut  und  von  keinem  Willen  abhängig  ist,  und  die  gerichtliche  Ge- 
walt als  ihr  Ausflufs  nicht  vom  Willen  einer  Person  abhängig  sein  darf. 
Übrigens  ist  der  Wille  der  Person,  welche  sich  der  ausländisehen 
Gerichtsbarkeit  unterwirft,  nie  frei,  weil  diese  Person  in  psychologischem 
Zwang  sich  befindet,  angesichts  des  Dilemma,  sofern  sie  ihren  Gegner 
vor  den  inländischen  Gerichten  nicht  einklagen  kann^  entweder  ihre 
Ansprüche  vor  dem  ausländischen  Richter  geltend  zu  machen  oder  sie 
vollständig  zu  verlieren.  TouUier  II  §  81  5.  Ausg.  und  die  anderen 
oben  citierten  Schriftsteller.  Nach  allem  diesem  ist  die  eocc^tio  judieaHj 
welche  auf  den  in  Rumänien  geftlUten  und  in  Griechenland  nicht  mit 
der  Volktreckungsklausel  versehenen  Urteilen  beruht,  unbegrttndet 

Ebenso  unbegründet  ist  die  andere  ähnliche  excepUo^  dafs  der 
von  der  griechischen  Regiemng  bestellte  Rechtsanwalt  die  Jurisdiktion 
der  rumänischen  Crerichte  anerkannt  hat,  weil  unabhängig  von  der  Frage 
der  Gültigkeit  einer  solchen  Anerkennung  der  griechische  Fiskus  ge- 
zwungen war,  sich  an  die  rumänische  Justiz  zu  wenden,  infolge  der 
Besitzklagen,  welche  die  Intestaterben  des  verstorbenen  E.  Zappa  er- 
hoben hatten.    So  stand  der  griechische  Fiskus  vor  dem  Dilemma,  ent- 
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weder  seine  Rechte  za  schtttsen  oder  jedes  Becht  auf  dieses  Vermögen 
▼ollständig  SU  verlieren,  und  jede  Erklärung  oder  Anerkennung,  welche 
unter  soldien  Umstiüiden  gemacht  wurde,  ist  kein  Produkt  des  freien 
Willens  und  somit  nach  dem  oben  Gesagten  null  und  nichtig.  Übrigens 
können,  auch  hiervon  abgesehen,  Normen,  welche  die  Staatsgewalt 
r^eln,  durch  Parteiwillen  nicht  geändert  werden.  (Jus  ptMicum 
privahrum  pädia  rniUari  non  poiest.) 

Voraussetzung  der  Erbschaftsklage  ist  der  Besitz  des  Beklagten. 
Im  vorliegenden  Fall  verneinen  die  Beklagten,  dafs  sie  den  Besita  der 
ihnen  zuerkannten  ^/«  der  Erbschaft  haben,  weil  infolge  von  Eüagen 
zur  Anfechtung  des  Recesses  zwischen  den  Erben  die  rumänischen 
Gtoichte  die  gerichtliche  Sequestration  angeordnet  haben,  welche 
Sequestration  den  Besitz  auf  den  Sequestrator  ttbeigehen  läfst,  und  diese 
Bestimmung  ist  dem  griechischen  und  dem  rumänischen  Recht  gemein. 
Doch  ist  die  Sequestration  zu  beweisen. 

Prisengerichtliches    ürteü  des   Gerichtes  erster  Instanis  in  Athen 

vom  24.126.  Mai  1898^). 

Mitgeteilt  von  der  Redaktion. 

Das  Gericht  erster  Instanz  in  Athen,  bestehend  aus  den  Richtern 
G.  Fhasilakis,  Vorsitzenden,  Ar.  Alex&ndru  und  B.  Tambakopulos, 
Berichterstatter. 

öffentliche  Sitzung  in  seinem  Sitzungssaale  am  12.  Mai  1898,  in 
Gegenwart  des  stellvertretenden  Staatsanwalts  Advokaten  D.  Tsatsos, 
in  Verhinderung  des  Staatsanwalts  und  dessen  dhrekten  Vertreters,  sowie 
des  üntersekretärs  Dim.  Sabbas,  um  zu  entscheiden  zwischen 

dem  Kläger  Konstantin  Zalakosta,  Einwohner  von  Prevesa,  ver- 
treten durch  seinen  bevollmächtigten  Advokaten  S.  Arabantinos,  der  zu 
seinem  Mitbevollmächtigten  den  Advokaten  G.  Karamadukis  bestellt 
hat,  und 

dem  Beklagten,  Minister  der  Finanzen,  mit  dem  Sitze  in  Athen, 
als  Vertreter  des  Staates,  vertreten  durch  seinen  Bevollmächtigten 
Justizrat  Emm.  Likudis: 

Der  Kläger  hat  durch  seine  an  dieses  Gericht  gerichtete  Klage  vom 
80.  Dezember  1897  und  aus  den  übrigen  darin  erwähnten  Grttnden 
beantragt,  dafs  seine  Klage  angenommen  und  der  Fiskus  verpflichtet 
werde 


1)  Dieses  Urteil  wird  hier  trotz  oder  vielmehr  wegen  seines  un- 
befrieoigenden  Inhaltes  als  Beitrag  zu  der  Geschichte  der  Prisengerichte 
unverkfi&zt  mitgeteilt 

Ausweise  des  Berichtes  des  französischen  Ministers  des  Auswärtigen 
(A.  WalewsJ^  vom  12.  Juni  1858  (S.  „Frei  Schiff  unter  Feindes  Flagee\ 
Urkundliche  Darstellung  .  .  .  des  Seerechts  seit  1856,  heraus^geben  als  Bei- 
lage zum  Staatsarchiv  von  Aegidi  und  Klauhold^  1866,  S.  6)  ist  Griechen- 
land der  Pariser  Seerechtsdekiaration  vorbehaltlos  bei- 
getreten. Bed, 
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1.  zur  Znrttckgabe  des beBchlagnahmten  SchiffM  an  ihn  oder 

ZOT  Zahlung  seines  Wertes  an  ihn  und  swar  150  Napoleonsd'or 
oder  des  Gegenwertes  davon  in  Papiergeld  nach  dem  Marktpreise 
des  Napoleonsd*or  in  Athen  am  Tage  der  Zahlung, 

2.  zur  Zahlung  an  ihn  für  Entwertung  und  Schaden  und  Verlust  der 
Möbel Dr.  1150  +  700  =  Dr.  1850, 

8.  für    den    bis  jetzt   ihm   entgangenen    Gewinn   ffXt  jeden   Monat 

450  Dr.,  also  Dr.  8600  und 
4.  für  den  von  heute  bis  zur  Übeigabe  seines  SchiffBS  oder  der  Aus* 

Zahlung  des  Wertes  desselben  ihm  entgehenden  Gewinn  450  Dr. 

pro  Monat  nebst  Zinsen  zu  acht  pro  Cent  von  Anbringung  der  Ent- 

sehlldigungsklage  an  bis  zur  Auszahlung, 

dafs  das  Urteil  für  vorlftufig  vollstreckbar  erklSrt  und  der  Fiskus 
in  die  Kosten  und  Gebühren  des  Prozesses  verurteilt  werden  mOge. 

Zu  der  contradiktorischen  Verhandlung,  für  welche  infolge  der 
Beschleunigung  anordnenden  Verfügung  No.  1488/98  des  Vorsitzenden 
dieses  Gerichts  heute  der  eingangs  erwähnte  Sitzungstermin  anstand, 
waren  die  Bevollmttchtigten  der  oben  erwähnten  Parteien  erschienen, 
legten  schriftliche  Anträge  nieder  und  forderten  das  aus  dem  Protokolle 
Hervorgehende. 

Nach  Anhörung  derselben  und  des  stellvertretenden  Staatsanwaltes, 
nach  Durchsicht  der  Akten  und  nach  gesetzmäfsiger  Beratung; 

in  Erwägung,  dafs  nach  den  zu  Kraft  bestehenden  internationalen 
Gesetzen  während  eines  Seekrieges  nicht  nur  die  Schiffe  der  kri^- 
führenden  R^erungen  wechselseitig  dem  Rechte  der  Eroberung  und 
der  Aneignung  unterworfen  sind,  sondern  dafs  auch  ein  Anspruch  vor- 
handen ist  auf  unbeschränktes  Recht  der  Aneignung  sowohl  der  Schiffe, 
als  der  Sachen  und  der  Privatpersonen^),  welche  gesetzlich  eine  Beute 
des  Beschlagnahmenden  werden,  wenn  dieselben  in  einen  feindliehen 
Hafen  eingebracht  werden.  Die  Behauptungen  des  Klägers,  dais  nach 
der  zu  Paris  im  Jahre  1856  abgeschlossenen  internationalen  Konvention, 
welcher  auch  Griechenland  beigetreten  sei,  die  eroberten  Privatschiffo 
unter  feindlicher  Flagge  nicht  gefangen  genommen  werden,  entbehren 
der  Grundlage,  da  Griechenland  —  wie  aus  seinen  Erklärungen  vom 
8./20.  Juli  1856  hervoigeht  —  der  gedachten  Konvention  nur  bei- 
getreten ist,  soweit  es  den  durch  das  Protokoll  KT  ausgesprochenen 
Wunsch  betrifft,  dafs  die  Staaten,  zwischen  denen  jemals  eine  ernste 
Streitigkeit  ausbrechen  sollte,  bevor  sie  zu  den  Waffen  greifen,  zu  der 
Vermittlung  irgend  einer  befireundeten  Macht  bezüglich  Aufhebung  der 
Verfolgung  und  der  Blockade  ihre  Zuflucht  nehmen,  nicht  aber  bezüg- 
lich der  Konfiskation  der  feindlichen  PrivatBchiflb ; 

da  es  im  vorliegenden  Falle  aber  unbestritten  ist,  dafs  die  ottoma- 
nische Flagge  das  Schiff  des  Klägers  gedeckt  hat,  und  dals  dasselbe 
von  griechischen  Kriegsschiffen  beschlagnahmt  wurde  zu  einer  Zeit,  als 
der  Krieg  zwischen  Griechenland  und  der  Türkei  erklärt  worden  war. 


1)  ?  ?  (Red.) 
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80  wird  es  gemür«  den  obigen  Ansftlhmngen  als  KriQgsbeate  festgehalteny 
und  folgUcb  ist  die  Klage  des  EHMgers  auf  Entschadigong  ab  der  gesetz- 
lichen Orondlage  entbehrend  verwerfbar; 

ans  diesen  Orttnden 

«nd  in  Ansehung  der  §  210  sq.  der  C.P.O. 
wird  die  abzaorteilende  Klage  abgewiesen  nnd  der  Klüger  zu  den  ge- 
richtlichen Kosten   des  Fiskus,   welche  auf  15  Dr.   ennxrsigt  werden, 
und  den  Stempeigebtihren  yerorteilt 

Beschlossen  und  entschieden  in  Athen  am  24.  Mai  1898. 

Der  Vorsitzende.  Der  UntersekretUr. 

Ges.  6.  Phasilakis.  Gez.  Dim.  Sabbas. 

Verkllndet  ebendaselbst  am  26.  Mai  1898. 

Der  Vorsitzende.  Der  Untersekretllr. 

Ges.  G.  Phasilakis.  Gez.  Dim.  Sabbas. 


Osterreich. 

Befreiung  eines  als  Kläger  auftretenden  russischen  StaatsangeMrigen 
von  der  Sicherheitsleistung  für  die  ProeefsTcosten  {Haager  über- 

einkommen  vom  14.  Nov.  1896). 

Entscheidimg  des  obersten  Gerichtshofes  Tom  30.  Oktober  1901,  Z.  14640. 

In  der  Prozefssache  des  A.  in  Wilna,  Klägers,  wider  B.  in  Wien, 
Beklagten,  wegen  25417  k.  96  h.  s.  N.  G.,  stellte  der  BeUagte  das 
Begehren  um  Verhaltnng  des  Klägers  zur  Leistong  einer  Sicherheit  ftlr 
die  Prozefskosten. 

Die  erste  Instanz  gab  diesem  Begehren  statt  und  trag  dem 
Kläger  die  Leistung  einer  Sicherheit  im  Betrage  von  1200  k.  aof,  die 
s weite  Instanz  dagegen  wies  infolge  Rekurses  des  Klägers  das  er- 
wähnte Begehren  des  Beklagten  ab. 

Begründung:  Nach  §  57  C.P.O.  haben  die  Ausländer  als 
Kläger  dem  Bek]i^;ten  anf  dessen  Verlangen  für  die  Proaefld&osten 
Kcherheit  zu  leisten,  sofeme  nicht  durch  Steatsverträge  etwas  Anderes 
festgesetzt  ist.  Nach  dem  am  14.  November  1896  abgeschlossenen 
und  im  Beiohsgesetsblatte  No.  85  ex  1899  kundgemachten  Über- 
einkommen darf  den  als  Kläger  auftretenden  Angehörigen  eines  der 
Vertrsgsstaaten  eine  Sicherheitoleistung  ftir  die  PVozefskosten  wegen 
ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  nicht  auferlegt  werden  (Art  11). 
Nachdem  diesem  Übereinkommen  die  Osterr.-ung.  Monarchie  am 
9.  NoTcmber  1897  und  Rufsland  am  19./81.  Deaember  1897  bei- 
getreten sind,  erscheint  der  Rekurs  begründet,  und  es  ist  un- 
entscheidend, dafs  Rekurrent  sich  bei  der  Tagsatzung 
nicht  auf  dieses  Übereinkommen  berufen  hat. 
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Der  oberste  Gerichtshof  gab  dem  fieknne  des  Beklagten 
keine  Folge,  weil  nach  dem  im  Reicfasgesetiblatte  vom  Jahre  1899 
No.  85  (Art.  11)  kundgemachten  Übereinkommen  vom  14.  November 
1896)  dem  anch  Rnfsland  beigetreten  ist,  einem  dem  letsteren  Staate 
angehörigen  Kläger  eine  Sicherheitsleistang  ftlr  die  PhHBefskosten  nicht 
auferlegt  werden  darf,  ohne  Rücksicht  auf  die  von  den  Parteien  ab- 
gegebenen ErkUlnmgen,  und  wenn  daher  die  ernte  Instanz  diese  Vor- 
schrift nicht  beachtet  hat,  die  Rekursinstanz  der  bestehenden  Norm 
entsprechend  erkennen  mufste. 

Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund  von  Urteilen  deutscher  Ge- 
richte, Hai  sich  das  ausländische  Gericht  auf  Grund  des  GericktS' 
Standes  des  Vermögens  zur  Entscheidung  der  S^eitsache  für 
zuständig  erklärt,  so  ist  das  dies  fällige  Urteil  in  Österreich  auch 
dann  vollstreckbar^  wenn  die  demselben  zu  Grunde  liegende  Klage 
0u  einer  Zeit  angebracht  wurde  j  wo  dem  österreichischen  Rechte 
der  Gerichtsstand  des  Vermögens  noch  fremd  war. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  vom  15.  Oktober  1901,  Z.  14087- 

A.  in  Leipzig  beantragte  auf  Grund  der  Urteile  des  kgL  sich& 
Landgerichts  in  Leipzig  vom  80*  September  1899  und  des  kgl.  sichs. 
Oberlandesgerichts  in  Dresden  vom  10.  April  1901,  femer  des  Kosten- 
festsetzungsbeschlusses  des  vorerwähnten  Landgerichts  vom  9.  Juli  1901, 
zur  Hereinbringung  der  ihm  gegen  die  Firma  B.  in  Prag  zustehenden 
vollstreckbaren  Forderung  samt  Zinsen  und  Kosten  die  Exekution 
mittels  Pfändung  der  der  genannten  Firma  gehörigen,  in  deren  Geschäfts- 
lokalitäten  und  Magazinen  befindlichen  beweglichen  Sachen  und  die 
Einleitung  der  Verwahrung  der  gepftindeten  Gegenstände. 

Die  erste  Instanz  wies  diesen  Exekutionsantnig  ab,  die 
zweite  Instanz  jedoch  gab  demselben  statt,  weil  nach  Art  I  und 
XXXI  des  Einf.Ges.  zur  Exek.O.  alle  Exekutionsanträge,  welche,  nach- 
dem die  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896  No.  79  R.G.BL  in  Wirksamkot 
getreten  ist,  gestellt  wurden,  nur  nach  den  Bestimmungen  derselben  zu 
behandeln  sind.  Vorliegendenfalls  wird  der  Exekutionsantrag  auf  die 
erwähnten,  im  Auslände  gefeiten  Urteile  gestützt,  welche  als  geeignete 
Exekntionstitel  angesehen  werden  mtlssen,  nachdem  das  auswärtige  Ge- 
richt zur  Entscheidung  der  Streitsache  nach  §  24  der  deutschen  C.P.O. 
kompetent  war,  und  im  Inlande  der  analoge  Gerichtsstand  des  Vermögens 
nach  §  99  J.N.  zulässig  ist  Da  auch  den  sonstigen,  in  der  Exek.O. 
I.  Teil  2.  Titel  hervorgehobenen  Erfordernissen  (JenUge  gethan  ist, 
so  war  die  beantragte  Exekution  zu  bewilligen,  da  für  die  derzeit  be- 
antragte Bewilligung  die  Erwägung,  ob  vor  dem  Inslebentreten  der 
derzeit  gtiltigen  Exek.O.  die  Exekution  hätte  bewilligt  werden  können, 
belanglos  ist 

Dem  Bevisionsrekurse  der  Verpflichteten  hat  der  oberste  Ge- 
richtshof keine  Folge  gegeben;   denn  die  Hofdekrete  vom  18.  Mai 
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1792,  No.  16  J.6.S.  und  vom  18.  Januar  1799  No.  452  J.6.S. 
knüpften  die  Vollstreckong  ausländischer  Urteile  in  der  Begel  an  keine 
anderen  Voranssetsungen ,  als  die  der  Wahrung  der  Gregenseitigkeit 
und  der  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichts,  weshalb  die  vor- 
liegenden Urteile  unter  der  Herrschaft  der  allgemeinen  Gerichtsordnung 
unbeanstandet  hätten  vollstreckt  werden  müssen.  Die  Exek.0.  vom 
27.  Mai  1896  No.  78  KG.BL  liefs  diesfalls  allerdings  einige  Be- 
schränkungen eintreten,  indem  sie  im  §  80  Z.  1  verordnet,  dafs  einem 
Exekutionsantrage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  eines  auswärtigen  Gerichts 
oder  einer  sonstigen  Beh((rde  oder  auf  einen  vor  diesen  geschlossenen 
Vergleich  gründet,  nur  dann  stattzugeben  ist,  wenn  die  Rechtssache 
nach  Maisgabe  der  im  Inlande  über  die  Zuständigkeit  geltenden  Be- 
stimmungen im  auswärtigen  Staate  anhängig  gemacht  werden  konnte. 
Der  §  99  J.N.  vom  1.  August  1895  No.  110  R.G.BL  kennt  den  Ge- 
richtsstand des  Vermögens,  und  auf  Grund  desselben  Gerichtsstandes 
haben  sich  das  kgl.  Landgericht  in  Leipzig  und  das  kgL  Oberland- 
gericht in  Dresden  gemäfs  §  24  der  deutschen  C.P.O.  zur  Ent- 
scheidung dieser  Streitsache  fOr  zuständig  erklärt.  Wenn  auch  zur 
Zeit  der  Klaganbringung  in  Osterreich  der  Gerichtsstand  des  Ver- 
mögens nicht  existierte,  so  hat  die  allgemeine  Gerichtsordnung,  wie 
eingangs  ausgeführt  wurde,  blofs  die  Zuständigkeit  des  ausländischen 
G^erichtes  begehrt,  was  zweifelsohne  im  gegebenen  Falle  zutrifft.  Wenn 
nun  auch  der  von  der  neuen  EiXek.O.  begehrte  Gerichtsstand  nach 
Österreichischem  Bechte  hinzutritt,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  die 
angesuchte  Exekution  aus  dem  Grunde  zu  verweigern,  weil  zur  Zeit 
der  Klagsanbringnng  dem  österreichischen  Rechte  der  Gerichtsstand  des 
Vermögens  noch  fremd  war.  Was  die  weitere,  auf  die  Behauptung  des 
Abganges  der  im  §  80  Z.  2  Exek.O.  normierten  Voraussetzung,  ge- 
stützte Ausführung  des  Revisionsrekurses  anbelangt,  wird  bemerkt,  dals 
nach  §§  79 — 86  ]^ek.O.  über  das  Gesuch  um  Bewilligung  der  Exekution 
eines  ausländischen  Urteiles  prima  fade  zu  entscheiden  ist  Mit  der 
Frage  aber,  ob  die  Rlagezustellung  vorschriftsmäfsig  erfolgte,  sich  zu 
befassen,  ist  im  gegebenen  Falle  kein  AnlaTs  vorhanden,  weil  der  Aus- 
weis der  Zustellnng  um  so  mehr  genügt,  als  der  Prozefsbevollmächtigte 
der  verpflichteten  Firma  ohne  einen  Anstand  in  dieser  Richtung  zu 
erheben,  verhandelt  hat,  und  übrigens  eine  allfitllige  Beweisleistung  be- 
züglich der  mangelhaften  Zustellung  der  Klage  im  Widerspruchsverfahren 
erfolgen  kann. 

Abweisung  des  auf  ein  italienisches  Urteil  gestützten  Evehutians- 
antrages  wegen    Unjsuständigkeit  des  italienischen    Gerichtes  zu/r 

Fällung  dieses  Urteils. 

Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  vom  5.  Dezember  1901,  Z.  16408. 

Der  Beschlufs  des   ersten  Richters,   mittels   welchem  der  be- 
treibenden Gläubigerin,  Firma  A.  in  Busto  Arsizio,  zur  Hereinbringung 
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ihrer  Fordenmg  von  16665  Lire  60  Ctm.  die  Exekution  mitidB 
Pflbidiing  der  in  der  Gewahisame  der  Verpflichteten,  Firma  B.  in 
Wien,  befindlichen  beweglichen  Sechen  bewilligt  worden  war,  worde 
▼om  Reknrsgerichte  tlber  Rekurs  der  Verpflichteten  dahin  ab- 
geHndert,  dafe  der  Exekutionsantrag  der  betreib^den  OlBabigerin  ab- 
gewiesen und  die  vollsogene  Pfändung  aufgehoben  wird. 

Ans  den  Ghrttnden: 

Indem  von  selten  der  Rekurrentin  •  .  .  sug^geben  wird,  dafs  das 
italienische  Gerieht  in  Busto  Arsisio  nach  dem  italienischen  Gesetze 
zuständig  wttre,  so  beschrlinkt  sich  der  Streitpunkt  auf  die  Frage,  ob 
die  Zustllndigkeit  des  italienischen  GMchtes  nach  Mafsgabe  des  in- 
ländischen Gesetces  begründet  sein  mufs.  Nach  §  88  a.  b.  G.B. 
kommen  den  Fremden  infolge  des  Redprocitätsprincips  gleiche  Rechte 
wie  den  Eingeborenen  zu;  es  können  jedoch  die  Eingeborenen  nicht 
schlechter  behandelt  werden  als  die  Fremden.  Schon  hieraus  wUrde 
sich  eigeben,  dafs  die  Inländer  im  Auslande  mit  Rechtswiikung  im 
Inlande  nur  insoweit  civilrechtlich  belangt  werden  können,  als  dies  be- 
treffs der  Ausländer  im  Inlande  gilt  Dieser  Grundsata  ist  andi  im 
§  80  Z.  1  £xek.O.  aufgenommen.  Es  erscheint  somit  die  Frage,  nach 
welchen  Normen  das  ausländische  Gericht  zuständig  sein  mtlsse,  la 
Gunsten  der  inländischen  Normen  gelöst.  Aus  dem  Urteile  des  Gerichtes 
in  Busto  Arsizio  ergiebt  sich,  dafs  die  Kompetenz  desselben  lediglich  da- 
i^iuf  gestützt  wurde,  dafs  Busto  Arsizio  als  Erfüllungsort  vereinbart  wurde. 
Da  hierdurch  noch  nicht  die  Voraussetzung  iles  §  88  J.N.  ^)  begründet  ist, 
war  es  Sache  der  ersten  Instenz,  gemäfs  §  82  Abs.  3  Exek.O.  ▼oreist 
das  ausländische  Gericht  um  Aufklärung  zu  ersuchen  und  eist  sohin 
mit  der  Erledigung  des  Exekutionsantrages  vorzugehen.  Da  die  erste 
Instenz  dies  unterlassen  hat,  so  wäre  nunmehr  infolge  des  Rekurses 
der  Verpflichteten  diese  Verfügung  vom  Rekursgerichte  zu  treffsn. 
Nachdem  aber  mittlerweile  die  betreibende  Gläubigerin  laut  Frotokolles 
vom  14.  Oktober  1901  ausdrücklich  zugegeben  hat,  dafs  auf  den  der 
verpflichteten  Firma  zugestellten  Originc^fakturen  der  Zusate  „klagbsr 
in  Busto  Arsizio**  nicht  gestenden  ist,  so  entfWt  die  Anfinge  im  Sinne 
des  §  82  Abs.  3  Exek.O.  —  Indem  auf  diese  Weise  bereite  festgeetdlt 
ist,  dafs  das  itelienische  Gericht  nach  Mafsgabe  der  inländischen  Normen 
zur  Fällung  des  Urteiles  nicht  kompetent  war,  mufste  der  Exekutions- 
antrag abgewiesen  werden. 


1)  Der  S  88  der  Jorisdiktionsnonn  vom  1.  Ang.  1895  bestiinmt,  dafs  der 
Gerichtsstana  des  Erfttllunffsortes  voraussetzt:  Schriftliche  Übereinkunft 
demselben  und  zwar  mit  der  Mafsgabe:  „in  derselben  mufs  enthalten  sein, 
dafs  durch  Begründung  des  Erfüllungsortes  auch  die  Berechtigung  zur 
Klage  an  diesem  Orte  begrändet  ist^  Es  heilst  dann  femer:  „Unter  Per- 
sonen, welche  ein  Handeuffewerbe  betreiben,  wird  der  Gerichtsstand  des 
ErfUilunnortes  auch  durch  die  unbeanstandet  gebliebene  Annahme  einer . . . 
Faktors  oeffrundet,  welche  mit  dem  Vermerke  versehen  ist  dafs  die  Zahlung 
an  einem  bestimmten  Ort  zu  leisten  ist  und  dafs  an  demselben  Orte 
die  Klagen  aus  dem  Geschäfte  angebracht  werden  können.** 

jßro. 
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Dem  Nnllitäts-  und  Revisionsrekarse  der  betreibenden  Glänbigerin 
hat  der  oberste  Gerichtshof  keine  Folge  gegeben  unter  Hinweis 
«of  die  sntreflbnde  Begründung  der  angefochtenen  reknrsgerichtixchen 
Elntscheidung  nnd  ans  nachstehenden  weiteren  ErwXgnngen: 

Eine  Nichtigkeit  liegt  nicht  vor,  weil  die  Feststellung  der  Kom- 
petenz des  italienischen  Richters  die  Voraussetzung  Air  die  Ekekutions- 
bewillignng  bildet  und,  wenn  das  Rekursgericht  statt  die  im  Sinne  des 
§  82  Exek.0.  erforderlichen  Aufklärungen  anzuordnen,  die  Aufklllrung 
aus  der  Verhandlung  über  den  erhobenen  Widerspruch  geschöpft  hat, 
ein  solcher  Vorgang  durch  das  Gesetz  nicht  verboten  erscheint  und  da- 
durch auch  der  Entscheidung  über  den  Widerspruch  nicht  vorgegriffen 
wild.  Mit  der  Justizministerialverordnung  vom  10.  Dezember  1897, 
R.GbL  Nr.  288  wurde  bekannt  gemacht,  dafs  nach  Art  941  der 
italienischen  C.P.O.  das  Gericht  zu  prüfen  habe,  ob  das  zu  vollstreckende 
fremde  Urteil  von  einem  kompetenten  Gerichte  gefiiUt  wurde.  Nach 
den  allgemeinen  Rechtsnormen  kann  das  Gtericht,  wenn  nicht  aus- 
drücklich eine  andere  Bestimmung  getroffen  wurde,  immer  nur  das  in- 
Iftndische  Verfahren  in  Anwendung  bringen;  es  wird  daher  das 
italienische  Gericht  die  Kompetenz  nur  nach  den  italienischen  Gesetzen 
zu  beurteilen  haben,  wobei  es  ohne  Belang  ist,  dafs  dies  in  der 
italienischen  Civilprocefsordnung  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist 
Nach  dem  Principe  der  Gegenseitigkeit  ist  somit  die  Zwangsvollstreckung 
italienischer  Urteile  in  Österreich  nur  zulässig,  wenn  der  italienische 
Richter  auch  nach  österreichischem  Rechte  kompetent  war.  Da  die 
Voraussetzungen  des  §  88  J.N.  zur  Begründung  des  Gerichtsstandes 
des  Erftillungsortes,  wie  festgestellt  wurde,  mangeln,  konnte  die  an- 
gesuchte Zwangsvollstreckung  nicht  bewilligt  werden,  und  es  war  somit 
der  Revisionsrekurs  nicht  berechtigt 

Konkurs.    Einstweilige  Verfügung  hinsichtlich  des  hierländischen 

Vermögens  einer   in  Konkurs  verfallenen   ausländischen  Aktienr 

geseUschafL     Österreichischrpreufsischer  Staatsvertrag  vom  7.  Mai 

1845. 

EntscheiduDg  des  obersten  Gerichtshofes  vom  30.  Oktober  1901,  Z.  14  687. 
In   der  Sicherungssache    der  Aktiengesellschaft  A.   in   Wien   und 


jevo,  als  gefUhrdeter  Partei,  wider  die  Aktiengesellschaft  B.  in 
Gssael,  rttcksichtlich  deren  Konkursverwaltung,  als  Gr^gnerin  der  ge- 
ftlurdeten  Partei,  w^gen  1285683  k.  7  h.,  hat  die  erste  Instanz 
den  von  der  Gegnerin  der  gefährdeten  Partei  erhobenen  Widerspruch 
g^gen  die  der  letzteren  mit  dem  Beschlüsse  vom  8.  Juli  1901  be- 
vrilligte  einstweilige  Verfügung  zurtlckgewiesen. 

Infolge  des  Rekurses  der  Aktiengesellschaft  B.  gab  das  Rekurs- 
gericht  dem  von  derselben  erhobenen  Widerspruche  statt  und  hob 
die  getroffene  einstweilige  Verfügung  als  unzulllssig  auf. 

Begrtindung:  Die  Erlassung  einer  einstweiligen  Verfügung  er- 
scheint hier  unzulässig,   weil  bereits  am  5.  Juli  1901  das  Amtsgericht 

Z«itiehrift  f.  intwrn.  PriTftt-  u.  Stnf^eht  »te..  Band  XI.  %\ 
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in  Oassel  durch  das  telegraphische  Ersuchen  an  das  Handelsgericht  in 
Wien  am  Anordnung  vorläufiger  Sicberungsmafsregeln  zur  Erhaltung  der 
h«  p.  Masse  das  Ausfolgungsbogehren  gestellt  hat,  daher  nach  Inhalt 
des  Staatsvertrages  mit  dem  Königreiche  Preufsen  (Hofdekret  vom 
7.  Mai  1845,  J.G.S.  No.  833)  die  in  Sicherstellung  gezogene  hier- 
Iftndische  Masse  als  Teil  der  ausländischen  Konkursmasse  anzusehen  und 
daher  nach  den  §§  6  und  11  Konk.O.  eine  Sicherungsmafsregel  nicht 
mehr  gestattet  ist 

Infolge  ßevisionsrekurses  der  Aktiengesellschaft  A.  stellte  der 
oberste  Gerichtshof  in  Abänderung  des  Beschlusses  des  Etekon- 
gerichtes  jenen  der  ersten  Instanz  wieder  her. 

Begründung:  Es  ist  der  erstrichterlichen  Auf&ssung  bei- 
zupflichten, dafs  die  vom  Handelsgerichte  in  Wien  in  Erledigung  des 
am  5.  Juli  1901  im  telegraphischen  Wege  eingelangten  Ansuchens  des 
Amtsgerichtes  in  Gassei  um  Anordnung  vorläufiger  Sicherungsmafsregeln 
zur  Erhaltung  der  Masse  am  selben  Tage  verordnete  Anmerkung  der 
£rtf£fnung  des  Konkurses  ttber  das  Vermögen  der  Aktiengesellschaft  B. 
zu  Oassel  bei  der  im  Register  für  Gesellschaftsfirmen  eingetragenea 
Firma:  „Aktiengesellschaft  B.  in  Cassel,  Generalrepräsentanz  Wien' 
und  die  am  6.  Juli  1901  verfügte  Sicherung  und  Inventierung  des  Ver- 
mögens einem  Begehren  um  Ausfolgerung,  wie  dies  in  §  61  Konk.0., 
beziehungsw.  in  dem  Staatsvertrage  mit  dem  Königreiche  Preufsen  laut 
HofdekretB  vom  7.  Mai  1845,  J.G.S.  No.  883,  vorausgesetzt  wird,  nicht 
gleichkommt,  u.  z.  im  vorliegenden  Falle  um  so  weniger,  als  laut  Be- 
schlusses des  Handelsgerichtes  in  Wien  vom  7.  August  1901  die 
Verlautbarung  der  Konkurseröffiiung  nicht  verfügt  worden  ist,  und  als 
das  Begehren  der  ausländischen  Konkursbehörde  um  Sicherung  der  der 
AktiengeseUschaft  B.  in  Cassel  g^en  C.  zustehenden  Forderung  von 
1850  000  k.  bezw.  850000  k.  erst  am  19.  rücksichtlich  22.  August 
und  jenes  um  Ausantwortung  derselben  erst  am  26.  und  31  August 
1901,  also  zu  einer  Zeit  gestellt  worden  ist,  zu  welcher  die  Beschwerde- 
führerin zufolge  Beschlusses  der  ersten  Instanz  vom  8.  Juli  1901  die 
in  Frage  stehende  Sicherungsmafsregel  bereits  erwirkt  hatte.  Beim  Be 
Stande  der  Bestimmung  des  §  61  Konk.O.  findet  aber  die  Vorschrift 
des  §  11  Konk.O.  auf  im  Auslande  eröfinete  Konkurse  keine  An- 
wendung. 
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Gesetzgebung,  Verordnungen  etc. 

I.  Deutschland. 

1.    Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnnngen  etc. 

1.  Bekauntmachang  vom  7.  März  1901 ,  betr.  Befireiang  von 
Ausländem  von  der  Versicherungspflicht  nach  dem  Invaliditäts-Ver- 
Sicherungsgesetz  (Centr.-BL  für  das  Deutsche  Reich  S.  78) : 

Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  21.  Febr.  1901  auf  Grund 
des  §  4  Abs.  2  Satz  1  des  InvaiidenversicherungsgesetsesCaG.BL  1899  S.  463) 
beacniossen,  „dafs  polnische  Arbeiter  russischer  und  österreichischer  Staats- 
angehörigkeit, welcnen  der  Aufenthalt  im  Inünde  nur  für  eine  bestimmte 
Dauer  behördlich  gestattet  ist,  und  welche  nach  AbUtuf  dieser  Zeit  in  das 
Ausland  zurückkehren  müssen,  der  Versicherungspflicht  nach  dem  Invaliden- 
Versicherungsgesetze  nicht  unterliegen  sollen,  sofern  diese  Arbeiter  in  in- 
ländischen land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betrieben  oder  deren  Neben- 
betrieben beschäftigt  werden ,  tmd  dafs  diese  Bestimmung  vom  1.  April  1901 
ab  in  Kraft  treten  soll.** 

2*  Reichsgesetz  vom  12.  Mai  1901 ,  betr.  die  privaten  Ver- 
•ichernngsuntemehmungen  (R.0.B1.  S.  139).  Vgl.  dazu  die  Kaiser- 
liche Verordnung  vom  23.  Dezember  1901,  betr.  das  Verfahren  und 
den  Geschäftsgang  des  Kaiserlichen  Aufsichtsamts  ftlr  Privatversichemng 
(R.G.B1.  S.  498). 

8.  Bekanntmachung  vom  17.  Mai  1901,  betr.  Ausftihrung  des 
Übereinkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Österreich- Ungarn 
zum  Schutze  des  Urheberrechtes  an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und 
Photographie  (Centr.-Bl.  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  130): 

Das  mit  dem  24.  Mai  d.  J.  in  Kraft  tretende  Übereinkommen  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Osterreich -Uneam  zum  Schutze  der  Urheber- 
rechte an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und  Photographie  vom  30.  Dezember 
1899  (RG.Bl.  1901  S.  231)  findet  auf  Werke,  die  bereits  vor  dem  be- 
zeichneten Tage  vorhanden  waren,  mit  den  im  Artikel  VII  des  Abkommens 
vergebenen  Einschränkungen  Anwendung.  Soweit  hiemach  Werke,  die 
ans  Osterreich  -  Ungarn  herrühren,  einen  Schutz  erlangen,  der  ihnen  bisher 
nicht  gewährt  war,  sind  vom  Bundesrate  die  nachfolgenden  Bestimmungen 
über  die  Abstempelung  und  Inventarisierung  der  im  Artikel  VII  bezeichneten 
Exemplare  und  Vorrichtungen  erlassen  worden 

(Folgen  7  Paragraphen  und  zwei  Schemata.) 

4.  Kaiserliche  Verordnung  vom  23.  Mai  1901  wegen  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Verordnung  vom  9.  August  1896,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  Landesbeamten  in  Jen  Schutzgebieten  (R.G.B1.  S.  189). 

5.  Reichsgesetz  vom  28.  Mai  1901,  betr.  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit und  andere  Rechtsangelegenheiten  in  Heer  und  Marine  (R.G.BL 
S.  185). 

6*  Reichsgesetz  vom  29.  Mai  1901  zur  Abänderung  des  Gesetzes« 
betr.  das  FUiggenrecht  der  Kauffahrteischiffe  (R.G.BU  8.  184). 

31* 
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7.  Reichagesete  Tom  29.  Mai  1901,  betr.  die  Handeb- 
beziehongen  snim  Britischen  Reiche  (R.6.B1.  8.  188): 

Der  Bandesrat  wird  ennftchtigt  den  Angehörigen  und  den  ErBen^pisBen 
des  Vereinigten  Königreichs  von  Grofsbritannten  und  Irland  sowie  den 
Anffebörigen  und  den  Erzengnissen  britischer  Kolonien  nnd  answSrtiger 
Bentsnngen  bis  som  81.  Deseinber  1908  diejenigen  Vorteile  einzarinmen, 
die  seitens  des  Reichs  den  Angehörigen  oder  den  Erzeugnissen  des  meist- 
begünstigten  Landes  gew&hrt  wmen. 

8.  Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  11.  Juni  1901,  betr. 
die  Handelsbeziehungen  zum  Britischen  Reiche  (R.O.BL  S.  205): 

Auf  Grund  des  Gesetzes,  betr.  die  Handelsbeziehungen  zum  Britischen 
Reiche,  Tom  29.  Mai  1901  (RG.Bl.  S.  183)  hat  der  Bundesrat  fOr  die  Zeit 
nach  dem  80.  Juli  1901  beschlossen,  dafs  den  Angehörigen  und  den  Erzeug- 
Bissen  des  Vereinigten  Königreichs  yon  Grofsbritannien  und  Irland  sowie  der 
britischen  Kolonien  und  auswärti^n  Besitzungen  mit  Ausnahme  von  Kanada 
bis  auf  weiteres  dif^enigen  Vorteile  einzuräumen  sind,  die  sdtens  des  Rdchs 
den  Angehörigen  und  den  Erzeugnissen  des  meistb^^nstigten  Landes  ge- 
währt werden. 

9*  Reichsgesetz  vom  19.  Juni  1901 ,  betr.  das  Veriagsreeht 
(R.aBl.  8.  217). 

10.  Reichsgesetz  vom  19.  Juni  1901 ,  betr.  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Litteratur  nnd  der  Tonkunst  (R.0.B1.  S.  227). 

11.  Bekanntmachung  vom  22.  Juni  1901,  den  Bezug  von  Un&llrenten 
durch  die  Hinterbliebenen  von  Ausländem  betreffend: 

Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  28.  Mai  1901  auf  Grund  des 
}  21  des  Gewerbe-Unfallrersicherungflgesetzes  (R.G.B1.  1900  S.  585),  §22  des 
UnÜEÜlyersicherungsgesetzes  fär  Land-  und  Forstwirtschaft  (R.G.BL  1900 
8.  641),   §  9  des  Ban-Unfaliversicherungsgesetzes  (R.G.B1.  1900  S.  698)  und 

i27   des  See-Unfallversicherungsgesetzes  (R.G.BL  S.  716)  beschlossen,  dala 
e  dort  vorgesehene  Bestimmung, 

wonach  die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,    welche  zur  Zeit  des 
Unfalls  nicht  im  Inland   oder  an  Boid   eines  deutschen  Seeschiflb 
ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  hatten ,  keinen  Anspruch  auf  Rente 
haben, 
fttr  folgende  ausländische  Grenzbesirke  aufser  Kraft  gesetzt  wird: 

1.  Dänemark:  Die  Ortschaft  Vamdrup, 

2.  Niederlande:  Die  Provinzen  Groningen,  Drenthe,  Obeiyssel,  €(elder- 
land,  Limburg, 

8.  Das  neutrale  Gebiet  Moresnet, 

4.  Schweiz:  Die  Kantone  Basel-Stadt,  Basel-Land,  vom  Kanton  Aai^pn 
die  Bezirke  Laufenbur^,  Baden  und  Zorzach,  vom  Kanton  Zlinck 
die  Bezirke  Bülach  und  Andelfingen,  die  Kantone  Schaff  hausen  und 
Thurgau, 

5.  Oesterreich -Ungarn:  Die  Bezirkshauptmannschaften  Bregens, 
Reutte,  Schwaz,  Kuratein,  Salzbarg  mit  dem  Stadtmagistrate  Salzbuig, 
Braunau  a.  1.,  Ried,  Schärding,  Rohrbach,  Kramau,  Prachatitz, 
Schüttenhofen,  Strakonitz,  Klattau,  Taus,  Bischof teinits ,  Taehau, 
Plan,  Eger,  Asch,  femer  Braunau-BÖhmen,  Neustadt,  Reichenau, 
Senftienberg,  Schönberg,  Freiwaiden. 

12.  Bekanntmachung  betr.  die  Verwaltungsbehörden  im  Deutschea 
Reich  und  in  der  Österreichisch-Ungarischen  Monarchie  etc.,  deren 
Urkunden  einer  Beglaubigung  nicht  bedürfen  (R.0.B1.  S.  828). 
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18.  Reichsgesetz  vom  29.  Juli  1890  zur  AbUndernng  des  Gesetzes 
betr.  die  Gewerbegerichte  (RG.BL  S.  249). 

14.  Bekanntmachnng  des  Reichskanzlers  vom  10.  September  1901, 
betr.  die  Ratifikation  der  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  am 
29.  Juli  1899  nnteneichneten  Abkommen  (R.G.B1.  S.  482). 

2.    Gesetze,    Verordnungen   etc.    der    einzelnen   Bundes- 
staaten. 

PreaftoM. 

1.  Ministerial-VerfÜgung  vom  8.  August  1900,  betr.  die  Ehe- 
flchliebung  von  Auslündeni  in  Freufsen  (Min.  Bl.  f.  d.  innere  Ver- 
waltung 8.  245): 

Auf  Grund  des  AnsfÜhrunffSgesetses  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
▼om  20.  September  1899  (Gesetz-SammL  S.  177)  will  ich  in  Exgänzung  des 
Erlasses  vom  16.  Oktober  1899  (Min.  Bl.  1899  S.  189  u.  226)  bis  auf  weiteres 
auch  den  Angehörigen  Dänemarks,  sowie  den  in  Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg 
und  Krain  heimatsoerechtifften  österreichischen  StaatsanffehÖrigen  die  Be- 
fi!eiuiig  von  der  Vorschrift  des  Artikels  43  §  2  a.  a.  0.  hiermit  gew&hrea. 

Eure ersuche  ich  ergebenst,   die  Aufiuchtsbehörden   und  die 

Standesbeamten  gefälligst  mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen. 

2.  Ministerial-Verftlgung  vom  15.  November  1900,  betr.  die  Ans- 
liefemng  strafrechtlich  verfolgter  Ausländer  (Min.  Bl.  f.  d.  innere  Ver- 
waltung 1901  S.  25): 

Im  AusUeferungsverkehre  mit  Osterreich  waren  gelegentlieh  eines  Einael- 
fialles  Zweifd  darüber  entstanden,  inwieweit  die  strafrechtliche  Verfolgung 
einer  Person  in  dem  Lande,  nach  welchem  sie  ausgeliefert  war,  znlfts^  sol 

Zur  Lösung  dieser  Zweifel  haben  sich  die  betoiügten  Regierungen  über 
folgende  Punkte  geeinigt: 

Ist  eine  Ausueferung  wegen  mehrerer  Strafthaten  nachgesucht,  so  mofs 
die  Verfolgung  des  Ausgäieferten  jedenfalls  insoweit  auMfeschlossen  bieilNtti, 
als  bei  der  AusIieferunKsbewilligung  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  auf  Nicht- 
bestrafnng  weeen  einzelner  Strafthaten  gemacht  ist  Einem  derartigen  Vor- 
behalt ist  es  gleich  zu  achten,  wenn  die  Auslieferung  we^en  einzelner  Straf- 
thaten aus  dem  Grunde  ausdrücklich  abgelehnt  ist,  weil  bezüglich  dieser 
eine  Auslieferungspflicht  nicht  begründet  seL  —  Soll  einem  Auslieferungs- 
antmge  nicht  im  vollen  Umfange  entsprochen  werden,  so  ist  die  Auslieferung 
nicht  £rtther  in  Vollzug  zu  setzen,  als  bis  dorch  Rückfrage  sichergestellt  ist, 
dafs  der  Auslieferungsantra|i;  trotzdem  aufrecht  erhalten  wird. 

£w.  — setze   ich    hiervon   mit   dem   Bemerken    ereebenst   in 

Kenntnis,  dafs  durch  diese  Vereinbarung  an  dem  Grundsatze,  nach  welchem 
die  Bewilligung  einer  Auslieferung  stets  durch  die  Centralinstanz  zu  er- 
folgen hat,  nicnts  geändert  wird.  (Vergl.  Schlufssatz  des  Runderlasses  vom 
29.  Oktober  1897.  —  Min.  Bl.  1897  S.  214). 

3.  Ministerial-Verftigung  vom  21.  Januar  1901,  betr.  die  Mit- 
teilong  von  Strafnachrichten  an  die  Kaiserlich  österreichische  Re- 
gierung (Just  Min.  Bl.  S.  25). 

Allgemeine  Verfagung  vom  80.  Juni  1888  (Jast  Min.  Bl.  S.  167). 
Allgemeine  Verfügung  vom  9.  November  1889  (Just  Min.  Bl.  S.  2681 
AunührungsverfÜgung  vom  7.  September  1896  zu  der  Verordnung  aes 
16.  Juni  1882 
Bundesrats  vom     9  j«,\\  laoA  (Jugt.  Min.  Bl.  S.  294). 
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Auf  Grand  eiDer  mit  der  Kaiserlich  Osterreichischen  Regierang  ge- 
troffenen Yereinbarang  wird  folgendes  bestimmt: 

Die  in  den  Allgemeinen  Verfügungen  vom  30.  Juni  1888  and  vom 
9.  November  1889,  Mtreffend  die  Mitteilang  von  Strafnachrichten  an  an»- 
Iftndische  Begierangen,  vorgeschriebene  Übersendung  von  Strafnachrichten 
hat  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmung  in  Zi&r  29  der  Ausftthran^ 
Verfügung  vom  7.  September  1896  in  Zukunft  in  gleicher  Weise  auch  be- 
sflglich  der  gegen  einen  österreichischen  Staatsangehörigen  ergangenen  Ver- 
urteilungen zu  erfolgen. 

4.  Ministerial- Verfügung  vom  17.  April  1901,  betr.  das  Ver- 
fiihren  bei  der  Erwirkung  von  Ausiieferangen  und  von  vorlAofigea 
Festnahmen  im  Auslände  (Just  Min.  Bl.  S.  92). 

(Übersicht  im  Just.  Min.  Bl.  für  1889  S.  8  ff.,  Ziffer  1,  3,  5,  9  ff.,  23—26. 

Allgemeine  Verfügung  vom  22.  April  1898  [Just  Min.  BL  8.  124]  Ziff.  2.) 

Nach  den  Bestimmungen  unter  Ziffer  2  der  Ali^^emeinen  Verf&gung 
vom  22.  April  1898,  betr.  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersaehnnga- 
Bchreiben  der  Justizbehörden  und  das  Verfahren  bei  &wirkung  von  Aus- 
lieferungen (Just  Min.  Bl.  S.  124),  sind  von  jeder  Erledigung  eines  Aus- 
lieferungsantrags oder  eines  Antrags  auf  vorläufige  Festnahme  einer  Person 
im  Ausninde  je  nach  Lage  des  Alles  der  Juetizminister,  der  Minister  der 
auswärtigen  A  ogelegenheiten,  die  Kaiserlichen  Gesandten  oder  Konsuln  oder 
die  beteiligten  ausländischen  Behörden  unverzüglich,  nötigenfalls  telegraphisch, 
m  benachrichtigen.  Diese  Vorschrift  wird  auf  Grund  der  in  neuerer  Zeit 
gemachten  Erfahrungen  dahin  abgeändert,  dafs  die  Benachrichtigung  regel- 
mäfsig  telegraphisch  und  nur  ausnahmsweise  in  anderer  Art,  stets  aber  un- 
verzüglich zu  erfolgen  haben. 

Es  hat  sich  femer  als  wünschenswert  herausgestellt ,  daft  schriftliche 
oder  telegraphiscbe  Mitteilungen,  die  von  flüchtigen,  im  Auslande  befind- 
liehen Verbrechern  nach  Deutschland  gerichtet  und  hier  beschlagnahmt  sind, 
behufs  Erwirkung  der  Auslieferung  oder  der  vorläufigen  Festnahme  den  be- 
teiligten Stellen  stets  in  Urschrift  —  bd  Briefen  unter  Beifügung  der  Um- 
schläge —  vorgelegt  werden.  Die  Justizbehörden  werden  cfempitmäft  an- 
gewiesen ,  die  l)etreffenden  Mitteilungen ,  wenn  es  sich  noch  um  die  Er- 
mittelung und  Festnahme  des  Verbrechers  oder  wenn  es  sich  um  die  Fest- 
stellung der  Identität  des  festgenommenen  Verbrechers  handelt,  ihren  An- 
trägen auf  Auslieferung  oder  auf  vorläufige  Festnahme  beizuftt^en,  wenn  dies 
aber  nach  Lage  der  Sache  nicht  angängig  erscheint,  die  Schriftstücke  imver^ 
züglich  nachzureichen.  Diese  Bestimmung  findet,  wenn  ausländische  Be- 
hörden im  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  um  die  Herbeiführung  der  Aus- 
lieferung oder  vorläufigen  Festnahme  ersucht  werden  oder  ersucht  sind,  nur 
insoweit  Anwendung,  als  sich  im  einzelnen  Falle,  z.  B.  mit  Rücksicht  anf 
die  Wichtigkeit  der  in  Betracht  kommenden  Scturiftstncke ,  nicht  Bedenken 
ergeben. 

5.  Ministerial- Verfügung  vom  26.  April  1901,  betr.  die  Kosten  der 
Vollstreckung  einer  Gesamtstrafe,  wenn  die  Festsetzung  der  Einzel- 
strafen  durch  Gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  erfolgt  ist  (Jnst. 
Min.  Bl.  S.  99). 

Allgemeine  Verfügung  vom  8.  September  1885  (Just  Min.  Bl.  8.  809). 

Bei  den  Vollstreckungsbehörden  haben  sich  Meinungsverschiedenheiten 
über  die  Frage  ergeben,  ob  dem  Bundesstaate,  der  eine  Freiheitsstrafe  in 
Vollzug  gesetzt  hat,  welche  demnächst  in  eine  gemäfs  dem  Bundes- 
ratsbesehlusse  vom  11.  Juni  1885  —  den  preufsischen  Justizbehörden  mit- 
geteilt durch  die  Allgemeine  Verfagung  vom  8.  September  1885  —  von 
einem  anderen  Bundesstaate  zu  vollstreckende  Strafe  einbezogen  wird,  seitens 
des  letzteren  die  Kosten  far  die  Vollstreckung  der  einbezogenen  Strafe  zu 
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erstatten  sind.  Zur  Behebung  dieser  Meinun^syerschiedenheiten  sind  die 
JustisTerwaltongen  sämtlicher  Bundesstaaten  däin  übereingekommen,  dafs 
die  Strafvollstreckungsbehörden,  vorbehaitiich  dner  anderweitigen  Ver- 
ständigung der  Justizverwaltungen  in  Ausnahmefällen  (wenn  (ue  Ober- 
sahme  der  Vollstreckung  in  einer  dem  ordnungsmäfsigen  Gange  der  Ge- 
schäfte nicht  entsprechenden  Weise  verzögert  worden  sein  sollte),  folgenden 
Grundsatz  zur  Anwendung  bringen: 

Wird  die  in  einem  Bundesstaat  in  Vollzug  gesetzte  Freiheitsstrafe 
demnächst  in  eine  Gesamtstrafe  einbezogen,  deren  Vollstreckung  auf 
Grund  des  Bundesratsbeschlusses  vom  11.  Juni  1885  von  einem 
anderen  Bundesstaate  zu  übernehmen  ist,  so  findet  eine  Erstattung 
von  Kosten  für  die  Vollstreckung  der  in  die  Gesamtstrafe  ein- 
bei^enen  Einzelstrafe  nicht  statt. 
Dies  Ubermnkommen  wird  hierdurch  den  Justizbehörden  zur  Kenntnis- 
nahme und  Nachachtung  mitgeteilt 

6.  Ministerial- Verfügung  vom  15.  Mai  1901,  betr.  den  Transport 
von  an  Deutschland  Ausgelieferten  Verbrechern  und  die  Strafverfolgung 
im  Inlande  (Min.  Bl.  f.  d.  innere  VenN'altung  S.  171). 

Anläfslich  eines  Specialfalls,  in  welchem  es  einem  an  Deutschland 
ausgelieferten  Verbrecher  gelungen  war,  auf  dem  Transporte  nach  dem  für 
die  Strafverfolgung  im  Inlande  zuständigen  Bestimmungsorte  die  Flucht  zu 
ergreifen,  ist  festgestellt  worden,  dafs  die  Malsregeln  zur  Wiederergreifung 
des  Entwichenen  anfänglich  unzureichend  waren  und  zu  spät  getroffen 
worden,  wodurch  es  dem  Verfolgten  ermöglicht  wurde,  die  Grenze  zu  ge- 
winnen und  wi^er  nach  dem  Auslande  zu  entkommen.  Ich  sehe  mich  des- 
halb veranlafst,  folgendes  anzuordnen: 

Die  Polizeibehörde  des  Ortes  der  Flucht  wird  in  der  Regel  weder  mit  der 
Art  und  dem  Gegenstande  des  Strafver&hrens,  das  zu  der  Festnahme  führte, 
noch  mit  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Verfolgen  vertraut  sein  und  daher 
auch  nicht  beurteilen  können,  ob  sich  an  die  Wiederergreifnn^  des  Flücht- 
lings ein  erhebliches  öffentliches  Interesse  knü]^ft  und  deshalb  die  Verfolgung 
mit  besonderem  Nachdruck  zu  betreiben  ist  Die  genaue  Sachlage  wird  viel- 
mehr nur  die  betreffende  Strafverfolgungsbehörde  voUst&idig  zu  übersehen 
yermöeen.  Sobald  daher  einer  Polizeibehörde  von  der  Flucht  eines  Trans- 
portgefangenen  seitens  des  Transporteurs  Anzeige  erstattet  wird  —  was  in 
jedem  FaUe  unverzüglich  zu  geschehen  hat  —  ist  die  Strafverfolgungsbehörde, 
im  Zweifelsfalle  der  betreffende  Erste  Staatsanwalt  sofort  telegraphisch  von 
dem  Vorgänge  in  Kenntnis  zu  setzen,  damit  seitens  der  Justizbehörden  ohne 
Verasng  das  Erforderliche  zur  Wiederergreifung,  nötigenfalls  auch  die 
Stellung  von  Festnahmeersuchen  in  den  Nachbarstaaten,  veranlafst  werden 
kann.  Eine  nachfolgende  schriftliche  Benachrichtigung  der  betreffenden 
Stelle  unter  An^be  der  näheren  Umstände  wird  hierdurch  selbstverständlich 
nicht  entbehrlicn.  Von  der  nächstbeteiligten  Polizeibehörde  sind  alsbald 
auch  selbst  die  geeigneten  Mafsnahmen  zur  Verfolgung  des  Flüchtigen  zu 
ergreifen. 

Ew.  — ersuche  ich  ergebenst,  hiernach  gefälligst  die  nach- 
geordneten Polizeibehörden  und  Beamten  mit  Weisung  zu  versehen,  sowie 
dafür  zu  sorgen,  dafs  auch  die  mit  der  Ausführung  von  Transporten  be- 
auftragten Civilpersonen  entsprechend  instruiert  werden. 

Baden. 

1.    Ministerial-Bekanntmachung    vom    28.   Mai    1901 ,     die    Ehe- 

Bchliefsung    von    Ausländem     im    Inland    betreffend     (Ges.    u.     Ver- 

ordnungsbl.  S.  898). 

Auf  Grund  des  Artikels  32  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1899, 
die  Ausführung   des   Bürgerlichen   Gesetzbuchs     betreffend  (Gesetzes-  und 
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Yeroidnnngeblatt  1899  S.  229),  wird  im  ELoyeratfindnis  mit  dem  Ministeriam 
des  Innern  den  Angehörigen  der  nachstehenden  Staaten: 

1.  Belgien,  7.  Niederlande, 

2.  Dänemark,  8.  Yereini^  Staaten  Ton  Nordamerika. 
8.  Frankreich,  9.  Östenreich-Unffani, 

4.  Grofsbritannien,  10.  Schweden  nnd  Norwegen, 

5.  Italien,  11.  Schweiz 

6.  Loxemborg, 

mit  Wirkonff  vom  Tage  der  Verkündigung  dieser  Verfügung  an  der  in 
Artikel  32  Ans.  1  daselbst  bezeichnete  Nachweis,  auf  dessen  Beibrinenng  be- 
züglich der  Angehörif^  der  Staaten  Belgien,  Italien,  Niederlande,  Schweden 
und  Norwegen,  sowie  Schweiz  zum  Teil  schon  durch  Staatsverträge  Ter^ 
ziehtet  ist,  ois  anf  weiteres  allgemein  erlassen. 

2.  Ministerial-Bekanntmachnng  vom  11.  Juli  1901  (No.  24847), 
betr.  Erhebung  der  Verlassenschaften  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  Verstorbener. 

In  dem  allgemeinen  £rlafs  des  Ministeriums  des  GroCsh.  Hauses,  der 
Justiz  und  des  Auswiirljgen  vom  7.  Januar  1874  Nr.  10071  ist  unter  Ziff.  4 
Abs.  8  bemerkt,  dafs  mit  Rucksicht  auf  die  notwendige  Beeidigung  der 
Zeugten  (üe  zum  Gebrauch  in  den  Vereinigten  Staaten  bestimmten  £rb^ 
le^tuoationsurkunden  von  den  richterlichen  fieamten  der  A.G.  au&unehmen 
sein  werden.  Nachdem  die  Notariate  nunmehr  mit  den  Obli^^heiten  der 
Nachlafsgerichte  betraut  und  insoweit  auch  zur  Beeidigung  von  Zeugen 
befugt  smd  (R.P.G.  §  45  Abs.  1,  F.G.G.  §S  194,  15),  fUlt  der  Grund  weg, 
aus  dem  seinerzeit  die  A.G.  und  nicht  auch  die  Notare  als  zuständig  be- 
zeichnet wurden.  Das  Just-Min.  hat  deshidb  den  Notariaten  die  Ehnftdb- 
tigung  zur  Aufnahme  der  Erbleffitimationen  erteilt  und  dabei  bemerkt,  dafs 
auch  seitens  der  Notare  an  der  Beeidigung  der  Zeugen  festgehalten 
werden  mufs,  da  die  blofse  Versicherung  an  Eidesstatt  vor  den 
amerikanischen  Gerichten  nicht  als  Ersatz  einer  eidlichen 
Aussage  würde  selten  können. 

Die  ZuBtdndigaeit  der  A.G.  zur  Aufnahme  der  Erbl^timationen  wird 
hierdurch  nicht  berührt  Da  die  Verpflichtung  der  A.G.  zur  Au&ahme 
jener  Urkunden  vor  dem  1.  Januar  1900  nicht  tou  ihrer  Zustfindigkeit  als 
Nachlafsgerichte  (L.R.S.  110  und  R.P.O.  Tom  2.  November  1889  §  96  Abs.  1) 
abhllngig  war,  hat  die  Vorschrift  des  S  45  Abs.  1  R.P.G.  an  Jener  Ver- 
pflichtung nichts  geftndert  Die  A.G.  sind  deshalb  nicht  befiut»  in  flUlen, 
m  denen  sie  von  dem  Minbt«rium  des  Auswärtigen  oder  von  oen  Beteiligten 
unmittelbar  .um  die  Ausstellung  der  Erblegitimationen  angegangen  weraen, 
die  Sache  zur  Erledigung  an  die  Notariate  abzugeben. 

Indem  die  A.G.  und  Notariate  insbesondere  auf  Ziff.  2  und  4  der  all- 
gemeinen Verfügung  yom  7.  Januar  1874  No.  10071  hingewiesen  werden, 
wird  betont,  dafs  Mi  dem  peinlichen  Formalismus  amerikanischer  Behörden 
hinsichtlich  der  Ausstellung  von  Urkunden  eine  genaue  Befolgung  der  in 
jener  Verfügung  enthaltenen  oder  im  einzelnen  Falle  von  dem  Ministerium 
des  Auswärtigen  erj^ehenden  Vorschriften  unbedingt  erforderlich  ist 

Mit  Bezug  auf^Ziff.  5  Abs.  1  der  allgemeinen  Verfügung  vom  7.  Januar 
1874  wird  nocn  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  nach  dem  Erlasse  des 
Ministeriums  des  Grofsh.  Hauses  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Tom 
15.  September  1897  No.  A  7112/18  bei  Vorlage  von  Urkunden,  deren  Be- 
glaubigung durch  die  amerikanischen  Konsulatsbehörden  erbeten  wird,  der 
Betrag  von  9  Mk.  einzusenden  ist. 

Bayern. 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  12.  April  1901 «  betr.  Aus- 
tausch  von  Strafnachrichten  mit  Österreich  (J.-M.-Bl.  S.  300)« 
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2.  MiniBterial-Bekanntmachang  vom  16.  April  1900,  betr.  die 
auf  Ersuchen  der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  er- 
folgende £inaiehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  in  6  rundbuch  Sachen  (J.-M.-Bl. 
8.  319). 

3.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  4.  Mai  1901,  betr.  Voll- 
streckung von  Gesamtstrafen  bei  Festsetzung  der  Einzelstrafen 
von  Gerichten  verschiedener  Bundesstaaten  (J.-M.-Bl.  S.  379). 

4.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  22.  Juni  1901,  betr.  Er- 
suchungsschreiben der  Notare  um  Bewirkung -  von  Zustellungen 
im  Ausland  (J.-M.-Bl.  S.  459). 

5.  Ministerial-BekanntmachuDg  vom  17.  Juli  1901,  betr.  Seh  üb - 
lieferungen  durch  nichtbayrisehe  Behörden  (J.-M.-Bl.  S.  549). 

Elsaffei  -  M^rnttüPimgem. 

Ministerial- Verfügung  vom  2.  April  1901,  betr.  die  auf  Ersuchen 
der  Behörden  eines  Bundesstaates  erfolgende  Einziehung  von 
Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und 
in  Grund buchsachen  (C.-  und  Bez.-Amtsbl.  S.  114). 

Bekanntmachung  vom  28.  Juni  1901,  betr.  AusfUhning  des  Über- 
einkommens zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Ost  erreich -Ungarn 
zom  Schutze  der  Urheberrechte  an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und 
Photographie  (Amtsbl.  S.  337). 

BLessea. 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  13.  Nov.  1900,  betr.  Vollstreck- 
barkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich  (Amtsbl. 
d.  M.  d.  Just  No.  29). 

2.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  19.  Dez.  1900,  betr.  Rechtshülfe 
auf  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  (Amtsbl.  d.  M.  d.  Just. 
No.  32). 

8.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  19.  Jan.  1901,  betr.  Mitteilung 
von  Strafnachrichten  an  die  österreichische  Regierung 
(Amtsbl.  d.  M.  d.  Just.  No.  3). 

4.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  21.  März  1901,  betr.  den  zum 
Zwecke  der  Einziehung  von  Kosten  der  nichtstreitigen 
G^ichtsbarkeit  unter  den  Bundesstaaten  zu  leistenden  Beistand 
(Amtsbl.  d.  M.  d.  Just.  No.  6). 

1.  Allgemeine  Verfügung  vom  23.  Dez.  1900,  betr.  Vollst  reck - 
bar  k  ei  t  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Osterreich  (Ges.S. 
S.  207). 
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2.  Allgemeine  Verftlgong  Tom  9.  Febr.  1901 ,  betr.  Mitteilung 
von  Strafnacbrichten  an  die  österreichische  Regierung 
(Ges-S.  S.  256). 

8.  Allgemeine  Verftigung  vom  21.  Mäiz  1901,  betr.  die  auf  Ersuchen 
der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende  Ein- 
ziehung von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  G^e- 
richtsbarkeit  und  in  Grund  buch  Sachen  (Ges.S.  S.  265). 

4.  Allgemeine  Verfügung  vom  15.  Mai  1901,  betr.  Kosten  der  Voll- 
streckung einer  Gesamtstrafe,  wenn  die  Festsetzung  der  Elinsel- 
strafen  durch  Gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  erfolgt  ist 
(Ge8.S.  8.  283). 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  19.  Dez.  1900,  betr.  VoU- 
streckbarkeit  von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Öster- 
reich (Reg.Bl.  S.  408). 

2.  Ministerial-Belumntmachung  vom  16.  Jan.  1901,  betr.  Austausch 
von  Strafnachrichten  zwischen  Deutschland  und  Österreich 
(Reg.Bl.  8.  55). 

8.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  1.  April  1901,  betr.  Befreiung 
von  Ausländern  von  der  Versicherungspflicht  nach  dem 
Invalid itäts Versicherungsgesetz  (Reg.Bl.  8.  156). 

4.  Bekanntmachung  vom  10.  Mai  1901,  betr.  Kosten  der  Voll- 
streckung einer  G  e  samt  strafe ,  wenn  die  Festsetzung  der  Einzel- 
stzafen  durch  Gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  erfolgt  ist 
(Reg.Bl.  8.  216). 

1.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  2.  Jan.  1901,  betr.  Voll- 
streckbarkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Öster- 
reich (0£  Anz.  1901  S.  2;  Off.  Anz.  für  Ratzeburg  8.  5). 

2.  Verordnung  vom  5.  Jan.  1901,  betr.  Erwerb  akademischer 
Grade  an  reichsausländischen  Universitäten  (Off.  Anz.  1901 
S.  6-,  Off.  Anz.  flir  Ratzebuig  8.  3). 

8.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  19.  Febr.  1901,  betr.  Austausch 
von  8trafnachrichten  zwischen  Deutschland  und  Österreich 
(Off.    Anz.  8.  97  und  Off.  Anz.  flir  Ratzeburg  8.  107). 

4.  Regierungs- Bekanntmachung  vom  20.  März  1901,  betr.  Ein- 
ziehung von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit und  Grund buchsachen  auf  Ersuchen  der  Behörden 
eines  anderen  Bundesstaates  (Off.  Anz.  8.  117  und  Off.  Ans. 
ftlr  Ratzeburg  8.  128). 

5.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  6.  April  1901,  betr.  Befreiung 
von  Ausländern  von  der  Versicherungspflicht  nach  dem 
Invalid  itäts  Versicherungsgesetz  (Off.  Anz.  8.  122  und  Off.  Anz.  fto 
Ratzeburg  8.  136). 

6.  Regierungs-Bekanntmachung  vom  18.  Mai  1901,  betr.  Kosten  der 
Vollstreckung   einer   Gesamtstrafe,    wenn    die    Festsetzung   der 
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Einzelstrafen   durch  Gerichte   verschiedener  Bundesstaaten  er- 
folg ist  (Off.  Anz.  S.  159  und  Off.  Anz.  f.  Ratzeburg  S.  156)* 

Saehsen. 

1.  Ministerial- Verordnung  vom  22.  Dez.  1900,  betr.  Vollstreckung 
von  Entscheidungen  deutscher  Grerichte  in  Osterreich  (J.M.Bl.  S.  128). 

2.  Ministerial- Verordnung  vom  19.  Jan.  1901,  betr.  Mitteilung  von 
Strafnachrichten  an  die  k,  österreichische  Regierung 
(J.M.BL  S.  7). 

SaehseM-Alten^arff* 

1.  Ministerial-Bekanntmachong  vom  22.  März  1901,  betr.  die  auf 
Ersuchen  der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende 
Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Grericbtsbarkeit  und  in  Grundbuchsachen  (6es.S.  S.  88)- 

2.  Ministerial- Bekanntmachung  vom  17.  April  1901,  betr.  Kosten- 
erstattung bei  Vollstreckung  gewisser  Gesamtstrafen  (Ges.S. 
S.  93). 

8.  Ministerial-Bekanntmachnng  vom  2.  Mai  1901,  betr.  Aus- 
lieferungsverkehr mit  Österreich  (Ges.Ö.  S.  93). 

SaelueM-K«%ar(r-€r«t]iA. 

Ministerial- Verfügung  vom  18.  Febr.  1901,  betr.  Mitteilung  von 
Strafnachrichten  an  die  österreichische  Regierung  (Ges.S. 
S.  7). 

1.  Ausschreiben  vom  4.  Jan.  1901,  betr.  Vollstreckbarkeit 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich  (Samml.  d. 
Ausschrb.  S.  1). 

2.  Ausschreiben  des  Staatsrainisteriums  vom  8.  Febr.  1900  Über 
die  Eheschliefsung  von  Ausländem.  (Samml.  der  Ausschreiben  der 
landesherrl.  Oberbehörden  S.  621): 

Nach  Art  22  §  3  Abs.  1  des  Ausfahrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  vom  9.  August  1899  haben  Ausländer  ein  Zen^is  der  zuständigen 
Behörde  des  Staates,  dem  sie  angehören,  darüber  beizuhnngen,  dafs  sie  nach 
dessen  Gresetzen  ihre  Staatsangehörigkeit  nicht  durch  die  Eheschliefsung  ver- 
lieren, sondern  auf  ihre  Ehemu  und  ihre  ehelichen  oder  durch  die  nach- 
folgende Ehe  le^timierten  Kinder  Übertragen,  und  dafs  sie  nach  einj^egangener 
Ehe  samt  ihrer  Familie  von  ihrem  Heimatsstaate  auf  Erfordern  wieder  über- 
nommen werden. 

Nach  Abs.  2  daselbst  bedarf  es  eines  solchen  Zeugnisses  nicht  für  An>- 
gehörige  Italiens,  Belgiens  und  der  Schweiz,  weil  durch  Übereinkunft 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  diesen  Staaten  auf  Beibringung  dnes 
solchen  verzichtet  worden  ist 

Auf  Grund  des  §  5  daselbst,  wird  den  Angehörigen  der  Niederhinde, 
Schwedens  und  Norwegens  und  Österreich-Ungarns  —  mit  Ausnahme  ^  der 


Länder 
von 


1er  Salzburg,  TiroL  Vorarlberg  und  Krain  —  im  allgemeinen  Befreiung 
der  Vonchnft  in  §  8  bewilligt. 
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Die  Tontehenden  fiefreiaiigeii  beDehen  rieh  nicht  auf  die  den  Ans^ 
ländem  oder  Aaslttnderiiixieii  nach  Art.  22  §  2  des  AasfÜhran^BgeeetKes 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  obliegende  Verpflichtong,  ein  Zeagnis  der  sa- 
st&ndiffen  Behörde  des  Staates,  dem  sie  ansehören,  darüber  beizabringen, 
dafs  der  Behörde  eine  nach  den  Gesetzen  meses  Staates  bestehendes  Ehe- 
hindemis  nicht  bekannt  ist  Auf  die  Beibringung  dieses  Zeugnisses  ist  stets 
zu  bestehen,  scrf'em  nicht  nach  Art  22  ^  5  des  Anduhrungsgesetses  im 
einzelnen  Falle  oder  im  allgemeinen  BdEreiung  durch  das  Staatsministerium 
auch  hiervon  bewilligt  werden  wird. 

Bezüglich  der  Eheschlielsung  Ton  Bayern  wird  auf  Art.  22  §  7  des 
Ansfährnngsgesetzes  verwiesen. 

§  55  der  Instruktion  für  die  Standesbeamten  —  Ausschreiben  Tom 
26.  Februar  1876  —  wird  angehoben. 

8.    Ausschreiben    des  Staatsministeriums  vom  26«  Jan.  1901  tlber 

EheachliefsuDg  von  Dänen  (Regierungsblatt  für  das  Henogtam  Saehsen- 

Meiningen,  1901,  S.  155  No.  25). 

Im  Anschlufs  an  das  Ausschreiben  vom  8.  Febr.  v.  Js wird  bis 

auf  weiteres  auch  den  Angehörigen  Dänemarks  allgemeine  Befreiung  von 
der  Vorschrift  in  Art  22  J  8  des  AusfÜhmngsgesetzes  zum  Bflrg^chen 
Gesetibuch  vom  9.  Aug.  1899  gewährt 

4.  Ministerial-Auflschreiben  vom  15.  März  1901  über  Straf- 
nacbrichten  an  die  österreichische  Regierung  (S.  d.  Aoaschrb. 
S.  228). 

5.  Ministerial- Ausschreiben  vom  21.  März  1901  über  Ein- 
ziehung von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  G^ 
richtsbarkeit  und  in  Orundbuchsachen  aof  Ersuchen  der  Behörden 
eines  anderen  Bundesstaates  (S.  d.  Ausschrb.  S.  225). 

1.  Allgemeine  Verftlgung  vom  21.  Dez.  1900,  betr.  Vollstreckbarkeit 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Osterreich  und  Öster- 
reichischer Gerichte  in  Deutschland  (L.-Vdg.  S.  423). 

2.  Allgemeine  VerfUgung  vom  15.  März  1901,  betr.  die  anf  Er- 
suchen der  Behörde  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende 
Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Grundbuchsachen  (L.-Vdg.  S.  47). 

8.  Allgemeine  Verfügung  vom  22.  April  1901,  betr.  Vollstrecknng 
von  Gesamtstrafen,  wenn  Einzelstrafen  der  Grerichte  verschiedener 
Bundesstaaten  erkannt  sind  (L.-Vdg.  S.  68). 

9€]iwmribwr(r-RiiA«lfltailt. 

1.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  18.  April  1901,  betr.  die  anf 
Ersuchen  der  Behörden  eines  anderen  Bundesstaates  erfolgende 
Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Grnndbuchsachen  (Ges.S.  S.  88). 

2.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  18.  April  1901,  betr.  Mitteilung 
von  Strafnachrichten  an  die  österreichische  Regierung  ((}eB.S. 
S.  89). 
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3.  Ministerial-Bekanntmachung  vom  8.  Mai  1901,  betr.  Kosten  der 
Vollstreckung  einer  Oesamtstrafe  ((}e8.S.  S.  105). 

Allgemeine  Verfbgang  vom  28.  Mftrz  1901,  betr.  die  anf  Ersuchen 
der  Behörden  eines  Anderen  Bundesstaates  erfolgende  £in- 
Biehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  in  Grund  buch  Sachen  (Ges.-S.  S.  138). 

1.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  26.  November 
1900,  betreffend  die  eidliche  Vernehmung  von  Prosefs- 
parteien  auf  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  (Amtsbl. 
d.  J.M.  8,  151): 

Nach  einer  Mitteilung  des  Auswärtigen  Amts  in  Berlin  hat  die  öster- 
reichische Regierung  den  Wunsch  aussesprochen,  es  möchte  im  Interesse 
eines  ungestörten  Fortgangs  des  Recntshülfeverkehrs  darauf  hingewirkt 
werden,  dals  Ersuchen  österreichischer  Gerichte  um  eidliche  Vernehmung 
von  Prozefsparteien  von  den  deutschen  Gerichten  (Amtsgerichten)  nicht  — 
wie  dies  schon  vorgekommen  sei  —  ablehnend  beantwortet,  sondern 
ersuchungsgem&fs  erledig  werden. 

Demzufolge  wird  hiermit  Nachstehendes  bekannt  gegeben: 
Die  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  getretene  österreichische  Civilprozefs- 
ördnung  vom  1.  August  1895  (österreichisches  Reichs-Gesetzbiatt  von  1895 
8.  365)  icennt  keine  durch  Eid  bedingten  Endnrteile,  wohl  aber  kennt  sie 
neben  dem  Beweis  durch  Urkunden,  beugen,  Sachverständige  und  Augen- 
schein einen  Beweis  durch  Vernehmung  der  Parteien,  worüber  die  näheren 
Vorschriften  in  Titel  7  des  ersten  Ab^hnitts  des  zweiten  Teils  der  öster- 
reichischen Civilprozefsordnung  (§S  371  bis  383)  enthalten  sind.  Ans  einer 
näheren  Betrachtung  dieser  Vorschriften  —  von  denen  die  hieher  wesent- 
lich in  Frage  kommenden  im  Anhang  abgedruckt  sind  —  im  Verhältnis  zu 
den  Bestimmungen  des  deutschen  Givilprozefsrechts  ergiebt  sich,  dafs  die 
eidliche  Vernehmung  der  Partei  im  Sinne  des  österreicnischen  Rechts  eine 
mit  den  Grundsätzen  des  inländischen  Rechts  unverträgliche,  eine  nach 
diesen  Grundsätzen  „verbotene^  Handlung  (zu  vgl.  Art.  10  Abs.  2  des  Ab- 
kommens zur  I^elung  von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
14.  November  1696,  Reichs- Gesetzblatt  von  1899  S.  285)  nicht  darstellt. 
Denn  wenn  auch  die  deutsche  Civilprozefsordnun^  weder  eine  „eidliche 
Vernehmung^  der  Partei  kennt,  noch  eine  unbeeidigte  „Vernehmung'^  der 
Partei  unter  die  Beweismittel  im  technischen  Sinne  eingereiht  ha^  so  kennt 
sie  doch  einerseits  die  Eidesleistung  der  Partei,  und  andererseits  ist  ihr 
auch  eine  „Vernehmung**  der  Partei  ( —  im  Sinne  einer  durch  den  Richter 
veranlafsten  Auskunftserteiiung  derselben  über  bestimmte  thatsächliche 
Vorgänge  — )  nicht  fremd  (zu  vgl.  §§  139,  141,  619,  654,  671  der  OP.O.). 
Macht  das  Österreichische  Gericht  von  der  ihm  durch  §^  377  Abs.  2  der 
österreichischen  Civilprozefsordnung  eingeräumten  Befugnis  Gebrauch,  die 
Fassung  der  eidlichen  Aussage  über  die  zu  beweisende  Thatsache  zu  be- 
stimmen, so  deckt  sich  der  Beweis  durch  eidliche  Vernehmung  der  Partei, 
was  die  Beweisaufnahme  selbst  anlangt,  ohnehin  im  wesentlichen  mit  dem 
deutschen  Eidesbeweis.  Hervorzuheben  ist  allerdings,  dafs  die  eidliche 
Aussage  der  Partei  im  österreichischen  Civilprozefs  nicht  —  wie  der  Eid 
der  Partei  im  deutschen  Civilnrozels  —  den  vollen  Beweis  der  beschworenen 
Thatsache  erbringt,  vielmehr  ninsichtlich  ihres  Beweiswerts  der  Beurteilung 
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des  Gerichts  unterliegt.  Aber  dieser  freilich  bedeutunffsvoUe  Unterschied 
lie^  nicht  sowohl  auf  dem  Gebiete  der  fieweis aufnähme,  als  auf  dem- 
jenigen der  Beweis  Würdigung.  Endlich  ist  noch  darauf  hinzuweisen, 
dafs  die  auf  Grund  der  Anordnung  eines  Österreichischen  Gerichts  erfolgende 
eidliche  Aussage  einer  Partei  als  ein  „auferlegter**  Eid  im  Sinne  des  §  153 
des  Strafi^esetzbuchs  zu  betrachten  und  daher  die  strafrechtliche  Venolg- 
barkeit  einer  bezüglichen  falschen  eidlichen  Angabe  nicht  zu  be  weif  ein  ist. 

Hiemach  und  in  Ermangelung  einer  die  eidliche  Vernehmung  einer 
Partei  ausschliefsenden  landesrechtlichen  Norm  erscheint  es  unbedenklich, 
dafs  den  von  österreichischen  Gerichten  ausgehenden  Ersuchen  um  eidliche 
Vernehmung  einer  Prozefspartei  entsprochen  wird,  sofern  nicht  im  einzelnen 
Fall  besondere  Hinderun^s^ründe  (—  z.  B.  die  etwa  nach  deutschem  Recht 
vorhandene  Eidesunmündigkeit  der  betreffenden  nach  österreichischem  Recht 
[§  386  der  österreichischen  0  P.O.]  eidesmündisen  Partei,  vgl.  femer  Art  7 
Abs.  1  Nr.  1  und  Abs.  2  des  oben  erwähnten  Abkommens  vom  14.  November 
1896  — )  vorliegen. 

Es  wird  hierbei  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  die  Ablehnung 
der  in  Rede  stehenden  österreichischen  Rechtshülfeersuchen  den  lebhaften 
Rechtshülfeverkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich  be- 
einträchtigen könnte  und  darum  geeignet  wäre,  auch  die  vor  österreichischen 
Gerichten  Recht  suchenden  oder  nehmenden  deutschen  Reichsangehörigen 
zu  benachteiligen. 

Selbstverständlich  ist,  dafs  die  den  Grundsätzen  des  deutschen  wie  des 
österreichischen  Givilprozesses  entsprechende  Unterlassung  jeglicher  Zwangs- 
mafsre^eln  gegen  eine  Partei  hinsichtlich  des  Erscheinens  vor  Gericht,  der 
Eidesleistung  und  der  Abgabe  einer  Erklärung  auch  bei  Erledigung  einer 
derartigen  Requisition  zu  oeobachten  ist. 

Anhang. 
Auszug    aus    der    österreichischen    CivilprozefBordnung 
vom    1.    August   1895  (österr.  Reichsgesetzblatt  von  1895 

S.  365). 

§  371. 

Der  Beweis  über  streitige,  für  die  Entscheidung  erhebliche  Thatsachen 
kann  auch  durch  die  Vernehmung  der  Parteien  geführt  werden. 

Diese  Beweisführung  kann  auf  Antrag  oder  von  Amts  we^en,  jedoch 
nur  dann  angeordnet  werden,  wenn  der  Beweis  weder  durch  die  and^^en 
von  den  Parteien  angebotenen  Beweismittel,  noch  durch  die  etwa  von 
Amts  wegen  angeordneten  Beweisaufnahmen  hergestellt  ist. 

§  372. 

Parteien,  in  Ansehen  deren  Vernehmung  oder  Beeidigung  einer  der 
Ausschliefsungsgründe  der  §§  320  und  336  Absatz  1  ^)  vorliegt,  dürfen  nicht 
zum  Zwecke  der  Beweisführung  abgehört  werden. 


1)  Die  §§  320  und  336  Abs.  1  lauten: 

§  320. 

Als  Zeugen  dürfen  nicht  vernommen  werden: 

1.  Personen,  welche  zur  Mitteilung  ihrer  Wahraehmungen  unfähig  sind, 
oder  welche  zur  Zeit,  auf  welche  sich  ihre  Aussage  beziehen  soll,  zur 
Wahrnehmung  der  zu  beweisenden  Thatsache  unföhi^  waren; 

2.  Geistliche  in  Ansehung  dessen,  was  ihnen  in  der  Beichte  oder  sonst 
unter  dem  Siegel  geistlicher  Amtsverschwiegenheit  anvertraut  wurde; 

3.  Staatsbeamte,  wenn  sie  durch  ihre  Aussage  das  ihnen  obliegende 
Amtsgeheimnis  verletzen  würden,  insofern  sie  der  Pflicht  zur  Geneim- 
haltung  nicht  durch  ihre  Vorgesetzten  entbunden  sind. 
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§375. 

Die  BeweisführuDg  durch  VemehmuDg  der  Partei  wird  durch  Beschlufs 
angeordnet.  ^  Gegen  diesen  Beschlufs  ist  ein  abgesondertes  Rechtsmittel 
nicnt  zulässig.  Die  Beweisführung  geschieht  dadurch,  dafs  das  Gericht  an 
die  zu  yemenmende  Partei  über  die  Thatsachen,  deren  Beweis  durch  die 
Vernehmung  hergestellt  werden  soll,  die  geeigneten  Fragen  stellt.    —    -— 

Diese  Befragung  hat  vor  dem  erkennenden  Gerichte  zu  geschehen. 
Ist  die  zu  vemenmende  Partei  nicht  persönlich  anwesend,  so  ist  deren 
Vorladung  unter  Mitteilung  der  Thatsachen  zu  verfügen,  über  welche  die 
AbhOrnn^  stattfinden  soll.  Die  Beweisaufnahme  durch  einen  ersuchten 
Sicht  er  ist  nur  zul&ssig,  wenn  dem  persönlichen  Erscheinen  der  Partei 
nnübersteigliche  Hindemisse  entgegenstehen  oder  dasselbe  unverh&ltnis- 
mäfsige  Kosten  verursachen  würde. 

§  376. 

Die  Parteien  sind  zuerst  ohne  Beeidigung  zu  befragen ;  der  unbeeideten 
Vernehmung  kann  die  Abhörung  unter  Eid  folgen. 

Bei  der  unbeeideten  Vernehmung  sind,  wenn  beide  Parteien  erschienen 
sind,  in  der  Regel  beide  über  die  zu  beweisenden  Thatsachen  zu  befragen. 
Vor  der  unbeeideten  Vernehmung  hat  das  Gericht  die  Parteien  aufinerksam 
zu  machen,  dafs  sie  unter  Umst&nden  verhalten  werden  können,  über  ihre 
Aussagen  einen  Eid  abzulegen. 

§  877. 

Wenn  das  Ergebnis  der  unbeeideten  Befragung  nicht  ausreicht,  um 
das  Gericht  von  der  Wahrheit  oder  Unwahrheit  der  zu  beweisenden  That- 
sachen zu  überzeugen,  so  kann  das  Gericht  die  eidliche  Vernehmung  an- 
ordnen. 

Die  eidliche  Aussage  kann  über  dieselbe  Thatsache  nur  einer  der 
beiden  Parteien  aufgetragen  werden.  fiUerbei  kann  das  Gericht  aus  der 
unbeeideten  Aussage  dieser  Partei  einzelne  Behauptungen  hervorheben, 
weiche  die  Partei  nunmehr  unter  Eid  zu  wiederholen  hat;  desgleichen  kann 
das  Gericht  bei  Anordnung  der  eidlichen  Vernehmung  die  Fassung  be- 
stimmen, in  welcher  die  eidliche  Aussage  über  einzelne  Umstände  zu 
erfolgen  habe.  Gegen  diese  Beschlüsse  ist  ein  abgesondertes  Rechtsmittel 
nicht  zulässig. 

Die  von  einer  Partei  unter  Eid  abgelegte  Aussage  unterliegt,  wenn 
sie  falsch  ist,  der  gleichen  strafrechtlichen  Beurteilung  wie  ein  vor  Gericht 
abgelegter  falscher  Eid.  Die  Partei  ist  vor  ihrer  eialichen  Abhörung  an 
die  Pfficht  zur  Angabe  der  Wahrheit,  an  die  Heiligkeit  und  Bedeutung 
de«  Eides,  sowie  an  die  strafrechtlichen  Folgen  eines  falschen  Eides  zu 
erinnern.    Die  erfolgte  Eideserinnerung  ist  im  Protokolle  festzustellen. 

§  378. 

Das  Gericht  hat  nach  sorgfUtiger  Erwägung  aller  Umstände  zu  be- 
scbliefsen,  welche  bereits  unbceidet  befragte  Partei  über  die  streitige 
Thatsache  unter  Eid  zu  vernehmen  ist. 


§  336. 

Zeugen,  welche  wegen  falschen  Zeugnisses  oder  falschen  Eides  ver- 
urteilt worden  sind,  oder  welche  zur  Zeit  ihrer  Abhörung  das  vierzehnte 
Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  endlich  Personen,  welche  wegen 
mangelnder  Verstandesreife  oder  wegen  Verstandesschwäche  von  dem  Wesen 
und  der  Bedeutung  des  Eides  keine  genügende  Vorstellung  haben,  dürfen 
nicht  beeidet  werden. 
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§  380. 

Die  Anwendung  von  Zwangemafsregeln ,  um  eine  Partei,  die  sinn 
Zwecke  der  Beweisnihrunfi:  ohne  Beeidigung  oder  beeidet  befragt  werden 
soll,  2um  Erscheinen  vor  Gericht  oder  zar  Aussage  zu  verhalten,  ist  un- 
statthaft 

§381. 

Welchen  Einflufs  es  auf  die  Herstellung  des  Beweises  habe,  wenn  die 
Partei  ohne  genugende  Gründe  die  Aussage  oder  die  Beantwortung  ein- 
zelner Fragen  ablehnt,  wenn  die  zum  Zwecke  der  unbeeideten  oder  be- 
eideten Vemehmunff  geladene  Partei  nicht  erscheint,  oder  wenn  die  eidliche 
Aussage  einer  Partei  von  den  bei  ihrer  vorausgegangenen  unbeeidi^n 
Vernehmung  abgegebenen  Erklärungen  in  erheblichen  Punkten  abweicJit, 
hat  das  Gencht  unter  sorgfältiger  Würdigung  aller  Umstände  zu  beurtdlen. 

2.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  5.  Februar  1901,  be- 
treffend die  Anwendung  der  Konvention  über  die  Regulierang  von 
Hinterlassenschaften    zwischen    dem    Deutschen    Reich 

und  Rufs  Und   vom  ^gi  ^o^^^     1B74  [Reichs-GesetzbUtt  von  1875 
S.  136  ff.]  (Amtsbl.  d.  J.M.  8.  18): 

Das  Justizministerium  hat  wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht, 
dafs  in  betreff  der  Behandlung  von  Nachlafssachen  russischer  Staats- 
angehöriger die  in  der  oben  genannten  Konvention  enthaltenen  Vor- 
schnften  immer  noch  nicht  mit  der  erforderlichen  Genauigkeit  beobachtet 
werden,  obwohl  dieselben  den  Beteiligten  durch  die  Verfafiiingen  des 
Justizministeriums  vom  17.  Mai  1895,  Amtsblatt  S.  24,  und  vom  27.  Februar 
1897,  Amtsblatt  S.  11,  in  Erinnerung  gebracht  worden  sind. 

Die  beteiligten  Behörden  (die  Nachlafsgerichte  und  die  denselben 
vorsesetzten  Behörden)  werden  daher  unter  Einweisung  auf  die  eben  be- 
zeidoneten  Verfügungen  des  Justizministeriums  vom  17.  Mai  1895  und  vom 
27.  Februar  1897  abermals  zu  genauer  Beachtung  der  in  der  erwähnten 
Konvention  enthaltenen  Bestimmungen  auf  das  Nachdrücklichste  auf- 
gefordert. 

3.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  28.  März  1901,  be- 
treffend die  Auslieferung  von  Verbrechern  zwischen 
Deutschland   und  der  Schweiz  (Amtsbl.  d.  J.M.  S.  29): 

Das  von  den  diesseitigen  Behörden  seither  in  der  Regel  eingeschlagene 
Verfohren,  wonach  im  Auslieferungsverkehr  mit  der  Schweiz  bei  vorliimger 
Festnahme  des  Verfolgten  in  der  Schweiz  neben  der  Vorlegung  des  Haft- 
befehls oder  des  sonstigen  zur  Erwirkung  der  Auslieferung  dienlichen 
Dokuments  (zu  vgl.  Art.  7  und  8  des  deutsch-schweizerischen  Auslieferung 
Vertrags  vom  24.  Januar  1874,  Reichs -Gesetzblatt  S.  118^  an  das  Justiz- 
ministerium auch  der  betreffenden  schweizerischen  Polizei-  oder  Gerichts- 
behörde direkt  eine  Abschrift  des  Haftbefehls  etc.  zugesandt  wird,  hat 
nach  neuerlichen  Mitteilungen  des  Auswärtigen  Amts  Anlafs  zu  Bed^ken 
gegeben.  Es  besteben  nicht  nur  Zweifel  darüber,  ob  diese  direkte  Über- 
sendung des  Haftbefehls  an  die  schweizerischen  Lokalbehörden  eine  zur 
Wahrung  der  zwanzigtägigen  Frist  des  Art  8  des  Auslieferun^vertraes 
geeignete  „Beibringung"  des  Haftbefehls  darstellt,  sondern  die  direkte 
Mitteilung  hat  auch  sonst  schon  in  einzelnen  Fällen  zu  Anständen  und 
Erschwerungen  des  Auslieferun^sverfahrens  gefuhrt.  Die  Justizbehörden 
werden  daher  angewiesen,  künftig  von  der  unmittelbaren  Übersendung  des 
Haftbefehls  etc.    an  die  schweizerischen  Behörden  Abstand  zu  nehmen. 
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Dagegen  venteht  es  aioh  y«ii  «elbst,  daft  in  den  F&llen  des  Art  8  des 
AnsliefenuigByeTtrags  behufs  Wahrung  der  Frist  der  Bericht  nebst  der 
richterlich  beglaubigten  Abschrift  oder  Ausfertigung  des  Haft- 
befehls etc.  (zu  Tj^l.  die  Verffig^g  des  Justizministeriums  vom  19.  Juni 
1889,  betreffend  die  zur  Stellung  von  Auslieferungsanträ^en  erforderlichen 
Urkunden,  Amtsblatt  S.  88)  mit  thunlichster  Beschleumgung  dem  Justiz- 
ministerium vorzulegen  ist 

4.  Yerftlguiig  des  Justizministeriumfl  vom  28*  März  1901,  be- 
treffend die  auf  Ersuchen  der  Behörde  eines  anderen  Bundesstaats  er- 
folgende Einziehung  von  Kosten  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  in  Gmndbnchsachen  (AmtsbL 
d.  J.M.  8.  30): 

Nach  einer  zwischen  den  Regierungen  s&mtlicher  Bundesstaaten  ge- 
troffenen Vereinbarung  sind  fortan,  wenn  zum  Zwecke  der  Einziehung  von 
Kosten,  welche  in  den  durch  Beichsgesetz  den  Gerichten  übertragenen 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  oder  in  Grundbuchsachen 
entstanden  sind,  Beistand  zwischen  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten 
gewährt  ist,  auch  die  hierdurch  entstandenen  baren  Auslagen  der  ersuchten 
Behörde  von  der  ersuchenden  nicht  zu  erstatten.  Dies  nlt  auch  dann, 
wenn  für  die  bezeiclmeten  Geschäfte  nach  Landesgesetz  andere  als  gericht- 
liche Behörden  zuständig  sind.  Zu  den  erwähnten  Angelegenheiten  der 
fireiwilligen  Gerichtsbarkeit  gehört  auch  die  gerichtliche  Beurkundung  von 
Bechts^eschäften. 

Die  Justizbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntnis 
gesetzt,  dafs  auch  in  denjenigen  Sachen,  in  denen  das  Ersuchen  um  Ein- 
ziehung von  Kosten  vor  Erlars  dieser  YerfBgung  eingegangen  ist,  die 
entstandenen  Auslagen  von  der  ersuchenden  Behörde  nicht  zu  ertbrdem  sind. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  kommen  gegenüber  Behörden  von 
Elsals-LfOthringen  gleichfalls  zur  Anwendung. 

5«    Bekanntmachung  des  Justizministeriums   vom   28.  Mai   1901| 

betreffend    die   Vollstreckung   von   Gesamtstrafen    bei   Fest- 

setsoQg   der  Einzelstrafen  von   GMchten  verschiedener  Bundesstaaten 

(AmtsbL  d.  J.M.  S.  89): 

Bei  den  Strafvollstreckungsbehörden  haben  sich  Meinungsverschieden- 
heiten über  die  Frage  ergeben,  ob  dem  Bundesstaate,  der  eine  Freiheits- 
stefe  in  Vollzug  gesetzt  hat,  welche  demnächst  in  eine  gemäfs  dem 
Bnndesratsbeschlusse  vom  11.  Juni  1885*)  von  einem  anderen  Bundesstaate 
zu  vollstreckende  Gesamtstrafe  einbezogen  wird,  von  diesem  anderen 
Bundesstaate  die  Kosten  für  die  Vollstreckung  der  einbezogenen  Strafe  zu 
erstatten  sind.  Im  Interesse  eines  gleichmäfsigen  VerfEinrens  sind  die 
Justizverwaltun|;en  der  Bundesstaaten  dahin  übereingekommen,  dafs  in 
Fällen  der  bezeichnet^i  Art  —  vorbehaltlich  einer  ausnahmsweisen  ander- 
weitigen Verständigung  zwischen  den  beteiligten  Justizverwaltungen  — 
eine  £rstattung  von  Kosten  f&r  die  Vollstreckung  der  in  die  Gesamtstrafe 
einbezogenen  Einzelstrafe  nicht  stattzufinden  hat 

6*  Anweisung  des  Justizministeriums  in  betreff  der  Beförderung 
von  amtlichen  Ausfertigungen  in  Angelegenheiten    der 


1)  Vgl  Amtsblatt  von  1885  S.  88,  von  1890  S.  96,  von  1900  S.  111. 

Z«iiMhrifi  f.  intern.  Stnf-  und  PriTstraoht  «to.,  Buid  XL  82 


490  OoBCtigetwag,  Tennbiiiiigai  ete. 

freiwilligen  Gerichtsbarkeit  aa  in  Aittlaiid  beflndliehe  Be- 
teiligte, nebst  einem  Anhang,  betreffend  internationale  Nach- 
lafs-  und  VormandBchaftsbehandlung.  Vom  11.  Joni  1901 
(AmtBbL  d.  J.M.  &  43)*): 


An  Stelle  der  Anweisunff  vom  20.  Februar  1894  in  betreff  der  Be- 
förderung von  amtlichen  Ausfertiguu^^en  in  Erbschaftasachen  etc«,  Amts- 
blatt S.  11  ff.,  treten  folgende  Vorschriften: 

§1. 
"Form  der  smtHohen  Mltteiluiigeii. 

Für  amtliche  Mitteilungen,  welche  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  an  im  Ausland  befindliche  Beteiligte  su  erlassen  smd, 
ist  in  der  Begel  die  Form  dnes  an  jene  Personen  selbst  gericfatetea 
Dekrets  su  wfthleu. 

SoUte  aus  besonderen  Gründen  ein  Ersuchen  um  Vornahme  fferieht- 
licher  Amtshandlungen  im  Ausland  (Bechtshülfe)  erforderlich  weraen,  se 
sind  die  Bestimmungen  der  MinisterialTerfugune  vom  15.  September  188S» 
betreffend  die  im  Ausland  su  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Jn^tis- 
behörden  (Amtsblatt  S.  48),  mafsgebend.  VgL  Ziff.  1  der  genannten  Ver- 
ftgung»). 


1)  Zu  der  Verfugung  vom  15.  September  1888  ist  noch  hinznweiseB 
auf  das  zwischen  einer  Ansahl  von  Staaten  erfolgte  Abkommen  sur  Rcueelaiu; 
Ton  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom  14.  November  189$  wef 
ehern  das  Deutsche  Beich  beigetreten  ist.  Siehe  Beichs-Gesetsblatt  von 
1899  S.  285  ff. 

Wegen  des  Verkehrs  mit  den  Behörden  anderer  Deutschen  Staaten 
in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  sind  su  vgl.  §  2  und  §  194  Abs.  1 
und  4  des  Beichsgesetses  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit vom  17.  Mai  1898  —  abgekarzt  citiert  als  „G.F.6.''  —  (Beichs-Gesets- 
blatt S.  771),  sowie  §  46  dar  Verfugung  des  Justizministeriums  vom  14^  Sep- 
tember 1899,  betreffend  das  Vormundschafts wesen,  Amtsblatt  S.  169  ff.,  und 
§  46  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899,  be- 
treffend das  NaohliSswesen,  Amtsblatt  8.  210  ff. 

Über  Zustellungen  an  deutsche  Bedienstete  der  Ohefis  oder  BÜt^eder 
der  bei  dem  württembergischen  Staat  oder  bei  einem  andern  deutschen 
Bundesstaat  oder  bei  dem  Deutschen  Beich  beglaubigten  Missionen  giebt 
Anleitung  die  hierüber  erlassene  Verfügung  des  Justizministeriums  vom 
10.  Oktober  1899,  Amtsblatt  S.  368. 

Über  das  Postporto  wesen  im  Verkehr  mit  den  Behörden  deut- 
scher Bundesstaaten  s.  die  Bekanntmachung  s&mtlicher  Ministerien 
vom  27.  September  1873  (Beg.Blatt  S.  861).  Die  gleichen  Bestimmnngea 
treffen  für  den  Postverkehr  mit  den  österreichisch-ungarisches 
Behörden  zu,  ebenso  für  die  portopflichtige  Korrespondenz  zwischen  in- 
ländischen und  schweizerischen  Behörden  s.  Bekanntmachung  säratlieher 
Ministerien  vom  4.  November  1878  (Reg.Blatt  S.  404)  und  vom  4.  Februar 

^^^■^■■^™  ■^»■M^»  ■  ■■  ■■■  ,,-,■■  ■■■■,  I      ■»■  ■     ,       I         ■■MW  .^^^^—1  ■■■■■■^■1^1  ■  ■■■■!  ■  ■  - 

*)  Weffen  des  im  Zusammenhang  dieser  Verordnung  nutgeteSten 
Materials,  das  von  allgemeinstem  Interesse  für  den  internationalen  Rechts- 
verkehr ist,  hat  die  Reaktion  dieser  Ztschr.  geglaubt,  den  Text  ohne  jede 
KürsuBg  mitteüen  zu  sollen. 
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|2. 
Besoliafltaheft  der  Dekrete. 

Die  Dekrete  nebst  etwaigen  Beilagen  sind  auf  gatem  weilkem  Post- 

Eipier,  dessen  Format  weder  die  LAn^  noch  die  Breite  des  üblichen 
analeiformats  (Verf&gnng  des  Jastizministeriams  vom  80.  Augnst  1884, 
betreffend  die  Einführung  der  Papiemormalformate  für  den  amtlichen  Gk- 
branch,  Amtsblatt  8.  54)  überragen  darf,  deutlich,  sorgf&ltig  und  mit  Ver- 
meidung  jeder  Korrektur  zu  schreiben.  Die  Ziffern  sind,  wo  sie  dne 
besondere  Bedeutung  haben,  so  namentlich  bei  der  Anberaumung  von 
prftjadiziellen  Fristen  oder  der  Angabe  Ton  zu  empfangenden  Geldsummen, 
neoen  den  Zahlen  auch  noch  mit  Worten  auszudrücken. 

Die  Adressen  und^  sonstigen  persönlichen  Verhaltnisse  derjenigen,  an 
welche  ein  Dekret  gerichtet  wird,  sind  möglichst  genau  zu  ermitteln  und 
beiansetzen. 

Dekrete  des  Amtsgerichts  sind  von  dem  Richter  mit  Angabe  seines 
Antscharakters,  solche  des  ordentlichen  Vormundschafts-  und  ordentlichen 
Nachlafsgerichts  Ton  dem  Vorsitzenden  desselben  unter  Beifügung  dieser 
Eigenschaft  sowie  seines  Amtscharakters  (Bezirksnotar)  zu  unterzeichnen. 
Femer  ist  jedes  Dekret  mit  dem  Dienstsiegel  oder  Dienststempel  der  Be- 
hörde, von  welcher  es  ausgeht,  zu  versehen. 

Von  allen  Dekreten  sind  vollständige  Konzepte  bei  den  Akten  zu- 
ruckxubehalten. 

§3. 

Shefraaen.    Mehrsahl  von  Adreasaten. 

Dekrete  an  Ehefrauen  sind  zugleich  an  deren  Ehem&nner  zu  richten. 
Ober  Minderjährige  s.  unten  §  11. 


1878  OEteg-Blatt  a  88).  Zu  vgl.  femer  Verfügung  des  Justizministeriums 
vom  81.  Oktober  1878,  betreffend  die  Behandlung  der  portopflichtigen  Elor- 
reepondenz  mit  den  Behörden  anderer  deutscher  Bundesstaaten  (Reg.Blatt 

Hinsichtlich  der  Bechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten (Ostafrika,  Südwestafrika,  Kamerun,  Togo,  Nea-Guinea  mit 
Karolinen,  Palau  und  Marianen,  Kiautschou,  Samoa,Af arschall-,  Brown- 
ond  ProvidenceinselnX  gilt  seit  1.  Januar  1901  das  Schutzgebietsgeseü  in 
der  Fassung  vom  25.  Juli  1900,  Bekanntmachung  des  Reicnskanzlers  vom 
10.  September  1900  (Reichs-Oesetzblatt  S.  813  ffA  Zu  vgl.  auch  die  Kaiser- 
liche Verordnung  vom  9.  November  1900,  betreffend  die  Bechtsverhältnisse 
in  den  deutschen  Schutzgebieten,  Beichs-Gesetzblatt  S.  1005. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai 
1894,  betreffend  die  Regelung  der  Verwaltung  und  Rechtspflege  in  den  zu 
den  Schutzgebieten  nicht  gehörigen  Teilen  der  deutschen  Interessensphären 
in  Afrika  ^Keichs-Gesetzblatt  S.  461).  Über  das  in  den  Schutzgebieten  an- 
suwendenae  Recht  (die  in  §  19  des  Gesetzes  über  die  Konsulaigerichtsbar- 
keit  vom  7.  April  1900,  Reichs-Gesetzblatt  S.  213,  bezeichneten  Vorschriften 
der  Reichsgesetze  und  Preufsischen  Gesetze)  ist  zu  vgl.  §  8  des  Schutz- 
gebietseesetzes. 

Der  den  den  Gerichten  der  sämtlichen  deutschen  Schutzgebiete  ge- 
statteten unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  den  inländischen  Justiz- 
behörden, wogegen  die  letzteren  ihre  Ersuchungsschreiben  durch  die 
Centralbehörden  zu  übersenden  haben,  siehe  die  Bekanntmachung  des 
Justizministeriums  vom  10.  Juli  1900,  Amtsblatt  S.  128,  in  Verbindung  mit 
der  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  8.  November  1899,  be- 
treffend den  Gesch^tsverkehr  mit  dem  Gerichte  in  Kiautschou  und  den 
Maiinegerichten  im  Auslande,  Amtsblatt  S.  410. 
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Wohnen  mehrere  Adressaten  am  gleichen  Ort»  so  ist  gleichwohl  (ab- 
gesehen von  Eheleuten,  s.  Abs.  1)  an  jede  in  Betncht  kommende  Person 
ein  besonderes  Dekret  zu  richten. 

§4. 
Erklärangen  der  Adreasateii.    Frlaten. 

Soll  eine  £rkl&ranff  des  Adressaten  beigebracht  werden,  so  ist 
hierzu  eine  angemessene  Frist  —  bei  äberseeischen  Ländern  in  der  fiegel 
nicht  unter  zwei  Monaten  —  anzuberaumen  und  die  Folge  der  Vers&umnis 
dieser  Frist  ausdrücklich  hervorzuheben,  auch  ist  stets  der  Anfangs- 
punkt der  erteilten  Frist  (in  der  Regel  der  Tag  der  Eröffnung  oder  Zu- 
stellung der  betreffenden  Mitteilung)  ausdrücklich  zu  bezeichnen.  Werden 
in  einem  Dekret  mehrere  Fristen  erteilt,  so  ist  für  jede  derselben  der  An- 
fangspunkt ersichtlich  zu  machen.  Auch  empfiehlt  es  sich,  bei  Erteilung 
mehrerer  Fristen  im  gleichen  Dekret  die  Dauer  der  Fristen  gleich  zu  be- 
messen. Soweit  über  die  Dauer  der  Frist  gesetzliche  Vorschrinen  bestehen, 
sind  diese  einzuhalten. 

Hinsichtlich  der  in  einem  Auseinandersetzungsverfahren  erfolgenden 
Mitteilung  der  vorbereitenden  Mafsregeln  oder  des  Auseinandersetzunga- 
plans  sind  die  Vorschriften  der  §§  91  Abs.  3  und  93  Abs.  2  des  GJF.G. 
zu  beachten. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  Urkunden  (Erklärungen,  Vollmachten, 
Empfangsbescheinigunffen  etc)  von  im  Auslande  befindlichen  Beteiligten 
zu  den  diesseitigen  Akten  beizubringen  sind,  ist  den  Beteiligten  zu  er- 
öffnen, dafs  die  Urkunden  auch  von  dem  betreffenden  diplomatischen  Ver- 
treter oder  Konsul  beglaubigt  sein  müssen.  Nur  bei  in  Österreich  -  Ungarn, 
in  Bosnien  und  in  der  Herzegowina  aufgenommenen  Urkunden  genügt  die 
Ausstellung  beziehungsweise  Beglaubigung  durch  ein  Gericht  oder  die 
sonstigen  in  den  betreffenden  Staatsverträgen  genannten  Behörden  (vergL 
Staatsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Oi^terreicfaiscn- 
Ungarischen  Monarchie  vom  25.  Februar  1880,  Reichs -Gesetzblatt  von 
1881  S.  4,  vom  18.  Juni  1881 ,  Reichs  Gesetzblatt  S.  253,  Bekanntmacfhung 
vom  3.  August  1881,  Reichs-Ciesetzblatt  S.  255). 

Über  die  Befugnisse  der  deutschen  Konsuln  zur  Legalisation  der- 
jenigen Urkunden,  welche  in  ihrem  Amtsbezirk  ausgestellt  oder  beglaubigt 
sind,  sowie  zur  Erteilung  schriftlicher  Zeugnisse  über  ihre  amtlichen 
Handlungen  und  über  die  bei  Ausübung  ihres  Amts  wahrgenommenen 
Thatsachen  zu  vergl.  §S  14  und  15  des  (iesetzes,  betreffend  die  Oivani- 
sation  der  Bundeskonsulate,  vom  8.  November  1867  (Anlage  zu  No.  1  des 
Reg.  Blatts  von  1871  S.  57).  Das  Gebühren-  und  Kostenwesen  bei  den  Kon- 
sulaten des  Deutschen  Reichs  ist  geregelt  durch  die  Reichsgesetze  vom 
1.  Juli  1872  (Reichs- Gesetzblatt  S.  245)  und  vom  5.  Juni  1895  (Reichs- 
Gesetzblatt  S.  417). 

Vergl.  auch  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Beglaubigung  Öffent- 
licher Urkunden,  vom  1.  Mai  1878  (Reichs-Gesetzblatt  S.  89). 

§5. 
Art  der  Zusteliung. 

Über  die  Art  der  Zustellung  im  Auslände  siebt  Anleitung  der  §  38 
der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  10.  Oktober  1899,  oetreffend 
die  Zustellungen  von  Amts  wegen,  Amtsblatt  S.  343  (zu  vergl.  auch  §  16 
Abs  2  des  G.F.G.,  Art.  65,  66  und  91  des  Ausführungsgesetzes  zum  Büi^er- 
lichen  Gesetzbuch). 

Ist  eine  Zustellung  gemäfa  ^  33  Abs.  2  der  Verfügung  vom  10.  Ok- 
tober 1899  auf  diplomatischem  Weg  oder  unter  unmittelbarer  Anrufung 
der  Vermittelung  einer  auswärtigen  Behörde  zu  bewirken  und  sind  sp&tere 
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weitere  Zustelhmgett  an  die  ^eiolie  Penon  in  Anssiekt  sii  neimieB,  to 
kean .  der  Adieesat  in  den  ersten  ihm  nuastetlenden  Dekret  «ir  'Be> 
nemnmg  eines  im  Amtagerichtebeiirk  der  die  ZaeteUimg  Tenmleaienden 
Behörde  wofanbeften  ZnetelliingBbeTollmftchtigtett  nnter  firteünur  einer 
angeoMssenen  Frist  und  mit  dem  Hinweis  angefordert  werden,  dau  sonst 
alle  m&toen  Znstellnn|[en  durch  die  Post  erfägen  werden. 

£st  in  einem  Ansemandersetsnngsverfabren  bereits  seitens  des  Nach» 
lafbfferiehts  eine  Zvstellnng  anf  dem  in  |  88  Abs.  2  der  Verf&gnng  vom 
IOl  Oktober  1899  beseiehneten  Wege  bewirkt  worden,  so  kitainen  etwaige 
spfttere  anf  die  naehherige  pfleffschafUicbe  VermOgensTerwaltnng  sieh  be- 
ziehende Zastellnngen  seitens  aes  VormnndBchaftsgerichts  dnrch  ^e  Post 
mittelst  Einsohreibsendong  gegen  Rfickschein  erfolgen. 

§6. 
Uimiittalterttr  OesohifttTttrkehr  mit  suswijrtlgaii  SteUen. 

Den  wnrttembergischen  Behörden  ist  der  unmittelbare  Oesch&fts- 
▼erkehr  mit  den  Behörden  der  Seh  weis  (Tergl.  Bekanntmachung  des 
Jnstisministerinms  Tom  7.  Januar  1879,  WArtt  Gerichtsblatt  Band  XV 
8.  226)  und  Österreichs  —  jedoch  ausschließlich  Ungarns,  lu  veigL 
ErlaÜB  des  Jnstixministeriums  yom  4.  Mai  1869,  Wnrtt  Gterichtsblatt 
Band  I  8.  7  —  gestattet,  wofern  nicht  aus  besonderen  Grftnden  im  ein- 
seinen  Fall  eine  diplomatische  Vermittelunii^  nötig  erscheint 

Verseichnis  der  schweiserischen  Gtonchtsbenörden  s.  Amtsblatt  yon 
1888  8.  9  und  1890  8.  7. 

Veneichnis  der  Civil-  und  Strafgerichte  der  im  österreichischen 
Beiehsrat  vertretenen  Königreiche  und  L&nder  s.  Wfirtt.  Gerichtsblatt 
Band  XXI  8.  887. 

Über  den  unmittelbaren  Gesch&ftsverkehr  mit  österreichischen  und 
sehweiserischen  Behörden  in  Patentsachen  zu  vergl.  die  Bekanntmachungen 
des  Justizministeriums  vom  5.  Juni  1899,  Amtsblatt  8.  87,  und  vom 
5.  Februar  1900,  Amtsblatt  8.  41. 

§7. 
Verbot  dea  niunittelbaren  Oesohiftsverkefan  mit  Ooaandt'- 

aohaften  u.  s.  w. 

Der  unmittelbare  Gksch&ftsverkehr  mit  den  im  Ausland  beglaubigten 
diplomatischen  Vertretern  (Botschaftern,  Gesandten,  Minister- 
residenten, Geschäftsträgem)  des  Deutschen  Reichs  und  Württembergs, 
sowie  mit  den  deutschen  Konsulaten,  ebenso  auch  mit  den  nicht- 
deutschen Gesandtschaften  ist  den  wArttembergischen  Behörden 
nicht  gestattet 

Za  ver^L  die  Verftgung  der  Ministerien  der  Justiz,  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  und  des  Innern  vom  16.  November  1876,  betreffend  das 
Yenot  des  unmittelbaren  Verkehrs  der  Behörden  mit  den  Gesandtschalten 
vnd  Konsulaten,  Beg.Blatt  8.  526. 

Dagegen  ist  den  württembergischen  Behörden  ein  direkter  Verkehr 
mit  den  in  Deutschland  zugelassenen  nichtdeutschen  Konsulaten 
gestattet 

§8. 

Verwendungsgesuohe  der  Beteiligten. 

Den  Beteiligten  selbst  steht  es  frei,  Verwendungsj^uche  in 
Erbechafts-  und  sonstigen  Rechtsangelegenheiten  entweder  den  im  Ausland 
bestehenden  Kaiserlich  Deutschen  Konsulaten  unmittelbar  zu  über* 
mittein  oder  dieselben  den  Amtsgerichten  schriftlich  oder  durch  Er- 
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kUlniBg  m  Pvotokoll  utfd  gewttknlieb  unter  gleiclueitiger  firl)Qgiitig  aina« 
enttprMheiiden  KosteayonchvMes  mit  dem  Astntf  auf  Voriaga  an  4aa 
JuBtumiaiBterivm  behnft  der  auf  diplomatischem  W^o^  su  bewiikendea 
BoÄidenuig  an  das  sastindi^  Konsulat  sn  tbetgeben.  Zn  T«r^  die  Be- 
kamitmacfaaBg  des  Jusdamimsteriams  vom  18.  September  1885,  betreffend 
die  Behandlung  Ton  Verwendungsangeiegenheiten,  deren  Erledignng  aar 
ZuatAndigkeit  der  dentaehen  Konsulate  gehört,  Amtsblatt  8.  42. 

Hieran  wird  fibrigens  bemerkt,  dass  die  Mitteilung  einer  VeUiaadit 
an  einen  Konsul  behun  Eintreibung  einer  Forderung  keine  Ver* 
wendnngsangelegenheit  ist,  welche  sidi  sur  Beförderung  auf  diplomatisobem 
Weg  eignet  da  die  Beitreibung  von  Forderungen  för  Privatpersonen  nieht 
in  den  Qesch&ftskreis  der  Konsulate  fUlt. 

§9. 
Btpüomatlaohflr  Weg.    Vorlage  dunh  des  AjntegericdEt. 

Die  Voraitaenden  der  Vormundschafto-  und  Nachlarsgeridite  haben 
die  auf  diplomatischem  Weg  su  befördernden  Dekrete  dem  Amtagericfate 
voraulegen  (§  23  Abs.  2  der  verf&gung  des  Justizministeriums  vom  4  De- 
aember  1899,  betreffend  die  Dienstvorschriften  für  die  Beairkanotaxiate« 
ibntablatt  S.  431).  Das  Amtsgericht  hat  jedes  auf  diplomatischem  Weg  su 
befördernde  Dekret,  wofern  es  dasselbe  nach  vorgängiger  genauer 
Prüfung  den  einscnlftgi^n  Gesetaen  und  Vorschriften  entsprechend  findet, 
dem  Justiaministerium  mittelst  eines  auf  abgesondertem  Bogen  geachiiebenen 
Berichts  unverschlossen  vorzuleben.  Unstatthaft  ist  die  Aneringunj^  von 
Randberichten  auf  den  zur  Weiterbeförderung  bestimmten  Aktenstücken. 
Mehrere  in  derselben  Sache  gleichseitig  vorzulegende  Dekrete  kennen  in 
einem  Vorlagebericht  zusammengefafst  werden. 

In  dem  Vorlagebericht  sind  die  wesentlichen  thatsiichlichen  Verhält- 
nisse kurz .  anzuführen :  eine  blorse  Verweisung  auf  den  Inhalt  der  dem 
Vorlagebericht  angeschlossenen  (zur  Weiterb^T(rderung  oder  zur  Büek- 

gäbe  an  das  Amtsgericht  bestimmten)  Aktenstficke  ist  nicht  zul&asig.  So- 
ann  ist  die  Bitte  um  Beförderung  auf  diplomatischem  Wege  und  um  Mit- 
teilung von  Zustellun^zeugnissen  etc.  auszudrücken  und  zutreffendenfalls 
die  Beibringung  amtlicher  Beglaubigungen  oder  solcher  Notizen,  wekhe 
von  den  Beteiligten  selbst  nicht  zu  erwarten  sind,  nachzusuchen. 

Auch  emphehlt  es  sich,  die  Schriftstücke,  aus  welchen  die  Adressen 
entnommen  sind  (Briefe,  Briefumschläge  etc.),  zugleich  mit  dem  a«  be- 
fördernden Schreiben  vorzulegen. 

Über  die  Deckung  der  Kosten  der  diplomatischen  Verwendung  s. 
§  38  Abs.  2  der  oben  angeführten  Verfugung,  betreffend  die  Zustellungen 
von  Amts  wegen.  Über  die  Bewilligung  des  Armenrechts  und  die  Bei- 
ordnung eines  Armenanwalts  s.  §  14  des  G.F.G.  und  §§  114  bis  127  der 
Oivilprozelsordnung. 

§  10. 

Srmittelung  Abwesender.    ÖttsatHohBr  Aufrat    BeibringOBg 

von  Todessoheinen. 

Wenn  es  sich  um  die  auf  diplomatischem  Wee  zu  bewirkende  Er- 
mittelung des  Lebens  oder  Aufenthaltsorts  eines  im  Ausland  befindlichen 
Beteiligten  handelt,  so  ist  von  den  Amtsgerichten  auf  Grund  vorgftngiger 
genauer  Nachforschung  unter  Anschlufs  sachdienlicher  Belej^e  noer  den 
letzten  Aufenthaltsort  des  Abwesenden  vor  Antritt  seiner  Reise  und  über 
das  Ziel  seiner  Reise  zn  berichten.  Je  nach  der  Sachlage  ist  der  Entwurf 
einer  Bekanntmachung  in  den  öffentlichen  Bl&ttem  des  betrefieadea 
Landes,  welche  diesfalls  an  die  Stelle  der  häufig  ganz  zwecklosen  Auf- 
forderungen in  inlftndischen  Bl&ttem  treten  kann,  mitvorzulegen.    Die 
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Auswahl  der  betroffenden  MMliadiftdien  Zeitmig«»  hum  dem  sutündiffeii 
deutschen  Konsul  überlassen  werden.  In  besonderen  FftUeii,  in  welelen 
ausnahmsweise  die  Formulierung  eines  geeigneten  öffentlichen  Aufrufs 
seitens  der  deutschen  Konsulate  als  das  sweckmftfsigere  erscheint,  kann 
an  Stelle  der  Vorlage  des  Entwürfe  einer  Bekanntmachung  die  Herbei- 
führung einer  derartigen  Mafiireffel  auf  diplemalischem  Weg  unter  ge- 
nauer Anf&hrung  der  erforderlichen  thatsächlichen  Grundlagen  in  An- 
reganff  gebracht  werden. 

Für  den  Erbenaufruf  bei  Ausstellung  eines  Erbscheines  ist  §  8868 
des  Bfiroeriicken  Qesetabuclies  maisgebend.  (Zu  ▼6rgl.  aneh  fi  47  der  Ver- 
fügung des  instiaministerinms  vom  I4.  September  1^,  Amtsblatt  8.  210.) 

Wenn  Aber  den  Tod  und  die  erbbereehtigten  Hinterbliebenen  eines 
angeblich  Tentorbmien  auswärtigen  Beteiligten  noch  keine  suirerl&ssi- 
gen  Nachrichten  vorliegen^  so  wird  es  sich  gewöhnlich  empfehlen, 
nicht  sofiort  ein  Dekret  an  die  mutmafiilichen  Berechtigten  in  richten, 
sondern  sunidist  anf  diplomatischem  Wege  die  Beibringung  beglaubi^^ter 
Urkunden  Aber  den  eingetretenen  Tod,  sowie  eyentuell  eines  KaohweuMs 
fibar  NameUf  Alter  und  Aufenthaltsort  der  erbberechtigten  Hinterbliebenen 
m  bouitragen. 

IDndexjllirige. 

1.  Handelt  es  sich  um  die  Zustellung  eines  Dekrets  an  einen  im  Aus- 
land befindlichen  Beteiligten,  welcher  minderjährig  ist,  und  ist  f&r  den 
Mindeijfthrigen  im  Ausland  ein  Vertreter  (Vormund,  rfleger)  bereits  bestellt, 
so  kann  unter  den  Voraussetzungen  des  §  83  Abs.  1  aer  Verfügung  vom 
10.  Oktober  1899  (oben  §  5)  die  Zustellung  an  den  Vertreter  durch  die  Post 
erfolgen. 

2.  Ist  dagegen  kein  Vertreter  bestellt  oder  besteht  Ungewissheit  dar- 
fiber,  ob  dies  der  Fall  ist,  oder  ist  Name  und  Adresse  des  Vertreters 
nicht  sicher  bekannt,  so  ist  —  fMs  nicht  ein  inländisches  G-ericht  fftr  die 
Vormundschaft  suständig  ist,  siehe  hierüber  unter  §  22  —  stets  gemäti 
I  98  Abs.  2  der  angeführten  Verfügung  vorzugehen.  In  diesem  Fall  ist 
das  Dekret  an  den  Vertreter  im  aluremeinen  zu  richten  und,  soweit  der 
unmittelbare  Verkehr  mit  der  betreffenden  auswärtigen  Behörde  gestattet 
ist,  an  diese,  andemfiiUs  in  dem  die  diplomatische  Verwendung  erbittenden 
Vorlagebericht  das  Gesuch  zu  stellen,  es  möchte  behufs  Aufstellunfl^  eines 
Vertreters,  falls  eine  solche  nicht  etwa  schon  erfolgt  sein  sollte,  Einleitung 

Setroffen  und  die  Zustellung  des  Dekrets  an  den  Vertreter  unter  Mitteilung 
es  Zustellungsnachweises  und  einer  Legitimationsurkunde  des  Vertreters 
herbeigeföhrt  werden. 

8.  Wenn  zweifelhaft  ist,  ob  die  Beteiligten  nach  dem  in  Betracht 
kommenden  Recht  (zu  vergl.  Art.  7  des  Einfmirungsgesetzes  zum  Bflrger- 
Hcfaen  Gesetzbuch)  noch  minderjährig  sind,  so  ist  aas  Gesuch  um  Auf- 
stellung eines  Vertreters  als  eventuelles  Jedenfalls  dann  zu  stellen,  wenn 
die  Betreffenden  nach  deutschem  Recht  noch  minderjährig  wären. 

4  An  den  Vater  minderjähriger  Kinder  ist  das  Dekret  nur  dann  zu 
richten,  wenn  bekannt  ist,  dafs  er  als  Vertreter  seiner  Kinder  bestellt  ist 
oder  als  solcher  kraft  Gesetzes  gilt  und  seine  Interessen  mit  denjenigen 
der  Kinder  nicht  im  Widerstreit  stehen. 

5.  Die  vorstehenden  Vorschriften  finden  entsprechende  Anwendung 
auf  im  Ausland  befindliche  Volljährige,  bei  welchen  eine  Vormundschaft 
oder  Pflegschaft  in  Frage  kommt 

§  12. 

Androhung  von  Beohtanachteilen. 

Die  mit  der  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betrauten 
Behörden  sind  nicht  befugt,  andere  als  die  gesetzlich  ausdrücklich  vor- 
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geiehenen  Folgten  der  Handlusg  oder  UnterlMeang  einer  Partei  (i.  B.  der 
Veoraftnmang  emee  Termine,  einer  Frist)  sniudrohen. 

§  18. 

Besondere  Vovoohiifkeiu 

Bei  Mitteilnngen  an  im  Ausland  befindliche  Beteiligte  sind  weiteriun 
nachstehende  besondere  Voischriften  an  beachten. 

1.  Besüglieh  der  ErOfinnnf  von  Testamenten  nnd  ErbTertrIffen,  so- 
wie der  Benachrichtiguiff  der  abwesenden  Beteiligten  von  dem  Inhalt  des 
Testaments  etc.  etc.  wira  auf  die  §§  20--22  der  Yerf&giinff  des  Jnstis- 
ministerinms  vom  14.  September  1899,  betreffend  das  Nacmarswesen,  ver- 
wiesen. 

Aus  dem  Dekret  nnd  ans  dem  Yorlagebericht  mufs  die  Art  der  Be- 
teiligung an  dem  Nachlafs  (gesetslicher  Erbe,  Testamentserbe  etc.)  hervor- 
gehen, anoh  zu  ersehen  sein,  von  welcher  Behörde  die  TestamentserOffnvng 
vorgenommen  worden  ist.  Dem  Abwesenden  ist  ferner  von  dem  mutma(s- 
lichen  oder  bereits  feststehenden  Betrag  des  Nachlasses  nnd  des  ihnen 
angefallenen  oder  eventuell  zukommenden  Erbteils  etc.  etc.  Mitteilung  zu 
machen.  Zutreffendenfalls  ist  beizufiigenf  dafs  das  Testament  mit  &nlseren 
M&ngeln  nicht  behaftet  seL 

2.  Wird  eine  nach  §  1911  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  eingeleitete 
Abwesenheitspflegschaft  nach  §  1921  <uselbBt  von  dem  Yormunoschafts- 

5ericht  aufKeDoben  und  ist  hiemach  gemftss  §§  1892  und  1915  daselbst  die 
ibnahme  der  SchluTsrechnung  zu  vermitteln,  so  ist  dem  Abwesenden, 
wenn  dessen  Ladung  zu  einem  Abnahmetermin  in  Frage  kommt,  mit  der 
Ladung  zugleich  ein  Auszug  aus  der  Schlufsrechnung  zuzustellen. 

8.  Auf  die  YerfG^ngen  des  Justizministeriums  vom  8.  Juli  1889,  be- 
treffend die  im  gerichthchen  Strafver&hren  verhAngten  YermOgensbeschlag* 
nahmen  (Beg.Biatt  S.  285),  und  vom  80.  November  1889,  betreffend  den 
YoUzuff  der  von  den  Militftrgerichten  gegen  Deserteure  erkannten  Yer> 
mög^ensneschlagnahmen  (R^.Blatt  S.  8^),^  sowie  den  Erlafs  des  Justiz- 
mimsteriums  vom  8.  Juli  18«d,  betreffend  die  Beschlagnahmeregister  (Amts- 
blatt 8.  25X  wird  noch  besonders  hingewiesen.  Yeigleiche  nienn  auch 
141  Abs.  2  der  Yerfuffung  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899, 
etreffend  das  Nachluswesen,  Amtsblatt  S.  210. 

§  U. 
GMdsendungen. 

Zu  G^dsendungen  an  Abwesende  ist  in  der  Beffel,  besonders  im 
Yerkehr  mit  Nordamerika,  die  Beförderung  auf  Privatwegen  derjenigen 
auf  diplomatischem  Wes  vorzuziehen. 

Wird  auf  ausdrüduiches  Yerlan^en  der  Beteiligten  oder  aus  sonstigen 
besonderen  Gründen,  z.  B.  wegen  einer  dem  Adressaten  gleichzeitig  zu 
machenden  Eröffiiung,  der  diplomatische  Weg  eingeschlagen,  so  ist  der  zu 
versendende  Betraff  fMetallgeld,  Banknoten,  Wertpapiere,  Anweisungen, 
Wechsel,  Checke  u.  d^l.)  nach  den  für  Wert-  und  Geldsendungen  beziehunes- 


Justizministenalkasse  einzusenden  und  gleichzeitig,  übrigens  abgesondert, 
dem  Justizministerium  der  auf  die  Sendung  sich  besiehende  Bericht  nebst 
den  dazu  gehörigen  Urkunden,  Dekreten  etc.  vorzulegen.  An  den  Em- 
pfänger des  Gelcßs  ist  in  solchen  Fällen  stets  ein  Dekret  zu  richten. 
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ilB. 
BeglAubigiing  r<m  XTrkiindeiu 

Bezüglich  der  Beglsabigimg  Ton  fQr  das  Aasland  bestimmten 
Urkunden  wird  anf  die  Yemjmxigexi  des  K.  Ministeriams  der  ans- 
wftrtigen  Angelegenheiten  vom  10.  Muti  1820  (Reg.Blatt  8.  287)  und  vom 
21.  August  1826  (Reg.Blatt  8.  889)  hingewiesen.  Vgl.  auch  die  Bekannt- 
machung des  Justizministeriums  vom  10.  Juli  189L  betreffend  die  Be- 
glaubigung der  für  das  Ausland  bestimmten  Urkunden  (Amtsblatt  8.  45). 
Die  yorscnrift,  dafs  die  Abfassung  der  B^Iaubi^nffsworte  in  deutscher 
l^jnraehe  zu  erfolsen  habe  (YerfQgunff  des  Justizministeriums  vom  16.  Ok- 
tober 1830,  Beg.Blatt  8.  489),  ist  aucn  fernerhin  zu  beachten,  jedoch  will 
man  im  Interesse  der  Beteilifften  nichts  dagegen  erinnern,  wenn  in  Fällen, 
wo  eine  übersandte  Urkunoe  den  Entwiuf  der  Beglaubigongsworte  in 
fremder  8prache  bereits  enthält  und  der  beglaubigende  oeBmie  das  er- 
forderliche Verständnis  der  f^mden  Sprache  besitzt,  von  dem  betoeffenden 
Beamten  seine  Unterschrift  erteilt  wird. 

Die  dem  Justizministerium  zur  weiteren  Legalisierung^  Torzuieffenden 
Urkunden  sind  bei  dem  Gericht  an  letzter  8teUe  von  einem  ricnter- 
liehen  Beamten,  nicht  von  dem  Gkrichtssehreiber,  zu  beglaubigen,  da 
dem  Justizministerium  die  Unterschriften  der  Geriditsschreiber  im  all- 
gemeinen nicht  ausreichend  bekannt  sind. 

Im  einzelnen  vergl.  unten  §  18. 

§16. 
Beglaubigungagebühr. 

Die  für  die  Beglaubigung  in  den  Fällen  des  §  15  bei  den  Gerichten 
«nd  bei  dem  Justizministerium  anzusetzende  Gebühr  beträgt  je  50  Pfg. 
(§  88  der  Gerichtskostenordnung  vom  11.  November  1899,  Reg.Blatt  S.925). 
-  Wird  mit  der  Beglaubigung  einer  Unterschrift  durch  ein  Amtsgericht 
die  Vermittelung  des  Amtsgerichts  behufs  Herbeiführung  der  Beglaubigung 
durch  das  Justizministerium  in  Anspruch  genommen,  so  ist  die  Beglaubigungs- 
gebühr des  letzteren  gleichzeitig  mit  der  Beglaubigunffsgebühr  des  Amts- 
gerichts anzusetzen,  emzuztehen  und  zu  verrechnen.  0er  erfolgte  Eintriig 
beider  Gebühren  in  das  Kostenrenster  (§  22  der  Verfügung  des  Justiz- 
ministeriums vom  80.  November  1899,  betreffend  die  Behandlung  der  Ge- 
richtskosten etc.  etc.  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
Amtsblatt  8. 411)  ist  unter  dem  Beglaubigungsvermerk  vom  Kassenbeamten 
zu  beurkunden. 

Im  Interesse  der  Kostenersparnis  sind,  falls  die  Unterschriften  von 
Beamten  auf  mehreren,  die  j^leiche  Sache  betreffenden  8chriftstttcken  zu 
b|Qglaubiffen  sind,  diese  8chnftstücke,  wenn  thunlich,  zwecks  einheit- 
liener  Beglaubigung  zusammenzuheften. 

Die  auf  besonderen  Bogen  zu  schreibenden,  mit  dem  G^chtssiep^l 


dem  im  Auftrag  der  Behörden  enolffen.  Derartige  Quittungen  sind,  wenn 
an  eine  Ehefrau  Geld  ausgefolgt  wird,  von  beiden  Eheleuten  zu  unter- 
schreiben. 

§  17. 

AusBÜge  aus  den  Standesregistem  eto.  eto. 

flinsiehtlich  der  den  nicht  württembergischen  Behürdenmitzuteilenden 
Auszüge   aus   den   8tandesregistem   wird   auf  §    14  der  Verfügung  der 
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Ministerien  der  Jvstiz  nnd  des  Innern,  betreffend  die  F&hmng  der 
Familienregister  und  die  Mitteilungen  über  Personenstandsändemngen, 
vom  SO.  Oktober  1899,  Beg.BUtt  8.  899,  besüslieh  der  Beglaubigung  der 
Aussfig^e  «US  den  Kircfaenbnchem  und  Famflienrmstem  auf  die  ein- 
scblilgige  Verfügung  der  Ministerien  der  Justis,  des  Innern  und  des 
Kirchen-  und  S<£ulwesens  vom  3.  Mäxz  1881  (Reg.Blatt  S.  15)  Terwiesea. 
Über  die  bei  TodesAllen  dänischer  und  schwedisch-norwegi- 
scher StaatMWgehöriger  in  Württemberg  mit  der  Vorlage  des  'Ansiugs 
aus  dem  Sterberegister  su  verbindende  Anseige  über  den  Nachlals  und 
die  mutmsislichen  Erben  des  Verstorbenen  siehe  die  Verfügung  des  Justis- 
ministeriums  vom  25.  Oktober  1895,  AmtsblaU  S.  52. 

§  18. 
Vfkr  einselne  Lftnder  beatlnunte  Urkanden. 

Besüglich  der  für  einzelne  fremde  Staaten  bestimmten  Urkunden  ist 
noch  insbesondere  anzuführen: 

der  sdion  oben  §  4  erwähnte  Staatsvertrag  swisehen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Österreichisch  -  Unsnirischen  Monarchie  vom  25.  Februar 
1880  (Reichs- Gesetzblatt  von  1881  B.  4)  und  (bezüglich  Bosniens  und  der 
Herzegowina)  vom  18.  Juni  1881  (Reichs-Ghisetzblatt  6.  253), 

cue  Bekanntmachnnff  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern  Tom 
30.  April  1886,  betreffend  die  Beglaubigung  von  Urkunden,  welche  vor 
bulgarischen  Behörden  gebraucht  werden  sollen  (Amtsblatt  8.  55), 

die  Bekanntmachungen  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern 
vom  17.  März  und  vom  &.  Juni  1898,  betreffend  die  Beglaubigung  von 
inländischen  Urkunden  seitens  der  Kaiserlich  Rassischen  Missionen  ^mte- 
blaU  S.  13  und  44). 

Bei  Urkunden,  von  denen  vor  russischen  Behörden  Gebrauch  ge- 
macht werden  soll,  empfiehlt  sich  die  Beifu^n^  einer  russischen  Über- 
setzung (zu  verffL  auch  Verfugung  des  Justizministeriums  vom  31.  Juli 
1879 ,  betreffend  aie  Übersetzung  der  von  deutschen  Behörden  an  russische 
Behörden  gerichteten  Requisitionen ,  Württemb.  Gerichtsblatt  Band  XVI« 
S.  1291 

Schriftstücke,  welche  zur  Vorle^ng  an  die  K.  niederländischen  Be- 
hörden bestimmt  sind,  sind  mit  latemiscnen  Buchstaben  zu  schreiben  (zu 
vergl.  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  16.  März  1881,  Württemb. 
Genchtsblatt  Band  XIX,  S.  33). 

§  19. 
Gebühren  fremder  Konsulate  eto.  eto.  in  Württemberg. 

Ein  Verzeichnis  der  auswärtigen  Gesandtschaften  am  Köni^liehen 
Hofe  und  der  fremden  Konsulate  m  Württemberg')  findet  sich  m  der 
amtlichen  Ausgabe  des  Württemb.  Landeskalenders  (Kohlhammerscher 
Verlag,  Stuttgart;  Jahrgang  1901,  8.  65).  Die  Gebühren  der  fremden  Kon- 
sulate  bezw.  der  Kaiserlichen  Russischen  Gesandtschaft  in  Stuttgart,  für 
die  Beglaubigung  der  im  Geschäftsbereich  des  Justizdepartements  Tor- 
kommenden  Urkunden  betragen  nach  dem  neuesten  Stana  bei: 

Argentinien  (Generalkonsulat,  Sitz  in  Hamburg)  .    .    8  Mk.  20  F%. 

Belgien 2     ,     40    „ 

Bolivia 4„     —    „ 

Brasilien 11     „     50    . 

Chile 4„—    . 

Ecuador 8„20, 


1)  Verzeichnis  der  Dolmetscher  siehe  Staatshandbuch  yon  1900^  8. 43. 
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Fr««  kr  eich. 

GebnrtB-  «nd  Sterbearkiiiideii 8  Frcs. 

Heumtsarkanden ;  Anerkennang  und  Legitinatioii  unehelicher 

Kinder;  Adoption 6    , 

HeiratBDikunden  in  Verbindniie  mit  LesitimationrarkQndea  10  , 
Urkunden  über  Aii%ebot  bei  eheeehlieicongen  .....  S  , 
LebenweagniMe  flhr  Renten-  nnd  PeneionsempAnffer  .  .  .  4  j, 
Befflaubignnff  von  UnterBchriften  «nf  anderen  Urkanden    .  12    . 

Der  Konsm  ist  in  FUlen  der  Bedürftigkeit  mr  ArmMiiginig  der 
Gebahr  auf  die  Hftlfte  oder  na  KaeblaA  der  Gkbfthr  be£^|;t 

Griechenland. 

Beglanbigong  notarieller  Urkunden 4  Mk.  —  Pfg, 

Beglaubigung  von  Unterschriften 2„     —     „ 

Grofsbritannien. 

Für  Abnahme  eines  Eides  oder  Entgegennahme 
einer  Behauptung  oder  Erklärung 

ohne  Beglaubigung  einer  Unterschrift    .    2  shüling  6  penee. 
mit  Beglaubigung  einer  Unterschrift  .    .    5        ,     —      j, 

Für  jede  Unterschrift  des  Konsuls  auf  einem  Be- 
weisstück über  eine  eidesstattliche  Aussage 
oder  Erkl&rung 2        «       6,1 

Für  jeden  vom  Konsul  beglaubigten  Vollzug 
einer  Vollmacht 5       ,     —      ,, 

Für  jeden  vom  Konsul  beglaubigten  Vollzug 
einer  mit  Siegel  versehenen  Urkunde     ...    7        .       6 

Für  Beglaubigung  von  Lebenszeugnissen  ...    2        „       6 

Für  ein  Identit&tszeugnis .  10       j,     — 

Für   die  Beglaubigung  der   Unterschrift   einer 
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Behörde 5       „     —      „ 

Für  jede  hier  nicht  speciell  genannte  Beglaubi- 
gung einer  Unterschrift 5        ^     —      „ 

FürEmtragungeinerGeburtoder  eines  Todesfalls    2        «       6      ^ 
Für   Nachforschung  in   den  Geburts-,  Heirats- 
und Sterberegistern  des  Konsulats     ....    1        n     —      , 
Für  Uerstedlung  einer   beglaubigten  Abschrift 

aus  diesen  Begbtem 2       „       6      , 

Für  Beglaubigungder  Abschrift  eines  Aktenstückes 

unter  100  Worten 5        „     —      , 

für  weiter  angefangene  100  Worte  ...    1        „     —      , 
Für  Zusammenheften  von  Dokumenten  und  An- 
bringen des  Konsulatssiegels 2        „       ^      » 

Für  Abfassung  einer  Vollmacht 10        .     —      » 

Haiti 10  Free. 

Beglaubigung  von  Fakturen  l^k  des  Werts. 

Italien. 8  Mk.  —  Pfg. 

Mexiko. 

Gebühren  für  Beglaubigung  einer  Unterschrift 4  Pesos. 

Beglaubigung  von   Zollfakturen  von  2  Pesos  aufsteigend 

je  nach  dem  Wert  der  Ware. 
Gebühren  für  sonstige  Beglaubigungen  gewöhnlich   .    .    .   2     . 
(1  Peso  «  4  Mk.) 

Niederlande 1  Mk.  70  P%. 

Österreich-Ungarn 2,i    —     „ 

Paraguay. 

Legalisation  eines  Couossements Pesos  1. — 

Anerkennang  einer  Firma  oder  Legalisation  eines  Schrift- 
stück»             ,      1.50 


500  flfufit^galmng,  Verogdm^ca  ele. 


ion  euer  G^eralToIlmaeht « P«oi    %.— 

„  „      SpecialTollmaeht ,     4— 

M  eines  Kaaf^ertraoB ,      IL— 

„  .     Bonstigen  Kontraktes „      &— 

TeBtamentserlediffang ^    lOr— 

Für  jede  andere  X^nüisation «      4.— 

(Der  Peso  wira  sn  4  Mk.  15  P%.  gerechnet) 
Pern. 

Für  die  Beurkundung  von  CSvilstandsakten  .    .    .  1  sol  («^  4  Mk.). 

Fftr  die  Aufnahme  von  Notaiiatsakten 4  soles. 

auüserdem  bis  cur  Summe  von  4000  soles  l^/o,  dar- 
über Vi«/o. 

Ausfertigung  Ton  Vollmachten 5     ^ 

Für  Übersetzung  von  Dokumeuteu   oder  Beglaubigungen 
von  Übersetzungen 

für  die  erste  Seite 8     , 

für  jede  weitere  Seite 1     , 

Erteilung  von  Ausfertigungen  und  Bestätigung  von  Unter- 
schriften oder  Dokumenten 

für  die  erste  Seite  des  Originals 2     , 

für  jede  übrige  Seite 1     . 

Portugal 6  Mk.  75  P%. 

Rum&nien    ......    r 4     „    —    , 

Jlufsland. 

Für  eine  Geburts-,  Heirats-.  Rrankheits-,  Lebens-, 
Todes -Urkunde  oder  ein  Zeugnis  Über  die  Iden- 
tität einer  Person 2  Rubel  —  Kop. 

Für  Legalisation  der(Unterschriften  von  obrigkeit- 
lich oder  notariell  vollzogenen  Akten  über  Im- 
mobilien und  derg[L 

bei  Werten  bis  zu  500  Rubel 1       .       —     , 

über  500  bU  1000  Rubel 1       ^       50, 

über  1000  Rubel 2       „       —     , 

und  aufserdem  Vb^Io  des  betreffenden  Werts. 

Für  sonstige  Beglaubigung  einer  Vollmacht  oder 

Unterschrift 2       „       —     , 

(Der  Rubel  wird  zu  3  Mk.  25  Pfg.,  50  Kopeken  werden  zu  1  lu. 
65  Pfg.  gerechnet) 

Schweden  und  Norwegen 4  Mk.  —  Pfg. 

Schweiz 4    „    —    „ 

Spanien. 

Jegliche  Beglaubigung  von   Unterschriften  oder  Ur- 
kunden irgendwelcher  Art  ist  mit  einer  Gebühr  von 
10  Pesetas  und  20  ^/o  Kriegpsteuer  belegt. 
Ursprungszeugnisse  machen  eine  Ausnahme  und  kosten 

nur  5  Pesetas. 
Vertragsurkunden  unter  dem  Wert  von  10000  Pes.   ...     20  Pes. 

bis  50000 V9<>/o  Zuschlag 

bis  100000 ViVo         „ 

mit  20®/o  Kriegssteuer. 
Durchschnittlicher  Kurswert  von  1  Peseta  81,4  Pfg.) 

Türkei 8  Mk.  —  Pft. 

Venezuela «8     „    —    « 

Beglaubigung  von  Fakturen 

bis  zu  BOO  Mk 8     »    —    „ 

bis  zu  9200  Mk 16     „    —    n 

bei   höheren  Beträgen  für  je    1600  Mk.  oder 

deren  Bruchteile  je 4     „    —    ,, 
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Beglanbigang  der  UnterBchriften  einer  Yollmaoht .    ,16  Mk.  —  P^. 
BM^laoblganff  der  Unterschriften  eines  in  Gegenwart 

des  Konsuls  geschlossenen  Vertrags 40     ,    —    , 

Yereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Qebühren  fBr  Beglanbigang  Ton  Faktoren    .    .    .    .10    ,,    60    ,, 
(Gebühren    fUr   Beglanbignng   der   Unterschrift  von 

Privatpersonen 8    »BO» 

Beglanbignng   der  Unterschrift   von   Amtspersonen, 

welche  die  Urkunde  mit  dem  Amtssiegel  yersehen 

haben 8    |,50. 


Der  Betrag  der  Konsnlatsgebühr  ist  mit  den  zu  beglaubigenden  Ur- 
kunden einzusenden,  und  aufseraem  ist  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Ur- 
kunde zur  Aushändigung  an  die  Beteiligten  dem  Amtsgericht  zurfick- 
gegeben  werden  soll,  die  Gang^ebühr  des  Justizministerialaufvrärters  bei- 
snftgen.  Dieselbe  beträgt  60  Jr&,,  für  die  Gänge  zum  amerikanischen  and 
zum  rumänischen  Ronsnl  aber  derzeit  80j^fg. 

§20. 
Aolaergeriohtliohe  Eide. 

Wegen  Abnahme  anfsergerichtlicher  Eide  in  Bechtsangelegen- 
heiten,  welche  vor  ausländischen  Behörden  anhängig  sind  oder  anhängig 
gemacht  werden  sollen '^  ist  zu  TergL  der  Erlafs  des  Justizministeriums 
an  die  Amtsgerichte  vom  10.  Mai  1885,  betreffend  Anträge  auf  Beweis- 
anfhahmen,  von  deren  Ergebnis  Gebrauch  im  Ausland  gemacht  werden 
soll,  Amtsblatt  S.  22,  und  §  87  Ziff.  2  der  Gerichtskostenordnung  vom 
11.  November  1899.  Die  Abnahme  anfsergerichtlicher  Versiche- 
rungen an  Eidesstatt  ist  ganz  wie  die  Abnahme  anfsergerichtlicher 
Eide  zu  behandeln.  Die  Abnahme  der  Eide  und  eidesstattlichen  Versiche- 
rongen  hat  durch  die  Amtsgerichte  zu  geschehen. 

Anhang. 
Internationale  Nachlarsbehandlung. 

1.  Der  §  45  der  Verfügung  des  Justizministeriums  vom  14.  September 
1889,  betreffend  das  Nachlafswesen,  Amtsblatt  8.  210  ff.,  lautet: 

^Ist  der  Erblasser  ein  Ausländer,  so  sind  bei  der  Sicherung  und 
Auseinandersetzung   des  Nachlasses  neben  den  Bestimmungen  der 

9)  78,  74  des  Gesetzes  fiber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
erichtsbarkeit  und  der  Artikel  9,  24  bis  31  des  Einfuhrungsgesetzes 
zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch   die  Vorschriften    der  mit  den  aus- 
wärtigen Staaten  geschlossenen  Staatsverträge  fi'enau  zu  beobachten.* 
EUnschTäKige  Bestimmungen  enthalten  folgende  Staatsverträge,  welche 
das  Deutsche  Keich  mit  nachstehenden  in  alphabetischer  Reihenfolge  auf- 
geführten Staaten  abgeschlossen  hat: 

Brasilien,  Vereinbarung  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  fiber 
die  Mitwirkung  der  beiderseitigen  konsularischen  Vertreter  bei  der 
Regelung  von  flachlässen  ihrer  Staateangehörigen. 

Vom  ^;  m"""^' 8^>  Reichs-GesetzbUtt  von  1899,  S.  547. 
Diesbezfigliche  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  24.  Sep- 
tember 1899,  Reichs^Gesetzblatt  S.  550. 


1)  S.  beispielsweise  die  zur  Erbeslegitimation  behufs  Hebung  von 
Verlassenschaften  in  Nordamerika  erforderliche  eidliche  Deposition  zweier 
Zeugen.    (WOrttemb.  Gerichtsblatt,  Band  XXI,  S.  2.) 
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Bulgarien,  siehe  Tfirket. 

Golumbien,  Freandeehafte-,  Handels-  und  Schiffahrtayertrag  venu 28.  Juli 

1892  (Reichs  Gesetsblatt  von  1894,  ».  47i:|  Artikel  9  wid  21. 
Orieeheniand,  Konsulanrertrag  vom  26.  Mai  1881  (Bwclis-G^eaetiiilatt 

▼on  1882,  S.   101)  Art  9  und  15  ff.  und  Handels-  und  Schiffahrt»- 

▼ertrag  Tom  9.  Jnli  1884  (Beichs-Gesatsblatt  von  1885,  8.  2^  Art  2. 
Guatemala,  Freundschafts-  nnd  Konsularvertrag  yom  20.  September  1887 

(Reichs-QesetsbUtt  von  1888,  S.  288)  Art  9  Abs.  %  Axt  25. 
Hondnras,  Frenndschafts-  nnd  Ronsnlarrertrag  vcnn  12.  Desember  1887 

(Heichs-Gesetzblatt  von  1888,  S.  262)  Art.  25. 

Italien,  Konsularvertrag  vom  "^.y^fa^^STT  (^«gBl»*^^  ^o*^  1882  S.  118) 
Art.  11,  12  nnd  18,  und  Handels-,  Zoll  und  Schiffahrtsvertrag  vom 
6.  Dezember  1891  (Reichs-Gesetsblatt  von  1892  8.  97)  Art.  2. 

Japan,  Handels-  nnd  Schiffahrtsvertrag  vom  4.  April  1896  (Reichs-Qesetz- 
blatt  S.  715)  Art  1,  Konsolarvertrag  vom  gleichen  Tage  (Eteichs- 
Gesetsblatt  S.  782)  Art  10,  14. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  7.  Juli  1899,  Beichs- 
Gesetzblatt  S.  864. 

Mexiko,  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  5.  Desember 
1882  (Reichs-Gesetzblatt  von  1888  S.  24;n  Art.  15. 

Kiearagua,  Freundschafts-,  Handels-,  Hchifiahrts-  und  Konsulanrertrsg 
vom  4.  Februar  1896  (Reichs-Gefletzbiatt  von  1897  S.  171)  Art  5,  9, 25. 

Niederlande,  Deklaration,  betreffend  die  Alisdehnung  der  zWisehea 
Preufsen  und  den  Niederlanden  am  16.  Juni  1856  abeesehloosenea 
Konsular  Konvention  auf  die  Konsuln  des  Deutschen  Keiehs  in  dea 
niederländischen  Kolonien,  vom  11.  Januar  1872  (Reiehs-G«setsblatt 
S.  67)  vgl.  mit  Art  11  der  Konvention  vom  16.  Juni  1856  (a.  a.  0. 
S.  74> 

Nordamerika,  siehe  Vereinigte  Staaten. 

Oranje-Freistaat,  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  vom  28.  Aprü 
1897  (Reichs-Gesetzblatt  von  1898  S.  98)  Art.  8,  16. 

Persien,  Freundschaftsvertrag  vom  11.  Juni  1878  (Reichs  -  Gesetzblatt 
S.  851)  Art.  15. 

Rumänien,  siehe  TürkeL 

Rufsland,  Handels-  und  Schiffahrts vertrag  vom  gg  j""^^^  ^^^  (Reichs- 
Gesetzblatt  S.  158)  Art  2,  Abs.  1,  Konvention  über  die  R^^efosg 
von  Hinterlassenschaften  vom  ^^  ^oktob^'  ^^^"^  (Reichs-Gesetsblatt 
von  1875  S.  186)  und  Konsularvertrag  vom  ^  ^^^^  1874  (Reichs- 
Gesetzblatt  von  1875  S.  145)  Art.  9. 

Vergleiche  hierzu  die  Verfügungen  des  Justizministeriums,  be- 
treffen a  die  Anwendung  der  Konvention :  vom  17.  Mai  1895,  Amts- 
blatt S.  24,  und  vom  zJ.  Februar  1897,  Amtsblatt  S.  11,  sowie  die 
Erlasse  an  die  Amtsgerichte  Stuttgart -Stadt,  Stuttgart -Amt  nnd 
Oannstatt  vom  17.  Mai  1895  und  vom  1.  Juli  1896,  welch  letztere 
das  von  diesen  Gerichten  speciell  einzuhaltende  Verfahren  regeln. 

Salvador,  Freundschafts-  etc.  Vertrag  vom  18.  Juni  1870  (Reichs-öesetz- 
blatt  von  1872  S.  377)  Art  27,  verlängert  durch  Konvention  vom 
12.  Januar  1888  (Reichs-Gesetzblatt  von  1889  S.  197). 

.Serbien,  Konsularvertrag  vom  6.  Januar  1888  (Reic^-Gesetzblatt  S.  62) 

Art.  9  und  11—28,  und  Handels-  und  Zollvertrag  vom  -^  August  1892 
(Reichs-Gesetzblatt  von  1898  S.  269)  Art.  2. 
Spanien,  Konsularvertrag  vom  ^^^^^  Art  11  und  12  (Reg.Blatt 
von  1882  S.  182)i 
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Bfidftfrik  Anis  ehe  Republik,  IVeandseluift»-  und  HandelsTertnur  vom 

92.  Jeaiwr  188S  (ReichB-GesetsbUtt  tod  1886  8. 209)  Art  15  and  17  ff. 

Ttrkei,  Freondflchalte-,  Handele-  und  Sehiflahrtsvertrag  vom  26.  Anglist 

1880  (Beiche-Gesetiblsit  von  1891  8.  117)  Art.  24,  wodurch  der  Yef^ 

traff  zwischen  Preulsen  und  der  Türkei  Toni  22.  Mftn  1761  (alten 

Stils)  aufrecht  erhalten  und  auf  das  Deutsche  Heich  ausgedehnt  wird. 

Dieser  letstere  Vertrag,  welcher  in  der  Tom  Answftrtigen  Amt 

herausgegebenen  Sammlung  deutscher  KonsularFertrftge  8.  158  und 

in  der  Beichstagsdrucksache  Nr.  170  der  ersten  Session  1890  8.  184 

abgedruckt  ist,  gilt  auch  noch  ff^genüber  von  Bulgarien  und 

Rumänien.    Der  Vertrag  trifft  m  Art.  6  Bestimmungen  über  die 

Bdiandlung  tou  Hinterlassenschaften   deutscher  ReichsangehSriirer 

in  der  Tüftei. 

Tunis,  Erklärung  swischen  dem  Reiche  und  Frankreich,  betreffend  die 

Regelung  der  Vertragsbeziehungen  swischen  Deutsehland  und  Tunis 

vorn  18.  November  1896,  Reichs- Gesetzblatt  von  1897  8.  7. 

Uruguay,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  20.  Juni  1892  (Reichs- 

Gesetablatt  von  1894  8.  505)  Art  1  und  5.    Aufser  Kraft  getreten 

am  81.  Juli   1897,  jedoeh   durch  Übereinkunft  vom  5.  Juni    1899 

(Reichs-Gesetzblatt  yon  1900  S.  5)  mit  Ausnahme  des  Art  6  wieder 

m  Kraft  ff esetit 

Vereinigte  Staaten  yon  Amerika,  Konsularrertrag  vom  11.  De« 

sember  1871  (Reiehs-Gesetzblatt  von  1872  8.  95)  Art  10  und  11. 
Zanzibar,  Frenndschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  20.  De- 
zember 1885  (Reichs-Gesetzblatt  von  1886  S.  261)  Art  20. 
Feiner  kommen  in  Betracht  die  Vertrüge,  welche  von  dem  vor- 
maligen Zollverein  mit  folgenden  Staaten  abgeschlossen  worden  sind: 
Argentinien,  Handels-  und  Schiffiüirtsvertrag  vom  19.  September  1857 

(RMp.Blatt  von  1859  S.  125)  Art.  9. 
Chile,  ]Rreundschafts- ,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom«l.  Februar 

1862  (Reff.BUtt  von  1863  8.  248)  Art  10-12. 
Siam,  Fieunaschafts-,   Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  7.  Februar 
1862  (Re(^.Blatt  von  1864  8.  175)  Art  15. 

Für  die  mtemationale  Nachlafsbehandlung  können  auch  Vertrags- 
bestimmungen von  Bedeutung  sein,  worin  das  Meistbegfinsti^ngsrecht  rar 
die  Befugnisse  der  Konsuln  zugesichert  ist  In  dieser  Hinsicht  konmit 
Art  12  des  Schiffahrtsvertrags  zwischen  dem  deutschen  Zollverein  und 
Frankreich  vom  2.  August  1862  (bekannt  gemacht  durch  K.  Verordnung 
vom  7.  Juni  1865,  Reg.Blatt  8.  131,  Anhang  hierzu  S.XCIIIff.]|,  der  durch 
Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  vom  10.  Mai  1871  (Reichs-Gesets* 
blatt  S.  223>  wieder  in  Kraft  gesetzt  worden  ist,  in  Betracht;  ebenso 
Art  20  des  Handels-  und  Zollvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Österreich-Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  (Reichs -Gesetzblatt 
1892  S.  3). 

Wegen  der  Todesfalle  Dänischer  und  Schwedisch-Norwegi- 
scher Staatsangehöriger  siehe  oben  §  17. 

^  Nach  J  19  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
7.  i^ril  1900  (Reichs-Gesetzblatt  8.  21d)M  gelten  in  den  Konsulargerichts- 
bezirken  für  die  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen,  so- 
weit nicht  in  diesem  Gesetz  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist,  die  dem 
bürgerlichen  Redite  angehörenden  Vorschriften  der  Reichsgesetze  und  der 
daneben  innerhalb  Preufsens  im  bisherigen  Geltungsbereiche  des  Preu- 
isischen  Allgemeinen  Landrechts  in  Kraft  stehenden  allgemeinen  Gesetze 
sowie  die  Vorschriften  der  bezeichneten  Gesetze  über  das  Verfahren  und 
die  Kosten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  Konkurssachen  und  in 

1)  In  Kraft  getreten  seit  1.  Januar  1901  (Kaiserliche  Verordnung  vom 
25.  Oktober  1900,  Reichs-GesetsbUtt  8.  999). 
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Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Eine  besondere  Be- 
stimmuDg  über  die  Testamentserrichtonff  trifft  §  88,  eine  solche  nber  du 
Beschwerderecht  §  48  des  Gesetses.  Üoer  die  Zustellongen  an  die  der 
Konsnlarfferichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  im  Konsn&trgerichtsbesirk 
enthält  Vorschriften  der  §  2S  des  Gesetses^). 

8.  Eine  Obersicht  über  die  Orte,  an  denen  sich  mit  G^chtsbarkeit 
ausgestattete  oder  solche  kaiserliche  Konsularbeamte  befinden,  welchen 
ffemä(s  §  20  des  Gesetses  vom  8.  November  1867  über  die  Organisation  der 
Bondeskonsulate  etc.  etc.  (Bandes-Gesetzblatt  8.  187)  die  Befugnis  rar  Ab- 
hömn^  von  Zeugen  und  cur  Abnahme  von  Eiden  erteilt  ist,  ist  am  Schlufii 
als  Beüage  angefügt. 

4.  Für  die  Sicherung  des  Nachlasses  eines  Ausländers  haben  die 
Nachlafafferichte,  in  deren  Bezirk  das  Bedürfnis  der  Fursoige  hervortritt 

Sgl.  §  '^l  des  GJ'.G.)  dureh  Ergreifung:  der  in  §§  1960  und  1961  des 
ürgerlichen  Gesetzbuches  vorgesehenen  Mafsregeln  zu  sorgen.  Hierbei  ist 
jedoch  zu  beachten,  dafs  viel&ch  in  den  Staatsvertrfiffen  die  ausw&rtigen 
Konsuln  zur  Sicherstellnng  des  Nachlasses  oder  zur  Mitwirkung  bei  der 
Sicherstellung  berufen  sind  (vgl.  insbesondere  die  Verträffe  mit  Griechen- 
land, Japan,  Kufsland,  Serbien  und  Spanien).  In  solchen  Fällen  haben  die 
Nachlafs^erichte  für  die  rechtzeitige  in  den  Verträgen  vorgesehene  Be* 
nachrichtigung  der  fremden  KonsuUi  Sorge  zu  tragen;  für  Todesfälle 
russischer  Unterthanen  treffen  diesbezügUdie  specielTe  Anordnungen  die 
oben  Ziff.  1  unter  „Bufsland"  angeführten  Vertilgungen  und  Erlasse  des 
Justizministeriums. 


internationale  Vormundscliafts-  und  Pllegsciiaflebeiiandlung. 

1.  Die  in  Deutschland  f^eltenden  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts  über  Geschäftsfähigkeit,  beschränkte  Geschäftsfähigkeit  und 
Geschäftsu«Ahtff keit  sind  in  Art.  7  vel.  mit  Art  27  und  29  des  Etnfuhrungs- 

Sesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  enthalten.  Die  Entmfindiffung  eines 
lusländers  ist  in  Art.  8  daselbst  geregelt.  Femer  lautet  Art  23  daselbst: 
„Eine  Vormundschaft  oder  eine  Pflegschaft  kann  im  Inland  auch 
über  einen  Ausländer,  sofern  der  Staat,  dem  er  angehört,  die  Für^ 
sorge  nicht  übernimmt,  angeordnet  werden,  wenn  der  Ausländer 
nach  den  Gesetzen  dieses  Suates  der  Fürsorge  bedarf  oder  im  In- 
land entmündigt  ist. 

1)  Die  Konsularfi^richtsbarkeit  wird  in  den  Ländern  ausgeübt,  in  denen 
ihre  Ausübung  durch  Herkommen  oder  durch  Staatsverträ^e  gestattet  ist 

gl  des  Gesetzes.)  Diese  Länder  sind  zur  Zeit  China.  Siam,  Persien, 
orea,  Zanzibar,  die  Türkei  mit  den  ihrer  Oberhoheit  unterworfenen 
LüAdem,  Marocco,  und  in  beschränktem  Umfang  Effjpten,  Bulgarien, 
Rumänien  und  Serbien.  Aufgehoben  ist  die  EkOnsulargerichtsbarkeit 
in  Bosnien  und  der  Herzegowina  zu  Gunsten  der  österreichischen,  und  in 
Tunis  zu  Gunsten  der  französischen  Gerichtsbarkeit,  femer  in  Japan. 
Wegen  der  Anwendung  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in 
den  deutschen  Schutzgebieten  siehe  oben  Note  zu  §  1.  Der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit sind  (nach  §  2  des  Gesetzes)  unterworfen:  1.  Deutsche, 
soweit  sie  nicht  in  dem  Lande,  in  dem  die  Konsulargerichtsbarkeit  aus- 

geübt  wird,  nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  das  Recht  der 
Ixterritorisdität  geniefsen;  2.  Ausländer,  soweit  sie  für  ihre  Rechtsverhält- 
nisse durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  oder  auf  Grund  einer  solchen 
dem  deutschen  Schutze  unterstellt  sind.  (Schutzgenossen.)  Zu  vgl.  auch: 
Anordnung  des  Reichskanzlers  vom  27.  Oktober  mX),  betreffend  die  Kon- 
sulargerichtsbarkeit über  Schutzgenossen.  (Centralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  S.  574.) 


DetttBchhuid:  WQrttemberg.  5Q5 


Das  deutsche  VonnuBditehaflagerieht  kanii  yori&iifige  Mafsregehi 
treiFen,  solange  eine  Yormundseliaft  oder  Pflegschaft  nicht  an- 
geordnet ist** 

m  den  hier  bezeichneten  „rorlftnflgen  Mafsreeeln''  ist  gemäfs  §  44 
des  O.F.G.  auch  das  Yonnundsehaftsgericht  znstän^g,  in  dessen  Bezirk 
das  Bedürfnis  der  Fürsorge  hervortritt.  Im  übrigen  richtet  sich  beim  Vor- 
liegen der  Voraussetzungen  des  angeführten  Art.  28  Abs.  1  die  drtiiche 
Zustftndi^keit  des  Vormundschaftegerichts  für  die  Vormundschaft  über 
Auslftnaer  (wie  über  Inländer)  gemftfs  §  86  Abs.  1  des  Gt.F.G.  nach  dem 
inländischen  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  nach  dem  in- 
Iftodischen  Aufenthaltsort,  flat  der  Auslän&r  im  Inland  weder  Wohnsitz 
noch  Aufenthalt,  so  fehlt  hiemach  ein  5rtlicfa  zuständiges  inländisches 
Gerieht.  Dagegen  ist  nach  §  87  Abs.  2  des  G.F.O.  für  die  Pflegschaft 
(|  1909  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs)  über  einen  Ausländer,  für  den  bei 
einem  inländischen  Gkricht  eine  Vormundschaft  nicht  anhän^g  ist  und  der 
im  Inlande  weder  Wohnsitz  noch  Aufenthalt  hat,  das  Gericht  zuständig, 
in  dessen  Bezirke  das  Bedürfnis  der  Fürsorge  hervortritt.  Dies  wird  ins- 
besondere dann  vorkommen,  wenn,  wie  beispielsweise  in  Nordamerika, 
nach  dem  Rechte  des  Auslandes  eine  dortige  vomrandschaft  oder  Pfleg- 
schaft sich  nicht  auf  das  in  Deutschland  befindliche  Vermögen  erstreckt 
und  daher  hinsichtlich  eines  solchen  Vermögens  auf  die  Bestellung  einer 
smslftndischen  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  überhaupt  nicht  zu  rechnen 
ist.  Die  Anordnung  einer  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  über  einen  Aus- 
länder, der  nicht  im  Inland  entmündigt  ist  (Art.  23  Abs.  1  erster  Fall  des 
Einfuhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch)  ist  nach  Art.  52  Ziff.  17 
des  Ausfuhrungsgesetses  zum  Bürgerl»äMn  Gesetzbuch  dem  Amtsgericht 
vorbehalten. 

Die  Zuständigkeitsnorm  des  §  87  Abs.  2  des  G.F.G.  zur  Bestellung 
einer  Pflegschaft  über  einen  Ausl&ider  greift  auch  Platz  bei  der  Pfleg- 
schaft über  Gebrechliche  (§88  des  G.F.G.  und  §  1910  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs)  und  bei  der  Pflegschaft  über  Abwesende  (§  89  des  G.F.G. 
und  §  1911  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs).  Über  die  Bestellung  eines  Ab- 
wesenheitf^pflegers  im  Anseinandersetzungsverfahren  vor  dem  Nachlafs- 
gericht  trifft  Bestimmung  der  8  88  des  GJ^.G.,  wobei  das  Gesetz  nicht 
unterscheidet,  ob  der  Abwesenae  Inländer  oder  Ausländer  ist. 

Für  die  Verrichtungen  des  Vormundschaftsgerichts,  die  nicht  eine 
Vormundschaft  oder  eine  Pflegschaft  betreffen,  bestimmt  sich  gemäfs  §  48 
des  G.F.G.  die  Zuständigkeit  nach  §  86  Abs.  1  und  2  daselbst.  Hiemach 
fehlt,  wenn  die  beteiligte  Person  Ausländer  ist  und  im  Inland  weder 
Wohnsitz  noch  Aufenthalt  hat  —  von  vorläufigen  Mafsregeln  nach  Art.  28 
Abs.  2  des  Einfuhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  §  44 
des  GJP.G.  abgesehen  —  ein  örtlich  zuständiges  inländisches  Gericht. 

Für  die  Führung  einer  im  Inland  bestellten  Vormundschaft  oder 
Pflegschaft  ist,  auch  wenn  die  Voraussetzungen  der  Bestellung  einer 
solchen  sich  nach  ausländischem  Recht  bestimmen,  stets  in  formeller  und 
materieller  Beziehung  das  deutsche  Recht  mafsgebend. 

2.  Die  Zuständigkeit  für  Vormundschaften  über  Deutsche, 
welche  im  Inland  weder  Wohnsitz  noch  Aufenthalt  haben,  ist  in  §  86 
Abs.  2  des  G.F.G.  geregelt.  Für  das  etwaijge  Bedürfnis  der  Bestellung 
einer  Vormundschaft  durch  das  inländische  Gericht  kommt  übrigens  auch 
in  Betracht,  dafs  unter  Umständen  dem  deutschen  Konsul  die  Bemgnis  zur 
Bestellung  der  Vormundschaft  eingeräumt  ist  (so  in  den  Ländern,  in  wel- 
chen Konsulargerichtsbarkeit  gilt,  und  nach  manchen  Staatsverträgen ^), 
z.  B.  mit  Italien  Art.  11  Ziff.  7  und  mit  Spanien  Art.  11  Ziff.  8),  dafs  in 
den  deutschen  Schutzgebieten  der  von  dem  Keichskanzler  ermächtigte  Be- 


1)  Siehe  oben  S.  501  ff. 
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amte  die  Yerrichtniigeii  des  VoTmundschaftsgeiichtB  aasfibt  (§  2  des  Schatz- 
gebietsgesetzes in  der  Fassung  yom  25.  Juli  1900,  Reichs-Gksetzblatt  8. 813), 
endlich  dafs,  falls  dies  im  Interesse  des  Mündels  liegt,  die  Anordnang  der 
Vormundschaft  im  Inland  bei  bereits  im  Ausland  bestehender  Vormund- 
schaft unterbleiben  oder  die  bei  dem  inl&ndischen  Gericht  anhäns^ge  Vor- 
mundschaft an  den  ausländischen,  zur  Übernahme  bereiten  Staat  abgegeben 
werden  kann  (S  47  des  G.F.G.). 

Für  die  Pflegschaft  über  Deutsche,  welche  im  Inland  weder 
Wohnsitz  noch  Aufenthalt  haben,  finden  gem&Ts  §§  87,  88  und  89  des  O.F.G. 
die  Zuständigkeitsvorschriften  des  §  86  Abs.  2  gleichfalls  Anwendunj^. 

8.  Im  Falle  der  Pflegschaftsbestellung  für  einen  Abwesenden  (Bürger- 
liches Gesetzbuch  §  1911,  GJ'.G.  §§  89,  88)  erfordert  die  Rücksicht  auf  die 
Interessen  des  Abwesenden,  dafs  er,  falls  sein  Aufenthalt  bekannt  ist,  als- 
bald yon  der  erfolgten  Pflegerbestellung  in  Kenntnis  gesetzt  wird;  dies 
hat  mittelst  Einschreibesendung  ge^en  Kückschein  zu  geschehen. 

4.  Das  Gesetz  yom  28.  Jum  1876,  Beg.Blatt  S.  268,  wonach  zur 
Übertragung  einer  Vormundschaft  an  Personen,  welche  nicht  Angehörige 
des  Deutschen  Reichs  sind  oder  welche  aufserhalb  des  Gebietes  des 
Deutschen  Reichs  wohnen,  die  Genehmigung  des  Justizministeriums  ein- 
zuholen war,  ist  durch  Art.  288  Ziff.  &  oes  Ausföhrungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  aufgehoben.  Das  Vormundschalt^^richt  kann 
jetzt  an  sich  auch  einen  Ausländer  zum  Vormund  bestellen,  nur  besteht 
für  diesen  keine  Verpflichtung  zur  Übernahme  (zu  ygl.  §  1785  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs). 

Vereinigte  Staaten  yon  Amerika. 

Betreffend  den  Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten  yon 
Amerika  wird  besonders  noch  folgendes  bemerkt: 

1.  Über  die  zur  Üebung  yon  nichtmilitärischen  Verlassenschaften  in 
den  Vereinigten  Staaten  yon  Nordamerika  erforderlichen  Urkimden  giebt 
Aufschlufs  £e  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  yom  28.  Dezember 
1882  (Württ.  Gerichtsblatt  Bd.  21  S.  2  ff.,  auch  abgedruckt  bei  Mayer,  das 
Württember^ische  Gesetz  über  das  Notariatswesen  etc.  1887  S.  255);  ygL 
hierzu  auch  die  oben  zu  §  15  citirte  Bekanntmachung  des  Justizministeriums 
yom  10.  Juli  1891. 

Wegen  der  Beglaubigung  der  den  Württembergischen  Behörden  yor- 

felegten  amerikanischen  Burgerrechtsurkunden  siehe  die  Bekanntmachung 
es  Justizministeriums  yom  4.  Mai  1898,  Amtsblatt  S.  23. 

2.  Zu  Art.  10  der  Konsularkonyention  yom  11.  Dezember  1871  ist  zu 
yergleichen  Erlafs  des  Justizmini i^teriums  an  die  Amtsgerichte  yom  15.  Mai 
1881  (Württ.  Gerichtsblatt  Bd.  XIX  S.  145),  wonach  die  yorgeschriebene 
Anzeige  yon  dem  in  Württemberg  erfolgten  Ableben  eines  Angehörigen 
der  Vereinigten  Staaten  yon  Amerika  mit  thunlichster  Beschleunigung 
unter  Anscmurs  des  Todesscheins  zu  erstatten  ist. 

8.  Einzelne  für  Erbschaftsfölle  in  Betracht  kommende  Bestinmiungen 
enthält  auch  der  zwischen  Württemberg  und  den  Vereinigten  Staaten  yon 
Amerika  unterm  10.  April  1844  abgeschlossene  Abzugsyertrag  (bekannt 
gemacht  unterm  12.  Oktober  1844,  Reg.Blatt  S.  471). 

4.  Bezüglich  der  Pensionsansprüche  yon  Soldaten,  welche  im  nord- 
amerikanischen Sezessionskrieg  gedient  haben,  sowie  yon  Angehörigen 
dieser  Personen  sind  zu  yer^eichen  die  Bekanntmachungen  des  Justiz- 
ministeriums yom  7.  Mai  1895,  Amtsblatt  S.  28,  und  yom  27.  Juli  1897, 
Amtsblatt  S.  41. 

Von  dem  Konsul  der  Vereinigten  Staaten  yon  Amerika  werden  bei 
Erhebung  yon  militärischen  Pensionsansprüchen  för  Beeidigung  der  Pen- 
sionäre und  ihrer  Zeugen  sowie  für  Beglaubigung  der  Zustänmgkeit  yon 
Beamten,  welche  solche  Beeidigungen  yorgenommen  haben,  Gebü&en  nicht 
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berechnet.    Die   Granggebdhr  des  Jnstizministerialaafw&rters   beträgt   in 
solchen  F&llen  50  Pfennig. 

5.  Nach  mehrfachen  Mitteilungen  des  Deutschen  Generalkonsulats  in 
New- York  lehnen  die  Naehlafs-  und  Vormundschaftsgerichte  in  den  Ver- 
einigten Staaten  jede  Thätigkeit  ab,  wenn  sich  dje  zu  bevormundenden 
Personen  oder  das  Nachlafsvermögen  oder  die  zu  verwaltenden  Pflegschafts- 
gelder nicht  in  ihrem  Jurisdiktionsbezirk  befinden,  ebenso  wie  sie  im  ent- 
gegengesetzten Fall  eine  Intervention  ausländischer  Vormundschafts-  oder 
Nachlafsgerichte  nicht  berücksichtigen. 

Audi  erfolgt  die  Bestellung  von  Vormündern  nicht  von  Amts  weffen, 
sondern  auf  Antrag  der  Interessenten,  wozu  die  Minderjährigen  selbst, 
wenn  sie  über  14  Jahre  alt  sind,  andernfalls  ihre  Eltern  oder  sonstigen 
Verwandten  legitimirt  sind.  Ersuchungsschreiben  um  Pfle^erbesteUunR  an 
amerikanische  Behörden  zu  richten,  ist  daher  ohne  Aussicht  auf  Enolg, 
vielmehr  ist  der  Antrag  auf  Herbeifühmne  einer  Pflegerbestellung  auf 
diplomatischem  Weg  in  aem  an  das  Justizministerium  zu  erstattenden  Be- 
ridit  zu  stellen  (siehe  oben  §  11).  Die  Abgabe  einer  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  geführten  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  an  eine 
deutsche  Behörde  erfolgt  gleichfalls  nicht  ohne  weiteres.  In  einigen  Staaten 
wird  verlangt,  dafs  der  nicht-amerikanische  Vormund  auch  bei  dem  ameri- 
kanischen Vormundschaftsgericht  eine  Bestellung  erwirkt;  in  den  meisten 
Staaten  aber  wird  die  Auslieferung  des  daselbst  befindlichen  Mündel - 
Vermögens  an  den  nicht-amerikanischen  Vormund  davon  abhängig  gemacht, 
dafs  meser  far  dessen  gewissenhafte  Verwaltung  bei  dem  Gencht  des 
Heimatstaates  in  doppeltem  Betrag  Bürgschaft  leistet  und  Abschrift  des 
Kautionsscheins  hierüber  vorlebt,  auch  die  Richtigkeit  seiner  Angaben  an 
Eidesstatt  versichert,  und  dafs  danach  das  nicht-amerikanische  Gencht  unter 
dem  Versprechen  der  Gegenseitigkeit  bestätigt,  dafs  das  Interesse  des 
Mündels  die  Auslieferung  erheischt. 

6.  Das  eheliche  Güterrecht  ist  in  den  einzelnen  Staaten  der 
nordamerikanischen  Union  in  der  verschiedenartigsten  Weise  geregelt  und 
unterlieft  einem  nicht  seltenen  Wechsel  der  Gesetzgebung.  Unter  diesen 
Umständen  ist  es,  obwohl  fast  überall  die  Ehefrau  über  ihr  bewegliches 
Eigentum  frei  verfügen  kann,  trotzdem  geboten,  an  der  Vorschrift,  dafs 
Dekrete  an  Ehefirauen  gleichzeitig  auch  an  deren  Ehemänner  zu  richten 
sind,  festzuhalten. 

7.  Der  Volljährigkeitstermin  ist  in  den  meisten  Staaten  der 
Union  für  Personen  beioerlei  Geschlechts  das  vollendete  21.  Lebensjahr; 
jedoch  erreichen  in  den  Staaten  Califomien,  Dakota,  Idaho,  Illinois,  Iowa, 
&.ansas,  Arkansas,  Missouri,  Minnesota,  Nevada,  Nebraska,  Maryland,  Ohio, 
Oregon,  Vermont  und  Washington  Ehefrauen  ihre  Volljährigkeit  schon  mit 
dem  vollendeten  18.  Lebensjahre. 

8.  Bei  den  vielen  gleichlautenden  Ortsnamen  in  den  Vereinigten 
Staaten  ist  es  unerläfslich,  den  betreffenden  Ortsnamen,  auch  wenn  es  sich 
um  grofse  Städte,  z.  B.  New- York,  Buffalo,  Philadelphia,  St.  Louis,  handelt^ 
den  Namen  des  Staats  (New -York,  Pennsjlvanien,  Missouri)  und  bei 
kleineren  Orten  auch  den  Namen  der  Grafschaft  (County)  beizusetzen 
(z.  B.  Jacksonville,  Bourbon  Gounty,  Kentuky). 

Ein  genaues  Verzeichnis  der  Ortsnamen  in  den  Vereinigten  Staaten 
ist  in  dem  „United  States  Official  Post-Guide*^  (Postbuch)  entnalten.  Ein 
solches  befindet  sich  auf  der  Registratur  des  Justizministeriums,  welche  in 
zweifelhaften  Fällen  um  Auskunft  angegangen  werden  kann. 

Niederl&ndiBche  Kolonien. 

Bei  Verlassenschaften  der  in  niederländischen  Kolonial- 
diensten verstorbenen  deutschen  Reichsangehörigen  erfolgt  die  Heraus- 
gabe gröfserer  Nachlafsmassen  durch  die  K.  niederländische  Regierung  an 
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die  deutsche  Geeandteehaft  im  Haag  nach  yoT^ßakOfttt  Betbringmig  be- 
glaubigter Erblegitimationsatteste  beEiehunRsweise  Voihnachtea. 

Kleinere  Verlaaeenechaften  im  Betrag  bis  zu  250  Gulden  hoU.  werden 
ohne  Torherige  PtöÄmg  der  Erbrechte  und  ohne  Beechafinng  beadgli^her 
Nadiweise  an  die  deutsche  GesandtBchaft  im  Haag  ausgefolgt,  welche  ihrer- 
seits unter  Saohwstellnng  der  niederl&ndisohen  Kegietang  ^e^^  etwaige 
R^amationen  für  Aosantwortitng  der  Nachlässe  an  die  legitimierten  firboi 
Sorge  tiftgt 

Heu-8üd- Wales. 

Nach  einer  Mitteünng  des  kaiserlich  Deutschen  Generalkonsulats  in 
JSj^dney  empfiehlt  es  sich,  um  unliebsamen  Veradgemneen  vorsubeiigenf  in 
die  Yolhnachten,  welche  aus  Anlafs  der  Regelung  von  pfachlissen  in  Neu- 
Süd-Wides  Verstorb^uier  auf  einen  dortigen  Anwalt  ausgestellt  werden, 
folgenden  Zusatz  aufsunehmen: 

„Ich  bestimme  femer  für  den  Fall  meines  Todes,  dafs  m&n. 
Testamentsvollstrecker  und  Nachlafsverwalter  in  gleicher  Weise,  wie 
ich  es  selbst  sein  würde,  gehalten  sein  sollen,  alle  Schritte  und 
Handlunjg^en,  die  mein  Herr  fievollmftchtigter  nach  meinem  Tode  kraft 
oder  aui  Grund  dieser  Vollmacht  oder  in  ihrem  Bahmen,  und  ehe  er 
von  meinem  Ableben  schriftlich  unterrichtet  worden  ist,  vorgenommen 
hat,  als  rechtsverbindKeh  für  sich  anzuerkennen.^ 

Die  Beteiligten  sind  vorkommenden  Falls  hierauf  aufinerksam  su 
machen. 

Benage. 

A.  Übersioht  der  Orte,  an  denen  aloh  Eaiaerliohe  siir  Aaa&bnng 
der  Gexiehtsbarkeit  befugte  Konsularbeamte  befinden. 

1)  In  China:  Amoj,  Ganton,  Hankau,  Schanghai,  Swatau,  Tientsin  und 

Tschifu; 

2)  in  Korea:  Söul; 

8)  in  Marocco:  Casablanca  und  Tanger; 

4^  in  Persien:  Buschär  und  Teheran; 

51  in  Bumänien^):  Bukarest,  Galatz  und  Jasi^; 

6)  auf  den  Inseln  der  Südsee,  soweit  sie  nicht  zu  einem  deut* 

sehen  Schutzgebiete  gehören  und  sofern  sie  nicht  einer 
vom  Reiche  anerkannten  anderweiten  Jurisdiktion  unter- 
worfen sind:  Apia  (Insel  Upolu  der  Schiffer  [Samoa-jinseln); 

7)  in  Serbien*):  Belgrad; 

8)  in  Slam:  Bankok; 

9)  auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  der  Levante:  Alezandrien*), 

Beirut,  Cairo"),  Jaffa,  Jerusalem,  Konstantinopel,  Kustschuk,  Saloiiik, 
Smyma,  Sofia  und  Vama; 
10)  in  Zanzibar:  Zanzibar. 


1)  Thats&chlich  wird^  von  den  Kaiserlichen  Konsulatsbehörden  in  Ra- 
mftnien  die  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  in  vollem  Umfang  ausgeübt. 

2)  Vgl.  Art.  XXV  des  Konsularvertrags  mit  Serbien  vom  6.  Janusr 
1883  (Reichs-Gesetzblatt  S.  62). 

8)  Vgl.  die  Gesetze  vom  30,  März  1874  (Reichs-Gesetzblatt  S.  28)  und 
vom  5.  Juni  1880  (Reichs-Gesetzblatt  S.  145),  sowie  die  Verordnungen  vom 
23.  Dezember  1875  (Reichs -Gesetzblatt  S.  881),  vom  23.  Dezember  1880 
(Beichs-Gesetzblatt  S.  192),  vom  15.  Februar  1897  (Reichs- Gesetzblatt  S.  17) 
und  vom  6.  Januar  1901  (Reichs-Gesetzblatt  S.  3). 
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B.  Überaioht  derjenigen  Konsularbeamten,  welchen  die  Befugnis 
sor  Abhörong  von  Zeugen  und  sur  Abnahme  yon  Eiden  er- 
teilt ist. 

(Nach  dem  Stand  des  im  Februar  1901  ausgegebenen  Yerzeichnisses  der 

Kuserlich  Deutschen  Konsulate.) 

1)  In  der  Argentinischen  Republik:   der  Generalkonsul  und  der 

Vicekonsm  in  Buenos  Aires; 

2)  in  Belgien:  der  Generidkonsul  und  der  Yicekonsul  in  Antwerpen; 

3)  in  Brasilien:  die  Konsuln  in  Bahiat^o  SalvadorJ^  Curitiba,  Desterro, 

Porto  Alegre,  Rio  de  Janeiro    und  So  Paulo; 

4)  in  Chile:  der  Generalkonsul  in  Valparaiso: 

6)  in  China:  der  Generalkonsul  und  Vicekoosal  in  Schanghai«  die  Konsttin 

in  Amoy,  Canton,  Futschau,  Hankau,  Swatau,  Tienuin  und  Tsohila ; 
6). in  Columbien:  der  Generalkonsul  in  Bogota; 

7)  in  Grofsbritannion  und  Irland:  der  Generalkonsul  und  die  Yice- 

konsuln  in  London; 

8)  in  den  Britischen  Besitzungen:  die  Generalkonsuln  in  Capstadt 

und  Sydney,  die  Konsuln  in  Boxnbay,  Hongkong,  Singapore,  Melbourne, 
der  Vicekonsnl  in  Capstadt; 

9)  in  Italien:  der  Generalkonsul  und  Yicekonsul  in  Genua,  der  Konsnl 

in  Messina; 

10)  in  Japan:  der  Generalkonsul  und  Yicekonsul  in  Yokohama,  die  Konsuln 

in  Hiogo-Osaka,  Nagasaki  und  Tamsui-Twatutia; 

11)  in  Korea:  der  Konsul  in  Söul; 

12)  in  Marocco:  der  Generalkonsul  in  Tanger,  der  Konsul  in  Casablanca; 

13)  in  den  Niederlanden:  der  Generalkonsul  und  Yicekonsul  in  Amster- 

dam; 

14)  in    den    Niederländischen   Besitzungen:    der   Generalkonsul   in 

Batavia; 

15)  in  Paraguay:  der  Konsul  in  Asuncion; 

16)  in  Persien:  der  Generalkonsul  in  Teheran,  der  Yicekonsul  in  Bosch&r; 

17)  in  Rumänien:  die  Konsuln  in  Bukarest,  Galats,  Jassj; 

18)  in  Serbien:  der  Konsul  in  Belgrad; 

19)  in  Siam:  der  Generalkonsul  in  Bangkok: 

20)  auf  den  Inseln  der  Südsee:  der  mit  Wahrnehmung  konsularischer 

Befugnisse  beauftragte  Gouverneur  in  Apia,  sowie  der  Yicekonsul 
daselbst; 

21)  in  der  Südafrikanischen  Republik:   die  Konsuln  in  Johannes- 

burg und  Pretoria; 

22)  auf  der  Balkanbalbinsel  und  in  der  Levante:   die  General- 

konsuln in  Beirut,  Konstantinopel,  Sofia;  die  Konsuln  in  Alezandrien, 
Cairo,  Port  Said,  Jerusalem,  Kustschuk,  Salonik,  Serajevo^  Smvma; 
die  Yicekonsuln  in  Alezandrien,  Cairo,  Konstantinopel,  Sofia,  Yama, 
Jaffa;  der  Kanzlerdriwoman  in  Beirut,  Salonik; 
in  Tunis:  der  Generalkonsul  in  Tunis; 


24)  in  Uruffuay:  der  Konsul  in  Montevideo; 

25)  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika:  die  Generalkonsuln 

in  New -York,  San  Francisco,  die  Konsuln  in  Chicago,  Cincinnati 
New- York,  St.  Louis,  die  Yicekonsuln  in  Chicago,  New- York,  San 
Francisco ; 

26)  in  den  Besitzungen  der  Yereinigten  Staaten  von  Amerika: 

die  Konsuln  in  Havanna  und  Manila; 

27)  in  Zanzibar:  der  Konsul  und  der  Dragoman  in  Zanzibar. 
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IL    Auswärtige  Staaten. 

Amerika,  Terelsivte  Stamten. 

1.  Ges.  vom  17.  Febr.  1898  über  die  Kfistenscbiffahrt,  insbesondere 
den  Ansscblnfs  fremder  Scbiffe  von  derselben.  (^An  ad  to  amend  (he 
law8  rdating  to  navigaiion^  Congr.  Session  n  1897—98  eh.  26.) 

2.  Oes.  vom  1.  Juni  1898  über  Scbiedsgerichte  in  Bezog  auf 
Arbeitsvertrüge. 

3.  Patentgesetse  vom  10.  und  18.  Jant  1898. 

4.  Oes.  vom  28-  Juni  1898,  betr.  die  indischen  Grebiete.  {^An 
aet  for  the  protection  of  people  of  (he  Indian  Territory  and  for  ikher 
purposes,) 

5.  Konknrsordnang  vom  1.  Juli  1898.  (An  ad  to  estcüilMh  a  fim- 
form  System  of  hankruptcff  (hroughout  (he  Unittd  States.)  ^). 

6.  Proklamation  vom  7.  Jali  1898,  betr.  die  Annexion  der 
Hav^aSti-Inseln.  („Joint  resolution  to  provide  for  annexing  (he  HauHHam 
IsUmds  to  (he  United  Statte*".) 

7.  Reglement  des  Sapreme  Court  vom  28.  Nov.  1898*)  zur  Aus- 
illbrung  der  Konkursordnnng  vom  1.  Juli  1898. 

Belgien« 

Oes.    vom    8.   Aug.    1898,    betr.    Einrichtung   einer    beständigen 

Kommission   zum  Studium  der  Fragen  des  internationalen  Privatrechts. 

(Moniteur  Beige  18.  Aug.  1898,  No.  225.) 

Art  1.  Bei  den  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  der 
Justiz  wird  eine  bestftndige  Kommission  eingesetzt  zum  Studium  der  Fragen 
des  internationalen  Privatrechts. 

Art  2.    Die  Kommission  wird  betraut: 
A.  mit  dem  Studium  der  behufis  Kodifikation  des  internationalen  Privatr. 

rechts  zu  treffenden  Mafsnahmen; 
ß.  mit  der  Vorbereitung  der  von  den  Abgesandten  der  Regierung  bei  den 
Konferenzen  über  das  internationale  Pnvatrecht  zu  vertretenden  Grund- 
sätze; 
C.  mit  der  Begutachtnug  der  gegebenenfalls  bezüglich  dieser  Materie  in 
Vertrilge  mit  fremden  Staaten  aufzunehmenden  Bestimmungen  und  der 
ihr  von  den  Chefs  der  Ministerialabteilungen  vorzulegeimen  Fkagen 
des  internationalen  Privatrechts. 

Art  8.  Die  Kommission  wird  zusammengesetzt  aus  einem  Vorsitzenden 
und  vier  von  den  Ministem  des  Auswärtigen  und  der  Justiz  zu  ernennenden 
Mitgliedern.  Der  Kommission  werden  zwei  von  denselben  Ministem  zu  er- 
nennende Sekretäre  ohne  Stimmrecht  beigegeben. 


1)  Französische  Übersetzung,  historische  und  systematiBche  Einleitong 
sowie  fortianfende  Anmerkungen  von  Lyon-Caen  und  P.  Oovare  in 
Annuaire  de  legisltttion  etrangere  1899  (28,  ann^)  S.  759  £ 

2)  Französische  Übersetzung:  Annuaire  de  legislation  etrangere  1899 
(28.  anwfe)  S.  827. 
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BoliTia, 

Strafprozefsordnang  vom  6.  Aug.  1898  (444  Artikel). 

BrmsUleii. 

Ges.  vom  1.  Aug.  1898  über  das  Urheberrecht^)  (28  Artikel). 

Britisek  Indien. 

Strafprozefsordnang  vom  22.  Mttrz  1898')  (365  Artikel). 

Bnlff  arten. 

Oerichtsver&ssangsgesetz  vom  19./81.  Dezember  1898^). 

€Mle. 

Ges.  über  die  Pfandleihanstalten  vom  23.  Nov.   1898^). 

Colnmkien. 

Prefsgesetz  vom  23.  Ang.  1898^). 

€ost«-Riem. 

1.  Ges.  vom  22.  Jnni  1898  (die  Dauer  der  persönlichen  Schuldhaft 
anf  2  Tage  für  je  einen  peao  beschränkend). 

2.  Ges.  vom  17.  Sept.  1898,  betr.  Abänderungen  der  Qvilprozefs- 
ordnung  (insbesondere  catäio  judicaium  solvi). 

BlnemnrlL. 

1.  Ges.  vom  7.  Jan.  1898,  betr.  die  Haftpflicht  der  Unternehmer 
für  Unfälle  ihrer  Arbeiter  sowie  deren  Versicherung'). 

2.  Ges.  vom  19.  Mai  1898,   betr.  den  Erwerb  und  den  Verlust 
der  Staatsangehörigkeit'). 

EenmAer. 

Gesetz   über  die  Organisation   der   inneren  Staatsverwaltung  vom 
5.  Dez,  1898»). 


1)  FranzÖdsche  Obersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  956. 
2}  £ntstehnng8gescbichte    und    Inhaltsübersicht:     Annaaire   a.    a.    O. 
a  968—976. 

3)  Bericht:  Awnuaire  a.  a.  0.  S.  684. 

4)  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  922. 

5)  Inhaltsübersicht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  905. 

6)  Franz.  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  6.  567. 

7)  Franz.  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  578. 

8)  Inhaltsübersicht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  908. 
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Ges.  vom  12.  Aug.  1898,  betr.  die  Ftlhrang  der  EheregiBter 
für  ntchtkonfonnistische  Kaltusstfttten.  (An  Ad  to  ammd  the  law 
reUxting  to  ihe  attendance  of  registrars  at  marriages  in  non  confarmist 
places  of  Worahip.    61  and  62  Vid.,  chap.  58.)^) 

FlsnlmnA. 

1.  Zwei  Patentgesetze  vom  21.  Jan.  1898'). 

2.  Expropriationsgesetz  vom  14.  Jali  1898*). 

3.  Vormundschaflsordnang  vom  19.  Aug.  1898. 

FraaKreiefeu 

1.  Ges.  vom  14.  Febr.  1900,  betr.  Änderung  des  Art  1094  ides 
Code  civü  (letztwillige  Verfügungen  za  Gunsten  der  Ehegatten).  (Journal 
off.     17.  Febr.  1900.) 

2.  Ges.  vom  7.  April  1900,  betr.  die  gesetzlichen  Zinsen.  (Joum, 
off.     14.  April  1900.) 

8*  Dekret  vom  24.  April  1900,  betr.  die  Zulassung  zu  der  diplo- 
matischen  und  konsularischen  Laufbahn.     (Joum.  off.     %•  Mai  1900.) 

4.  Ges.  vom  17.  Mai  1900,  betr.  Civilstandsakte  und  Testamente  der 
Militärpersonen.     {Journ.  off,     22.  Mai  1900.) 

5.  Ges.  vom  1.  Dez.  1900,  betr.  Zulassung  der  Frauen  zur  Ad- 
vokatur.    {Journ,  off,  4.  Dez.  1900.) 

6.  Dekret  vom  28.  Febr.  1901,  betr.  die  administrative  und  gericht- 
liche Behandlung  der  Franzosen  auf  den  Inseln  des  Stillen  Ozeans. 
{Journ,  off,     25.  März  1901.) 

HAiti. 

1.  Ges.  vom  19.  Juli  1898,  betr.  Abänderung  der  Civilprosefsordnung 
vom  8.  Juli  1835  (Art.  585 — 652,  betr.  Zwangsvollstreckung 
in  das  Immobiliarvermögen). 

2.  Ges.  vom  27.  Juli  1898,  betr.  Abänderung  des  Art  1836  des 
Code  ctril  (enthält  nähere  Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen  der 
persönlichen  S  c  h  u  1  d  h  a  f  t). 

1.  Strafgesetzbuch^)  vom  29.  Jan.  1898.  (Inkrafttreten:  1.  Jan. 
1899.) 

2.  Berggesetz  v.  5.  Sept  1898  (Inkrafttreten  1.  Jan.  1899). 

1)  Bericht  und  franz.  Übersetzunff:  AnwuaiTe  a.  a.  O.  S.  73. 

2)  Franz.  rbeisetzuDg:  a.  a.  O.  S  633. 

3)  Bericht:  Annuaire  a.  a.  O.  S.  646. 

A)  Das  bisherige  Strafeesetzbuch,  das  Handelsgesetsboch  und  das  Givfl- 
gesetzbuch  datierten  vom  ^.  August  1880.  üed. 

5)  Inhaltsübersicht:  Annuaire  a.  a.  O.  8.  883. 


Aiwvrirtige  Staalen:  Itolien,  Laxembnig,  M«ziko  •tc.  518 

2.  Handekgesetzbach  vom  15.  Sept.  1898.  (Inkrafttreten:  1.  Febr. 
1899.) 

8.  Givilgesetzbnch  vom  21.  Dds.  1898.  (Inkrafttreten:  15.  Sept 
1899.) 

Oes.  vom  17.  März  1898  über  die  Unfälle  von  Arbeitern  wShrend 
ihrer  Arbeit     (Obligatorische  Unfallversicherung,  28  Artikel)  ^). 

Iivxemlbuir« 

Ges.   vom   10.  Mai  1898   über  das  Urheberrecht     (169  Artikel.) 

Mexico  *). 

1.  Oes.  vom  1.  Juni  1898,  betr.  die  Verjährang  der  Staatsobligationen 
nnd  die  Ersetzung  beschttdigter  oder  verloren  gegangener  Staatsschold- 
verschreibangen. 

2.  Ges.  vom  17.  Dez.  1898  enthaltend  die  Anordnung  einer  Revision 
des  Seerechtes  und  der  dabei  zu  Grunde  zu  legenden  Grundsatze. 

Honteneffiro. 


Ges.  vom  14.  Jan.  1898,  betr.  Abänderung  und  Neuausgabe  de 
Blligeriichen  Gesetzbuchs*). 

Me«-S#i-Wmles. 

Ges.  vom  27.  Juli  1898  über  die  Staatsangehörigkeit  (Ad  fio.  21y 
1898:  ^An  Aßt  io  comilidaie  the  Laios  rdaitmg  to  NaiurtüusaHon  and 
DenigoHon  of  Aliens-^)*) 

MieAerlmnAe. 

1.  EgL  Dekret  vom  21.  Mai  1898  (Staatsblad  No.  120),  betr.  Ver- 
bot der  Ausftihr  und  des  Transportes  von  Eriegsmunition. 

2.  Ges.  V.  2.  Juli  1898  (Staatsblad  No.  170),  betr.  die  persönliche 
Militärdienstpflicht<^). 

Ges.  vom  28.  Nov.  1898  über  die  Entmündigung'). 


1)  Franz.  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  392  ff. 

2)  Vgl.  Annuaire  a.  a.  0.  S.  872  ff. 

8)  Genauer  Bericht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  706 ff. 

4)  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  981—986. 

5)  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  487. 

6)  Franz.  Übenetznng:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  599. 
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Ges.  vom  14.  Nov.  1898,  betr.  das  Prozefaveriahren  vor  den 
Friedensgerichten  ^).     (7iB  Artikel.) 

Per«. 

Militäiatrafgesetzbach  und  Militttrstrafprozefsordnaiig  vom  20.  Des. 
1898«). 

PortHffal. 

Ges.  über  die  Presse  vom  7.  Juli  1898*). 

RnflilmjBA. 

Ukas  vom  29.  Mai  1898,  betr.  das  Recht  der  Ausllbider,  in  ge- 
wissen Teilen  des  Kaukasus  Grundstücke  zu  erwerben. 

Gericbtsverfassungsgesetz  vom  21.  April  1898^). 

Sekwedem. 

Acht  Gesetze  vom  1.  Juli  1898,   betr.  das  eheliche  Güterrecht*). 

Spanien. 

1.  Kgl.  Dekret  vom  28.  April  1898,  betr.  die  im  spaniaeh-^meri- 
kanischen  Elrieg  zu  beobachtenden  Regeln  des  Seerechts. 

2«  Instruktion,  betr.  das  Durchsucbtmgsrecht  („derecho  di  mstto*) 
vom  24.  April  1898. 

8.  Kgl.  Dekret  vom  26.  Juli  1898,  betr.  die  Sammlang  der  aas 
Anlafs  des  spanisch-amerikanischen  Krieges  erlassenen  Instruktionen  und 
NeutralitätserklKrungen  ^). 

Unrnrn. 

1.  Ges.  (XXIII)  über  die  Kreditgenossenschaften  vom  11.  Joli 
1898^).     (88  Artikel.) 

2.  Ges.  (II)  über  die  Rechtsverhältnisse  der  landwirtschaftlicheD 
Arbeiter  vom  4.  Febr.  1897  (23  Artikel)«). 


1)  Inhaltsübersicht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  944. 

2)  Inhaltsübersicht:  Annuaire  a.  a.  O.  S.  911  £ 

3)  ÜberBetzun^  mit  histor.  Einleitung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  424  ff. 

4)  Inhaltsfibersicht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  900. 

5)  Bericht:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  586 ff. 

6)  Die  hier  angeordnete  Sammlung  ist  gedruckt  als:  Disrnsicicnei  de 
JSspa^  y  de  los  EetadoB  ünidos  references  d  la  guerra  y  deaaraeianes  de 
neutraiidad.    Madrid  (Tipo-Litografia  de  JRa^oul  Piant)  1898. 

7)  Übersetzung:  Annuaire  a.  a.  0.  S.  365. 

8)  Bericht  Annumre  a.  a.  0.  S.  .S52. 
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Internationale  Verträge. 

1.  übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Österreich -Ungarn  betreffend  den  Schutz  der  Urheberrechte  an 
Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Photographie  vom  30.  Dezember 
1899  (R-G.Bl.  S.  131): 

Art  I.  Jedes  Werk  der  Litteratur,  der  Kunst  und  der  Photographie, 
welches  in  den  Staatsgebieten  eines  der  yertraeschliefsenden  Teile  einheimisch 
ist,  wird  in  den  Staatsgebieten  des  anderen  Teiles,  wenn  es  nicht  auch  dort 
als  einheimisch  anzusehen  ist,  den  dort  für  Werke  gleicher  Art  durch  die  in- 
lAndiscbe  Oeset^ebung  jeweils  gewiUirten  Schutz  auf  Grund  dieses  Über- 
einkommens geniefsen. 

Der  vertragsmälBige  Schutz  wird  jedoch  nicht  gewährt,  wenn  das  Werk 
dort,  wo  es  einheimisch  ist,  überhaupt  keinen  gesetzlichen  Schutz  geniefst 
Er  soll  femer  nicht  länger  bestehen,  als  der  gesetzliche  Schutz  dort  dauert, 
wo  das  Werk  einheimisch  ist 

Art  IL  Als  einheimisch  gilt  ein  Werk,  wenn  auf  dasselbe  vennöge 
semes  Erscheinungsorts  oder  vermöge  der  Staatsauffehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  seines  Urhebers  die  betreffende  inländische  Gesetzgebung  An- 
wendung findet. 

Art  IIL  Im  Verhältnisse  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den 
im  Österreichischen  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ist  der 
▼ertragsmäfsige  Schutz  von  der  Erfüllung  nur  der  Bedin^^gen  und  Förm- 
liehkeiten  abhänjng,  welche  durch  die  Gesetzgebung  des  Teiles  vorgeschrieben 
sind,  in  dessen  Gebiete  das  betreffende  Werk  einheimisch  ist 

Dagegen  ist  im  Verhältnisse  zwischen  den  Ländern  der  Ungarischen 
Krone  und  dem  Deutschen  Reiche  der  vertragsmäfsige  Schutz  davon  ab- 
hängig, dafs  hinsichtlich  der  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  nicht  nur  den 
Gesetzen  und  Vorschriften  des  vertragschliefsenden  Teiles,  in  dessen  Gebiete 
das  Werk  einheimisch  ist,  sondern  auch  den  Gesetzen  und  Vorschriften  dea 
anderen  Teiles,  in  dessen  Gebiete  der  vertragsmäfinge  Schutz  gewährt  werden 
soll,  entsprochen  worden  ist 

Als  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  im  Sinne  dieses  Artikels  sind 
insbesondere  der  Vorbehalt  des  Obersetzungsrechts  und  der  Be^nn  der 
Übersetzung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  anzusehen;  das  Gleiche  silt 
von  dem  Vorbehalte  des  Rechtes  der  Öffentlichen  Aufführung  bei  musikalischen 
Werken. 

Art  IV.  Das  ausschiiefsliche Übersetzungsrecht  dauert  hinsichtlich  der 
Sprachen,  in  denen  nicht  eine  rechtmäfsige  und  vollständige  Übersetzung 
herauM^geben  worden  ist,  keinesfalls  länger  als  drei  Jahre  nach  der  Heraus- 
gabe des  Werkes. 

Bezüglich  der  Sprachen,  in  denen  eine  solche  Übersetzung  rechtzeitig 
herausgegeben  worden  ist  endigt  das  Übersetzungsrecht  erst  fünf  Jahre  nach 
dieser  Herausgabe. 

Bei  Berechnung^  der  Fristen  ist  das  Kalenderjahr  der  Herausgabe  des 
Werkes  oder  der  Übersetzung  nicht  mitzuzählen. 

Art  V.  Die  durch  dieses  Übereinkommen  gewährleisteten  Rechte  stehen 
Dicht  nur  den  Urhebern,  sondern  auch  ihren  Rechtsnachfolgern  mit  Einschluls 
der  Verleger,  zu,  gleichviel  ob  das  Urheberrecht  als  solches  oder  nur  zur 
Ansttbung  auf  den  Rechtsnachfolger  übergegangen  ist 

Damit  die  Urheber  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  als  solche  ange- 
sehen und  demgemäfs  von  den  Gerichten  der  vertragschliefsenden  Teile  zur 
Vorfolgung  ihrer  Rechte  zugelassen  werden,  genügt  es,  wenn  ihr  Name  in 
der  üblichen  Weise  auf  dem  Werke  angegeben  ist 
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Bei  anoormen  oder  pseadonymen  Werken  ist  der  Herausgeber,  und 
wenn  ein  solcher  nicht  oder  nicht  mit  seinem  wahren  Namen  angegeben 
ist,  der  Verleger  berechtigt»  die  dem  Urheber  zostehenden  fiechte  wärzn- 
nehmen. 

Der  Heraasgeber  nnd  der  Verleger  gelten  in  diesen  IHllen  ohne 
weiteren  Beweis  als  Rechtsnachfolger  des  anonymen  oder  pseadonymen 
Urhebers. 

Art  VI.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Übereinkommens  sollen 
in  keiner  Beziehung  das  jedem  der  beiden  vertragschliersenden  Teile  zu- 
stehende Recht  beeinträchtigen,  durch  Mafsin^eln  der  Gesetzgebung  oder 
inneren  Verwaltung  die  Verbreitung,  die  Aufführung,  die  Ausstellung  oder 
das  Feilbieten  eines  jeden  Werkes  oder  Erzeugnisses  zu  überwachen  cäer  an 
untersagen. 

Jäem  der  beiden  yertragochliefsenden  Teile  bleibt  gleicherweiae  das 
Recht  gewahrt,  im  eigenen  Gebiete  die  Einfuhr  solcher  Werke  zu  Terbieten, 
welche  nach  seinen  inneren  Gesetzen  oder  in  Gemäfsheit  seiner  Verabredungen 
mit  anderen  Mächten  als  unerlaubte  Wiedergabe  erklärt  sind  oder  «rklärt 
werden. 

Art.  VII.  Die  Bestimmungen  dieses  Obereinkommens  sollen  auch  auf 
die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  vorhandenen  Werke  Anwendung 
finden.  J^och  können  begonnene  Vervielfältigungen  und  Nachbildungen, 
deren  Herstellung  bisher  ni<ät  verboten  war,  vollendet  und  gleich  den  bmits 
erlaubterweise  hergestellten  verbreitet  werden. 

Desgleichen  können  die  Vorrichtungen  zur  Vei-viel^tigung  oder  Nach* 
bildung  (Abdrücke,  Abgüsse,  Platten,  Steine  und  Formen),  deren  Herstellung 
bisher  nicht  verboten  war,  asu  besugtem  Zwecke  noch  während  eines  Zeit- 
raums von  vier  Jahren,  vom  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen 
Übereinkommens  an,  benutzt  werden. 

Die  Verbreitung  solcher  Vervielfältigungen  oder  Nachbildungen  und  die 
fernere  Benutzung  der  bezeichneten  Vorricntungen  ist  aber  nur  dann  gestattet 
wenn  diese  Gegenstände  infolee  eines  von  der  beteiligten  Partei  binnen  drei 
Monaten  nach  Beginn  der  Wirkstunkeit  des  ^^enwärtigen  Übereinkommens 

gestellten  Ansuchens  in  einem  Inventare  verzeichnet  und  mit  einem  besonderen 
tempel  versehen  worden  sind.  Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  werden 
durch  die  Verwaltungsbehörden  getroffen.  ^ 

Die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Überankonomens 
rechtmäfsig  zur  Aufführung  gebrachten  dramatischen,  musikaliBchen  und 
dramatisch-musikalischen  Werke  können  auch  femer  frei  aufgeführt  werden. 

Art  VIU.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  wird  durch  zehn 
Jahre  von  dem  Tage  ab,  an  welcnem  es  in  Wirksamkeit  tritt,  in  Kraft 
bleiben. 

In  dem  Falle,  dafs  keiner  der  vertragschliersendenTeile  zwölf  Monate 
vor  dem  Ablaufe  des  zehniährigen  Zeitraums  das  gegenwärtige  Übereinkommen 
Aufkündigt,  bleibt  dasseloe  in  Kraft  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem 
Tage  ab  gerechnet  an  welchem  einer  der  vertragschliefsenden  Teile  die  Kün- 
digung erklärt. 

Art.  IX.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  soll  ratifiziert  und  die 
Ratifikations  -  Urkunden  sollen  sobald  als  möglich  in  Berlin  ausgetauscht 
werden;  es  wird  mit  Beginn  des  fünfzehnten  Tages  nach  dem  Tage,  an 
welchem  der  Austausch  der  Ratifikationen  erfolgt  iä,  in  Wirksamkeit  treten. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  das  Übei> 
einkommen  unterzeichnet  und  mit  ihrem  Wappen  gesiegelt. 

So  geschehen  in  zweifacher  Ausfertigung  in  Berlin,  am  80.  Dezember 
im  Jahre  Eintausendachthundertneunundneunzig. 

Das  vorstehende  Übereinkommen  ist  rat&iert  worden,  und  die  Aus- 
wech seiung  der  Ratifikationen  hat  am   9.  Mai   1901  in  Berlin  stattgefimden. 

Zu  Artikel  I  und  IL  In  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  den  im 
Osterreichischen  Reichsrate  vertretenen    Königreichen   und   Ländern  einer- 
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8«Ib   und   dem   Deutschen    Rttche  anderendts   besteht  EmveratftndniB  da- 
rüber: 

1.  dafs  die  in  dem  eineii  Gebiet  ersehieDeneii  Werke  iDlftodischer  Urheber 
in  dem  anderen  Gebiete  nicht  als  einheimisch  gelten  und  deshalb  nur  den 
Tertn^smäfsigen  Sdiutz  geniefsen; 

2.  dafs  einem  Werke,  soweit  dasselbe  durch  die  Gesetzgebung  des  einen 
Teiles  nur  vermöge  seines  Erach^ens  geschützt  wird ,  der  TertragsmäTsige 
Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn  es  auch  nach  der  inlandischen  ^Gesetz- 
gebniig  des  anderen  Teiles  als  in  dem  Gebiete  des  etsteren  Teiles  er- 
schienen  gilt 

2.  Zusatzvertrag  vom  28.  November  1890  zu  dem  Auslieferungs- 
vertrag zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Belgien  vom 
24.  Dezember  1874  (R.G.B1.  8.  203). 

Art.  1.  An  die  Stelle  der  Absätze  2  und  8  des  Artikel  9  des  zwischen 
dem  Deotsehen  Reiche  und  Belgien  am  24.  Dezember  1874  abgeschlossenen 
Aulieferunjgsvertraffs  treten  folgende  Absätze: 

„In  diesem  Fidle  kann  der  vorläufig  Festgenommene  wieder  auf  fräen 
FuTs  gesetzt  werden,  wenn  nicht  binnen  achtzehn  Tagen  nach  dem  Tage 
seiner  Festnahme  der  Ausliefemngsantrag  mit  einem  der  im  Artikel  8  des 
gegenwärtiften  Vertrags  aufgeführten  gerichtlichen  Schriftstücke  auf  diplo- 
matischem Wege  bei  der  ersuchten  Regierung  eingegangen  isf 

,^Der  vorOlufie  Fes^enommene  mufs  in  Freiheit  gesetzt  werden,  wenn 
ihm  mcht  binnen  arei  Wochen  nach  dem  Tage  seiner  Festnahme  von  einem 
der  im  vorstehenden  Absätze  bezeichneten  ScnriftstQcke  Mitteilung  gemacht 
worden  ist^ 

„Die  vertragschliefsenden  Teile  machen  sich  verbindlich,  die  Stellung  des 
Auslieferungsantrags  zu  beschleunigen,  sobald  die  vorläufige  Festnahme,  sei 
es  unmittelMr,  sei  es  auf  diplomatSchem  Wege,  beantragt  worden  ist.*' 

Der  vorstehende  Vertri^  ist  ratifiziert  worden ;  der  Austausch  der  Rati- 
fikationsurkunden ist  am  5.  Juni  1901  in  Brüssel  erfolgt. 

8.  Abkommen^)  vom  29.  Juli  1899  zur  friedlichen 
Erledigung  internationaler  Streitigkeiten  (RG.Bl.  S.  393). 

Seine  Majestät  der  deutsche  Kaiser,  König  von  Preufsen,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  Österreich^  König  von  iJngarn,  Seine  Minestät 
der  Könie  der  Belgier,  Seine  Majestät  der  Kaiser  von  China,  Seine 
M^estät  der  König  von  Dänemark,  Seine  Majestät  der  König  von  Spanien, 
der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  der  Präsident  der  Französischen 
Republik,  Ihre  Migestät  die  Köni^  des  Vereinigten  Königreichs  von 
Grofsbritannien  und  Irland,  Kaiserin  von  Indien,  Seine  fiigestät  der 
Köni^  der  Hellenen,  Seine  Majestät  der  König  von  Italien,  Seine  Majestät 
der  Kaiser  von  Japan,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Grofsherzog  von  Luxem- 
burg, Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Montenegro,  Ihre  Majestät  die  Königin 
der  ^Niederlande,  Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Schah  von  Persien, 
Seine  Majestät  der  König  von  Portugal,  Seme  Majestät  der  König  von 
Rumänien,  Sdne  Majestät  der  Kaiser  aller  Reufsen,  Seine  Majestät  der 


1)  Über  die  Ratifikation  der  im  Texte  unter  No.  3  bis  8  in  der  amt- 
lichen deutschen  Übersetzung  mitgeteilten,  üblicher  Weise  mit  dem  Gesamt- 
namen „Haager  Konvention^  bezeichneten  Verträge  und  Erklärungen  sowie 
die  dabei  gemachten  Vorbehalte  ist  die  unten  S.  588  mitgeteilte  Bekannt- 
machung zu  vergleichen.  BedakUon. 
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KGniff  von  Serbien,  Seine  Mi^estftt  der  König  von  Slam,  Seine  Majest&t 
der  König  yon  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweizerische 
Bandesrat,  Seine  Majestät  der  Kaiser  der  Osmanen  und  seine  Königliche 
Hoheit  der  Fürst  von  Bulgarien, 

von  dem  festen  Willen  beseelt,  zur  Aufrechterhaltong  des  allgememen 
Friedens  mitzuwirken, 

entschlossen,  mit  allen  Kräften  die  friedliche  Erledigung  internationaler 
Streitigkeiten  zu  begflnstigen, 

in  Anerkennung  der  Solidarität,  welche  die  Glieder  der  Q^meinschaft 
der  civilisierten  Nationen  verbindet, 

gewillt,  die  Herrschaft  des  Rechtes  auszubreiten  und  das  Gefühl  der 
internationalen  Gerechtigkdt  zu  stärken, 

fiberzeugt,  dafs  <&e  dauernde  Kinrichtung  einer  Allen  zugängliehen 
Schieds^richtsbarkeit  im  Schofse  der  unabhängigen  Mächte  wirksam  zu  diesem 
Ergebnisse  beitragen  kann, 

in  Erwägung  der  Vorteile  einer  allgemeinen  und  regelmäfsigen  Einrich- 
tung des  Schiedsverfahrens, 

mit  dem  Erlauchten  Urheber  der  Internationalen  Friedenskonferenz  der 
Ansicht,  dafs  es  von  Wichtigkeit  ist,  in  einer  internationalen  Vereinbarung  die 
Grundsätze  der  BilLiffkeit  und  des  Rechtes  festzulegen,  auf  denen  die  Sicner- 
heit  der  Staaten  una  die  Wohlfahrt  der  Völker  bäruhen, 

von  dem  Wunsche  geleitet,  zu  diesem  Zwecke  ein  Abkommen  zu 
schliefsen,  haben  zu  Ihren  Bevollmächtigen  ernannt: 

welche  .  .  .  tlber  folgende  Bestimmungen  übereingekommen  sind: 

Erster  Titel. 

Erhaltung  des  allgemeinen  Friedens. 

Art.  1.  Um  in  den  Beziehungen  zwischen  den  Staaten  die  Anrufung 
der  Gewalt  soweit  als  möglich  zu  verhüten,  erklären  sich  die  Signatarmächte 
einverstanden,  alle  ihre  Bemühungen  aufwenden  zu  wollen,  um  die  friedliche 
Erledigung  der  internationalen  Streitfragen  zu  sichern. 

Zweiter  Titel. 
Gute  Dienste  und  Vermittlung. 

Art.  2.  Die  Signatarmächte  kommen  überein,  im  Falle  einer  ernsten 
Meinungsverschiedenheit  oder  eines  Streites,  bevor  sie  zu  den  Waffen  gräfen, 
die  galten  Dienste  oder  die  Vermittelung  einer  befreundeten  Macht  oder 
mehrerer  befreundeter  Mächte  anzurufen,  soweit  dies  die  Umstände  gestatten 
werden. 

Art.  3.  Unabhängig  hiervon  halten  die  Signatarmächtees  fttr  nützlich, 
dafs  eine  Macht  oder  mehrere  Mächte,  die  am  Streite  nicht  beteiligt  sind, 
aus  eigenem  Antriebe  den  im  Streite  befindlichen  Staaten  ihre  guten 
Dienste  oder  ihre  Vermittelung  anbieten,  soweit  sich  die  Umstände  hierfür 
eignen. 

Das  Recht,  ^te  Dienste  oder  Vermittelung  anzubieten,  steht  den  am 
Streite  nicht  beteiügten  Staaten  auch  während  des  Ganges  der  Feindselig- 
keiten zu. 

Die  Austtbune[  dieses  Rechtes  kann  niemals  von  einem  der  streitenden 
Teile  als  unfreundfiche  Handlung  angesehen  werden. 

Art.  4.  Die  Aufgabe  des  Vermittlers  besteht  darin,  die  einander  ent- 
gegengesetzten Ansprüche  auszugleichen  und  Verstimmungen  zu  beheben, 
cue  zwischen  den  im  Streite  befinalichen  Staaten  etwa  entstanden  sind. 

Art.  5.  Die  Thätigkeit  das  Vermittlers  hört  auf,  sobald,  sei  es  durch 
einen  der  streitenden  Teile,  sei  es  durch  den  Vermittler  selbst,  festgestdlt  wird. 
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dafii  die  von  dieBem  Toigeschlagenen  Mittel  der  Veratttndignng  nicht  an- 
genommen  werden. 

Art  6.  Gute  Dienste  nnd  Vennittlang,  seien  sie  auf  Anrufen  der  im 
Streite  befindlichen  Teile  eingetreten  oder  aus  dem  Antriebe  der  am  Streite 
nieht  beteiligten  Mftchte  heryorge^angen,  haben  ausBchUelslich  die  Bedeutung 
eineB  Rates  nnd  niemals  verbindhehe  Kraft 

Art  7.  Die  Annahme  der  Vermittlung  kann,  unbeschadet  anderweitiger 
Yeieinbarung,  nicht  die  Wirkung  haben,  die  Mobilmachung  und  andere 
den  Krieg  Torbereitende  Mafiinahmen  xu  unterbrechen,  zu  Terzdgem  oder  su 
honmen. 

Erfolgt  sie  nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten,  so  werden  von  ihr,  un- 
beschadet anderweitiger  Y ereiuMirung,  die  im  (Semge  befindlichen  militftrischen 
Unternehmungen  niiSit  unterbrochen. 

Art  8.  Die  Signatarmächte  sind  einverstanden,  unter  Umständen,  die 
dies  gestatten,  die  Anwendung  einer  besonderen  Vermittlung  in  folgender 
Form  zu  empfehlen: 

Bei  ernsten,  den  Frieden  gefährdenden  Streitfragen,  wählt  jeder  der  im 
Sträte  befindlichen  Staaten  dne  Macht,  die  er  mit  der  Aufgabe  betraut,  in 
unmittelbare  Verbindung  mit  der  von  der  anderen  Seite  gewählten  Macht  zu 
treten,  um  den  Bruch  der  friedlichen  Beaiehungen  zu  verhüten. 

Während  der  Dauer  dieses  Auftraj^,  die,  unbeschadet  anderweitiger 
Abrede,  eine  Frist  von  dreifn^  Tagen  nicht  Überschreiten  darf,  stellen  die 
streitenden  Staaten  jedes  unmittelbare  Benehmen  ttber  den  Streit  ein,  welcher 
als  ausBchliefBlich  den  vermittelnden  Mächten  fibertragen  gilt  Diese  sollen 
alle  Bemühungen  aufwenden,  um  die  Streitfrage  zu  erledigen. 

Kommt  es  zum  wirklichen  Bruche  der  friedlichen  Beziehungen,  so 
bleiben  diese  Mächte  mit  der  gemeinsamen  Aufgabe  betraut,  jede  Gelegenheit 
zu  benutzen,  um  den  Frieden  wiederherzustellen. 

Dritter  Titel. 

Internationale  Untersuchungskommissionen. 

Art  9.  Bei  internationalen  Streitigkeiten,  die  weder  die  Ehre  noch 
vresentliche  Interessen  berühren  und  einer  verschiedenen  Würdigung  von 
Thatsachen  entspringen,  erachten  die  Signatarmächte  es  fttr  nfit^uich,  daüs 
die  Partäen,  die  sich  auf  diplomatischem  Wege  nicht  haben  einisen  können, 
soweit  es  die  Umstände  gestatten,  eine  internationale  Untersuchungskommission 
einsetzen  mit  dem  Auflage,  die  Lösung  dieser  Streitigkeiten  zu  erleichtem, 
indem  me  durch  eine  unparteiische  und  gewissenharte  Prüfung  die  That- 
fragen  aufklären. 

Art  10.  Die  internationalen  Untersuchungd^ommissionen  werden  durch 
besonderes  Abkommen  der  streitenden  Teile  gebildet 

Uhu  Untersuchungsabkommen  bestimmt  die  zu  untersuchenden  That- 
sachen und  den  Umfanff  der  Befugnisse  der  Kommissare. 

Es  regelt  das  Veriahren. 

Die  Untersuchung  erfolgt  kontradiktorisch. 

Die  zu  wahrenden  Formen  und  Fristen  werden,  soweit  sie  nicht  durch 
das  Untersuchungsabkommen  festgesetzt  sind,  durch  die  Kommission  selbst 
hestimmt 

Art  11.  Die  internationalen  Untersuchungskommissionen  werden,  sofern 
nicht  ein  Anderes  verabredet  ist,  in  der  im  Artikel  32  dieses  Abkommens 
bcoeichneten  Weise  gebildet 

Art  12.  Die  streitenden  Mächte  verpflichten  sich,  der  internationalen 
UntersuchungskomnuMon  in  dem  weitesten  Umfange,  den  sie  für  möglich 
halten^  alle  zur  vollständigen  Kenntnis  und  genauen  Würdigung  der  in  Frage 
kommenden  Thatsachen  notwendigen  Mittel  und  Erleichterungen  zu  ge- 
währen. 
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Art.  18.  Die  intemationale  UntenochnngskoiiimiaBion  legt  den  etr^ten- 
den  M&chten  ihren  von  allen  Bditgliedem  der  Kommierion  imterseicfaiieten 
Beridit  tot. 

Art  14.  Der  Bericht  der  internationalen  Unterrachungakoflaniniony  der 
nek  anf  die  Festttelliing  der  Thateachen  beMhrttnkt,  hat  ki  k«ner  Weiaa  die 
Bedeutung  eines  SchiednmichB.  Er  Utüit  den  streitenden  Miehtea  ToHe 
Freiheit  in  Ansekung  der  Folge,  die  dieser  FeststeUang  sa  geben  ist 

Vierter  Titel. 
Internationale  Schiedssprechnng. 

Bretes  Kapitel. 
Scbiedswesen. 

A  rt  15.  Die  internationale  Sckiedsapreehmg  hat  som  Gegenetaiide  üe 
Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staaten  durch  Richter  ihrer  WaU 
anf  Grund  der  Achtung  vor  dem  Rechte. 

Art.  16.  In  Rechtsfragen  und  in  erster  Linie  in  Fragen  der  Auriegang 
oder  der  Anwendung  internationaler  Vereinharungen  wird  die  Schiedsspreenvag 
Ton  den  Signatarm&chten  als  das  wiikMamste  und  zui^leich  der  Bilhgkeit  am 
meisten  entonrechende  Büttel  anerkannt,  um  die  Streitigketten  sni  erledigen, 
die  nicht  auf  diplomatischem  Wege  haben  beseitigt  weraen  k5mMa. 

Art.  17.  Schiedsabkommen  werden  fttr  bmits  entstandene  oder  ftr 
etwa  entstehende  StreitrerbfiltniMe  abgeschlossen. 

Sie  können  sieh  auf  alle  Streitigkeiten  oder  nur  auf  Streitigkeiten  einer 
bestimmten  Art  besiehen. 

Art.  18.  Das  Schiedsabkommen  schliefst  die  Verpflichtung  in  sich,  siefa 
nach  Treu  und  Glauben  dem  Schiedssprüche  m  unterwerfen. 

Art.  19.  Unabhängig  von  den  allgemeinen  und  besonderen  Vertrigen, 
die  schon  jetzt  den  Signatarmächten  die  Verpflichtung  sur  Anrufung  der 
Schiedssprechung  auferlegen,  behalten  diese  Mächte  sich  ror,  sei  es  Tor  der 
Ratifikation  des  vorliegenden  Abkommens  oder  später,  neue  alllgemeine  oder 
besondere  Übereinkommen  abzuschliefsen ,  um  die  obligatorische  Schieds- 
Bpiecfauajg  «af  alle  Fälle  anssndehnen,  die  ihr  nach  ihrer  Ansicht  unterworfen 
werden  können. 

Zweites  Kapitel. 

Ständiger  Schiedshof. 

Art.  20.  Um  die  unmittelbare  Anrufung  der  Schiedssprechung  för 
die  internationalen  Streitfragen  zu  erleichtem,  die  nicht  auf  diplomatischem 
Wege  haben  erledigt  werden  können,  machen  sich  die  Signatarm&chte  an- 
heischig, einen  ständigen  Schiedshof  einzurichten,  der  jederzeit  augibigüdi 
ist  und,  unbeschadet  anderweitiger  Abrede  der  Parteien,  nach  MafspUie  der 
in  diesem  Abkommen  enthaltenen  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
thätig  wird. 

Art  21.  Der  ständige  Schiedshof  soll  für  alle  Schiedsfälle  zuständig 
sein,  sofern  nicht  zwischen  den  Parteien  über  die  Ersetzung  eines  besonderen 
Schiedsgerichts  Einverständnis  besteht. 

Art  22.  Ein  im  Haag  errichtetes  internationales  Bureau  dient  dem 
Schiedshöfe  für  die  Bureaugeschäfte. 

Dieses  Bureau  vermittelt  die  auf  den  Zusammentritt  des  SchiedshofB 
bezüglichen  Mitteilungen. 

Es  hat  das  Archiv  unter  seiner  Obhut  und  besorgt  alle  Verwaltnngs^ 
geschäfte. 

Die  Siffnatarmächte  maehen  sieh  anheischig,  dem  internationalen  Bureaa 
im  Haa^  oegiaubigte  Absehrift  einer  jeden  zwischen  ihnen  getroffenen 
Schiedsabrede,  sowie  eines  jeden  Schiedsspruchs  mitauteilen,  der  sie  betrift 
und  durch  besondere  Schiedsgerichte  erlassen  ist. 
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Sie  maeheii  iich  mnheiiehi^,  dem  Bnreaa  ebenso  die  Gesetie,  allgemeinen 
Anordnungen  und  Urkunden  mitsateilen,  die  gegebenen  Falles  die  Vollziehnng 
der  Ton  dem  Schiedshof  erlassenen  Sprüche  duthnn. 

Art  23.  Jede  Signatannacht  wird  binnen  drei  Monaten,  nachdem  sie 
dieses  Abkommen  rati&nert  hat,  höchstens  Tier  Personen  von  anerkannter 
Sttchkunde  m  Fragen  des  Völkerrechts  benennen,  die  sich  der  höchsten 
sittlichen  Achtnng  erfreaen  nnd  bereit  sind,  ein  Schiedsrichteramt  zu  über- 
nehmen. 

Die  so  benannten  Personen  sollen  unter  dem  Titel  von  Mitgliedern  des 
Schiedshöfe  in  eine  Liste  eingetragen  werden ;  diese  soll  allen  Signatarmachten 
durch  das  Bureau  mitgeteilt  werden. 

Jede  Änderung  m  der  Liste  der  Schiedsrichter  wird  durch  das  Bureau 
ma  Kenntnis  der  Signatarmftchte  gebracht. 

Zwei  oder  mehrere  Mächte  können  sich  ttber  die  gemeinschaftliche  Be- 
nennung eines  Mitglieds  oder  mehrerer  Mitglieder  verständigen. 

Dieselbe  Person  kann  von  yeracbiedenen  Mächten  benannt  werden. 

Die  Mitglieder  des  Schiedhofs  werden  far  einen  Zeitraum  von  sechs 
Jahren  ernannt    Ihre  Wiederemennung  ist  suläseig. 

Im  Falle  des  Todes  oder  des  Ausscheidens  eines  Mitglieds  des  Schieds- 
hofs erfolgt  sein  Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung  vorgesehenen  Weise. 

Art.  24.  Wollen  die  Signatarmächte  sich  zur  Erledigung  einer  unter 
ihnen  entstandenen  Streitfrage  an  den  Schiedshof  wenden,  so  muTs  die  Aus- 
wahl der  Schiedsrichter,  welche  berufen  sind,  das  f&r  die  Entscheidung  dieser 
Streitfrage  zuständige  Schiedsgericht  zu  bilden,  aus  der  Gesamtliste  der  Mit- 
glieder des  Schiedshofr  erfolgen. 

In  Ermanglung  einer  Bildung  des  Schiedsejurichts  nüttelst  unmittelbarer 
Verständigung  der  Parteien  wird  m  folgender  Weise  verfahren: 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schiedsrichter  und  diese  wählen  gemein- 
schaftlich einen  Obmann. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  die  Wahl  des  Obmanns  einer  dritten  Macht 
anvertraut,  ttber  deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen. 

Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zu  stände,  so  bezeichnet  jede  Partei 
eine  andere  Macht,  und  die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  so  be- 
aeichneten  Mächte  in  Übereinstimmung.  • 

Nachdem  das  Schiedsgericht  so  gebildet  ist,  teilen  die  Parteien  dem 
Bureau  ihren  Entschlufs,  sich  an  den  £hiedshof  zu  wenden,  und  die  Namen 
der  Schiedsrichter  mit 

Das  Schiedsgericht  tritt  an  dem  von  den  Parteien  festgesetzten  Tage 
naammen. 

Die  Mitglieder  des  Schiedshofs  geniefsen  während  der  Ausübung  ihres 
Amtes  und  aulserhalb  ihres  Heimatlandes  die  diplomatischen  Vorrechte  und 
Befreiungen. 

Art.  25.  Das  Schiedsgericht  hat  regelmäfsig  seinen  Sitz  im  Haaff. 
Abgesehen  von  dem  Falle  höherer  Gewalt  darf  der  Sitz  vom  Schieds- 
gerichte nur  mit  Zustimmung  der  Parteien  verlegt  werden. 

Art.  26.  Das  internationale  Bureau  im  Haag  ist  ermächtigt,  sein  Oe- 
schäftslokal  und  seine  Geschäftseinrichtung  den  Signatarmächten  für  die 
Th&tigkeit  eines  jeden  besonderen  Schiedsgerichts  zur  Verfügung  zu  stelle». 

I)ie  Schiedsgerichtsbarkeit  des  ständigen  Schiedshofs  kann  unter  den 
durch  die  allgemeinen  Anordnungen  festgesetzten  Bedingungen  auf  Streitig- 
keiten zwischen  anderen  Mächten  als  Siffnatarmächten  oder  zwischen  Signatar- 
mächten  und  anderen  Mächten  erstreclt  werden,  wenn  die  Parteien  über- 
eingekommen sind,  diese  Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen. 

Art  27.  Die  Signatarmächte  betrachten  es  als  Pflicht,  in  dem  Falle, 
wo  ein  ernsthafter  Streit  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen  auszu- 
brechen droht,  diese  daran  zu  erinnern,  daTs  ihnen  der  ständige  Schiedshof 
offen  steht 
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Sie  erkUuren  demsnfolge,  dafs  die  Handlang,  womit  den  im  Streite  be- 
findlichen Teilen  die  Bestimmongen  dieses  Abkommens  in  Erinneinng  gebraeht 
werden,  und  der  im  höheren  Interesse  des  JßViedens  erteiite  Bat,  sich  an  den 
ständigen  Schiedshof  zn  wenden,  immer  nor  ab  Bethätigong  gnter  Dienste 
angesäen  werden  dürfen. 

Art  28.  £in  st&ndiger  Verwjütangsnit,  der  aas  den  im  Haa^  be- 
fflaabi^ten  diplomatischen  Vertretern  der  SignataimKchte  and  dem  nieder- 
landiBcnen  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  als  Vorsitzenden  besteht, 
soll  in  dieser  Stadt  ffebildet  werden  sobald  wie  möglich  nach  der  Ratifikation 
dieses  Abkommens  durch  mindestens  neun  Mächte. 

IMeser  Verwaltangsrat  soll  damit  betraut  sein,  das  internationale 
Bureau  zu  errichten  und  einzurichten;  dieses  soll  unter  seiner  Leitung  imd 
Aufisicht  bleiben. 

£r  giebt  den  Mächten  Yon  der  Bildung  des  Schiedshofs  Nachricht  and 
trägt  für  dessen  äufsere  Einrichtung  Sorge. 

£r  erläfst  seine  Geschäftsordnung,  sowie  alle  sonst  notwendigen  allge- 
meinen Anordnungen. 

Er  entscheidet  alle  Verwaltungsfragen,  die  sich  etwa  in  Beziehang  auf 
den  G^chäftsbetrieb  des  Schiedshofs  erheben. 

Er  hat  rolle  Befugnis,  die  Beamten  und  Angestellten  des  Bureaus  zu  er- 
nennen, ihres  Dienstes  vorläufig  zu  entheben  oder  zu  entlassen. 

Er  setzt  die  Gehälter  und  Löhne  fest  und  beaufsichtigt  das  Kassenwesen. 

Die  Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  in  den  ordnungsmälsig  berufenen 
Versammlungen  genügt  zur  gültigen  Beratung  des  Verwaitungsrata.  Die  Be- 
schlufsfassung  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit 

Der  Verwaltungsrat  teilt  die  von  ihm  genehmigten  allgemeinen  Anord- 
nungen unrerzüglich  den  Signatannächten  mit  Er  erstattet  ihnen  jährlich 
Bericht  über  die  Arbeiten  des  Schiedshofs,  über  den  Betrieb  der  Verwaltungs- 
geschäfte und  über  die  Ausgaben. 

Art.  29.  Die  Kosten  des  Bureaus  werden  von  den  Signataimächten 
nach  dem  für  das  internationale  Bureau  des  Weltpostverüns  festgestellten 
VerteilungsmaTsstabe  getragen.* 

Drittes  Kapitel. 
Schiedsyerfahren. 

Art.  30.  Um  die  Entwicklung  der  SchiedssprechunK  zu  fördern,  haben 
die  Signatarmächte  folgende  Bestimmungen  fes^estellt,  die  auf  das  Schieds- 
verfahren Anwendung  finden  sollen ,  soweit  nicht  die  Parteien  über  andere 
Bestimmunffen  übereingekommen  sind. 

Art.  81.  Die  Mächte,  weldie  die  Schiedssprechung  anrufen,  unter- 
zeichnen eine  besondere  Urkunde  (Schiedsyertra^),  worin  der  Strdtgegenstand 
sowie  der  Umfang  der  Befugnisse  der  Schiedsnchter  klar  bestimmt  weiden. 
Diese  Beurkundung  schliefst  die  Verpfiichtung  der  Parteien  in  sich,  sich  dem 
Schiedssprüche  nach  Treu  und  Glauben  zu  unterwerfen. 

Art.  82.  Das  Schiedsrichteramt  kann  einem  dnzigcn  Schiedsrichter 
oder  mehreren  Schiedsrichtern  übertragen  werden,  die  von  den  Parteien  nacb 
ihrem  Belieben  ernannt  oder  von  ihnen  unter  den  Mitgliedern  des  durch 
dieses  Abkommen  errichteten  ständigen  Schiedshofs  gewählt  werden. 

In  Ermangelung  einer  Bildung  des  Schiedsgericnts  durch  unmittelbare 
Verständigung  der  ^rteien  wird  in  folgender  Weiae  verfahren : 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schie£richter,  und  diese  wählen  gemein- 
schaftlich einen  Obmann. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  die  Wahl  eines  Obmanns  einer  dritten 
Macht  anvertraut,  über  deren  Bezeichnung  sich  die  Parteien  einigen. 

Kommt  eine  E^igung  hierüber  nicht  zu  stände,  so  bezeichnet  jede 
Partei  eine  andere  Maat,  und  die  Wahl  des  Obmanns  erfolgt  durch  die  ao 
bezeichneten  Mächte  in  Übereinstimmung. 
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Art  38.  Wird  ein  Souverän  oder  ein  sonatiges  Staatsoberhaupt  aiun 
Schiedsrichter  gewählt,  «o  wird  das  SchiedsverGahren  von  ihm  geregelt 

Art  34.  Der  Obmann  ist  von  Rechts  w^gen  Vorsitzender  des  Schieds- 
geiicht& 

Gehört  dem  Schiedsgerichte  kein  Obmann  an^  so  ernennt  es  selbst  seinen 
Yorsitienden. 

Art.  35.  Im  Falle  des  Todes,  des  Rücktritts  oder  der  ans  iigend  einem 
Grmnde  stattfindenden  Verhinderung  eines  der  Schiedsrichter  erfolgt  wem 
Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung  vorgesehenen  Weise. 

Art  36.  Der  Sitz  des  ächieds^enchts  wird  von  den  Parteien  bestimmt 
In  Ermangelung  einer  solchen  Bestunmung  hat  das  Gericht  seinen  Sita  im 
Haag. 

Ab^^hen  von  dem  Falle  höherer  Gewalt  darf  der  so  bestimmte  Sita 
vom  Schiedsgerichte  nur  nut  Zustimmung  der  Parteien  verleg  werden. 

Art.  37.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  bei  dem  Schiedsgerichte  be- 
sondere Delegierte  oder  Agenten  zu  bestellen  mit  der  Aufgabe,  zwischen 
ihnen  und  dem  Schiedsgericht  als  Mittelspersonen  zu  dienen. 

Sie  sind  auiaerdem  berechtigt,  mit  der  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  und 
Interessen  vor  dem  Schiedsgeriäite  Rechtsbeistftnde  oder  Anwälte  zu  be- 
trauen, die  zu  diesem  Zwecke  von  ihnen  bestellt  werden. 

Art.  38.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  über  die  zu  wählenden  Sprachen, 
deren  es  sich  bedienen  wird  und  deren  Gebrauch  vor  ihm  gestattet  sein  soll. 

Art  39.  Das  Schiedsverfahren  zerfällt  regelm&Isig  in  zwei  gesonderte 
Abschnitte:  das  Vorver£üiren  und  die  Verhandlung. 

Das  Vorverfahren  besteht  in  der  von  den  betreffenden  Agenten  an  die 
Mitglieder  des  Schiedsgerichts  und  an  die  Gegenpartei  zu  machenden  Mit- 
teilung aller  gedruckten  oder  geschriebenen  Aktensttlcke  und  aller  Urkunden, 
welche  die  in  der  Sache  geltend  gemachten  Rechtsbehelfe  enthalten.  Diese 
Bfitteilung  soll  in  der  Form  und  innerhalb  der  Fristen  erfolgen,  die  von  dem 
Schieds^^erichte  gemäfs  Art  49  bestimmt  werden. 

Die  Verhandlung  besteht  in  dem  mündlichen  Vortrage  der  Rechtsbehelfe 
der  Parteien  vor  dem  Schiedsgerichte. 

Art  40.  Jedes  von  einer  Partei  vorgelegte  Schriftstück  muTs  der 
anderen  Partei  mitgeteilt  werden. 

Art  41.    Die  Verhandlung  wird  vom  Vorsitzenden  geleitet 

Sie  erfolgt  öffentlich  nur,  wenn  ein  Beschlufs  des  Schiedsgerichts  mit 
Zustimmung  der  Parteien  dahin  er||^eht. 

Über  die  Verhandlung  wird  em  Protokoll  aufgenommen  von  Sekretären, 
die  der  Vorsitzende  ernennt.  Nur  dieses  Protokml  hat  öffentliche  Beweis- 
kraft 

Art  42.  Nach  dem  Schlüsse  des  Vorverfahrens  ist  das  Schiedsgericht 
beft^,  alle  neuen  Aktenstücke  oder  Urkunden  von  der  Verhandlung  aua- 
zustmliefsen,  die  ihm  etwa  eine  Partei  ohne  Einwilligung  der  anderen  vor- 
legen will. 

Art  43.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  jedoch  frei,  neue  Aktenstücke 
oder  Urkunden,  auf  welche  etwa  die  Agenten  oder  Rechtsbeist&nde  der 
Parteien  seine  Aufmerksamkeit  lenken,  in  Betracht  zu  ziehen. 

In  diesem  Falle  ist  das  Schiedsgericht  bedfhgt,  die  Vorlegung  dieser 
Aktenstücke  oder  Urkunden  zu  verlangen,  unbeschadet  der  Verpflichtung, 
der  Gegenpartei  davon  Kenntnis  zu  geben. 

Art  44.  Das  Schiedsgericht  kann  aufserdem  von  den  Agenten  der 
Parteien  die  Vorlegung  aller  nötiiren  Aktenstücke  verlangen  und  alle  nötigen 
Aufklärungen  erfordern.  Im  Falle  der  Verweigerung  nimmt  das  Schiäs- 
gericht  von  ihr  Vermerk. 

Art.  45.  Die  Agenten  und  die  Rechtsbeistände  der  Parteien  sind  be- 
fugt, beim  Schiedsgerichte  mündlich  alle  Rechtsbehelfe  vorzubringen,  die  ue 
zur  Verteidigung  Qurer  Sache  fär  nützlich  halten« 

Art  46.    me  haben  das  Recht,   Einreden,  sowie  einen  Zwischenatreit 
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SU  erheben.   Die  Entscheidiiiigeii  des  SckiedsgeriehtB  über  diese  Punkte  sind 
endgültig  und  können  zu  weiteren  Erörterungen  nicht  Anlafii  geben. 

Art  47.  Die  Bfitglieder  des  Schiedsgeriäts  sind  befugt,  an  die  Agenten 
und  die  Reehtsbeistänae  der  Parteien  Frwen  zu  richten  und  ron  ihnen  Auf- 
kliirungen  über  sweifeihafte  Punkte  zu  erfordern. 

Weder  die  gestellten  Fragen  noch  die  you  Mitgliedern  des  Schieds- 
fferichts  im  Lauß  der  Verhandlung  gemachten  Bemerkungen  dürfen  als 
Ausdruck  der  Meinung  des  ganzen  Schiedsgerichts  oder  seiner  einzelnen  Mi- 
glieder  angesehen  weiraen. 

Art  48.  Das  Schiedsgericht  ist  befugt,  seine  Zustftndigkeit  zu  bestimmen, 
indem  es  den  Schiedsrertrag  sowie  die  sonstiffen  Staatsrerträge,  die  für  den 
€kffenstand  angeführt  werden  können,  auslegt  und  die  Grundsätze  des 
Völkerrechts  anwendet 

Art  49.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  zu,  auf  das  Ver&hren  bezoplidie 
Anordnungen  zur  Leitung  der  Streitsache  zu  erlassen,  die  Formen  und  rasten 
SU  bestimmen,  in  denen  jede  Partei  ihre  Antrüge  zu  stellen  hat,  und  zu  allen 
Förmlichkeiten  zu  schreiten,  welche  die  Beweisaufiiahme  mit  sich  briiigt 

Art.  50.  Nachdem  die  Agenten  und  die  Bechtsbdstünde  der  Parteien 
alle  Aufklftmngen  und  Beweise  zu  Gkmsten  ihrer  Sache  Toigetragen  haben 
spricht  der  Vorsitzende  den  Schlufs  der  Verhandlung  aus. 

Art  51.    Die  Beratung  des  Schiedseerichts  erfolgt  geheim. 

Jede  Entscheidung  ergeht  nach  der  Mehrheit  der  Mi%lieder  des  Schieds- 
gerichts. 

Die  Weigerung  eines  Mitglieds,  an  der  Abstimmung  teilzunehmen,  mnls 
im  Protokolle  festgestellt  werden. 

Art  52.  Der  nach  StimmenmehrheiC  erlassene  Schiedsspruch  ist  mit 
Gründen  zu  rersehen.  Er  wird  schriftlich  abgefafst  und  tou  jedem  Mitgliede 
des  Schiedsgerichts  unterzeichnet. 

Die  in  der  Minderheit  gebliebenen  Mitglieder  können  bei  der  Unter- 
zeichnung die  Verweigerung  ihrer  Zustimmunf?  feststellen. 

Art  58.  Der  Schiedsspruch  wird  in  öffentlicher  Sitzui^  des  Schieds- 
gerichts verlesen,  sofern  die  Agenten  und  die  Bechtsbeistande  der  Parteien 
anwesend  sind  oder  gehörig  geladen  waren. 

Art.  54.  Der  gehörig  verkündete  und  den  Agenten  der  streitenden 
Teile  zugestellte  Schiedsspruch  entscheidet  das  Streitverhältnis  endgültig  und 
mit  Ausschliefsung  der  Berufung. 

Art.  55.  Die  Parteien  können  eich  im  Schiedsverträge  vorbehalten,  die 
Nachprüfung  (Revision)  des  Schiedsspruchs  zu  beantragen. 

Der  Antrag  mufs  in  diesem  Falle,  unbeschadet  anderweitiger  Ver- 
einbarung, bei  dem  Schiedsgericht  angebracht  werden,  das  den  Spruch  erlassen 
hat  Er  kann  nur  auf  die  Ermittelung  einer  neuen  Thatsacne  gegründet 
werden,  die  einen  entscheidenden  Einflurs  auf  den  Spruch  auszuüben  geeignet 
gewesen  wftre  und  bei  Schlufs  der  Verhandlung  dem  Schiedsgerichte  aäbst 
und  der  Partei,  welche  die  Nachprüfung  beantr^  hat,  unbekannt  war. 

Das  Nachprtifungsverfahren  sann  nur  eröffnet  wcvden  durch  einen  Be- 
schlufs  des  Schiedsgerichts,  der  das  Vorhandensein  der  neuen  Thatsache  aus- 
drücklich feststellt,  ihr  die  im  vorangehenden  Absätze  bezeichneten  Merkmale 
zuerkennt  und  den  Antrat  insoweit  flir  zul&srig  erklärt. 

Der  Schiedsvertrag  bestimmt  die  Frist,  innerhalb  deren  Nachprttfungs- 
antrag  gestellt  werden  mnfs. 

Art  56.  Der  Schiedssprach  bindet  nur  die  Partden,  die  den  Schieds- 
vertrag geschlossen  haben. 

Wenn  es  sich  um  die  Auslegung  eines  Abkommens  handelt,  an  dem 
sich  noch  andere  Mächte  beteiligt  nahen,  als  die  streitenden  Teile,  so  geben 
^ese  ihnen  von  dem  Schiedsver&age,  den  sie  geschlossen  haben,  Kenntnis. 
Jede  dieser  Mächte  hat  das  Recht,  sich  an  der  Streitsache  zu  beteiligea. 
Wenn  eine  oder  mehrere  von  ihnen  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch  ge- 
macht haben,  so  ist  die  in  dem  Schiedsspruch  enthaltene  Auslegung  auch  in 
Ansehung  von  ihnen  bindend. 


Haager  EonyentioiL  525 

Art  57.  Jede  Partei  tritgt  ilure  eigenen  Kosten  und  die  Kosten  des 
SchiedageiichtB  an  gleichem  Anteile. 

Allgemeine  Beetimmongen. 

Art  58.    Dieses  Abkommen  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  dn 
Protokoll  aufj^enommen  werden;  von  diesem  soll  dne  beglaubigte  Abschrift 
auf  diplomatischem  Wege  allen  Mfichten  mitgeteilt  werden,  die  auf  der 
internationalen  Friedenskonferenz  im  Haag  Tertreten  gewesen  sind. 

Art  59.  Die  Mächte ,  die  auf  der  internationalen  Friedenskonferenz 
vertreten  gewesen  sind,  dieses  Abkommen  aber  nicht  gezeichnet  haben, 
können  ihm  später  beitreten.  Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt 
den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu 
geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  allen 
anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist 

Art  60.  Die  Bedingungen,  unter  denen  die  auf  der  internationalen 
Friedenskonferenz  nicht  vertreten  gewesenen  Mächte  diesem  Abkommen 
beitreten  können,  soUen  den  Gegenstand  einer  späteren  Verständigung  zwischen 
den  Vertragsmächten  bilden. 

Art  61.  Falls  einer  der  hohoi  Tertragschliefsenden  Teile  dieses  Ab- 
kommen kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der 
achriftlich  an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmächten  unrerzUglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung 
wirksam  werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  Berollmächtigten  dieses  Abkommen  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  im  Haag  am  neunundzwanzigsten  Juli  achtzehnhundert- 
neunundneunziff  in  einer  einzigen  Ausfertigung,  die  im  Archive  der  Reeienuig 
der  Niederlanoe  hinterlegt  bleiben  soll,  und  wovon  beglaubigte  Abscnriften 
den  Vertragsmächten  auf  diplomatischem  Wege  übergeben  werden  sollen. 

4.  Abkommen,  betrefiend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkriegs.     Vom  29.  Juli  1899.     (R.G.BL  8.  423.) 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preufsen,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  Österreich,  König  von  Ungarn,  Seine 
Migestät  der  König  der  Belgier,  Seme  Migestät  der  König  von 
Dänemark,  Seine  Majestät  der  König  ron  Spanien,  der  Präsident 
der  Vereinigen  Staaten  von  Amerika,  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  von  Mexiko,  der  Präsident  der  Französischen  Republik, 
Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten  Königreichs  von  Grofs- 
britannien  und  Irland,  Seine  Majestät  der  König  der  Hellenen,  Seine 
Majestät  der  König  von  Italien,  Seine  Miyestät  der  Kaiser  von  Japan, 
Seine  Königliche  Hoheit  der  Groisherzog  von  Luxemburg,  Seine  Hoheit 
der  Fürst  von  Montenegro,  Ihre  Majestät  die  Königin  der  Niederlande, 
Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Schah  von  Persien,  Seine  Majestät  der 
König  von  Portugal,  Seine  Majestät  der  König  von  Rumänien,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  aller  Reufsen,  Seine  M^estät  der  König  von  Serbien, 
Seine  Majestät  der  König  von  Slam,  Seine  Majestät  der  König  von  Schweden 
und  Norwegen,  Seine  Majestät  der  Kaiser  der  Osmanen  und  Sdne 
Königliche  Hoheit  der  Fürst  ^on  Bulffarien 

nahen  in  der  Erwä^ng,  dafs  es  nicnt  genügt,  Mittel  und  Wege  zu  suchen, 
um  den  Frieden  zu  sichem  und  bewamiete  Streitigkeiten  zwischen  den 
Staaten  zu  verhüten,  sondern  dafs  auch  der  Fall  ins  Auge  gefafst  werden 
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mafe ,  wo  ein  Ruf  zu  den  Waffen  durch  EreignisBe  herbeigeführt  wird ,  die 
ihre  Fürsorge  nicht  hat  abwenden  können, 

von  dem  Wunsche  beseelt,  auch  in  diesem  äuTsersten  Falle  den  Gesetzen 
der  Menschlichkeit  und  den  sich  immer  steigernden  Forderungen  der 
Civilisation  zu  dienen, 

in  der  Erkenntnis,  dafs  es  von  Bedeutung  ist,  zu  diesem  Zwecke  die 
allgemeinen  Rriegsgesetze  und  Gebräuche  einer  Durchsicht  zu  unterziehen, 
sei  es,  um  sie  näher  zu  bestimmen,  sei  es,  um  ihnen  gewisse  Grenzen  zu 
ziehen,  damit  sie  soviel  wie  möglich  von  ihrer  Schärfe  verliereUf 

von  all  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend,  die  heute  wie  vor  25  Jahren 
zur  Zeit  der  Brüsseler  Konferenz  von  1874  durch  eine  weise  und  hochherzige 
Fürsorge  nahegelegt  sind, 

in  diesem  Sinne  zahlreiche  Bestimmungen  angenommen,  die  dem  Zwecke 
dienen,  die  Gebräuche  des  Landkriegs  näer  zu  bestimmen  und  zu  regeln. 

Nach  der  Auffassung  der  hohen  vertragBchliefsenden  Teile  sollen  diese 
Bestimmungen,  deren  Abfassung  durch  den  Wunsch  angeregt  wurde,  die 
Leiden  des  Krieges  zu  mildem,  soweit  es  die  militärischen  Interessen  ge- 
statten, den  Kriegführenden  als  allgemeine  Richtschnur  für  ihr  Verhalten  in 
den  Beziehungen  untereinander  und  mit  der  Bevölkerung  dienen. 

Es  war  indessen  nicht  möglich,  sich  schon  jetzt  über  Bestimmungen  zu 
einigen,  die  sich  auf  alle  in  der  Praxis  vorkommenden  f^lle  erstrecken« 

Andererseits  konnte  es  nicht  in  der  Absicht  der  hohen  vertraf- 
schliefsenden  Teile  liegen,  daft  die  nicht  vorhergesehenen  Fälle,  in  &- 
mangelung  eines  schrinuchen  Übereinkommens,  der  willkürlichen  Beurteilung 
der  militärischen  Befehlshaber  überlassen  bleiben. 

Solange,  bis  ein  vollständigeres  Kriegsgesetzbnch  festgestellt  werden 
kann,  halten  es  die  hohen  vertn^schliefsenden  Teile  für  zweckmäfsig,  fest- 
zusetzen, dafs  in  den  Fällen,  die  in  den  von  ihnen  angenommenen  Be- 
stimmungen nicht  vorgesehen  sind,  die  Bevölkerungen  una  Kri^fÜhrenden 
unter  dem  Schutze  und  den  herrschenden  Grundsätzen  des  VolkerreehtB 
bleiben,  wie  sie  sich  aus  den  unter  gesitteten  Staaten  geltenden  Gtebränchen, 
aus  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  und  aus  den  Forderungen  des  öffent- 
lichen Gewissens  herausgebildet  haben. 

Sie  erklären,  dafs  namentlich  die  Artikel  1  und  2  der  angenommenen 
Bestimmungen  in  diesem  Sinne  zu  verstehen  sind. 

Die  hohen  vertragBchliefsenden  Teile,  die  hierüber  ein  Abkommen  ab- 
suschliefsen  wünschen,  haben  zu  ihren  Bevollmächtigten  ernannt: 

welche  .  .  .  über  folgende  Bestimmungen  übereingekommen  sind. 

Art.  l.  Die  hohen  vertragschließenden  Teile  werden  ihren  Landheeren 
Verhaltungsmafsregeln  geben,  welche  den  dem  vorliegenden  Abkommen  bei- 
gefügten Bestimmungen  über  die  Gesetze  und  Gebräume  dec  Landkriegs  ent- 
sprecnen. 

Art  2.  Die  Vorschriften  der  im  Art  1  genannten  Bestimmungen  sind 
ffSa  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  bindend  im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Diese  Bestimmungen  hören  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein, 
wo  in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvcrtragsmacht  sich 
einer  der  Kri^parteien  anschliefst 

Art  3.    Dieses  Abkommen  soll  sobald   wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haas  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratinkationsurkunde  soll  ein  Proto- 
koll aufgenommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen 
Vertragsmächten  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  weraen. 

Art  4.    Die  Nichtsignatarmächte  können  diesem  Abkommen  beitreten. 

Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  ihren  Bei^tt  den  Vertragsmächten  durch 
eine  schriftliche  Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung 
der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten 
mitzuteilen  ist. 
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Art.  5.  FkllB  einer  der  hohoi  TertragBchlie&eDden  Teile  dieses  Ab- 
kommen kündij^  sollte,  würde  die  Kflndiganff  erst  ein  Jahr  nach  der 
scbiiftlich  an  die  Beeierong  der  Niederlande  ergenenden  and  von  dieser  allen 
anderen  VertragsmiUäten  nnverzaglich  mitsntei^den  Benaohrichtigong  wirk- 
sam werden. 

Die  Kündigung  soll  nur  in  Ansehong  der  Macht  wirksam  sein,  die  ge- 
kflndigt  hat 

Anlage. 

Bestimmungen, 

betreffend 

die  Gesetze  und  Qebräuche  des  Landkriegs. 

Erster  Abschnitt. 

Kriegsparteien. 

SSrfltea  KapiteL 

Bestimmung  des  Begri£b  Kriegspartei. 

Art  1.  Die  Gesetze,  die  Rechte  und  die  Pflichten  des  Krieges  Reiten 
nicht  nur  fttr  das  Heer,  sondern  auch  für  die  Milizen  und  FreiwilUgen-^orps 
unter  folgenden  Bedingungen: 

1.  dafs  Jemand  an  ihrer  Spitze  steht,  der  für  das  Verhalten  seiner  Unter- 
eebenen  yerantwortllch  ist, 

2.  dafs  sie  ein  bestimmtes,  aus  der  Feme  erkennbares  Abzeichen  tragen, 

3.  dals  sie  die  Waffen  offen  fuhren  und 

4.  bei  ihrer  Kriegführung  die  Kriegsgesetze  und  -Gebräuche  beobachten. 

In  den  Staaten,  in  denen  Milizen  oder  Freiwilligen-Korps  das  Heer 
oder  einen  Bestandteil  des  Heeres  bilden,  sind  diese  unter  der  Bezdchnung 
„Heer*'  einbegriffen. 

Art  2.  Die  BerOlkerung  eines  nicht  besetzten  Gebiets,  die  beim  Heran- 
nahen des  Feindes  aus  dgenem  Antriebe  zu  den  Waffen  greift,  um  die  ein- 
dringenden Truppen  zu  bdi&mpfen,  ohne  Zeit  gehabt  zu  haben,  sich  nach 
Art  1  zu  organisieren,  wird  als  Krieffspartei  betrachtet,  sofern  sie  die  Ge- 
setze und  Gebräuche  des  Krieges  beooachtet. 

Art  8.  Die  bewafinete  Macht  der  kriegfahrenden  Parteien  kann  sich 
zusammensetzen  aus  Kombattanten  und  Nichtkombattanten.  Im  Falle  der 
Gefangennahme  durch  den  Feind  haben  die  einen  wie  die  anderen  Anspruch 
anf  Behandlung  als  Kriegsgefangene. 

Zweites  KapiteL 
Kriegsgefangene. 

Art  4.  Die  KriegsgefEUigenen  stehen  unter  der  Gewalt  der  feindlich^ 
Rcttierung,  nicht  in  der  Gewalt  der  Personen  oder  der  Abteilungen,  die  sie 
genuigen  genommen  haben. 

Sie  sollen  mit  Menschlichkeit  behandelt  werden. 

Alles,  was  ihnen  persönlich  gehört,  verbleibt  ihr  Eigentum,  ausgenommen 
Waffen,  Pferde  und  Schriftstücke  militttrischen  Inhalts. 

Art.  5.  Die  Kriegsgefangenen  können  in  St&dten,  Festungen,  Ladern 
oder  an  anderen  Orten  interniert  werden  mit  der  Verpflichtung,  sich  nicht 
über  eine  bestimmte  Grenze  hinaus  zu  entfernen:  dagegen  dürfen  sie  nicht 
emeespeirt  werden,  wenn  es  nicht  dringende  Bücksichten  der  Sicherheit  er- 
fordem. 
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Art.  6.  Der  Staat  ist  befogt,  die  RriegsgefaDgenen  nach  ihrem  Dienst- 
grad und  nach  ihren  Fähigkeiten  als  Arbeiter  zu  rerwenden.  Diese  Arbeiten 
atlrfen  nicht  überinäfsig  sein  und  in  keiner  Beziehung  zu  den  Rriegsunter- 
nehmungen  stehen. 

Den  Rriegsffefangenen  kann  gestattet  werden,  Arbeiten  für  öffentliche 
Verwaltungen  oaer  fär  Privatpersonen  oder  für  ihre  eigene  Rechnung  aus- 
zuführen. 

Arbeiten  für  den  Staat  werden  nach  den  Sätzen  besahlt,  die  für  Militär- 
personen des  eigenen  Heeres  gelten. 

Werden  die  Arbeiten  für  Rechnung  anderer  öffentlicher  Verwaltungen 
oder  für  Privatpersonen  ausgeführt,  so  werden  die  Bedingungen  im  Einver- 
stftndnisse  mit  der  Militärbehörde  festgestellt 

Der  Verdienst  der  Kriegsgefangenen  soll  zur  Besserung  ihrer  La^  ver- 
wendet und  der  Überschufs,  nach  Abzug  der  Unterhaltskosten,  ihnen  bei  der 
Freilassung  ausbezahlt  weiden. 

Art  7.  Die  Regierung,  in  deren  Gewalt  sich  die  Kriegsgefangenen  be- 
finden, bat  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen. 

Falls  nicht  besondere  Vereinbarungen  zwischen  den  Eriegsparteien  ge- 
troffen werden,  sind  die  Kriegs^efanffenen  in  Beziehung  anf  Nahrunf^,  Kleidui^ 
und  Unterkunft  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Truppen  der  R^erung,  die 
sie  gefangen  genommen  hat 

Art.  8.  Die  Kriegsgefangenen  unterstehen  den  Gresetzen,  Vorschriften 
und  Befehlen,  die  in  dem  Heere  des  Staates  gelten,  in  dessen  Gewalt  sie 
sich  befinden.  Jede  Unbotmässigkeit  kann  mit  der  erforderlichen  Strenge 
geahndet  werden. 

Entwichene  Kriegsgefangene,  die  wieder  ergriffen  werden,  bevor  es 
ihnen  ffelungen  ist,  ilir  Heer  zu  erreichen,  oder  das  von  den  Truppen,  die 
sie  ^eian^en  genommen  haben,  besetzte  Gebiet  su  verlassen,  unterliegen 
disziplinarischer  Bestrafung. 

Kriegsgefangene,  die  nach  gelungener  Flucht  wieder  gefangen  genommen 
werden,  können  tür  die  frühere  Flucht  nicht  bestraft  werden. 

Art.  9.  Jeder  Kriegsgefangene  ist  verpflichtet,  auf  Befragen  seinen 
wahren  Namen  und  Dienstgrad  anzugeben ;  handelt  er  gegen  diese  Vorschrift, 
so  können  ihm  die  Begünstigungen,  die  den  Kriegsgerangenen  seiner  Klasse 
zustehen,  entzogen  werden. 

Art.  10.  Kriegsgefangene  können  auf  Ehrenwort  freigelassen  werden, 
wenn  die  Gesetze  ihres  Landes  dies  gestatten;  sie  sind  sJsdann  bei  ihrer 
persönlichen  Ehre  verbunden,  die  übernommenen  Verpflichtungen,  sowohl 
ihrer  eigenen  Regierung,  als  auch  dem  Staate  gegenüber,  der  sie  zu  Kriegs- 
gefangenen gemacht  hat,  gewissenhaft  zu  erfüllen. 

Ihre  Regierung  bt  ebenfalls  verpflichtet,  keinerlei  Dienste  zu  verlangen 
oder  anzunehmen,  die  dem  gegebenen  Ehrenworte  widersprechen. 

Art.  11.  Ein  Kriegsgefangener  kann  nicht  gezwungen  werden,  seine 
Freilassung  ^egen  Verpfandung  des  Ehrenworts  anzunehmen;  ebensowenig 
ist  die  feindhche  Regierung  verpflichtet  auf  die  Bitte  eines  Kriegsgefangenen 
hin  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  zu  bewilligen. 

Art  12.  Jeder  auf  Ehrenwort  entlassene  Kriegsgefangene,  der  g^en 
den  Staat,  der  ihn  entlassen  hat,  oder  gegen  dessen  verbündete  die  WaSen 
trfi^  verliert,  wenn  er  wieder  ergriffen  wird,  das  Recht  der  Behandlung  ala 
Knegsgefangener  und  kann  den  Gerichten  überliefert  werden. 

Art  13.  Pei-sonen,  die  einem  Heere  folgen,  ohne  ihm  unmittelbar  anzu- 
gehören, wie  Kriegskorrespondenten,  ZeituDgsberichterstatter,  Marketender 
und  Lieferanten,  haben,  wenn  sie  in  Feindeshand  geraten  und  ihre  Festhaltung 
zweckmäfsig  erscheint,  das  Recht  auf  Behandlung  als  Kriegsgefangene,  vor- 
ausgesetzt, dafs  sie  sich  im  Besitz  eines  Ausweises  der  iMuiitärbenörde  des 
Heeres  befinden,  dem  sie  folgen. 

Art  14.  Es  wird  beim  Ausbruche  der  Feindseligkeiten  in  jedem  der 
kriegfahrenden  Staaten  und  gegebenenfiBlls  in  den  neutralen  Staaten,  die  An- 
gehörige einer  der  Kriegsparteien  in  ihr  Gebiet  aufgenommen  haben,  eine 


Haager  Konvention.  529 

Anskonftstelle  über  die  Kriegsgefangenen  errichtet  Diese  hat  die  Aufgabe, 
alle  die  Kriegsgefangenen  betreffenden  Anfragen  zu  beantworten,  und  erhält 
hierfür  ron  den  zost&ndigen  Dienststellen  die  nötigen  Angaben,  die  sie  in 
den  Stand  setzen,  über  JMen  Kri^^gefangenen  ein  Fersonalblatt  zu  fuhren. 
Die  Ansknnftstelle  mufs  auf  dem  Laufenden  gehalten  werden  über  die  Unter- 
bringung der  Gefangenen  und  über  die  dabei  eintretenden  Veränderungen, 
sowie  über  die  Übenuhrung  in  Krankenhäuser  und  über  TodesfUIle. 

Die  Auskunftstelle  sammelt  femer  alle  zum  persönlichen  Gebrauche 
dienenden  Gegenstände,  Wertsachen,  Briefe  u.  s.  w.,  die  auf  den  Schlacht- 
feldern gefimaen  oder  ron  den  in  Krankenhäusern  oder  Feldlazaretten  ge- 
storbenen Kriegsgefangenen  hinterlassen  werden,  und  stellt  sie  den  Be- 
rechtigten zu« 

Art  15.  Die  Hülfsgesellschaften  für  Kriegsgefiangene,  die  ordnungs- 
mftfsig  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  gebildet  worden  sind  und  den  Zweck 
verfo&en,  die  Vermitteler  der  mildthätieen  Nächstenhülfe  zu  sein,  empfangen 
von  den  Krieespartden  für  sich  und  mre  ordnungsmäfsi^  bevollmächtigen 
Agenten  jede  Erleichterung  innerhalb  der  durch  die  militärischen  Maisnahmen 
und  die  Verwaltungsvorschriften  gezogenen  Grenzen,  um  ihre  menschen- 
firenndlichen  Bestrebungen  wirksam  ausführen  zu  können. 

Die  Bevollmächtigten  dieser  Hülfsgesellschaften  können  die  Erlaubnis 
erhalten,  unter  die  Gefangenen  an  ihrem  Aufenthaltsorte,  sowie  unter  die  in 
die  Heimat  zurückkehrenden  Kriegsgefangenen  an  ihren  Rastorten  Liebes- 
emben  auszuteilen.  Sie  gebrauchen  hierzu  eine  persönliche,  von  der  Militär- 
Behörde  angestellte  Erlaubnis,  auch  müssen  sie  sich  schriftlich  verpfUchten, 
sich  allen  (^nungs-  und  PeUzeimafsnahmen ,  die  diese  Behörde  anordnen 
sollte,  zu  fugen. 

Art.  16.  Die  Anskunftstellen  geniefsen  Portofreiheit  Briefe,  Post- 
anweisungen, Geldsendungen  und  Postpakete,  die  für  die  Krie^gefaiM^enen 
bestimmt  sind  oder  von  ihnen  abgesandt  werden,  sind  sowohl  im  Lande  der 
Aufgabe,  als  auch  im  Bestimmungsland  und  in  den  Zwischenlündem  von 
allen  Postgebühren  befreit 

Liebesgaben  für  Kriegsgefangene  sind  von  allen  Eingangszöllen  und 
anderen  Gebühren,  sowie  von  den  Frachtkosten  auf  Staatseisenbannen  befreit 

Art  17.  Kriegsgefangene  Offiziere  können  den  ihnen  in  dieser  La^e 
nach  den  Vorschriften  ihres  Landes  zukommenden  Sold  erhalten;  ihre  Regie- 
rung hat  ihn  zurückzuerstatten. 

Art.  18.  Den  Kriegsgefangenen  wird  in  der  Ausübung  ihrer  Religion 
und  in  der  Teilnahme  am  Gottesdienste  irolle  Freiheit  gelassen,  unter  der 
einzigen  Bedingung,  dafs  sie  sich  den  Ordnungs-  und  PoTizeivorschriften  der 
Militärbehörde  fügen. 

Art.  19.  Für  die  Annahme  oder  Errichtung  von  Testamenten  der 
Kriegsgefangenen  gelten  dieselben  Bedingungen,  wie  für  die  Militärpersonen 
des  eigenen  Heeres. 

fias  Gleiche  gilt  für  die  Sterbeurkunden  sowie  für  die  Beerdigung  von 
Kriegsge&ngenen,  wobei  deren  Dienstgrad  und  Rans  zu  berücksichtigen  ist. 

Art  20.  Nach  dem  Friedensschlüsse  sollen  die  Kriegsgefangenen  binnen 
kürzester  Frist  in  ihre  Heimat  entiasseu  werden. 

Drittes  KapiteL 

Kranke  und  Verwundete. 

Art  21.  Die  Pflichten  der  Kriegsparteien  in  Ansehung  der  Pflege  der 
Kranken  und  Verwundeten  sind  durch  die  Genfer  Konvention  vom  22.  August 
1864  festgesetzt,  unter  Vorbehalt  der  Abänderungen,  denen  diese  etwa  unter- 
worfen wird. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Feindseligkeiten. 

SSretes  Kapitel. 

Mittel  snir  Schädigung  des  Feindes,  Belagerungen  und  Bombardements. 
Art  22.    Die  Kriegsparteien  haben  kein  unbeschränktes  Kecht  in  der 
Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes. 

Art  23.  Abgesehen  von  oen  durch  Sonderverträge  aufgestellten  Ver- 
boten, ist  namentlich  untersagt: 

a)  die  Verwendung  von  Gift  oder  vemfteten  Waffen, 

b)  die  meuchleriscne  Tötung  oder  Verwundung  von  Angehörigen  des 
feindlichen  Staates  oder  des  feindlichen  Heeres, 

c)  die  Tötung  oder  Verwundung  eines  die  Waffen  streckenden  oder  wehr- 
losen Feindes,  der  sich  auf  Gnade  oder  Un^ade  ergiebt, 

d)  die  Erklärung,  dafs  kein  Pardon  gegeben  wuxi, 

e)  der  Gebrauch  von  Waffen,  Geschossen  oder  Stoffen,  die  geeignet  and, 
unnötigerweise  Leiden  zu  verursachen, 

f)  der  Mif<)brauch  der  Pariamen tärflag^e ,  der  Nationalflagge  oder  der 
militärischen  Abzeichen  und  der  Uniform  des  Feindes,  sowie  der  be- 
sonderen Abzeichen  der  Genfer  Konvention, 

g)  die  Zerstörung  oder  Wegnahme  feindlichen  Eigentums,  es  sei  denn, 
dafs  die  Gebote  des  Krieges  dies  dringend  erheischen. 

Art  24.  Kriegslisten  und  die  Anwendung  der  notwendigen  Mittel,  um 
sich  Nachrichten  tlber  den  Gegner  und  das  Gelände  zu  verschafiPen,  nnd 
erlaubt 

Art  25.  Es  ist  verboten,  unverteidicte  Städte,  Dörfer,  Wohnungen 
oder  Gebäude  anzugreifen  oder  zu  bombardieren. 

Art.  26.  Der  Befehlshaber  eines  Belagerungsheers  soll  vor  Beginn  des 
Bombardements,  den  Fall  eines  Sturmangrins  ausgenommen,  alles  £nn,  so- 
weit es  in  seinen  Kräften  steht,  um  die  Ortsobrigkeit  davon  zu  benach- 
richtigen. 

Art.  27.  Bei  BeUgerungen  und  Bombardements  sollen  alle  erforder- 
lichen MalsreKeln  getronen  werden,  um  die  dem  Gottesdienste,  der  Kunst, 
der  Wissenschaft  und  der  Wohlthätiffkeit  gewidmeten  Grebäude,  sowie 
die  Krankenhäuser  und  Sammelplätze  mr  Kranke  und  Verwundete  so  viel 
wie  möglich  zu  schonen,  vorausgesetzt,  dafs  sie  nicht  gleichzdtig  zu  änem 
militärischen  Zwecke  Verwendung  finden. 

Pflicht  der  Belagerten  ist  es,  diese  Gebäude  oder  Sammelplätze  mit  be- 
sonderen sichtbaren  Zeichen  zu  versehen  und  diese  vorher  oem  Belagerer 
bekanntzugeben. 

Art  28.  Es  ist  verboten,  Städte  oder  Ansiedelungen,  selbst  wenn  sie 
im  Sturme  genommen  sind,  der  Plünderung  preiszugeben. 

Zweites  KapiteL 
Spione. 

Art  29.  Spion  ist,  wer  heimlich  oder  unter  falschem  Vorwand  in  dem 
Operationsgebiet  einer  Kriegspartei  Nachrichten  einzieht  oder  einzugehen 
sucht,  in  der  Absicht,  sie  der  Gegenpartei  mitzuteilen. 

DemgemäTs  sind  Militärpersonen  in  Uniform,  die  in  das  Operationsgebiet 
des  feindlichen  Heeres  eingedrungen  sind,  um  sich  Nachrichten  zu  verschaffen, 
nicht  als  Spione  zu  betracnten.  Desgleichen  gelten  nicht  als  Spione:  lAilitär- 

Sersonen  und  Nichtmilitärpersonen ,  die  offen  den  ihnen  erteilten  Auftrag, 
Litteilungen  an  ihr  eigenes  oder  an  das  feindliche  Heer  zu  überbringen,  aus- 
führen. Dahin  gehören  ebenfalls  die  Personen,  die  in  Luftschiffen  befördert 
werden,  um  Nachrichten  zu  überbringen  oder  um  überhaupt  Verbindungen 
zwischen  den  verschiedenen  Teilen  eines  Heeres  oder  eines  Gebiets  aufinecht 
zu  erhalten. 
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Art.  80.  Der  aaf  frischer  That  ergriffene  Spion  kann  nicht  ohne  vor- 
aoBgegangenes  Urteil  heetraft  werden. 

Art  81.  Fin  Spion,  der  zu  seinem  Heere  zorücksekehrt  ist  und  später 
vom  Feinde  gefangen  genommen  wird,  ist  als  Kriegsgeningener  zu  behandeln 
und  kann  für  früher  begangene  Spionage  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden. 

Drittes  Kapitel. 

Parlamentftre. 

Art.  82.  Parlamentär  ist,  wer  von  einer  der  ELriegsparteien  bevollm&ch- 
tigt  ist,  in  Unterhandlungen  mit  der  anderen  Partei  zu  treten,  und  sich  mit 
der  weilsen  Fahne  zeigt.  Er  ist  unverletzlich,  ebenso  der  ihn  begleitende 
Trompeter,  Hornist  oder  Trommler,  FahnentriUrer  und  Dolmetscher. 

Art.  88.  Der  Befehlshaber,  zu  dem  ein  Parlamentär  gesandt  wird,  ist 
nicht  verpflichtet  ihn  unter  allen  Umständen  zu  empfangen. 

Er  kann  alle  erforderlichen  Mafsregeln  ergreifen,  um  den  Parlamentär 
zu  verhindem,  seine  Sendung  zur  E^nziehnn^  von  Nachrichten  zu  benutzen. 

Er  ist  berechtigt,  bei  vorkommendem  Mifsbrauche  den  Parlamentär  zeit- 
weilig zurückzuhalten. 

Art  84.  Der  Parlamentär  verliert  sein  Recht  der  Unverletzlichkeit, 
wenn  der  bestimmte,  unwiderlegbare  Beweis  vorliegt,  dafs  er  seine  bevor» 
rechtigte  Stellung  dazu  benutzt  hat,  um  Verrat  zu  üben  oder  dazu  anzustiften. 

Viertes  Kapitel. 
Kapitulationen. 

Art  85.  Die  zwischen  den  verhandelnden  Parteien  vereinbarten  Kapi- 
tulationen sollen  den  Forderungen  der  militärischen  Ehre  Rechnung  tragen. 

Einmal  abgeschlossen,  souen  sie  von  beiden  Parteien  gewissenhaft  be- 
obachtet werden. 

Fünftes  KapiteL 

Waffenstillstand.      • 

Art  86.  Der  Waffenstillstand  unterbricht  die  Kriegsuntemehmuneen 
kraft  eines  wechselseitigen  Übereinkommens  der  Kriegsparteien.  Ist  eine  be- 
stimmte Dauer  nicht  vereinbart  worden,  so  können  me  Kriegsparteien  jeder- 
zeit die  Feindseligkeiten  wieder  aufnehmen,  jedoch  unter  der  Voraussetzunj^, 
dafs  der  Feind,  ^mäfs  den  Bedingungen  des  Waffenstillstandes,  rechtzeitig 
benachrichtijft  wird. 

Art  87.  Der  Waffenstillstand  kann  ein  allgemeiner  oder  ein  örtlich 
b^enzter  sein ;  der  erstere  unterbricht  die  Kriegsuntemehmungen  der  krieg- 
f&hrenden  Staaten  allenthalben,  der  letztere  nur  für  bestimmte  Teile  der 
kriegführenden  Heere  und  innerhalb  eines  bestimmten  Grebiets. 

Art.  88.  Der  Waffenstillstand  mufs  in  aller  Form  und  rechtzeitig  den 
zuständigen  Behörden  und  den  Truppen  mitgeteilt  werden.  Sofort  nach 
Mitteilung  oder  zu  einem  bestimmten  ^itpunkte  sind  die  Feindseligkeiten 
einzustellen. 

Art.  89.  Es  ist  Sache  der  vertragschliefsenden  Parteien,  in  den  Be- 
dingpmgen  des  Waffenstillstandes  festzusetzen,  welche  Beziehungen  sie  auf 
dem  Kriegsschauplatz  untereinander  und  mit  der  Bevölkerung  unterhalten 
können. 

Art  40.  Jede  schwere  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstill- 
standes durch  eine  der  Parteien  giebt  der  anderen  das  Kecnt,  ihn  zu  kündigen, 
und  in  dringenden  Fällen  sogar  das  Recht,  die  Feindseligkeiten  sofort  wiäer 
SAfzunehmen. 

Art  41.  Die  Verletzung  der  Bedingungen  des  Waffenstillstandes  durch 
Privatnersonen,  die  aus  eigenem  Antriebe  handeln,  giebt  nur  das  Recht,  die 
Bestnmmg  der  Schuldigen  und  gegebenen  Falles  eine  Entschädigung  für  den 
erlittenen  Schaden  zu  tordem. 
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Dritter  Abschnitt. 

Militärische  Gewalt  auf  besetstem  feindlichen  Gebiete. 

Art  42.  Ein  Gebiet  gilt  als  besetzt,  wenn  es  thatsächlich  in  der  Gre- 
walt  des  feindlichen  Heeres  steht 

Die  Besetzung  erstreckt  sich  nnr  aaf  die  Gebiete,  wo  diese  Gewalt  her- 
gestellt ist  und  aasgeübt  werden  kann. 

Art.  48.  Nachdem  die  gesetzmäTsige  Gewalt  thatsfichlich  in  die  HAnde 
des  Besetzenden  übergegangen  ist,  hat  dieser  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden 
Mafsnahmen  zu  treffen,  um  nach  Möglichkeit  die  öffentliche  Ordnung  und 
Sicherheit  wiederherzustellen  und  aufrecht  zu  erhalten,  und  zwar  unter  Be- 
rücksichtigung der  Landesgesetze,  sofern  keine  unüberwindlichen  Hindemiase 
entgegenstehen. 

Art  44.  Es  ist  rerboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebiets 
zur  Teilnahme  an  den  Kriegsuntemehmungen  gegen  ihr  dgenes  Land  zu 
zwingen. 

Art  45.  Es  ist  verboten,  die  Bevölkerung  eines  besetzten  Gebiets  zu 
zwingen,  der  feindlichen  Biacht  den  Treueid  zu  lebten. 

Art  46.  Die  Ehre  und  die  Rechte  der  Familie,  das  Leben  der  Bnrser, 
das  Privateigentum,  die  religiösen  Überzeugungen  und  die  gottesdienstlicnen 
Handlungen  sollen  geachtet  werden. 

Das  Privateigentum  darf  nicht  eingezogen  werden. 

Art.  47.    Die  Plünderung  ist  ausdrockhch  verboten. 

Art  48.  Wenn  die  Knegspartd  in  dem  besetzten  Gebi^e  die  zu 
Gunsten  des  Staates  bestehenden  Steuern,  Zölle  und  Abgaben  erhebt,  so  soll 
«ie  es  möglichst  nach  Mafsgabe  der  für  ihre  Erhebung  und  Verteilung  gelten- 
den  Vorscnriften  thun;  es  erwuchst  hiermit  für  sie  die  Verpflichtung,  die 
Kosten  der  Verwaltung^  des  besetzten  Gebiets  in  dem  Umfange  zu  tragen, 
wie  die  gesetzmäfaige  Kegierung  hierzu  verpflichtet  war. 

Art.  49.  Wenn  der  Besetronde  aufser  den  im  vorstehenden  Artikel  er- 
wähnten Abgaben  andere  Auflagen  in  Geld  in  dem  besetzten  Gebiet  erhebt, 
so  darf  dies  nur  zur  Deckftog  der  Bedürfiiisse  des  Heeres  oder  der  Verwaltung 
dieses  Gebiets  geschehen. 

Art  50.  Keine  Strafe  in  Geld  oder  anderer  Art  darf  über  eine  ganze 
Bevölkerung  wegen  der  Handlungen  einzelner  verhängt  werden«  flir  welche 
die  Gesamtheit  tiicht  als  verantwortlich  angesehen  werden  kann. 

Art  51.  Zwangslagen  können  nur  auf  Grund  eines  schriftlichen  Befehls 
und  unter  Verantwortlichkeit  eines  selbständig  kommandierenden  Grenerals 
erhoben  werden. 

Die  Erhebung  soll  soviel  wie  möglich  unter  Beobachtung  der  für  die 
FestseiUun^  und  Verteilung  der  Steuern  geltenden  Vorschriften  erfolgen. 

Über  jede  Zwangsleistung  erhalten  die  Beitragspflichtigen  eine  Empfangs- 
bescheinigung. 

Art  52.  Naturalleistungen  und  Dienstleistungen  können  von  Gemeinden 
oder  Einwohnern  nur  für  <Be  Bedürfnisse  des  Sesetznngsheeres  gefordert 
werden.  Sie  müssen  im  Verhältnisse  zu  den  Hülfsquellen  des  Landes  stehen 
und  dürfen  für  die  Bevölkerung  nicht  die  Verpflichtung  enthalten,  an  ELriegs- 
Unternehmungen  gegen  ihr  Vaterland  teilzunehmen. 

Derartige  Natural-  und  Dienstleistungen  können  nur  mit  der  Ermächtigung 
des  Befehlshabers  der  besetzten  Gebiete  vorgenommen  werden. 

Naturalleistungen  sind  soviel  wie  möglich  bar  zu  bezahlen;  andemfidls 
sind  dafür  Empfangsbescheinigungen  auszustellen. 

Art.  53.  Das  Besetzungsheer  kann  nur  mit  Beschlag  belegen:  das  Bar- 
geld und  die  Wertbestände  des  Staates,  sowie  die  dem  Staate  zustehenden 
eintreibbaren  Forderungen,  die  Waffenniederlagen,  Beförderungsmittel, 
Vorratshäuser  und  Lebensmittelvorräte,  sowie  überhaupt  alles  dem  Staate 
gehörende  bewegliche  Eigentum,  das  geeignet  erscheint,  den  Kriegsnnter- 
nehmungen  zu  menen. 
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Du  EiBenbahnmaterial ,  die  Landtelegraphen,  die  Fernsprechanlagen^ 
die  Dampfschiffe  und  andere  Fahraeage  —  sowcdt  hier  nicht  die  Vorschruten 
des  SeerechtB  platzfirreifen  — ,  die  Wäenniederlagen  und  überhaupt  jede  Art 
Kriegsmunition,  auch  dann,  wenn  all  dies  Gesellschaften  oder  Privatpersonen 
gehört,  rind  ebenfalls  ihrer  Katar  nach  Mittel,  die  den  Kriegsontemehmungen 
dienen;  sie  müssen  aber  wieder  zorflckerstattet  werden.  Die  Entschädigung»- 
frage  wird  bei  Abschlufe  des  Friedens  geregelt. 

Art  54.  Das  Eisenbahumaterial,  das  aas  neutralen  Staaten  koomit,  sei 
es,  dafs  es  diesen  selbst  oder  Gesellschaften  oder  Priva^rsonen  gehört,  soll 
ihiiien  sobald  wie  möglich  zurückgesandt  werden. 

Art  55.  Der  Staat,  von  dem  die  Besetzung  ausgeht,  betrachtet  sich  nur 
als  Verwalter  und  Nutzniefiier  der  öffentlichen  Gebäude«  Liegenschaften, 
Wilder  und  landwirtschaftlichen  Anlagen,  die  dem  feindlichen  Staate  ge- 
hören  und  in  dem  besetzten  Gebiete  liegen.  Er  ist  verpflichtet,  den  Grund- 
stock dieser  Gfiter  zu  schützen  und  sie  nach  den  Begeht  des  NieÜBbrauchs 
sn  Terwalten« 

Art  56.  Das  £ägentum  der  Gemeinden  und  der  dem  Gottesdienste, 
der  WohlthAtigkeit,  dem  Unterrichte,  der  Kunst  und  Wissenschaft  gewidmeten 
Anstalten,  auch  wenn  diese  dem  Staate  gehören,  ist  als  Privateigentum  zu 
behandeln.  Jede  absichtliche  Entfemunff,  Zerstöranf  oder  Bewhädigung 
von  derartigen  Gebäuden,  von  geschichtlicoen  Denkmftiem  oder  von  Werken 
der  Kunst  und  Wissenschaft  ist  verboten  und  mufs  geahndet  werden. 

Vierter  Abschnitt. 

Bei  Neutralen  festgehaltene  Kriegführende  und  in  Pflege 

befindliche  Verwundete. 

Art.  57.  Der  neutrale  Staat,  auf  dessen  Gebiet  Truppen  der  krieg- 
führenden Heere  übertreten,  mufs  sie  möglichst  weit  vom  KriegsschanplatK 
miterbrinffen. 

Er  aann  sie  in  Lagern  verwahren  und  sie  auch  in  Festungen  oder  in 
anderen  zu  diesem  Zwecke  geeigneten  Orten  einschliefsen. 

Es  hängt  von  seiner  Entscheidung  ab,  ob  Offiziere,  die  dch  auf  Ehrenwort 
verpflichten,  das  neutrale  Gebiet  nicht  ohne  Erlaubnis  zu  verlassen «  frei- 
gelaasen  werden  können. 

Art  58.  In  Ermangelung  einer  besonderen  Vereinbarung  hat  der 
neutrale  Staat  den  der  Festhaltung  unterliegenden  Personen  Nahrung,  Kleidung 
and  die  durch  die  Menschlichkeit  gebotenen  Hülfnnittel  zu  gewähren. 

Die  durch  die  Intemierung  verursachten  Kosten  sind  nach  dem  Friedens- 
sehlasse  zu  ersetzen. 

Art  59.  Der  neutrale  Staat  kann  den  Durchzug  von  Verwundeten  oder 
Kranken  der  kriegführenden  Heere  durch  sein  Gebiet  gestatten,  jedoch  unter 
dem  Vorbehalte,  dafs  die  zur  Beförderung  benutzten  Züge  weder  Krißg^ 
personiü  noch  Kriegsmaterial  mit  sich  fuhren.  Der  neutrale  Staat  ist  in 
aolchen  Fällen  verpflichtet,  die  eiforderlichen  Sicherheits-  und  Aufsichts- 
maiar^eln  zu  treffen. 

iSe  der  Gegenpartei  angehöriffen  Verwundeten  oder  Kranken,  die  von 
einer  der  Kriegs^ffteien  auf  neutrates  Gebiet  gebracht  werden,  sind  von  dem 
neutralen  Staate  derart  zu  bewachen,  dafs  sie  nicht  von  neuem  an  den  Krieg^- 
nntemdmiungen  teilnehmen  können.  Der  neutrale  Staat  hat  gegenüber  den 
ihm  anvertrauten  Verwundeten  oder  Kranken  des  anderen  Heeres  die  gleichen 
Verpflichtungen. 

Art  60.  Die  Genfer  Konvention  gilt  auch  für  die  im  neutralen  Gebiet 
untergebrachten  Kranken  und  Verwundeten. 


I 
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5.  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze 
der  Genfer  Konvention  vom  22.  Augnst  1864  auf  den  Seekrieg. 
Vom  29.  Juli  1899.     (R.6.B1.  S.  455.) 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  Köni^  von  Prenfsen,  Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  Österreich  ond  König  von  Ungarn,  Seine 
Majestät  der  König  der  Belgier,  Seine  Majest&t  der  Kaiser  von  China, 
Seme  Majestät  der  König  von  Dänemark,  Seine  Majestät  der  König  von 
Spanien,  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
der  Prändent  der  Vereini^n  Staaten  von  Mexiko,  der  Präsident  der 
Französischen  Republik,  Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten 
Königreichs  von  Grofsbritannien  und  Irland,  Söne  Majestät  der  König 
der  Hellenen,  Seine  Mi^estät  der  Könie  von  Italien,  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Japan,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Grolshersog  von  Luxem- 
burg, Seine  Hoheit  der  Fürst  von  Montenegro,  Ihre  Majestät  die  Königin 
der  Niederlande,  Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Schah  von  Persien, 
Seme  Majestät  der  König  von  Portugal,  Seine  Majestät  der  Könie  von 
Rumänien,  Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Heufsen,  Seine  Mi^eaw  der 
König  von  Serbien,  Seine  Majestät  der  König  von  Slam,  Seine  Majestät 
der  Dkönig  von  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweizerische 
Bundesrat,  Seine  Malestät  der  Kaiserjder  0 s m a n e n  und  Seine  Königliche 
Hoheit  der  Fürst  von  Bulgarien, 

gleichermalsen  von  dem  Wunsche  beseelt,  so  viel  an  ihnen  liegt,  die 
vom  Kriege  unzertrennlichen  Leiden  zu  mildem,  und  in  der  Abdcht,  za 
diesem  Zwecke  die  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864 
auch  auf  den  Seekrieg  auszudehnen,  haben  beschlossen,  ein  Abkommen  za 
dem  Ende  einzugehen, 

sie  haben  demgemäfs  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

welche  .  .  .  folgende  Bestimmungen  vereinbart  haben: 

Art.  1.  Die  militärischen  Lazarettschiffe,  die  einzig  und  allein  vom 
Staate  erbaut  oder  eingerichtet  worden  sind,  um  den  Verwundeten,  Kranken 
und  Schiffbrüchigen  Hülfe  zu  bringen,  sind  bei  Be^nn  oder  im  Verlaufe 
der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  den  kriegführenden 
Biächten  mit  Namen  anzumelden.  Diese  Schiffe  sind  zu  achten  und  dürfen 
während  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  nicht  weggenommen  werden« 

Auch  dürfen  sie  bei  einem  Aufenthalt  in  neutralen  Häfen  nicht  nach 
den  für  Kriegsschiffe  geltenden  Regeln  behandelt  werden. 

Art.  2.  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  von  amtlich  anerkannten  Hülfsgesellachaften  ausgerüstet 
worden  sind,  sind  ebenfalls  zu  achten  und  von  der  Wegnahme  ausgeschlossen, 
sofern  die  kriegführende  Macht,  der  sie  angehören,  eine  amtliche  Bescheinigung 
für  sie  ausgestellt  und  ihre  Namen  dem  Gegner  bei  Beginn  oder  im  Veruuife 
der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  der  Verwendung,  bekannt  ge- 
macht hat. 

Diese  Schiffe  müssen  eine  von  der  zuständigen  Behörde  auszustellende 
Bescheinigung  darüber  bei  sich  führen,  dafs  sie  sich  während  der  Ausrüstung 
und  beün  Auslaufen  unter  ihrer  Aufeicht  befunden  haben. 

Art.  3.  Lazarettschiffe,  die  ganz  oder  zum  Teil  auf  Kosten  von  Privat- 
personen oder  amtlich  anerkannten  Hülfsgesellschaften  neutraler  Staaten 
ausgerüstet  worden  sind,  sind  zu  achten  und  von  der  Wegnahme  aus- 
geschlossen, sofern  der  neutrale  Staat,  dem  sie  angehören,  einen  amtlichen 
Auftrag  für  sie  ausgestellt  hat  und  den  kriegführenden  Mächten  ihre  Namen 
zu  Beginn  oder  im  Verlaufe  der  Feindseligkeiten,  jedenftdls  aber  vor  ihrer 
Verwendung,  bekannt  gemacht  hat. 

Art.  4.  Die  in  den  Artikeln  1,  2,  3  bezeichneten  Schiffe  sollen  den 
Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen  der  Kriegsparteien  ohne  Unter- 
schied der  Nationalität  Hülfe  und  Beistand  gewähren. 
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Die  Reäenmgen  Terpfiichten  sich,  diese  Schiffe  za  kdnerlei  militärischen 
Zwecken  zu  oenatsen. 

Diese  Schiffe  dürfen  in  keiner  Weise  die  Bewegungen  der  Kriegsschiffe 
behindern. 

Während  und  nach  dem  Kampfe  handeln  sie  auf  eigene  Gefahr. 

Die  Kriegsparteien  ttben  ein  Aufsicht^-  und  Durchsuchungsrecht  über 
sie  aus.  Sie  können  ihre  Hülfe  ablehnen,  ihnen  befehlen,  sich  zu  entfernen, 
ihnen  eine  bestimmte  Fahrtrichtung  vorschreiben,  einen  Kommissar  an  Bord 
geben  und  sie  auch  suruckhalten,  wenn  besonders  erhebliche  Umstände  es 
erfordern. 

Die  Kriegsparteien  sollen  die  den  Lazarettschiffen  gegebenen  Befehle, 
sowdt  wie  m^^fich,  in  deren  Schiffstagebuch  eintragen. 

Art  5.  Die  militfirischen  LiazarettBchiffe  sind  kenntlich  zu  machen 
durch  einen  äufseren  weifsen  Anstrich  mit  einem  wagrecht  laufenden,  etwa 
IVs  Meter  breiten,  grünen  Streifen. 

Die  in  den  Artikeln  2,  3  bezeichneten  Schiffe  sind  kenntlich  zu  machen 
durch  einen  äufseren  weifsen  Anstrich  mit  einem  wagrecht  laufenden,  etwa 
IV9  Meter  breiten,  roten  Streifen. 

Die  Boote  dieser  Schiffe  sowie  die  kleinen  zum  Lazarettdienste  ver^ 
wendeten  Fahrzeuge  müssen  durch  einen  ähnlichen  Anstrich  kenntüch  ge- 
macht sem. 

Alle  Lazarettschiffe  sollen  sich  dadurch'  erkennbar  machen,  dafs  sie 
neben  der  Nationalflagge  die  in  der  Genfer  Konvention  vorgesehene  weifse 
Flagge  mit  dem  roten  Kreuze  hissen. 

Art.  6.  Handelsschiffe,  Jachten  oder  neutrale  Fahrzeuge,  die  Verwundete, 
Kranke  oder  Schiffbrüchige  der  Kriegsparteien  an  Bord  genommen  haben, 
können  aus  diesem  Anlasse  nicht  weggenommen  werden,  aber  sie  bleiben 
der  Wegnahme  ausgeätzt  im  Falle  von  Neutralitäts Verletzungen,  deren  sie 
sich  etwa  schuldig  gemacht  haben. 

Art.  7.  Das  geistliche,  ärztliche  und  Lazarettpersonal  weggenommener 
Schiffe  ist  unverletzlich  und  kaim  nicht  kriegsgefangen  gemacht  werden. 
£b  ist  berechtigt,  beim  Verlassen  des  Schiffes  die  Gegenstände  und  chirurgischen 
Instrumente,  oie  Privateigentum  sind,  mit  sich  zu  nehmen. 

Es  soll  jedoch  seine  Dienste  solanse  weiter  leisten,  als  es  notwendig 
erscheint,  und  kimn  sich  erst  dann  zurüdkziehen,  wenn  der  Befehlshaber  des 
Sdiiffes  es  far  zulässifip  erklärt. 

Die  Kriegsparteien  sind  verpflichtet,  diesem  Personale,  wenn  es  in  ihre 
Hände  fällt,  den  vollen  Genufs  der  Gebühmisse  zu  sichern. 

Art.  8.  Die  an  Bord  befindlichen  Marine-  und  Militärpersonen,  die  ver- 
wundet oder  lurank  sind,  sollen  von  der  Partei,  die  das  Schiff  genommen 
bat,  ohne  Unterschied  der  Nationalität  geschützt  und  gepflegt  werden. 

Art  9.  Schiftbrttchige,  Verwundete  oder  Kranke  einer  Kriegspartei, 
die  in  die  Hände  der  anderen  fallen,  sind  Kriegsgefangene. 

Der  Partei,  die  sie  gefangen  genommen  hat,  bleibt  es  überlassen,  sie 
je  nach  den  Umständen  festzuhalten  oder  nach  einem  ihrer  Häfen,  nach 
einem  neutralen  Ebfen  oder  selbst  nach  einem  Hafen  des  Gegners  zu 
b^rdem.  Im  letzteren  Falle  dürfen  die  so  in  ihre  Heimat  entlassenen 
ILriegsgefangenen  während  der  Dauer  des  Krieges  nicht  mehr  dienen. 

Art.  10.    (Weggefallen.) 

Art.  11.  Die  m  den  vorstehenden  Artikeln  getroffenen  Vereinbarungen 
sind  für  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  binoend  im  Falle  eines  Krieges 
zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Die  Vereinbarungen  hören  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein, 
wo  in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sich 
einer  der  Kriegsparteien  anschliefsen  sollte. 

Art.  12.    Dieses  Abkommen  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 
Die  fiatifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 
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Über  die  Hmterlegmig  emer  Jeden  BatifikAtioiiiarkiinde  mU  ein  Protokoll 
anfgenommen  werden ;  von  diesem  soll  eine  be£[Uubigte  Abeehiift  allen  Ver- 
tragsmächten  auf  dinlomatlBcbem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Art  13.  Die  Nichtsignatarm&chte,  die  der  Genfer  Konvenäon  Tom 
22.  AugoBt  1864  beigetreten  sind,  können  ihren  Beitritt  an  dieeem  Abkommen 
erkltfren.  • 

Sie  haben  zn  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  duch 
eme  achriftliche  Benachrichtigang  bekannt  an  geben,  die  an  die  B^^erong 
der  Niederlande  zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Yertiagamfiohien 
mitzuteilen  ist 

Art  14.  Falls  einer  der  hohen  yertragschlieTsenden  Teile  dieses  Ab- 
kommen kündigen  sollte,  würde  diese  Kttnoignng  erst  ein  Jahr  nach  der 
schriftlich  an  Sie  Regienmg  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser 
allen  anderen  Vertragsmfichten  unverzfiglich  mitzuteilenden  Benachrichtigang 
wirksam  werden. 

Diese  Kfindigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
■ie  erklärt  hat 

6.  Erklärung,  betreffend  das  Verbot  des  Werfens  von  Ge- 
schossen und  Sprengstoffen  aus  Luftschiffen  oder  auf 
anderen   ähnlichen    neuen    Wegen.      Vom    29.   Juli    1899.      (R.G.B1. 

8.  470.) 

Erklärung. 

Die  unterzeichneten  1  Bevollmächtigten  der  auf  der  inteniationalen 
Friedenskonferenz  im  Haag  vertretenen  Mächte, 

von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in  der  Deklara^on  von  St  Peterslraxg 
'°'°    n.  g:jr^;    1868  Au«irack  gefunden  hat, 

erklären : 

Die  yertragschliefsenden  Mächte  sind  dahin  überein- 
gekommen, dafs  das  Werfen  von  Geschossen  und  Spreng- 
stoffen aus  Luftschiffen  oder  auf  anderen  ähnlichen 
neuen  Wegen  fttr  die  Dauer  von  fünf  Jahren  verboten  ist 

Diese  Erklärung  ist  fQr  die  vertragschiiefsenden  Mächte  nur  bindend 
im  Falle  dnes  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zu  sein,  wo  in  einem 
Kriege  zwischen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sich  einer  der 
Kriegsparteien  anschliefst 

Diese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Batifikationsnrkunden  sollen  im  naag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden ;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Ver- 
tragsmächten auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser  Erklärung  beitreten.  Sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliche 
Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande 
zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist 

Falls  einer  der  hohen  vertragschlielsenden  Teile  diese  Erklärung 
kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlich 
an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen 
Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat. 
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7.  Erkläraog,  betrefiend  das  Verbot  der  Verwendung  von 
-Gesehossen  mit  erstickenden  oder  giftigen  Oasen.  Vom 
29.  Juli  1899.     (R.G.B1.  S.  474.) 

Erklärung. 

Die  nnteneichneten  Bevollmächtiflrten  der  aof  der  internationalen 
Friedenskonferenz  im  Haae  vertretenen  Mftchte, 

von  dem  Gedaiiken  geleitet,  der  in  der  Deklaration  von  St  Petersburg  vom 

u.  hZZ^    1868  Au«irack  gefonden  hat, 

erklären  : 

Die     yertragschliefBenden    Mächte    unterwerfen    sich 

fegenseitig  dem  Verbote,  solche  Geschosse  zu  verwen- 
en,  deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende  oder  giftige 
Gase  zu  verbreiten. 

Diese  Erklärung  ist  für  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  bindend 
im  Falle  eines  Krieges  zwischen  zwei  oder  mehreren  von  ihnen. 

Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zn  sein,  wo  in  einem 
Kri^;e  zwischen  Vertragsmächten  eme  Nichtvertragsmacht  sich  dner  der 
Krieiniparteien  anschlieüst. 

I^ese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsurkunden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegung  einer  jeden  Ratifikationsurkunde  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Ver- 
tragsmächten anf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser  Erklärung  beitreten.  Sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliche 
Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande 
XU  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmächten  mitzuteilen  ist 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliefsenden  Teile  diese  Erklärung 
kündigen  sollte,  würde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlich 
an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen 
Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sein,  die 
sie  erklärt  hat. 

8.  Erklärung,  betreffend  das  Verbot  von  Geschossen, 
die  sic]i  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder 
platt  drücken.     Vom  29.  Juli  1899.     (R.G.B1.  S.  478.) 

Erklärung. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  der  auf  der  internationalen 
Friedenskonferenz  im  Haag  vertretenen  Mächte, 

von  dem  Gedanken  geleitet,  der  in  der  Deklaration  von  St  Petersburg  vom 

n.  D»I!mb^r    ^^^  Ausdruck  gefunden  hat, 
erklären: 

Die  vertragschliefsenden  Mächte  unterwerfen  sich 
gegenseitig  dem  Verbote,  Geschosse  zu  verwenden,  die 
sich  leicht  im  menschlichen  Körper  ausdehnen  oder  platt 
drücken,  derart  wie  die  Geschosse  mit  hartem  Mantel,  der 
den  Kern  nicht  ganz  umhüllt  oder  mit  Einschnitten  ver- 
sehen ist 

Diese  Erklärung  ist  für  die  vertragschliefsenden  Mächte  nur  bindend 
im  Falle  eines  Krieges  sswischen  zwei  oder  mdireren  von  ihnen. 
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Sie  hört  mit  dem  Augenblick  auf  verbindlich  zo  sein,  wo  in  einem 
Kriege  annechen  Vertragsmächten  eine  Nichtvertragsmacht  sioh  einer  da 
Kriegsparteien  anBchliefst. 

Inese  Erklärung  soll  sobald  wie  möglich  ratifiziert  werden. 

Die  Ratifikationsarkanden  sollen  im  Haag  hinterlegt  werden. 

Über  die  Hinterlegimg  einer  jeden  Batifikationsarkunde  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden;  von  diesem  soll  eine  beglaubigte  Abschrift  allen  Ver- 
tragsmftchten  auf  diplomatischem  Wege  mitgeteilt  werden. 

Die  Nichtsignatarmächte  können  dieser  Erklärung  beitreten.  Sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  ihren  Beitritt  den  Vertragsmächten  durch  eine  schriftliche 
Benachrichtigung  bekannt  zu  geben,  die  an  die  Regierung  der  Niederlande 
zu  richten  und  von  dieser  allen  anderen  Vertragsmltehten  mitzuteilen  ist 

Falls  einer  der  hohen  vertragschliefsenden  Teile  diese  Erldärunff 
kündigen  sollte,  wfirde  diese  Kündigung  erst  ein  Jahr  nach  der  schriftlich 
an  die  Regierung  der  Niederlande  ergehenden  und  von  dieser  allen  anderen 
Vertragsmächten  unverzüglich  mitzuteilenden  Benachrichtigung  wirksam 
werden. 

Diese  Kündigung  soll  nur  in  Ansehung  der  Macht  wirksam  sdn,  die 
sie  erklärt  hat. 

9.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  10.  Sept.  1901, 
betreffend  die  Ratifikation  der  auf  der  Haager  Friedens- 
konferenz am  29.  Juli  1899  unterzeichneten  Abkommen  und  Erklätuiu^ 
und  die  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden,  sowie  die  von  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  von  Rumänien  und  von  Serbien 
bei  der  Unterzeichnung  und  der  Ratifikation  des  Abkommens  zur  friedlichen 
Erledigung  internationaler  Streitfalle  gemachten  Vorbehalte.  (R.G.B1. 
S.  482.) 

Die  vorstehend  abgedruckten,  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  am 
29.  Juli  1899  unterzeichneten  Abkommen: 

1.  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfölle, 

2.  betrefi'end  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs, 

8.  betreffend  die  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genier  Konvention  vom 
22.  August  1864  auf  den  Seekrieg, 

und  Erklärungen: 

1.  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung  von  Geschossen  mit  erstickenden 
aus  Luftschiffen  oder  auf  anderen  ähnlichen  neuen  Wegen, 

2.  betreffend  das  Verbot  des  Werfens  von  Geschossen  und  Sprengstoffen 
oder  ^ftigen  Gasen, 

3.  betreffend  das  Verbot  von  Geschossen,  die  sich  leicht  im  menschlichen 
Körper  ausdehnen  oder  platt  drücken, 

sind  von  den  Staaten,  deren  Vertreter  sie  unterzeichnet  haben,  mit  Ausnahme 
Chinas  und  der  Türkei  und  das  zu  2  aufgeführte  Abkommen,  betreffend 
die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs,  mit  fernerer  Ausnahme  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  Schwedens  und  Norwegens, 
ratifiziert  worden. 

Die    Ratifikationsurkunden    sind    im    Haa^    hinterlegt   worden.      Die 

Srotokolle  über  die  Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden  Deutschlands, 
sterreich-Ungams,  Belgiens,  Dänemarks,  Spaniens,  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  Frankreichs,  Grofsbritanniens,  Italiens,  der  Niederlande, 
Persiens,  Portugals,  Rumäniens,  Rufslands,  Slams,  Schwedens  und  Norwegens 
sowie  Bulgariens  sind  am  4.  September  1900,  über  die  Hinterlegung  der 
Ratifikationsurkunde  Japans  am  6.  Oktober  1900,  der  Ratifikationsurkunde 
Montenegros  am  16.  Oktober  1900,  der  Ratifikationsurkunde  der  Schweiz 
am  29.  Dezember  1900,  der  Ratifikationsurkunde  Griechenlands  am  4.  April 
1901,   der    Ratifikationsurkunde  der   Vereinigten  Staaten  von  Mexiko   am 
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17.  April  1901,  der  Batifikationsarkunde  Serbiens  am  11.  Mai  1901  und  der 
Ratifikatioiisarkiinde  Loxembcirgs  am  12.  Juli  1901  aufgenommen  worden. 

Die  Vorbehalte,  mit  denen  das  zu  1  aufgeführte  Abkommen  zur  fried- 
lichen Erledigung  internationaler  Btreitfaile  von  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  von  Kumänien  und  von  Serbien  unterzeichnet  und  ratifiziert  worden 
ist,  sind  mit  deutscher  Übersetzung  nachstehend  abgedruckt. 

Der  in  der  Plenarsitzung  der  Haager  Friedenskonferenz  vom  25.  Juli 
1899  von  der  Abordnung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
erklärte  Vorbehalt,  mit  dem  die  Abordnung  das  Abkommen  zur  friedlichen 
Erledi^ng  internationaler  Streitfälle  unterzeichnet  hat,  lautet  wie  folgt: 

Die  Abordnung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  giebt  bei  unter- 
zdchnung  des  Abkommens  zur  medlichen  Erledigane  internationaler  Streit- 
fälle in  der  von  der  internationalen  Friedensaonferenz  vorgeschlagenen 
Fassung  die  folgende  Erklärung  ab: 

„Von  dem  Inhalte  dieses  Abkommens  darf  nichts  derart  ausgelegt 
werden,  dafs  es  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  v^flichtete,  von  ilu^r 
überlieferten  Politik  abzuweichen,  auf  Grund  deren  sie  sich  eines  Eingreifens, 
einer  Einmengun^  oder  einer  Einmischung  in  die  politischen  Fragen  oder  in 
die  Politik  oder  m  die  innere  Verwaltung  irgend  eines  fremden  Staates  ent- 
halten. Es  ist  gleichermafsen  selbstverständlicn,  da&  in  dem  Abkommen  nichts 
so  auegele^  werden  darf,  als  wenn  es  f&r  die  Vereinigten  Staaten  von 
Ameriiut  em  Aufgeben  ihrer  überlieferten  Haltung  in  Ansehung  der  rdn 
amerikanischen  Fragen  in  sich  schlösse." 

Die  Vorbehalte,  die  von  der  Vertretung  Rumäniens  zu  den  Artikeln 
16,  17, 19  des  Abkommens  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streitfälle 
(Artikel  15,  16,  18  des  von  dem  Prüfungsausschüsse  vorgelegten  Entwurfs) 
gemacht  worden  sind  und  mit  denen  das  Abkommen  von  dieser  Vertretung 
unterzeichnet  worden  ist,  lauten  nach  dem  Protokolle  der  Sitzung  der  dritten 
Kommission  vom  20.  Juli  1899,  wie  folgt: 

Zu  Artikel  15  des  Entwurfs  (Artikel  16  des  Abkommens): 

„Die  Königlich  rumänische  Re^erung,  ganz  eingenommen  für  den 
GrunojMitz  der  fakultativen  Schiedssprechung ,  deren  volle  Wichtigkeit 
sie  in  den  internationalen  Beziehungen  schätzt,  versteht  sich  gleichwohl  nicht 
dazu,  durch  Artikel  15  eine  Verpflichtung  zur  Annahme  einer  Schiedssprechung 
in  allen  dort  vorgesehenen  Fällen  zu  übernehmen,  und  sie  glaubt,  in  dieser 
Hinsicht  ausdrückliche  Vorbehalte  machen  zu  müssen. 

Sie  kann  daher  für  diesen  Artikel  nur  mit  diesem  Vorbehalte  stimmen.** 

Zu  Artikel  16  des  Entwurfs  (Artikel  17  des  Abkommens): 

,,Die  Königlich  rumänische  Regierung  erklärt,  dafs  sie  dem  Artikel  16 
nur  mit  dem  ausdrücklichen,  in  das  Protokoll  aufzunehmenden  Vorbehalte 
beitreten  kann,  dafs  sie  entschlossen  ist,  für  Streitverhältnisse  oder  Streitig- 
keiten aus  der  Zeit  vor  dem  Abschlüsse  dieses  Abkommens  in  keinem  Falle 
eine  internationale  Schiedssprechung  anzunehmen.*' 

Zu  Artikel  18  des  Entwurfs  (Artikel  19  des  Abkommens): 

„Die  Königlich  rumänische  Regierung  erklärt,  dafs  sie  sich  nicht  dazu 
versteht,  mit  dem  Beitritte  zum  Artikel  18  des  Abkommens  irgend  eine 
Verpflichtung  in  Sachen  der  obligatorischen  Schiedssprechung  zu  über- 
nehmen." 

Die  Vorbehalte,  mit  denen  das  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung 
internationaler  Streitfälle  von  der  Vertretung  Serbiens  unterzeichnet  worden 
ist,  lauten  nach  dem  Protokolle  der  dritten  Kommission  vom  20.  Juli  1899, 
wie  folgt: 

.Im  Namen  der  Königlich  serbischen  Regierung  haben  wir  die  Ehre, 
zu  erslären,  dafs  unsere  Annahme  des  Grundsatzes  der  guten  Dienste  und 
der  Vermittelung  für  die  dritten  Staaten  nicht  eine  Anerkennung  des  Rechtes 
in  sich  schliefst,  diese  Mittel  anders  zu  gebrauchen,  als  mit  der  äufscräten 
Zurückhaltung,  welche  die  zarte  Natur  dieser  Schritte  erfordert. 
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Wir  werden  die  guten  Dienste  und  die  Vennittelong  nur  unter  der  Be- 
dinsmig  zulassen,  dafs  ihre  Bedeutunj^  als  rein  freundschaftlicher  Rat  ihnen 
YOll  und  gans  ernalten  bleibt,  und  wir  würden  sie  niemals  in  solchen  Formen 
und  unter  solchen  Umständen  annehmen  können,  welche  ihnen  die  Bedeutung^ 
einer  Interrention  aufprägen  könnten.^ 

10.  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Paraguay  vom  11.  Jan. 
1889  über  das  iitterarische  und  künstlerische  Urheberrecht  (Publ.  ftlr 
Frankreich:  Journal  öfficid  27.  Mai  1900). 

11.  Auslieferungsvertrag  zwischen  England  und  Hol i via  vom 
22.  Febr.  1892  (für  Bolivien  publiziert  durch  Gesetz  vom  80.  Dez. 
1897)  Begistro  official  26.  Mai  1898). 

12.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Argentinien  und  Holland 
vom  7.  Sept.  1898  (für  Holland  publiziert  26.  Jan.  1898). 

1 3.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Brasilien  und  Holland  vom 
21.  Dez.  1895    (fUr  Brasilien   publiziert  durch  Dekret  vom   12.  Sept 

1898). 

14.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Argentinien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  vom  26.  Sept  1896- 

15.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Costa-Rica  und  Spanien 
vom  16.  Nov.  1896,  ratifiziert  12.  Dez.  1898. 

16.  Vertrag  zwischen  Brasilien  und  Chile  vom  4.  Mai  1897, 
betr.  die  Ausübung  der  liberalen  Berufe. 

17.  Auslieferungsvertrag  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Brasilien  vom  14.  Mai  1897  (für  Brasilien  publiziert 
durch  Dekret  vom  28.  Dez.  1898). 

18.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Liberia 
vom  5.  Juli  1897  (publ.  für  Frankreich:  Jaumdl  offtcid  10.  Juli 
1900). 

19.  Konsularkonvention  zwischen  Frankreich  und  Bolivia 
vom  5.  Aug.  1897,  ratifiziert  20.  Juni  1898. 

20.  Vertrag  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  vom  6.  Jnü 
1898,  betr.  die  gegenseitige  Vollstreckung  von  civil-  und  handelarecht- 
lichen  Urteilen. 

21.  Vertrag  zwischen  Spanien  und  Peru  vom  28.  Juli  1898« 
betr.  die  gegenseitige  Mitteilung  standesamtlicher  Akte. 

22.  Vertrag  zwischen  der  Republik  Haiti  und  der  Republik 
S.  Domingo  vom  4.  Okt.  1898,  betr.  Schiedsrichteramt  des  Papstes 
bezüglich  der  schwebenden  Grenzstreitigkeiten. 

28.  Auslieferungsvertrag  zwischen  Holland  und  der  Schweiz 
(für  die  Schweiz  publiziert  21.  Nov.  1899). 

24.  Vertrag  zwischen  Deutschland,  Belgien,  Spanien, 
Kongostaat,    Frankreich,    England,    Italien,    Holland, 
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Portugal,  Rüfsland,  Schweden  and  Norwegen,  Tttrkei 
Tom  8.  Jnni  1899,  betr.  Bevision  der  Brüsseler  Antisklavereiakte  (Be- 
steuerung der  Spirituosen),  ratifiziert  am  8.  Juni  1900  (R.G.B1.  1900 
8.  823). 

25.  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Belgien  vom  8.  Juli 
1899  tlber  die  Gerichtszuständigkeit  und  über  die  Anerkennung  und 
Vollstreckung  der  gerichtlichen  Entscheidungen,  der  schiedsgerichtlichen 
Urteile  und  der  vollstreckbaren  Urkunden,  ratifiziert  26.  Juli  1900 
(publiziert  für  Frankreich  30.  Juli  1900,  Journal  officid  1.  Aug.  1900). 

26.  Vertrag  zwischen  Frankreich   und  Chile   vom  24.  Aug. 

1899,  betr.  die  Mitteilung  der  Civilstandsakte  über  die  beiderseitigen 
Unterthanon  (publiziert  für  Frankreich  10.  Febr.  1900,  Journal  officid 
15.  Febr.  1900). 

27.  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Belgien  vom  16.  Nov. 

1900,  betr.  „transmission  des  actes  judiciaires  et  extra-judiciaires  en 
matüre  civile  ou  contmerciale^  (pnbl.  für  Frankreich  Journal  of fidel 
5.  Dez.  1900). 


Litteraturberichte. 

a.  Bflclieraiiielreii. 

1.  MüMbrecht^  O«»  Wegweiser  durch  die  neuere  Litteratur  der  Rochts- 
und  Staatswissenschaften.  Für  die  Praxis  bearbeitet.  Bd.  IL  enthaltend 
die  Litteratur  der  Jahre  1898—1900  nebst  Nachträgen  und  Ergänzungen 
zu  Bd.  I.    Berlin  1901,  Puttkammer  und  Mühlbrecht. 

Der  erste,  im  Jahr  1893  in  zweiter  Auflage  ei-schieiiene  Band  von 
y^MühlbrecJits  W^w&aer*^  hat  in  solchem  Mafse  Anerkennung  verdient  und 
gefunden,  dafs  me  Fortsetzmig  von  vornherein  des  lebhaften  Dankes  der 
Buchhändler,  Bibliothekare,  «niristen  sicher  sein  darf.  Die  Fülle  des  mit- 
geteilten Materials  wird  dadurch  charakterisiert,  dafs,  während  der  erste,  der 
gesamten  neueren  Litteratur  bis  1892  gewidmete  Band,  748  Seiten  umfafste, 
der  vorliegende  zweite  Band,  welcher  die  Litteratur  von  1893  bis  1900  be- 
trifft, ebenfalls  die  stattliche  Zahl  von  651  Sdten  Text  (Grofsoktav),  auf  weist. 
Anfser  der  Litteratur  Deutschlands  sind  methodisch  berücksichtig :  Österreich. 
Schweiz,  Frankreich,  Belgien,  England,  Nordamerika,  Italien,  Spanien, 
Niederlande,  Dänemark,  Schweden,  Norwe^n.  Von  der  systematischen  Be- 
rücksichtigung sind  also  nicht  ganz  wenige  Staaten  ausgeschlossen.  Doch 
ist  ein  Teil  dieser  Staaten  insoweit  berücksichtigt  worden,  als  die  in 
deutscher,  französischer,  englischer,  italienischer,  spanischer  Sprache  er- 
schienene Rechtslitteratur  hinsichtlich  dieser  Länder  berücksichtigt  ist.  Dies 
gilt  von  Rufsland,  der  Türkei,  Bnmänien,  Griechenland,  Bulgarien,  Serbien, 
Montene^o.  Es  fehlen  dagegen  Luxemburg  und  Portugal,  Staaten,  die 
nur  wenig  Juristische  Litteratur  produzieren.  Aber  leider  fehlen  auch  die 
für  die  junstische  Litteratur  keineswegs  unergiebigen  Staaten  Mittel-  und 
Südamerikas.  Wer  die  Schwierigkeiten  kennt,  mit  welchen  die  Beschaffung 
ausländischer  Bechtslitteratur  heute  noch  immer  verknüpft  ist  und  wie  un- 
zureichend die  internationalen  bnchhändlerischen  Beziehungen  in  Bezu^  auf 
Jurisprudenz  bislang  sind,  wird  es  besonders  bedauern  wie  andererseits  es 
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begreiflich  findeD,  wenn  selbst  pMühlbrechta  Wegweiser*'  vor  den  Schlanken 
Hfut  macht,  welche  in  dieser  Hinsicht  noch  bestenen.  Hoffentlich  gelinst  es, 
mit  dem  nächsten  Bande  diese  Schranken,  wenigstens  zum  Teil,  etwa  dorch 
Einbeziehang  aller  spanischen,  portugiesischen  und  jedenfalls  der  griechischen 
Litteratur,  welche  durch  enge  Beziehungen  mit  der  deutschen  verbunden  ist, 
niederzulegen.  Besonders  zu  wünschen  w&re  auch  eine  yoUstftndigere  Be- 
rücksichtigung der  ausländischen  Zeitschriften. 

2.  Zwn,  JPh*f  Deutsche  Kolonialgesetzgebung.  Textausgabe  mit  An- 
merkungen und  Sachre^ster.  (Guttentagsche  Sammlung  deutsdier  Reichs- 
gesetze.)   Berlin  1901,  Guttentaff. 

Bisher  ist  das  vielfach  una  lebhaft  hervorgetretene  Bedürfois  ^er 
Taschenausgabe  der  deutschen  Kolonialgesetzgebung  nicht  befriedigt ').  Mit 
Rocht  haben  der  Herausgeber  und  die  Yerlagshandlung  die  Bedei^Len  fallen 
lassen ,  welche  etwa  den  Zeitpunkt  iUr  Herstellung  einer  solchen  als  noch 
nicht  gekommen   erscheinen  lassen  könnten.    Denn  wenn  auch  die  eesetz- 

f eberische  Entwickelung  noch  immer  im  Flufs  begriffen  ist,  so  ist  dodif  wie 
er  Herausgeber  feststellt,  eine  gewisse  Festigkeit  der  gesetzgeberischen 
Grundlagen  gewonnen,  und  darum  war  es  in  der  That  an  der  Zeit,  eine 
Taschenauc^aoe,  wie  sie  hier,  umsichtig  und  sorgfältig  redigiert,  vorließ,  her- 
zustellen. Dankenswert  ist  es,  dafs  nicht  nur  die  eigentliche  Kolonia^esetz- 
gebung,  sondern  auch  z.  B.  die  Brüsseler  Antisklaverei-Akte,  die  Kongo- Akte 
u.  dergl.  abgedruckt  sind.    Die  äufsere  Ausstattung  entspricht  dem  Zweck. 

.3.  ZorUf  Ph*.  Die  Konsulargesetzgebung  des  Deutschen  Reiches.  Text- 
ausgabe mit  Anmerkungen  und  Sachregister.  2.  Auflage.  (Guttentagsche 
Sammlung  deutscher  Reichsgesetze.)    Berlin  1901,  Guttentag. 

Die  im  Jahr  1884  erschienene  erste  Auflage  dieses  Baches  war,  wenn 
wir  recht  berichtet  sind,  seit  einiger  Zeit  vergriffen.  Sie  war  auch  in  mehr- 
facher Hinsicht  unvollständig  und  unzutreffend  geworden.  Die  hiemach  not- 
wendig jgewordene  neue  Auflage  füllt  daher  eine  notorische  Lücke  aas.  Sie 
enthält  insbesondere  die  neue  deutsche  Gesetzgebung  über  Konsalaigerichts- 
barkeit,  Auswanderungswesen,  Flaggenrecht.  Die  neue  Auflage  ist  minder 
umfangreich  als  die  vorige,  vermöge  der  Beschränkung,  dafs  an  die  Stelle  des 
Wortlautes  der  Konsularvarträge  eme  Aufzählung  dieser  Verträge  getreten  ist. 

4.  Urheberrechtsgesetze  und  Verträffe  eUler  Länder,  Von  der  vei^ 
griffenen  Textausgabe  der  „Gesetze  über  das  Urheberrecht  im  In-  und 
Ausland  nebst  den  internationalen  Litteraturverträ^en*'  wird  demnächst 
eine  vom  Sekret,  d.  Internationalen  Bureanx  fttr  geistiges  Eigentum,  Prof. 
Mmst  JRÖthlisherger ^  durchgesehene,  erweiterte  neue  Auflage, 
im  Verlag  von  G.  Hedeler,  Leipzig,  herausgegeben. 

5.  Dew  Schutzgeibietsgesetz  nebst  seinen  Ergänzungsgesetzen  so- 
wie der  .Kaiserlichen  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in 
den  deutschen  Schutzgebieten,  und  den  Ausfnhrungsbestimmungen  über 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit.  Textausgabe  mit  Einleitang.  An- 
merkungen und  Sachregister.  Zum  Handgebrauch  zusammengestellt  im 
Reichs  Marine- Amt.    Mk,  1,75. 

Das  Reichs-Marine-Amt  hat  unter  obigem  Titel  eine  VeröffenÜichnnfi^ 
herausgegeben,  welche  für  weitere  Kreise  von  Bedeutung  ist.  Es  handelt 
sich  nicnt  am  blofs  äufsere  Aneinanderreihang  der  verschiedenen  Be- 
stimmungen, sondern  um  dne  systematische  Verarbeitung,  indem  im  Rahmen 
des  Schutzgebietsgesetzes  bei  jedem  einzelnen  Paragraphen  desselben 
die  ergänzenden  Gesetzes-  und  VerOrdnungsvorschriften  zusammengestellt 
und.    kurze  Anmerkungen   mit  Verweisungen  auf  Parallelstellen  und  dn 

1^  Inzwischen  ist  eine  feinere  empfehlenswerte  Zusammenstellung  von 
Gar  eis  (s.  unten  S.  562)  veranstaltet 
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ftosführlicbes  Sachregister  sollen  der  jixaktifichen  Brauchbarkeit  des  Buches 
dienen.  Die  Ausgabe  beschränkt  sich,  ihrem  amtlichen  Chanikter  ent- 
sprechend, auf  die  Wiedergabe  des  positiven  Rechtsstoffes  und  vermeidet 
ein  Eingehen  auf  juristische  Streitfragen. 

6.  JSffevj  O.,  Das  internationale  Übereinkommen  ttber  den  Eisenbahn- 
Frachtverkehr  nebst  AusfUhrun^bestimmungen,  Anlagen  und  Formularen, 
in  der  Fassung  des  Zusatzüberemkommens  vom  16.  Juni  1898  und  in  Ver- 
bindung mit  dem  neuen  Betriebsreirlement  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen,  gültig  vom  10.  Oktober  1901.  Zweite  Auflage.  Berlin 
1901,  Guttentag. 

7.  OerstneTf  Th.,  Der  neueste  Stand  des  Bemer  internationalen  Über- 
einkommens über  den  Eisenbahn-Frachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890. 
Auf  Grund  der  nachträglichen  Vereinbarungen  und  der  hierauf  ruhenden 
Fassung  des  Textes,  gültig  vom  10.  Oktober  1901  an,  dargestellt.  Berlin 
1901,  F.  Vahlen,  Mk.  4,20. 

Die  Verfasser  beider  Werke  sind  durch  ihre  Arbeiten  auf  dem  Grebiet 
des  Eisenbahnrechtes  vorteilhaft  bekannt.  Da  sie  im  einzelnen  mehrfach  ver- 
schiedene Auffassungen  vertreten,  wird  die  Praxis  beiden  ihre  Aufmerk- 
samkeit zuwenden  mUesen.  Das  vorliegende  GerstnerBche  Buch  beschränkt 
sich  in  der  Hauptsache  auf  Mitteilung  der  Materialien  sowie  polemische 
Bemerkungen,  wänrend  fUr  die  Erläuterung  des  Textes  im  allgemeinen  auf 
das  im  Jahre  1893  erschienene  Werk  oesselben  Verfassers  über  „Inter- 
nationales Eisenbahn- Frachtrech t^  Bezug  genommen  ist  Eine  Einleitung 
legt  die  historische  Entwickelung  des  Abxommens  dar.  Eger  ^ebt  einen 
ausführlichen  und  eindringenden  Kommentar,  der  für  die  Praxis  und  die 
Wissenschaft  des  Eisenbalmrechtes  äufserst  willkommen,  ja  unentbehrlich  ist 

Niemetfer, 

8.  jDo»  aUgemeine  öffentliche  Seerecht  im  Deutschen  Beiche. 
Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  mit  Erläuterungen  und  Re- 
gistern, herausgegeben  unter  Leitung  von  F.  PerdSj  Wirklichem  Geheimem 
Bat.    Berlin  1901. 

Diese  einem  zweifellosen  Bedürfnis  entsprechende  Sammlung  enthält 
die  sorgfältige  Wiedergabe  der  Texte  der  verfassungsrechtlichen  Bestim- 
mungen, der  Vorsdiriften  über  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe,  Schi£b- 
vermessung,  Küstenfrachtfahrt,  Verpflichtungen  der  Schiffseigentümer  im 
militärischen  Interesse,  Prisengerichtsbarkeit,  Kechtsverhältnisse  der  Seeleute, 
Schutz  und  Sicherung  der  Schiffahrt,  Verkehr  mit  den  Konsulaten,  Zoll- 
beetimmungen, Schutz  der  Kabel,  Fischereipolizei.  Anmerkungen  und  ein 
gutes  Begister  erleichtem  den  Gebrauch. 

9.  Niemeyer,  Th»,  Das  internationale  Privatrecht  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs.   Berlin  1901.  Guttentaff. 

Der  erste  Abscnnitt  gieot  die  principiellen  Grundlagen  für  die 
Auslegung  und  Anwendung  des  neuen  Rechtes.  Nachdem  die  Vorgeschichte 
der  Artikel  7  bis  31  E.G.  z.  B.G.B.  behandelt  ist,  wird  das  Wesen  der 
Kollisionsnormen  erörtert,  insbesondere  der  Unterschied  der  von  dem  Verf. 
als  vollkommene  (z.  B.  Art  7  E.G.),  einseitige  (z.  B.  Art  14  E.G.)  und 

ei  Anschluls  an  Niedner)  unvollständig  zweiseitige  (z.  B.  Art.  18) 
zeichneten  Kollisionsnormen  des  E.G.  Es  wird  dargelegt,  dals  die  gründ- 
liehsten  Versuche,  ein  Princip  in  der  vom  Bundesrat  vielfach  beuebten 
Herstellung  von  Kollisionsnormen  der  zweiten  und  dritten  Art  zu  finden, 
ergebnislos  sind,  und  dafs  im  grofsen  und  ganzen  die  Ausfüllung  der  ge- 
gebenen Gesetzeslücken  nach  dem  Gesichtiqpnnkt  der  Analogie  zu  ge- 
sdiehen  hat,  d.  h.  insbesondere,  dafs  das  Staatsangehörigkeitsprincip  auch  in 
den  nicht  geregelten  Fällen  zur  Anwendung  zu  kommen  hat  Im  zweiten 
Abschnitt  wird  der  Inhalt  des  neuen  Rechtes  im  einzelnen  erörtert    Ein 
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Anhang  handelt  von  der  Fortentwickelnng  des.  alten  Rechtes,  von  den 
neben  dem  KG.  in  Betracht  kommenden  Qaellen  des  deutschen  internationalen 
Privatrechts  und  von  den  Staatsvertr&gen.  (Selbstanzeige.) 

10.  Leske,  F*^  und  Läwenfeid^  TF.»  Die  Rechtsverfolgung  im  inter- 
nationalen Verkehr.  Berlin,  C.  Heymann.  3.  Bd.,  1.  Teil,  424  u.  XXXf  S. 
Mk.  11. 

Die  gegenwärtige  Fortsetzung  dieses  unter  Mitwirkung  zahlreicher 
deutscher  und  fremder  Rechtsgelehrter  herausgegebenen  Sammelwerkes,  in 
welchem  bisher  die  CiTilproEefs-  und  Konkursgesetzgebung  der  europäischen 
Staaten  bearbeitet  ist  (vgl  diese  Zeitschr.  Bd.  2  S.  108  £,  Bd.  5  R.  425  £F., 
Bd.  7  S.  545),  wurde  durch  den  Wechsel  der  Gesetzgebung  in  Österreich 
und  den  Niederlanden  veranlafst;  der  noch  fehlende  2.  Teil  des  8.  Bandes 
soll  das  Prozefsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zum  Gegen- 
stände haben.  Das  Recht  iener  neiden  im  vorliegenden  1.  Teil  berück- 
sichtigten Staaten  ist  absichtlich  und  aus  anerkennenswerten  Gründen  in 
ganz  verschiedenem  Umfange  dargestellt  Mit  Rücksicht  auf  die  Wichtig- 
leit,  welche  dem  österreichischen  Rechte  wegen  des  besonders  starken  Ver- 
kehrs zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Osterreich  zukommt,  haben  die 
österreichischen  Civilprozefsgesetze  aus  den  Jahren  1895  und  1896  eine  fittr 
den  Rahmen  des  ganzen  Weraes  sehr  eingehende  Darstellung  durch  v.  Canstein 
eriahren  (S.  1—855).  Dagegen  wird  <uls  neue  niederländische  Civilproze&h 
recht  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  vom  7.  Juli  1896  von  Aaser  nur  in  groben 
Zfigen  geschildert  (S.  857 — 406),  wobei  allerdings  an  einem  der  meist- 
interessierenden Punkte,  nämlich  hinsichtlich  der  Vollstreckung  ausländischer 
Urteile,  in  Ermanglung  neuer  Bestimmungen,  auf  die  im  1.  Bande  enthaltene 
Danstellung  verwiesen  werden  konnte.  Andererseits  bt  für  die  Niederlande 
auch  das  Konkurerecht  auf  der  Grundlage  der  Konkursordnun^  vom  80.  Sep- 
tember 1898  aufgenommen  fS.  407  -  424).  Wie  in  den  beiden  früher  er- 
schienenen Bänden  wird  aucn  hier  die  Darstellung  von  Litteraturangaben 
begleitet,  die  besonders  in  dem  Beitrag  v.  Cansteins  einen  erhebSchen 
Umfang  annehmen,  indem  neben  der  Litteraturübersicht  unter  dem  Text 
fortgesetzt  auf  die  Schriften  österreichischer  und  deutscher  Juristen  verwiesen 
wird.  Ein  provisorisches  Sachregister,  für  beide  Staaten  getrennt,  ist  am 
Schlüsse  bagefu^t. 

Es  mag  hier  dahingestellt  bleiben,  ob  nicht  eine  Qaellensammlung 
hinsichtlich  der  nicht  in  deutscher  Sprache  verkündeten  Gesetze  in  guten 
Übersetzungen  der  Praxis  wie  der  Theorie  bessere  Dienste  leisten  könnte, 
als  eine  kurze,  meistens  nur  flüchtige  Orientierung  ermöglichende  syste- 
matische  Darstellung  je  vermag.  Jedenfialls  wird  der  Wert  der  Be- 
arbeitung des  österreichischen  Rechts  durch  den  Abdruck  einer  grofsen 
2^hl  von  Gesetzesvorschriften,  welche  sich  auf  die  Vollstreckung  kraft 
ausländischer  Titel  beziehen,  nur  erhöht.  Die  intemationalen  Verhält- 
nisse berührt  o.  Canstein  aufser  in  diesem  Abschnitt  insbesondere  noch 
S.  68—70  mit  den  Grundsätzen  über  die  RechtshüJfe  und  mit  der  Berück- 
sichtigung des  Haager  Abkommens.  D^e  Fülle  des  Stoffes  entschuldic^  ^s, 
wenn  auch  die  Darstellung  des  österreichischen  Rechts  trotz  des  gewährten 
gröfseren  Raumes  näheres  Eingehen  auf  Einzelheiten  vermissen  läfst,  v,  Canstein 
sich  vielmehr  damit  begnügt,  unter  Hinweis  auf  die  Latteratur  zwdfelhafte 
Fragen  anzudeuten  oder  ganz  kurz  zu  entscheiden.  Trotzdem  darf  es  als 
eine  Lüdse  bezeichnet  weraen,  dafs  S.  68  nur  bemerkt  wird:  „Ausländischen 
Gerichten  ist  die  Rechtshülfe  zu  verweigern,  wenn  die  begehrten  Akte  durch 
österreichische  Gesetze  verboten  sind  ....",  ohne  dafs  solche  Verbote  be- 
zeichnet oder  nachgewiesen  werden.  Es  wird  nicht  einmal  auf  S.  880  ver- 
wiesen, wo  wenigstens  ein  Fall  der  Unzulässigkeit  (Vollstreckung  betrefiend 
den  Personenstand  eines  österreichischen  Staatsangehörigen)  hervorgehoben 
wird.  Dem  mit  dem  österreichischen  Rechte  nicnt  vertrauten  deutschen 
Juristen  bleibt  dieser  Bemerkung  gegenüber  kein  anderer  Ausweg  als  der, 


Bttcheranzeigen.  545 

in  Österreicb  Erkundiffnngen  einasaziehen;  das  Nachschlagen  im  vorliegenden 
Werke  oncbeint  in  dieaem  Falle  als  nutzlos.  Die  andere  Voraiissetzting 
der  BechtshtÜfe  dnrch  Österreichische  Gerichte,  die  Gegenseitigkeit,  wird 
zum  Teil  durch  Benennung  derjenigen  Staaten,  welche  das  Haager  Ab- 
kommen unterzeichnet  haben,  erledigt,  hinsichtlich  der  Vollstreckung  aber 
S.  324  ff.  ausführlicher  erörtert  Auch  an  dieser  Stelle  werden  die  Staaten 
aufgezählt,  f)ir  welche  in  der  vom  österreichischen  Gesetz  geforderten  Form 
—  durch  Staats  vertrag  oder  durch  eine  im -Reichsgesetzblatt  kundgemachte 
Regierungserklärung  —  die  Gfugenseitigkeit  verbärgt  ist 

Durch  die  Betonung  der  Rechtshttlfe  soll  keineswegs  gesagt  sein,  dafs 
die  Kenntnis  der  sonstigen  prozessualen  Grundsätze  eines  fremden  Staates 
für  denjenigen  wertlos  ist,  der  z.  B.  die  Frage  erwägen  soll,  ob  eine 
Rechtsverfo^ung  in  jenem  Lande  nicht  von  vornnerein  aussichtslos  sei.  So 
ist  es  z.  B.  von  hervorragender  Wichtigkeit,  über  das  Beweisrecht  eines 
fremden  Landes  AufBchluTs  zu  erhalten.  Auch  die  kurzen  Bemerkungen 
von  Asser  über  die  in  den  Niederlanden  geltenden  Beschränkungen  des 
Zeugenbewebes  und  die  Notwendigkeit,  Urkundenbeweis  anzutreten,  sowie 
über  die  Beweiskraft  kaufmännischer  Geschäftsbücher  sind  in  dieser  Hinsicht 
wertvoll.  Ebenso  wichtig  ist,  was  v.  Canatein  Über  die  Form  der  Urkunden 
und  über  die  Notwendigkeit  der  Beilegung  von  Übersetzungen  bemerkt. 
Auch  die  Mitteilungen  über  die  Gewährung  des  Armenrechts,  über  die  Be- 
stellung von  Sicherheit  und  über  die  Prozefskosten  sind  von  wesentlicher 
Bedeutung.  Der  Herausireber  des  Werkes  und  die  Verf.  der  beiden  neuen 
Beiträge  haben  daher  allen  am  internationalen  Verkehr  Beteiligten  einen 
wertvollen  Diejist  geleistet.  Kleinfeller, 

11.  B&yenSf  E*^  Das  deutsche  Seerecht.  Mit  einer  Einleitung  über  örtliche 
Geltung  seerechtlicher  Gesetze.  Zweiter  Band.  Leipzig  1901,  Duncker 
&  HuinDlot 

Diese  Arbeit  nennt  sich  eine  Neubearbeitung  des  Kommentars  von 
W.  Lewis  j  ist  aber  ein  im  wesentlichen  neues  Werk.  Mit  dem  für  die 
Fortführung  des  Buches  sehr  unbequemen  Umstand,  dafs  inzwischen  das 
neue  Handelsgesetzbuch  erschienen  und  in  Kraft  getreten  ist,  hat  der  Verf. 
sich,  so  gut  es  gine,  durch  eine  Vergleichungstabelle  u.  s.  w.  abzufinden 
gesucht  Ein  demnächst  erscheinender  dritter  Band  soll  das  Werk  zum  Ab- 
Bchlufs  bringen.  Für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  ist  die  vergleichende  Heran- 
ziehung der  ausländischen  Rechte  von  besonderem  Interesse. 

12.  JBecher,  JJ*,  Die  Ausführungsgesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche. 
Ergänzungsband  und  Gesamtregister.   München  1901,  J.  Schweitzer. 

Dieser  Ergänzungsband  enthält  eine  Anzahl  nach  Abschlufs  des 
Hauptwerkes  von  einzelnen  Bundesstaaten  erlassener  Gesetze  und  Verord- 
nungen, sowie  ein  vortreffliches  Gesamtregister.  Über  Anlage  und  Wert 
der  tirüher  erschienenen  Bände  ist  bereits  berichtet  worden. 

13.  Endetnann,  Dr.  F..  ordentl.  Prof.  der  Rechte  in  Halle,  Lehrbuch 
des  Bürgerlichen  Rechts,  o ,  neu  bearbeitete  Auflage. 

Der  erste  Band  liegt  jetzt  vollständig  vor.  Der  Verfasser  widmet 
der  Erörterung  der  „räumlichen  Grenzen  aer  Anwendung  des  deutschen 
bürgerlichen  Rechts''  die  §§  20,  21  und  22.  Über  diese  Darstellung  soll 
im  nächsten  Bande  dieser  Ktschr.  eingehend  berichtet  werden. 

U.  JHe  gesamten  Reicfi^fuatizgesetze  und  die  sämtlichen  für  das  Reich 
und  Preufsen  erlassenen  Ausführungs-  und  Ergänzungsgesetze,  Verord- 
nungen, Erlasse  und  Verfügungen.  Mit  Anmerkungen  und  Sachregister 
von  Dr.  P,  Kayser,  6.,  neubearoeitete  Auflage.  Von  Mugdan^  Kammer- 
gerichtsrat.   Berlin  1901,  H.  W.  Müller. 

-Kaysers  Reichqustizgesetze" ,  wie  der  landläufige  Name  dieses  weit- 
verbreiteten  und    in   der  preufsischen  Praxis   als  unentbehrlich  geltenden 
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Werkes  lautet,  erscheinen  hier  in  einer  neuen,  von  bewährter  Hand  beaoigten 
Ausgabe.  Für  die  Leser  dieser  Zeischrift  ist  insbesondere  das  reiche,  unter 
der  Überschrift  „Bechtshülfe^  gegebene  Material  henrorzuheben.  Auch  die 
Rechtsprechung  der  obersten  Genchte  ist  sorgfUtig  beiücksichtigt 

15.  I>fu  BMchsdvüreehU  Die  Reichsgesetzgebung^  über  Büi^geriicheB 
Hecht  und  Ciirilprozers.  Mit  Anmerkungen  und  Sachregister  von  O,  Müdarff, 
Oberlandesgericntsrat,  und  Dr.  Schaefer,  Landrichter.  Berlin  1900,  H.  W. 
Müller,  \m  Seiten. 

Diese  Zusammenfassung  des  Reichscivilrechtes  im  weitesten  Sinne  (es  ist 
auch  das  Handelsrecht  und  die  Schiffahrtsgesetzgebung,  Patent-  und  Kounr^- 
recht,  Gewerbegerichtsbarkeit,  Konsularrecht  und  »taatsangehöriekeit  ein- 
bezogen) verdient  insbesondere  Praktikern  aufs  wärmste  empfohlen  zu 
werden.  Anordnung  und  Ausstattung  sind  vortrefflich.  Die  knappen,  inhalt- 
reichen Anmerkungen  geben  just  das,  was  dem  Bedürfnis  des  Handgebrauchs 
entspricht.  Was  im  Gericbtssaal ,  im  Konsulatabüreau ,  in  der  Anwalts- 
stube fortwährend  gebraucht  wird,  ist  hier  gegeben.  Auch  für  Ausländer, 
die  sich  über  den  Bestand  des  deutschen  Rechtes  orientieren  wollen,  wüfste 
ich  keine  bessere  Zusammenstellung  als  diese  zu  empfehlen.  W^enn  für 
alle  anderen  Staaten  gleiche  Werke  vorhanden  wären,  würde  die  Anwen- 
dung ausländischen  Rechtes  ungemein  erleichtert  sein.  Niemeyer, 

16.  Hue  de  Orais,  Handbuch  der  Gesetzgebung  in  Preufsen  und  dem 
Deutschen  Reiche.    L   Das  Deutsche  Reich.    Berlin  1901,  J.  Springer. 

Dieses  grofse  auf  26  Bände  berechnete  Unternehmen  will  durch 
systematisch  geordnete  Wiedergabe  der  Texte  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen mit  kurzen  Anmerkungen  das  sonst  yielfach  so  schwer  auffind- 
bare Material  allen  Beteiligten  (und  wer  gehörte  nicht  dazu!)  leicht  zu- 
Sänglich  machen.  Die  Aufgabe  ist  in  dem  vorliegenden  ersten  Bande 
.  Keichsverfassung ,  IL  Reichsangehörigkeit,  III.  Reichstag,  IV.  Rdchs- 
behörden  und  Reicnsbeamte ,  V.  Keichsnnanzen)  musterhaft  gelöst.  —  Die 
Leser  dieser  Zeitschrift  weiden  besonders  auf  das  Kapitel  Reichsange- 
hörigkeit  aufmerksam  gemacht. 

17.  JBarcherdtn  H,^  Das  Erbrecht  und  die  Nachlafsbehandlung  nach  den 
vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Reichs*  und  Landesgesetsen  nüt  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  Geltungsgebiets  des  Allgemeinen  Laud- 
rechts.    Breslau  1901,  Kerns  Verlag. 

Das  Werk  liegt  nunmehr  abgeschlossen  vor.  Es  zeichnet  sich  eben- 
sosehr durch  sachkundige  Behandlung  der  dogmatischen  Fragen  wie  durch 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  der  Praxis  aus.  Leider  ist  es  ohne  Register. 
Die  Litteratur  ist  grundsätzlich  nicht  berücksichtigt  Der  §  8  ist  der 
„örtlichen  Kollision  der  Erbrechtsgesetze*^  gewidmet  Niemeyer. 

18.  Boehmf  J*j  Das  Erbrecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Systematisch 
diürgestellt  und  durch  Formulare  erläutert.  2.,  völlig  neu  bearbeitete  Auf- 
lage.   Hanover  1900,  Helwing. 

Das  Erscheinen  der  zweiten  Auflage  beweist  das  lebhafte  Bedürfnis 
der  Praxis  nach  einer  Darstellung  des  Erbrechtes,  die,  wie  die  vor- 
liegende ,  ohne  gelehrten  Apparat  und  ohne  Erörterung  der  lediglich  wissen- 
schaftlichen Fragen  das  neue  Recht  übersichtlich  und  doch  eingehend 
wiedergiebt 

19.  Andr€  Merder^  De  la  pr(8cription  liberatoire  en  droit  intematiwial 
prive'.    Lausanne  1897. 

Eine  auf  nahezu  erschöpfender  Kenntnis  der  Litteratur  und  Judikatur 
aufgebaute,  sehr  gut  geschnebene   Dissertation.    Sie  untersucht  in   einem 
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eraten  Teile  die  Wirkiuig  des  Zdtablaafs  auf  die  Rechtsverhftltniaee 
(S.  1—58),  legt  den  Hanptnachdrack  auf  die  öffentlich-rechtliche  Bedentong 
des  Instituts  der  Verjähning  (S.  52  ff.),  prüft  in  einem  zweiten  Teile 
(S.  61—156}  die  verschiedenen  Theorien  Air  die  Behandlung  der  Verjähnine 
im  internationalen  Privatrecht,  lex  loci  sciutumis^  lex  contractus,  lex  domicüti 
ddntoriSy  lex  fori,  und  entscheidet  sich  von  dem  einffenommenen  öffentlich- 
rechtlichen Standpunkt  ans  für  die  letztere,  unter  Verwenfong  der  Misch- 
systeme und  nach  kritischer  Betrachtung  aller  andern  Theorien.  Vom 
englisch-amerikanischen  Standpunkt  aus,  der  die  Veij&hrung  als  Teil  des 
Prozesses  betrachtet,  würde  die  Stellungnahme  der  Dissertation  am  ehesten 
berechtigt  sein.  Auch  dort  mufs  es  Mdenklich  sein,  dafs  Gl&ubiger  und 
Schuldner  die  Anwendung  des  Bechts  durch  Wahl  und  Vereitelung  eines 
bestimmten  Gerichtsstands  bednüusfen  können.  Der  vom  deutschen  Keichs- 
gericht  anerkannte,  auf  der  materiell -rechtlichen  Bedeutung  der  Ver- 
jährung beruhende  Grundsatz,  dafs  der  für  den  Schuldner  mafsgebende  Er» 
follungsort  auch  für  die  Verjährung  entscheidet,  wird  dem  Wesen  der  Sache 
viel  eher  gerecht  Er  stützt  sich  auf  den  Satz,  dafs  der  Sitz  des  Rechts 
entscheidet,  und  bringt  auch  die  nahen  Beziehungen  zwischen  Ersitzung  und 
Verjkhrunff  zur  Geltung,  da  für  erstere  zweifellos  das  materielle  Recht  und 
zwar  die  Ux  rei  sitae  entscheidet 

Der  Verfasser  hat  insbesondere  in  der  Einleitung  an  der  Hand  des 
Graweinschen  Buches  und  Seite  91/92  diese  Beziehungen  kurz  berührt;  sie 
würden  ihm  den  deutschen  Standpunkt  verständlicher  gemacht  haben.  Der- 
jenige des  ordre  public  entspricnt  allerdings  mehr  oer  romanischen  Auf- 
ttssung,  nach  welcher  die  Verjährung  ausschliesslich  im  öffentlichen 
Interesse  eingeführt  ist,  um  dem  Rechte  Festigkeit,  Ruhe  und  Sicherheit 
zu  gewähren,  während  dem  Schuldner  nur  deshalb  die  alleinige  Mög- 
lichkeit eingeräumt  sein  soll,  sich  auf  die  Verjährung  zu  berufen,  weil  er 
am   ehesten  wisse,    ob   es  veranlafst  sei,    sich  auf  sie  zu  berufen  (S.  55). 

Aschaffenburg.  Silberschmidt. 

20.  MetiS  neinogne^  De  la  rejparaUon  civile  des  diHis,  Ouvrage  courann^ 
par  la  FacuUe  de  Droit  de  VÜniversüe  de  Paris.  Paris  1898. 

Die  Studie  bespricht  alle  Mittel,  welche  nach  französischem  Rechte 
zur  Yerfügune  stehen,  und  alle  Vorschläge,  die  insbesondere  an  der  Hand 
der  fremden  Rechte  gemacht  werden  können,  um  di^enigen  zu  entschädigen, 
welche  durch  Delikte  verletzt  wurden.  Die  Schrift  bespricht  strafrechtliche, 
prozessuale,    civilrechtliche,    nationalökonomische   bzw.   sociale   Probleme. 

Aschaffenburg.  Süberschmidt 

21.  Ugo  SorunU  Ddla  cambiale  e  deü*  asseano  bancario.  Conitnento 
teorico'pratico  al  tit,  X  dd  Cod.  di  Commerc  JUaliano.  Volume  L  Borna, 
1696,  p.  XVI  et  475. 

Dieser  ausführliche  Kommentar  zum  italienischen  Wechselrecht 
berührt  in  seinem  §  149  (S.  256—261)  und  §  240  (S.  894  und  895)  das 
internationale  Privatrecht  Er  geht  richtig  vom  Satze  „locus  regit  actum^ 
für  die  einzelnen  Wechselerklärungen  und  von  der  Selbständigkeit  der 
letzteren,  insbesondere  der  Selbständigkeit  von  Accept  und  Giro,  aus  und 
bespricht  hiemach  die  italienische  Litteratur  und  Urteile  italienischer  Ge- 
richte. Demgemäls  soll  auch  für  Notwendigkeit  und  Zeit  der  Präsentation 
zur  Annahme  das  Gesetz  des  Ausstellungsorts  ausschlielslich  entscheiden, 
was  wohl  für  Geschäftszeit  und  sonstige  Modalitäten  nicht  ganz  zutreffen 
dürfte.  Ebenso  ist  der  weitere  Satz,  dafs  auch  für  die  Notwendigkät, 
maogels  Annahme  Protest  zu  erheben,  das  Recht  des  AusstellungBortes  ent- 
scheidend sei,  keineswegs  so  unbestritten,  wie  Verfasser  annimmt. 

Aschaffenburg.  Süberschmidt. 
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22.  Schweizerisches  Ovüffesetzhuch.  Yorentwiirf  des  EidgeDösaischen 
Justiz-  und  PoliEeideparteinents.  Bem,  Bnchdmckerei  BUehler  &  Co.  1900. 

23.  Der  Vin'entumrf  zu  einend  sclwueizerischen  CivOgeseizbueh. 

Besprochen  tod  Dr.  Max  Rümelin .  ProfesBor  an  der  üniveritiit  Tfibing«n. 

(Separatabdmck  aus  Schmollers  Janrbuch  f.  Qesetzgebnng  etc.).    Leipzig 

1901,  Duncker  &  Hnmblot 

Der  Entwurf  eines  Ctvilgesetzbaches,  welcher  yon  Professor  Eugen 
Huber  in  Bem  auf  Grund  des  durch  Memorial  des  eidgen.  Justizdepartements 
vom  17.  Not.  1898  entwickelten  Planes  fertiggestellt  und  am  15.  Nov.  1900 
zum  Abschiufs  gebracht  worden  ist,  bietet  ein  Interesse,  welches  durch 
Rümelins  zutreffendes  Urteil  dahin  charakterisiert  wird,  „dafs  die  Scbwdz, 
wenn  das  Gesetz  auf  der  durch  den  Entwurf  gebotenen  Grundlage  zu  stände 
kommen  sollte,  nicht  blofs  eines  der  besten,  sondern  wohl  das  beste 
moderne  Civilgesetzbuch  liaben  wird''.  R. 

24.  Schirrtneister  9  G.f  Die  engUsche  Aktiennovelle  vom  8.  August  1900 
{The  companies  ad,  1900).  Eine  Erläuterung  und  Beurteilung  der  Reform 
des  englischen  Aktienrechts  mit  yenrleichenden  Bemerkungen  über  das 
deutsche  Aktienrecht    Berlin  1901,  J^ttkammer  &  Mühibrecht  Mk.  3. 

Die  campanies  ad  von  1900  (63  dt  64  Vid,  cap.  48)  ist  der  deutachen 
Juristenwelt  in  Urtext  und  Übersetzung  nebst  einer  kurzen  orientierenden 
Einleitung  aus  der  Feder  des  bdiannten  deutsch-englischen  Juristen  Dr.  JSd. 
Crueaemann  (Solicitor  in  London)  in  der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  50 
(1901)  S.  526  ff.  bereits  bekannt  geworden.  Die  vorliegende  Schrift  giebt 
weiteren  Kreisen  eine  klar  geschriebene  Darstellung  des  Inhaltes  der 
Novelle  mit  historischen  und  rechtsvergleichenden  Notizen  nebet  einer  Reihe 
von  allgemeineren  Bemerkungen,  welche  namentlich  denjenigen  erwünscht 
sein  werden,  denen  die  Bekanntschi^t  mit  den  Eigentümlichkeiten  des  eng- 
lischen Rechtes  abgeht  T. 

25.  Diena,  Om,  Condieume  giuridica  deUa  vedova  in  relazione  cd  diritto 
ifUemazionaU  piivato.    Torino  (Fratelli  Bocca)  1891. 

26.  DienOf  O,,  I  diritti  reali  consideraU  nel  diritto  intemazionale  private. 
Torino  (tfnione  tipografico-editrice)  1895. 

27.  IHenaf  G*^  I  tribunali  delle  prede  beUiche  e  il  loro  awenire,  Torino 
(Unione  tipografico-editrice)  1896. 

28.  Catellani,  JE,  L^f  H  diritto  internasionale  private  e  i  suoi  recenti 
jjTogressi.  2.  ed.  I.  Storia  del  diritto  internaziondle  primto.  Torino  (Unione 

tipografi-ediVrice)  1895. 

Die  vorgenannten  Werke,  welche  jedes  in  seiner  Art  der  italienischen 
Rechtswissenscnaft  zur  Zierde  und  der  Wissenschaft  zur  Förderung  gereichen, 
sind  vor  längerer  Zeit  der  Redaktion  dieser  Zeitschrift  vorgel^  und  von 
ihr  einer  ausführlichen  Berichterstattung  vorbehalten  worden.  Infolge  mils- 
licher  Umstände  ist  letztere  unterblieben.  Da  der  zur  Verfügung  stehende 
Raum  gegenwärtig  leider  nicht  gestattet,  das  Versäumte  nachzuholen, 
so  wollen  die  Leser  unserer  Zeitschrift  mit  diesem  Hinweis  vorlieb  nehmen. 

29.  Asser 9  T.  M»  C,  La  codification  du  droit  international  prive'.  L  In- 
troduction  et  proce'dure  civile.  La  Convention  de  la  Haue  du  14.  novembre 
1896  relative  a  la  proce'dure  dvile.  Harlem  (Böhn)  und  Haag  (BeJinfante) 
1901. 

Keine  Feder  ist  berufener  zu  der  Darstellung  des  seit  dem  Jahre  1893 
die  Regierungen  beschäftigenden  Werkes  als  diejenige  T.  M.  C.  Assers, 
dessen  niemals  rastender  Bemühung  das  Zustandekommen  der  Konferenzoi 
und  der  aus  ihnen  hervorgegangenen  Abmachungen  in  erster  Linie  zu  ver- 
danken. Über  die  Art.  jener  Bemühungen  habe  ich  in  der  Ztschr.  f.  Handels- 
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recht  Bd.  35  8.  157  ff.  (1896)  näher  berichtet.  Möge  der  verehrte  Staats- 
mann und  Gelehrte  bald  die  FortBetzung  seiner  Darstellang  schreiben 
können !  iftemeyer. 

30.  JFauchiUe,  Pm  Le  domaine  aerien  et  le  regime  juridique  des  a^osiaU^ 
PariSy  Pedone.  1901. 

Der  besonders  durch  seine  Untersuchungen  über  das  Blockaderecht 
und  die  bewafinete  Neutralität  von  1780  bekannt  gewordene  und  durch 
zahlreiche  Untersuchungen  in  der  von  ihm  mit  PiUet  herausgegebenen  vor- 
trefflichen Bevue  gAi&ale  de  droit  international  public  hochverdiente  Ver- 
fasser untersucht  methodisch  und  umfassend  die  mehr  und  mehr  au  praktischer 
Bedeutung  gelangende  Frage  des  intemationalrechtlichen  Verhältnisses  der 
Luft,  welches  hinsichtlich  der  Luftschiffahrt  ähnliche  Probleme  stellt  wie 
da«  Meer  hinsichtlich  der  Schiffahrt  Die  Untersuchung  ist  sowohl  in  dem 
principiellen  Gedankengang  als  in  der  Kasuistik  ebenso  klar  wie  anregend. 

Niemet^. 

31.  FYomtMi^eai^  £r.,  Code  disciplinaire  et  pAtai  pour  la  Marine  Mardumde, 
Avec  introduciton  annot^  et  euivi  d'une  tahU  ancdytique  des  maltihes. 
Paris,  Pedone.  1901. 

Alle  Vorschriften  über  den  im  Titel  bexeichneten  Gegenstand  rind 
nebst  Formularen  übersichtlich  mitgeteilt.  Der  Wert  des  Buches  besteht 
aber  besonders  in  den  zahlreichen  und  sorgfaltigen  Mitteilungen  fiber  die 
Judikatur  und  sonstiges  fär  die  Praxis  wichtiges  Material.  Die  Einleitung 
enthält  auch  eine  rechtsvergleichende  Übersicnt  Die  recht  umfangreiche 
Litteratur  ist  sorgfältig  bei^cksichtigt  Das  Buch  wird  auch  nach  Erlafs 
neuer  Vorschriften  seinen  Wert  behalten.  Niemeyer, 

32.  yysj,  0*9  Etudes  de  droit  international  et  de  droit  politique.  2.  serie, 
1901  (Brüssel,  A.  Castaigne,  Paris  G.  Fontemoing), 

Der  Verfasser,  der  unter  den  Lebenden  wonl  der  genaueste  Kenner 
der  Geschichte  der  Völkerrechtswissenschaft  ist,  bereichert  in  dieser  Samm- 
lung Ton  Studien  die  Wissenschaft  um  eine  Reihe  äuTserst  wertvoller  Auf- 
sätze, wdche  folgende  Überschriften  tragen :  Le  concert  europün  et  la  notion 
du  droit  intemattonal;  Notes  sur  la  neutralü/i;  ün  chapüre  de  Vhistoire  de 
la  mer;  George  Budianan;  Thomas  CampaneUa;  Les  manuscrits  de  Sir 
Julius  Caesar;  La  d^fmiHon  de  Vamhassctdeur  de  Sir  Henry  Wotton;  Une 
hataüle  de  livres  (^fnare  liberum*^  und  jmare  clausum^);  Histoire  litUraire  du 
droit  international  m  Belgique;  Les  „Bentham  Paj^ers**  du  British  Museum, 
Das  Buch  ist  eine  der  bemerkenswertesten  Erschemungen  der  international- 
rechtlichen  Litteratur  der  jüngsten  Zeit.  Kein  Internationalist  wird  es  un- 
stttdiert  lassen.  Niemeyer. 

33.  The  Civil  Law  in  Spain  and  Spani&h-'Atneriea  induding  Cuba, 
Puerto  Bico  and  Phüippine  Islands  and  the  l^anish  Cipü  Code  in  force,  anno- 
taied  and  tcith  references  to  the  Civü  Codes  of  Mexico^  Central  and  South 
America  ujüh  a  history  ofdU  ihe  Spanish  Codes  etc.y  by  C  lifford  Stevens 
Walton.     Washington.  D.  C.  (W.  H.  Lowdermük  &  Co.).  1900. 

Fdr  Sechtsvergleicnnng  und  Rechtsgeschichte  gewährt  dieses  zunächst 
offenbar  f&r  die  amerikanischen  Justiz-  und  Verwaltungsbeaniten  bestimmte 
Buch  interessantes  Material.  Den  Hauptinhalt  bildet  die  Übersetzung  des 
spanischen  Civilgesetzbuches  und  einiger  sonstigen  Gesetze.  Aber  auch  die 
historische  Einleitung  ist  bemerkenswert. 

34.  Heinze9   W»j  Die  Belagerung  der  Pekinger  Gesandtschaften.    Heidel- 
berg 1901,  C.  Winter. 

Eine  lebendig  geschriebene  Darstellung,  welche  wegen  der  mitgeteilten 
Urkunden  und  sonstiger  umsichtig  gesammelter  Materialien  auf  dauerndes 
Interesse  Anspruch  erheben  darf. 
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35.    Kebeflgyf    Die  diplomatuchen  Priyilegieii.     Bern    1901.     Schmid  k 
Francke. 

Ein  Vortrag,  welcher  in  Bern  gehalten,  in  der  Zdtechr.  des  Berni- 
sehen  Juristenvereins  (Bd.  37,  No.  5)  abffedrackt  and  nunmehr  als  Separat- 
abdmclL  ausgegeben  ist.  Der  Yerl  plidiert  für  Besehrftnkung  der  dipl. 
Privil^en  auf  die  Person  des  Gesandten,  seines  StellTertreters  und  dier 
Oemahfinnen  dieser  beiden  Personen. 

86.   NiedneTf  A.^    Das  Einfuhrangsgesetz  vom  18.  Aug.  1896.      2.  Aufl. 
Berlin,  C.  Heymanns  Verlag.    1901. 

Diese  als  Teil  des  Kommentars  anm.  B.6.B.  von  Biermann,  Blume  ete. 
erschienene  Bearbeitung  des  E.Q.  ist  für  die  Leser  dieser  Zeitschrift 
von  besonderem  Interesse  durch  die  ausnehmend  grundlicha  und  be- 
lehrende Kommentierung  der  das  internationale  Privatrecht  betreffenden 
Vorschriften.  Der  Verf.  hat  sich  nicht  damit  b^paUgt,  die  einzelnen  Be- 
stimmungen zu  erläutern,  geht  vielmehr  mit  &n8t  auf  die  principiellen 
Fragen  ein,  unter  sorgfältiger  Benutzung  der  wissenschaftlichen  litteratnr. 
In  grundlegenden  Fragen  wdcht  Niedner  von  der  Au£Gusnng  ab.  welche 
der  Unterzeichnete  für  richtig  hält.  Das  hindert  nicht,  den  Nieanenchen 
Kommentar  als  einen  in  höchstem  Mafse  schätzenswerten  Beitrag  zur 
Litteratur  des  positiven  internationalen  Privatrechts  willkommen  zu  heifsen. 

Niemeyer* 

37.  lAnkelfnann9  K,,  und  Flecke  JE»,  Das  Hannoversche  Privatreeht 
nach  dem  Inkrafttreten  des  B.G.B.  1.  bis  5.  Lieferung.  Hannover, 
Helwingsche  Verlagsbuchhandlung,  1901. 

Die  verdienstliche  Aufgabe,  das  durch  das  B.G.B.  unberührt  gebliebene 
provinzielle  Privatrecht  zu  geschlossener  Darstellung  zu  bringen,  ist  in  dem 
vorliegenden  Werk  für  die  Provinz  Hannover  durch  Wiedergabe  der  Texte 
der  geltenden  Bestimmungen  nebst  teils  kommentarischer,  tdls  syrtematischer 
Erläuterung  in  praktischer  und  allem  Anschein  nach  gtfindlicher  W  ose  gelost 

1i.    ZeitsclurlfteB. 

AUgemeine  äaterreiehische  OerieMszeUung ,  52.  Jahrgang,  1901, 
wöchentlich  eine  Nummer.  Von  den  Abhandlungen  in  den  Nummern  10  bis 
35  kommen  für  die  Loser  dieser  Ztschr.  namentlich  in  Betracht:  Frau 8^ 
Ehegerichtsbarkeit  der  k.  und  k.  Konsularämter,  Seiler,  Die  neue  Urheber- 
rechtskonvention zwischen  Deutschland  und  Österreich,  Sperl^  Übersicht 
über  die  Litteratur  und  Praxis  des  österreichiBchen  Ovilprozeft-  und 
Ezekutionsrechtes. 

Afnerfcan  Law  JUeview,  Vol.  XXXI  no.  1:  J.  P.  Bishop  fNekrolof^), 
Curry ^  Criminais  atid  their  trecUment,  Wiltae,  AggregaUon  of  humamty 
in  cities,  Thompson,  Effect  of  consolidoHon  of  ootporaiions  upon  rights 
of  action  against  ihe  constituent  companies,  Egan,  Protection  to  contracU 
hy  the  dtie  process  of  law  clauses  in  the  federal  Constitution ^  Steffee, 
Judicial  effervescences.  —  Notes.   Correspondence.   Book  Beviews. 

Annales  des  sciences  poUtiques,  XVII.  annee,  1.  Janvier  1902,  Paris 
(Felix  Alcan) :  Boutmy^  Les  ijtats- Unis  et  Vimperialisme,  Laveleye,  Les 
entreprises  beiges  ä  Vetranger,  M.  B.,  L'armee  russe,  Maury,  Anvers 
autrefois  et  aujourd^hui,  Zolla,  Chroniqud  des  questions  agricoles. 

Annuario  critico  della  giurisprudenza  comtnerdale.  Anno  XF, 
Verofia  (Tedeschi  e  figlio)  1901.  —  Die  Professoren  L,  Bolaffio  in  Bologna 
und  E.  Vidari  in  Pavia  veranstalten  in  höchst  verdienstlicher  Weise 
jährliche  Zusammenstellungen  der  handelsrechtlichen  Judikatur  Italiens 
unter  Beifügung  vergleichender  und  kritischer  Noten.    Die  Judikate  nnd 
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unter  alphabetisch  geordneten  Stich  worten  mitoeteilt  (Z.  B.  Abbandono  ,  . 
Competenza,  ifave  e  noleggio  etc.)  Der  vorliegende  Band  bezieht 
sich  auf  die  Jndikator  des  Jahres  1899. 

• 
Archiv  für  bürgerliches  Rechte  Bd.  19:  Krückmann,  Eignet  sich 
das  rOmische  Recht  snm  Unterricht  im  ersten  Semester?  Hey  er.  Die 
Selbsthülfe.  Gierke,  Handelsgesellschaft  and  bfirgerliches  Recht 
Salinger,  Die  Nacherbfolge  nach  dem  B.6.B.  Hilse,  Einflufs  der  ver- 
änderten UnÜEdlversicheningsgesetze  aof  das  bdrgerliche  Recht.  Api, 
Das  Börsengesets  und  seine  Reform.  Schilling,  Der  rechtliche  Charakter 
der  ehelichen  Nutsniefsung  im  B.G.B.  Maas,  Bibliographie  des  B.6.B.  — 
Bd.  20  Heft  1:  Zehnter,  Die  privatrechtliche  Bedeutung  des  Gesetses 
über  die  privaten  Versicherungsuntemehmungen.  Goldschmidt,  J.  fj 
Noch  einmal  die  ESgentfimernypothek.  Brück,  E,,  Die  Yormiete. 
Josef,  E,  Rechtserwerb  aus  unerlaubten  Handlungen.  Oerimann,  F., 
Giyilisäsche  Rundschau. 

Arehiv  für  die  civilietitiehe  Brajßie»  Herausgegeben  von  Franklin, 
M.  Eümelin,  Wen  dt,  Professoren  der  Tübinger  Juristenfaknltät,  Pro- 
fessor Dr.  Bülow,  Geh.  Hof  rat  in  Heidelberg,  Staatsrat  Dr.  v,  Mandry 
in  Tubingen  und  Prfisidenten  Dr.  v,  Kohlhaas  in  Stutt^rt,  92.  Bd., 
1901,  1-  und  2.  Heft:  Wendt,  Unterlassungen  und  VersKumnisse  im  bOiger- 
lichen  Recht  Uli  mann.  Einige  Streitfragen  aus  dem  Gebiete  des  geseta- 
liehen  ehelichen  Güterrechts. 

Archiv    für   Kriminal' Anthropologie    und    Kriminalietik    von 

Dr.  Hanns  Gross,  7.  Bd.,  1901,  1.  und  2.  Heft;  I.  Potier,  Ein  Besuch 
in  der  Werkstätte  eines  Fälschers  alter  Waffen.  U.  Amschel,  Proble- 
matisehe Naturen.  III.  Po  Hak,  Kriminal  oder  Irrenhaus?  Ein  Beitrag  sur 
Frage  der  Trinkerasyle.  IV.  Siefert,  Fahrlässige  Tötung  der  Gebärenden 
durch  den  Geburtshelfer.  Y.  Kahle,  Topographische  Aufnahmen  mit  ein- 
gehen Hülfsmitteln.  YI.  Otto  Gross,  Siur  Frage  der  socialen  Hemmungs- 
vorstellnngen.  Yll.  v,  Schrenck'Noteing,uer  Fall  Mainone.  (Ver- 
brechen gegen  die  Sittlichkeit  an  einer  Hypnotisierten,  verhandelt  vor  dem 
Schwurgericht  in  Köhi  am  7.  und  8.  Mai  1901.)  YUI.  Kornfeld,  Irrtum 
und  Irrsinn.  IX.  Bauer,  Bestimmung  der  Abgangsrichtung  eines  Gewehr- 
seschosses  durch  Berechnung  des  Junfaliwiiäelf  X.  Hanns  Gross, 
7aa  Frage  des  reflektoiden  Handelns« 

Archiv  für  Straf  recht  und  Strafprozefsy  Jahrgang  48,  Heft  1  bis  4: 
Tomaso  Natale,  Marcheee  di  Monterosato,  dn  in  Deutschland  vogessener 
Vorläufer  Beccarias.  Von  Prof  Dr.  L,  Günther,  Giefsen.  iKe  pro- 
jekäerte  Reform  des  italienischen  Strafprozesses.  Von  Prof  Dr.  L.  v.  Bar, 
Göttingen.  Dante  und  die  Homosexualität.  Von  Prof  Dr.  Kohl  er, 
Berlin.  Gedanken  zur  bevorstehenden  Reform  der  deutschen  Strafgesetz- 
gebung^  Vortrag,  gehalten  in  der  Juristischen  Gesellschaft  MtUichen. 
Von  Prof  Dr.  Birkmeyer,  München.  Zur  Auslegung  des  §  399 
Ziff.  5  St.P.0.  Von  Staatsanwaltschaftsrat  Olb rieht,  Köln.  Der 
summarische  Prozefs  zu  Dantes  Zeit.  Von  Prof.  Dr.  Kohl  er,  Berlin. 
Selbstverletzung  und  Verletzung  eines  Einwilligenden.  Von  Gerichtsassessor 
Dr.  K.  Kleen,  Berlin.  Altwürzburger  Geföngniswesen.  Von  Privatdozent 
Dr.  Knapp,  Wttrzburg.  Die  Endthatsache  der  vollendeten  strafbaren 
Handlung.  Von  Oberamtsrichter  Huther,  Hagenow.  —  Aus  der 
Praxis,  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  der  Oberlandesgerichte,  des 
preufsischen  Obenrerwaltungsgerichts.    Litteraturbericht. 

Beiiräge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Bechts.  Begründet  von 
Gruchot.  Herausgegeben  von  Dr.  Bassouj,  Reichsgerichtsrat  a.  D., 
Dr.  Küntzel,  Unterstaatssekretär  im  Justizministerium,  und  Dr.  Eccius, 
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OberlandeB^erichtepräBideiit  und  Wirkl.  Geh.  Oberjostizrat  Bd.  45,  1901, 
Heft  6:  Die  Exmisrionsklaiuel  und  das  Aufrechnoogsrecht  des  Mieters. 
Nach  einem  praktischen  Fall  erörtert  von  Herrn  Kammergerichtsrat  JTteAZ 
in  Berlin.  Die  Bed^atans  des  Katasters  bei  dem  £rwerbe  von  Becbtea 
an  Gnmdstücken.  Von  Herrn  Oberlaodnsgerichtsrat  Dr.  Th.  Wolff  wl 
Hamm.  Das  Yertragsmftrsige  Schifibpfandrecht  Von  Herrn  Landgerichts- 
rat  a.  D.  Dr.  Knitsc'hky  in  Bostock.  Die  fl^terrechtlichen  Vernältnisse 
der  von  Minden&hrigen  semäfs  §§  782  ff.,  H  18  A.L.B.  geschlossenen  Ehen 
nach  dem  1.  Janoar  1^.  Von  Herrn  Grerichtsassessor  W,  Kuhhier 
in  Marienwerder.  Bericht  über  die  Litteratur  zum  B.O.B.  Von  Herrn 
Dr.  H.  Neumann,  Bechtsanwalt  beim  Kammergericht.  Besprechangen 
nnd  Anzeigen.  Übersicht  rechtswissenschaftlicher  Zeitschriften.  —  Das 
Heft  bringet  an  seiner  Spitze  die  Bildnisse  der  seit  25  Jahren  als  Heraos- 

Seber  thfttigen  und  um  die  Zeitschrift  hochverdienten  Dr.Dr.  Basaow  xnA 
LÜnUeL 

BadUehe  MechUtpraxisj  67.  Jahrgang,  1901,  104  Nummern. 

CentraXblaU  fitr  BeetUftwisaenschttfU  Herausgegeben  Ton  v.  Kirchen  - 
heim.    Band  21,  1901,  Heft  1  bis  9. 

Circdo  OiuridicOm  Bivista  di  legislcusione  e  giurisprudenza,  direUa 
da  Luigi  Sampolo,  Profeasore  di  dirüto  nella  R.  Umveraita  di  Balermo. 
Vol  32,  1901,  no.  1—10.  Die  Zeitschrift  ist  das  Or^an  der  seit  1868  be- 
stehenden juristischen  Gesellschaft  gleichen  Namens  m  Palermo  nnd  bringt 
als  solches  die  Protokolle  über  die  Sitzungen  der  Gresellschaft  und  sonstig 
die  Gesellschaft  betreffende  Veröffentlichungen.  Autserdem  aber  bringt  sie 
ffute  wissenschaftliche  Abhandlungen,  Gericntsentscheidungen,  Mitteilungen 
über  Gesetzgebung  und  Bibliographie.  —  Von  den  Abmmdlunj^  seien 
hervorgehoben:  Alberico  Ptncitore,  II  contrabbando  du  gt^errot 
Saetano  VassallOi  Della  delibajnone  deüe  sentenze  straniere. 

I>eut8che  Juristen^ZeUungf  6.  Jahrgang,  1901,  No.  13—23.  Die  Leser 
unserer  Zeitschrift  werden  besondeis  folgende  Anfs&tse  interessieren: 
V.  HellCj  Die  Kodifikation  des  bürgerlichen  Rechtes  in  Ungarn. 
V.  Stengel,  Die  völkerrechtlichen  Ergebnisse  der  Baader  Friedenskonferenz. 
Damme,  Der  Beitritt  des  Deutschen  Reiches  zur  mtemationalen  Union, 
betr.  den  gewerblichen  Urheberrechtaschntz.  Niemeyer,  Der  Antrag  der 
Burenstaaten  und  das  Völkerrecht.  Aufserdem  sei  ifesonders  hingewiesen 
auf  die  vorzüglichen  Litteraturttbersichten  von  Professor  Dr.  Schulz, 
Oberbibliothekar  beim  Reichsgericht,  sowie  die  regelmftfsigen  Zusammen- 
stellungen der  im  Deutschen  Reich  und  den  deutschen  Emzelstaaten  er- 
lassenen Gesetze  und  Verordnungen,  und  die  in  den  Beilagen  gebrachte 
reichhaltige  Sammlung  von  Entscheidungen  höchster  Gerichte,  auch  des 
PreuTsischen  Oberverwaltungsgerichts. 

Hanseatische  Qeriehtsxeitung*  1001 ,  22.  Jahrgang,  wöchentlich  je  dn 
Hauptblatt  (Handelsrechtliche  F&lle)  und  em  Beiblatt  (avilrechtliehe 
FäUe). 

Harvard  Law  ICeview,  Vol.  XV  number  6  (february  1902):  Wyman, 
Competition  and  the  law,  Gregory^  Sir  Samuel  RomiUy  and  criminal  law 
reform,  Eaton,  The  ripper  casea.  Notes.  Becent  ctMes.  Books  and 
Periodicais. 

II  diritto  cofnmerciale^  rivista  periodica  e  critica  di  giurisprudenza  e 
legislazione.  Direttore:  Comm.  David  Supino.  Volume  TuX,  1901, 
faedcolo  1 — 6:  Ageo  Ärcangeli,  Natura  giuridica  del  contratto 
di    parledpazione   ad   una   societa   di   mutu4i   assicttrazione,     Professort 
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Ercole  Vidari,  II  progetio  di  legge  contro  Pusutcl  Prof.  C,  Paganij 
L^aecordo  detta  maggioranea  neUa  moratoria  anteriore  äl  faMmeniUo,  Äw. 
G,  Erreraj  TJn  queeito  relaUvo  aüe  ecanbiaU  tn  hiomco.  Profeseore 
A.  Bruschettini,  üna  quesHone  eulTart.  415  ddCodiee  di  c(mim,  Prof, 
ü.  Navarriniy  Vapporto  sociale  dd  nome.  Prof.  Ereole  Vidari,  La 
difeea  degli  öthligasiomsH.  Aw,  Pilade  Casini,  Aneora  ddTaceordo 
amichevole  neUa  moratoria,  Aw,  T.  Giannini,  Note  süüa  situazione 
giuridiea  ddU  societä  stromere.  Aw,  Pilade  Casini^  11  risehio  ddla 
baratteria  secondo  ü  modtdo  di  polissa  ^  assicwragione  comtmemente  usato 
JRaUa,  Adolf 0  Sacerdoti,  Inammissibilitä  deffemissione  di  ohUigasiom 
da  parte  di  %ma  associajsione  mutua  (usicwrazione,  C,  Paaani,  Xa  man" 
eanea  e  la  irregolaritä  dei  Ubri  nell  faüimento  deüe  societä  commerdaU. 
Prof,  ü.  Navarrini,  Sodetä  di  eommercio  e  proprietä  in  mono  comune. 
Aw,  A.  Arcangeli,  Le  associeutioni  irregolari  ai  mutua  assieurazione, 
Aw,  Guido  Bonolis,  Süüa  nuüitä  del  vüalijgio  fra  coniugi  stipulato  con 
le  Compagni  d' assicurasione, 

Jahrbücher  der  fFürttevnbergischen  Rechtmftege»  Henuuge^ben 
▼on  den  Mitgliedern  des  Oberlandesgarichts  und  des  VerwaltongsgenchtB- 
faofs  zQ  Statteart  nnd  des  VorstandeB  der  Württembemflchen  Anwalto- 
kammer.  13.  Bd.  1901,  1.  and  2.  fleft:  Dr.  Gös,  Wirkl&her  Staatsrat  in 
Stattgart,  Die  Kechtsettltigkeit  der  ESsenbahnTerkehrsordnang  Tom  26.  Okt 
1899.  Rechtsanwalt  Schefold  in  Ulm,  Die  Luft-  and  Licbtgerechtigkelt 
and  das  Fensterrecht  im  siten  and  neaen  Recht 

fJoumtMl  du  droit  international  privS  et  de  ia  iurisprudencOf 
comparie^  28*  annSe,  No.  l—II:  JLain^,  La  Conference  diplomatique 
de  la  Haye  relative  au  droit  international  prive  (S*  Session:  29  ma»  — 
19  juin  1900),  Wu  Ting  Fang,  Lois  et  Organisation  judiciaiire  en  Chine, 
Chavegrin,  Notes  et  renseignejnents  rekUifs  ä  la  propri^Ü  liUSraire  et 
artistique,  Le  droit  mariiime  international,  Lehoucq,  Etüde  swr  le 
nouveau  prqjet  de  loi  franfais  relatifä  Vextradition,  Keidel,  De  la  thSorie 
du  renvoi  en  droit  international  privS,  selon  le  nouoeau  Code  ävü  allemand, 
No,  HL— IV:  Dar  ras,  De  la  connaissance,  de  Vapplication  et  de  lapreuve 
de  la  loi  Ürang^,  Lain^y  La  Conference  diploma&que  de  La  Haye  relative 
€M  droit  international  prive  (3'  Session)  (suite),  Auhry,  De  la  notion  de 
territoriaUti  en  droit  international  prive'  (suite),  Stoequart^  La  vie 
juäicadre  ä  New-York,  Leboucq,  J^tude  sur  le  nouveau  prqjet  de  loi 
frangais  relatif  a  Vextradition  (fin),  Appendieei  Tewte  du  firojet  de  loi 
frangais  sur  Veaßtradition,  Note  additionnelle  sur  les  modifictdions  pro- 
pos^es  par  le  gouvemement.  Bernard,  iitude  swr  la  Convention  franco- 
beige  au  8  juüUt  1899  relative  ä  la  comp^tence  judidaire  et  a  VeäScution 
des  jugements  (fin),  No,  V—VI:  Picard^  Le  droü  et  sa  diversit^ 
n^cessaire  d^apris  les  races  et  les  nations.  Fiore,  Du  confiit  entre 
les  dispositions  legislatives  de  droit  intenwtioned  prive,  Darras,  De  la 
connaissance  f  de  Vapplication  et  de  la  preuve  de  la  loi  drängte  (suite), 
Lechopie,  Du  droit  medical  dans  les  rapports  intemationaiuoik 
Canon%co,  Le  duel  sehn  la  Ugislation  itoHenne,  Chavegrin^  Notes  et 
renneignements  relatif s  ä  la  propriete  litt&aire  et  artistique  (suite).  De 
Vassistance  maritime  et  du  sauvHage  (Prqfet  de  loi  intemeiionale  propos^ 
par  Vassociation  aüemande  de  droit  maritime),  Laurent^  La  Convention 
firancO'belge  du  8  juület  1899  sur  la  competence  et  V^xicution  des  jugements 
iPoint  de  vue  beige),  No.  VII^-X:  La  question  des  postes  etrangires  en 
Turquie,  Tamaäa^  Le  droit  international  privt^  au  Japon,  Appendice: 
Loijaponaise  du  15  juin  1898,  dite  de  Ho-nei,  contenant  les  r^tes  pSn^- 
rdUs  pour  Vapplication  des  lois,  Aubry,  De  la  notion  de  territoriaht^  en 
droit  intemattonal  prio^  (suite).  Dar  ras.  De  la  connaissance^  de 
fappUccUion  et  de  la  preuve  de  la  loi  etran^ire  (fin),  Fiore,  Du  conßt 
entre  les  dispositions   legislatives  de  droit  tntemational  privi  (tMorie  du 
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rmvoi)  {fin),  Lepoitievin,  Du  fimdionnemefU  du  casier  judicaire  dans 
Us  rapparts  iniemaiionaux.  Lehr,  Des  dottbUg  impowHons  en  droit  inUr- 
naUonaJ,  de  Uwr  cause  et  de  kura  remides.  Chavegrin,  Notes  et  renseigne- 
ments  rdatifs  ä  la  proprOU  littiraire  et  arUstigue  (fin).  Delpech,  Xes 
eommissions  itra/nghrea  auan  JEa^süums  universdies.  De  Vaamission  de 
hdUments  de  guerre  ^cmgers  dans  les  eaux  ei  ports  neutre».) 

JuriMsei^   Blätter.     Henuugegeben   von   Dr.   IL  Schindier  und   Dr. 
JE.  Bened^  Wien,  30.  Jahrgang,  1901.    Wöchentlich  eine  Nummer. 

Von  den  Abhasdlunffen  b^  herv'orgehoben  eine  Artikelreihe  von  Dr. 
E,  Bettelheitn  über  (ue  deutaah-dsterreichiflche  Litterarkonvention  und 
das  neue  deutsche  Urheberrecht 

Kritische  Vierteljahrechrift  für  Oesetzg^ung  und  Bechtitwissen- 

ßc/iaft^  3.  Folge  Bd.  VII,  1.,  2.  und  3.  Heft,  enthält  Besprechungen 
folgender  Werke  Aber  I.  internati  ona  les  Recht  und  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft:  Walker,  Die  rechtliche  Stellung 
ausländischer  juristischer  Personen,  insbesondere  ausländischer  Aktien- 
ffesellschaften.  Eine  recbtsvers^eicbende  Studie.  Hasler,  Das  eheliche 
Güterrecht  im  internationalen  Friyatrecht  Diena,  Sui  limUi  aW  appU- 
eabOitä  del  diritto  straniero,  Prolusione  cd  corso  di  diritto  intemagionide. 
Derselbe,  Sulla  legge  regolatrice  deUa  capacitä  di  suecedere,  e  in  ispedo 
se  wn  tnedico  firaneese  possa  suecedere  per  testamento  ad  un  cittadino  italiano 
da  lui  curato.  Buzatti,  Intomo  at  „prcjet  dt  programme*'  della  ierjsa 
conferema  di  diritto  interruusionale  privato.  Baviera,  Das  internationale 
Recht  der  Römer  siehe  im  2.  Heft  unter  „Romanistik  in  Italien*.  Pillef, 
Becherehes  sur  les  droits  fondamentaux  des  jStats  dans  Vordre  des  rapports 
intemationaua  ei  sur  la  Solution  des  confiicts  qu^Hs  fönt  naUre.  Descamps, 
Le  droit  de  la  paix  et  de  la  guerre.  Essai  swr  Evolution  de  la  NeutraUt^ 
et  sur  la  Constitution  du  pacig^ai.  Derselbe,  Bapport  sur  lepaeia&at 
ou  regime  juridique  de  la  paix  en  temps  de  guerre,  pr^sentS  ä  la  Conf^ence 
tnterparlatnentaire  de  Paris,  Liset  und  Crusen,  Die  Strafgesetzgebun^ 
der  G^enwart  in  rechtsvergleichender  Darstellung,  U.  Bd. ;  iMs  Strafrecm 
der  außereuropäischen  Staaten;  Nachträge  zum  17  Bd.,  Das  Strafrecht  der 
Staaten  Europas  1893 — 1898.  Creanga,  Die  direkte  Besteuerung  in 
Preufsen  und  Rumänien.  Mit  einem  Steuerreformentwurf.  PavUcek, 
Der  Check,  eine  vergleichende  Studie  mit  besonderer  Berttckuchtigung  des 
österreichischen  Entwurfs.  Fick,  Die  Frage  der  Checkgesetzgebung  auf 
dem  europäischen  Kontinent.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
schweizerischen,  deutschen,  österreichischen  und  französischen  Verhältnisse, 
unter  vergleichsweiser  Herbeiziehung  des  englischen  Gesetzes  und  der 
übrigen  ausländischen  Gesetze  und  Usancen  daivestellt  Grasshoff, 
Das  Wechselrecht  der  Araber.  Eine  rechtsvergleicnende  Studie  über  die 
Herkunft  des  Wechsels.  H  et  gel,  Die  Untersucnungshaft  nach  deutschem, 
österreichischem,  Aranaösischem  und  englischem  Rechte.  —  11.  Rechts- 
philosophie: Liepmann,  Die  Rechtsphilosophie  des  Jean  Jaques 
Bousseau.  Eän  Beitrag  zur  Greschichte  der  Staatstheorien.  Merkel, 
Juristische  Eucjrklopädie,  2.  Aufl.  —  HI.  Rechtsgeschichte:  Preux, 
La  loi  du  Vtnodol  traduite  et  annot^e.  Cgynlarz ,  Zur  Lehre  vom 
Eii^entumserwerb  durch  Accession  nach  römischem  Recht.  Herzen, 
Ortgine  de  VhfipotMque  romadne.  Er  man,  Coneeptio  formulnrum,  a>ctio  in 
fcictum  und  ipso  iure-Konsumtion.  Adler,  Das  Gültbuch  von  Nieder- 
und,  Oberösterreich  und  seine  Funktion  in  der  ständischen  Verfassung. 
Hennebicq,  VHistoire  et  Us  Lois.  Landtmanson,  Traeldomens  sista 
skede  %  Sverige.  Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer.  Vierte,  vermehrte 
Ausgabe,  besorgt  durch  Andreas  Heusler  und  Rudolf  Hübner.  Bd.  I,  Q. 
Die  Zürcher  Stadtbücher  des  14.  und  15.  Jahrhunderts.  Herausgegeben 
von  H.  Zeller '  Werdmüller.  Gilson,  L'^tude  du  droit  romain  oompari 
aux    autres   droits   de  Vctntiquite.     Acta  Tirolensia.     Urkundliche 
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Qtiellen   sor   Qeechichte  Tirols,    IL  Band.     Erster  Teil  der   Sädtiroler 
Notariats-ImbreviatQren  des  18.  Jahrhunderts.    Hemasgegeben  von  Hans 
V.    Voltelini.     Prof.    A.    Schneider ,    Die   Romanistik   in   Italien 
seit   dem    Jahre    1896    —    IV.   Civilrecht:    Blümner,    Die    Lehre 
vom  böswilligen  Bechtsmifsbraoch  (Chicane)  nach  semeinein  Keehte  und 
nach    dem   Keehte   des   B.G.B.     v,  Li  sei.    Die  Deliktsobligationen  im 
System  des  B.6.B.    Jastrow.  Das  Recht  der  Fran  nach  dem  B.G.B. 
Wei  gelin^     PfUndungspüandrecht    an     Forderungen     nach     heutigem 
deutschen   Rechte.     Fuld,   Das   Mietrecht    nach   dem   B.G.B.    für  das 
Deutsche  Reich.    Zsehimmer,  Die  Offerte  an  das  Publikum.  Rostooker 
Inauffural-Dissertation.    Leinweber,  Die  heredUatis  petitio.    Franken , 
Lehrbuch    des    deutschen    Priyatrechts.      Brandis,     Rechtsschutz    der 
Zeitun|[S-  und   Bfichertitel.     Mandry-Geib,   Der  cirürechtiiche  Inhalt 
der  Reichsgesetze,  4.  Auflage.  Schäme^  Dm  Recht  der  Erfindungen  und 
der  Muster.    Untersuchungen.    Lehmann,  Das  Recht  der  Aktiengesell- 
schaften.    Erster  Band.     Grünhut,   Wechselrecht,    2   Bde.    t?.  Schey, 
Über  den  redÜehen  und  unredlichen  Besitiser  im  Österreichischen  B.G.B. 
Wellapacher,   Veriio  in  rem.    Bruschettini,  Awocato,   TraUato  dei 
Tiioii  al  Portatore,    Segre,  Dei  titoli  obbKgatorii  cU  portatore,    Mitteis, 
Zur  Kenntnis  des  litterarisch-artistisGhen  Urheberrechts  nach  dem  öster- 
reichischnn  G^esetz  vom  26.  Dezember  1895.    Davidson,  Das  Recht  der 
Ehescheidung  nach  dem  B.G.B.    Unter  Berficksichtigung  der  Bestimmungen 
des     Einfnhrungseesetzes     sowie     der     landesgesotzlichen     Ausfährungs- 
▼orschriften  fär  aie  Praxis  bearbeitet    Opet,  Das  Verwandtschaflsrecnt 
des  B.G.B.   Emerich,  Kauf-  und  WerkUeferungsvertrag  nach  dem  B.G.B. 
fttr  das  Deutsche  Reich.  —  V.  Oiyilprozefs  recht:  Langheineken, 
Der  Urteilsansprueh.    Struckmann  und  Koch,  Die  Civilprozefsordnnng 
für  das  Deutsche  Reich  nebst  den  auf  den  Civilproxefs  bezüglichen  Be- 
stimmungen des  Gerichtsverfassungsgesetzes  und  den  EinfÜhrungsgesetzen. 
In  der  FwMung  vom  20.  Mai  1898.   Unter  Mitwirkung  von  K.  Rasch  und 
P.  Kall  herausgegeben.    7.  Auflage.    Stein,  Die  Oivilprozefsordnung  für 
das  Deutsdie  Keich.     Erläutert   von  L.  Gaupp.     4.  Auflage   1.   Band. 
Neueamp,   Handkommentar  zur  C.P.O.  in  der  am   1.  Januar  1900   in 
Kraft   tretenden  Fassung  nebst   dem   Einfühmngsgesetz.     Klein,    Vor- 
lesungen aber  die  Praxis  des  Civilprozesses.    Höpfner,  Vertretung  ohne 
Vollmacht  im  Civilprozefs.     Inauffuraldissertation.    Freudenthal,  Givil- 
prozefsordnung  nemt  dem  Einfnhrungsgeeetze  in  neuer  Fassung.     Hand- 
ausgabe   mit    Erläuterungen    auf  Grund   des   vom    1.  Januar    1900   ab 
geltenden   Reichsrechti.    Schott,   Das  Armenrecht  der  deutschen  GiWl- 
prozefsordnung.   Mit  einem  Beitrag  zur  Lehre  vom  Parteibegriff.    Krefs, 
2iur  Lehre  von  der  Beweislast  nach  dem  B.G.B.    Beckh,    Die  Beweis- 
last  nach   dem   B.G.B.    —    VI.    Strafrecht:    Krausse,    Die   Prügel- 
strafe.    Bin  ding,    Lehrbuch   des   gemeinen  deutschen   Straf  rechts,    oe- 
Bonderer  Tai.     Erste  Hälfte.    1896.    Zweite  Hälfte.    1.  Abteilung.    1901. 
Sjunnesson,   Det  fortaUa  broHet,     Beufs,   Die  Haftung  Dritter  nach 
bayerischen,   preufiiischen   und   Reichsstrafgesetzen.     Frank,    Der   sub- 
jektive  Thatbestand  des  Deliktes  der  Sachhehlerei  nach  §  259  R.St.G.B. 
Hartmann,   Das  Kausalproblem  im  Strafrecht  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Verursachungsbegriffes  des  Strafgesetzbuchs.  ^  VII.  Straf- 
prozefs:    Bennecke   und    Belinq,    Lehrbuch    des   deutschen    Keichs- 
strafprozefsrechts.    Löwenstein,  Einlegung  und  Begründung  der  Revision 
in  Strafsachen.     Wolf  fing.  Die  rechtliche  Stellung  des  Nebenkläffers  im 
deutschen  Strafverfahren  (Öreslauer  Strafrechtliche  Abhandlungen,  Hefe  29). 
Hers c hei.  Die  Rechtskraft  der  stra^ozessualen  Entscheidung  über  Ein- 
ziehung und  Unbrauchbarmachung.     Weber,  Die  Vollstreckung  von  Ver- 
mögensstrafen in  den  Nachlafs.  —  VIII.  Staatsrecht:  Arndt,  Köanen 
Rechte    der    Agnaten     auf     die    Thronfolge     nur    durch     Staatsgesetz 
geändert  werden?    Scheicher,  Das  Telegraphen wegegesetz  vom  18.  De- 
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zember  1899.  —  v,  GeffcJcen,  Die  VerfaBSUDg  de«  DeatBchen  Reicbes;  — 
IX.  KircbeDrecht:  ThomaSj  Das  kanonische  Testament. 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Beehtsp/lege  und  Rechts- 
füissenschaft.  Band  19,  1901,  4  Hefte. 

Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung. 

(Bulletin  de  V  Union  Intern ationäle  de  droit  PSnaL)  Bd.  9,  Lieferang  1 
und  2.  Berlin  1901.  (J.  Gnttentag.)  1.  Satzangen  der  Internationiüen 
kriminalistischen  Vereinignn^.  2.  Kassenbericht  über  1899.  3.  Die 
rassische  Sektion  der  Internationalen  kriminalistischen  Vereinigang.  Über- 
sicht ihrer  Thäti^keit  1897-1900.  Von  August  Loetoenstimm,  Ober- 
landesgerichtsrat m  Charkoff.  —  4.  Congrls  international  de  droit  compare\ 
Bapport  de  M,  Paul  Cuehe,  professeur  ä  V üniversite'  de  Chrenobie.  5.  Le 
Congrh  penitentiaire  de  Bru^les.  Bapport  de  M,  A.  Lents  a  Bruxdks, 
6.  VlI.  LandesYersammlung  der  Landesgruppe  Deatsches  Reich  in  Strafs- 
borg.  7.  Mit^liederverzeichnis.  8.  Hoitzendorff-Stiftang.  Kassenbericht 
1900.  9.  L^mslation  Penale.  (BSdacÜon:  M,  le  pro fesseur  Mitte r maier  ^ 
BerneO  I*  £a  Bdqique.  Bapport  donne  par  M  Ame'de'e  Lentz,  avoeat^ 
BruaxOes.  II.  Dänemark  1899—1900.  Von  Eyvind  Olrik,  Assistent  am 
Jostizminlsteriam  in  Kopenhagen.  III.  Die  Schweiz.  A.  Band  and  Deatsche 
Schweiz.  Bearbeitet  von  Prof.  Dr.  A,  Teichmann  in  Basel.  B.  Kanton 
Tessin.  C.  Suisse  romande  de  1896  ä  1899.  Par  Alfred  Gautier,  pro- 
fcssseur  ä  GenM>e.  IV.  L*Egypte  de  1897  ä  1900.  Par  M.  Aly  Abou^El- 
Fetouhj  Substitut  du  Procwreur  GSneral  prls  la  Cour  d*Awel,du  Caire, 
y.  Finnland.  VI.  Montenegro.  VII.  Ani^entinien.  VIII.  Osterrdch. 
IX.  Portoeal.  X.  Monaco.  XI.  Japan.  XII.  Ungazn  1898--1901.  Von 
Prof.  Ladislaus  Fayer,  Budapest.  XIII.  La  Yigislation  pönale  de  la 
Boumcmie.  Bapport  presente  par  m.  J,  Tanoviceano,  ancien  professeur 
ä  Vüniversüe'  ae  Jassy  ä  Bu4:are8t.  XIV.  La  Ugislation  pSnale  en  Italie. 
Bapport  prisenti  par  M.  Bernardino  Alimena,  professeur  ä  Modine. 
Traiauit  par  M.  Alfred  Gautier,  professeur  ä  Geneve,  10.  Kassenbericht 
über  1900.  11.  Sitzanj;  des  Vorstandes  der  Landesgruppe  Deatsches  Reich 
der  Internationalen  kriminalistischen  Vereini^ng.  12.  B^union  du  Bureau 
central.  18.  La  sedion  russe  de  V  Union  interna^onale  de  droit  p^naL 
Coup  d^ocü  sur  son  action  de  1897  ä  1900  par  Auguste  Loewenstimmf 
ConseiJler  du  tribunai  supSrieur  ä  Charkoff.  Tradutt  par  M.  K  G ardeil, 
professeiMT  de  droit  penal  ä  Nancy.  14.  SepUhne  Session  du  groupe  aUe^ 
mand  de  Vunion  internationale  de  droit  pSnal.  7.  au  9.  Juin  1900,  Par 
M.  E.  Gard eil 'Nancy.    Premixe  partie. 

Das  Recht,  Rundschau  für  den  deutschen  Joristenstand,  1901 ,  No.  9 — 22 
(s.  die  Berichte  in  Band  X  dieser  Zeitschrift  S.  172  nnd  499).  Da  der 
Inhalt  des  „Rechtes''  sich  aas  einer  erheblichen  Anzahl  Ton  Abhandlangen, 
Mitteilangen,  Besprechungen  und  Berichten  zusammensetzt,  müssen  wir  uns 
eine  vollständige  Inhaltsangabe  versagen.  Doch  sei  darauf  hingewiesen, 
dafs  „Das  Rechf  in  der  Wiedergabe  richterlicher  Entscheidangen  Hervor- 
ragendes leistet;  in  knapper  und  doch  die  Bedeutung  der  betreffenden  Ent- 
scheidung kennzeichnender  Form  wird  ein  weitreicnender  OberbUck  über 
die  neueste  Judikatur  gegeben;  schwerlich  werden  dem  Herausgeber 
wichtigere  Entscheidungen  entgangen  sein.  Für  die  Leser  unserer  !Zeit- 
schrift  seien  hervorgehoben  die  Abbandlungen:  v.  Bar,  Zur  finniftndischeo 
Frage.  Werner,  Zu  Art  208  £.6.  z.  ß.G.B.  (Geltung  des  Code  civU  in 
Alimentenprozessen,  wenn  der  Schwangerer  erst  nach  der  Gebort  des 
Kindes  in  das  rheinischrechtliche  Gebiet  übergeriedelt  ist) 

Jteehtsgeleerd  Ma^azifn,  20.  Jaargang,  1901,  Aflevering  114:  Seerp 
Oratama,  Twee  vragen  van  Uendrecht,  naar  aanleid^ng  van  en  in  verband 
met  „het  oude  tiendrecht^,  academisch  proefsdirifl,  door  J.  Kost  er  s  (slot). 
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L.  Ch.  Beste  ff  (her  voortdurende  en  zoogenaamäe  colUdieve  deliden, 
'  B.  W.  J.  C.  de  Menthon  Bake^  Het  schenkingsverhod  van  art  1715  B,W. 
M.  van  Begieren  Altena^  Oversichi  der  Engdsche  Wetgeving  gedurende 
het  jaar  1899.  Boer  Hzn.y  Eene  mislükte  hersieninp  van  ons  hypotheek" 
stelsd.  J.  van  Drooge,  Het  wetsontioerp  op  de  vicariegoederen.  A.  J. 
Bethaan  Maear^,  vrijheidsöeneming  als  straf,  C.  J.  M,  Wilde^  De  lex 
„hoc  edictnli**  in  het  Boamseh'HoUandsche  recht  en  hare  toepassing  in  Zuid- 
Afrika.  Bh,  Feith^  De  voorgestdde  novelle  betreffende  de  algemeene  leer- 
sitücken  in  het  Wetboek  van  Strafreckt, 

Bevista  ueneral  de  legiälaeiön  y  jurisprudenciiu  HerauBgegeben  von 
D.  Jose  Maria  Maurisa  y  Navarro. 

Jahrg.  49  Bd.  98  Man— April  1901:  A.  Bonilla  y  San  Martin, 
Sobre  los  efectos  de  la  voluntad  unüaieral  en  materia  de  ohligaciones  mer- 
cnntiles,  Santamaria,  Algunos  detaUes  sobre  el  derecho  feudal  de 
Fdbrega  y  lioQoi.  J.  Morell,  Donaciones  colacionables  ä  los  efectos  de 
fijar  la  legttima,  J,  Garcia  Botnero  de  Tejada,  Ouestionario  de  la 
Academia  de  Jurisprudencia  de  Barcelona,  J.  Girön  y  Areas ,  La 
reforma  dd  Concordato  celebrado  entre  la  Santa  Sede  y  el  reino  de  Es})a^. 
B,  Sallilas,  Los  fidfiigos  en  Ceuta.  B,  Villarerde,  La  cuestion  socicU 
y  el  derecho  civil.  P.  G.  del  Alba,  Jurisprudencia  criminal  Las 
covMunidades  religiös  as  en  la  Cdmara  de  diputados  de  Francia.  J.  G, 
Ferndndezy  Bievista  de  la  prensa  juridica  espafiola,  C.  B.  de  Quiros, 
Bevista  de  la  prensa  juridica  eatranjera.  J.  m.  Llanas  Aguilaniedo, 
Bevista  de  la  prensa  hispano-amencana,  notidas  bibliograficas.  M.  de 
Olivart,  La  nacionalidad  de  los  cubanos.  F.  Gonzalez  Bojas,  Tra- 
t4idos  internationalen  celebrados  por  Espafia  durante  la  segunda  mitad 
de  1900. 

jBbrja;.49  Bd.  99,  Juli-Oktober  1901:  Francisco  «7.  J.  Bentloch, 
Posiciön  juridica  de  los  hijos  habidos  fuera  de  matrimonio.  B.  Bachi, 
El  nuevo  desarrollo  de  la  Administraciön  munidpdlen  Inglaterra.  Bafael 
Salillas,  LaborcUorio  de  criminologia.  Edwin  G.  D  ext  er,  El  suicidio 
y  la  meteorologia.  Baimundo  F.  Villaver  de,  La  cuestion  social  y  el 
Derecho  dviL  Victorino  Sintamaria,  Estudios  juridico-notariales. 
Jose'  Morell,  Prescripciön  del  dominio  y  demds  derechos  reales.  Fr  an- 
cisco  Geny,  La  nocton  dd  Derecho  positivo  d  principios  del  siglo  XX. 
Alejandro  Stoppato,  Xa  förmula  de  laspreguntas  al  Jurado.  D.  Julian 
Garcia  San  Miguel,  La  responsabiUdcia  judicial.  Josi  Morell, 
Donaciones  colacionables  d  los  efectos  de  fijar  la  legüima,  Jose  Maria 
Manresa,  Mas  sobre  donaciones  colaciotuj^les  d  los  efectos  de  fijar  la 
legüima.  Jose  Cividanes,  Notifuxiciones  administrattvas.  Joaquin 
Crirön  y  Areas,  La  reforma  del  Ckmcordato  celebrado  entre  la  Santa 
Sede  y  el  reino  de  Espa^.  Bafael  Salillas,  Laboratorio  de  crimino- 
logia, Josi  Garcia  Homer 0  de  Tejada,  Bevista  de  la  prensa  juridica 
espa^la.  Bevista  de  la  prensa  juridica  extranjera.  Marques  de  Olivart, 
yacionalidad  de  los  espaMcs  nacidos  en  Francia. 

MevUfta  de  los  tributuUes  y  de  leffisku:iön  universal»  Tomo 
35,  1901,  bis  Ende  Oktober  43  Nummern.  Diese  im  Umfange  eines 
Druckbogens  (grofs  Oktav)  erscheinende  Wochenschrift  wird  seit  Oktober 
1901  von  Herrn  Francisco  Lastres  y  Juiz  (Madrid,  San  Bernardo  43) 
herausgegeboi.  Sie  bringt  aufser  kleineren  Aufsätzen  wissenschaftlichen 
Charakters  regelm&Tsige  Berichte  über  spanische  und  ausländische  Gesetz- 

febnng  und  Judikatur,  vermischte  Mitteilungen ,  bibliographische  Berichte, 
'ersonalnacbrichten.  Als  höchst  wertvolle  Beigabe  erhalten  die  Leser 
eine  systematisch  geordnete  Sammlung  der  Texte  der  jeweilig  neu  er- 
lassenen Gesetze  und  Verordnungen,  sowie  der  bemerkenswertesten 
Judikate  der  spanischen  Grerichte. 
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jRevfie  de  droit  internatianai  et  de  Ugislaticn  comparSe* 
Detiasi^me  siHe.  Tome  III  (1901)  No,  1 — 6:  James -Oustavus 
Whiteley.  Les  traites  Cla/ytonBuLtoer  et  Hay'Fauncefote,  E,  Nys, 
Notes  sur  la  neutraliU  (3  article).  E,  Nys,  La  Bdgique  et  la  garantü 
des  ctnq  puissances.  J.  Peritch,  Dt  la  condition  jundique  des  Bosnia- 
ques  et  des  Herzegoviniens  en  pays  eirangers,  Alberie  Bolin,  jUwU 
sur  le  projet  de  code  de  procedure  ptfnaU  Italien,  John  Westlake, 
L'Angleterre  et  les  repubUques  boers  (2.  article).  Sakuye  Takahashi, 
Le  droit  intemcttional  dans  Vhistoire  du  Japon.  E.  Stocquart,  La 
naturaiv*ation  en  droit  anglais,  Henri  C  K.  Lishoa,  I/extradition. 
J.  Piritch,  De  la  condition  jwridique  des  Bosniaques  et  des  Hers^go- 
viniens  en  pays  etrangers  {2.  article).  S.  Takahashi,  La  neuiralite  du 
Japon  pendant  la  guerre  franco-äÜ^mande.  J.  C.  Buzzati,  LesprqjetM 
de  Convention  de  la  Haye  pour  le  droit  internationcd  prive.  De  P^aepe^ 
De  la  compitence  a  Vegard  des  e'tratigers  dans  les  affaires  maritimes  et  de 
la  loi  applicable  ä  Vabordage.  GuiÜaume,  Admission  des  bätiments  de 
guerre  etrangers  dans  les  eaux  et  les  ports  beiges.  De  Paepe ,  De  la 
compitenceä  Vdgard  des  e'trangers  dans  les  affaires  maritimes  et  de  la 
loi  applicable  ä  Vabordage  (2,  article).  John  Westlake,  Notes  sur 
la  neutralit^  permanente.  J.  Peritch,  De  la  condition  juridique  des 
Bofniaques  et  des  Herzegoviniens  en  pays  etrangers  (t3,  article).  E.  Nys, 
L*j6tat  et  la  nation  de  *^tat,  Apei'^i  historique.  T.-C-M.  Asser, 
Les  prcjets  de  Convention  de  la  Haye  pour  le  droit  intemtxtional  privi. 
J.  de  Louter,  La  auerre  sud-africaine,  Sakuy^  Takahashi,  HostiUt^s 
entre  la  France  et  la  Chine  en  1854^1885  et  etude  des  lois  de  neu^aüte 
au  Japon  pendant  ces  hostiUtes,  De  Paepe,  De  la  comftäence  ä  Vegard 
des  etrangers  dans  les  affaires  maritimes  et  (U  la  loi  apphcabe  ä  Vabordage 
(3.  article).  E.  Nys,  U^tat  et  la  notion  de  VlStat.  Apergu  historique 
{2.  article). 

Bevue  gSnSreüe  de  droit  international  pübUc^  8.  annee(1901)No.  1—5: 
L.  Benault,  La  Convention  de  la  Haye  au  29  juiUet  1899  concernant  les 
lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre  et  Vattitude  de  la  Suisse.  A.  Pill  et, 
La  guerre  du  Transval  et  la  Conference  de  la  Paix.  A.  Guasco,  Les 
origmes  et  les  causes  de  la  crise  chinoise.  A.  M^rignhac,  Les  prti^iques 
anglaises  dans  la  guerre  terrestre.  N.  Politis,  La  condition  internationale 
des  NouveUeS'Hebrides,  J.  Delpech,  Les  commissions  ^angires  aux 
expositions  universelles.  F.  Bas  er,  La  CroiX'Bouge  dans  les  guerres 
maritimes  futures.  A.  de  Lapradelle,  La  question  dUnoise.  E  Catellani, 
Le  droit  tntemational  au  commencement  au  XX«  si^de.  P.  Fauchille, 
Le  domaine  aerien  et  le  reqime  juridique  des  a&ostats.  E.  Bouard  de 
Card,  La  France  et  le  Portugal  en  Afrique.  P.  Arminjon,  De  la 
nationalitä  dans  VEmpire  ottoman,  sp^ciciement  en  Egypte,  J.  Delpech, 
A  propos  de  la  Convention  de  GenSve  et  des  Sociites  de  la  Croix-Bouge, 

Itivieta  itaUana  per  le  edenze  giuridiche^  diretta  da  F.  Schupf  er 
e  G.  Fusinato.  Volume  XXXI,  Fascicolo  I^IL  Besta  R, 
Per  la  determinazione  delV  etä  e  della  patria  deüa  c.  d.  Lex  romama 
rha^etica  curiensis  (fine).  Zdekauer  L.,  SuUe  fonti  delle  Consuetudim 
Sicule,  a  proposito  di  recente  pubblicemone  con  osserwuioni  del  prof» 
F.  Schupfer  sull  *Asino  d'orso  d'Apuleio.  Leoni  G.,  Note  intomoi  äue 
l^ggi  9  §  1.  De  iure  dotium,  23,  3  e  2  §  6  D.  de  donationibus  39,  5. 
Idinguzzi  L.,  Vevoluzione  del  govemo  haue  in  In^tüterra  a  propoBito 
di  recente  pubblicazione.  Mores co  L.,  Le  parrochie  gentilizie  genovesu 
Chiovenda  G.,  Le  forme  neUa  difesa  ^udiziale  ael  diritto.  —  Üe- 
censioni,  Spoglio  di  riviste  nazionali  e  stramere.  Bollettino  bibliografico.  — 
Fascicolo  III:  Bava  A,  I  diritti  stUla  propria  persona  neUa 
sdema   e   neUa   filosofia  dd  diritto  {continua).     ifatarrini    ü.,   Suüa 
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perscnalUä  gturidica  ddle  iodetä  cammerciaii,  —  Nota  a  proposito  äi  recente 
pubhlietuione,  Beeensioni*  SpagUo  di  riviste  fKUsioncui  e  straniere, 
BoUeiUmo  bibliografico, 

SächMaehes  Archiv  fUr  bürgerliches  Becht  und  Prozefs*  11.  Band 
1.  bis  3.  Heft:  KreiBchmarj  Die  allgemeinen  Vorschriften  üoer  Rechte 
an  Grundstücken  etc.  Eger.G.^  Die  Haftpflicht  der  £iaenbahn  fUr  Ver- 
sänmung  der  Lieferftist  0.  Coith,  Das  Mundlichkeitsprincip  in  der  Civii- 
OTOzefBordniing  etc.  Dr.  Grohmann,  Die  Form  der  JBlintra^ung  der 
Kosten  im  Grundbache  etc.  FreesCj  Die  Wirksamkeit  der  gerichtuchen 
Verfagongen  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Sehtaeixerisehe  Zeitsehrift  für  Strafrecht.    Revue  jk&ntUe  Suisse, 

14.  Jahrgang,  1901,  1.  bis  4.  Heft:  f  Bundeorichter  Dr.  /.  Morel,  Le 
ddhat  cnnUnel  et  Us  essais  actuels  de  riforme,  Pcvr  Alfred  Gautier^ 
profesBewr  ä  Gen^e.  Kriminalpolitische  Diskussionen  schwdserischer  Ver- 
eine und  Gesellschaften  in  den  Jahren  1899  und  1900.  Bericht,  erstattet 
von  Prof.  Dr.  £mil  Zürcher  in  Zürich.  Der  schweizerische  Strafgesetz- 
entwurf vor  der  Bchwdaerischen  Pkedigergesellschaft.  Von  Carl  Stooss, 
Kriminalstatistik  und  Kriminalpolitik  im  Hinblick  auf  die  Schweiz.  Von  Prof. 
Dr.  Adolf  Lern  in  Freiburg.  Neuere  Richtungen  im  Strafen wesen. 
Vortrag,  ^ehalten  im  Bemiscben  Juristenverein  am  26.  Februar  1901  von 
Professor  H^.  Mittermaier  in  Bern.  Denkschrift  an  das  h.  Justiz-  und 
Polizeidepartement  der  schweizerischen  Eidsenossenschaft  über  die  Durch- 
fllhrung  der  Strafrechtseinheit.  Von  Prof.  Dr.  Emil  Zürcher  in  Zttrich. 
Randbemerkungen  zum  Vorentwurf  zu  einem  Schweizerischen  Strafgesetz- 
buch. (Juni  1898.)  Von  f  Prof.  Dr.  Adolf  Merkel  in  StraTsburff  i.  £. 
Kann  ein  Irrtum  in  einem  sonst  regelrecht  zustande  gekommenen  Gesetze 
auf  einem  anderen  Wege  wieder  gut  eemacht  werden  als  dureh  den  Gesetz- 
geber selbst?  Noch  eine  Glosse  zu  dem  Genfer  Redaktionsversehen.  Von 
Achill  Gengel  in  Frauenfeld.  £imge  Bemerkungen  zu  der  Einrichtung 
des  sogenannten  bedingten  Strafaufschubes  in  der  Schweiz.  Von  Professor 
Mittermaier  in  Bern.  Übersicht  über  Organisation  und  Ganj;  des  Straf- 
verfiihrens  in  Appenzell  L-Rh.  Von  H,  Weidmann  in  Weifsbad.  Er- 
richtung eines  eidgenössischen  Cential-Polizei-Bureaus.  Die  Trinker- 
heilansälten  im  Dienste  der  Kriminalpolitik.  Vortrag,  gehalten  am 
Vni.  Internationalen  Kongrefs  geg^n  den  Alkoholismus  in  Wien  am 
12.  April  1901  von  Carl  St 00 88.  Arztliches  Gutachten  über  Christian 
Bing^eü  von  Wählern.  Mitgeteilt  von  Direktor  Dr.  G.  Glaser  in 
Mttnsiiigen. 

TidsBkrift  for  BefBvidenskab ,  14.  Aarg.  (1901)  1^3  HefU:  Sjegren, 
Bidrag  tül  den  evenska  eseekutif^proetssens  hi8toria.  Ina  st  ad,  Bidrag  Hl 
Arveretten,  H,  Matzen,  Tu  Norges  foUeereUige  Stifling,  Dr.  Johs, 
Bergh,  Gm  Tüegnelse  af  Andres' Familienaion.  MeddeUlser  fra  norsh 
Betspraasis  i  dette  Emne,  A*.  Lassen,  MeddeUlser  fra  dansk  Met^araxis, 
B,  Kleen,  Folkrättsinstitittets  ^%tgonde  arsrnBie  %  NeuchaUH  4—10  September 
1900.  —  Owrsigt  over  de  nordiske  Landes  Lovgivning  i  1900.  Oversigt  over 
vigtigere  fremmäe  Love  i  1899,  meddelt  af  FSrnktuMMorer  i  det  norske  JustitS" 
departemewtet,  —  K.  Olivecrona,  Nägra  anmärkmngwr  i  anledning  af  „Be- 
tmkande  och  förslag  angäende  vanartade  och  i  sedligt  afseende  försummade 
bams  behandling'',  Francis  Hagerup,  Anarkisme  og  Strafferet. 
LUteraUir, 

Zeitschrift  für  das  gesamte  Händeisreehtf  b^pründet  von  L.  Gold- 
Schmidt^  nerausgegeben  von  Dr.  H.  Keyssner,  Geh.  Justaz-  und  Kammer- 
gerichtsrat in  Berlin  und  Dr.  K.  Lehmann,  ord.  Professor  der  Rechte  in 
Rostock,  51.  Bd.,  1901,  1.  und  2.  Heft: 
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L  Abhandlungen:  Das  japaniache  Handebreeht  Von  Herrn  Pro£ 
Dr.  P.  Behme  in  Berlin  (jetzt  in  Halle).  Der  Eiffentnmafiberganjg  bei  ver- 
sendeten Sachen.  Von  Herrn  Prof.  Dr.  Eich.  Schröder  in  Heidelbexg. 
Zur  Lehre  vom  lüteigentiun  und  der  geeamten  Huid  nach  deutschem 
Reichsreeht  Von  Herrn  Gterichtnaaaeaaor  Dr.  £.  Joerges  in  Rostock.  Das 
Differenzgeschäft  im  englischen  Recht.  Von  Herrn  H.  Witimaack,  Reichs- 
gerichtsrat a.  D.  in  Leipzig. 

U.  Rechtsquelfen.    HI.  Rechtssprüche.    IV.  Litteratur. 

Zeitschrift  für  das  Briva^  und  öffentlicfie  Recht  der  Cfegenr 
wart»  29.  Band  1.  Heft:  Lemayer,  Der  Begriff  des  RechtBSchntses  im 
öffentlichen  Recht,  Leonhard,  Der  Einflufs  des  Österreichischen  bürger- 
lichen (Gesetzbuches  auf  die  neue  deutsche  Erbfolgeordnung,  Spiegel, 
T>9B  Budgetrecht  der  Obstruktionsära. 

Zeitschrift  für  deutschen  Civüprezefs  und  das  Verfahren  in 
Angelegenheiten  der  freiuriUigen  Cterichtsbarkeitj  Bd.  XXVUl 
Heft  3.  und  4:  Seuffert,  J.  J.  Planck  f.  Dorner,  örtliche  Zuständigkeit 
und  Überschreiten  des  Amtsbezirks  bei  Aufnahme  gerichtlicher  und 
notarieller  Urkunden.  Meyer,  Berücksichtigung  von  bewiesenen  aber 
nicht  behaupteten  Thatsachen.  Fl  echt  heim  ^  Die  Zwangsvollstreckung 
in  Forderungen  aus  gegenseitigen  Vertrügen.  Josefe  Besenwerde  g^en 
Verfügungen  des  Vormundschutsgerichts.  Meyer ,  Wiedereinsetzung  Mi 
Schwurymäumnis.  Holder^  Die  Natur  des  gerichtlichen  Geständnisses. 
Könige,  Einflufs  des  Konkurses  auf  die  GTäubigerschaft  des  Schuld- 
verschreibungsgesetzes.  Nöldeke^  Die  Beschwerde  gegen  Kostenurteile. 
Begemann,  uebUhren  des  Rechtsanwalts  in  den  Fälen  des  §  dO  No.  2 
der  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte.  Jastrow,  Die  Rechtsprechung 
in  Sachen  des  Verfahrens  der  freiwiiliflen  Grerichtsbarkeit  im  Jahre  1900. 
Bd.  XXIX,  Heft  1  und  2:  KohTer,  Prozefshandlungen  mit  Civil- 
rechtswirkune.  Holder,  Ansprach  und  Klagerecht.  Fr  an  che,  Sach- 
pfftndnng  una  Gegenverfahren  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  ehegüter- 
rechüichen  Vermutungen.  Hö Ider,  Über  Geständniswiderruf.  Schneider, 
Das  Beschlufsverfahren  und  die  Rechtskraft  in  privatrechtlichen  streitigen 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Josefe  Erörterungen  aus 
dem  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Kleinfeiler,  Gesamt- 
bericht über  die  Litteratur  des  deutschen  Civilprozefs-  und  Konkursrechts 
und  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Zeitschrift  fUr  deutsches  Bürgerlicfies  Hecht  und  franxöeisehes 
Civih'eclUy  Band  32,  1901,  10  Hefte. 

Zeitschrift  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  die  Gemeinde' 
Verwaltung  in  Württemberg^  43.  Jahrgang,  1901,  12  Nummern. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaftt  herausgegeben 
von  F.  t7.  Liset  wna  K  v,  Lilienthal,  Band  21,  Heft  3  bis  6:  Kriminal  - 
Ätiologie.  Von  Professor  G.  A.  van  Hamel  in  Amsterdam.  Aus  dem 
Niederländischen  übersetzt  von  Dt. Colthoff,  Auftraglose  Stellvertretung 
bei  der  Anzeigepfiicht  nach  dem  PerBonenstands^esetze  und  dem  Reichs- 
seuchengesetze. Von  Gerichtsassessor  Dr.  Wilhelm  Honemann  in 
Charlottenburg.  Der  agent  provocateur  vom  Standpunkt  des  R.St.G.Bs. 
Von  Dr.  Richard  Kaizenstein  in  Peine.  Die  strafrechtliche  Bedeutung 
der  Epilepsie.  Von  Oberarzt  Dr.  Georg  Ilberg  in  Sonnenstein,  Sach- 
verständig^ für  Geistes-  und  Nervenkrankheiten  beim  Lan^ericht  Dresden. 
Der  Begriff  der  M^jestätsbeleidiffung  und  ihr  Verhältnis  zur  gewöhnlichen  Be- 
leidigung nach  dem  Reichsstra^esetzbuch.  Von  Landrichter  B.  Doekn  in 
Dreraen.    Unrecht  und  Notwehr.  Prolegomena  zu  einer  Revision  der  Lehre 
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▼on  der  Notwehr.  Von  Privatdosent  Dr.  Alexander  Löffler  in  Wien. 
Dan  Strafrecht  des  deatschen  Urhebergeeetz-EntwoifeB  venhchen  mit  dem 
Qeterreichiachen  Gresetz  vom  26.  Desember  1895.  Von  Profeeaor  Dr.  Karl 
^irAmey^r  in  Manchen.  Zwangaitrafrecht  ond  Zwanmtraf verfahren.  Von 
Dr. jnr.  Ma rtin  Isaac.  Berlin.  Zeagnie  und  £inzelbekandaiuar.  Von  J ostiz- 
rat  Dr.  8ello  in  Berun.  Die  bemngte  Verurteilung  in  fiisland.  Von 
Dr.  Kaarlo  Ig  na  t  tu  8  ^  Helsingfors.  Bericht  über  die  Tätigkeit  des 
kriminalistischen  Seminars  der  Universität  Berlin  während  des  Geschäfts- 
jahres 1.  April  1900  bis  1.  April  1901.  Der  Bemff  des  Zuhälters.  Von 
Dr.  Paul  Herr  in  Berlin.  Kriminelles  und  polizeiliches  Unrecht  Von 
Dr.  Gu  der  tan,  Referendar.  Beilage:  Allgemeines  Bürgerliches  Straf- 
sesetsbuch  für  das  Königreich  Dänemark  vom  10.  Februar  1866  sowie 
Gesetz,  betr.  die  Behandlung  einiger  im  allgemeinen  bürgerlichen  Straf- 
gesetzbuch behandelter  Verbrechen  und  Gesetz  über  GKawalt  gegen  schuld- 
lose Personen  vom  11.  Mai  1897.  Übersetzt  von  JD^.  jur.  Hans  Bittl^ 
Bechtspraktikant  in  Neustadt  i.  Schw. 

ZeUschriftfür  Heclitspfiege  im  Herzogtum  Braunschweifff  48.  Jahr- 
gang, 1901. 

c.  Ber  RedalttioH  eingreseHdete  Bfteliert 

deren  Besprechung  vorbehalten  bleibt. 

Feisehek,  Dr.  Georg,  Die  ZwangsvoUstieckung  in  Forderungen  nach  öster- 
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vision 540 — 541. 

Argentinien,  eheliches  Güterrecht 
63;  Handels-  und  SchifGeüirtSTertrag 
mit  dem  vormaligen  deutschen  Zoll- 
verein 503;  Ausheferungsvertrag  mit 
Holland  und  Amerika  MO. 

Armenrecht  der  Ausländer  88;  der 
Ausländer  in  England  287. 

Aufenthaltsort,  Recht  des,  Internat 
Priv.  des  schweizerischen  EntwurÜB 
41 ;  Ermittelung  des  A.  von  im  Aus- 
lande Befindlichen  491. 

Aufhebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft 66 ff.,  346ff.,417  (ins- 
besondere bei  Ausländem);  an  Stelle 
der  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
358  ff. ;  unterschied  von  dieser  Tren- 
nung 858  ff.,  417. 

Auflassung,  Türkei  382. 

Aufständische  29. 

Ausländer,  Gleichstellung  im Prozefs 
88;  analoge  Anwendung  des  im 
£inf.Ges.  zum  B.G.B.  für  Inländer 
aufgestellten  Staatsangehörigkeits- 
prinzips 95;  Erwerb  von  Grundeigen- 
tum in  der  Türkei  883;inRur8land514. 

Ausländerehen  65—79,  121,  siehe 
Ehe  etc. 

Ausländernachlafs,  Zuständigkeit 
85,  siehe  Nachlafs. 

Ausländische  Gerichte,  Be- 
schwerde gegen  Verfügungen  inlän- 
discher Geridite  80. 

Ausländische  Handelsgesell- 
schaften 17,  18;  Eintragung  einer 
inländischen  Zweigniederliusung  459. 

Ausländische  Prozesse,  Emrede 
der  Rechtshängigkeit,  s.  Rechts- 
hängigkeit 

Ausländisches  Recht,  nicht  an- 
wendbar, wenn  es  gegen  den  Zweck 


eines  deutschen  Gesetzes  ver^tdfst  458; 
in  der  freiwilligen  Grerichtsbarkeit 
289;  Präsumtion  für  die  Oberein- 
stimmung mit  dem  deutschen  364; 
zu  beweisen  364,  s.  auch  firemdeä 
Recht 

Ausländische  Staaten,  vor  in- 
ländischen Gerichten,  Exterritoriali- 
tät 454;  Legitimation  ihres  Proseft- 
bevoUmächtigten  450. 

Ausländische  Urkunden,  L^ali- 
sation  290,  492,  s.  Urkunden. 

Ausländische  Urteile,  Voll- 
streckung, s.  VoUstr.  ausländ.  Urt; 
als  Grundlage  für  eine  Ersatzforde- 
nmg  gegen  emen  inländischen  Dritten 
299;  Anerkennung  in  Griechenland 
466,  in  Amerika  Y.  St  16a 

Ausländische  Vollstreckangs- 
mafsregeln,  Wirkung  280. 

Auslegung  intemationuer  Vertrige 
245,  248 ff.;  ausländischer  Urteile, 
Stellung  des  Reichsgerichts  gegen- 
über der  Auslegung  des  Benmings- 
gerichts  427. 

Auslieferung,  Verträge,  Deutsch- 
land und  Schweiz  138,  &8;  Deatsch- 
land  und  Belgien  517;  österreich- 
Unflam  und  Uruguay  157;  Österreich 
und  England  loO;  Österreich  und 
Sachsen-Altenburg  483;  Ekiglandund 
Bolivia,  Holland  und  Argentinien, 
Holland  und  Brasilien,  Aroentinien 
und  Amerika  V.  St,  Kosta-Rika  und 
Spanien,  Brasilien  und  Amerika  V.  St, 
Frankreich  und  Liberia,  Holland  und 
Schweiz  540;  internationaler  Ausliefe- 
rungsverkehr  1890—1899  (Schweiz) 
340 ;  Auslieferungsver&hren  mufs  der 
Stnüfverfolgung  vorangehen;  wegen 
Weinfälschung  findet  Auslieferung 
statt  (Schweiz)  141  ff.;  keiii  vor- 
heriges Auslieferungsveifahren  bei 
den  im  Bundesgesetz  vom  24.  Juli 
1852  nicht  genannten  Delikten 
rScbweiz)  144;  strafrechtlich  ver- 
tolgter  Ausländer  in  Preuften  477; 
Erwirkung  (Preufsen)  478;  Transport 
auuelieferter  Verbrecher  und  Straf- 
venolgung  im  Inland  (Preufsen)  478; 
von  Inländern  165. 

Auswärtige  Erben,  Eintragung 
von  Grundeigentum  61;  Erbschafts- 
regulierung ^  241  ff. 

Auswanderung  militftipflichtiger 
Personen  54. 

Ausweisung,  Beurteilung  der  Gültig- 
keit 254. 
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Baden,  GeBetegebong  158,  479.  — 
Staatsaiigehtei^eitq»riiiiipd74,(Ehe- 
acheidimg)  457;  Ehescheidimg,  die 
„bisherigen  Gesetie*'  im  Sinne  des 
Alt  201  EinlGes.  zum  B.G.B.  2d2; 
Ehescheidung,  StaatsangehOriAeite- 
prinap  457;  die  .bisherigen*  Kolli- 
sionsnormen im  ^ne  des  Art  906 
E^.Ges.  nun  B.G.B.  (ürforschong 
der  Vaterschaft)  455;  l^achlafs  tob 
Bossen  SSH. 

Bayern,  Gesetsgebong  152,  480. 

Beglaabignng  vqn  Urkunden, 
iftutschland  und  Österreich- Ungarn 
476;  Ton  Urkunden,  die  f&r  das  Aus- 
land bestimmt  497:  Konsulatsge- 
bOhren  4d8;  s.  L(»Ealisation. 

Belagerungen  590. 

Belgien,  Gesetuebung  154,  510; 
R^tsjprechung  SflO.  —  Kommission 
zum  Stadium  des  internationalen 
PriTatrechts  510;  Theorie  der  ROck- 
▼erweisung  4;   Staatsangehörigkeits* 

Eip  95;  EisenbahnnrachtTerkehr 
pflicht,  Güterrerpackung,  offene 
^3n,  voller  Schaden)  810 ff.;  Ehe- 
ffeBeCzgebungl54;  EheschliefsungTon 
Belgiern  in  Baden  480.  —  Rechts- 
hängigkeit wegen  auslandischen  Pro- 
zesses 810;  ausländischer  Konkurs 
(Verwalter,  Pririlegien,  KonkuB- 
masse)dlO;  SchiedsgeriditSTerfiüiren 
447.—  Vertrag  mit  Frankreich,  betr. 
die  Gerichtszuständigkeit  und  die 
Anerkennung  und  Vollstreckung  se- 
richtlicher  Entscheidungen  etc.  541; 
Handels-  und  SchiffEdurtsrertrag  mit 
Japsn  156:  Kcmsularkonvention  mit 
Rumänien  240;  AusIieferungsTerkehr 
mit  Deutschland  517. 

Belligerenten  29,  81. 

Bergelohn,  malsgebliches  Recht  448. 

Berner  ÜbereinKunft,  s.  Internat 
Übereinkunft  aber  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr. 

Beschlagnahme  des  Vermögens  im 
Auslande  befindlicher  Personen  496. 

Beschwerde  ausländischer  Ge- 
richte gegen  Verftgungen  inländi- 
scher Gerichte  80. 

Besetzung  feindlichen  Landes  80, 
81,  582. 

Besteuerung,  doppelte,  in  verschie- 
denen Bundesstaaten  86  ff. 

Betrug  beim  Kauf,  Anwendung  frem- 
den Rechts  421. 

Beuterecht,  s.  Prisenrecht. 


Blockade,  effdctiT,  Bruch,  Beweis, 
Schadensersatz  an  Beschlagnahmte 
807;  Amerika  895;  s.  Seekrimrecht. 

BAhm^  Ferdinand,  Nachruf  177. 

Bolivia,  8tra4»oseüsordnuiig  511; 
Auslieferunflsvertrag  mit  England 
450;  Konsuarkonvention  mit  Frank- 
reich 540. 

Bombardements  580. 

Branntweinhandel  zw.  Deutsch- 
land und  Luxemburg  156. 

Brasilien,  Urheberrecht  511;  Han- 
delsvertrag mit  Frankreich  286;  Ver- 
trag mit  I%utschland,  betr.  Nachlafs- 
r^^ung  501;  Auslieferungsvertrag 
mit  HoUand,  Chile,  Amerika  (V.  St) 
540;  Vertrag  mit  Chile,  betr.  die 
Ausabung  der  liberalen  Berufe  540. 

Braunschweiff,  Gesetzgebung  154. 

Brief,  ins  Ausland  gesendet,  Delikt 
im  Liland  und  Ausland  bemigen, 
beide  Rechte  anwendbar  284 ;  ErbTs- 
vertag,  mafsffebliches  Recht  418. 

Britisch- Indien,  Strafprozefsord- 
nqng  511. 

Brüsseler  Antisklavereiakte, 
Rerision  540—541. 

Brasseler  Konferenz (1874)  25. 

Bacheranzeigen  166,  541  (s.  be- 
sonderes Register). 

Bürgerliches  Recht,  Beratung  vor 
dem  intemat  Kongrefs  ftlr  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  17, 18. 

Bürgerrecht,  s.  Staatsangehörigkeit 

Bürgschaft,  welches  Recht,  wenn 
von  im  Inland  wohnenden  Personen 
im  Liland  geschlossen  und  Haupt- 
schuld ausländischem  Recht  unter- 
Kegt  287. 

Bulgarien,  Handelsvertrag  m.  Öster- 
reich-Ungarn, SerbieUtRufsland,  Eng- 
land 157,  mit  Deutschland  508.  — 
Bulgarische  Religion  einer  in  Ost^ 
rumelien  wohnenden  Türkin  bei  Er- 
richtung eines  Testaments  in  Kon- 
stantinopel 460;  nach  B.  bestimmte 
Urkunden  498;  Gerichtsveitesungs- 
gesets  511. 

€. 

Cautio  judicatum  solvi,  s.  Pro- 
zefskosten. 

Cession,  welches  Recht  fiü-  ihre 
Wirksamkeit  mafsgeblich  294. 

Chile,  Trennung  von  Ehegatten,  Zu- 
ständudceit  der  französischen  Gferichte 
818:  Verbürgung  der  Gregenseitigkeit 
bei  d.  Urteilsvollstreckung?  91;  PSmd- 
leihanstalten   511;     Froundschafts-, 
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Huidels-  und  ScfaÜhhrtsvintng  mit 
dem  Tonnaligen  ZoUraraiii  508;  Ver- 
trag mit  BnurilieB,  betr.  die  Ans- 
fiboDg  der  liberalen  Berufe  64Q; 
Vertrag  mit  Fraakreich,  betr.  Mit- 
teilang  Ton  Cinlatandgaktea  541. 

Collaro,  Erbfall  229  ff.,  253,  928ff. 

C  0 1  um  bi  eo ,  Freondschafta-,  Handels- 
und  Schiffahitayertrag  mit  Deutsch* 
land  (Nachlafinregelnng)  502;  Prers* 
gesets  511. 

CommissioBs  internationales 
d'enqudte,  bei  Tdlkerrechtlichen 
Differenaen  82. 

ConventionsouTertes,  ferm^es 
36. 

Costa  Rica,  persönliche  Schuldhnft, 
Ci¥ilproce(soranang  511;  AnsHefe- 
nrngSTertrag  mit  Spanien  540. 

Cour  permanente  d'arbitrage 
88  ff. 


D&nemark,  Erwerb  and  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  511 ;  lex  domicilii 
10,  374;  Voiyährigkeit  11;  üniall- 
rente  von  Dänen  in  Deutschland  476; 
Haftpflicht  der  Unternehmer  f&r  Un- 
ftlle  der  Arbeiter  etc.  511;  Ehe* 
schliefsung  der  Dftnen  in  Baden  480; 
in  Sachsen-Meiningen  484;  Tod  von 
Dänen  in  Wttrttembeig,  Auszug  aus 
Sterberegister  nebst  gewissen  Mit- 
teilungen nach  Dänemark  406.  -* 
BecbtshQlfeverkehr  mit  Baden  158» 
mit  Elsafs-Lothringen  154.  —  fian- 
delsbexiehungen  zu  Portugal  157. 

Delikt,  durch  ins  Ausland  gesendeten 
Brief,  im  Inland  und  Ausland  be- 
gangen, beide  Rechte  anwendbar  284 

Deutschland,  Gesetsgebung  149, 
475;  Rechtsprechung  58,  255,  416. 

Differenzgeschäfte  an  ausländi- 
schen Börsen  (in  Italien  ev.  verboten) 
109. 

Diplomatischer  Weg  in  Vormund- 
schaft«- und  Nachlafsächen  494. 

Diplomatisches  Personal,  Aus- 
dehnung des  Wirkungskreises  280. 

S.  Domingo,  Vertrag  mit  Haiti,  betr. 
Schiedsrichteramt  des  Papstes  bez. 
der  schwebenden  Grenzstreiti^eiten 
540. 

Domizil,  s.  Wohnsitz;  domicile  de 
fait,  Itod  867. 

Doppeloesteuerung  in  verschie- 
denen Bundesstaaten  86  ff. 

Dum-Dumkugeln  81. 

Durchsuchung  892,  514. 


Egypten,  Reobtsprechung  106;  Kon- 
su&rgerichtebarkeit  149. 

Ehe,  Anfischtang  wegen  Irrtums, 
Personalstatut  88;  Verzicht  aof  die 
Anfechtung84;  Ungültigkeit  (S<^weiz, 
Namenrecht  der  Frau)  42;  zwischen 
Ausländem  65—79,  121;  s.  anch 
Ausländerehe,  Ehescheidung. 

Ehebruch,  s.  Ebehindemis. 

Ehefähigkeit,  Schweiz  44,  47; 
Personalstatut  88;  Staatsangehörig- 
keit (Österreich)  114,  120,  fäi. 

Ehegutsregister,  Schweiz  49. 

Ehehindernis,  des  Katholizismus, 
Österreich  110  ff.,  323;  des  Ehe^ 
bracto,  Recbtszustand  in  den  v^- 
schiedenen  Ländern,  kann  die  wegen 
Ehebruchs  geschiedene  Deutsche  im 
Ausland  ihren  Mitschuldigen  hei- 
raten 180. 

Eheliche  Gemeinschaft,  Anf- 
hebunff  66  ff. 

Ehelich  er  kl  ärung,  Schweiz  49. 

Eheliches  Gaterrecht,  verglei- 
gleichende  Rechtswissenschaft  18; 
Amerika  507 ;  Frankreich  19;  Schweiz 
48,  49;  Hamburg  63;  das  Recht  des 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  ent- 
scheidet, abgesehen  von  den  Immo- 
bilien, für  die  lex  rei  sitae  gilt  (Code 
civil)  282,  284;  Recht  des  präsumtiv 
in  Aussicht  genommenen  EhedomizUs 
entscheidet  316;  nicht  das  Internat 
Pr.  des  ersten  Ehedomizils,  sondern 
daqenige  des  Prozefsgerichts  ent- 
scheidet 416;  lex  domicilii  (PreoTsen) 
416. 

Eherecht,  Schweiz  47  f. 

Ehescheidung,  Staatsangehöri^- 
keitsprinzip  346,  (Baden)  457;  Schweiz 
48:  Österreich,  Katholiken  llOffl, 
828;  bei  Altkatholiken,  Wiederver- 
heiratung  (Österreich)  113;  bei  Aus- 
ländem 67  ff.— 79;  in  Deutschland 
bei  einem  Österreicher  römisch- 
katholischer  Konfession  6^—67, 417; 
bei  Ausländem,  nach  deren  Recht 
auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erkannt  werden  mQfste,  65  »79, 
345  ff. ;  bei  Ausländem,  deren  Recht 
wohl  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett,  nicht  aber  die  Ehescheidung 
kennt,  kann  in  Deutschland  auf 
keines  von  beiden  erkannt  werden 
345  ff.,  860;  Verfehlungen  vor  1.  Ja- 
nuar 1900  im  Gebiet  des  französi- 
schen   Rechts,    Klage    nach    dem 
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1.  Janaar  1900  im  Gebiet  des  ge- 
meraeo  Rechts:  Verfehlangen  m&ssen 
nach  B.6.B.,  gemeinem  nnd  fran- 
zösischem  Recht  einen  Scheidonp- 
grimd  bilden  440;  in  Frankreidi 
nnzulftssig,  wenn  nach  Heimatsrecht 
der  ausländischen  Ehegatten  nnau- 
Iftssig  817;  „Scheidang**  im  Sinne 
des  Art  17  £.6.  z.  B.G.B.  347 ff.; 
die  „bisherigen  Gesetse^  im  Sinne 
des  Art  201  KG.  z.  B.G.B.,  bis- 
herige lex  fori?  291  und  (Baden) 
292;  s.  Ehescheidnngsklage. 

Ehescheidungsklage,  Österreich, 
Zuständigkeit  67,  111. 

Eheschliefsung,  seitens  eines  Aus- 
länders in  Italien  182:  locus  regit 
actum  324;  Ton  Ausländem  in  Preu- 
fsen  477;  von  Ausländem  im  Inlande 
(Baden)  478;  von  Ausländem  in 
Sachsen-Meininfsen  483. 

Ehestreitigkeiten,  zwischen  Aus- 
ländem 66,  121  (Osterreich). 

Eid,  aufseTgerichtlicher,  Abnahme  für 
auswärtige  Rechtsangelegenheiten 
601. 

Eidliche  Vernehmunff  von  Pro- 
zeisparteien  auf  Ersuchen  österr. 
Gerichte  153,  485. 

Eigentumserwerb,  nach  welchem 
Recht  bestimmt  sich  die  Frage,  ob 
fSgentnm  Qbergegangen  296. 

Einrede  der  Rechtshängigkeit, 
B.  Rechtshängigkeit 

Einrede  der  Rechtskraft,  s. 
Rechtskraft. 

Eintragung  von  Grundeigen- 
tum rar  ausländische  Erben  (Ham- 
burg) 61. 

EisenbahnfrachtTerkehr  297,  s. 
internationales  Übereinkommen. 

Ecuador,  Forderangspfändung  (Em- 
bargo 271;  Wirkung 273-276, 279  f.; 
keine  Aufhebung  durch  Konkurs- 
eröffnung 276-277;  Znlässigkeit  und 
Wirkung  bei  einem  ausländischen 
Drittschuldner  274,  278;  Kollision 
mit  einer  deutschrechtlichen  Pfän- 
dung 274  f. ;  Anerkennung  in  Deutsch- 
land 279);  innere  Staatsverwaltung 
511. 

Elsa fs- Lothringen,  Gesetzgebung 
154,  481. 

Elterliche  Gewalt  über  einen  aus 
der  deutschen  Staatsangehörigkeit 
entlassenen  Minderjährigen  291. 

Embargo,  s.  Forderangspfändung. 

England,  Erwerb  der  engl.  Staats- 
angehörigkeit   durch    Verheiratung 


mit  einem  Engländer  485;  Voll- 
jährigkeit 11;  Personalstatut  lex 
domicilii  188,  sum  Teil  auch  Staats- 
angehörigkeitsprinzip 374;  Rftdc- 
verweisung  4,  6.  —  Klagen  des  Ver- 
käufers nach  englischem  Recht,  wenn 
68  nicht  zur  Lieferung  gekommen, 
Anwendung  dieses  Rechts  durch 
den  deutschen  Richter,  wenn  Er- 
fQllunffsort  des  Käufers  in  England 
421;  Eheregister  511;  Eheschließung 
von  EngläMem  in  Baden  480;  Ehe- 
bruch kein  Ehehindemis,  wohl  in 
Schottland  182.  —  Versicherungs- 
recht (See-  und  Feuerversicherung) 
266.  —  Begriff  des  Ausländers  im 
Proaefsrecht  287;  Prozefskostenvor- 
Bchufs  und  Sicherheitsleistuuff  seitens 
der  Ausländer  285,  seitens  der  Eng- 
länder in  Deutschland  85,  286; 
Armenrecht  der  Engländer  287; 
Schiedsspruch,  nicht  wegen  Irrtums 
anfechtbar  305;  Schiedsspruch,  An- 
rufiing  des  Gerichts  445;  Schieds- 

ferichtsver£fthren  448.  —  Rechts- 
alfeverkehr  mit  Österreich  156, 158 : 
Handelsbeziehungen  zu  Deutschland 
476;  Auslieferungsvertrag  mit  Bo- 
livia  540. 

Entlassung  aus  dem  Staatsverband 
53. 

Entscheidungen,  Sammlung  für 
alle  Staaten  17. 

Enidemien,  Grenzverkehr  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Rnfsland  156. 

Erben,  Ermittlung  im  Ausland  be- 
findlicher 495. 

Erbfolge,  Amerika  lex  domicilii  105. 

Erbrecht,  Schweiz  50;  Massachusetts 
338:  Mobiliamachlafs,  mafsgebliches 
Recht  (Frankreich)  318,  365  ff. 
(Amerika)  370;  nach  einem  in  Frank- 
reich domizilierten  Schweizer  335; 
nach  einem  in  Deutschland  woh- 
nenden Franzosen  362  ff. ;  nach  einem 
in  Deutschland  wohnenden  Nord- 
amerikaner 369  ff.,  439;  nach  einem 
in  Deutschland  wohnenden  Ans* 
länder  863. 

Erbschaft  auswärtiger  Erben,  Regu- 
lierung 238,  241  ff. 

Erbschaftsklagen,  Griechenland 
464. 

Erbschein,  Zuständigkeit  beim  Aus- 
ländemachlafs  85;  nach  einem  im 
Ausland  Verstorbenen  durch  deut- 
sches Gericht  auszustellen  431. 

Erforschung  der  Vaterschaft, 
Umfang  der  Znlässigkeit  im  rheinisch- 
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rechtlichen  Giebiet  nach  dem  1.  Ja- 
nuar 1900,  insbesondere  wenn  das 
iünd  vor  diesem  Zei^onkt  in  einem 
anderen  Gebiet  geboren  255,  292 
(„bisherige  Gesetze^  im  Sinne  des 
Art  206  E.G.  z.  B.G.B.);  seitens  der 
Brautkinder  259;  Baden,  Personal- 
statat des  Vaters  vor  1.  Januar  1900, 
nach  diesem  Zeitpunkt  Art  21  E.G. 
z.  B.G.B.  456. 

Erfallungsort,  Schweiz 89,  41,  52; 
MafsgebUchkeit  bei  Versidierungs- 
vertrl^en  262,  265  f.,  270 ;  MaTsgeb- 
lichkeit  hinsichtlich  der  Veijährung 
270;  bei  Unterlassungen  827;  mafs- 
geblich  für  die  Recntsfolgen  eines 
obligatorischen  Vertrages  417,  448; 
verschiedener  für  Käufer  und  Ver- 
käufer, Warenmängel  421 :  Mafs^b- 
lichkeit  hinsichtlidi  der  Verpflich- 
tungen des  Verkäufers  440. 

Erlafsvertrag,  durch  Briefwechsel, 
mafsgebliches  Recht  418. 

E  r  m  i  1 1  e  1  n  n  g  des  Lebens- oder  Aufent- 
haltsorts im  Auslande  befindlicher 
Personen  494. 

Erwerb  von  Grundstacken  durch 
ausländische  juristische  Personen  in 
der  Schweiz  46;  durch  auswärtige 
Erben  in  Hamburg  61;  durch  Aus- 
länder in  der  TOrkei  888;  durch 
Ausländer  im  Kaukasus  514. 

Erworbene  Rechte,  Wirkung  des 
internationalen  Privatn!chts  auf  ^4  iL 

Exemtion  von  der  inländischen  Ge- 
richtsbarkeit, 8.  Exterritorialität  101. 

Exterritorialität,  Bedeutung  im 
deutschen  Gerichtsverfietssungsgeseti, 
Daner  der  Befreiung  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit  101 ; 
Kauffahrteischiffe  nicht  ext.,  Bord- 
autorität 819;  ausländischer,  vor  in- 
ländischen Grerichten  verklagter  Staa- 
ten 454. 

F. 

Familienrecht,  Schweiz  47  iL 

Festnahme  von  Verbrechern  im 
Auslande,  Erwirkung  (Preufsen)  477. 

Finnland,  Handelsbeziehungen  zu 
Rufsland  156;  Patentgesetze,  Expro- 
priationsgesetz, Vormundschaftsord- 
nung  512. 

Fischereifahrzeuge,  Prisenrecht 
808. 

Flaggenrecht  der  Kauffahrteischiffe 
475. 

Fordernngspfändung,  in  Ecuador, 
s.  Ecuador;  Wirkung  ausländischer 


271  ff. ;  Kollision  einer  ausländischen 
mit  einer  deutschrechtlichen  274  f.; 
Anerkennung  ausländischer  in 
Deutschland  279 ;  ausländischer  Dritt- 
sdiuldner  281. 

Forderungsübertragung,  8. 
Gession. 

Frankreich,  Gesetzgebung  155,  512; 
Rechtsprechung  107,  816,  460.  — 
Ebrwerb  der  Staatsangehöri^eit 
seitens  der  Ehefrau  eines  natiurali- 
sierten  Ausländers  462:  Anwendung 
der  Gesetegebung  über  die  Nationali- 
tät auf  die  Kolonien  155.  —  Staats- 
angebörigkeitsprinzip  95, 258,  868  ff., 
874;  Rüocverweisung  14.  —  Schiffs- 
znsammenstöfse  155;  Abandon  ge- 
mäfs  Code  de  commerce,  wenn  aus- 
länd. Schiffe  in  franzds.  Gewässern 
Schaden  verursachen  819;  Waren- 
herkunftsbezeichnung, intemationalea 
Übereinkouimen  461;  Wechselindo»- 
sierung  überträgt  die  Forderung  295; 
gesetzliche  Zinsen  512.  —  Für  das 
eheliche  Güterrecht  ist  Recht  des 
präsumptiv  in  Aussicht  genommenen 
Khedomizils  mafsgeblich  816;  ^e- 
schliefsung  von  Franzosen  in  Baden 
480;  Trennung  ausländ.  Ehegatten 
auf  Zeit  318;  Ehescheidung  un- 
zulässig, wenn  nach  dem  Heimat- 
recht  der  ausländ.  Ehegatten  unzu- 
lässig 817  ;  Erbrecht,  Mobiliamachla(8, 
mafsgebliches  Recht  818;  Erbrecht, 
keine  Rückverweisung  863,  365  ff.; 
Staatsangehörigkeitsprinzip  bei  der 
Mobiliarbeerbung  368,  865 ff.;  Erb- 
recht nach  einem  in  Frankreich 
domizilierten  Schweizer  835;  nach 
einem  in  Deutschland  wohnenden 
Franzosen  862  f^,  hologrq)hiBche 
Testamente,  locus  regit  actum  460; 
Testamentserrichtung  in  Konstanti- 
nopel durch  eine  in  Ostrumelioi 
wohnende  Türkin  bulgarischer  Reli- 

Son  460;  letztwillige  Verfügung  zu 
unsten  der  Ehegatten  512.  — 
Handelsbeziehungen  zu  Deutschland, 
cautio  judicatum  solvi  (Frankfurter 
Vertnuf  vom  10.  Mai  1871)  107.  — 
Bestrafung  eines  Franzosen  in  Frank- 
reich wegen  eines  im  Auslände  be- 
gangenen Verbrechens  468;  Be- 
strafung eines  Franzosen  in  Frank- 
reich wegen  einer  in  Frankreich  be- 
gangenen Hehlerei  in  Beziehnnff  auf 
einen  im  Ausland  begangenen  Dieb* 
stahl  468':  Auslieferungsvertrag  mit 
Liberia  540.  —  Civilstendsakte  ond 
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Testament  der  MilitftrperBonen  512; 
FraaenadTokatar  512;  diplomatische 
Laufbahn  512;  Verwaltimg  avtf  den 
Inseln  des  Stillen  Ozeans  512.  — 
Kanfikhrteischiffe  nicht  exterritorial, 
Bordantoritftt  319;  SchiffidirtsTertrag 
mit  dem  Deutschen  ZoUyerein  503; 
internationale  Übereinkunit  mit 
Deutschland  (vom  20.  Februar  1880) 
107;  Handelsvertrag  mit  Japan  156, 
mit  Brasilien  236;  Konsularkonvention 
mit  Bolivia  540;  Vertrag  mit  Belgien, 
betr.  die  Qeriditszust&ndi(^eit  und 
Anerkennung  und  Vollstreckung  ge- 
richtlicher Entscheidungen  etc.  541; 
Vertrag;  mit  Chile,  betr.  Mitteilung 
Ton  GiYilstandsakten  541. 

Frauengut,  Hiüftnnj^  nach  hambnrgi- 
schem  Recht  bei  ausUkndischem 
ersten  Ehewohnsitx  63. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
ausländ.  Recht  289:  RechtshOlfe  301; 
in  Heer,  und  Manne  475;  Kosten- 
einriehnng  auf  Ersuchen  eines 
anderen  Bundesstaates  481,  482,  483, 
484,  485,  489;  Beförderung  amt- 
licher Ausfertigungen  an  im  Ausland 
befindliche  Beteiligte  (Württemberg) 
489  ff. 

Fremdes  Recht,  Zeugnisse  aber 
17;  Nachweis  in  der  Schweiz  43; 
in  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
289:  Beweis  864;  s.  auch  ausl&nd. 
Recht 

Freundschaftsvertr&ge,  s.  Han- 
delsverträge. 

Friedenskonferenz  im  Haag23it; 
B.  Haager  Konventionen. 

Friedensvertrag  zwischen  Italien 
und  Äthiopien  1^. 


Garantieklaffe,  itaüenische,  An- 
wendbarkeit des  §  328  der  deutschen 
C.P.O.  (StreitvcrkOndunff)  427. 

Gej^enseitiffkeit,  Verbürgung  der, 
hinsichtl.  oer  Vorschufspnicht  85, 
285,  286;  internationales  Abkommen 
(Haag  1896)  88 ;  Prüfung,  ob  Gegen- 
seiti^eit  verbüigt  88;  Vollstreckung 
91;  s.  auch  Reciprocität. 

Geistliche  im  Seekriege  29. 

Geldsendungen  ins  Ausland  496. 

Genfer  Konvention  (1864)  25,  26, 
28;  Anwendung  ihrer  Grundsätze 
auf  den  Seekrieg  534. 

Gerichtskosten,  s.  Prozefskosten; 
Konsulargerichtsbezirke  149. 


Gerichtsstand,  s.  Zustlndiffkeit; 
des  Eritdlunnortes  in  Osterreich  472. 

G  e  s  a  m  1 8 1  r  a  f  e ,  Vollstre<±ungskosten, 
verschiedene  Bunde8Staaten(rreur8en) 
478,  (Bayern)  481,  (Lippe-Detmold, 
Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz)  482,  (Sachsen-Altenburg)  488, 
(SchaumburgLippe)  484,  (Schwarz- 
burg-Rudolstadt)  485,  (Württemberg) 
489. 

Gesandte,  nicht  ohne  weiteres  zu 
Givilprozessen  bevollmächtigt  450; 
unmittelbarer  (iesch&ftsverkehr  mit 
Gesandten  den  württemb.  Behörden 
nicht  gestattet  493. 

Gesandtschaftshotel,  kein  Aus- 
land 105. 

Geschäftsanteil,  Vernfändunff  im 
Ausland  ohne  die  inlänuische  Form, 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf- 
tung 458. 

Geschäftsfähigkeit,ÖsterreichS20. 

Geschäftsverkehr,  unmittelbarer, 
mit  ausländischen  Stellen  493. 

Geschosse  mit  erstickenden  oder 
giftigen  Gasen  587,  aus  Luftballons 
536,  die  sich  im  menschl.  Körper 
leicht  ausdehnen  oder  platt  drücken 
537. 

Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung,  Verpfändung  von  Ge- 
schäftsanteilen mi  Ausland  ohne 
Beobachtung  der  inländischen  Form 
458. 

Gesetzgebung,  Deutschland  und 
die  deutschen  Bundesstaaten  149, 
475;  Amerika  (V.  St.)  510;  Belgien 

154.  510;  Bolivia,  Brasilien,  Britisch- 
indien, Bulgarien,  Ghile,  Ciolumbien, 
Gosta-Rika,  Dänemark,  Ekuador  511 ; 
England,  Finnland  512;  Frankreich 

155,  512;  Haiti,  Honduras  512; 
Italien  513;  Luxemburg  155,  513; 
Mexiko,  Montenegro,  Neu-Süd- Wales, 
Niederlande  513;  Norweaen  155, 
513;  Österreich  155;  Paraguay, 
Peru,  Portugal  514;  Rufsland  156, 
514;  Salvador,  Schweden  514;  Spa- 
nien 156,  514;  Ungarn  514. 

Gesetze,  Sammlung  für  alle  Staaten 

17. 
Gewerbegerichte  476. 
Gewährschaftsz  wischenklage , 

Einrede  der  Unzuständigkeit  106. 
Gleichstellung    der   Ausländer 

im  Prozefs  o8. 
Griechenland,  Rechtsprechung 464 ; 

Erbfall  Collaro  in  Rumänien  229  ff., 

328 ff.;    Affaire    Zappa  464;    here- 
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ditaliBpetitio464;  NachlafAseauestnir 
tion  4o7;  Anerkennuiig  und  Voll- 
streckung ausländischer  Urteile  460. 
—  Prisenrecht,  Pariser  Seerechts- 
deklaration 467.  —  Konsularvertraff 
mit  Deutschland  (Nachla&r^gelung) 
502;  HandelskonTention  mit  Ru- 
mänien 237,  880. 

Grofsbritannien,  s.  England. 

Grofsjährigkeit,  kann  nicht  durch 
den  Erwerb  der  österr.  Staatsange- 
hörigkeit  wieder  verloren  gehen  8S0. 

Grundbuch,  Türkei  881  ff. 

Grundbuchsachen,  Kosteneinzieh- 
uug  auf  Ersuchen  eines  anderen 
Bundesstaates  481,  482,  488,  484, 
485,  489;  Bekanntmachungen  ins 
Ausland  (Württemberg)  490. 

Grundeigentum,  Eintragung  für 
auswärtige  Erben  (Hamburg)  61;  in 
der  Türkei  881  ff.  (Erwerb  durch 
Ausländer  888);  Erwerb  durch  Aus- 
länder im  Kaukasus  514,  durch  aus- 
länd. Jurist  Pers.  in  der  Schweiz  46. 

Guatemala,  Freundschafts-  und  Kon- 
soUrvertrag  mit  Deutschland  502. 

Güterrecht,  s.  eheliches  Güterrecht 

Gute  Dienste  befreundeter  Mächte 
82,  85,  518. 


Uaager  internationales  Ab- 
kommen vom  14.  Nov.  1896^88. 

Haager  internationale  Über- 
einkunft über  intemational-privat- 
rechtliche  Fragen  im  Civilprozefs  157. 

Haager  Konferenz,  Fortbildung 
des  Völkerrechts  28  ff. 

Haager  Konventionen  vom 
29.  Juli  1899,  Abkommen  zur 
friedlichen  Erledigung  inter- 
nationaler Streitigkeiten517; 
Abkommen,  betr.  die  Gesetze 
und  Gebräuche  des  Land- 
kriegs 525;  Anwendung  der 
Grundsätze  der  Genfer  Kon- 
vention auf  den  Seekrieg  584; 
Verbot  des  Werfens  von  Ge- 
schossen und  Sprengstoffen 
aus  Luftschiffen  etc.  586;  Ver- 
bot der  Verwendung  von  Ge- 
schossen mit  erstickenden 
oder  giftigen  Gasen  587;  Ver- 
bot von  Geschossen,  die  sich 
leicht  im  menschlichen  Kür- 
er ausdehnen  oder  platt 
rücken  587;  Ratifikation  477, 
588.  —  Vorb^alte  Amerikas,  Ru- 
mäniens, Serbiens  589. 


s: 


Haftpflicht,  B.  Kisenhahnfracht' 
verkehr. 

Haiti,  Immobil.-ZwangBvoll8treckiing 
512;  Schuldhali  512;  Vertrag  mit 
S.  Domingo,  betr.  Schiedsrichtenmt 
des  Pap^es  bez.  der  schwebenden 
Grenzstreitigkelten  540. 

Ha  m  b  u  r  g ,  Gesetzgebung  481 ;  Haftong 
des  Frauengnts  bei  anriflndisciiem 
ersten  Ehewohnsitz  68. 

Handelsgesellschaften,  auslän- 
dische 17, 18;  s.  Zweipniederiassong. 

Handelsrech  t,veKleichende  Rechts- 
wissenschaft 17,  l£ 

Handels-, Zoll-, Freundschafts- 
oder Schiffahrtsvertrag,  C3ia- 
rakter  249;  Belgien  und  Japan, 
fVankreich  und  Japan  156;  Portugal 
und  Japan,  Serbien  und  Bulgarien, 
Rnfsland  und  Bulgarien,  JEÜngland 
und  Bulgarien,  Dänemark  und  Por- 
tugal 157;  Brasilien  und  Frankreich 
2^;  Griechenland  und  Rumänien 
287,  880;  Deutschland  mit  England 
476,  Bulnrien,  Columbien,  Italien, 
Japan,  Mexiko,  Nicaragua,  Öster- 
reich-Ungarn, GraiuefreiataatfPerBien, 
Rumänien,  Ruisland,  Salvador,  Ser- 
bien ,  Südafrikanische  Republik, 
Türkei,  Tunis,  Uruguay,  Zanzibar 
502,  508;  Zollverein  mit  Aiven- 
tinien,  Chile,  Slam,  Frankreich  503. 

Handlunf;sfähigkeit,  von  Aus- 
ländem m  der  Schweiz  45. 

Hawaii-Inseln,  Annexion  durch 
Amerika  510. 

Hereditatis  petitio,  Griechen^ 
land  464. 

Hessen,  Gesetzjgebung  154,  481. 

Holland,  s.  Niederlande. 

Honduras,  Freundschafts-  undKon- 
sularvertrag  mit  Deutschland  502, 
Strafgesetzbuch,  Berggesetz,  Handels- 
gesetzbuch, Civilgesetzbuch512--513. 

Honorarforderung  des  Rechts- 
anwalts unterli^  dem  Recht  des 
Prozefsgerichts  455. 

Hospitalschiffe  29,  890,  534. 

Hülfslohn,  mafsgebliches  Recht  443. 

I.  jr. 

Immobiliarrecht,  Türkei  dSlff. 

Indien,  Straforozefsordnung  511. 

Institut  de  aroit  international, 
Beratung  im  Haag  und  in  Neuchätel 
über  die  Frage  der  Rückverweisang 
(1898)  8  ff.  ^ebnis  14). 

Internationale  Kommission  für 
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Stnfreclit  19;  Rammlnng  rw  Ge- 
setien  und  EnUcheidiingeii  17. 

Internationaler  Kon^refB  für 
internationales  Privatrecht 
im  Haa^  (1894),  Eheecheidong  356. 

Internationaler  Kongrefs  für 
vergleichende  RechtBwiBsen- 
Schaft  in  Paris  16  ff. 

Internationaler  Schiedsspruch 
des  fransösisch-chilenischen  Schieds- 
serichts  in  Lausanne  vom  20.  Oktober 
1900  über  Proie&antrftge  der  Re- 
gierung von  Peru  145. 

Internationales  Abkommen  im 
Haag  vom  14.  November  1896  88. 

Internation.  8  chiedssprechung, 
8.  Schiedsgericht 

Intern&tionales  Privatrecht, 
ist  internes  positives  Recht  10,  40; 
positivistische  Methode  878;  die 
mtemational-privatrechtlichen  Sätze 
des  Prozefsgerichts  entscheiden  295, 
416;  Rückwirkung,  Integrität  er- 
erworbener Rechte  874:  Beratung 
vor  dem  ^stitut  de  droit  inter- 
national'' 3  ff.;  Beratuiu;  vor  dem 
Internationalen    Kon^els  für    ver- 

fleichende  Rechtswissenschaft  in 
^aris,  17,  19;  Kollision  mit  „zeit- 
lichen Kollisionsnormen  378  ff. ;  Über- 
gangsfragen 875  ff.;  Bestimmung  des 
anzuwendenden  Rechtes  durch  Er- 
klärung der  Prozefisuarteien  443; 
des  si^weizerischen  Entwurfia  eines 
Civilgesetzbuchs  87  ff. ;  im  Givil- 
prozefs  157;  Abhandlungen  165:  im 
japanischen  Civilgesetzbuch  197 ; 
ständige  Kommission  in  Belgien  zum 
Studium  des  510. 

Internationales  Übereinkom- 
men, betr.  die  falsche  Waren- 
kerkunftabezeichnung  461. 

Internationales  Übereinkom- 
men über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr (1890)  96;  Haft- 
^cht,  Güterverpackuiw,  offene 
Wagen,  voller  Schaden  810  ff. 

Internationale  Übereinkunft 
^aager)  über  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts 
im  Civilprozefs  157. 

Internationale  Untersuchanss- 
kommission  bei  völkerrechtlidben 
Differenzen  82,  519. 

Internationale  Verträge  156, 
515;  Formerfordemis?  280  ff.:  Cha- 
rakter 249  f.;  Auslegung  245,  248 iL; 
hinsichtlich   Dritter   230, 


286  ff.,  881 ;  bindende  Kraft  für  den 
Richter  282  ff. 

Internationalitätsprinzip  378  ff. 

Interparlamentarische  Union 
(1900)  24. 

Intertemporales  Privatrecht, 
Kollision  mit  internationalem  Pr* 
373  ff. 

Italien,  Gesetzgebung  513;  Recht- 
sprechung 109.  —  Staatsangehüriff- 
keitsprinzip  10,  95;  VomUirigkdt 
11 :  Differenageschäfte  109;  Arbeiter- 
unmllversicherung  513.^ —  Ehebruch 
keiuEhehindemis  181;  EheschlieOning 
der  Ausländer  182;  EbeBchliefsung 
von  Italienern  in  Baden  480;  un- 
eheliche Kinder  889.  Unterstütning 
österr.-ungarischer  Hülfiibedürftiger 
156*  Garantieklage  im  Gegensata 
zur  deutschen  Streitverkündi]^427; 
Yollstreckung  italienischer  Urteile  in 
Österreich,  Gerichtestand  des  Er- 
füllungsortes 471.  ^  Friedensvertrag 
mit  Äthiopien  156;  Konsukurkon- 
vention  mit  Romänien  280,  289  ff., 
331,  mit  Rufsland  384,  mit  Deutsch- 
land 502;  Handels-,  Zoll-  und  Schiff- 
fahrtsvertrai  mit  Deutschhind  502. 

Japan,  das  mtemationale  Privatrecht 
im  japanischen  Civilgesetzbuch  197; 
Recntshülfeverkehr  154;  Handels- 
und SchifEshrtsvertrag  mit  Belgien 
156;  Handelsvertrag  mit  Frankreich 
156,  mit  Portuiml  157,  mit  Deutsch- 
land 502;  Konsularvertrag  mit 
Deutschland  502. 

Juristische  Persönlichkeit,  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  18. 

Juristische  Personen,  Schweiz 
46;  Anfall  des  Vermögens  einer  er- 
loschenen, örtliches  Recht  487. 


Kapitulation  31,  397,  581. 

Katholiken,  Ausländer,  Eheschei- 
dung 65--79, 110  ff.,  317, 328, 845  ff., 
360,  417. 

Kauf,  nach  welchem  Recht  bestimmt 
sich  die  Frage,  ob  Eigentum  über- 
gegangen 296;  örtliches  Recht  bei 
verschiedenem  Erfüllungsort  für 
Käufer  und  Verkäufisr,  Waren- 
mangeln« Mangelanzeige,  Betrug  des 
Verkäufers  421;  Klagen  des  Ver- 
käufera  nach  euf^ischem  Recht,  wenn 
es  nicht  zur  äefemng  gekommen; 
Anwendung  dieses  Rechts  durch  den 
deutschen  Richter,  wenn  Erfüllungs- 
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ort  des  Klnfere  in  Engluid  tfl; 
Becht  des  EifaUungsortB  f&r  Ver- 
pflichtaDgen  des  Verkftufers  ma&- 
geblichAO. 

Kauffahrteischiffe  nicht  exterri- 
torial, Bordantoritftt  319. 

Kiantschoa,  Nachlab  eines  in  K. 
gestorb.  Dentschen  837. 

Kollision,  örtlicher  nnd  seitlicher 
Kollisionsnonnen  378  fL 

Kollisionsnormen,  Tgl.  inteniatio- 
nales  PriTatrecht;  Kollision  örtlicher 
and  zeitlicher  373;  Übergangsfragen 
375  fr. 

Kolonien,  Frankreich,  Nationalität 
155. 

Kompensation  von  EhebrQchen, 
Österreich  67. 

Konkars  im  Aasland,  Anerkennong 
in  Belgien  (Verwalter,  Priyile^en, 
Masse)  310;  in  Deatschland,  emst- 
weilige  Verfli^ang  seitens  eines 
Österreich.  Genchts  hinsichtlich  des 
in  Österreich  befindlichen  Konkars- 
vermögens 473;  Amerika  510. 

Konnossement,  Willkünmg  eines 
bestimmten  Rechtes  809. 

Konstantinopel,  Testamentserrich- 
tong  seitens  einer  in  Ostramelien 
womienden  Tftrkin  balgarischer  Re- 
ligion (Frankreich)  460. 

Konsularisches  Personal,  Ans- 
dehnnng  des  Wirkungskreises  230 ff.; 
Stellung  234 ff.;  Regelung  von  Nach- 
lässen 330. 

Konsulargerichtsbarkeit  508 f., 
508 f.;  in  den  Schutsgebieten  504; 
über  Schuta^enossen  149;  Dienst- 
anweisung 149. 

Konsulargerichtsbezirke,  6e- 
ricbtskosten  149. 

Konsularrecht,  Charakter  ver- 
schiedener Vorschriften  desselben  252. 

Konsularverträge,  Charakter  249, 
252;  Rumänien  nut  Italien  230,  239, 
331;  mit  der  Schweiz,  Belgien, 
Amerika,  Frankreich,  Deutschland, 
Holland,  Türkei,  Qriedienland,  Ruls- 
land  239  ff. ;  Rafsland  und  Italien  334 ; 
Deutschland  nnd  Griechenland,  Guate- 
mala, Honduras,  Italien,  Japan,  Nica- 
ragua, Niederlande,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Rufsland,  Serbien, 
Spanien  502,  503;  FranJcreich  und 
BoUvia  540. 

Konsuln,  Egjrpten,  Gerichtsbarkeit 
149;  Leffalisation  von  Urkunden  492; 
unmittelbarer  Verkehr  mit  Konsuln 
seitens  der  wOrttemb.  Behörden  498; 


OebOhreo  der  fremden  Konsuln  in 
Wttrttemb.  ftr  ürknndenb<»iaabi- 
gongen  498;  mit  Gerichtsbarkeit 
oder  mit  der  Befugnis  zur  Ver- 
nehmung von  Zeugen  und  Abnahme 
von  Eiden  504,  506  ffl;  Nachlais- 
sicherung  504;  VormundsbesteUlung 
505. 

Konvention  aber  die  friedliche 
Regelung  internationaler 
Konflikte  82. 

Kosten,  s.  Prozelskosten;  s.  auch 
RechtshQlfe. 

Koste  nfestsetzungsbeschiufs, 
österreichischer,  keine  Unterlage  i&r 
VoUstreckungsurteil  oder  ürkonden- 
prozeüs  289. 

Kranke  im  Seekriege  390,  534;  im 
LandÜege  529. 

Kriegsffefangene  29,  31,  527. 

KriegsKontrebande  394. 

Kriegsmaterial,  Zuftüirung  durch 
Neutrale  336;  s.  Kriegskontrebande. 

Kriegsmittel  580 

Kriegsparteien  527. 

Kriegsrecht,  (}rundsätze  24,  25; 
s.  auch  Land-  und  Seekriegsrecht. 

Kriegsrüstungen  24. 

Kriminalpolitik,  s.  Stra&«cht 

Kroatien  -  Slavonien,  Rechtsge- 
bräuche  des  Volkes  843. 

Küstenfischerei,  Prisenrecht  306. 

Küstenschiffahrt,  Amerika  510. 


Landkriegsrecht  26,  29—31,  525. 

Landwirtschaft  in  Kroatien-Sla- 
vonien  348. 

Lazarettschiffe,  s. Hospitalschiffe. 

Lebensmittelfälschung,  Aus- 
liefenmgsdelikt  (Schweiz)  141  ff. 

Lesalisation,  ausländ.  Urkundoi 
290,  490;  von  Urkunden,  die  Ar  das 
Ausland  bestimmt  497. 

Legationshotel,  kein  Ausland  105. 

L  e  g  i  t  i  ma  ti  0  n ,  Sdiweiz  49 ;  Personal- 
statut 434;  Ungarn  434. 

Letztwillige'^rfügnngen,  Form 
372 ,  (Schweiz)  45 ;  Eröffiiun^  Schweiz 
51 ;  Eröffnung  und  Benachnchtipung 
der  im  Ausland  befindl.  Beteiligten 
496;  holographische,  locus  regit 
actum  (Frankreich)  460;  eines  Öster- 
reichers in  Frankreich  122,  126; 
Errichtung  in  Konstantinopel  seitens 
einer  in  Ostramelien  wohnenden 
Türidn  (Frankreich)  460. 

Lex  delicti  commissi,  s.  Delikt 
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Lex  domicilii,  DlnemariE  10,  S74; 
Schweiz  88,  41,  50;  Amerika  (Eib- 
folge)  105,  870;  Enf^and  188;  nu- 
sisdie  OstseeproYinzen  874. 

Lex  fori,  Schweiz  41;  in  Deatsch- 
land  nach  dem  1.  Jannar  1900,  291, 
294. 

Lex  rei  sitae,  Schweiz  88,41,  51. 

Liheria,  AnBliefemngsvertrag  mit 
Frankreich  540. 

Lippe,  Gesetzgebong  154,  481. 

Litteratnrberichte  IM,  541. 

LocQs  regit  actum,  Schweiz  89, 
44,47;  Verlöbnis  99;  holosraphisdie 
Testamente,  Frankreich  460. 

Lübeck,  Einkommensteuergesetz, 
Doppdbesteaerunff  in  TerschiMenen 
Bandesstaaten  86  ff. 

Luftballons  81,  586. 

Luxemburg,  Gesetzgebnnff  155^  518: 
ünterstützungswohnsitz  15ö;  Handel 
mit  Deutschland  in  Branntwein  156; 
Eheschliefsung  von  Luxemburgern  in 
Baden  480;  Urbeberrecht  518. 


Massachusetts,  Erbrecht  und  Vor- 
mundschaft 888. 

Mediation  82,  518. 

Mecklenburg- Schwerin,  Gesetz- 
gebung 154,  482. 

Mecklenbnrg-Strelitz,  Gesetz- 
gebung 482. 

Meistbegan8tigungsklansel280, 
286  ff. 

Mexiko,  Freondschafts-,  Handels- 
nnd  Schifishrtsvertrag  mit  Deutsch- 
land 502;  Veij&hrung  der  Staata- 
obligationen  etc.  518;  Seerechts- 
Revision  518. 

Milit&rpflicht  (WOrttemberg)  54; 
der  Annektierten  210. 

Milizen  29. 

Minderjähriger,  Verlust  der  Staats- 
uiffehörigkeit,  Fortdauer  der  elter- 
lichen Giwalt  291;  Zustdlungen  an 
M.  im  Auslande  495. 

Montenegro,  Bflrgerliches  Geeetz- 
bach  513. 

V. 

N  a  c  h  1  a  fs ,  von  Ausländem,  Zuständig- 
keit 85,  804;  Ton  Ausländem  in  Ro- 
mänien  229 ff.,  828 ff.;  von  Auslän- 
dem in  Österreich  190  ff.  (Beitrag 
zum  niederteteiT.  Landesschulfonds^ 
164  (Beitraff  zum  k.  k.  Kranken- 
anstaltenfonds);  von  Österreichern  in 


Niederländisch  -  Ostindien ,  Über- 
nahme durch  die  Konsularbehörde 
155;  von  Deutschen  in  Kiautschou 
887;  von  Deutschen  in  Amerika  480; 
von  Russen  in  Baden  837 ;  Nachlafs- 
regelung  in  Neu-SQd- Wales,  Bevoll- 
mächtigung 152, 154,  508;  Nachlafs- 
regelung  zwischen  Deutschland  und 
Rufsland  887, 488,  zwischen  Deutsch- 
land und  Amerika  506,  zwischen 
Deutschland  und  den  niederländ. 
Kolonien  507;  Zustellungen  etc.  in 
Nachlafssachen  im  Ausland  492  ff. 

Nachlafsbehandlung,  Internat 
489,  501  ff.;  Verzeicmiis  der  von 
Deutschland  abgeschlossenen  Staats- 
verträge 501  ff 

Nachruf  far  Ferdinand  Böhm 
177. 

Namenrecht,  unbefugter  Namens- 
^ebrauch  seitens  eines  Ausländers 
ui  Inlande  482;  Mafsgeblichkeit  des 
Heimatsrechts  483;  Gestattung  der 
NamensfÜhrang  seitens  der  auuändi- 
sehen  Polizei  unwesentlich  484:  Ver- 
bot der  NamensfÜhrunf^,  Recnt  des 
Heimatsstaats  des  Verbietenden  485. 

Natio  n  al  i  tä  t,  s.  Staatsansehdrigkeit 
N  atur  al  i  s  a  ti  0  n ,  in  Frankreich,  Ver- 
hältnis zum  domicile  l^gal  867;  siehe 
Annexion. 
Neu-Sad- Wales,  Nachlalsregelung, 
Bevollmächtigung  152,  154»  508; 
Staatsangehörigkeitsgesetz  518. 

Neutrale,  Verkauf  feindlicher  Schiffe 
an  805;  Zuf&hrung  von  Kriegs- 
material durch  N.  an  Kriegführende 
886;  Schiffs  887  ff.;  Festhaltung 
Kriegführender,  Pflege  Verwundeter 
588. 

Neutralitätserklärungen  wäh- 
rend des  spanisch -amerikanischen 
Krieges  514. 

Niederlande,  StaatsangehOriskeits- 
prinzip  374;  ünfallrente  von  Nieder- 
ländem  in  Deutschland  476:  kein 
Proknrenregister  460;  nach  N.  be- 
stimmte Urlninden  498 ;  Militärdienst- 
pflicht 518;  Ausfuhr  und  Transport 
von  Kriegsmunition  513;  Konsular- 
konvention mit  Deutschland  502; 
Auslieferangsvertraj^  mit  der  Schweiz, 
Argentinien,  Brasilien  540:  Ehe- 
scmiefsung  von  Niederlänaem  in 
Baden  480. 

Niederländische  Kolonien, 
Nachlafsregelung  507. 

Nicaragua,  Freundschafts-,  Handels-, 
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Schiffahrts-  und  KooBnlanrertrag  mit 
Deutschland  502. 

Norwegen,  Gesetzgebung  155,  513; 
Zolltanf  155;  Eheschlielsung  Ton 
Norwegern  in  Baden  480;  T(>a  von 
X.  in  WOrttemberg,  Mitteilungen  nach 
N.  498;  Entm&ndigung  518. 

Notare,  Nachlafsbehandlung  (Rufs- 
land  undDeut8chhuid)d37;  Betrauung 
der  badischen  Notare  mit  den  Oblie- 
genheiten der  Nachlarsgerichte(insbe- 
sondere  im  Hinblick  auf  den  Nach- 
lafs  in  Amerika  Verstorbener)  480. 

O. 

Obligationenrecht,  Schweiz  52. 

Öffentliches  Recht,  Beratung  vor 
dem  internationalen  Kongrefs  für 
▼ergleichende  Rechtswissenschaft  in 

..  Pans  17,  19. 

Örtliche  Kollisionsnormen,  s. 
internationales  Priyatrecht;  Kollision 
mit  zeitlichen  Kollisionsnormen  878  ff. 

0  r  1 1  i  c  h  e  s  R  e  c  h  t ,  abereinstimmende 
Bestimmung  durcii  die  Prozefspar- 

.  teien  448. 

Österreich,  Gesetzgebung  155; 
Rechtsprechung  110,  320,  469.  — 
Staatsaagehörigkeitspriiizip  874; 
StaatsbCkrgerschaft  122;  Gesch&fts- 
tUhigkeit  der  Österreicher  „im  Aus- 
lände, der  Ausländer  in  Österreich 
820 ;  ein  grofsjähriger  Ausländer  kann 
durch  6m  Erwerb  der  österr.  Staats- 
angehörigkeit nicht  wieder  minder* 
jäluig  werden  320.  —  Ehescheidung 
in  Deutschland  bei  katholischen 
Österreichern  65—79, 417 ;  Eheschei- 
dung in  Österreich  HO  ff.,  323;  Alt- 
katholiken, Ehescheidung  113;  Ehe- 
hindemis  des  Katholizismus  323; 
Eheschliefsu^  von  Österreichern  in 
Baden  480;  Vormundschaft,  Abgabe 
ans  Ausland  130;  Testament  eines 
Österreichers,  in  Frankreich  errichtet 
122.  126;  Nachlafs,  Beitrag  zum 
niederösterr.  Landesschulfonds  120  iL. 
132  ff.,  Beitrag  zum  Krankenanstalten- 
fonds  164;  Nachlafsübemahme  durch 
österr.  Konsularbehörden  in  Nieder^ 
ländisch-Ostindien  155.  —  Rechts- 
halfeverkehr  mit  Deutschland  (Zu- 
stellungskosten) 155;  Rechtshülfe  in 
Hessen  auf  Ersuchen  österr.  Gerichte 
481;  unmittelbarer  GeschäfUverkdir 
mit  württembergischen  Behörden  493; 
österr.  Patentbehörden,  Verkehr  mit 
deutschen  Gerichten  151;  Zustellungs- 


k4Mt€n  152;  ReehtshülfeTeikehr  mit 
Grofsbritannien  und  Irland  156,  158 
Urkundenboglanbiguiig  (Ostefreich- 
Ungarn  und  Deutschland)  476;  nach 
Österreich  bestimmte  Urkunden  498 ; 
Pos^ortowesen  im  Verkehr  mit 
deutsdien  Behörden  490;  Unter- 
stützung italienischer  Eül&bedürfti- 
ger  156;  Unfalhrente  von  Österreichern 
und  Ungarn  in  Deutschland  476; 
Grenzverkdir  mit  RufsUnd  bei  Epi- 
demien 156.  —  Eidliche  Vernehmung 
von  Prozefsparteien  153,  485;  Zu- 
ständigkeit österr.  Gerichte  ftlr  Kla- 
gen gegen  Ausländer  326;  Gerichts- 
stand des  Vermögens,  wenn  der  aus- 
ländische Beklaste  gegen  den  österr. 
Kläger  eine  Forderung  hat  134; 
Volutreckunssurteil  88;  Exekution 
in  Ungarn  (3litwirkung  der  österr. 
Gerichte)  129;  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urteile  472;  Vollstreckung 
österr.  Entscheidungen  in  Deutsch- 
land 153,  (Schaumburg-Lippe)  484; 
Vollstreckung  von  Entscheidungen 
deutscher  Grerichte  152 — 154,  (Hessen, 
Lippe-Detmold,  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Mecklenburg-Strelitz,  Sachaer, 
Sachsen  -  Meiningen ,  8chaiimbaiig> 
Lippe)  481— 484;  Vollstreckung  deot- 
scner  Urteile,  Gerichtsstand  des  Ver- 
mögens 470;  Vollstrecknne  italieni- 
scher Urteile,  Gerichtsstand  des  £i> 
füllungsortes  472;  österr.  Koeten- 
festsetrongsbeschluTs  in  Deutsdüand 
keine  Unterlage  fUr  Vollstreekinugs- 
urteil  oder  OxkundenprozeCs  2&; 
ausländischer  Konkurs,  einstweilige 
Verf&gunff  hinsichtlich  des  in  Öster- 
reich befindlichen  Vermögens  des 
Gemeinschuldners  473;  Sicherhats- 
leistung  fBtr  die  Iht>zeIskosten  seitens 
der  Russen  469;  Verzeichnis  der 
Civil-  und  Strafoerichte  49a  —  Aus- 
ländische Straftabellen  155;  Straf- 
karten über  verurteilte  Ausländer 
156;  Strafioachriditen  seitens  Deutsch- 
land 477  (seitens  Bayerns,  Hessens, 
Lippe-Detmold,  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Mecklenburg-Strelitz,  Sachsens, 
Sachsen-Koburg-^tha,  Sachsen-Mei- 
ningen, Schwarzborg-Rudolstadt  480 
bis  484);  Anrechnung  einer  im  Aus- 
land bereits  verbüTsten  Strafe,  ver- 
schiedene Strafarten  321;  Ausliefe- 
rungsveric^  mit  Sachsen-Altenhoig 
483;  Auslieferungsvertrag  mit  Uru- 
guay 157;  Handüelsvertrsg  mit  Bnl- 
ganen   157;   Vertrag  mit  Spanien, 
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Schatz  von  Erfindungen,  Maiken, 
Mostem  157;  Vertrag  mit  Deutsch- 
Jand,  Urheberrecht  an  Werken  der 
Litteratur»  Kunst  und  Photographie 
.  475,  515,  (Hamburg)  481. 

Österreich  *  Ungarn,  Schiedsge« 
richtsvertrag  mit  Siam  (1869)  85; 
Handels-  und  Zollvertrag  mit  Deutsch- 
land 508;  Vertrag  mit  Deutschland, 
betr.  den  Schutz  der  Urheberrechte 
an  Werken  der  Litteratur,  Kunst  und 
Photographie  475,  515;  siehe  auch 
OsterreicL 

Okkupation  feindlichen  Landes  80, 
31,  m 

Option,  im  Falle  der  Annexion  206  ffl, 
1218 ff.;  rückwirkende  Kraft  206 ff., 
220  ff 

Oranje-Freistaat,  Alliancevertrag 
mit  TransTaal  157;  Freundschafts- 
nnd  HandelsYertrag  mit  Deutschland 
502. 

Ordre  public,  Schweiz  43f.,  47,  51. 

Ostrumelien,  Testamentserrichtong 
in  Konstantinopel  seitens  einer  in 
0.  wohnenden  Tbrkin  bulgarischer 
Religion  (Frankreich)  460. 

Papst,  Haagor  Konferenz  25. 

Paraguay,  rrozefsyerfahren  vor  den 
FriMensgerichten  514;  Urheber- 
rechtsveitrag  mit  Frankreich  540. 

Pariser  Seerechtsdeklaration, 
Beitritt  Griechenlands?  467. 

Parlamentäre  31,  581. 

Parlamentarismus  19. 

P  arte  i  d  i  sp  0  s  i  ti  on , prozessualische, 
hinsichtlich  des  anzuwendenden  ör^* 
liehen  Rechts  448. 

Patentbehörden  in  Österreich  und 
Schweiz,  Verkehr  m.  d.  deutschen 
Gerichten  151. 

Patentgesetze,  Amerika  510. 

Patentsachen,  nnmittdbarer  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  WOrttemb^ 
und  Österreich,  sowie  der  Schweiz  4d3. 

Paternitätsklage,  Schweiz  50. 

Persien,  Freondschaftsrertrag  mit 
Deutschland  502. 

Personalstatut  95;  s.lez  domicilii; 
Staatsangehörigkeitsprinzip. 

P  e  r  s  0  n  e  n  r  e  c  h  t ,  Internat  PriTatrecht 
im  schweizerischen  Entwurf  45. 

Pern,  Militärstrafffesetzbuch  und  BlUi- 
tärstrafyrozelsordnun^  514;  Vertrag 
mit  Spanien,  gegenseitiae  Mitteihing 
standesamtlicher  Akte  MO. 


Petersburger  Konvention  (1868) 
25. 

Pfändung,  s.  Forderunjsspfändung. 

/P  f  a  n  d  r  e  c  h  t  im  intematioi^eu  EiMn- 
bahnfrachtverkehr  96. 

Pflegschaft,  Abwesenheits-,  im  Aus- 
land befindl.  Abwcs.  496;  inter- 
nationale Pflegschaftsbehandlung  504, 
Ober  Ausländer  504  ff ;  über  Inländer, 
die  im  Auslands  506;  Pflegschafts- 
behandlung in  Amerika  hinsichtlich 
der  Ausländer  507;  s.  Vormund- 
schaft. 

Portugal,  Handelsvertrag  mit  Japan 
157;  Handelsbeziehungen  zu  ENUie- 
mark  157;  Prefsgesetz  514. 

Positivistische  Methode  des 
internationalen  Privatrechts  878. 

Postportowesen  im  Verkehr  mit 
den  Behörden  deutscher  Bundes- 
staaten, mit  den  österr.-ungarisdien 
Behörden,  mit  den  schweizerischen 
Behörden  490. 

Preufsen,  Gesetzgebung  151,  477. 

Prisengerichtliche  Entschei- 
dungen 805ff.,  467;  Verkauf  feind- 
licher Schiffe  an  Neutrale  805; 
Blockade,  effektiv,  Bruch,  Beweis, 
Schadensersatz  an  Beschlagnahmte 
807;  Fischereifahrzeuge  SCß;  s. 
Prisenrecht 

Prisenrecht,  amerikanische  Ände- 
rungen aber  (Privateigentum)  ^5:  in 
Griechenland,  Pariser  Seerechts- 
deklaration 467;  s.   Seekriegsrecht 

Privateigentum  im  Seekriege  885. 

Prokurenregister,  in  Holland  nicht 
bekannt  460. 

Proportionalvertretung  19. 

Prozefsk Osten,  Sicherheit,  Vor- 
schufs,  Auslegung  des  internationalen 
Abkommens  vom  14.  November  1896 
(Art  11>  97;  Vorschufspflicht  bezw. 
Sicherheitsleistung  seitens  der  Deut- 
schen in  Frankreich  107;  der  aus- 
wärts wohnenden  Schweizer  in  der 
Schweiz  187;  der  Ausländer  in  Eng- 
land 285,  287;  der  Engländer  in 
Deutschland  85,  286;  der  Türken  in 
Deutschland  99,  288;  der  Russen  in 
Osterreich  469;  Gegenseitigkeit  im 
Sinne  des  §  110  CJ'.O.  ^  286; 
die  Nichtzahlung  des  Ausländer- 
vorschusses seitens  des  Klägers 
hindert  den  Beklagten  nicht,  zu  ver- 
handeln und  Versäumnisurteil  zu 
beantragen  426. 

Prozefspartei,  aosUndischer  Staat 
als  450,  454;  eidliche  Vernehmung 
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auf  Enocheii  Osterreichisclier  Ge- 
richte 153,  485. 

ProzefBrecht  gilt  nur  f&r  die  im 
^Inland  Tonninenmenden  Prosefsakte 
877,424. 

Prozefsvollmacht  f&r  ansl&ndische 
Staaten  450. 


Becherche  de  la  paternitö,  s. 
Erfbrachimg  der  Vaterschaft. 

Rechtsanwalt,  Honorarforderong 
unterliegt  dem  Recht  des  Proaets- 
gerichts  455. 

Rechtsgehräuche  des  VoUces  in 
Kroatien-SlaTonien  848. 

Recht8h&n{(keit,Einrede  der,  wegen 
Prozesses  im  Aaslande  91,  426:  in 
Belgien  wegen  eines  aoslftnd.  Pro- 
zesses 810. 

Rechtshülfeyerkehr  mit  Däne- 
mark 158,  154;  zwischen  Bayern 
und  Baden,  Kosten  158;  mit  Japan 
154;  mit  Osterreich  (Zustellungs- 
kosten)  155;  zwischen  England  and 
Österreich  156,  158;  in  Ungarn  198; 
zwischen  deutschen  Gerichten  in  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit (Elsafii-Lothringen)  801 ; 
Ersuchungssdireiben  der  bayrischen 
Notare  um  Bewirkungen  von  Zu- 
stellungen im  Auslände  481 ;  Rechts- 
holfe  auf  Ersuchen  Österreichischer 
Gerichte  in  Hessen  481;  WOrttem- 
berff  490;  Zustellungen  an  deutsdie 
Bedienstete  der  Chefs  oder  Mit- 
glieder der  bei  einem  deutschen 
Bundesstaat  oder  dem  Deutschen 
Reich  beglaubigten  Missionen  490; 
s.  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

Rechtskraft,  Einrede  der,  wegen 
ausländischen  Urteils  94,  161. 

Rechtsprechung,  Deutschland  58, 
255,  416;  Amerika  105,  805;  Belgien 
810;  Ernten  106;  Frankreieh  107; 
816,  460;  Griechenland  464;  Italien 
109;  Osterreich  110,  820,  469:  Ru- 
mänien 827;  Rufsland  884;  Schweiz 
187,  885. 

Rechtsweg,  Zulässigkei^  Recht  des 
Prozefsgenchts  mafsgeblich  482. 

Reciprocität,  in  der  Schweiz  44; 
s.  auch  Gegenseitigkeit 

Reguläre  Armee  29. 

Reichsaneehörigkeit,  s.  Staats- 
angehörigkeit 

Repressalien  887. 

Racky  er  Weisung,  Beratung  vor  dem 


pinstitiit  de  droit  international''  8  H; 
in  Belgien  4;  in  Eni^d  4,  6;  in 
der  französischen  Rechtslehre  14; 
im  Art  27  E.G.  zum  deutschen  BQrger- 
liehen  Gesetzbuch  7,  8,  362 ff.; 
Standi>unkt  ▼.  Bars  8  £;  in  der 
Schweiz  48:  Ausnahmecharakter 
der  Vorschrift  des  Art  27  E.G.  s. 
B.GJB.,  in  Frankreich  keine  Rflck* 
▼erweisanff  hinsichtlich  der  Beerbung 
868,  865ff.;  in  Amerika  R&ckrer- 
weisung  hinsichtlich  der  Mobiliar- 
beerbung  870. 

R&ckwirknng  des  Internat  Privat- 
rechts  874. 

Rumänien,  Rechtsstellung  der  Aus- 
länder 880 ;  ausländisches  Recht  880; 
Testamentsform,  Recht  des  Heimats- 
staates 882;  Regulierung  der  Erb- 
schaft von  Ausländem  (einheimische 
Behörden  oder  Konsuhn?)  238, 241  ffl ; 
829  ff.;  Nachlafssequestration  467; 
erblose  Nachlässe  Ton  Ausländem, 
Pflegschaft  und  Vormundschaft  über 
Ausländer  829,  832;  Erb&U  Collaro 
229  ff.,  828  ff.;  Befugnisse  der  diplo- 
matisdien  und  konsularischen  Ver- 
treter 284  f.;  Form  Ton  Staatsrer- 
trägen,  bindende  Kraft  fhr  den 
rumänischen  Richter  230  ff.;  Freund- 
schafts-, Handels-  und  SdiifEüirts- 
Tertragmit  Deutschland  508;  Handels- 
konvention  mit  Griechenland  237, 
380;  Konsularkonventien  mit  Italien 
280,  239  ff.,  381,  mit  der  Schweiz  829; 
s.  Eonsular?erträge;  Vorbehalte  zu 
den  Haager  Konventionen  yom  29.  Juli 
1899  589;  Vollstreckung  ausländischer 
Urteile  82& 

Rufsland,  Gesetzgebung  156,  514; 
Rechtsprechung  334.  —  Staats- 
angehörigkeitsprinzip (anfser  den 
russischen  Ostseenrovinzen,  in  denen 
lex  domicilii  gilt)  374;  Eheschliefsung 
9;  Ehehindemis  des  Ehebrachs  184; 
NachlafsfÜrsorge  seitens  der  italieni- 
schen Konsuln  384:  russischer 
Kachlafs  in  Baden  887j  KachlaTs- 
behandlang,  Vertrag  mit  Deutsch- 
land. 837,  488,  502;  Grenzverkehr 
mit  Österreich-Ungarn  bei  Epidemien 
156;  GrundstQckserwerb  im  Kau- 
kasus durch  Ausländer  514;  nach  R. 
bestimmte  Urkunden  498;  Sicher- 
heitsleistung für  die  Prozelskosten 
seitens  der  Russen  in  Osterreich 
469;  Vollstreckunff  ausländisdier 
Urteile  884;  Handelsbeziehungen  zu 
Finnland    156;    Handelsvertrag   mit 
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Bulgarien  157,  mit  BentBchland  502; 
Konsalairertrag  mit  Italien  834,  mit 
Deutschland  5^2. 

Sachsen,  Gesetzgebung  152,  483; 
Staatsangehörigkeitsprinzip  95,  257, 
874. 

Sachsen-Altenburg,  Gesetzgebung 
154,488. 

Sachsen-Coburg-Gotha,  Gesetz- 
gebung 488. 

Sachsen-Meiningen  488. 

Sachverständige,  in  anderen 
Bundesstaaten  wohnhaft  158;  in 
anderen  Gerichtsbezirken  wohnhaft 
154. 

Sachenrecht,  Internat  Privatrecht 
im  Schweiz.  Entwurf  51. 

Salvador,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Deutschland  502;  Gerichtsver- 
fassungsgesetz 514. 

Sammlung  der  Gesetze  und  Ent- 
scheidungen der  verschiedenen 
Staaten  17. 

Sanitätspersonal  im  Seekriege  29. 

Schaumburg-Lippe,  Gesetzgebung 
484. 

Scheidung,  s.  Ehescheiduns. 

Scheidunesnrteile,  Aneniennung 
auslandisdier  in  der  Schweiz  48. 

Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
65—79. 

Scheriatracht  881. 

Schiedsgericht,  internationales  26, 
88  ff.,  145,  520;  in  Bezug  auf  Arbeits- 
verträge 510. 

Schiedsgerichtsverfahren,  inter- 
nationales 145,  520;  englisches  444, 
448;  Einrede  des  Schiedsvertrags 
446 ;  beldsches  447 ;  Parteidisposition 
mafsgeblich  für  das  anzuwendende 
Recht  448;  s.  Schiedsspruch. 

Schiedsgerichtsverträge  35;  s. 
Schiedsspruch,  Schiedsgerichtsver- 
ifdiren. 

Schiedsspruch,  englischer,  nicht 
wegen  Iritnms  anfech&ar  805, 448  f.; 
englischer,  Anrufung  des  Gerichts 
445;  ausländischer  (Kechtswirksam- 
keit  445,  448  f.,  Bestreitung  der 
Gültigkeit  446,  Anfechtung  448,  Auf- 
hebunggemäfs  der  deutsoien  C.P.O. 
449  f.,  Vollstreckung  447);  s.  Schieds- 
geriditsveriahren. 

Scniedsspruch,  internationaler, 
des  französisch-chilenischen  Schieds- 
gerichts in  Lausanne  vom  20.  Ok- 


tober 1900  über  Prozelsanträge  der 
Regierung  von  Peru  145. 

Schiffbrüchige  584. 

Schiffe,  s.  Hospitalschiffe,  Ver- 
wundete, Zusammenstofs,  Seekriegs- 
recht. 

8 chiffahrts vertrag,  s.  Handels- 
vertrag. 

Schlichtung  völkerrechtlicher 
Differenzen  26,  81  ff. 

Schublieferungen,  Bayern,  durch 
nichtbayrische  Behörden  481. 

Schutzgebiete,  Rechtsverhältnisse 
149,  491;  Rechtsverhältnisse  der 
Landesbeamten  475;  Konsukige- 
richtsbarkeit  504;  Yormundschans- 
behörde  505—506. 

Schutzgenossen,  Konsulargerichts- 
barkeit 149. 

Schwarzbure  -  Rudolstadt,  Ge- 
setzgebung 484. 

Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Gesetzgebung  485. 

Schweden,  Staatsangehörigkeitsprin- 
zip 874;  Eheschliefsung  von  Schweden 
in  Baden  480;  Tod  von  Schweden 
in  Württemberg,  Mitteilungen  nach 
Schweden  498;  eheliches  Güter- 
recht 514. 

Schweiz,  Bechtsprechuns  187,  855; 
internationales  Privatredbt  im  Ent- 
wurf eines  Civilgesetzbuches  87  ff. 
(Staatsangehörigkeitsprinzip  88,  41, 
874;  lex  donucilii  88,  41  f.;  lex 
rei  sitae  88,  89,  41,  51;  Recht  des 
Erfüllungsortes  89,  41,  52;  locus 
regit  actum  89,  44  f.,  47;  lex  fori 
41:  Recht  des  Aufenthaltsorts  41; 
orore  public  48  f.,  45,  47,  51; 
Rückverweisung  48;  Redj^ocität  44 ; 
Personenrecht  45  f.;  Handlungs- 
fähigkeit 45;  Eheiähi^eit  44;  Ver- 
schollenheit 46;  juristische  Personen 
46;  Familienrecht  47 ff.;  Eherecht 
47  f.;  Legitimation  und  Adoption 
49  f.;  uneheliche  Geburt,  Vormund- 
schaft, Beistandschaft  50;  Erbrecht, 
Sachenrecht  51 ;  Obligationenrecht 
52;  Nachweis  fremden  Rechts  48); 
unsittliche  Rechtsgeschäfte  420;  Un- 
ftdlrente  von  Schweizern  in  Deutsch- 
land 476;  Warenzeichen  187;  Ver- 
jährung 187,  885  (mafsgebliches 
Recht):  Postportowesen  mit  deutschen 
Behörden  490;  Schweizer  Patent- 
behörden, Verkehr  mit  deutschen 
Gerichten  151;  unmittelbarer  Ge- 
schäftsverkehr mit  württemberdschen 
Behörden  498;  Verzeichnis  der  Ge- 
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richtabebörden  498;  Eheschliersong 
▼on  SchweiKern  iit  Baden  480;  Erb- 
recht nach  einem  in  Frankreidi 
domizilierten  Schweizer  385;  Vor- 
schu/fipflicht  der  aasw&rts  wohnenden 
Schweizer  wegen  der  ProzefBkosten 
187 ;  Vollstreckung  ausländischer  Ur^ 
teile  187;  mit  Spanien  gegenseitige 
Vollstreckung  von  Urteilen  157,  540; 
internationaler  AusUefeningSYerkehr 
(1890—1899)  840;  Auslieferungs- 
verkehr mit  Deutschland  488,  mit 
Holland  540 ;  Auslieferung  an  Deutsch- 
land 138 ;  Auslieferungsverfahren 
mufs  der  Strafverfolgung  vorangehen, 
Lebensmittelfälschung,  Auslleferungs- 
delikt  141  ff.;  kein  vorherises  Aus- 
Keferangsverfahren  bei  den  im 
Bunde&gesetz  vom  24.  Juli  1852 
nicht  genannten  Delikten  144;  Kon- 
sularkonvention mit  Rumänien  289. 

Seekriegsrecht  26,  2Sy  29;  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
885  ff.  (Zweck,  Gebiet,  Mittel  des 
Seekrieges,  Repressalien,  die  krieg- 
führenden Mächte,  kriegführende  und 
neutrale  Schiffe,  Ilospitalschiffe, 
Schiffbrüchige,  Kranke,  Verwundete, 
Durchsuchung,  Kriegskontrebande, 
Blockade,Pri8eneinschickung«  Waffen- 
stillstand, Waffenruhe,  Kapitulationen, 
Verletzung  der  Kriegsgesetze);  See- 
rechtsregem  für  den  spanisch-amerika- 
nischen Krieg  514;  Anwendung  der 
Grundsätze  der  Genfier  Konvention 
584;  s.  Prisenrecht  und  Haager  Kon- 
ventionen. 

Seelsorger  im  Kriege  29. 

Separatio  quoad  torum  et  men- 
sam,  s.  Trennung. 

Serbien,  Handelsvertrag  mit  Bul- 
garien 157;  Handels-  und  Zoll- 
vertrag sowie  Konsularvertrag  mit 
Deutschland  502;  Vorbehalte  zu  den 
Haager  Konventionen  vom  29.  Juli 
1899  589. 

Slam,  Schiedsgerichtsvertrag  mit  Öster- 
reich-Ungarn (1869)  85;  Freund- 
schalts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag mit  dem  vormaligen  Zoll- 
verein 503. 

Sicherheitsleistung,  s.  Prozefs- 
kosten. 

Slawonien -Kroatien,  Rechtsge* 
brauche  des  Volkes  348. 

Spanien,  Gesetzgebung  156;  Staats- 
angehörigkeitsprinzip 874;  Ur- 
sprungszeugnisse 156;  mit  Schweiz, 
gegenseitige  Vollstreckung  von   Ur- 


teilen 157,  540;  mit 
Ungarn  Schutz  von  Erfindongen, 
Marken,  Mustern  157;  Konaular- 
vertrag  mit  Deutschland  502;  See- 
rechtsregeln fUr  den  spanisch-ameri- 
kanischen Krieg  514;  Durchsuchongg- 
recht  514;  Auslieferungsvertrag  mit 
Gosta-Rika  540;  Vertrag  mit  Peru, 
seffenseitige  Mitteilung  standesamt- 
Rcher  Akte  540. 

Spanisch-amerikanischer  Krieg, 
Sammlunff  der  erlassenen  Instruk- 
tionen u.  Sreutralitätserklänmgen514. 

Spione  81,  580. 

Staatsangehörigkeit,  Erwerb  ond 
Vertust  (Württemberg  54;  Verlust 
bei  Verschollenheit  304;  FOhrong 
der  Vormundschaft  82;  Frankreich 
107;  Österreich  122;  Änderung  im 
Falle  der  Annexion  205  ff.;  veie 
Wahl  216,  218,  226;  Notwendif^keit 
der  217;  Verlust  der  St  seitens 
eines  Mindeijährigen,  eventuell  Fort- 
dauer der  elterlichen  Gewalt  291; 
Erwerb  durch  Geburt  in  Amerika 
309;  Erwerb  durch  Verheiratung  in 
England  435. 

Staatsangehörigkeitsprinzip, 
Österreich ,  Rufsland ,  Holland, 
Schweden,  Spanien,  England  374; 
Ilälien  10,  95;  Belgien,  FVankreich 
(code  civilX  Sachsen  95,  257,  258, 
874;  Schweiz  87,  88,  41,  49,  874: 
analoge  Anwendung  des  im  E.G.  zum 
B.G.B.  ftir  Inländer  aufgestellten 
St.  auf  Ausländer  95;  bei  der  Ehe- 
scheidung 846;  beim  Erbrecht  489. 

Staatsverträge,  s.  internationale 
Vertilge. 

Standesamtliche  Akte,  gegen- 
seitige Mitteilung,  Spanien  und 
Peru  540,  Frankreich  und  Chile  541. 

Standesregister ,  Auszüge  fürs  Aus- 
land 497. 

Statusfragen,  Zuständigkeit  aos- 
ländischer  Gerichte  432. 

Steuern,  s.  Doppelbesteuerung. 

Stenerrückstände,  Verweigerung 
der  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande 58. 

Stimmrecht  der  Annektierten  210. 

Strafen,  internationale  Kommission 
19;  Anrechnung  einer  im  Ausland 
verbüfsten  Strafe,  verschiedene  Straf- 
arten 821. 

Strafmafs,  Internat  Kommission  19. 

Strafnachrichten  an  Österreich 
477  (Bayern,  Hessen,  Lippe-Detmold, 
Mecklenburg-Schwerin,  Meddenburg- 
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Strelitz ,  Sachsen  -  Coburg  -  Oothai 
Sachsen  -  Meiningen ,  Schwanbnrff- 
Bndolstadt)  480-484. 

Strafrecht,  B^atongTor  deminter- 
ilationalenKongrefs  nkrTerrieichende 
Rechtswissenschait  in  Pans  17,  19; 
Bestrafung  eines  Franxosen  in  FVank- 
reich  wegen  im  Anslande  begangenen 
Delikts  nnd  wegen  einer  in  Frank- 
reich begangenen  Hehlerei  in  Be- 
ziehung auf  einen  im  Ausland  be- 
Kangenen  Diebstahl  463;  Vermösens- 
bescblagnahme  bei  im  Ausland  be- 
findlichen Personen  496;  s.  Delikt 
und  Auslieferung. 

Straftabellen,  Österreich  155; 

Strafkarten  in  Österreich  über  ver- 
urteilte Ausländer  156. 

Streitverkündung  an  einen  In- 
länder in  Ansehung  eines  aus- 
ländischen Prozesses  930]  im  Gegen- 
satz zu  der  italienischen  Garantie- 
klage 427. 

Südafrikanische  Republiken, 
Haager  Konferenz  25;  AUiancerertrag 
mit  Orai^iefineistaat  157;  Freund- 
schafts- und  HandelsTertntf  mit 
Deutschland  506;  als  Prozelspartei 
450,  454. 

T. 

Testament,  siehe  letctwiUige  Ver- 
fügungen. 

Transvaal,  siehe  südafrikanische 
Republik. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett, 
Zolässidceit  in  Deutschland  bei  Aus- 
ländem? 65-79;  845  ff.;  siehe  Ehe- 
scheidung. 

Tribunal  permanent  d*arbi- 
trage  93. 

T  singt  au,  Nachlafs  eines  in  Ts.  ge- 
storbenen Deutschen  387. 

Türkei,  das  Verfahren  vor  den  Civil- 
gerichten  170;  Prozefskostenvor- 
schufspflicht  der  Türken  in  Deutsch- 
land zo8]  Grundeigentum  und  Grund- 
buch 381  ff. ;  Grunderwerb  durch  Aus- 
länder 388;  Näherrecht»  Ebqpropria- 
tion,  Zwangsvollstreckung  in  Immo- 
bilien, Immobil. -PfandriBcht  383; 
Testamentserrichtuns  seitens  einer 
in  Ostramelien  wohnenden  Türkin 
bulgarischer  Religion  in  Konstant!* 
nopel  460;  Testamentsform  461; 
Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrag mit  Deutschland  503. 

Tunis,  Vertragsbeziehungen  mH 
Deutschland  50o. 


Ubergaagsfragen  im  intomationa- 
len  Privatrecht  375  ff. 

Übertragung  von  Forderungen,  s. 
Cession. 

uneheliche  Geburt,  Schweiz  50; 
Italien  388 ;  s.  Erforschung  der  Vater- 
schaft. 

Unerlaubte  Handlung,  s.  Delikt 

Ungarn,  Entwurf  einer  Civüprozefs- 
ordnun^,  insbesondere  die  für  den 
internationalen  Rechtsverkehr  bedeut- 
samen Bestinunungen  185  (Gerichts- 
organtsation  und  siu^lidie  Zuständig- 
keit 185,  Ortliche  Zuständigkeit,  Par- 
teien und  deren  Vertreter,  Armen- 
recht  186,  Verfahren  erster  Instanz 
187,  Prosefskosten,  Versäumnis, 
Wiedereinsetzumr  und  Einspruch  188, 
Rechtsmittel  189,  Wtederaufiiahme, 
Bezirksgerichtl.  Verfahren,  besondere 
Verfahrensarten  190,  Zuständigkeit 
für  Klaffen  gegen  Ausländer  oder  im 
Auslände  befindliche  Personen  190, 
prozessuale  Stdlung  der  Ausländer 
192,  RechtshilflB  193,  ausländisches 
Recht  196,  ausländische  Urkunden 
196);  Geburtsmatrikel,  Namenführung 
432;  kathol.  Familien- und  Eherecht, 
kanonisches  Recht  434;  Eheschlie- 
fsuoff  von  Ungarn  in  Baden  480; 
Unfallrente  von  ungarischen  Staats- 
anffehörigen  in  I]^utschland  476; 
Uriiundenbedaubigung  (Deutschland) 
476;  nach  Ungarn  bestimmte  Ur- 
kunden 496;  Kreditgenossenschaften 
514 ;  landwirtschaftliche  Arbeiter  514 ; 
s.  auch  Österreich  und  Österreich- 
Ungarn. 

Unmittelbarer  Geschäftsver- 
kehr mit  ausländischen  Stellen  493. 

Unsittliche  Rechtsgeschäfte, 
örtliches  Recht  für  die  Fnge,  ob  ein 
solches  vorliegt  ^0. 

Unterlassungen,  Erfüllungsort 327. 

Unt  ers  tu  tzungs  Wohnsitz, Luxem- 
burg 155. 

Urheberrecht  an  Werken  der  Lit- 
teratnr,  Kunst  und  Photographie 
(Deutschland  und  Österreich)  475, 
515,  (Hamburg  und  Österreich)  481 ; 
an  Werken  der  Litteratnr  und  Ton- 
kunst 476;  Vertrag  zwischen  Frank- 
reich und  Paraguay  540. 

Urkunden,  ausländische,  Legalisation 
290,  492;  Beglaubigung,  Österreich- 
Ungarn  und  Deutsdiland  476;  Be- 
glaubigung von  U.,  die  für  das  Aus- 
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land  beBtimmt  497;  bestimmt  f&r 
Östeireich-Ungani,  Bulgarien,  Rolfl- 
land,  Niederlande  488;  Konsulats- 
gebOhren  498. 
Ur  8  prangsseafnisse, Spanien  15^ 
ürugaay,  AuahefenmgBvertrag  mit 
Ö8teiTeicJi*Unganil57;  EEandeü-ond 
SchiffabxisTer&ag  mit  Deutschland 
503. 

Yaterschaftsklage,  Schveia  50; 
8.  Erfonchong  der  Yatenchaft. 

Verbürgong  der  Gegenseitig- 
keit, 8.  Vorschafspflicht 

Vereinigte  StaatenYonAmerika, 
8.  Amerika. 

Verffleichende  Rechtsvissen- 
Bchaf t,  internationaler  Kongrefs  in 
Paris  16  £ ;  Einsetsong  einer  inter- 
nationalen Kommission  17. 

Verjährung,  Schweis  187;  Mafs- 
geblichkeit  des  Erfüllungsortes  270; 
mafsgeblich  das  den  Anspruch  be- 
herrschende Becht  137,  385,  455; 
dürfen  die  Inländer  schlechter  ge- 
stellt werden  als  die  Ausländer  454. 

Verlagsrecht  476. 

Verlöbnis,  Form  99. 

Vermittelung  befreundeter  Mächte 
32,  51& 

Vernehmung,  eidliche  von  Prosefs- 
jmrteien  auf  Ersuchen  österr.  Gerichte 
153,  485;  8.  RechtshilfoTerkehr. 

Verpfändung  im  Ausland  von  Ge- 
schäftsanteilen einer  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  ohne  die  in- 
ländische Form  458. 

Verschollenheit,  Schweiz  46:  Vei^ 
last  der  StaatsanffehOrigkeit  303. 

Versicherung,  Befreiung  der  Aus* 
länder  von  der  Versicherungspflicht 
475,  482. 

Versicherung  auEidesstatt,  Ab- 
nahme ftü:  auswärtige  Bechtsange- 
legoiheiten  501. 

Versicherungsrecht,  englisches 
(See-  und  Feuerversicherung)  266; 
deutsches  Beichsgesets,  betr.  die  pri- 
vaten Versicherungsuntemehmungen 
475;  Bezug  von  ünfftllrenten  duurch 
Ausländer  476;  s.  die  einzelnen 
Länder. 

Versicherungsvertrag,  Mafsgeb- 
lichkeit  des  Erfüllungsortes  262, 
265  f.,  27a 

VIerteidigungsmittel  im  Kriege  31. 

Verwundete  imKri^  31;  im  See- 
kriege 890,  534;  im  £andkriege  529. 


Völkerrecht,  Fortbildung  durch  die 

Haager  Konferenz  28  ff. 
Völkerrechtliche     Differenzen 

Volljährigkeit,  England,  Italien, 
Dänemark  11;  Amerika  507. 

Vollstreckung,  ausländischer  Ur- 
teile 19:  ausl.  Urteile  in  Österreich 
^115, 119,472;  deutscher  Entscheid. 
in  Österreich  152-154,  324,  470, 
(Hessen,  Lippe-Detmold,  Mecklen- 
burff-Schwenn,  Mecklenburg-Strelitz, 
Sachsen,  Sachsen-Meiningen)  481 — 
4^,  in  Ungarn  195:  österreichischer 
Ekit8cheidungen  in  Deutschland  153« 
(Schaumburg-Lippe)  484;  ausländi- 
scher Urteile  in  aer  Schweiz  137,  in 
Bumänien  328,  in  Bufsland  334,  in 
Griechenland  446,  in  Deutschland 
430;  spanischer  Entscheid,  in  der 
Schweiz  und  schweizerischer  Ent- 
scheid, in  Spanien  157,  540;  desgl. 
fVankxeich  und  Belgien  541;  aus- 
ländischer Schiedssprüche  447 ;  Mit^ 
Wirkung  österr.  Gerichte  zur  Voll- 
streckimg  im  Ausland  129;  aus  österr. 
Kostenfestsetzungsbeschlüssen  keine 
Vollstreckuo^  2^9;  Wirkui^  aus- 
ländischer Yollstreckunpmauregeln 
280;  gegen  Ausländer  mt  Auslande 
278;  gegen  inländische  Niederlassun- 
gen von  Ausländem  279. 

Vollstreckungsurteil  88  f.;  kein 
V.  aus  österr.  Kostenfestsetzungs- 
beschlüssen 289. 

Vorbehaltsklausel,  Schweiz  43. 

Vormundschaft,  Staatsangehörig- 
keitsprinzip 82;  Schweiz  50;  Massa- 
chusetts 338;  im  Inlande  über  Aus- 
länder 81,  504 ff.;  voriäufifle  V.  bä 
einem  Ausländer  435;  ausländische 
Vormünder  506;  über  Inländer,  die 
im  Ausland  wohnen  505;  Abgabe  an 
ausländische  Behörden  seitens  der 
österr.  (^^erichte  130;  Abgabe  an  aus- 
ländische Gerichte,  wenn  die  bevor- 
mundete Deutsche  durch  Verheiratung 
Ausländerin  wird  79,  wenn  Mündd 
im  Ausland  wohnt  81 ;  in  den  Schutz- 
gebieten 505—506;  internationale 
Yormundschaftsbehandlung  489  ff.; 
Vormundschaftssachen,  Zostellungei 
n.  dergL  im  Auslande  492  ff. 

Vorschufspf licht,  s.  Prozelskosten. 


Waffenruhe  399. 
Waffenstillstände  31,  397,  531. 


AlphftbetiflcheB  Sachregister. 
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Warenherkunftsbezeichnang, 
internationales  ÜbereiiikommeD,  Mtr. 
die  falsche  461. 

Warenzeichen,  Schweiz  137;  An- 
wendung des  Warenzeichengesetzes 
vom  12.  Mai  1894  aof  Gewerbetrei- 
bende ohne  Niederlassung  im  Inland 
421. 

Wechselrecht,  s.  Handelsrecht  am 
A^fiuig;  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft 21;  Indossierong  übertragt 
nach  franzMschem  Re<£t  die  For* 
derunff  295. 

Wehrpflicht,  Yerletznng  (WOrttem- 
berg)  54. 

Weinfaischnng,  Aoslieferangsdelikt 
(Schweiz)  141  £ 

Wohnrecht  in  Frankreich  367. 

Wohnsitz  60;  der  Dienstboten  61; 
8.  aach  lex  domiciliL 

Wacherisches  Rechtsgeschäft, 
örtliches  Recht  für  die  Frage,  ob  ein 
solches  Torliegt  420. 

Wq  r  1 1  e  m  b  e  r  ff,  Oesetzsebong  153,485 ; 
Erwerb  und  Verlust  aer  Staatsange- 
hörigkeit 54;  Ehescheidung  457. 


Zanzibar,  Firenndschafts-,  Handels- 
und Schifbhrtsrertaig  mit  Deutsch- 
land 503. 

Zappa,  Affiure  Zappa  464. 

Zeitliche  KollisionsnormeUi 
Kollision  mit  örtlichen  373  iL 


Zeitschriftenüberschau  171,  550 
(s.  besonderes  Register). 

Zeuffenrernehmungen,  Österreich 
und  Enffland  158;  s.  auch  Rechts- 
hülfeverkehr. 

Zeugnisse,  über  fremdes  Recht  17. 

Zoll,  Nachforderung  297. 

Zolltarif,  Korwegen  155. 

ZollYortra([,  s.  Handelsvertrag. 

Zulässigkeit  des  Rechtswegs, 
Recht  des  Prozefsgerichts  mafsgeb- 
lich  432. 

Zusammenstofs  von  Schiffen  auf 
hoher  See  62 :  Ebnatzansprüche  der 
Erben  eines  oabei  Ertrunkenen,  lex 
fori  308;  Frankreich  155. 

Zuständigkeit  österreichischer  Ge- 
richte bei  Ehescheidungsklagen  111; 
Gerichtsstand  des  Vermögens,  wenn 
der  ausländische  Beklaj^  gegen  den 
inländischen  (österreichischen)  Kläger 
eine  Forderung  hat  134;  Öster- 
reichischer Gerichte  für  Klagen  g^en 
Ausländer  326;  ausländisdier  Ge- 
richte bei  Statusfragen  432. 

Zustellung,  Kosten  im  Verkehr  mit 
österreich-üngam  152, 155;  im  Aus- 
lande 492;  s.  Rechtshülfeverkehr. 

Zustellungsbeyollmächtigte  bei 
Zustellunsen  im  Auslande  4§ö. 

Zweigniederlassungen  im  Ausland, 
Einheit  mit  der  inländischen  Haupt- 
niederlassung 281;  inländische,  Ein- 
tragung, wenn  Hauptniederlassung  im 
Ausland  459. 


Z«ÜMlirift  t  intmn.  Prirat-  u.  Strafreoht  eto.    Ud.  XI. 
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